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Mitteilung. 


Herr  Professor  Dr.  K.  Bücher  in  Leipzig  ist  vom  57.  Jahrgang 
ab  in  die  Redaktion  der  >Zeitschrift  für  die  gesamte  Staaiswissen- 
schaft  eingetreten. 

Neben  der  Zeitsrhiifi  werden  seitdem  E  r ga  n  z  u  n  t( s  h  e  f  t  e  ausge- 
geben, *lie  einen  Sainuicli>unKt  bilden  sollen  f:ir  tiu  liligc  monographisehe 
Arbeiten ,  welche  wegen  ihres  l'mfangs  wctier  zur  Aufnahme  in  die 
Zeilschrii'i  selbst,  noch  auch  zum  Einzelverla«'  in  Ilucliforni  "eeitr- 
net  erscheinen.  Entsprechend  dem  Charakter  der  /.cit^ciuift  werden 
sie  das  ganze  Cebiet  der  Siaatswissensi  halten  umfassen,  auf'  dioem 
aber  nur  solchen  l'ntersuc  innigen  Raum  gewahren,  weh  lu-  iiach  tler 
methodischen  Seite  strengen  Ant'orderungen  genügen  und  mliahlich  eine 
wesentliche  Förderung  der  Wissenschaft  bedeuten.  Rein  konipilatorische 
Arbeiten  sind  ausgeschlossen. 

Die  Ergänzungsheftc  erscheinen  in  zwangloser  Folge  und  werden 
den  Abonnenten  der  Zeitschrift  zu  einem  Vorzugspreise  geliefert. 
Ausserdem  ist  jedes  einzelne  Heft  für  sich  zu  erhöhtem  Preise  kauflich. 

Die  Redaktion  der  Ergänzungshefte  besorgt  Herr  Professor  Dr.  Karl 
Bücher. 

Beiträge  für  die  Zeitschrift  sind  nach  wie  vor  an  Herrn  Dr.  A. 
Schäffle  in  Stuttgart  einzusenden. 

Die  Redaktion.  Die  Verlagshandlung. 


J.  C.  B.  MouB  (Paul  Siebeck)  in  Tr?BiNURX  und  Leipzig. 

Die 

Entwicklung  des  Sparkassenwesens 

im  Grossherzogtom  Baden. 

Ton 
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Gross  8.   1901.  Im  Einzelverkauf  M.  3.50. 
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Einleitung. 

Nach  einer  über  fünf  Jahre  sich  erstreckenden  Periode  höch- 
ster Blute  erfuhr  das  deutsche  Wirtschaftsleben  in  den  Jahren 
1900/1901  einen  überaus  heftigen  Rückschlag,  welcher  um  f^o  ver- 
heerender wirkte,  ab  er  auf  fast  allen  Gebieten  unerwartet  eintrat. 

Besonders  verhängnisvoll  wurde  der  Umschlag  der  Konjunk- 
tur dadurch ,  dass  das  bisherige  blinde  Vertrauen  ,  welches  fast 
alls^emcin  in  die  Dauer  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges  gesetzt 
worden  war,  durch  verschiedene  Ereignisse  schwer  erschüttert 
wurde. 

Das  Bekanntwerden  des  verwerflichen  Geschäftsgebarens  der 
Spielhagen-Banken  in  BerHn,  der  Pommerschcn  I  lypotheken- Aktien- 
Bank,  der  Mecklenbuig-Strelitzschen  Hypothekcii-I^ank,  der  Miss- 
crtoig  der  Aktiengesellschaft  für  Eisen-  und  ivohle-industne  in 
DitTerdingen-Dannenbaum,  der  Fabrik  feuerfester  und  säurefester 
Produkte,  Aktiengesetlschaft  Nauheim,  der  Bank  für  Bergbau  und  In- 
dustrie  inBorlin,  der  Allgemeinen  deutschen  Klehibahn-Gesellschaft, 
Aktiengesellschaft  Berlin,  der  Leipziger  Wollkämmerei,  der  Aktien- 
gesellschaft  Elektrizitätswerke  (vormals  O.  L.  Kummer  &  Co.)  in 
Dresden,  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel  in  Dresden 
IL  a.,  besonders  aber  der  Zusammenbruch  der  Leipziger  Bank 
und  der  Aktiengesellschafit  für  Trebertrocknung  in  Kassel,  dem 
anmittelbar  die  Aufdeckung  der  unerhörten  Fälschungen  des  Di- 
rektors der  Gerhard  Terlinden  Aktiengesellschaft  zu  Oberhausen 
folgte,  erzeugten  tiefgehendes  Misstrauen,  welches  sich  tn  erster 
Linie  gegen  die  Hypotheken-  und  » Anlage-Banken <')  richtete  und 
eine  Kreditkrisis  von  unabsehbaren  Folgen  herbeizuführen  drohte. 

I)  Der  Aasdmck  wird  liier  im  Sbmo  and  nach  dem  Vorgänge  Dr.  Fienge's  ange- 
wendet Ebenso  Teidenke  idb  ihm  die  weiter  natcn  gebrauchten  tennini  tecboid: 
»Anhahnegcsellschaft«,  »Ei||ia»mg!i&brikc,  «SelbitkaDdachaftigrändang«,  »Individual- 
betricb^geieUschaf t «. 

I* 
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Zahlreiche  Konkurse,  I-i(]uidatioiien  und  Sanierungen,  der 
Sturz  der  Heilbronner  üewerhrhank  ,  der  Spnr-  und  Vorschuss- 
Bank  in  Dresden,  Hessen  erkennen,  dass  manche  Unternehmung 
während  der  aufsteigenden  Periode  des  Erwerbslebens  ihre  finan- 
ziellen Kräfte  weit  überschritten  hatte,  und  dass  der  flotte  Ge- 
schäftsgang zu  einem  guten  Teile  künstlicher  Natur  gewesen  war. 

In  dem  ersten  Teile  der  vorliegenden  Arbeit  soll  der  Versuch 
gemacht  werden,  den  Zusammenbruch  der  Kreditanstalt  für  In- 
dustrie und  Handel  in  Dresden  zu  schildern,  während  in  dnem 
zweiten  Teile  der  Sturz  der  Leipziger  Bank  in  möglichster  Kürze 
dargestellt  wird.  Dabei  wird  zu  zeigen  sein,  wie  in  Sachsen  die 
Krisis  des  Jahres  1901  aus  den  falschen  Dispositionen  dieser  In- 
stitute und  der  mit  ihnen  eng  verbundenen  Industrie-Unterneh- 
mungen mit  Notwendigkeit  hervorgehen  musste.  Es  werden  sich 
aber  auch  mancherlei  Anhaltspunkte  ergeben,  um  die  eigentüm- 
liehen  Organisationsformen  zu  schildern,  welche  das  Eingreifen 
der  Anlagebanken  in  die  moderne  Industrieentwicklung  hervor- 
bringt, und  den  Einfiluss  zu  bemessen,  den  diese  Banken  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben. 

Ehe  wir  jene  Vorgänge  selbst  ins  Auge  fassen,  wird  es  nötig 
sein,  die  historischen  Voraussetzungen,  unter  denen  sie  eintraten, 
in  aller  Kürze  vor/uluhren. 

\\'ährcnd  der  Jahre  1S83  bis  1888  hatten  Befürchtungen  wegen 
der  Reibungen  zwischen  England  und  Russland  an  der  indischen 
Grenze  und  in  Afghanistan,  wegen  der  bulgarischen  Wirren,  sowie 
gleichzeitige  Zwischenfälle  an  der  deutsch-französischen  Grenze 
eine  allgemeine  politische  Beunruhigung  und  in  ihrer  Folge  eine 
Geschäftsstockung  verursacht,  die  erst  Ende  der  achtziger  Jahre 
einer  zuversichtlicheren  Stimmung  Platz  machte.  Die  in  der  Zwi- 
schenzeit erfolgte  Kapitalansammlung  und  eine  lange  zurückge- 
haltene Unternehmungslust  suchten  jetzt  Gelegenheit  zur  Betätigung. 
Diese  artete  aber  sehr  bald  in  spekulative  Uebertreibungen  aus, 
denen  allerdings  die  Konvertierung  zahlreicher  festverzinslicher 
Werte  den  Boden  geebnet  hatte.  Das  europäische  Kapital  suchte 
vielfach  in  überseeischen  Gebieten  eine  höhere  Verzinsung,  in  be- 
sonders starkem  Masse  in  Ai^ntinien.  Infolgedessen  richtete  die 
argentinische  Krisis  des  Jahres  1890  in  Europa  grosse  Verhee- 
rungen an.  Der  wirtschaftliche  Aufschwung  erfuhr  eine  jähe  Un- 
tcrbrecliung.  Für  die  ganze  Weltwirtschaft  trat  wieder  eine  Pe- 
riode des  Stillstandes  ein,  die  sich,  mit  kurzer  Unterbrechung  im 
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Jahre  1S93,  bis  zum  Jahre  1895  erstreckte. 

Jetzt  aber  erfolgte  ein  wirtschaftlicher  Aufschwung  von  fast 
unerhörter  Stärke  und  Ausdehnung.  Der  Bau  neuer  Bahnlinien 
im  In-  und  Auslande,  die  Vennehrung  der  Kriegsflotten  aller 
GrossmSchte,  die  lebhafte  Nachfrage  nach  elektrischen  Strassen- 
bahnen  und  Zentralen  fiir  elektrische  Ucht-  und  Kraftverteilung 
auf  grössere  Gebiete,  venmlassten  eine  starke  Beschäftigung  der 
Maschinenindustrie  und  Elektrotechnik,  die  wieder  zu  einer  ausser- 
ordentlichen Nachfrage  nach  Kohle  und  Rohstoffen  führte.  Bald 
übertrug  sich  der  flotte  Geschäftsgang  auf  diesen  Gebieten  auf 
die  gesamte  Volkswirtschaft.  £in  schrankenloser  Optimismus  ver- 
breitete sich. 

Hierzu  kam  noch,  dass  infolge  der  umfanf^reichen  Konver- 
tierungen festverzinslicher  Anlagepapiere  in  den  Jahren  1896/97 
die  Gunst  des  Kapitiilistenpublikums  und  der  Spekulation  sich  in 
ausgedehntestem  Masse  den  Industriewerten  zuwandte. 

Die  Gründungstati:_^keit  nahm  unter  diesen  Antrieben  ein 
geradezu  rasendes  Tempo  an.  Während  der  Kurswert  neuemit- 
ticrter  Industrie-Aktien  im  Jahre  1894  auf  79  MilHonen  Mark  ver- 
anschlagt wurde,  schätzte  man  ihn  im  Jahre  1899  auf  861  Millionen 
Mark.  Hiermit  erreichte  die  Gründungstatigkeit  ihren  Höhepunkt. 
Im  Jahre  1900  machten  sich  bereits  Anzeichen  eines  Konjunktur- 
Umschlages  und  eine  grosse  Nervosität  der  Börsen  bemerkbar. 
Der  Kurswert  der  in  diesem  Jahre  emittierten  Industrie-Aktien 
betrug  nur  461  Millionen  Mark. 

Ein  getreues  Spiegelbild  des  Geschäftsganges  geben  die  jähr- 
lichen Reingewinne  der  Reichsbank.  Diese  betrugen  in  Millionen 
Mark: 


1883:  10,$ 

189a:  12,0 

I8S4:  10,6 

1S03  :  17,6 

1885:  10,6 

1S94  :  11,4 

1886 :  7.7 

1895:  9,9 

1887:  to,5 

1896;  17,4 

1888:  8,1 

1897  :  19^ 

1889:  12,9 

189S  :  22,3 

1890:  20,7 

1899:  31.7 

1891  :  18,7 

1900 :  34,0. 
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z.  Geschicbüicher  Rückblick. 

Im  kapiulreichen  Sachsen  war  das  moderne  Bankwesen  um 
1890  noch  wenig  entwickelt.  Der  Schwerpunkt  der  Dresdener 
Bank  lag  in  Berlin,  und  an  sonstigen  Banken  von  Bedeutung 
waren  nur  die  Allgemeine  deutsche  Kreditanstalt  und  die  Leip> 
«ger  Bank  in  Leipzig  vorhanden.  Es  ist  demnach  erklärlich,  dass 
bei  den  sächsischen  Bankinstituten  das  BedOrfois  nach  Erweite- 
rung der  Geschäftstätigkeit  viel  lebhafter  war  als  anderwärts. 

Infolgedessen  wurde  hier  der  im  Jahre  1895  beginnende  wirt- 
schaftliche Aufschwung  von  den  meisten  Anlagebanken,  7.u  denen 
auch  die  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel  in  Dresden  zählt, 
als  willkommene  Gclcc^cnheit  zur  Geschäftsvergrösserung  benutzt. 
Diese  Bank  war  im  jähre  i8;;6  unter  der  Firma  Dessauer  Kre- 
ditanstalt für  Industrie  und  Handel  in  Dessau  gegründet  worden. 


Das  Aktienkapital,  welches  ursprünglich  34  000  000  Mark 

betrug,  wurde  bis  1870  durch  RDdckmof  auf   s8  000  000  >  , 

187s  dnrch  ZtmauneDlegang  auf   1 800000  *  , 

und  1882  durch  RUekkanf  anf,   I  557  ooo  • 

herabgesetzt. 

Dagegen  188S  um   i  043  000  > 

1890  •   1400000  » 

1893  «   1000  000  » 

1895  >   5000000  » 

1897   >   5000000  » 

1S99  »   5000000  > 

nuammen  auf  ao  000  000  Mark 

erhöht. 


Verwicldui^en  in  dne  Menge  industrieller  Unternehmungen 
hatten  die  Bank  gleich  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  schwer 
geschädigt,  sodass  sie  von  1857  bis  1871  nicht  in  der  Lage  war, 
Dividende  zu  verteilen.  Nach  einer  im  Jahre  1872  erfolgten  Re- 
organisation verblieben  dem  Institute  nur  noch  einige  in  Böhmen 
gelegene  Kohlenwerke,  sodass  es  bis  1895,  in  welchem  Jahre  diese 
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Werke  verkauft  worden,  vorwiegend  den  Charakter  einer  Berg- 
werksgeselbchaft  trug. 

1895  ^rd«  <lcr  Sitz  der  Gesellschaft  nach  Dresden  verlegt 
und  das  Institut  seinem  ursprünglichen  Zwecke,  dem  Betriebe  des 
Bankgeschäftes,  surückgegeben. 

In  dem  Geschäftsberichte  für  das  Jahr  1895  heisst  es  u.  a.: 

Die  GraflnlmsMunlni^  Tom  9.  Min  1895  gendmugte  den  Verkauf  der  böh- 
mischen BrarndtoUemrarke  der  Gesellschaft,  gab  ferner  ihre  Zustimmoog  m  dem  von 

den  Verwallungsorgartcn  gefassten  Beschhisse,  die  bankgeschäftliche  Tätigkeit  der  An- 
sult  wesentlich  zu  erweitern  and  zu  diesem  Behuf«  die  bisher  von  ihr  kommanditierte 
Firaia  Geoige  Meuiel  &  Co.,  lowie  die  Firaia  Horn  &  Dinger,  beide  in.  Dresden,  tu 
erwerben. 

Um  unser  Institut  von  Haoi  eus  in  jeder  Weise  konkurrenzfähig  zu  machen  und 
nit  sncreichenden  Mittchi  zu  versehen  ,  genügten  die  aus  obigem  Verkauf  resultie- 
lendcn  Gelder  nicht.  Infolgedessen  beantragten  die  Verwaltungsorgane  in  der  am 
1.  Ifü  1S9S  eiobenilciieik  GeneralvemmnUung,  das  Aktie»k«pital  Ton  5  «nf  10  Wü- 
lioaea  Bf  irk  n  erhöben.« 

Bereits  im  nächsten  Jahre  berichtete  die  Direktion: 

»Der  Umüuig  omcrer  Gctchlfte  erfahr  eine  weeentUdie  Zunahme  nidtt  allein  in 
dem  von  uns  speziell  kultivierten  EfTektengeschKfte ,  londem  auch  in  allen  übrigen 
Zweigen  des  Bankge^^chKrics.  nnii^entlich  im  Konto-Korrent*Verkebr,  sodass  onser  min» 
mehr  vollgezahltes  Aktienkapital  volle  Beschäftigung  fand. 

»Ganz  besonders  günstigen  Aufschwung  nahm  aber  der  Geschäftsverkehr  nach 
der  Vcreinignng  nnaerer  Firnen  George  Mensel  9t  Co,  and  Hon  de  Dinger  and  der 
damit  tnsammfnhUngenden  Eröffnang  anserer  miti^ceil  im  neuen  Banklolcale,  Alt* 
■arkt  13. 

In  den  Jaliresbilanzen  zeigten  die  hier  angeführten  Konten 
folgende  Veränderungen,  woraus  die  Ausdehnung  der  Banktätig- 
keit ersichtlich  wird. 


St.XIL 

Effekten- 
Kon  to 

Konsortial- 
Konto 

Konto-Korrenl- 
Schuldner  Gläubiger 

Accept-  und 
Aval- 
Konto 

M. 

M. 

M. 

M. 

1895 

2  007  600 

975  Soo 

12  125  700 

4  742  800 

449  000 

1896 

3  «35  600 

3  871  900 

10  313  600 

5791500 

4S7  000 

1897 

3933400 

3313900 

14  III  000 

7301800 

"  455  500 

iSgS 

4827600 

5  544  900 

20  685  300 

7831000 

8635000 

i8q9 

4  794  400 

5  834  400 

23  460  500 

7  600  000 

7  283  300 

1900 

5  911  500 

5  5'3  200 

22  741  600 

7  947  400 

10  776  700 

Die  Dividende  betrug  für  die  Jahre  1896 — 1900:  9,  9,  9,  9, 
7'/ä  Proz.  Der  Kurs  der  Aktien  stellte  sich  in  Berlin  Ende  1896 — 1900 
auf  140,50,  143,50,  138,25,  130,7;.  115,—  Proz.  und  am  15.  Juni 
1901,  dem  Tage  der  Konkurseröffnung  über  die  Akt.-Ges.  Kum- 
mer auf  21, —  Proz. 
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Die  Dividenden  und  Bilanzen  machen  den  hohen  Aktienkurs 
begreiflich.  Ausserdem  konnte  das  Publikum  die  kOnstUche  Ver- 
besserung und  Regulierung  desselben  nicht  kennen.  Bei  der  Bank 
hatte  em  Konto  zur  Kursregulierung  der  eigenen  Aktien  und 
ausserdem  dn  Konsortium  zum  Ankauf  derselben  bestanden.  Die 
letztere  Massnahme  ist  nicht  ungebräuchlich  und  auch  nicht  immer 
zu  verwerfen,  vorausgesetzt»  dass  sie  in  mässigen  Grenzen  gehalten 
wird,  da  die  Zufälligkeiten  der  Nachfrage  und  des  Angebots  oft 
unberechtigte  Schwankungen  des  Kurses  verursachen  und  unter 
den  Akttonären  unnötige  Beunruhigung  hervorrufen. 

Die  Dresdener  Kreditanstalt  hatte  zugleich  mit  der  übrigen 
Kundschaft  des  angekauften  Bankgeschäftes  George  Meusel  &  Co. 
auch  die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke  (vorm.  O.  L.  Kum- 
mer  &  Co.)  in  Dresden  übernommen.  Diese,  ein  junges  Elektri- 
zitätswerk, erfreute  sich  eines  guten  Rufes,  und  sehr  richtig  er- 
kannte die  Direktion  der  genannten  Bank,  dass  sich  ihr  in  dieser 
Firma  eine  vorzüt,diche  Gelegenheit  zur  Verwirklichung  ihrer  Ex- 
pansions-Bestrebungen bot. 

Fast  in  jedem  Jahre  .seit  ihrer  Umwandlung  in  eine  Aktien- 
gesellschaft wird  das  Anlage-  und  Betriebs-Kapital  dieser  Elek- 
triiitätsgesellschaft  durch  Erhöhung  ihres  Aktienkapitals  und  Aus- 
gabe von  Obligationen  vermehrt,  während  ihr  gleichzeitig  von 
selten  der  Dresdener  Kreditanstalt  ein  Kredit  eingeräumt  wird, 
der  beinahe  die  Hälfte  des  Aktienkapitals  dieser  Bank  erreicht. 
Im  Vertrauen  auf  die  Fortdauer  der  günstigen  Konjunktur  wird 
so  die  Aktiengesellschaft  Kummer  zu  bedeutender  Leistungsfähig- 
keit gebracht  und  zu  immer  ausgedehnterer  Tätigkeit  angespornt. 

Dieses  Vorgehen  bot  im  Prinzip  nichts  Neues.  Auch  andere 
Elektrizitätswerke  brachten  ihr  Aktienkapital  und  damit  ihre  Lei« 
stungsfahigkeit  auf  eine  enorme  Höhe. 

So  betrug  bereits  im  Jahre  1895  das  Aktienkapital  der  Kon- 
tinentalen Gesellschaft  für  elektrisciic  Unternehmungen  in  Nürn- 
berg 16  Millionen  Mark,  der  Elektri/.itats  A.-G.  vormals  Schuckert 
&  Co.  in  Nürnberg  12  Millionen  Mark,  der  Allgemeinen  Elektri- 
zitiits-Gescllschaft  Berlin  (1  deutsche  Kdison-Geselischaft)  22  Millio- 
nen Mark,  der  Gesellschaft  für  elektrische  Unternehmungen  in 
Berlin  30  Millionen  Mark. 

ICs  war  also  für  Kummer  hohe  Zeit  nachzukommen,  um  kon- 
kurrcnzfahlL;  zu  bleiben. 

Da  der  Kapitalbedarf  des  von  dieser  Firma  gebildeten  Kon- 
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cerns*)  Voraussetzung  für  die  Kapitalbeschaffungs-Methoden,  seine 
Schiebungspolitik  Voraussetzung  der  langen  Aufrechterhaltung  des 
ganzen  Baues  bilden,  so  ist  es  zweckmässig,  dessen  Geschichte 
zuerst  zu  schildern. 

Die  unter  der  Firma  »O.  L.  Kummer  &  Co.c  in  Dresden 
bestehende  Unternehmung  nebst  Werkstätten  für  Elektrotechnik, 
Mechanik  und  Maschinenbau  in  Niedersedlitz  b.  Dresden  war  am 
23.  Juni  1894  mit  Rückwirkung  vom  i.  Januar  1894  in  eine  Aktien- 
gesellschaft unter  der  Firma  »Aktiengesellschaft  Elek- 
trizitätswerke (vormals  O.  L.  Kummer  &  Co.)  in 
Dresden«  umgewandelt  worden. 

Der  Kaufpreis  wurde  gewährt  durch  Ucbcrnabme  von 
M.      32500.   auf  den  Grundstücken  haftender  Hypotheken,  ferner  durch  Uehcr» 
nähme  von 

•     400000.  Banksclralden  zur  dcenen  Berichtigang,  dwch  Gewilming  von 
9     534000.  in  bar  uu<\  Hingabe  von 

>     966000.  in  Aktien  nl  pari,  soda»  der  GesMutkaufpreis  die  Höhe  von 
I  922  500   Mark  erreichte. 
Das  Aktienkapital  betrug 
^94      M.  I  500  000.,  begeben  tu  116  Pros.  Üasaelbe  wurde  erböbt 

1896  um  M.  1 000  000.,      »      »  130  » 

1897  »     »2  000  coo.,       5        ■-   )6o  > 

1S98    »     »    3000000    Hiervon  dienten  I  200  ooo  M.  zum  Erwerb  von  i  500  ooo  M. 

Aktien  der  Elektrizitäts-Aktien-ücsellschaft  vorm.  Herrn.  I'öge, 
Cbemnttt,  wKhrend  1 800  000  M.  von  der  Dresdener  Kredit- 
anttftlt  m  165  Pros,  fiberoommen  und  den  Aktionären  zu 
170  Proz.  angeboten  wurden.   Ferner  wurde  da%  Aktienkapital 

1899  •  •  2500000,  erhöht,  welche  von  der  (genannten  Bank  zu  125  I'roz.  übernom- 
men und  den  Aktionären  zu  130  Proz.  angeboten  wurden. 

 Somit  erreiebte  das  Aktienkaj^lal  dcnCcMmtnondnalbetrag  von 

Alark  10  000  000. 

Hierzu  kamen  noch  folgende  Anleihen: 

I.  M.  5CX5  000.  4^2  Proz.  Obligationen  von  1895.  Diese  wurden 
am  28.  März  1899  gekündigt  und  am  i.  Juli  desselben  Jahres  zu« 

rückgezahlt,  dafür  aber  eine  neue  Anleihe  ausgegeben: 

II.  M.  1500000.  Proz.  auf  den  Namen  lautende  Tcil- 
schuldverschreibun^cn  von  1S99.  Als  Sicherheit  wurde  eine  Kau- 
tionshypothek iiher  1600000  Mark  zur  ersten  Stelle  auf  den  Grund- 
besitz in  Niedersedlitz  zu  Gunsten  der  Dresdener  Kreditanstalt 
gegeben. 

t)  Man  versteht  unter  Koncern  eine  Interessengemeinschaft  rechtlich  verscbie« 
dener  Personen,  welche  SO  eng  ist,  dass  dieselben  in  Wirklicbkeit  eine  wirtschaft- 
liche Person  bilden. 
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Am  14.  Januar  1901  wurd«  cid«  weitere  Anleihe  angenommen: 
m.  M.  2  500000.  5  Proz.  auf  den  Namen  lautende  Teilschuld- 
verschreibungen, die  rückzahlbar  mit  102  Proz.  ab  l.  Juli  1906  waren. 
Zar  Sicherstellung  diente  eine  Kautionshypothek  zu  Gunsten  der 
Dresdener  Kreditanstalt  im  Betrage  von  2  600000  Mark  auf  das 
Fabriketablissement  in  Niedersedlitz  zur  zweiten  Stelle,  unter  Mit* 
belastung  des  Elektrizitätswerkes  in  Niederlössnitz  zur  ersten  Stelle. 

Denuiach  besass  die  Gesellschaft  bei  ihrem  Falle  an  eigenen 
Mitteln:  M.  lOOOOOOO  Aktien  und  M.  400000O  Teilschuldver- 
schreibungen, für  welch  letztere  der  Zinsendienst  jährlich  192500 
Mark  erforderte. 

Die  Reservefonds  beliefen  sich  nach  der  letzten  Bilanz  auf 
rimd  3162000  Mark. 

Zu  den  Gründern  der  Aktiengesellschaft  Kummer  c;chören: 
Geori^'e  Mcusel  &  Co.,  Dresden,  Horn  &  Dinger,  Dresden. 

Den  Aufsichtsrat  bildeten  beim  Zusammenhruclie:  General- 
konsul Kommerzienrat  Th.  Horn  in  Dresden  (Direktor  der  Dres- 
dener Kreditanstalt),  Bürgermeister  a.  D.  Klötzer  (desgl.),  Gene- 
ralkonsul a.  D.  \on  Rosencrantz  anf  Sciiönbach  (Yorsitx.cnder  des 
Aufsichtsrats  der  Kreditanstalt),  Aibrecht  Graf  von  Alvenslcben, 
Kammerherr  und  Erbtruchsess  auf  Exleben  und  Ostrometzko, 
Fabrikbesitzer  Karl  Römer,  Dresden. 

Die  Direktion  wurde  dem  Konsul  a.  D.  A.  Denso  und  dem 
Kommerzienrat  O.  L.  Kummer  (zugleich  Aufsichtsrat  der  Dresde- 
ner Kreditanstalt)  übertragen. 

Die  Dividende  betrug  1896 — 1900 :  10,  10,  n,  10,  oProz.  Der 
Kurs  der  Aktien  stellte  sich  in  Berlin  Ende  1896—1900  auf  181, 
206,50,  184,  159,50,  111,75  und  am  15.  Juni  1901  dem  Tage  der 
Konkurseröffnung  auf  10,75  ^toz.  Der  Kursrückgang  in  den  letzten 
Jahren  ist  jedoch  bei  den  Aktien  von  Elektrizitätswerken  allge- 
mein zu  beobachten. 

Wie  schon  erwähnt,  musste  die  Aktiengesellschaft  Kummer 
sich  beeilen,  um  gegen  ihre  grossen  Konkurrenten  aufkommen 
zu  können.  Nächst  der  Beschaffung  der  Betriebsmittel  gilt  daher 
ihre  grösste  Sorge  der  BeschalTung  von  Aufträgen  und  Weiter- 
verwertung der  von  ilir  geschaffenen  Anlagen. 

Da  die  ihr  von  der  Privatkundsciiaft  erteilten  Aufträge  und 
die  auf  Grund  von  Konzessionen  tür  eigene  Rechnung  zu  errich- 
tenden Anlagen  sie  nicht  genügend  beschältigen ,  so  werden  in 
rascher  Folge  »Au  fu  ahm  egesellsc  haften«  gegründet. 


d  h.  Gesellschaften,  welche  die  Aufgabe  haben,  Elektrizitätsan* 
lagen  ftir  eigene  oder  fremde  Rechnung  zu  finanzieren,  deren 
Ausführung  sie  ganz  oder  teilweise  Kummer  übertragen. 

Um  die  Durchführung  der  verschiedensten  Unternehmungen 

zu  ermöglichen,  werden  bestehende  Werke  als  'Ergänzungs- 
fabriken« für  die  Fabrikation  Kummers  in  Aktiengesellschaften 
umgewandelt,  wobei  sich  Kummer  die  ausschlaggebende  Stimme 
sichert.  Zur  Abstossung  vollendeter  oder  nahezu  fertiger  Anlagen 
werden  >SelbstkundscIiaftsf;riindun£:^en«  vorj:jenom- 
men.  Auf  diese  \\'t:i.se  entsteht  inncrlialb  wenif^rr  Jahre  der 
Kumme  r's  che  K  o  n  c  c  r  n  ,  weicht  r  die  Leichtigkeit,  mit  der 
jtiristische  Personen  r'cschatl'en  werden  können,  zu  zahlreichen 
Schiebungen ')  benutzt,  um  seine  Zwecke  zu  erreichen. 

Unter  den  Gründern,  Aufsichtsräten  und  Direktoren  der  zu 
dem  Koncern  gehörigen  Gesellschaften  begegnet  man  fast  stets 
denselben  Personen.  Ueber  die  Gründungsvorgänge  selbst  be- 
richtete die  Revisionskommission  der  Dresdener  Kreditanstalt : 

»Nach  den  Buchungen  zu  urteilen  ist  eine  s>oIche  Gründung  foIgenderma.<Lsen 
vor  flieh  gegangen.   Vielictcbt  eine  Stimde  vor  Beginn  der  betreffienden  Gritnder- 

«itiung  sind  die  Gründer  an  der  Kasse  der  Kreditanstalt  erschienen  und  haben  sieb 
dort  jeder  ■Ii--  Suinnie  gehen  lassen,  mit  welcher  er  sich  nn  der  Gründiinp;  beteiligen 
wollie.  In  der  ."^iuung  selbst  hat  dann  der  protokollierende  Notar  die  Herren  auf- 
gefordert, dem  §  195  den  Ii.G.B.  zu  entsprechen,  nämlich  die  darin  geforderte  bare 
Enuabliuig  von  mindestena  ein  Vierteil  dei  Nennfaetnges  der  Aktien  so  telaten.  Nach- 
dem das  geschehen,  hat  dann  der  NotW  die  Gesamtsonine  dem  Direktor  der  soeben 
gegrünHf'trr;  < ;  'Ivrh.-ift  ilbcrqeben,  und  dieser  hat  die-^elhe  darauf  ander  nämlichen 
Kasse  der  Kreditanstalt  wieder  abgeliefert,  von  der  sie  in  einzelnen  Beträgen  wenige 
Stunden  vorher  abgeholl  worden  war.« 

Die  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Barzahlung  ist,  wie  auch 
spater  bei  der  Leipziger  Bank  gezeif^t  werden  wird,  heutzutage 
eine  ganz  leere  Forni,  und  auch  die  Gründer  spielen  oft  nur  die 
Rolle  von  Statisten. 

9.  Das  GeschSftsjahr  1895. 

Bereits  am  23.  Februar  1895.  genau  acht  Monate  nach  der  Grün- 
dung der  Aktiengesellschaft  Kummer,   wird  von  deren  Gründern 
die  erste  Aufnahme-Gesellschaft  in  der  »  A  k  t i e  n  g  e  s  e  1 1  s  ch  a f  t 
für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen^   mit  einem 
Aktienkapital  von  2000000  Mark  ins  Leben  geruten. 

ij  Transaktionen,  durch  welche  xunächst  fiktive  Werte  geschaffen  werden. 
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In  dem  Geschäftsberichte  der  Aktiengesellschaft  Kummer  für 
das  Jahr  1894  heisst  es: 

»Von  dem  VerbUtnbi  in  wdchcm  wir  zu  der  kürzlich  in  daz  Lebe»  getfet«aeii 

Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  stehen,  erwarten  wir  günstige 
Erfolge  in  Aufnahnne  solcher  Geschäfte,  die  nicht  für  feste  Rechnung  der  besieller 
zu  gehen  haben.  Die  Gelegenheit  zur  TUtigkcit  in  dieser  Richtung  hat  &ich  in  ielzlcr 
Zeit  bezoaden  hSufig  gezeigt  und  hierdurch  zur  Errichtung  der  Geaellschait  beige- 
tragen.« 

Die  Direktion  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen 
und  Bahnen  wird  u.  a.  Bruno  Kirsten  übertragen,  der  zugleich  Pro* 
kurist  der  Dresdener  Kreditanstalt  ist. 

Am  12.  Oktober  1S95  werden  die  Aktien  an  der  Dresdener 
Börse  zu  131  Proz.  mit  Erfolg  eingeführt.  An  dt  ni  Aktien-Ueber- 
nahme  Konsortium  war  die  Dresdener  Kreditanstalt  beteiligt. 

Der  Zweck  der  Gesellschalt  wird  in  §  3  ihrer  Statuten  fest- 
gesetzt, welcher  sagt : 

V Gegenstand  der  Unternehmung  \si  der  H.xu,  der  Krwerb  und  der  IJetrieb,  sowie 
die  Finanzierung  elektrischer  Bahnen  und  clektrii>cher  Heleuchtung&anlagen,  sowie  die 
Uebemahroe  von  Anlagen,  Konzessionen,  Werten  und  Untemdiinnngen  aUer  Art, 
welche  mit  elektrischer  Lichtcrzeugung,  Kraftflbertragung  und  Elektrizität  zusammen- 
hfingen,  endiich  <!ie  geweihsni.^s.sige  Verwertung  und  Verwendung  dez  elelttriMhen 
Stromes,  in»be»ondcic  /u  ijewcrMichen  /ui  kkcii  » 

Nach  §  6  konnte  die  Gesellschaft  Filialen,  Niederlassungen, 
Agenturen  und  Compluirs  überall  innerhalb  und  ausserhalb  Deutsch- 
lands auf  Beschluss  des  Aufbiclusrates  errichten. 

Der  Bericht  über  ihr  erstes  Geschäftsjahr  1895  spricht  sich 
überaus  hoffnungsvoll  aus  und  zeugt  bereits  von  reger  Tätigkeit. 
Die  GescUschalt  halte  Konzessionen  eiiiaSieu  zur  Knichtung  von 
Stadtzentralen  in  Glauchau  (für  städtische  Rechnung),  in  Meerane 
i.  S.»  Plauen  b.  Dresden,  Gössnitz  i.  S.A.,  Osthofen  b.  Worms  und 
Nordseebad  Wyk  auf  Föhr,  deren  Ausfuhrung  vertragsmässtg  von 
der  Aktiengesellschaft  Kummer  übernommen  wurde. 

Die  Gesellschaft  hatte  also  einen  Mischcharakter.  Halb  war 
sie  Aufnahmegesellschaft,  halb  kaufmännische  Abteilung  von 
Kummer. 

In  bezug  auf  die  Weiterverwertung  der  lur  eigene  Rechnung 
erbauten  Werke  heisst  es  in  dem  Berichte: 

»Fine  Reihe  unserer  Stadtzentralen  dürfte  noch  in  diesem  Jahre  dem  Betriebe 

übergeben  werden,  und  beabsichtigen  wir  nach  ordnung>mäs^i,;er  Ufbergabe  die 
Fortführung  des  Betriebes  besonderen  Aktiengesellschaften  /u  überlassen,  welche  zu 
diesem  Zwecke  von  uns  ins  Leben  gerufen  werden,  und  bei  denen  wir  uns  finanziell 
beleilicen.« 
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Der  Zweck  hierbei  war,  neben  dem  Fabrikationsgewinn  einen 
Veräusscrungsycwinn  zu  erzielen. 

Die  Dividende  für  1895  betrug  5  Proz. 

Auch  das  SUmmhaus»  die  Aktiengesellschaft  Elektrizitäts- 
werke vormab  O.  L.  Kummer  &  Co.  berichtet,  dass  in  dem  Ge- 
schäftsjahre 1895  die  an  seine  Leistungsfähigkeit  gestellten  An- 
sprüche stetig  gewachsen  sind,  und  dass  sich  hieraus  die  Notwen- 
digkeit neuer  Bauten  zur  Ausdehnung  der  Arbeitsräume,  sowie  die 
Vermehrung  des  Inventars  an  Maschinen  und  Werkzeugen  ergeben 
habe,  sodass  die  Verwaltung  sich  veranlasst  sieht,  der  General- 
versammlung vom  18.  Mai  1896  eine  Erhöhung  des  Aktienkapi- 
tals um  eine  Million  Mark  vorzuschlagen. 

Sicher  war  hierbei  der  Wunsch  massgebend  gewesen,  grosse 
Objekte  für  eigene  Rechnung  durchführen  zu  können. 

Ueber  die  Art  und  Weise,  auf  welche  die  Aktiengesellschaft 
Kummer  sich  Aufträge  verschafft,  erfahrt  man  aus  folgender  Stelle 
des  Berichtes: 

»Ein  erschwerender  Umstand  b«.-;  Fr!ant;ung  von  Aiiflrageii  fallt  leider  noch  sehr 
mi  Gewicht ;  es  ist  dies  das  immer  mehr  bei  Behörden  und  Privaten  gcbräuctiltch 
werdende  Vcrbbren.  an  dektroteclmische  GesehKfte  die  Anforderung  m  stdlen,  be- 
dartcnde  Piojdtte.  bei  deren  Ausführung  nur  der  kleinere  Teil  der  Liefenmgen  in 

die  Fabrikationssphäre  dieser  Geschäfte  TjUlt,  in  ingenicurwissenschnftlichcr  und  kom- 
tnerzirllcr  üeziehnn^  kostenlos  nusziiarbcilen,  dio  erforderlichen  Aufnahmen  tv.  ninchen 
und  notwendige  Unterlagen  lu  befahlen,  sodass  bei  der  gleichfalls  sehr  kusls^^icligen 
iaMcren  Anwuttnng  dieser  Firojdäeneirbeitnngen  und  dem  Terbiluiisnilissie  geringen 
Protentseti  lolcher,  der  nun  wirkliclien  Anffareg  flihrt,  grüiwre  laufende  Aasgaben 
enn'achsen,  wogegen  der  eventuelle  Gewinn  beim  Auftrage  kaum  genüt,'cndcs  Aequt- 
valer-t  bietet.  Zu  vcrmeiflcn  ist  es  nicht,  für  solche  Zwecke  den  notitjcn  Stab  an 
tcciiniachen  Beamten  zu  halten,  was  natürlich  auf  die  Geschäftsunkosten  seinen  Em- 
tes  flbea  nuM.« 

Aus  diesem  Grunde  ist  es  für  die  Gesellschaft  wünschenswert, 
mit  eigenen  Konzessionen  zu  bauen.  Sie  wendet  sich  daher  in 
diesem  Jahre  dem  Baue  und  Betriebe  von  elektrischen  Vollbahnen 
für  eigene  Rechnung  zu,  wobei  sie  jedoch  Objekte  in  Angriff 
nimmt,  welche  ihre  Kräfte  bei  weitem  Übersteigen,  und  sie  sich 
ausserdem  überaus  leichtfertiges  Kalkulieren  zu  Schulden  kommen 
lässt.  Es  beginnen  die  Arbeiten  für  die  von  der  bayerischen 
Rec^iernng  auf  99  Jahre  konzessionierte  Vollbahn  Bad  Aibling — 
Wendelstein,  sowie  auf  Grund  einer  Vorkonzession  die  Arbeiten 
für  die  Strecke  Murnau — Kohlgrub — Oberammergau,  eigene  Kon- 
zessionsobjekte ,  an  die  man  schon  bei  der  Gründung  der  ersten 
AufnahmegeselUchaft  gedacht  hat. 
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3.  Das  Geschfiftsjahr  1896. 

Das  Geschäftsjahr  1896  hat  fiir  die  beiden  Verbündeten,  die 
Aktiengesellschaft  fttr  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  und  die 
Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke,  nach  ihren  Berichten  eben« 
falls  befriedigende  Resultate  ei^reben  und  schliesst  für  beide  mit 
erfreulichen  Aussichten. 

Erstere  Gesellschaft  hat  ihr  Augenmerk  besonders  auf  den 
Bahnbau  gerichtet  und  verschiedene  Projekte,  von  welchen  sie 
sich  sehr  günstige  Ergebnisse  verspricht,  zum  Abschlüsse  ge- 
bracht. So  erhält  sie  die  Konzession  zum  Bau  einer  elektrischen 
Bahn  Leipzig-Merseburg,  sowie  im  Zschopau-Tale,  femer  vom 
preussischen  Ministerium  zum  Bau  einer  Kleinbahn  in  Oberscble- 
sien,  sowie  einer  Kingbahn.  Die  Stadt  Sinsheim  in  Baden  erteilt 
ihr  die  Konzession  zur  Errichtung  einer  Licht-  und  Kraftzentrale. 
Mit  der  Eisenbalindirektion  Altona  wird  unter  Genehmigung  des 
preussischen  Ministeriums,  ein  Vertra:^  abgeschlossen,  wonach  die 
Gesollschaft  sämtliche  neue  Buhnhotsanlagen  in  Kiel  mit  Strom 
für  Licht-  und  Kraft/.wecke  zu  versorgen  hat.  Ein  gleicher  Ab- 
schluss  wird  mit  der  Gcneraldirektion  der  säclisisclien  Staatseisen- 
bahnen unter  Genehmigung  des  sächsischen  Ministeriums  erzielt, 
zwecks  Stromlielerung  tur  die  Bahnhofs-,  Kai-  und  Hafcnanlageu 
in  Riesa.  Der  Abschluss  einer  Reihe  weiterer  sehr  umfangreicher 
Stadtzentraien  und  BiJinen  steht  Ende  1896  in  Aussicht.  Die 
Ausführung  wird  natürlich  stets  der  Aktiengesellschaft  Kummer 
übertragen. 

Es  tritt  also  wieder  der  Mischcharakter  der  Gesellschaft  her- 
vor: harmlose  Weitergabe  von  Aufträgen  und  Uebernahme  eigener 
Konzessionen,  von  denen  letztere  jedoch  wegen  des  damit  verbun- 
denen Risikos  und  wegen  der  Festlegung  der  Mittel  gefahrlich  sind. 

Die  Dividende  für  1896  beträgt  6  Proz. 

In  diesem  Jahre  ist  bereits  eine  Schiebung  zu  beobachten, 
indem  die  Gesellschaft  die  Baltische  E  1  e  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s  -  A  k- 
tienge  Seilschaft  vormals  E.  E  1  o  h  r  &  D  e  v  a  r  a  n  n  e  in 
Kiel  gründet  und  dieser  ihr  Elektrizitätswerk  Wyk  auf  Föhr 
käuflich  uberlässt. 

Zweck  der  neuhegriindeten  Aktiengesellschaft  ist  die  Ueber- 
nahme und  Eorttuhrung  der  in  Kiel  unter  der  Eu'ina  E.  Elohr  &  Deva- 
ranne  bestellenden  elektrotechnischen  Unternehmung.  Ausserdem 
wird  ihr  die  Generalvertretung  der  Aktiengesellschaft  für  elekth- 
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sehe  Anlagen  und  Bahnen  für  das  baltische  Gebiet  übertragen. 

Die  Aktien  wurden  im  Juni  1899  an  der  Berliner  Börse  zu 
13  S  Pros,  eingeführt. 

Im  Jahre  1896  beteiligt  sich  die  Aktiengesellschaft  für  elek- 
trische  Anlagen  und  Bahnen  femer  bei  einer  Kummer 'sehen  Grün- 
dung,  der  AktiengeseUsdbaft  Deutsche  Kabelwerke,  vormals  Hirsch- 
mann  &  Co.,  Berlin— Rummelsburg. 

Die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke  (vormals  O.  L. 
Kummer  &  Co.)  fiihlt  sich  im  Jahre  1896  veranlasst ,  in  ihren 
wesentlich  erweiterten  Werkstätten  eine  grössere  Anzahl  Arbeiter 
einzustellen  und  den  Kreis  ihrer  Geschäfte  ansehnlich  zu  ver- 
mehren >allerdings  erlaubten  dies  die  zur  Verfügung  stehenden 
l-'onds  nicht  in  dem  Masse,  wie  die  mit  Riesenschritten  sich  ent- 
wickelnde elektrische  Industrie  es  verlangte.« 

Die  Verwaltung,'  sieht  sich  daher  vor  die  Xotwendi;j;kcit  j^e- 
stellt,  der  am  10.  April  1897  einberufenen  aussctcrdciUlichen  Gene- 
ralversammlung eine  abermalige  l>h()hung  des  Aktienkapitals  von 
2500000  M.  auf  4500OCO  M.  vorzuschlafen. 

Von  den  i^'i6  ausgeführleii  grösseren  Anlagen  werden  die 
Zentralanlagen  ini  l'lauen'scheii  Grunde  und  in  Niederlössnitz,  ferner 
in  Meerane,  Gössnitz,  Glauchau,  Plauen  b.  Dresden,  Siegmar  b. 
Chemnitz,  sowie  in  Bad  Elster  und  die  normalspurige  Bahnanlage 
Aibling — ^Jenbach— Wendelstein  als  die  bedeutendsten  genannt,  die 
eine  Gesamtsumme  von  ca.  drei  Millionen  Mark  repräsentieren. 
Im  Bau  b^iffen  waren  Ende  1896:  die  elektrische  Bahn  Mühlheim 
a.Ruhr — ^Styrum,  die  Zentrale  Osthofen  i.  Pfalz,  sowie  die  elektrische 
Bahn  Murnau-Oberammergau,  fOr  welche  die  Gesellschaft  eben- 
falls me  bei  der  vorerwähnten  Bahn  Aibling — ^Jenbach — ^Wendelstein 
eine  Konzession  auf  99  Jahre  von  selten  der  bayerischen  Regie- 
rung erhalten  hatte,  weiter  grössere  Dchtanlagen,  wie  die  Strassen- 
beieuchtung  Dresdens  und  die  Anlagen  im  Schlachthofe  daselbst, 
Aufträge  der  kaiserlichen  Marine  und  solche  für  sonstige  behörd' 
liehe  oder  private  Rechnung. 

Den  Bau  der  Zentralen  in  Meerane,  Gössnitz,  Glauchau,  Plauen, 
Osthofen  hatte  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  in  Auftrag  gegeben. 

Auch    die  Aktiengesellscliafi  Kumiuer   beteiligte   sich  durch 
Uebcrnalinu   von  Aktien  bei  der  Gründung  der  Baltischen  Elcktri- 
ZJtäts- Aktiengesellschaft  in  Kiel. 

Ferner  gründet  sie  in  diesem  Jahre  zur  Ergänzung  der  eigenen 
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Fabrikation  in  Gemeinschaft  mit  der  Dresdener  Kreditanstalt  und 
der  Aktiengesellschaft  (&r  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  die 
Aktiengesellschaft  Deutsche  Kabelwerke  vor- 
mals Hirschmann  &  Co.,  Berlin — Rummelsburg. 
Zweck  dieser  Gesellschaft  ist  Herstellung  elektrischer  Leitungen 
und  Kabel  aller  Art.  Die  Gesellschaft  kann  elektrotechnische  oder 
andere  damit  verwandte  Unternehmungen,  Telegraphen-  und 
Telephongesellschaften,  Kupferwerke  gründen,  erwerben  oder  sich 
an  Unternehmungen  solcher  Art  direkt  oder  indirekt  beteiligen. 

In  demselben  Jahre,  am  22.  Juni  1896,  wird  von  der  Dres- 
dener Kreditanstalt  eine  Unternehmung  ins  Leben  gerufen,  wie 
sie  damals  in  Deutschland  noch  nicht  gegründet  worden  war: 
die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  in 
Dresden,  mit  einem  Aktienkapital  von  3  Millionen  Mark,  bei 
25  Proz.  Einzahlung,  deren  Aulgabe  indessen  nicht,  wie  die  der 
Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen,  in  der 
Finanzierung  speziell  Kummer'schcr  Anlagen  und  Unternehmungen 
bestehen  sollte,  sondern  in  der  Forderung  der  Industrie  im  wei- 
testen Sinne  •  Beteiligung  an  industriellen  Unternehmungen  und 
Eisenbaiingcsellschaften,  Gründung  und  Finanzierung  solcher  be- 
hufs Wciterveräusserung  oder  Weiterbetriebs,  Erwerbung  von  Ak- 
tien, Obligationen  und  sonstigen  Titeln  und  Forderungen  indu- 
strieller Unternehmungen  und  Veräusserung  derselben. 

Da  diese  Gesellschaft  bei  der  Bildung  des  Kummer'schen 
Koncems  grossen  Anteil  hat,  so  ist  es  nötig,  sie  hier  mit  zu  be- 
sprechen. 

Die  Direktion  wurde  Georg  Hölzl  und  Bruno  Kirsten  über- 
tragen, beide  zugleich  Prokuristen  der  Kreditanstalt  für  Industrie 
und  Handel,  letzterer  ausserdem  Direktor  der  Aktiengesellschaft 

für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen. 

Die  Aktien  dieser  Gesellschaft  werden  ebenfalls  mit  Erfolg 
im  Juni  1S96  zu  105  Proz.  aufgelegt  und  an  der  Dresdener  Börse 
eingeführt. 

Die  Dividende  für  1896  betrug  8  Proz.  p.  r.  t. 

In  ihrem  Gründungsjahr  beteiligt  sich  die  Gesellschaft  an  der 
am  16.  Oktober  1896  ebenfalls  /.um  Zwecke  der  Fabrikationser- 
gänzung Kummers  erfolgten  Gründung  der  »W  a  g  e  n  b  a  u  a  n  - 
stalt  und  Waggonfabrik  für  elektrisc  Ii  e  Bahnen, 
(vormals  VV.  C.  F.  B  u  s  c  h)  Aktiengesellschaft«  iu  1  i  a  m- 
b  urg. 
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Zu  den  GrOodem  dieser  Gesellschaft  zählten  die  beiden  Di- 
rektoren der  Allgemeinen  Industrie-Aktiengesellschaft,  sowie  ein 
dritter  Prokurist  der  Dresdener  Kreditanstalt  Ihr  Zweck  sollte 
sein:  Bau  und  Verwertung  aller  Arten  Wagen  und  Waggons,  ins> 
besondere  für  elektrische  Bahnen  und  VoUbahnen,  dann  aller  für 
Eiektrixitätswerke  und  elektrische  Betriebe  erforderlichen  Artikel 
etc.  Die  Aktien  wurden  erfolgreich  im  Juni  1898  zu  132,50  Proz. 
aufgelegt  und  an  der  Berliner  und  Dresdener  Börse  eingeführt. 

4.  Das  Geschäftsjahr  1897. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1897  ist  demnach  die  Situation  fol- 
gende : 

An  der  Spitze  des  Koncerns  steht  das  Bauhaus,  die  Aktien- 
geselisch  if-  Kummer,  welches  bauen  will  und  Aufträge  und  Er- 

gänzun^slabriken  braucht. 

Aufträge  erhält  die  Gesellschaft  von  ihrer  Privatkundschaft, 
ferner  auf  dem  Wes^c  der  Konzession  und  durch  die  Aufnahme- 
Gesellschaften:  die  Akiicn^esellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  und  die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft,  beide  in 
Dresden. 

Als  Krgänzungsfabriken  dienen  die  Aktiengesellschaft  Deut- 
sche Kabelwerke  in  Berlin  und  die  Wagenbauanstalt  und  W  ag- 
gonfabrik für  elektrische  Bahnen  Aktiengesellschaft  in  Hamburg. 

Als  Provinzial-Aufnahme*Gesellschaft  fungierte  die  Baltische 
Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Kiel.  Gleichzeitig  soll  diese  als 
Erganzungsfabrik  dienen  und  Aufträge  beschaffen. 

Das  neue  Geschäftsjahr  zeugt  wieder  von  einer  überaus  leb- 
haften Tätigkeit  und  Erweiterung  des  Kummerachen  Koncerns. 
Neuanlagen  für  eigene  und  fremde  Rechnung,  Beteiligungen  und 
Gründungen  erfolgen  in  reicher  Zahl 

Die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  in  Dresden  hat  über 
eine  erfolgreiche  Tätigkeit  im  Jahre  1897  zu  berichten,  wobei  aber 
die  Schiebungspolitik  des  Koncerns  wieder  deutlich  zutage  tritt. 

Die  Gesellschaft,  deren  Dividende  in  diesem  Jahre  8  Proz, 
beträgt,  wirkt  mit  sehr  gutem  Gewinn  bei  der  Uebernahme  der 
neu  emittierten  Aktien  der  Aktiengesellschaft  Kummer  und  beteiligt 
sich  in  umfangreichem  Masse  ausser  bei  der  Gründung  der  später 
zu  besprechenden  Nordischen  Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Dan- 
zig  und  der  Masclinien-  und  \\'erk/.eiiL;fabrik  vormals  Auc^ust  Paschen 
in  Göthen,  bei  der  am  3.  Februar  1897,  gleichfalls  zum  Zwecke 

2eiuclinfi  für  die  (es.  Suattwiueiuch.   Erg^niuagtbeft  9.  2 
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der  Fabrikations-Ergänzung  Kummers,  erfolgten  Gründung  der 
Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  vormals  Her- 
mann Pöge  in  Chemnit2. 

Zweck  dieser  Gesellschaft  ist  Uebemahme  und  Betrieb  des 
in  Chemnitz  unter  der  Firma  »Maschinenfabrik  und  Werkstätten 
für  Elektrotechnik  Herman  Pöge«  bestehenden  Geschäftes  nebst 
dessen  Werkstätten  für  Elektrotechnik»  Mechanik  und  Maschinen- 
bau in  Chemnitz  und  Bau  von  elektrischen  Zentralen. 

Sämtliche  l  500 OOO  M.  Aktien  dieser  Gesellschaft  erwirbt  im 
folgenden  Jahre  die  Aktiengesellschaft  Kummer  infolge  General« 
versammlunj^sheschlusses  vom  4.  Juni  189S,  gegen  Hingabe  von 
1 200000  M.  Aktien  der  eigenen  Gesellschaft. 

Auch  der  Geschäftsbericht  der  Aktiengesellschaft  für  cl«^ktri- 
sche  Anlai^cn  und  Bahnen  in  Dresden  hat  wieder  Gvinstii^cs  zu 
melden,  ]Kui])tsächlich  infolge  ihrer  lukrativen  Gründungstätigkeit. 

Es  heisst  zu  Beginn: 

>Namentlich  unsere  finanziellen  l?!-le!!i(^i!ii>;en  hnben  uns  im  letzten  |aliii-  reiche 
Gewinne  gebracht,  sodass  wir  iiiiL-r  die  gt-rmgen  Ergebnisse,  welche  neu  in  iietneb 
genommene  Elektriütiitswetke  io  den  ersten  Jahren  stets  zu  liefern  pflegen,  «nsUnds- 
los  hinweggeheii  können.« 

Diese  {geringen  lietriebser^ebnisse  erklären  auch  die  Schie- 
bungen von  einer  Tochtergesellschaft  zur  andern  und  den  Misch- 
charakter der  Aufnahmegesellschaften. 

Die  Dividende  für  1897  betru«^  6  Proz.  In  regelrechtem  Be- 
triebe befanden  sich  von  ihren  Elektrizitätswerken  in  eigener  Re- 
gie diejenigen  in  Meerane,  Plauen  b.  Dresden,  Gössnitz,  Osthofen 
und  Riesa ,  letzteres  jedoch  nur ,  soweit  es  zur  Stromversorgung 
der  Hafen-  und  Kaianlagen  diente.  Die  Leitungsanlage  (Ur  Strom* 
abgäbe  an  die  Einwohner  der  Stadt  Riesa  befand  sich  in  diesem 
Jahre  noch  in  Bau.  Femer  waren  in  Bau  oder  in  Vorbereitung 
die  Elektrizitätswerke  Schmölln  i.  S.A.,  Sinsheim  i.  Bailn  und 
Ladenburjij  i.  Baden.  Von  der  Stadt  Crimmitschau  erhält  die 
Gesellsciiaft  Konzession  zur  Errichtung  eines  Elektrizitätswerkes 
nebst  Bahn. 

Die  Untcrlac^en  von  anderen  Pj.ihnprojektcn  wurden  den  zu- 
ständigen .Ministerien  zur   tletinitivcn  HauLjenehmii^unj^  vorgelci^t. 

Weiter  wird  erwähnt,  d  u^s  die  v<jrjähriL;e  Gründung,  die  Bal- 
tische ICli  ki!  i.^itäts-Gt:.-,cllscliaft  in  Kiel  es  binnen  kurzer  Zeit  ver- 
standen habe,  .-jich  in  den  baltischen  Ländern  eine  erste  Stellung 
zu  verschaffen,  und  dass  die  in  reichem  iMasso  vorhegendeu  Auf- 
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trage  bereite  Anfao|r  1898  dne  Erhöhung  des  Aktienkapitals  von 
SOOOOO  M.  auf  eine  Million  Mark  bedingt  haben.    Die  Aktienge> 

Seilschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  hatte  den  grössten 
Teil  der  Aktien  dieser  Gesellschaft  besessen  und  im  Laufe  des 
Geschäftsjahres  1897  mit  gutem  Gewinne  veräussert. 

Das  von  der  Baltischen  Elcktrizitäts-Gesellschaft  errichtete 
Flensburger  Klektrizitätswerk  wurde  einer  lokalen  Aktiengesell- 
'jchaft.  der  Flcnsburger  Elektrizitätswerk -Aktiengesellschaft'  zu 
Flcnsburi^f  iibertrafjcn ,  bei  welch  letzterer  die  Aktiengesellschaft 
für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  sich  finanziell  beteiligt  — 
also  auch  hier  wieder  eine  Schiebung. 

Eine  weitere  Beteiligung  erfolgt  mit  gutem  Nutzen  bei  der 
Gründung  der  Maschinen-  und  \V  e  r  k  /.  e  u  g  f  a  b  r  i  k  Ak- 
tien-Gesellschaft vormals  A  u  g  u  s  t  P  a  s  c  h  e  n  in  C  ö- 
t  h  e  n.  Diese  Gesellschaft  wird  von  ihr  in  Gemeinschaft  mit  der 
Allgemeinen  Industrie-Aktiengesellschaft  u.  a.  am  17.  Dezember 
1897  zur  Fabrikationsergänzung  Kummers  ins  Leben  gerufen. 

Zweck  derselben  ist:  Uebernahme  und  Fortführung  der  unter 
der  Firma  »August  Paschenc  bestehenden  Maschinen*  und  Werk- 
zeugfabrik,  auch  Eisengiesserei.  Die  Gesellschaft  ist  befugt,  diese 
Unternehmung  auf  den  Bau,  Erwerb  und  Betrieb  elektrischer  Be> 
leuchtungs-  und  Kraftanlagen  auszudehnen,  solche  Anlagen  zu 
verwerten«  Konzessionen  für  dergleichen  Anlagen  nachzusuchen, 
zu  erwerben  und  auszubeuten,  Vertretungen  elektrotechnischer 
Unternehmungen  zu  übernehmen  und  sich  an  solchen  zu  betei- 
ligen. 

Die  Aktien  wurden  im  April  1899  bei  der  Kreditanstalt  fUr 
Industrie  und  Handel  in  Dresden,  sowie  bei  der  Magdeburger 
Privatbank  zu  145  Proz.  aufgelegt  und  an  der  Dresdener  Börse 

zu  145,50  Proz.  eingeführt. 

Die  Ballische  Elektri/itats- Al-tien^^cscllscliaft  in  Kiel,  welcher, 
wie  gesagt,  die  Generalvertretung  der  AkticnL^csellsciKdt  für  elek- 
trische Anlagen  und  Bahnen  und  damit  der  Aktiengesellschaft 
Kimimer  für  das  baltische  Gebiet  übertragen  war,  spricht  sich 
gleichfalls  über  ihre  im  Jahre  1897  erzielten  Resultate  befriedigend 
aus  und  ist  in  der  Eage,  9  Proz.  Dividende  verteilen  zu  können. 

liirc    Tätigkeit  erstreckt  sich  auf   den  Bau  von  grösseren 
Einzelanlagcn,  elektrischen  Zentralstationen  und  Elektrizitätswer- 
ken, von   denen  sie  die  Zentrale  Kiel — Gaarden,  Staatsbahnhof 
KieJ    Flensburg,  Provinzial-Idioten-Anstalt  Neustadt  hervorhebt. 

2* 
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Ebenso  entwickelt  sich  das  Geschäft  in  elektrischen  Kraftüber- 
tragungen, von  denen  die  Gesellschaft  eine  ganze  Reihe  f&r  die 
verschiedensten  Betriebe,  wie  Tischlereien,  Schlossereien,  Venti- 
lationen u.  s.  w.  liefert.  Wie  bereits  erwähnt,  gründet  die  Ge- 
sellschaft in  Gemeinschaft  mit  der  Aktiengesellschaft  iiir  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen  im  Oktober  1897  eine  »Individual-Betriebs- 
Gesellschaft« ,  die  Flensburger  Elektrizitätswerk, 
Aktiengesellschaft  in  Flensburg,  von  deren  Aktien 
sie  100000  Mark  übernimmt.  Diese  wurde,  wie  schon  bemerkt, 
lediglich  zu  dem  Zwecke  gegründet,  um  von  der  Hallisch(Mi  Elek- 
trizitats-Aktiengesellschaft  das  durch  diese  errichtete  Flensburger 
Elektrizitätswerk  zu  übernehmen  und  fortzuführen. 

Die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke  vormals  O.  L.  Kum- 
mer &  Co.  in  Drrs(l(Mi,  hei  wt-lcher  durch  Vermittlung  der  eben 
besprochenen  Gescli.schattcn  beträchtliche  Aufträge  zusammen- 
fliessen,  oder  in  Aussicht  s^estcUt  werden,  berichtet  fortgesetzt 
auch  in  ihrem  Gcschäfisberichte  über  das  Jahr  1897  von  günstigen 
Resuliaicn.  Die  Entwicklung  der  elektrischen  Industrie  war  eine 
stetig  fortschreitende  gewesen ,  sodass  die  erheblich  erweiterten 
Werkstätten  vollkommen  beschäftigt  wurden.  Nicht  nur  vom  In- 
lande  hatten  reichlich  Aufträge  vorgelegen,  sondern  auch  für  das 
Ausland  waren  umfangreiche  Lieferungen  zu  bewirken  gewesen, 
insbesondere  für  Oesterreich,  Russland,  Finnland  und  Süd-Amerika. 

Die  Beziehungen  zu  dem  erstgenannten  Lande  hatten  sich 
derart  entwickelt,  dass  die  Gesellschaft  sich  veranlasst  sah,  in 
Teplitz  ein  dgenes  Ingenieur-Bureau  als  Hliale  zu  errichten.  Diese 
übernahm  den  Betrieb  der  fürstlich  Clary-Aldringenschen  Zentrale 
in  Tum,  was  zu  einer  ganz  wesentlichen,  auf  mehrere  Ortschaften 
sich  ausdehnenden  Erweiterung  führte. 

Um  die  Geschäftsbeziehungen  zu  den  nordöstlichen  Provinzen 
Deutschlands  besser  pflegen  zu  können ,  wird  eine  weitere  Auf- 
nahmegesellschaft,  die  Nordische  Elektrizitäts-Ak- 
tiengesellschaft in  Danzig,  mit  Zentralen  in  Strasburg 
i.  Westpreussen,  Graudcnz  und  Briesen  gegründet  und  zwar  dies- 
mal ohne  Beihilfe  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen 
und  Bahnen. 

In  dem  im  März  löyä  über  die  ersten  acht  Monate  ihrer 
Tätigkeit  erschienenen  Rechenschaftsberichte  der  neubegründeten 
Gesellschaft  heisst  es; 

»Unsere  GeselUcbaft  wurde  ain  21.  April  1897   <^l"rch  VeriniUiung  der  Aktien- 
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gcscUcehaft  Ehklriiitittwerke  vorin*Is  O*  L.  Kunner  u.  0>.  und  der  Allgemeiiicii 

Industrie-Aktiengesellschaft,  beide  in  Dresden,  mit  einem  Aktienkapitale  von  einer 
Million  Mark  n^^fünclet  und  hierbei  25%  etngezahlt,  die  auf  die  Bericbuperiode 
dividendenberechligi  ätnd. 

Der  Zweck  uoierer  Untemebinung  ist  bekanntUch  die  FSrdenmg  der  indtutricllcn 
Ekltwickinng  enf  elcktriiehcni  Gebiete  in  den  prenssiMlicn  Osiprovimett  und  den  anp 
grenzenden  Landesteileii ,  insbesondere  der  Bau  und  Betrieb  elektrischer  Licht-  und 
Kraft-Anlagen  für  eigene  oder  fremde  Rechnong  und  der  Betrieb  damit  zusanunen- 
hängeader  Geschäfte.« 

Der  Bericht  schliesst  mit  den  Worten: 

>SehUe<slicb  erwibnen  wir  nocb,  dam  die  Konzestion  für  den  Ausbau  der 
SirasMnbabn  Dansig — Neufabrwaner— Brösen,  mit  welcher  eine  Zentrale  in  Neufabr- 

waiiser  vcrl'unden  ist,  der  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerk c  vormals  O.  I,.  Kummer 
u.  Co.  in  l)rcs<.leii  erteilt  wutile.  Diese  Anlagen  werden  durch  diese  Firma  in  Ver- 
bindung mit  uns  und  den  Osldeulächcn  Industriewerken  (Marx  u.  Cu.,  eine  Metail- 
gksaerd  und  Apparatebauanttalt  In  ScbellmObl-EhtMig)  nir  AutfÜbruag  gelangen  and 
durch  eine  bcflonders  in  bildende  Gesdlscbafk,  an  der  wir  entsprechend  beteiligt 
■ein  werden,  betrieben  werden.« 

Die  Dividende  der  Nordischen  Elektrizitäts- Aktiengesellschaft 
betrug  für  1897:  5  Proz.  p.  r.  t,  Von  den  Aktien  wurden  in- 
dessen nur  wenige  tausend  ^hl^k  initer  der  Hand  in  das  Publi- 
kum gebracht.    Die  übrlL^en  l>liehen  im  Besitze  ihrer  Gründer. 

Die  AktiengeselLschatt  Kuimuer  sagt  dann  in  ihrem  1897er 
Geschäftsberichte  weiter,  dass  ihre  Verbindung  mit  ebengenannter 
Gesellschaft  zu  Aufträgen  für  die  Zentralen  in  Strasburg  i.  West- 
preussen.  Graudenz  und  Briesen  und  ihre  Verbuulung  mit  der 
Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  zu  den 
Aufträgen  für  Riesa,  Schmölln  und  Sinsheim  geführt  habe,  und 
dass  für  anderweite  Rechnung  die  Zentralen  Siegmar,  Haitbau 
und  Niedersedlitz  zur  Ausführung  gekommen  sind. 

Das  Strassenbahnnetz  Mühlheim  a.  d.  Ruhr  wird  dem  Ver- 
kehr übergeben.  Die  elektrische  Vollbahn  Aibling — Jenbach — ^Wen- 
delstein wird  in  Betrieb  gesetzt,  der  Bau  der  elektrischen  Voll- 
bahn Mumau — Oberammei^au  for^esetzt.  Die  beiden  letzteren 
Bahnen  sollen  unmittelbaren  Anschluss  an  das  Staatsbahnnetz  mit 
Wagenübergang  erhalten. 

Im  Bau  ist  ferner  (ur  Rechnung  der  Gemeinden  die  elektrische 
Strassenbahn  Witten — ^Langendreer — Annen — Bommern  (West- 

Welter  sind  Vorkonzessionen  auf  eine  Anzahl  Bahnen  in 
Sachsen  sowohl  wie  anderwärts  teils  erteilt,  teils  bestimmt  in  Aus> 
sieht  gestellt. 

Ausserdem  ist  die  Gesellschaft  fortgesetzt  mit  Aufträgen  von 
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kaiserlichen,  küiiiglicheii  und  städtischen  Bcliördcn ,  sowie  ihrer 
Privatkundschaft  in  vollem  Masse  be;>chatiiyt  gewesen. 

Zur  Bewältigung  dieser  Aufgaben  und  Durchführung  ander- 
weitiger Projekte  tritt  an  sie  abermals  die  Notwendigkeit  heran, 
der  Generalversammlung  vona  4.  Juni  1898  die  Vermehrung  des 
Aktienkapitals  um  3  Millionen  Mark,  d.  h.  von  4500000  Mark 
auf  7500000  Mark  vorzuschlagen. 

5.  Das  Geschäftsjahr  1898. 

Eine  sehr  erhebliche  Ausdehnung  des  Kummerschen  Koncerns 
und  seiner  Werke  Ist  im  Jahre  1898  ta  beobachten. 

Zu  Beginn  dieses  Jahres  ist  das  Bild  desselben  folgendes: 
An  der  Spitze  steht  das  Bauliaus,  die  Aktiengesellschaft  Kum- 
mer in  Dresden.    Dann  fole^en  die  Aufnahinej^'esellschaften  für  die 
Tochterwerke  und  zur  Beschaffung  von  Autirägen:  die 

1.  Aktieiv^esellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in 
Dresden. 

2.  Allgemeine  Industrie  Aktiengesellschaft  in  Dresden» 
ferner  die  I^rganzungsfabriken:  die 

1.  Aktieni4esellschaft  Deutsche  K.ibeiwerke  in  Berlm. 

2.  VVaijenbauanstalt  und  Waggonfabrik  für  elektrische  Bahnen, 
Akt.-Ges.  in  Hamburg. 

3.  Klektrizitäts-Aktien-Gesellschati  in  Chemnitz. 

4.  Maschinen-  und  VVerkzeugfabrik  Akt.-Ges.  in  Göthen, 
die  Provinzial- Aufnahme-Gesellschaften: 

1.  Baltische  Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft  in  Kiel. 

2.  Nordische  Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft  in  Danzig, 
deren  Zweck  zugleich  Fabrikationsei^änzung  und  Beschaffung  von 
Aufträgen  für  Kummer  ist» 

und  endlich  eine  Individual-Betriebs-Gesellschafk,  die  Flensbui^er 
Elektrizitätsweiic-Aktiengesellschaft  in  Flensburg,  welche  lediglich 
zur  Fortführung  einer  fertigen  Tochteranlage  bestimmt  ist. 

Die  Tätigkeit  der  Allgemeinen  Industrie- Akt i en- 

g  es  e  1 1  s  c  h  a  f  t  in  Dresden  :m  Jahre  1898  erstreckt  sich 
sowohl  auf  die  Abwicklung  laufender  Engagements,  als  auch  auf 
die  Beteiligung  an  neuen  Unternehmungen.  Die  Dividende  beträgt 

8  Proz. 

Ihr  Besitz  an  Aktien  der  Hlckliiziläts-Aktieiv^csellschaft  Mer- 
niann  Ft);-je,  Chemnitz,  sowie  der  Wagenbauanstalt  und  Waggon- 
fabrik für  elektrische  Bahnen,  vormals  W.  C.  F.  Buscli,  Hamburg« 
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ist  —  *mlt  erfreulich  grossem  Nutzenc  —  vollständig  weiter  be- 
geben worden, 

Käuferin  der  Aktien  ersterer  Gesellschaft  war  die  Aktienge- 
sellschaft Kummer,  welche  2U  diesem  Zwecke  ihr  Aktienkapital 
erhöhte  (vgl.  Seite  26).  > 

Der  Geschäftsbericht  sagt  ferner,  dass  die  Nordische  Elektri- 
zitäts- Akticnj::^e?ellschnft  in  Danzig  und  die  Maschinen-  und  Werk- 
zcugfabrik  AkticngcsclLsclialt  vormals  August  Paschen  in  Göthen, 
an  denen  die  GcsclUciiafl  konsortialitcr  in  bedeutendem  Masse 
beteiligt  war,  di-n  gehegten  h>\vartungen  bezüglich  ihrer  Ergeb- 
nisse voll  entsprachen  haben.  Bei  beiden  Gesellschaften  seien 
die  Aus.sichten  für  das  laufende  Geschäftsjahr  ausserordentlich 
gute  und  es  'mache  sich  für  die  Aktien  derselben  aus  den  ent- 
sprechenden Fachkreisen  schon  sehr  rege  Nachfrage  bei  guten 
Kursen  bemerklich«  (vgl,  das  über  erstere  Gesellschaft  Gesagte 
Seite  21). 

Am  17.  Januar  1898  wird  von  der  Gesellschaft  die  Aktien- 
gesellschaft 9 Vereinigte  Steinbrüche  im  Plauen'schen  Grunde«,  in 
Dresden  ins  Leben  gerufen.  Ihre  Tätigkeit  erstreckt  sich  also 
z.  T.  über  den  Kummcrschen  Koncern  hinaus. 

Weiter  ist  die  Altgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  mit 
Nutzen  bei  der  Emission  von  neuen  Aktien  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  beteiligt  und  übernimmt  Aktien  der  unter  anderen  von 
der  Dresdener  Kreditanstalt  errichteten  Kunstdruck-  und  Verlags- 
anstalt Aktiengesellschaft  vormals  Müller  &  Lohse  in  Dresden, 
sowie  Shares  von  George  F.  Milnes  &  Co. ,  Lim.  Birkenhead 
Hadley  in  England,  eine  Unternehmung,  die  sich  mit  der  Her- 
stellung von  Wagen,  Omnibussen  und  besonders  Strassenbahn- 
wagen  befasst,  und  bei  welcher  die  Wagenbauanstalt  und  Wag- 
gonfabrik für  elektrische  Bahnen  vorm.  W.  (\  F.  Busch,  Aktien- 
gesellschaft in  liamburg  im  Interesse  der  Erweiterung  ihres  Ab- 
satzgebietes bettniigt  ist.  Auf  diese  Beteiligung  wurc.ien  grosse 
fiotTnungen  gesetzt,  spater  erwies  sich  dieselbe  aber  als  sehr 
schädlich. 

Die  Aktiengesellschaft   für  elektrische  A  n- 
/  a    e  n  u  n  d  B  a  h  n  e  n  i  n  D  r  c  s  d  e  n  schreibt  in  ihrem  Berichte, 
dass  im  Jahre  1898  die  (iur  eigene  Rechnung  erbauten)  Elektri- 
z;täts\verkc  Schmölln,  Sinsiieuii  und  ivie^a  tcrtiggesteÜL  und  dem 
regelrechten  Betriebe  übergeben  worden  sind. 

Indessen  bemerkt  sie  gleichzeitig,  ähnlich  wie  1897: 
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»Eid  grfiaserer  Gewinn  aus  letzterem  (dem  re(:elmäs>>igcn  Betriebe)  hat  sieb  noch 
nicht  ergehen,  wie  dies  bei  jungen  Werken  in  ilcr  Rc.;l1  der  Fall  ist,  jedoch  ist  ein 
solcher  für  die  Zukunft  zu  erwarten,  und  wir  sind  eifrigst  bemüht,  das  Absatzgebiet 
nnd  den  Ertrag  der  Werke  rnttgtidist  sa  veigrössem.c 

Es  zeigt  sich  also  auch  hier  wieder,  dass  die  Schiebungsge- 
winne  fQr  die  Gesellschaft  zur  Notwendigkeit  geworden  sind. 

Den  Werken  in  Gössnitz  und  Riesa  ist  die  Stromlieferung  für 
die  Erleuchtung  der  dortigen  Bahnhöfe  übertragen  worden.  In 
den  Elektrizitätswerken  Meerane,  Gössnitz,  Schmölln,  Plauen  und 
Riesa  werden  besondere  Installations- Abteilungen  errichtet,  welche 
der  Acqiiisition  neuer  Konsumenten  dienen  snüt  n. 

Im  Mai  1898  griindet  die  in  Rede  stehende  Akticni^eselischaft 
eine  neue  Provinzial-Aufnahme-Gesellschaft ,  welche  zugleich  der 
Fabrikations-Ergänzung  Kummers  dienen  soll,  üie  Süddeutsche 
E  1  e  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s  -  A  k  t  i  e  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  1 1  in  Ludwigs- 
hafen a.  Klicin  mit  einem  Aktienkapital  von  zunächst  5CX)OCXJ 
Mark  bei  25  Piuz.  Ein/alilun<^ 

Zweck  dieser  GcsciUcii.tti  sollte  sein  Bau,  Erwerb  und  Be- 
trieb elektrischer  Licht-  und  Kraft-Anlagen,  ICrwerbung  und  Aus- 
nutzung von  Konzessii)iicn  für  solche  Anlagen,  sowie  Vertretung 
ek'ktrisclicr  Unternehmungen  und  Heteiiigungcn  an  solchen. 

Die  Gesellschaft  wird  von  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen  mit  der  Bauausführung  der  elektrischen  Zen- 
trale Ladenburg  i.  Baden,  welche  bisher  die  Aktiengesellschaft 
Kummer  in  der  Hand  hatte,  beauftragt,  ausserdem  mit  der  Ver- 
waltung der  Werke  Osthofen  (Rheinhessen)  und  Sinsheim  a.  d. 
Eisenz  betraut,  wobei  eine  weitere  Schiebung  vorbereitet  wird, 
indem  die  neubegründete  Gesellschaft  den  Ankauf  dieser  drei 
Werke  in  Aussicht  nimmt. 

Ihr  Hauptaugenmerk  richtet  die  Gesellschaft  auf  grössere 
Fabrikanlagen,  wie  Brauereien,  Mühlenwerke,  Zuckerfabriken,  Spin- 
nereien etc.,  von  denen  sie  bereits  im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens 
bedeutende  Aufträge  erhält.  Ausserdem  erhält  sie  Konzession 
zur  Errichtung  einer  Zentrale  in  Schifferstadt.  Am  Jahresschlüsse 
befinden  sich  an  grösseren  Anlagen  im  Bau  die  Anlagen  Rhein- 
mühlenwerke Mannheim  und  Rheinische  Zuckerfabrik  in  Gernsheim. 

Die  Dividende  für  l.S.jS  bctra.^t  6  Proz.  p.  r.  t. 

Von  den  Aktien  dieser  Gesellscliatt  werden  nur  wenige  Stücke 
im  Publikum  unicrijcbracht.  Linen  offiziellen  Markt  besassen  sie 
niciit. 

Die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
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beteiligt  sich  im  Jahre  1898  ferner  kommanclitarlsch  bei  einer 
neuen  Unternehmung  in  Bukarest,  der  Elektrizitätsfirma  Hussar 
&  Co.«  von  welcher  Verbindung  sie  gute  Gewinne  erhofft. 

Ausserdem  steht  die  Gesellschaft  mit  verschiedenen  Städten 
und  Behörden  in  Verbindung  zwecks  Erwerbung  neuer  Konzes* 
stonen  zur  Erbauung  von  Elektrizitätswerken  und  elektrischen 
Bahnen. 

Ein  Teil  des  Besitzes  an  Aktien  der  Baltischen  Elektrizitäts- 
Aktiei^cscllschaft  Kiel,  sowie  der  Maschinen-  und  Werkzeugfabrtk 
Aktiengesellschaft  vormals  August  Paschen,  Göthen,  wird  in 
diesem  Jahre  mit  Vorteil  verkauft. 

Für  1898  verteilt  die  Gesellschaft  6  Proz.  Dividende. 

Die  Haitische  E  1  e  k  t  r  i  /  i  t  ä  t  s  -  A  1<  t  i  e  n  e  s  e  1 1- 
schaft  in  Kiel  hatte  im  Jahre  l.Sy8  ihr  Aktienkapital  um 
500000  Mark  erhöht  und  ihren  Betrieb  entsprechend  erweitert. 
Die  Dividende  betrut^  9  Pro/.. 

Ihre  Tätigkeit  umfasste  hauptsächUch  den  Bau  und  die  Er- 
weiterung von  grösseren  Einzelanlagen,  elektrischen  Zcntralslatio- 
ncn  und  Elektrizitätswerken,  von  denen  die  lüweiterungen  der 
Zentrale  Kiel — Gaarden,  des  Staatsbahnhofes  Kiel,  des  Elektrizi- 
tätswerkes Flensburg,  der  Bau  des  Elektrizitätswerkes  Borby,  die 
elektrischen  Installationen  der  Gasanstalt  der  Stadt  Kiel,  der  Pro- 
vinaal- Blindenanstalt  Kiel  hervorgehoben  werden.  Ausserdem 
wird  von  der  Gesellschaft  das  Elektrizitätswerk  Pergamino  in  Ar* 
gentinien  fertig  gestellt. 

Für  die  verschiedensten  Betriebe,  wie  Druckereien,  Tisch- 
lereien. Schlachtereien,  Meiereien,  Pumpen,  Aufzüge,  Mühlen  etc. 
werden  elektrische  Kraftanlagen  geliefert 

Ferner  beteiligt  sich  die  Gesellschaft  durch  Uebemahme  von 
13000  Mark  Anteilen  an  der  Gründung  der  BorbyerElek- 
l  r  i  z  i  t  ä  t  s  -  G  c  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  m.  b.  H.  in  Borby,  welche  als 
Aufnahme-Gesellschaft  für  das  von  ihr  erbaute  Elektrizitätswerk 
Borby  fungiert  und  eine  abermalige  Schiebung  ermöglicht. 

Die  Nordische  Elektrizitäts  - Aktiengesellschaft 
in  Dan  zig  hatte  sich  infolge  zunehmender  Geschäftstätigkeit 
veranlasst  gesehen,  restliche  75  Proz.  l^inzahlung  auf  ihr  Aktien- 
kapital an  Jahre  iSy^s  einzuberufen  und  ausserdem  die  Erhöhung 
desselben  um  eine  Million  Mark  ins  Auge  zu  fassen. 

Sie  erhält  Konzession  zur  Errichtung  von  Stras.senbahn,  Licht- 
und  Kraft -Zentralen  zu  Stolp  und  Memel,  deren  Bau  in  diesem 
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Jahre  beginnt. 

Die  elektrische  Strassenbahn  Daiudg — ^Neufahrwasser — ^Brösen 
wird  in  Gemeinschaft  mit  der  Alctiengesellschaft  Kummer  in  An- 
griff genommen. 

Aus  Zweckmässigkeitsgründen  wird  die  Metallgiesserei  und 
Apparatebauanstalt:  Ostdeutsche  Industrie-Werke  Marx  &  Co.  zu 
Schellmühl — Danzig,  welche  zu  den  Gründern  der  Nordischen  Elek- 
trizitäts- Aktiengesellschaft  gehörten,  von  dieser  erworben.  Die 
Uebernahme  derselben  erfolgt  am  r.  Januar  1898. 

In  Zukunft  führt  die  GeselLschaft  die  Mrma  »Nordische  £lek- 
trizitiits-  und  Stahlwerke,  Aktienijcscllschaft«  zu  Danzig. 

Ihre  Dividende  für  189Ö  beträgt  8  Proz. 

Die  A  k  t  i  c  n  14  c  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  Elektrizitätswerke  vor- 
mals O.  L.  K  u  in  in  er  «.^  Co.  in  Dresden  erhöht  ihre  Lei- 
stungsfählL^keit  im  Jahre  1898  in  bedeutendem  Masse. 

Ks  wurde  schon  anderen  Orts  gesagt,  dass  ihr  Aktienkapital 
in  diesem  Jahre  um  3  Millionen  Mark  vermehrt  wurde,  wovon 
I  200Ü00  Mark  zum  Erwerbe  von  1  500000  Mark  Aktien  der  Elek- 
trizitäts-Aktiengesellschaft  vormals  Herm.  Pöge  in  Chemnitz  dien- 
ten, während  1800000  M.  von  der  Dresdener  Kreditanstalt  über- 
nommen wurden. 

Wie  in  den  eigenen  Geschäftsberichten  für  1898  der  AUge* 
meinen  Industrie-Aktiengesellschaft  in  Dresden  und  der  Dresdener 
Kreditanstalt  mit  naiver  Offenheit  gesagt  wird,  waren  diese  Ge- 
sellschaften in  umfangreichem  Masse  bei  der  Gründung  genannter 
Chemnitzer  Gesellschaft  beteiligt  und  verkauften  ihren  Aktien- 
Besitz  »mit  erfreulich  grossem  Nutzenc  an  die  Aktiengesellschaft 
Kummer.  Es  fand  also  auch  hier  wieder  eine  Schiebung  im 
Grossen  statt. 

Werkstätten  und  Bureau,  Probierstation  und  Verwaltungsge- 
bäude der  Aktiengesellschaft  Kummer  erfahren  erhebliche  Ver- 
gr()sserung.  In  Verbindung  mit  diesen  Erweiterungen  wird  die 
Anschaffung  zahh eicher  moderner  Werkzeugmaschinen  erforder- 
lich, was  wieder  die  Ableilinig  iw  Maschinenbau  beschäftigt  und 
der  Gesellschaft  die  Annahme  von  Aufträgen  auf  Dynamo-Ma- 
schinen grossten  Umfanges  ermoglicin,  so  tlic  vier  1200 pferdigen 
Gleichstronnuasehinen  für  ilie  Ki\ilL,vcike  der  Stadt  Dresden, 
Dieser  Zuwachs  hat  zur  Folge,  da^s  sicii  eine  X'ergrösserung  der 
eigenen  Stromerzeugungs-Anlage  nötig  macht  und  die  Gesellschaft 
sich  einen  rentablen  Auftrag  selbst  erteilen  kann.   Zur  Deckung 
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des  Bedarfs  an  elektrischer  Energie ,  lowie  zum  Probieren  der 
fertiggestellten  Dynamomaschinen  und  Motore  stehen  jetzt  sieben 
Dampfdynamo-Maschinen  und  eine  Dampfturbine  mit  der  Gesamt- 
leistung von  ca.  1060  P.  S.  zur  Verfugung. 

Im  Inlande  sind  von  grösseren  Anlagen  die  Zentralen  in  Brie- 
sen  i.  Westpreussen  (begonnen  1897),  in  Verbindung  mit  einer 
vollspurigen  Kleinbahn  mit  Güter-Anhängewagen-Verkehr,  sowie 
diejenigen  zu  Sinsheim  (begonnen  1896),  Schmölln  (1897)  und 
I  larthau  (1897)  fertiggestellt  und  in  Betrieb  gesetzt  worden.  Für 
Rechnung  der  beteiligten  Gemeinden  wurde  ferner  in  den  Haupt« 
linien  das  elektrische  liahnnetz  Witten — Langendreer — Annen  — 
Bommern— Werne  ausgeführt  (begonnen  1897).  Dieses  Bahnnetz 
—  die  märkische  Strasscnbahn  —  wird  zunächst  vertragsmässig 
?on  der  Gesellschaft  selbst  in  Pacht  genommen. 

Der  Vollendung  nahcgefuhrt  werden  die  Zentrale,  bezw.  Bah- 
nen in  Riesa  (begonnen  1Ö96),  Strasburg  i.  Westpreussen  1 1897), 
Ladenburg  (1897),  Graudenz  (18971;  Vorbereitung  behnden  sich 
die  elektrischen  Bahnen  Danzi^ — Neulahrwasser,  Köt/.schenbroda — - 
Dresden  für  Rechnung  der  sachsischen  Staatsregierung,  sowie 
Niedersedlitz— Leuben — Laubegast. 

Die  von  der  Gesellschaft  für  eigene  Rechnung  erbauten  nor- 
malspurigen  elektrischen  Bahnen  Aibling — Feilnbach  und  Mur- 
nau— Oberammergau  (begonnen  1895)  gehen  in  den  Besitz  der 
Aktiengesellschaft  Süddeutsche  elektrische 
Lokalbahnen  in  München  über. 

Diese,  eine  neue  Individual-Betriebs-Gesellschaft,  dazu  bestimmt, 
genannte  Bahnen  fortzuführen,  wurde  am  25.  November  1898  mit 
einem  Aktienkapital  von  3000000  Mark  gegründet;  wiederum 
eine  grosse  Schiebung ,  vermittelst  deren  eine  Herabminderung  der 
Debitoren  und  ein  beträchtlicher  Buchgewinn  erreicht  wird.  (Die 
eigenen  Unternehmungen  verbuchte  Kummer  unter  Debitoren). 

Gründer  der  neuen  Gesellschaft  waren  u.  a.  Aktiengesellschaft 
Kummer,  die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  in  Dresden 
und  die  Dresdener  Kreditanstalt.    §  2  ihrer  Statuten  sagt: 

jZiveck  'Icr  Ge^cllschnft  ist  der  Bau,  Betrieb,  die  Erwerbung  und  Vcräusscning 
von  I-okalbahnciJ    aller  Art,   sowie   Koiizcbsionen   für  solche.    Die   Gcscllschafl  ist 
aujäcrdcm    berechtigt  alle  diejenigen  (Geschäfte  einzugehen,   welche   geeignet  bind, 
mittclb»r  oder  unmittelbar  die  Erreichung  des  Gesellschaftuwedcct  su  fördern.  Zweig- 
aiedcrlassttosen  «u  cnkbten  oder  rieh  bei  andteren  gleiehurtigen  oder  ähnlichen  Uo- 
teroehmuKk''^"        l^ctciligen,  süwie  ihren  Betrieb  mit  demjenigen  anderer  derartiger 
ITotemeJinjunßeu  zu  vereinigen.« 
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Die  Statuten  fast  aller  Aufhahmegesellschaften  zeichnen  sich 
bezüglich  der  Zwecke  durch  besondere  Dehnbarkeit  aus,  sodass 
der  Koncem  jederzeit  in  der  Lage  ist,  beh'ebige  Schiebungen  vor- 
zunehmen. 

Mit  Ausnahme  weniger  tausend  Mark  blieb  die  Aktiengesell- 
schaft Kuromer  Besitzerin  sämtlicher  Aktien  dieser  Tochtergesell- 
schaft 

Der  Betrieb  der  beiden  elektrischen  Bahnen  wird  zunächst 
von  dem  Bauhause  Kummer  vertragsmässig  in  Pacht  genommen. 

In  dem  1898er  Geschäftsberichte  des  letzteren  heisst  es  dann 
weiter : 

»Unsere  Vcrl>in(!iing  mit  <lcr  Xor^U^cll('ll  Klektrizitiils-AUtiengesellscIiaft  führte  zu 
Aufträgen  auf  Zentralen  und  elcktri:>chcn  LSiihnen  in  .Stolp  i.  Pommern  uml  Memel. 
Durch  die  Baltische  ElektriziUltt*Akiiengcscllscbaft  wurde  uns  Auftrag  (Qr  Zentrale  und 
Bahn  in  NeumOnster.   Andere  Aufträge  stehen  in  guter  Aussicht.« 

Von  Helsingfors  (Finnland)  wird  der  Gesellschaft  die  Um- 
wandlung der  Pferdebahn  für  elektrischen  Betrieb  Ubertragen. 

Die  Leiter  des  Koncerns  mochten  es  jetzt ,  angesichts  des 
Umstandes ,  dass  letzterer  den  wesentlichsten  Teil  der  Aufträge 

sich  selbst  erteilt  hatte,  für  geraten  erachten,  sich  mehr  n!s  bisher 
um  Aufträ;^c  von  der  TrivatUundschaft  zu  bemühen.  Das  befrie- 
digende Ergebnis  des  Inf^cnicur-Biireau  in  Köln  veranlasst  daher 
zur  Erriclitun<^  eines  ebensolclicn  in  Hamburg.  Um  den  Absatz 
der  Erzeugnisse  in  Cinissbritannit.'n  zu  vergrossern,  wird  ein  Bu- 
reau in  London  errichu  t.  h'erner  werden  u.  a.  in  Lissabon,  War- 
schau, Bukarest,  Sofia  Vertretungen  bestellt.  Ausserdem  tritt  die 
Gesellschaft  dem  i'i  echnischen  Bureau  (K  utscher  Maschinentaf  )ri- 
ken,  G.  m.  b.  H.<,  in  Hamburg  bei,  um  das  uberseeische  Gesciiäft 
besser  f)flegen  zu  können. 

Im  Hinblick  auf  die  sich  stets  in  vergrössertem  Massstabe 
darbietenden  Geschäfte  sieht  sich  die  Verwaltung  veranlasst,  der 
am  3.  Juni  1899  stattfindenden  Generalversammlung  abermals  eine 
Erhöhung  des  Aktienkapitals  um  2500000  M.,  d.  h.  von  7500000 
Mark  auf  10  Millionen  Mark  und  ausserdem  Aufnahme  einer  Teil« 
Schuldverschreibung  in  Höhe  von  1,5  Millionen  Mark  unter  Til- 
gung  der  bestehenden  Teilschuldverschreibungs-Anleihe  im  Be- 
trage von  500000  Mark  vorzuschlagen. 

6.  Das  Geschäftsjahr  1899. 
Im  Jahre   1809  machen  sich   bereits  Anzeichen  bemerkbar, 
dass  die  Betriebserweiterungeu,  Unternehmungen,  Gründungen  und 
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Beteiligungen  des  Kummerscheo  Koncerns  in  übereilter  Weise 
vor  sich  gegangen  waren.  Die  Summen,  welche  die  für  eigene 
Rechnung  erbauten  und  in  eigener  Regle  betriebenen  Anlagen 
erfordern,  wachsen  —  im  Verhältnis  zum  Aktienkapital  —  ins 
Riesenhafte,  ebenso  der  Bestand  an  unrealisierbaren  Tochterwerten. 
Naturgemäss  geht  damit  Hand  in  Hand  ein  entsprechendes  An* 
schwellen  der  Bankschuld,  weil  deren  Tilgung  nur  dann  möglich 
war,  wenn  die  Tochteraktien  im  Publikum  Absatz  fanden. 

Da  der  Kummersche  Koncern  ein  hohes  Kapital  zu  verzin> 
sen  hatte,  ohne  entsprechende  Dividenden  aus  den  Tochterwerken 
zu  erzielen,  so  mussten  eben  die  Gründungen  um  so  riesenhafter 
werden,  je  mehr  das  Portefeuille  anschwoll,  um  wenigstens  aus« 
reichend  hohe  Fabrikations-  und  Schiebungsgewinne  zu  machen 
und  sich  den  Kredit  zu  erhalten;  ein  Streben,  dem  die  Bauwut 
der  Techniker  sehr  zu  statten  kam. 

Die  Revisionskommission  der  Dresdener  Kreditanstalt  be- 
richtete über  die  Verbindung  dieser  Bank  mit  der  Aktiengesell- 
schaft Kummer: 

Ata  3L  Jaü  1S97  »cbuldcte  die  Kummer-Gesellschaft  der  Kredit- 

«Mtalt  M.  500000. 

Am  31.  Detcmbcr  1898  betrag  die  Schuld    .  •     100  000.  bar 

and  in  Tntlen  geMgen  auf  die  Kreditamtiilt  »3  050  000. 

S>.  M.  ^  150000. 

Am  31.  Dezember  1899  betrug  der  SchuKliialdo  M.     735  000.  bar 

und  in  Tr&Uen  auf  die  Kreditanstalt  »2  850  000. 

Avalwechsel  »  402000. 

FirokMigationnrechMl  »  1300000. 

Sa.  M.  5287000. 

Am  30.  Juni  1900  bctru;  die  Schuld  M.     280  oooi,  bar 

Tratten  auf  die  Kreditanstalt  »5  950  OOO. 

Avahvechicl  •       409  OOO. 

Pkolongationswedud   >2  130000. 

S.i  M  .  S  ~u  j  uij.M. 

Am  31.  Doember  1900  betrag  die  Sebald   M.    454  000.  bar 

Tratten  auf  die  KiediUuutalt   >4  200  000. 

Avalwechsel   *       43S  000. 

Wcchsciobiigo   »41 10  000. 

Sa.  M.  9208  000. 

Am  14.  Jonl  1901  betrag  die  Schuld   M.    946  00a  bar 

TVatten  auf  die  KiedkaDItalt  »    2  200000. 

Avalwechsel   »  510000. 

Wcclisdübligü  •    Jt  050  000. 

Zweigniederlassung  Tcpliü  »    l  030  000. 

SäTMTS  762"öoo. 
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Aus  diesen  Krediten  versuchte  die  Kreditanstalt  herauszu- 
kommen durch  den  Aufbau  und  die  Aufschachtelung  weiterer 
elektrischer  Gesellschaften,  grösstenteils  Absenker  von  der  Kum» 
mer-Gesellschaft.   Diese  unverbältnismässig  hohen  Kredite  hatte 

die  Kreditanstalt  nicht  in  bar,  sondern  durch  Accepte  gewährt. 
Solange  die  Höhe  der  Beträjje  der  Verbindlichkeitmi  durch  Unter- 
brinj^iing  der  Wechsel  bei  verschiedenen  Stellen  nicht  erkannt 
werden  konnte  und  solange  man  die  einzelnen  Elektrizitätsgesell- 
schaften an  tuid  für  sich  für  kreditwürdig^  hielt,  erhielt  sich  auch 
die  Kreditwürdigkeit  der  Hank  selbst.  Als  aber  das  Wiederflott- 
wcrdcn  der  Kummer-Gesellschaft  durch  Zutührung  neuer  flüs- 
siger Mittel  nicht  gelungen  war  und  die  Krisis  auf  elektrischem 
Gebiet  die  Aussichten  der  Tochtergesclischaften  als  ungünstig  er- 
kennen liess,  da  brach  denn  der  Kredit  der  Bank  und  diese  mit 
dem  gesunkenen  Kredit  selbst  zusammen. 

Zu  Heginn  des  Geschäftsjahrs  1899  setzt  sich  der  Koncern 
aus  folgenden  Gesellschaften  zusammen : 

An  der  Spitze  steht  das  Bauhaus,  die  Akttengeseilschaft 
Kummer  in  Dresden.  Dann  folgen  die  Aufnahmegesellschaften 
für  die  Tochterwerke  und  zur  Beschaffung  von  Aufträgen: 

1.  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in 
Dresden, 

2.  die  Allgemeine  Industrie>Aktiengesellschaft  in  Dresden, 
femer  die  Ergänzungsfabriken  fQr  Kummer: 

1.  die  Aktiengesellschaft  Deutsche  Kabelwerke  in  Berlin, 

2.  die  VVagenbauanstalt  und  Waggonfabrik  für  elektrische  Bahnen, 

Aktiengesellschaft  in  Hamburg, 

3.  die  Elektrizitäts- Aktiengesellschaft  in  Chemnitz, 

4.  die  Maschinen- und  Werkzeugfabrik  Aktiengesellschaft  in  Göthen, 

weiter  die  Trox  iiizial- Aufnahme-Gesellschaften  : 

1.  Haltische  Elcl<trizitats- Aktien-Gesellschaft  in  Kiel, 

2.  Nnidische  Elcklriziläts-Aklien-Gesellschaft  in  Danzig, 

3.  Süddeutsche   Elektrizitats- Aktien-Gesellschaft    in  Ludwigsha- 
fen a.  Rh., 

deren  Zweck  zugleich  Fabrikations-h'rf;;m/.ung  und  HeschaflTung  von 
Auftragen  Uu  Kunnner  ist,  und  endlich  die  bidividual-ßetriebs-Ge- 
sellschaften : 

1.  Flensburger  Elektrizitätswerk- Aktiengesellschaft  in  Flensburg, 

2.  Borbyer  Elektrizitäts-Gesellschaft  m.  b.  H.  in  Borby, 

3.  Aktiengesellschaft  Süddeutsche   elektrische  Lokalbahnen  in 
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München, 

deren  Aufgabe  in  Fortführung  von  Tochteranlagen  besteht.  Der 
ganze  Koncern  umfasste  also  jetzt  13  Gesellschaftsunternehmungen. 

1.  Die  Allgemcincindustrie-Aktiengesellschaft 
in  Dresden  erwähnt  in  ihrem  1899er  Geschäftsberichte  als  neu 
nur  ihre  Beteiligung  an  der  Errichtung  der  Danziger  elektrischen 
Stra«;senbahn,  deren  Ausfiilirung  die  Aktiengesellschaft  Kummer 
unter  Mitwirkung  der  Nordischen  Elektrizitäts-  und  Stahlwerke, 
Aktiengesellschaft  in  Danzig,  in  der  Hand  hatte,  und  zu  deren 
Betriebe  eine  lokale  Akticn^csc!!<;chatt  ins  Leben  gerufen  wurde, 
wodurch  sich  die  Zahl  der  Scliicbungen  abermals  vermehrt. 

Im  übrigen  ist  eile  Gesellschaft  bei  der  neuen  Emission  von 
Aktien  der  Aktiengesellschaft  Kummer  beteiligt  und  bezieht  den 
atil  liiren  Besitz  entlallenden  Betrag  der  junt^en  Aklicn  der  Xor- 
disciien  Elcktrizitäts-  inul  Stahlwerke,  Aktiengesellschatt  in  Danzig. 

Von  dem  Besitz  an  Aktien  der  Maschinen-  und  W'erkzeug- 
fabrik,  Aktiengesellschaft  vormals  August  Paschen  in  Göthen,  wurde 
ein  bedeutender  Teil  mit  gutem  Nutzen  realisiert. 

Der  Geschäftsbericht  sagt  zum  Schluss: 

»Unsere  Besichnngeo  rar  Kfcditanstalt  llir  Indaitrie  and  Handel  «od  die  bis- 
berifen  geblieben,  ebenso  alle  dunus  hervorgebendcn  in  Mheren  GescbSfbberichten 
enrlhnten  Wirkvngen.« 

Für  1899  verteilt  diese  Gesellschaft  8  Proz.  Dividende. 

2.  Die  Aktiengesellschaft  für  elektrischeAn* 
lagen  und  Bahnen  in  Dresden,  welche  für  1899  4  Proz. 
Dividende  verteilt,  berichtet,  dass  ihr  Elektrizitätswerk  in  Laden* 
bürg  (begonnen  1897),  dessen  Bauausführung  sie  der  von  ihr  ge- 
gründeten »Süddeutschen  Elcktrizitäts- Aktiengesellschaft«  in  Lud- 
wigshafen am  Rhein  übertragen  hatte,  im  Jahre  1Ö99  fertiggestellt 
und  dem  Betrieb  übergeben  wurde. 

Ebenso  wird  in  diesem  Jahre  die  von  der  Gesellschaft  finan- 
zierte elektrische  Zentrale  in  Neuminister   in  Holstein  (begonnen 
1898»,    ein  Licht-,   Kraft-  und  Wasserwerk,  voilendcl    und  ihr 
Betrieb   eröffnet.    Die   Bauausführung  derselben  war    durch  die 
Baltische  Hlektrizitäts-Gesellschaft   in   Kiel,    unter  Lieferung  der 
c/ektrischen  Anlagen  von  der  A]<tiengcsellschafl  Kummer  erfolgt. 
Dieses  Werk  wird  einer  lokalen  Aktiengc>cllschaft  der  »Licht-, 
Kraft-  und    \V  a  s  s  e  r  w  e  r  k  c  -  A  k  t  i  c  n  g  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  l  ui 
S  c  u  ni  II  Ii  ^  ^  ^  ^  i.  II o  l  s  t  e  i  11    ubertragen,  deren  Aktien  sich  im 
nächsten  Jahre  auf  Eüfektenkonto  der  Aktiengesellschaft  für  clek- 
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triscbe  Anlagen  und  Bahnen  finden. 

Weitere  bedeutende  Schiebungen  finden  Ende  des  Jahres 
statt 

Am  31.  Dezember  1899  gehen  die  der  Gesellschaft  gehörigen 
drei  süddeutschen  Elektrizitätswerke:  Osthofen  in  Rheinhessen, 
Ladenburg  und  Sinsheim  in  Baden  käuflich  in  den  Besitz  der 
Süddeutschen  Elektrizitäts  •  Aktiengesellschaft  in  Ludwigshafeb 

über. 

Die  in  Sachsen  liegenden  Elektrizitätswerke  der  Gesellschaft: 
Plauen  b.  Dresden,  Riesa  a.  d.  Elbe,  Meerane  ,  Gössnitz  und 
Schmölln  werden  ebenfalls  am  31.  De/.ember  1899  an  iVu:  Elek- 
trizitätswerke B  e  t  r  i  e  b  s  -  A  k  t  i  e  n  g  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t  in 
Dresden  verkauft.  Für  sämtliche  Werke  wird  auf  die  Dauer 
von  drei  Jahren  eine  Zinsgarantie  von  5  Proz.  ül)t>nu)nimen. 

Diese  Aktiengesellschaft  wurde  als  letzte  Aufnahnie-Gesell- 
schafl  am  9.  April  und  29.  Mai  1900  mit  Wirkung  ab  i.  Januar 
1900  mit  einem  Aktienkapital   von  2  Millionen  Mark  gegründet. 

Zweck  derselben  sollte  sein:  Erwerb  und  Betrieb,  sowie 
Bau  von  elektrischen  Anlagen,  der  Erwerb  und  die  Nachsuchung 
der  zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  solcher  Werke  erforder- 
lichen Konzessionen«  sowie  die  gewerbsmässige  Ausnutzung  der- 
artiger Unternehmungen  und  Beteiligung  bei  solchen» 

Bei  dieser  Gesellschaft  ist  der  Zweck  ganz  ofiensichtHch ; 
denn  da  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bah- 
nen genau  dieselben  Aufgaben  hatte,  so  war  ein  Bedürfnis  des 
Koncems  nach  einer  derartigen  Unternehmung  absolut  nicht  vor« 
banden.  Die  Gründung  wurde  vielmehr  durch  die  Notwendig- 
keit neuer  Schtebungsgewinne  veranlasst,  da  anderenfalls  die  Bi- 
lanz per  31.  Dezember  1899  einen  bedeutenden  Verlust  ausge- 
wiesen haben  würde. 

Gründer  waren  :  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  in  Dresden,  Allgemeine  Industrie  Aktiengesellschaft  in  Dres- 
den, Oberingenieur  Hch.  Leck,  Grosszschachwitz,  Major  a.  D.  Max 
Fritsch  ,  Dresden,  Bruno  Kirsten,  Dresden.  Im  Aufsichtsrate  be- 
fand sich  als  Vorsitzender:  Max  Klützt-r,  Dresden  (Direktor  der 
Dresdener  Kredilanslalt).  Die  Direktion  erhalt  obiger  Max 
Fritsch  izugleich  Direktor  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen).  Unter  den  Prokuri.stcn  befindet  sich: 
Bruno  Kirsten  (zugleich  Prokurist  der  Dresdener  Kreditanstalt, 
Direktor  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bah- 


Digitized  by  Google 


—   33  — 


nen ,  Direktor  der  Allgemetnen  Industrie-Aktiengesellschaft  in 
Dresden). 

Sämtliche  Aktien  dieser  Gesellschaft  befanden  sich  beim  Zu- 
sarnmenbruche  der  Aktiengesellschafit  för  elektrische  Anlagen 
und  Bahnen  in  deren  Besitze. 

Eine  Realisierung  derjenigen  Aktien,  welche  die  letztgenannte 
Gesellschaft  bei  Eröffnung  des  Geschäftsjahres  1S99  besass,  hatte 
im  Laufe  dieses  Jahres  nicht  stattgefunden.  Dagegen  waren  hin- 
zugekommen junge  Aktien  der  Süddeutschen  Elektrizitäts-Aktien- 
geselischaft  in  Ludwigsiiafen,  welche  ihr  Aktienkapital  im  Oktober 
1899  auf  eine  Million  Mark  erhöht  hatte,  um  die  erwähnten  drei  süd- 
deutschen Elektrizitätswerke  Osthofen,  Ladenhurg  und  Sinsheim 
von  der  Akticiivioscllschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
zu  übernehmen  ivgi.  S.  35*. 

Da  die  letztere  nahezu  samtliche  junc;e  Aktien  der  Süd- 
deutschen Elektrizitäts- Aktiengesellschaft  in  Ludwigshafen  über- 
nahm ,  so  tritt  auch  hier  die  Schicbungspolitik  besonders  deut- 
lich zu  Tage.  Die  Erwartungen  bezüglich  der  lannuian'iitarischen 
Beteiligung  bei  der  Firma  Hussar  &  Co.  in  Bukarest  gingen  nicht 
in  Erfüllung. 

3.  Die  Baltische  Elektrizitäts- A  ktie  n  ge  se  11- 
schaft  in  Kiel  berichtet,  dass  im  Jahre  1899  das  (bereits  bei 
der  Aktiengesellschaft  (Ur  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  er- 
wähnte) Elektrizitäts-  und  Wasserwerk  Neumünster  ihr  hauptsäch- 
lichstes Arbeitsobjekt  gewesen  sei,  welches  sie  in  Gemeinschaft 
mit  der  Aktiengesellschaft  Kummer  errichtete. 

Die  Aufträge  für  das  Ausland,  besonders  Dänemark,  hatten 
in  bedeutendem  Umfange  zugenommen.  Die  Gesellschaft  betei- 
ligte sich  bei  der  Gründung  der  Ingenieur-Firma  tVulcanc  in 
Aalburg  und  Aarhuus  und  errichtete  eine  Zweigniederlassung  in 
Altona  und  Rostock.  Auf  allen  Gebieten  ihrer  Tätigkeit  liegen 
Aufträge  in  namhafter  Höhe  vor,  von  denen  sie  besonders  die 
Herstellung  der  elektrischen  Kleinbahn  in  Neumünster  erwähnt. 

Die  Dividende  für  1899  betrug  9  Proz. 

4.  Bei  der  N  o  r  (1  i  s  c  Ii  c  n  h".!  e  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s  -  und  Stahl- 
werke-Aktiengesellschaft  in    D  a  n  z  i  g  ,    welche  für 
1899:  8  Proz.  Dividende  gibt,  tritt  gleichfalls  ein  fieberhaftes 
Streben  nach  Expansion  zu  Tage. 

Im  April  i.S'^y,  also  zwei  Jahre  nach  ihrer  Gründuni;  war 
das  eine  Million  Mark  betragende  Aktienkapital  auf  2  MilUonen 

Zcitvchrift  für  die  get.  Sutauwissciuch.    Erganzungsbefc  9.  9 
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Mark  erhöht  worden. 

In  der  ausserordentlichen  Generalversammlung  vom  12.  Au- 
gust desselben  Jahres  wird  der  Beschluss  gefasst,  ein  Stahl-  und 
Walzwerk  auf  der  Holm-Insel  bei  Danzig  zu  erbauen,  zu  welchem 
Zwecke  das  Aktienkapital  um  weitere  zwei  Millionen  Mark  bei 
zunächst  25  Proz.  Einzahlung  erhöht  wird,  während  die  Aufnahme 
einer  Obligationen-Anleihe  von  einer  Million  Mark  je  nach  Be- 
darf  stattfinden  soll. 

Wie  bereits  erwähnt,  wurden  nur  wenige  Tausend  Mark  von 
den  Aktien  dieser  Gesellschaft  im  Publikum  untcri^ebracht. 

Im  Jahre  1899  findet  auch  die  Gründung  der  Ergänzungä- 
Fabrik  » A  k  t  i  c  n  y  e  s  I  1  s  c  h  a  f  t  Hol  in<  in  Danzig  statt, 
zu  deren  Gründern  u.  a.  Th.  Horn,  Direktor  der  Dre??dener 
Kredit- Anstalt  und  Marx,  Direktor  der  Nordischen  Elektrizitäts- 
und  Stahlwerke,  Aktiengesellschaft  in  Danzig,  zählen. 

Die  der  letzteren  gehörigen  elektrischen  Zeniralen  zu  Stras- 
burg und  Briescn  konnten  im  Jahre  1899  nur  ihre  Betriebsun- 
kosten aufbringen,  wogegen  die  Zenteale  zu  Graudenz  mit  gutem 
Erfolge  arbeitete. 

'  Im  Bau  befanden  sich  noch  die  im  Vorjahre  in  Angriff  ge- 
nommenen  Strassenbahn  Licht-  und  Kraft-Zentralen  zu  Stolp  und 
Memel. 

In  Gemeinschaft  mit  der  Aktiengesellschaft  Kummer  wird  unter 
gleichzeitiger  Beteiligung  der  Allgemeinen  Industrie-Aktiengesell- 
schaft in  Dresden  die  elektrische  Strassenbahn  Danzig — Neu- 
fahrwasser--Brösen  (begonnen  1898)  der  Vollendung  entgegenge- 
führt, deren  Betrieb  zu  übernehmen  die  zu  diesem  Zwecke  ins 
Leben  gerufene  Lokalgcsellschaft  Danziger  elektrische 
Strassenbahn- Aktiengesellschaft  in  Neu  fahr- 
wasser bestimmt  ist. 

Die  Aktien  dieser  Unternehmung  finden  sich  auf  Effekten- 
Konto  der  drei  l)t:teiiigten  Gesellschaften. 

5.  Die  .Süddeutsche  E  1  c  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s  -  A  k  t  i  c  n  t,'  e- 
Seilschaft  in  L  n  d  w  i  g  s  h  a  f  e  n  a.  R  h,  hat  ihre  Geschatts- 
tätigkeit  im  Jahre  iStjj  wt^sentlich  erweitert  und  ist  in  der  Lage, 
8  Proz.  Dividende  verteilen  zu  k(>nnen.  Das  Installationsgeschäft 
entwickelte  sich  lebhalt,  indem  eine  Rciiie  grösserer  Linzelanlagcn, 
wie  Brauereien,  Holzbearbeitungsfabriken,  Zuckerfabriken,  Webe- 
reien, Mühlenwerke  etc.  zum  Abschluss  gelangte.  Ebenso  waren 
die  Filialen  in  Mainz  und  Mannheim  vollauf  beschäftigt. 
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Das  für  eigene  Rechnung  erbaute  Elektrizitätswerk  Schiüler* 
Stadt  (begonnen  1898)  wurde  vollendet 

Durch  Beschluss  der  Generalversammlung  vom  19.  Oktober 
1899  wird  das  Aktienkapital  von  500000  Mark  auf  eine  Million 
Mark  erhöht,  und  durch  Beschluss  der  Generalversammlung  vom 
2t.  November  1899  werden  die  Elektrizitätswerke  Osthofen  La- 
denburg und  Sinsheim  —  bisher  im  Besitze  der  Aktiengesellschaft 
für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  —  käuflich  er* 
worben  (vgl.  Schiebungen  S.  33,  45). 

6.  Die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke 
vormals  O.  L.  Kummer  &  Co.  in  Dresden  blickt  Ende 
1899  auf  eine  überaus  weitverzweigte  Geschäftstätigkeit  zurück. 

Zu  Beginn  ihres  Berichtes  klagt  sie  jedoch,  wie  schon  1895» 
über  einen  Umstand,  weicher  als  Folge  ihres  übereilten  Voi^ehens 
angesehen  werden  miiss.    Sie  sai^t: 

»Stluvieriger  freilich  als  diese  Aufgabe  (Beseitigung  des  MissverliSltnisses  zwischen 
Verkaun«prei»«:n  und  EinslancUkoslen  infolge  eingetretener  Teuerung  von  Kupier,  Eisen 
VBd  Kohle,  sowie  des  Geldes)  etscheiiit  uns  die  Bcsdtlgnng  «nes  anderen  Uebel- 
ttandes,  der  die  Geichiftsunkosteo  stark  belastet;  wir  meinen  das  auf  dem  Gebiete 

Je*  Projektierunwesens  entstandene  MissverhUltnis  zwischen  der  unvermeidbaren  Hoch- 
rlut  der  Projekte  und  dem  begreiflicherweise  t^eringeren  l'ro.entsalz  der  Ausfiihrungs- 
auftrage.  i>ie  vielen  Projekte  legen  teure  Arbeitskräfte  auf  längere  Zeit  fest  und  er- 
fordern ndcm  noch  kostspieKge  Reisen,  besonders  die  Anslandsprojdttei  ohne  dass 
bei  Nichterteilaag  des  Zuschlages  entoprechende  Vergatui^  für  den  verursachten  Aaf> 
wand  zugestanden  ^viir  ie.  W.r  huhen  es  an  Abhilt^hestrcfninf^cn  nicht  fehlen  la-^^-i], 
li  '-v'.bcn  sind  aber  lenier  nur  in  eui/elnen,  seltenen  Fällen  von  Erfolg  gewesen; 
jcdeniails  werden  wir  unsere  l'emühungen  fortsetzen.« 

Es  wird  also  hier  eingestanden,  dass  der  Koncern  den  wesent« 
liebsten  Teil  der  Aufträge  sich  selbst  erteilt  hatte,  während  von 
Seiten  der  Privatkundschaft  nur  der  geringere  Teil  herrührte. 

Die  Kummerschen  Elektrizitätswerke  waren  auf  eine  derar- 
tige Stufe  der  Leistungsfähigkeit  gebracht  worden,  dass  die  Ver- 
waltung  gezwungen  war,  sich  um  jeden  Preis  Auftrage  und  Kon« 
Zessionen  zu  verschaffen.  Hauptfeld  ihrer  Tätigkeit  war  nach 
wie  vor  Herstellung  von  elektrischen  Strassen*,  Klein-  und  Voll» 
bahnen,  städtischen  Elektrizitätswerken,  Zentralen  für  Licht-  und 
Kraftverteilung  etc. 

An  Aufträgen  auf  Zentralen  für  elektrische  Traktion  wurden 
im  Berichtsjahre  fertiggestellt  oder  neu  in  Angriff  ;_'cnommen: 

1.  Danzig — Ncufaiirwasser — lirösen,  nahezu  vollendet, 

2.  Detmold  —  Berlebeck,  dem  Betriebe  übergeben, 

3.  Graudenz  im  Betriebe, 

3* 
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4.  Helsingfors  i.  Finnland,  nahezu  vollendet, 

5.  Märkische  Strassenbahn,  Ausbau  weiterer  Linien, 

6.  Hagen — Hohenlimburg  i.  Westfalen, 

7.  Iserlohn — ^Letmathe, 

8.  Grüne — ^Nachrodt,  [  jm  Bau, 

9.  Paderborn — ^Neuhaus, 

10.  Memel, 

11.  Murnau — Kohlgrub— Oberammergau,  im  Betriebe, 

12.  Neumünster  i.  Schleswig,  im  Bau, 

13.  Bremerhafen,  Wa,^enpark  und  Maschinenstation. 

F'erner  vorläufig  für  eigene  Rechnung  und  in  eigenem  Be- 
triebe : 

14.  Niedcrlössnitzer  Zr-utnlc  zur  Stromversorgung  der  Strassen* 
bahn  ])rc.sden     Kt »l/schciibroda, 

15.  Dresdener  Vorortsbahn  (Linie  Laubegast — Leuben — Nieder- 
sedlitz). 

Folgende  grössere  Zentralen  wurden  für  Reehnung  der  be- 
treffenden Gemeinden  ausycführt  und  die  Einrichtungen  der  Ma- 
schinenstationen von  der  Aktiengesellschaft  Kummer  bezogen  : 
Bemstadt  i.  Schlesien,  Betnlorf  a.  d.  Sieg,  Bommern  i.  Westfalen. 
Brandt  i.  Brandenburg,  Cammin  t.  Pommern,  Cham  i.  Oberpfaiz, 
Coschütz  i.  S.,  Deggendorf  i.  Bayern,  Dettweiler  i.  Niederelsass, 
Deuben  i.  S.,  Glauchau,  Göppingen  i.  Württemberg,  Goltnow  i. 
Pommern,  Heiligenhaus  t.  Rheinprov.,  Helsingfors  i.  Finnland,  Herz- 
berg a.  d.  Elster,  Kleinschmalkalden  i.  Hessen-Nassau,  Krumbach 
i.  Baden ,  Labes  i.  Pommern,  Laubegast  i.  S.,  Murnau  i.  Bayern, 
Neufahrwasser  b.  Danztg,  Oviedo  i.  Spanien,  Schildesche  i.  West- 
falen, Schiiferstadt  i.  Bayern,  Schongau  i.  Oberbayern,  Stolp  i. 
Pommern,  Soborten  i.  Böhmen,  Strehla  a.  d.  Elbe,  Sulzbach  i.  Ba- 
den, leplitz  (Stadt),  VVeissenberg  i.  Oberpfalz,  Weisser  Hirsch 
resp.  Oberloschwitz  b.  Dresden,  Burgbrohl  i.  Rheinprov, 

Ferner  werden  genannt  von  Bahnhofsbeleuchtungen  :  Riesa 
a.  d.  Elbe,  Radebeul,  Soest  i.  Westfalen.  Kiel,  Ottbergen  i.  West- 
falen, und  \'on  Zentralen  für  Kraft  und  Licht:  I'isenwerk  Lauch- 
hamnier  in  Lauchhammer;  in  Riesa:  Beleuclitung  und  elektrische 
Kraftübertragung,  in  der  sächsischen  Maschinenfabrik  Chemnitz: 
KraftübertraL;nnL^',  in  Tsini^lau :  Beleurhtung  und  elektrische  Kraft- 
überlra.;unL;  \hv  Taucherglockenaniage  und  andere  mehr. 

Für  das  vom  sachsischen  Staate  errichtete  Fcrnhei/.-  und  Elek- 
trizitätswerk zu  Dresden  werden  der  Gesellschaft  grosse  Dynamo- 
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Maschinen  und  die  zugehörigen  Apparate  in  Auftrag  gegeben,  für 
die  kaiserliche  Marine  beträchtliche  Beleuchtungsanlagen,  Licht- 
und  Kraftanlagen  für  Neubauten,  und  för  Privatwerften  verschie- 
dene See-  und  Flussdampfer-Installationen.  Endlich  wird  eine 
ganze  Reihe  von  elektrischen  2^tttralen  und  Bahnen  aufgezählt, 
welche  die  Gesellschaft  in  der  Umgebung  von  Dresden,  Chemnitz 
und  Glauchau  auszuführen  gedenkt. 

Der  ^anze  Geschäftsbericht  legt  Zeugnis  ab  von  dem  unbe- 
grenzten Optimismus,  welcher  die  Verwaltung  der  Aktiengesell- 
Schaft  Kummer  beherrscht.  Trotzdem  in  Fachkreisen  bereits  ein- 
gesehen wurde,  dass  für  Elektrizitätswerke  die  Hociikonjunktur 
zunächst  vorüber  sei,  wird  in  dem  Berichte  gesagt: 

>l\-berbau|>t  meinen  wir,  wenn  auch  ge\v;.-«enna>sen  im  Widerspruch  mit  andern- 
orts »ich  äuiüberadcD  Auäicblen,  dass  noch  für  geraume  Zeit,  wenn  nicht  alles  trügt, 
oder  ichwcr  Tonnsxiiidicnde  Zwiichakflllle  dirtieten,  die  AufnabmeßUiigkeit  des 
trischcn  Marktes  ungeicliwlicht  bestehen  bleibt.  Einmal  eröflbet  die  FlottenTorlag« 
gate  Ansuchten  auf  neue  Stromlieferungen,  7.um  Anderen  schreitet  man  allerwärts 
mehr  nnd  mehr  zur  EinHihrung  des  elektrischen  Betriebes  auf  Klein-  und  Vollbahnen, 
ja  aeneidings  auch  auf  Kanälen,  ganz  abgesehen  davon,  da^  die  Eroberung  der  In- 
dutrie>Werkstittcn  durch  den  elekinschen  Strom  auch  noch  lange  nicht  abge> 
Khloesen  istc 

Ein  gleicher  Optimismus  kommt  in  den  Geschäftsberichten 
der  Dresdener  Kreditanstalt  zum  Ausdruck. 

An  dem  systematischen  Ausbau  der  Vertretungsorganisation 
hatte  die  Aktiengesellschaft  Kummer  auch  im  Jahre  1899  weiter 
gearbeitet. 

Behufe  Erweiterung  der  Beziehui^en  in  den  einzelnen  Ueber- 
see-Ländem  waren  neue  Vertretungen  geschaffen  worden,  so  zu- 
letzt in  Japan  und  China,  von  WO  bereits  Aufträge  vorlagen.  Von 
dem  kaiserlichen  Gouvernement  in  Tsingtau  (China)  erhielt  die 
Gesellschaft  die  ausschliessliche  Konzcssion  für  die  Errichtung 
einer  elektrischen  Zentrale  daselbst.  I'^bcnso  wurden  im  Inlande 
neue  Geschäftsstellen  geschaffen,  nämlich  die  Ingenieur-Bureaux  zu 
Hannover,  Bielefeld  und  München. 

Die  Zweigniederlassung  in  Teplitz-Soborten  war  mit  Erfolg 
kir  die  Ausbreitung  des  Geschäftes  in  Oesterreich-Ungarn  tätig 
gewesen. 

7.  Das  Geschäftsjahr  xgoo/ox. 

Das  Geschällsjahr  1900  ist  das  letzte,  welches  der  Kunimcr- 
sche  Koncern  vollendet.    Im  Vertrauen  auf  die  Fortdauer  der 
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günstigen  Konjunktur  hatte  eine  grosse  Zahl  industneller  Werke 
ihre  Produktionskraft  bedeutend  erweitert.  Um  so  schärfer  musste 
von  den  betreffenden  Gesellschaften  und  den  mit  ihnen  eng  liierten 
Banken  ein  Umschwung  und  eine  Verminderung  der  Aufträge 
empfunden  werden. 

Bereits  im  Frühjahr  igoo  machten  sich  Zeichen  einer  Ab- 
wärtsbewegung bemerkbar,  welche  sich  in  der  Folge  immer  mehr 
verschärfte. 

Mierzu  kam  eine  allgemeine  Geldknappheit.  Die  Reichsbank 
hatte  Ende  Febrn  i  1900  ihren  Diskont  von  5  auf  4  Prciz.  herab- 
gesetzt« war  jedoch  wegen  der  internationalen  Geldverhältnisse 
gezwungen,  denselben  gegen  linde  September  wieder  auf  5  Proz. 
und  am  11.  Oktober  soffar  auf  5'-/o  Proz.  zu  erhohen,  ein  Satz, 
wie  er  seit  Februar  1882  nicht  erreicht  worden  war. 

Die  Börse,  welclic  die  Ereignisse  schnell  zu  eskompticren 
pfle<,»t,  geriet  in  eine  sehr  gedrückte  Lacje.  da  d;is  Geschäft  in 
Industriewerten  mehr  und  mehr  stockte.  In  erster  Linie  richtete 
sich  das  Misstrauen  gegen  die  Aktien  der  Eiektrizitäts|^esellschaften, 
da  ausser  Kuuuner  nur  noch  wenige  an  den  Bestand  der  elektri- 
schen Hochkonjunktur  glaubten. 

War  derartigen  Unternehmungen  während  der  letzten  Jahre 
Geld  überaus  leicht  und  fast  in  beliebiger  Höhe  zur  Verfügung 
gestellt  worden,  so  erwies  sich  jetzt  die  Neu-Emission  elektrischer 
Werte  als  geradezu  unmöglich. 

Wenn  es  auch  zweifellos  ist,  dass  die  meisten  Tochteranlagen 
einen  gesunden  Kern  enthielteUf  insbesondere  jene  Elektrizität»* 
werke  und  Strassenbahnen,  welche  das  alleinige  Recht  für  die 
Elektrizität  oder  für  die  Strassenbenutzung  zu  Verkehrszwecken, 
verbunden  mit  einer  genügend  langen  Konzessionszeit,  besassen, 
so  haben  solche  Werke  doch  die  Eigentümlichkeit,  dass  sie  län- 
gere Zeit  zu  ihrer  Entwicklung  brauchen,  sodass  es  oft  mehrere 
Jahre  dauert,  bis  sie  eine  angemessene  Verzinsung  ei^^eben. 

Um  seine  zahlreichen  Unternehmungen  durchHihren  zu  können, 
war  es  deshalb  für  den  Kumnierschen  Koncern  eine  Lebensfrage, 
jederzeit  die  erforderlichen  (jckliiiitlel  beschaffen  zu  kcuinen.  Es 
musste  daher  der  beginnende  Ruckschlag  und  die  Versteifung  des 
Geldes  für  ihn  um  so  verhän<jnisvoller  werden,  als  auch  die  Dresde- 
ner Kreditanstalt,  die  einzige  Bankverbindung  fast  aller  zugehö- 
rigen Gcsellschaficn,  auf  die  Dauer  nicht  in  der  Lage  war,  dem 
Geldbedürlnissc  abzuhelfen. 
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Diese  im  Jahre  1900  schon  vorhandene  Situation  überträgt  sich 
auch  auf  das  Jahr  190X,  um  schliesslich  zum  Zusammenbruche  zu 
fuhren. 

Es  werden  deshalb  hier  diese  beiden  Jahre  zusammengefasst. 
Die  Aufnahmegesellschaften  hatten,  da  sie  reine  Finanzgesell- 
Schäften  waren,  nur  Dividendensorgen,  denen  sie  durch  zahlreiche 

Schiebungen  zu  begegnen  wiissten. 

Die  Aktiengesellschaft  Kummer  dagegen  hatte  Dividenden- 
und  Kapitalsorgen.  Die  Dividende  verdiente  sie  durch  ihre  Fa- 
brikation, abur  für  diese  gab  jetzt  niemand  mehr  das  Kapital  her. 
Im  Jahre  1900  ^^clanL^  es  noch  zur  Not,  dieses  zu  beschaft'en.  An- 
fang 1901  sali  sich  die  Gesellschaft  jedoch  gezwungen,  ihre  Zu- 
flucht zu  allen  mÖL;lichcn  Auswegen  zu  nehmen,  die  mau  auch 
bei  der  Dresdener  Kreditanstalt  wieder  findet. 

Zu  Beginn  des  Geschatisjahres  19OÜ  hatte  der  Kummersche 
Koncern  folgende  Zusammensetzung,  die  er  bis  zu  seiner  Auf- 
lösung beibehielt. 

,^       1 1  „  k    r .  GrUndnos^  Offizielles 

Gesellschaften.  Akti^nWp>,l. 

An  der  Spitze  steht  das  B.iuhaiis,  die  Aklien- 
gesciLichafi  Elektrizitätswerke  vomi.  O.  L.  Kummer  <&  Co. 

Occaden,  nit  a2  Vcttretangen  ün  In-  und  Auslande  .       1894         M.  10  000  000. 
Meraaf  folgen'ftie  Aafnahaegesel  Ischaften: 

I,  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  B«h> 
nen  in  Dresden  mit   kommanditarischer  fietciligong 

bei  der  Firma  Hussar  &  Co.,  Hukarest     ....       1895  »     2  000  000. 

3.  Allgemeine  Indutr^Aktiengesellscharc  in  Dresden       1896  »  2250000. 

3.  Elektrifttitswerke  Betriebv-Aktiengetellsdiaft  in  Drci- 

dco   1900  >    s  000000. 

ferner  die  F.  r  i;  ä  n  z  ti  n  g  s  f  n  h  r  j  k  c  n  : 
1.  AktieogeselUcbaft  Deuuche  Kabelwerke ,  vormals 

HificliiDaim  St  Co.  in  Berlin  .   1896  »  200000O; 

S.  Wagenbauanstalt  und  Waggonftbrik  flir  eleklriaclie 

Bahnen  vom.  W.  C.  F.  Busch,  AktiengewUachaft 

in  Hamhuri^  und  Bautzen   1896  >     3  50OOOO. 

mit  Hcteiligung  bei: 

a.  Geurge  F.  MUncs  ft  Co.,  Lim.,  Birkenhead  Had- 
ley,  England. 

b.  Haupt-   und    residentstSdt.  Vcrkdin>XJnteraeh- 
munfjs-A.G.,  Bm'.apcst. 

c.  Mtitorfahrzeug-  und  Motorenfabrik,  Berlin. 

ü.  Industrie-Syndikat  rar  wirttcbaftlicbea  E(schlies> 
tuDg  rou  Kiauischon  «nd  Hinterland, 
j.  Pie  ElekirizitXts-Aküen-GeieUseliaft  vorm.  Herrn. 
Pöge,  CbeomiU   1897  9  1500000. 
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i     f,  Grlndan«-  Offizielles 

desellsc  haften.  ..•^ 

jähr  Akucokapiul. 

4.  Maschinen-  und  Wcrkzeugfabrik,  Akticu-Ges.  vorm. 

Aug.  Puchen  in  Göthen   1897  »  750000. 

$.  Aktleo-Gesdltehaft  Hohn,  Danzig   1899  »    a  000  000. 

femer  die  P  r o v i ns ial - Attfna h m  e« Ge- 

Seilschaften! 
I.  Baltische  Elektriziiatä-Aktiengcbeil-schaft,  vorm.  F. 
Flohr  &  Devaraniie  in  Kid,  mit  Zweigniederlaisung 

in  Altona  und  Rosiocic   1896  »    I  coo  ooo. 

3.  Nordibche  Elektrizitäts-  und  Stahlwerke,  A1(tien*Ge> 

seUschufi  in  Danzig,  mit  Fihalc  in  I'uscn   ....        1897  >    3  OOO  OOO. 

3.  SüddeutbclicElektiiziläts-AktiengescUschaft,  Ludwigs- 

bafen  a./Rb.,  mit  Filialen  in  Mains  nnd  Mannheim      1898  »    1 000  000. 

und  endlich  die  IndividuaNBetriebt-Ge' 
Seilschaften: 
t.  Flcniiburger  Elektrizitätswerk,  AktiengeseUschaft«  in 

Flensburg   1897  >       500  OOO. 

8.  Borbyer  ElektriütSts-Gesellschalt  m.  b.  H.  im  Seebad 

Borby  bei  Eckernförde   1898  — 

3.  Aktiengesellschaft  Siiddciittcbe  elektrische  Lokalbah» 

ncn  in  München   1898  >     3  OOO  OOO. 

4.  Aktienge!>elUchaft  Licht-,  Kraft-  und  \Vas>serwerke 

in  Neomflnster  in  Holstein  »   *   •  >    1 000  000. 

5.  Danziger  Eldctrische  Stiassenbahn,  Aktien.«Gci.  in 

in  Neufahrwa^'^er   1899  »     1000  OOO. 

6.  Sächsische  Akkumulalurcnwcrkc,  Aktiengesellschaft 

iu  Dresden   1897  »       334  000. 

Die  letzte  Gesellschaft  wurde  zwar  nicht  von  einem  Kummer- 
schen  Gründer-Konsortium  ins  Leben  gerufen,  muss  aber  gleich- 
wohl mit  zu  dem  Koncern  gerechnet  werden,  da  Kummer  aus 
Fabrikationsinteresse  in  enge  Beziehungen  zu  derselben  getre- 
ten war. 

Ihrem  Aufsichtsrate  gehörten  u.  a.  an  O.  L.  Kummer,  Direktor 
der  .\klicni{esellschaft  Kummer,  und  Max  Klötzer,  Direktor  der 
Dresdener  Kreditanstalt,  während  die  genannte  Bank  am  3 1.  De- 
zember 1900:  138000  M.  Aktien  dieser  Gesellschaft  besass  und 
ihr  einen  Kredit  von  185  coo  M.  gt-wiihrlc. 

Ebenso  erfolgte  im  Jahre  1900  noch  eine  Beteihgung  Kum- 
mers aus  Fabrikationsinteresse  bei  der  Lippeschen  Elektrizitäts- 
Aktien-Gesi;llschaft  Detmold. 

I.  Die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesell- 
s  ehalt  in  Dresden  wird  durch  den  heftigen  Kuckschlag  der 
gescliaftlichen  Konjunktur  des  Jahres  lyuo  in  ihrer  Haupttätig- 
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keit  völlig  lahm  gelegt,  sodass  sie  von  einer  Verteilung  ihres  Ge- 
winnes absehen  muss. 

Die  Verwaltung  schreU>t  in  ihrem  Geschäftsberichte  u.  a.: 

>FSr  wuere  G«aeUseb«ft  war  dieacr  Wandel  in  der  Konjunktur  um  so  einschnd- 

dender,  als  mit  Eintritt  de&selbei)  alle  erfolgreiche  Verwertung  unserer  Effekten  an 
der  Bor»e  aufhörte,  und  wir  d;uli:rcli  i  if  die  schon  vorbereitete  Realisierung  von 
TcUcn  unserer  Bestilnde  verrichten  musbtcn,  sodass  wir  in  der  Hauptsache  nur  auf 
die  DividendeB  «nd  Zinaerträgnisse  angewieaen  waren,  die  nnt  die  in  miserein  Besitz 
befindlichen  Aktien  etc.  Imdnen.« 

Diese  Dividenden  waren  jedoch  grosscnteiis  nicht  vorhanden. 
Das  Eflfekten-  und  Konsortial-Konto  enthielt  Aktien  folgender 
Unternehmungen : 

1.  Danziger  Elektrische  Strassenbahn,  A.G.  in  Neufahrwasser, 

2.  Nordische  Elektrizitäts-  und  Stahlwerke,  A.G.  in  Danzig, 

3.  George  F.  Milnes  &  Co.  Lim.  in  Birkenhead  Hadley,  Engl, 

4.  Maschinen-  und  Werkzeugfabrik  A.G.  vorm.  August  Paschen 
in  Göthen, 

5.  Kunstdruck-  und  Verlagsanstalt  A.G.  vorm.  Müller  &  Lohse 
in  Dresden, 

6.  Vereinigte  Steinbrüche  im  Plauenschen  Grunde,  A.G.  in 

Dresden, 

7.  Elektrizitätswerke  A.G.  vorm.  O.  L.  Kummer  ik  Co.  in  Dres- 
den. 

In  diesem  Geschäftsberichte  lässt  sich  der  Verwaltunj:^  eine 
Unwahrheit  insofern  nachweisen,  als  sie  schreibt:  »An  neuen  Un- 
ternehmungen haben  wir  uns  aus  den  im  vori<^en  Berichte  er- 
wähnten Gründen  in  diesem  Jalirc  i^ar  nicht  beteihgt.*  Halte 
doch  die  Gesellschaft  im  April  njoo  die  Elektrizitälsw'erke  Be- 
triebs-Aktien Gesellschaft  in  Dresden  mitgegründet  und  dabei 
25000  M.  von  deren  Aktien  gezeichnet. 

Bei  einem  Aktienkapital  von  2  250000  M.  weisen  die  Bilanzen 
folgenden  Stand  der  angeführten  Konten  aus  : 


31.  XtL 

Ett'cktcn- 

KünilUtlial- 

Konto-Korrent-Konlo 

KOBtO 

Konto 

Debitoren 

Kreditoren 

M. 

M. 

M. 

M. 

817  :^oo 

722  200 

938  ODO 

37  400 

I  755  500 

1171 000 

473 

1899 

53300 

3313000 

467500 

333000 

1900 

51400 

2633000 

274  700 

5*5  500 

2.  D  i  c  A  k  t  i  e  n  g  e  s  e  11  s  c  h  a  f  t  für  e  1  e  k  t  r  i  s  c  h  e  A  n- 
Jagen  und  Bahnen  in  Dresden  berichtet,  dass  das  Ge- 
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Schäftsjahr  1900  infolge  der  andauernd  schwierigen  Lage  des  Geld> 
marktes  ungünstiger  ausgefallen  sei,  als  das  vorhergehende: 

»Unsere  Gesellschaft  ist  als  nichtfabririerende  FkauL  dairnnf  angpwieMn,  ibrCD 
Haaptgewinn  in  der  Pinamierung  neuer  Unteroehmungen  m  nichen-,  ohne  <Ue  crfor> 

(lerliclien  Mittel  lind  leMere  aber  nicht  dorcbfShrbnr.  Somit  seute  sich  im  abge- 
lanfenen  Geschäft-ij.ihr  unser  Gesamtgewinn  nur  aus  den  Gewinnen  auf  Warenkonto 
und  in  der  Mauptsache  aus  dc-m  Ertrage  unserer  EiTckten  zuü^mmen  und  war  daher 
nntnrgemlss  geringer  als  im  Vorjahre.  Ein  Gewinn  kann  demgemlist  niebt  inr  Ver» 
teilnng  gebracht  werden.« 

Von  den  Seite  48  nachgewiesenen  falschen  Biichunf^en  vor- 
läufig abgesehen,  stehen  obige  Worte  mit  den  Tatsachen  in  di- 
rektem Wide I  Spruche.  Anscheinend  ist  es  Vorsicht  des  Geschäfts- 
gebahrens,  weim  die  Verwaltung  verscliweit^t.  dass  sie  am  9.  April 
1900  die  FJektri/.itaisw  ci  !;c  J^etricbs-Akticn_i,^esellschaft  in  Dresden 
mit  einem  Aktienkapital  von  2  Millionen  Mark  gegründet  iiat, 
deren  sämtliche  Aktien  sie  bei  ihrem  Falle  noch  besitzt.  Die 
Verwaltung  verschweigt  ferner,  dass  sie  sich  bei  der  von  ihr  finan- 
zierten Aktiengesellschaft  Licht-,  Kraft-  und  Wasserwerke  in  Neu- 
niünster  in  Holstein  durch  Uebernahme  von  Aktien  beteiligt  hat, 
welch  letztere  in  ihrer  Bilanz  vom  31.  Dezember  1900  zum  ersten 
Male  erscheinen. 

Dass  auf  Effekten-Konto  im  Jahre  1900  sehr  bedeutende  Ver- 
änderungen vorgekommen  sind,  geht  schon  daraus  hervor,  dass 
der  Bestand  eigener  Effekten  am  3  t.  Dezember  1899  mit  954000  M., 
am  31.  Dezember  1900  dagegen  mit  3  804 OOO  M.  (nachträglich  auf 
3704000  M.  abgeändert)  aufgeftihrt  wird. 

Der  Geschäftsbericht  zeigt  fcnicr,  dass  die  Gesellschaft  ihre 
Mittel  vollständig  festgelegt,  und  dass  gleichzeitig  die  Bankschuld 
eine  Höhe  erreicht  hatte,  welche  in  gar  keinem  Verhältnis  zu  dem 
2  Millionen  Mark  betra;:^enden  Aktienkapital  stanc?. 

Die  Kevisionskonunission  der  Dresdener  Kreditanstalt  stellte 
fest,  dass  die  GesellschalL  dieser  Bank  am  31.  Dezember  1900 
3080000  M.  schuldete,  gegen  21170OO  M.  am  31.  Dezember  1899, 

Eine  Erklärung  für  diese  enorme  h>höhung  gibt  die  Aktien- 
gesellschaft für  elektrische  Anlae,^en  und  Bahnen  in  ihrem  Berichte 
nicht.  Vermullicli  ist  dieselbe  in  der  Beteiligung  bei  der  Aktien- 
gesellschaft in  Neumünster  zu  suchen. 

Ausserdem  wird  die  Gesellschaft  für  Zinsgarantie,  welche  sie 
für  die  an  die  Süddeutsche  Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Lud- 
wigshafen und  an  die  Elektrizitätswerke  Betriebs- Aktiengesellschaft 
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in  Dresden  verkauften  acht  Elektrizitätswerke  geleistet  hatte,  mit 
ca.  160000  M.  in  Anspruch  genommen. 
Das  Effekten-Konto  enthält  Aktien: 

1.  der  Baltbchen  Elektrizitäts^-Aktiengesellscbaft,  Kiel,  (deren 
Dividende  die  Gesellschaft  durch  Finanzierung  des  Neumünster 
Werkes  ergänzt  hatte), 

2.  der  Licht-,  Kraft»  und  Wasserwerke- Aktiengesellschaft  in 
Neumünster, 

3.  der  Süddeutschen  Eiektrizitäts-Aktiengeselischaft  in  Lud- 
wigshafen, 

4.  der  Flensburger    Elektrizitätswerk -Aktiengesellschaft  in 

Flensburg, 

5.  der  deutschen  Kabelwerke- Aktiengesellschaft  in  Berlin, 

6.  der  Elektrizitätswerke  Betriebs- Aktiengesellschaft  in  Dresden. 
Die  zLinclniiende  Verschuldung;  ist  aus  folgender  Tabelle  er- 

sicbtiich.    Es  betrugen  in  Tausenden: 

Effekten-  V'*'«^n«»"»"»ti^ 
Konlo       »  eigener  V« 

Wallung 

iL  M. 

1895  I  66 

1896  196  759 

>S"7  255  1575 

iS.iS  480  21S5 

1S99  954  — 

1900  3804  — 

Die  unrealisierbaren  Unternehmungen  in  eigener  Verwaltung, 
welche  zuletzt  auf  Debitoren-  und  Effekten- Konto  erscheinen, 
übersteigen  bei  weitem  die  eigenen  Kräfte.  Unter  diesen  Um- 
ständen ruhte  die  Gesellschaft  vollständig  auf  den  Schultern 
ihrer  Bankverbindung,  der  Dresdener  Kreditanstalt,  deren  Zusam- 
menbruch daher  auch  den  ihrigen  bedeutete. 

Am  6.  August  1901  wurde  über  sie  das  Konkursverfahren 
eröffnet,  nachdem  eine,  in  der  ordentlichen  Generalversammlung 
vom  25.  Juni  1901  gewählte  Revisionskommission  sich  von  der 
hoffnungslosen  Lage  der  Gesellschaft  überzeugt  hatte. 

3 .  Die  Baltische  E  1  e  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s   A  1 :  t  i  e  n  g  e  s  e  11- 
schaft  in  Kiel  klagt  in  ihrem  Geschäftsbericht  für  das  Jahr 
igOO  über  die  l'^inwirkungcn  der  eini^etretenen  un^iinsti^'cn  Kon- 
junktur, katiii  jedoch  7  Troz.  Dividende  in  Vorschlag  briiii^t-n. 

ihr  HaufUarbeitsobjekt  war  der  Bau  des  Hlcktrizitatswerkes 
der  Licht-  Kraft-  und  Wasserwerke  zu  Burg  aut  Fehmarn. 
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Das  im  Vorjahre  in  Gemeinschaft  mit  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  errichtete  und  von  der  Aktiengesellschaft  iÜr  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  finanzierte  Elektrizitäts*  und 
Wasserwerk  Neumüuster  in  Holstein  wurde  weiter  ausgebaut,  und 
die  Gesellschaft  verspricht  sich  von  ihrer  Beteiligung  bei  dieser 
Unternehmung  grosse  Vorteile.  Dasselbe  war  der  ad  lioc  ins 
Leben  <,'erufenen  Licht-,  Kraft-  und  Wasserwerke  Aktiengesell- 
schaft in  Neumünster  übertrafen  worden,  deren  Gründung  auf- 
(alligerweise  in  keinem  Geschältsbericht  der  drei  Beteiligten  er- 
wähnt wird,  obgleich  sie  die  Aktien  übernehmen  und  in  ihren 
Bilanzen  aufführen. 

Oiiciiltar  scheute  mau  sich,  auf  dieselbe  nälier  einzugehen, 
da  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Buhnen 
trotz  dii;ser  Schiebung  nicht  in  der  Lage  war,  für  1900  eine  Di- 
videnden-Verteilung  in  Vorschlag  zu  bringen,  und  daher  bei  Be- 
sprechung der  Gründung  der  Neumiinster  Gesellschaft  eine  scharfe 
Kritik  des  Gcsciiaiisberichtes  wahrscheinlich  war. 

Die  Baltische  Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  berichtet  weiter, 
dass  von  ihr  eine  Reihe  selbständiger  sowie  Anschluss-,  Beleuch» 
tungS'  und  Kraftfibertragungs-Anlagen  zur  Ablieferung  gebracht 
wurde.  Auch  der  Absatz  von  Spezial-Artikeln  für  Kriegs-  und 
Handelsmarine  hatte  sich  erheblich  vergrössert. 

Infolge  ihrer  schnellen  Ausdehnung  und  bei  ihrem  nur  eine 
Million  Mark  betragenden  Aktienkapital  ist  auch  diese  Gesell- 
schaft gezwungen,  fremde  Hülfe  stark  in  Ansprudi  zu  nehmen. 
Es  betrugen  in  TcUisenden: 


4.  Die  Nordische  E  l  e  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s  -  und  Stahl- 
w  e  r  k  e  Aktiengesellschaft  in  D  a  n  z  i  g  hat  durch  das 
Sinken  tasi  aller  i'rel^e  infolge  Niederganges  der  Industrie  zu 
leiden,  kann  jedoch  7  i'roz.  Dividende  geben. 

JJic  Zentrale  und  Strasseiiljahn  zu  Graiidenz  wuide  für  den 
Kaufpreis  von  990000  Mark  an  die  Stadt  Graudenz  verkauft. 

Im  übrigen  dehnt  die  Gesellschaft  ihre  Geschäftstätigkeit 
auch  im  Jahre  1900  noch  weiter  aus,  indem  sie  in  der  Stadt 
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Posen  eine  Filiale  errichtet  Einen  erbeblichen  Teil  des  fOr 
diese  Anlage  erforderlichen  Kapitals  stellt  die  >  Ostbank  flir 
Handel  und  Gewerbe«  zu  Posen  in  Form  einer  Hypothek  in 
Höhe  von  300 ocx)  Mark  zur  Verfügung. 

Ausserdem  tritt  die  Gesellschaft  der  »Zentralstelle  zur  För- 
dening  industrieller  Unternehmungen  im  Osten«  ats  Mitglied  bei. 

Das  Konsortialkonto  umfasst  wie  im  Voijahre  die  Beteili- 
gung an  der  ShantungoBergbau-Gesellschaft,  der  Shantung-Eisen« 
babngesellschaft  und  an  dem  Industrie*Syndikat  ftlr  Kiautschau 
und  Hinterland. 

Am  3L  Dezember  1900  betrucr  das  Aktienkapital  dieser  Ge- 
sellschaft 4000000  Mark,  abzüglich  fehlender  Einzahlung  von 
1000  000  Mark. 

Dabei  hatte  sie  einen  Effekten-Besitz  im 
atismachenden  Betrage   von  Mark     l  182  500. 

und  schuldete  11  a.  auf  Acceptkonto  *  7 30  300. 
auf  Konto-Korrent-Konto  »         735  ooo. 

auf  l'tfekten-Lombard-Konto  »         517  ico, 

5.  Das  Geschäftsergebnis  des  Jahres  lyoo  der  Süddeut- 
schen I'-lektrizitäts-Aktiengescllschaft  in  Lud- 
wigshafen a.  Rh.  war  ebenfalls  durch  die  rückgängige  Kon- 
junktur ungiinstig  beciiillui,>t  worden,  immerhin  war  es  der  Ge- 
sellschaft möglich,  5  Proz.  Dividende  zu  erzielen. 

Zur  Ausiuhrung  gelangten  eine  grössere  Anzahl  Aufträge 
auf  elektrische  Anlagen  für  staatliche  und  städtische  Gebäude, 
wie  Bahnhöfe,  Schlachthäuser,  Gerichts-  und  Finanz-Gebäulich- 
keiten,  femer  für  industrielle  Anlagen  wie  Webereien,  Tonwerke, 
Mühlenwerke ,  Malzfabriken ,  Tuchfabriken ,  Imprägnieranstal» 
ten  etc. 

Am  I.  Januar  1900  gingen  die  der  Aktiengesellschaft  für  elek- 
trische Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  gehörigen  Elektrizitäts- 
urerke  Osthofen  (Rheinhessen),  Sinsheim  und  Ladenburg  (Baden) 
käuflich  in  den  Besitz  der  Gesellschaft  über. 

Am  r.  Januar  1900,  also  gleichzeitig  mit  dieser  Schiebung, 
wurde  das  Aktienkapital  um  500000  Mark  erhöht.  Die  neuen 
Aktien  iibernimmt  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen 
und  Bahnen  in  Dresden. 

Die  elektrische  Zentrale  SchiiTerstadt  entwickelte  sich  be- 
friedigend. 

Um  die  Tätigkeit  erfolgreich  auch  auf  Südbayern  ausdehnen 
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zu  können,  wurde  in  Kempten  ein  Ingenieurbureau  eröffnet. 

In  den  Bilanzen  erscheinen  u.  a.  folgende  Konten  mit  den 
eingestellten  Beträgen: 

XII        Unternehmungen  in  eigener  Konto-Korrent- Konto 

^ '  Verwaltung  Debitoren  Kreditoren 

M.  M.  M. 

1898  —  120500  51700 

1899  240300  374000  86900 

1900  907400  158300  104500 

6.  Die  Elektrizitätswerke  Betriebs  •Aktien- 
gesellschaft in  Dresden  hat  über  die  Tätigkeit  in  ihrem 
ersten  Geschäftsjahre,  wticlies  am  31.  Dezember  1900  abschhesst, 
nur  zu  berichten,  dass  sie  von  dt  1  Aktiengesellschaft  für  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  deren  fünf  Elektrizitätswerke  in 
Mccranc  i.  S.  ,  Riesa  a.  d.  Elbe,  Plauen  b.  Dresdent  Gössnitz 
i.  S.-A.,  Schmölln  i.  S.  A.  kauflich  erworben  hat. 

Der  Hotrit  b  dieser  Werke  ^injj  seit  l.  Januar  ]f)00  \ur  Rech- 
nunj^  der  Gcs<:ll.schaft.  V erl:äuferin  hatte  auf  die  Jahre  i9ü(>/02 
eine  5  prozentii^e  Vcr/.inhung  der  KaulMumme  garanlierl,  was  sie 
auf  Grund  ihres  Verkaufsprofites  sehr  wohl  tun  konnte.  Da  die 
Werke  Anlat);4  1901  noch  säinllich  in  der  Entwicl.Iuii^  be^jriffen 
waren,  obgleich  ihr  Bau  bereits  in  den  Jahren  1895/96  begonnen 
hatte ,  so  musste  diese  Zinsgarantie  in  Anspruch  genommen 
werden.  Das  Elektrizitätswerk  in  Meerane,  dessen  Herstellungs* 
kosten  ca.  600000  Mark  betrugen,  wurde  am  l.  Juli  1902  an 
diese  Stadt  für  250000  Mark  verkauft. 

Eine  in  Vorschlag  gebrachte  Dividende  von  5  Proz.  kam 
infolge  der  über  das  Stammhaus  hereingebrochenen  Katastrophe 
nicht  zur  Auszahlung. 

Die  Bilanz  zeigt,  dass  am  31.  Dezember  1900  bereits  eine 
Konto-Korrent'Schuld  von  551  500  Mk.  besteht.  Ueber  die  Eiit> 
Stehungs-Ursache  wird  nichts  mitgeteilt. 

Mit  Hilfe  dieses  Geschäftsberichtes  lässt  sich  nachweisen,  auf 
welche  Weise  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  ihre  Gewinne  erzielte :  Am  I.  Januar  1899  stehen  bei  ihr 
obige  fünf  Elektrizitätswerke,  zu  denen  noch  die  drei  süddeutschen 
Werke  Ostliofen,  Lndenburg  und  Sinsheim  hinzukommen,  auf 
Konto  Unternehmungen  in  eigener  Verwaltung«  mit  2l85CX)o 
Mark  zu  Buche. 

Durch  den  am  31.  Dezember  desselben  Jahres  erfolgten  Ver- 
kauf dieser  acht  Werke  wurde  dieses  Konto  ausgeglichen. 


Digitized  by  Google 


—   47  — 


Am  31.  Dezember  I900  stehen  die  bei  der  Elektrizitätswerke  Be- 
triebs-Aktiengesellschaft  in  Dresden  übernommenen  fünf  Werke  laut 
Bilanz  mit  2  422000  Mark  und  bei  der  Suddeutschen  Elektrizitäts- 
Aktiengesellschaft  in  Ludwigshafen  die  übernommenen  drei  süd- 
deutschen Werke  (einschliesslich  des  von  dieser  erbauten  Elektrizi- 
tätswerkes  in  Schifferstadt,  welches  laut  Bilanz  vom  31.  Dezember 
1899  einen  Wert  von  240  300  Mark  hatte),  mit  907  400  Mark,  sämt- 
liche Werke  also  mit  ca.  800000  Mark  hdher  zu  Buche. 

Zu  demselben  Resultate  kommt  man,  wenn  man  berücksich- 
tigt, dass  die  Aktieni^esellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bah- 
nen für  garantierte  5  Proz.  V(  r/insung  der  Kaufsumme  der  hier 
in  Betracht  kommenden  acht  Werke  von  den  beiden  Käuferinnen 
im  Jahre  1900  mit  ca.  160 ooo  Mark  in  Anspruch  genommen 
wurde. 

Der  Brutto<^cwinn  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  An- 
lagen und  Bahnen  belief  sich  im  Jahre  1899  auf  438  700  Mark 
gegen  193  700  Mark  im  Jahre  1S98,  welcher  auffallende  Unter- 
schied nur  durch  den  Verkauf  obiger  acht  Elektrizitätswerke  zu 
erklären  ist. 

Gewinn  aus  verkauften  Effekten  war  im  Jahre  1899  nicht  zu 

Verzeichnen  gewesen,  denn  bei  der  Erläuterung  zu  dem  Effckten- 

Konto  sagt  die  Direktion  : 

»Die  bei  der  Eröffnung  des  Gestchäfisjabrcs  (1S99)  ia  unserem  Besitze  befind- 
UcltcD  Aktien  beützen  wir  aochf  es  «ind  bintagdcoomien  neue  Aktien  der  SQddcuN 
sehen  EIcktriiiUlts-Aktiengeselbchaft.« 

Das  Dividenden-Erträgnis  dieser  Aktien,  welche  mit  954300 
Mark  zu  Buche  standen,  kann  ebenfolls  die  bedeutende  Höhe  des 
Bruttogewinnes  nicht  erklären,  und  da  die  Bilanz  andere  nennens- 
werte. Ertrag  gebende  Objekte  niclit  anführt,  so  bleibt  nur  der 
Verkauf  der  Elektrizitätswerke  als  Ursache  übrig. 

Da  jedoch  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
liahnen  Gründerin  der  Elektrizitätswerke  Betricbs-Aktiengcsell- 
Schaft  zu  Dresden  und  liesitzcrin  sämtlicher  Aktien  derselben  war, 
und  auch  von  den  .Aktien  der  Süddeut^chen  Elektrizitäts-Aktien- 
gcseHscliafi  in  Ludwigshafen,  deren  Gründerin  sie  ebe.ifalls  war, 
nur  wcnij^e  ins  Publikum  gelangten  ,  sodass  sie  hier  ebenfalls 
Besitzerin  nahezu  sämtlicher  Aktien  w.ir,  so  stand  der  bei  dem 
V  erkauf  der  acht  Werke  erzielte  Gewinn  fast  lediglich  auf  dem 
Papier,  dem  keine  entsprechenden  Rücklagen  gegenüber  gestellt 
wurden. 
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Die  Aktiengesellschaft  ftir  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
hatte  beim  Verkauf  dieser  Werke  in  Wirklichkeit  mit  sich  selbst 
kontrahiert,  steh  dabei  grosse  Buchgewinne  gutgeschrieben  und 
auf  diese  Weise  eine  bedeutende  Aufbesserung  ihrer  Bilanz  er- 
reicht. 

Auch  eine  andere  Manipulation  muss  hier  hervorgehoben 
werden : 

Die  Aktiengesellschaft  für  elcktrisclic  Anlajren  und  Bahnen 
verkauft  ihre  fünf  in  Sachsen  h"c^en<I<  n  Elektrizitätswerke  am 
31.  Dezember  1899  an  die  Elektrizitätswerke  Betriebs-Aktienge- 
Seilschaft  in  Dresden. 

»Die  empfaiiL,'t-nL'n  Gecjenwerte  finden  sich  unter  den  Del)i- 
torcu'  und  erscheinen  im  nächsten  Jahre  auf  Effekten- Konto  in 
Form  von  Aktien  der  Käuferin. 

Der  erziehe  Gewinn  wird  benutzt  zur  Ir  streitung  von  Un- 
kosten, Abschreibuni^en,  Vertoilunt;  von  Dividende  etc. 

Die  Elektrizitätswerke  Betriebs- Aktiengesellschaft  aber  wird 
gegründet  am  9.  April  und  29.  Mai  1900  und  kommt  zur  Ent- 
stehung erst  am  Ii.  Juni  desselben  Jahres,  an  welchem  Tage  sie 
handelsgerichtlich  eingetragen  wird,  denn  H.G.B.  §  200  sagt : 

»Vor  der  Bmtn^tiK  ia  das  IHandeUregister  des  Sitzes  der  Gesellscluft  bestellt 
die  AktiengesellKlMft  als  solche  nicht . . . .« 

Es  ist  jedoch  gesetzwidrig,  die  im  neuen  Geschäftsjahre  zu 
erwartenden  Ergebnisse  in  das  vorherige  einzureihen. 

Mithin  hat  die  Verwaltung  der  Aktiengesellschaft  für  elek- 
trische Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  Ende  1899  eine  Bilanz- 
Aufbesserung  mit  Fiilfe  falscher  Buchungen  in  Gestalt  von  Rück- 
datierungen  vorgenommen. 

Ein  Gleiches  ergibt  sich  aus  folgendem:  In  ihrem  Geschäfts- 
bericht für  1899  schreil>t  ebongenannte  Gesellschaft  wörtlich: 

»Am  31.  Dezember  sind  unsere  drei  süddeutschen  Werke  Ostliofen  in  Rhein- 
hessen.  Ladenbarg  und  Sinsheim  in  Baden  kftttflich  in  den  Berits  der  SSddeatschcn 
Elektrizttfits-Aktiengesellschafk  in  Lndwigshafen  Übergegangen.« 

Diese  Gesellschaft  aber  schreibt  in  ihrem  Geschäftsbericht 
für  1900  wörtlich: 

»Die  am  I.  Januar  1900  durch  Ankauf  von  der- AltlienKeselUchaft  für  eldc« 

Irische  Anlaj^en  und  Bahnen,  I»re<;'len,  mit  nl!en  Rechten  und  Pflichten  in  unseren 
Besitz  ühergei^angencn  Elektfizilätswerke  (.»sthofcn  (Rheinhes-^ien),  Sinsheim  und  La- 
denburg (Baden)  sind  in  steter  Entwicklung  begriffen.« 

Im  Aufsichtsrate  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  An- 
lagen und  Bahnen  befanden  sich  u.  a.  Theodor  Horn,  Max  Klötzer, 


Digitized  by  Google 


—  49  — 


beide  Direktoren  der  Dresdener  Kreditanstalt,  in  der  Direktion 
Bruno  Kirsten,  Prokurist  derselben  Bank. 

Folglich  war  der  Direktion  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und 
Handel  in  Dresden  die  Art,  auf  welche  die  in  Rede  stehende 
Aktiengesellschaft  ihre  Gewinne  erzielte,  und  ihre  Kreditwürdigkeit 
genau  bekannt. 

Es  dient  daher  zur  Beleuchtung  des  Geschäftsgebahrens  der 
Direktion  dieser  Bank,  wenn  man  diesen  Umstand  im  Auge  be- 
hält bei  folgenden  Worten  aus  dem  Berichte  der  Revisionskom- 
mission an  die  General  Versammlung  der  Aktionäre  derselben  vom 

28.  Dtvember  1901.  welche  lauten: 

»In  licr  Aufsichtsrats-SiUung  vom  25.  Januar  1900  wurde  die  Direktion  aus- 
drücklich ersucht,  den  Kredit  der  AkticDgesellscbaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Sahnen,  der  f.  Zt.  1 443  000  Mark  betrt^,  niebt  la  erhöhen.  Heute  «choldet  dteie 
Geselbcheft  3  080  000  Maik;  womit  will  die  Direktion  diese  Erhöhung  von  110  Prot. 

begründen?  bt  hier  <!ic  Sorj^falt  eines  ordentlichen  ncscliäftsmannes  gewahrt  worden?c 

Indessen  sii.  i  dies  nicht  die  einzigen  Unregelmässigkeiten, 
welche  sich  bei  der  Prüfung  dieser  Bilanzen  nachweisen  hissen. 

7.  Das  Erscheinen  des  Geschäftsberichtes  für  1900  der  Ak- 
t  i  c  n  g  e  s  c  I  1  s  c  h  a  1  t  E  I  e  k  l  i'  i  z  i  t  ii  t  s  w  e  r  Ic  c  vormals 
().  L.  Kummer  &  Co.  in  Dresden  verzrii^erte  sich  infoltje 
der  .^ch\vieriL;kciten ,  in  welche  die  Dresdener  Kreditanstalt  zu 
Anfang  des  Jahres  1901  geriet,  bis  Ende  Juni  dieses  Jahres,  l^ie 
Folgen  der  übereilten  Betriebserweiterungen  und  Unternehmungen 
kamen  jetzt  zum  Aushrucii.  Die  letzteren  hatten  einen  Umfang 
erreicht,  welcher  die  eii^enen  finanziellen  Kräfte  bei  weitem  über- 
schritt. 

Aus  der  Schilderung  der  Aufnahmcgesellschaften  geht  hervor, 
dass  dort  kein  Kapital  zu  holen  war.  Nach  Jahresschluss  wurde 
es  ferner  klar,  dass  auch  die  Dresdener  Kreditanstalt  nichts  mehr 
geben  konnte.  Da  aber  die  Zukunft  der  Gesellschaft  nicht  von 
den  Ziffern  der  Bilanx  am  31.  Dezember  1900  abhing,  sondern 
vielmehr  von  der  Kapitalbeschaffung  flir  1901,  so  wurde  die  Si- 
tuation möglichst  spät  eingestanden. 

Inzwischen  wurden  die  erdenklichsten  Anstrengungen  gemacht, 
um  der  Aktiengesellschaft  Kummer  neue  Geldmittel  zuzuführen. 
Die  Direktion  schreibt  in  ihrem  Berichte:  • 

»In  der  xweilcii  Ilrilftc  des  Betrieh'^jahrcs  trat  jedoch,  von  <lcr  Eisenindustrie 
amgchend,  ein  scharfer  Rückgang  der  allgemein"!!  t^Cichäftlichen  Konjunktur  ein, 
der  ohne  Unterlass  weitere  FortscbriUe  gemacht  hat  und  namentlich  durch  die  immer 
anelmeode  Celdknapplieit  der  Doichfiibruiis  von  bedeutenderen  finanziellen  Trans- 
■ktiontn  die  grAsnten  Schwieri^Mtten  bereitete.  Da  nnn  die  umfangreicheren  ge- 
ZntKhrilk  fir  « •  «««.  SiMtowimcmdi.    BrfiMnucriwft  9.  4 
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wiimbrmgeiideit  Auftrige  die  Elditrotcchnik  (elektrttcb«  Baluien  ntid  Zcntrden) 
die  erforderlichen  GeldbeschafTimeen  cur  VornuBseUuiie  li«ben,  ao  war  nicht  alleiD 

eine  cinsclinc'itlciide  und  enpfindliclic  Stockung  in  unserer  Industrie  die  unausbleib- 
liche Folge,  sonilern  es  ergab  sich  auch  für  manche  Gesellschaften  die  r;:cht  leichte 
Aufgabe,  für  die  vua  Irüher  her  datierenden  Unternehmungen  die  zu  ihrer  Durch- 
föhrang  crforderliclien  Mitlei  ni  beschaflfen.  In  dieser  Lage  befindet  sich  auch  unsere 
Gesellschaft.« 

Hierzu  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  der  Rückschlag  nicht 
von  der  Eisenindustrie  ausging,  sondern  dass  in  Wirklichkeit 

zweierlei  /.usammenkam  : 

1.  Die  Stockung  der  Elektrizitäts-lndustrie,  weil  vorläufig  alle 
guten  Objekte  gebaut  waren,  und 

2.  der  Geldmangel  infolge  der  allgemeinen  Konjunktur. 
Auch  dass  die  Erträgnisse  der  Tochterwerke  zu  wünschen 

übrig  lassen,  gesteht  jetzt  die  Direktion  ein,  trotzdem  in  allen 
bisherigen  Berichten  nur  von  gunsiii^en  Rc.>ü!i.iten  .  glänzender 
Entwicklung  und  vielversprechender  Zukunft  die  Rede  war.  Es 
heii>ät  u.  a.: 

>Ein  weiterer  Gnmd  für  die  ungün.stigen  Ergebnisse  des  Berichtsjahres  bildeten 
ferner,  wie  sich  nach  und  nach  heraasstelhe,  die  teilweise  hinter  den  Brwarinngen 

ZUrOdcbleibenden  Erträgnisse,  welche  die  verschiedenen  iJctriclie  unserer  eigenen  oder 
von  uns  ijeiinchteten  K!ektri.'it:itswerke  und  IJafiiicn  ^cliraclu  haben.  Zw.ir  h.it  «lie 
Bahn  .Murnau-Übcramnicr^au,  welche  wir  von  der  Suddeuiachen  elektrischen  Lukal- 
bahnen-Aktiengesellsehaft  gepachtet  haben,  im  verflossenen  Jahre  infolge  der  Rusions- 
spiele  einen  Belriebsilberschnss  geliefert,  allein  die  hohen  Kosten,  welche  der  Baa 

a«^  mannigfachen  Clriinden  verursachte,  (zu  denen  jedenfalls  nuch  die  Kahrikalions- 
gewiniic  Kummers  zählen)  lassen  für  die  nächsten  Jahre  schwerlich  befriedigende 

Resultate  erhörten.« 

Weiter  gesteht  tiit;  Direktion  ein.  dass  die  Tochterwerte  eine 
umealisieibare  Masse  in  ihrem  Vermögensbestände  bilden,  indem 
sie  schreibt: 

»Es  bleibt  daher  kein  anderer  Ausweg  als  der,  nrnfangreiche  und  weitreichende 
Unternehmungen  in  die  Wege  tu  Idten.   Dazu  bedarf  es  aber  ausreichender  Geld« 

mittel,  die  durch  Realisierungen  der  eigenen  Unternehmungen  oder  unserer  verschie» 
denen  Beteiligungen  bisher  niclit  in  ausreichendem  Masse  einzubringen  waren.« 

Hier  verrät  ^ich  <!i  r  ■  tnze  innere  Zusammenhang  des  Kon- 
cerns.    Genügend  Fahrikationsaufträge  hatte  Kummer  nur,  wenn 

grosse  Unternehmungen  im  Gange  waren;  ohne  solche  waren  aber 

die  Tochtergesellschaften  für  ihn  nahezu  wertlos. 

Die  GcsellschatL  sieht  sich  daher  veranlasst ,  am  14.  Januar 
1901  eine  5proz.  reilschuld\  erschrt:ihuM;4  im  B(;lrage  von  2  500OOO 
Mark  zu  emittieren.  Diese  genügte  indessen  bei  weitem  nicht, 
dem  Geldbcdürfnisse  abzuhelfen,  besonders  da  Kummer  Verpfiich- 
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tungen  zu  erfüllen  hatte,  von  denen  der  Aufsichtsrat  nicht  ge- 
nügend in  Kenntnis  gesetzt  worden  war  Die  Verwaltung  sah 
sich  vielmehr  infolge  der  eingetretenen  Verhältnisse  gezwungen, 
von  der  Verteilung  einer  Dividende  für  das  Jahr  1900  ganz  Ab- 
stand zu  nehmen,  statt  dessen  das  Erträgnis  von  1900  zuzüglich 
Vortrag  aus  1899  im  Gesamtbetrage  von  433034,20  Mark  auf 
neue  Rechnung  vorzutragen  und  der  für  den  29.  Juni  1901  einbe- 
rufenen Generalversammlung  Vorschläge  zu  unterbreiten,  von  deren 
Annahme  sie  dauernde  Konsolidierung  der  Gesellschaft  zu  errei- 
chen hofifte. 

Aus  nachstehender  Uebersicht  der  wichtigeren  Konten  aus 
den  Bilanzen  ergibt  sich  die  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Ver- 
schuldung und  Festlegung  der  Mittel,  sowie  die  Notwendigkeit 
einer  Sanierung. 


3t.  xn. 

Effltklcn- 

Konto-Korrent-Konto 

Accept- 

Konto 

Debitoreo 

Kreditoren 

Konlo 

M. 

M. 

M. 

M. 

1894 

3900 

331700 

1 18  900 

400000 

933000 

878  400 

250  000 

1S96 

1 10  000 

2  67t  900 

1 846  000 

460  000 

1S97 

26S  400 

4  663  000 

I  835  400 

1898 

2 129  aoo 

9  135600 

5  17t  30O 

1899 

3743400 

12  534  600 

6555600 

I  000000 

1900 

$779000 

12  610  800 

9  150  300 

I  834000 

Das  Effekten-Konto  enthielt  Aktien  folgender  Gesellschaften, 
sowie  die  Beteiligung  an  den  beiden  letzterwähnten  Syndikaten: 

1.  Deutsche  Kabelwerke,  vorm.  Hirschmann  &  Co.,  A.-G. 
BerUn. 

2.  Nordische  Elektrizttäts»  u.  Stahlwerke,  A.-G.  Danzig. 

3.  Maschinen&brik  A.-G.  vorm.  Aug.  Paschen,  Göthen. 

4.  Elektrizitäts-A.-G.  vorm.  Herm.  Pöge,  Chemnitz. 

5.  Aktiengesellschaft  Süddeutsche  elektrische  Lokalbahnen, 
München. 

6.  Danzigcr  elektrische  Strassenbahn,  A.-G.  Danzig. 

7.  Baltische  Elektrizitäts-Gescllschaft,  Kiel. 

8.  Aktiengesellschaft  Holm,  Danzig. 

9.  Aktiengesellschaft  Licht-,  Kraft-  und  Wasserwerke,  Neu- 
münster. 

10.  Lippe.sche  Elektrizitats- Aktiengesellschaft  Detmold. 

11.  Üblii^ationen  Sachsische  Akkuniulatoren-VVerke,  Dresden. 

12.  Sliantung  Eisenbahngeselischaft,  Berlin. 

4* 
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1$.  Shantung  Bergbau-Gesellschaft,  Berlin,  endlich 
Bremer  Staatsanleihe  vom  Jahre  1893. 
Auf  der  Tagesordnung  der  erwähnten  Generalversammlung 
stand  als  Punkt 

3.  Antrag  des  Aufsichtsrates  und  Vorstandes  auf  Einsetzung 
einer  Vertrauenskoni mission  zur  Einsicht  in  die  Geschäftsl^e. 

4.  Beratung  und  Beschlussfassung  über: 

a.  eine  Herabsetzung  des  Aktienkapitals,  Festsetzung  des 
herabzusetzenden  Betrages  und  der  Modalitäten  hierzu; 

b.  Erhöhung  des  Aktienkapitals  durch  Au-^gabe  von  Vor- 
zugsaktien und  Aktien  behufs  IScschatfung  neuer  Geld- 
mittel. Beschlussfassung  über  die  Modalitaleu  der  ]•>- 
höiiung,  Festsetzung  des  Betrages  und  über  Begebung 
der  neuen  Vorzugsaktien  und  Aktien. 

Im  übrigen  spricht  sich  die  Direktion  m  ihrem  U  l^len  Ge- 
schäftsberichl(i  wieder  sehr  hoffnungsvoll  aus.  Noch  immer  zeigt 
sich  der  Optimismus  des  Technikers,  dem  es  nur  auf  Aufträge 
und  Fabrikation  ankommt,  obgleich  damals  die  Qualität  der  Auf- 
träge für  die  ganze  Etektrizitäts-Industrie  bezweifelt  wurde. 

Die  Bahnen  Dan/i^  Neufabrwasser,  Märkische  Strassenbahn 
und  Helsingforser  Strassenbahn  erfuhren  Vergrösserungen;  Iser- 
lohn— Letmathe,  Memel — KönigL  Schmelz  befanden  sich  noch  im 
Bau. 

Das  Gleiche  wird  von  den  Licht'  und  Kraftzentralen  Coschütz, 
Cossebaude  und  Kohlgrub,  sowie  von  der  Oesterreichischen  Zweig- 
niederlassung in  Teplitz  und  Soborten  mit  16  Ortschaften  berichtet. 

Ausserdem  werden  der  Gesellschaft  zahlreiche  Auftrage  auf 
Zentralen  und  ICin/.elanlagcn  zuteil,  von  denen  sie  die  Strassen- 
bahnzentralc  Folkewitz,  das  Stahlwerk  Rendsburg,  die  Erweiterung 
der  Zentrale  Riesa,  die  Landesanstalten  Grossschweidnitz.  Zscha- 
drass  und  Uiitergöltzsch ,  die  Bahnhofsbeleuchtung  Teplitz,  das 
fürstliche  ."^rliluss  Detmold,  die  Zentralen  Osterholz  und  Horne- 
burg erwähnt. 

Ferner  gingen  reichlich  Aufträge  für  die  kaiserhche  Marine 
und  verschiedene  Privalwcrficn  ein. 

Von  den  der  Gesellschaft  konzessionierten  Strassenbahnhnicn 
Loschwitz — llosterwilz — rilhutz,  I .aubcgast  — Zschachu  itz-- Nieder- 
sedlitz, Niedersedhtz — Kreischa  und  Zschachwitz — Mügeln  wurde 
die  erstere  Linie  in  Angriff  genommen. 

Infolge  der  in  China  und  Japan  errichteten  Vertretungen  bie- 


Digitized  by  Google 


—  sä- 


ten sich  dort  gute  geschäftliche  Aussichten.  Die  in  Tsingtau  er- 
richtete Zentrale  wurde  in  Betrieb  gesetzt;  \se^en  der  regen  Be- 
teiligung mussten  bereits  grossere  Maschinen  abgesandt  werden. 

Die  1900  ins  Leben  gerufenen  Ingenieur-Bureaux  in  Hannovo', 
Bielefeld  und  München  versprechen  gute  Entwicklung. 

Ein  ebensolches  wird  1901  in  Breslau  errichtet^  welches  den 
bedeutenden  oberscblesischen  Eisen-  und  Kohle-Industrie-Bezirk 
bearbeiten  soll. 

8.  Der  Zoaammenbruch  der  Aktiengesellschaft  Elektrizitäts- 
werke, vormals  O.  L.  Kiunmer  &  Co. 

Die  geplante  Sanierung,  weiche  mit  Hilfe  der  Dresdener  Kre- 
ditanstalt  durchgeführt  werden  sollte,  wurde  infolge  der  Bedräng- 
nis, in  welche  die  letztere  geriet,  vereitelt.  Diese  Bank  war  nicht 
mehr  in  der  Lage,  die  enormen  Mittel  zu  be.schaifen,  welche  zur 
Erfiillung  der  von  der  Aktiengesellschaft  Kummer  und  deren 
Tochtergesellschaften  eingegangenen  Verbindlichkeiten  erforderlich 
waren,  sodass  der  Zusammenbruch  auch  dieser  Gesellschaft  un- 
vermeidlich wurde. 

Der  Geschäftsbericht  für  1900  erhielt  dalier  noch  zwei  Nach- 
schriften, in  denen  u.  a.  gesagt  wurde : 

>.  .  .  Unser  Verhältnis  zu  dem  Finnn,':nstitut,  aiif  wtlclies  wir  «^cit  «iem  üestLhen 
unserer  Gesellschaft  uns  stutzten,  der  Krciiitanätalt  für  Industrie  und  Handel,  gestaltete 
adi  schwieriger  and  Terlnderte  skli  io  den  tetsten  Wochen  in  derartig  rapider  Weise, 
dass  wir  keine  Möglichkeit  mehr  sahen,  mk  seiner  HQlfe  die  ins  Auge  ge&ssten 
SsiiicruDK^pläne  durchzuführen. 

Es  wurden  dcmt:enin<i<;  anderweitige  Verhandlungen  angeknüpft,  die  einen  gün- 
stigen Ausgang  erhoffen  Hessen. 

Leider  haben  sich  diese  Unterhandlungen  ans  Gründen,  die  ans  nur  obetfllich- 
lieh  bekannt  gegeben  wurden,  im  letzten  Angenblicke  serschlagen.  Es  ist  daher  an 
14.  Juni  <!cr  höchst  bctrübrjndt.  Zustand  eingetreten,  dass  mehrere  unserer  Accepfe 
bei  der  f )omi7.ilstclle,  von  der  wir  Aufn.ihnie  dpr^t-lhcn  erwarteten,  zum  Proteste 
itamen,  von  uns  schliesslich  nicht  eingelöst  werden  kunuien,  und  wir  uns  denigemäss 
als  Riebt  mehr  sahlimgsfiUiig  erldlren  nrassten. 

Wir  haben  ans  daher  gemäss  den  gesetslichen  Bestinuniingen  genötigt  gesehen, 
die  Erölitaling  des  Konkurses  über  das  Vermögen  unserer  Gesellschaft  tu  hcantrat^en. 

Der  Konkurs  Ist  am  15.  dieses  Monats  eröffnet  worden  und  das  entsprechende 
Verfaiircn  im  Gange.  .  ,  • 

Dresden,  den  17.  Jnni  1901. 

Der  Vontand  der  Aktiengesellschaft  EldctrittUUswerke. 

Bericht  des  Anfsichtsrates: 
«. . .  Bei  Vorlage  der  Bilanr  konnte  sich  der  Aufsichtant  jedoch  nicht  verhehlen, 
dsB  angesicbts  der  Finonslage  der  Unteroehmimg  md  in  weiterer  Erwigung,  dass 
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für  dkielbe  noch  grSsaere  fioantielle  lauttpraehnahmen  (Br  voUcndcte  und  nodi  in 
FerügsteUnng  begriffene  Anlagen  teils  itir  eigene  Rechnung,  wie  z.  B.  der  6«hn 

Murnau-Oberammergau,  teils  für  fremde  Reclinung  crfülj;cn  würden  —  Verpflichtungen, 
von  denen  der  Aufsicht^rat  nicht  einm.-il  rechtrciti'^  crsch(>[  fcnd  unterrichtet  worden 
war  — ,  die  l'orltuhrung  der  Geschäfte  in  bisher;ger  Weise  nur  durch  Be»;hafruDg 
gröneicn  Kapilnls  sur  Ventürkung  der  Betriebsmittel  niSs^ieh  sei.  Die  sofort  seitens 
der  Gesellschaft  besielientlich  der  zu  der  Verwaltung  der  Kreditanstalt  gehörigen 
Mitglieder  des  AufsichLwates  gemacliten  Versuche,  im  Verein  mit  amlercn  Finanz- 
grii]i]ien  der  (Jesellschaft  durch  Kreicrung  von  Vorzugsaktien  neue  Geldmittel  zu  be- 
Bchatt'cii,  .scheiterten  nach  rastlosem  Bemühen  und  endlosen  Verhandlungen.  Die 
Folge  war,  dass  schon  vor  der  GencralTeraammlnng  die  Gesellachaft  die  Zahloi^ien 
einstellen  und  den  Konkurs  anmelden  mussie.« 
Dresden,  den  31.  Juni  iqoi. 

Der  Auf^tchUrat  der  Aktiengesellschaft  Elektriziliüswerke. 

Durch  den  Konkursverwalter  und  Gläubigerausschuss  wurde 
festgestellt,  dass  von  Seiten  der  Verwaltung  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  mit  einer  grenzenlosen  Leichtfertigkeit  verfahren  worden 
war.  Eine  Eröffnungsbilanz  des  Konkursverfahrens  per  15.  Juni 
1901  aufzustellen,  war  infolge  der  verworrenen  Verhältnisse  un- 
möglich.   Dagegen  ergab  eine  Inventar-Aufnahme  ausschliesslich 


Teplitz  und  Tsingtau  folgendes: 

Bare  Gelder  am  Tage  der  Konkurs-Eröffnung  M.  13a  304,61. 

Staats-  t:nd  Wertpapiere,  Wechsel  und  Konsorttalanteile .    ...»  327152,35. 

Inventaricn  ausbcriialli  der  Fabrik  »  16  OOO, — . 

BibHotliek,  Zeichnungen,  Modelle,  Kataloge  und  Patente  (zur  Z/ät 

nicht  schätsbar)  »  — 

Vorortäbahn  Dresden.   .  •  819807,93. 

Inimobili.nrlK^it?  »  128  I20,— >• 

Elektrische  Zentrale  in  Tsingtau  (zur  Zeit  nicht  schätzbar)  ...»  — 

Aunemtlinde  >  a633  53S,— . 

Lagerbestinde,  angefangene  und  fertige  Arbeiten  in  Niederaedlits, 

esU.  TepHta  nnd  Tsingtan  >  i  500  000,— . 

M.  S  545  9gg»89' 


Aus  diesen  Werten  hoffte  die  Konkurs-Verwaltung  4—5  Mil- 
lionen Mark  zu  erzielen.   Andererseits  zeigte  die  Schätzung  der 


Passiven : 

Buchaehulden  der  Gesellschaft  M.  6200000. 

Acceptschulden  >  1  535  4^7- 

Obligos  aus  girierten  Wechseln  »  4  453  960. 

M.  12  189447. 


Ende  Januar  1902  berichtete  der  Konkursverwalter,  dass  bei 
den  ausserordentlich  weitverzweigten  Unternehmungen  und  ver- 
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wickelten  Verhältnissen  der  Gesellschaft  die  Abwicklung  des  Kon 
kurses  nur  mit  vieler  Mühe  und  langsam  erfolgen  könne,  beson- 
ders da  die  Schuldverhältnisse  noch  wenig  geklärt  seien.  Zur 
Anmeldung  gelangten  23  176000  Mark  nicht  bevorrechtigte  For- 
derungen, von  denen  10818000  Mark  bestritten  wurden.  Da  als 
bare  Masse  etwa  3  Millionen  Mark  zu  erlangen  waren,  so  bot  sich 
den  Gläubigern  ein  wenig  günstiges  Bild. 

Eine  spätere  Schätzung  der  Konkursdividende  belief  sich  auf 
22  Proz. 

Ivs  ist  schon  oben  der  Grund  angedeutet  worden,  wodurch 
dieses  brlriibcnde  Resultat  herbeigeführt  wurde.  Die  Fabrikatinn 
Kuüuncrs  halle  zumeist  auf  kalkulatorisch  unsicherer  Basis  slalt- 
gcfunden,  sodass  die  hochgespannten  l-^rwartungcn  sich  in  der 
Regel  nicht  crluhen  konnleu.  Üiuch  Verteilung  hoher  Dividenden 
und  Schiebungen  der  mannigfachsten  Art  war  eine  zeitweise  Ka- 
pitalbeschaffung möglich. 

Schliesslich  mussten  jedoch  schwer  realisierbare  und  zum 
Teil  wertlose  Tochterwerte  zurückbleiben,  sodass  der  Konkurs  das 
traurige  Bild  bot,  welches  der  Konkursverwalter  entwirft. 

Als  typisches  Beispiel  dafür,  welcher  Art  die  Kalkulationen 
der  Aktiengesellschaft  Kummer  waren,  lässt  sich  der  Bau  der 
elektrischen  Vollbahnen  Mumau — Oberammergau  und  Aibling — 
Feilnbach  anführen.  Diese  Linien  wurden  in  den  Jahren  1895/96 
in  Angriff  genommen.  Für  ihren  Ausbau  war  ein  Kapital  von 
etwa  drei  Millionen  Mark  vorgesehen. 

Ende  Januar  1902  berichtete  der  Konkursverwalter: 

»Wcsenllich  iini^eklart  liegen  noch  ilic  \'t-rl).iltnissc  bczü-^lich  der  Bahnen  Mur- 
nau-Oberammergau  und  Aibling-Feilnbach.  Enacre  liahn  mit  elektrischer  Kraft  zu 
beuciben,  Ut  voo  der  KSni^lieii  GttenUDirekiion  der  ba.yriscb«ii  Sttatebahiieii, 
die  den  Betrieb  der  beiden  Behnen  am  1.  Oktober  1901  auf  ein  Jahr  übernommen 
hat,  abgelehnt  worden.  Die  Konkursverwnltung  hat  zwar,  um  festzustellen,  ob  der 
betreffende  Ueliieb  überhnupt  anf;:in}^ig  ist,  einen  der  zur  Vcrni^iing  liiirsiehenden 
bezuglichen  Wagen  nach  Mumau  gesendet  und  ihn  eine  Prübelalut  auf  der  .Strecke 
nach  Oberammergatt  mit  Erfolg  vomebmen  lanen,  aliän  die  Frage,  ob  die  vorban- 
denen  WasscrlorSfte  nnd  Anlagen,  aowie  die  lolcalen  Verhiltnisae  einen  dauernden 
md  mit  finanziellen  Vorteilen  verbundenen  Betrieb  der  Bahnen  gestatten,  ist  noch 
nicht  gckliirt  und  ihre  Beantwortuni»  Ist  ausserordentlich  schwierii^.  Jcdt  nfalls  i-,t. 
soviel  alü  tc-'t>tehend  anzunehmen,  da^s  die  für  dies«  Bahnen  aufgewendeten  Anlage- 
koiicn  von  7'/»  Millionen  Mark  als  sutn  grössten  Teil  verloren  angesehen  werden 
müuea.  Zar  Vermebrang  dieser  Schwierigkdten  icommt  noch,  dass  fast  der  gesamte 
Grjnd  und  Boden,  auf  dem  die  Bahn  Mumau-Oherammergau  sich  befindet,  noch  gar 
nitiit  in  <i,-is  Ki',;entum  der  Kamroer-Clesell'-cliart,  he/,  der  von  dies<r  ad  hoc  «^e- 
schaffeneu  AklicngcsellKbaft  Suddeutsche  elektiiöche  Lokalbahnen  in  München  gc- 
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lan^i  ist,  da  svine^r  Zeit  teilweise  nur  formlose  Vertrüge  Ober  das  besUgtiche  Areal 

geschlossen  wurden '  i. 

Es  müssen  uuii,  um  diesen  Grundbesitz  voll  zu  erwerben,  erst  teilweise  Verträge 
geschlossen  und  zu  deren  Ausnihrung  von  der  in  Liquidation  getretenen  Gesellschaft 
die  Mittel  ^'(.schafft  werden.  Die  mit  der  Königlich  bayrischen  GeneiaUDirektion 
angckniipftcn  he7Üg!ichcn  Vcrh:»mUiini;cn  schweben  noch. 

Weiter  ist  der  Verkauf  des  Elektrizitul&werkes  in  Nieder Iü^müiz  angebahnt.  Nach 
langen  Verhandlungen  mit  den  königlichen  Behörden  und  den  beteiligten  Gemeinden 
ist  ein  Vertrag  vorgesehen  worden,  nach  welchem  das  Werk  der  Gemeinde  Nieder- 
lös=;nil7  inklusive  der  Hetriebsvorräie  f  ir  "  'Oooo  M.irk  kiiuflich  überlassen  werden 
soll,  wovon  280000  Mark  fiir  die  Imniohil  rii  m  Ir^i  ,illi-m  Zubehör  an  die  Inhaber 
der  Ubligationen  gelangen  sollen,  denen  Ua^  Werk  allem  verpfaudcl  ist. 

Wennschon  der  Herstellungswert  dieses  Werkes  ein  wesentlich  höherer  als  der 
gebotene  Prris  ut,  so  sind  doch  die  bei  einer  Verliusserung  des  Werkes  leider  an 
beachtenden,  von  der  Gesellschaft  geschlossenen  Vcrträ'^c  so  ungünstige  und  dem 
Konkurs  so  erhebliche  Schwieriukeilen  bere;le[ide,  dass  der  Versuch  einer  Veräusse- 
rung  des  Werkes  an  umIlic  Interessenten  vcrueMich  geblieben  ist.« 

Die  Revisionskommission  der  Dresdener  Kreditanstalt  fand, 
dass  auf  dem  Bureau  und  in  der  Fabrik  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  grosser  Mangel  an  Sparsamkeit  geherrscht  hatte.  In 
ihren  Geschäftsberichten  für  1895  und  1899  •'ibt  die  Direktion  in 
den  bereits  frQher  angeführten  Stellen  selbst  Auskunft  Über  das 
rapide  Anwachsen  der  Geschäftsunkosten.  An  22  Orten  des  In- 
und  Auslandes  waren  Ingenieur-  und  Bau-Bureaux  errichtet,  wel- 
che die  Aufgabe  hatten,  für  das  Stammhaus  Aufträge  vorzubereiten 
und  Projekte  auszuarbeiten. 

Die  Geschäftsführung  der  Firma  Kummer,  sagt  diese  Kom- 
mission, ist  aber  leider  eine  so  optimistische  gewesen,  !n <s  sie 
auch  ohne  Hereinbrechen  tler  Krisis  auf  elektrischem  Gebiete  über 
kurz  oder  lang  mit  einem  Fiasko  hätte  enden  müssen. 

g.  Der  Zusammenbruch  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und 

Handel. 

War  bisher  der  \'ei  bleib  des  bei  der  Dresdener  Katastrophe 
in  Vcrhist  geratenen  Kapitals  geschildert  imd  auch  schon  ein 
Teil  der  Geldquellen  nachgewiesen  worden,  so  erübrigt  jetzt  noch 
der  Nachweis  der  Hauptgeldquelle,  nämlich  der  Bank,  welche 
durch  Kummer  gross  werden  wollte. 

l)  Diese  Tatsachen  stiminen  schlecht  überein  mit  der  von  Kummer  in  seinem 
1895er  (Ie>cli;ift->heri^ht  abgegebenen  Krklp!iin«4  iH  treff»  der  Bearbeitung  von  Trojekten 
in  ingen.eurvvisscn!>chalUichcr  und  künimcriieiler  Ueziebung.  Ks  liegt  daher  die  V^er- 
mntiing  nahe,  das»  die  Gesellschaft  von  Fremden  deswegen  keine  Anftitge  bekam, 
weil  Ihre  Projekte  technisch  unsolid  waren. 
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Für  fast  alle  dem  Koncern  der  Elektrizitätswerke  Kummer 
&  Co.  angehörigen  Gesellschaften  war  die  Kreditanstalt  für  Indu- 
strie und  Handel  in  Dresden  alleinige  Kreditgeberin  gewesen. 

Es  ist  bereits  gezeigt  worden,  welches  feste  Vertrauen  die 
Verwaltung  der  Aktiengesellschaft  Kummer  in  die  Dauer  der 
Hochkonjunktur  der  Elektrotechnik  setzte.  Ein  gleicher  Optimis- 
mus beseelte  die  Verwaltung  der  Dresdener  Kreditanstalt;  wie 
überhaupt  dieser  Optimismus  und  die  Naivität  bei  dem  ganzen 
Gebahren  des  Koncems  charakteristisch  sind. 

Die  Weisungen  des  Aufsichtsrats  wurden  von  der  Direktion 
der  Dresdener  Kreditanstalt  einfach  i«^noriert,  was  aHcrtiiiu^'s  ein 
ei<:'entuniliches  Licht  auf  die  seitens  des  AufMclitsrats  au.-.i'cubte 
Kontrolle  wirft  (v(»l.  S.  49).  Unterm  16.  Juni  1900  Seite  9  heisst 
es  in  dem  Protokoll  iler  Aufsichtsratssitzun;^: 

»Bezüglich  dcü  gruä-<>en  DcbetsaUlus  voti  350000  Mark  der  Elcklri^itatsgcsell« 
Schaft  Kammer  wird  hingewiesen  einesidU  auf  die  vorhandenen  bedeutenden  Dek« 
Imngen,  »elclie  eine  GefUudnng  nicht  befBrcbten  lassen,  andererseits  auf  die  von  der 

ntAellschaft  zut;esaj;tc  äusser'ste  Beschränkung  in  «li-r  .\i!^nnt/t:ni;  weiterer  Krt-^lile. 
Lhe  Huhe  des  Saldos  ersclieint  ausser  Vcrhnltnis  ,'um  c.i;<  nen  Kajmal  der  Krcililan- 
stalt,  und  es  wird  deübalb  im  Einverständnis  mit  der  Kumiucr-Gc:M.-lläcliafl  auf  tun- 
lichste Abaündemne  des  Saldos  hingearbeilet  werden.« 

Am  31.  Dezember  desselben  Jahres  beträgt  das  Obligo  der 
Bank  bei  dieser  Gesellschaft  9202000  M. 

Ermutigt  und  wohl  auch  getäuscht  durch  die  anfanglichen 
Erfolge,  wurde  der  Kummersche  Koncern  zu  der  bekannten  Aus* 
dehnung  gebracht,  wobei  das  Publikum  in  den  ersten  Jahren  willig 
seine  Unterstützung  gewährte,  indem  es  Aktien  von  Elektrizitäts« 
gesellschaften  mit  besonderer  Vorliebe  kaufte. 

Als  sich  jedoch  im  Jahre  1899  Anzeichen  eines  allgemeinen 
Konjunktur-Umschlages  in  der  deutschen  Industrie  bemerkbar 
machten,  als  es  sich  zeigte,  dass  besonders  die  Elektrotechnik 
über  das  Mass  des  Vernünftigen  hinausgegangen  war,  und  man 
anfing,  an  der  Rentabilität  der  Elektrizitätswerke  zu  zweifeln, 
stockte  auch  der  Absatz  der  Aktien  derartiger  Unternehmungen, 
um  schliesslich  j^anz  aufzuhören,  wie  aus  den  Geschäfts-  und  Re- 
vi>innsberichtcn  hervorzieht.  Da  diese  Geldtjuelle  versiechte,  so 
war  die  Dresdener  Kreditanstalt  gezwungen,  ihren  Diskontkredit  auf 
das  äusserstc  anzuspannen,  was  ihr  uni  s(»  leichter  L-elang,  als  sie 
in  Dresden  und  Berlin  bei  fünf  versclucdcnen  Stellen  rediskontierte. 

Aber  auch  dieser  Ausweg  verscliloss  sich  zuletzt. 

Ueberau  auf  dem  Diskontmarkte  begegnete  man  Kummer- 
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sehen  Tratten,  die  sich  beständig  wiedeiholten,  sodass  sich  schliess- 
lich eine  Abneigung  gegen  alle  die  Wechsel  herausbildete,  welche 
von  den  Tochtei^esellschaften  auf  die  Bankverbindung  der  Mutter- 
geselischaft  gezogen  waren.  Stillsclnvcigcnd  kamen  die  Gros>dis- 
konteure  überein,  derartige  Wechsel  nur  in  beschränktem  Um- 
fange hereinzunehmen. 

Verstärkt  wurde  das  herrschende  Misstraiien  durcli  den  Ge- 
schäftsbericht der  Kreditanstalt  für  1900,  in  welchem  dieselbe 
schrieb : 

»Das  Koiuuiiiaikunto  schliessC  am  31.  Dezember  1900  mit  einem  .Saldo  voo 
5513315,82  Mark,  nachdem  wir  den  im  Anfange  unseres  Berichtes  erwBhnten  Zdt* 
TerhXhnissen  und  der  nötigen  Vorsicht  bei  Bewertung  der  oichtabgerechncten  Kon* 

sorti:ill>esiände,  insbesondere  <Ut  a  is  clen  letzten  Emissionen  uns  verblie'Dcncii  Aktien 
elektr:  eher  Unternehmungen,  durch  Absetzung  einer  Summe  von  950314,91  Mark 

Reciiiuiii^  trugen. ■« 

Als  aber  auch  die  Generalversammlung  am  4.  April  1901 
einen  unbefriedigenden  Verlauf  nahm,  verweigerten  die  Diskont- 
stellen die  fernere  Hereinnahme  und  Prolongation  von  Wechseln 
der  dem  Kummerschen  Koncem  angehörenden  Gesellschaften, 
was  den  raschen  Zusammenbruch  der  Bank  zur  Folge  hatte. 

Die  Bilanz  vom  31.  Dezember  1900  weist  ein  Guthaben  der 
Konto-Korrent-  und  Depositengläubiger  von  rund  acht  Millionen 
Mark  aus.  Dieses  wurde  infolge  der  umlaufenden  Gerüchte  5tär> 
misch  zurückgefordert,  was  natürlich  die  Katastrophe  beschleunigte. 

Der  Aufsichtsrat  war  gebildet  von  Personen,  von  denen  jede 
(mit  einer  Ausnahme)  vielfältige  Aufsichtsratsmitghedschalten  in 
sich  vereinigte.  Folgendes  ist  die  Liste,  in  welcher  bei  jedem 
Namen  die  Zahl  der  Aktiengesellschaften  (soweit  sie  sich  ermit* 
teln  hess)  angegeben  ist,  für  welche  der  Träger  Aufsichtsrat  war. 

Generalkonsul  Arthur  von  Rost-nrrantz ,  Vorsitzender,  Schön- 
bach i.  H.:  14;  Justixiai  l-c-Kimand  Gorlach,  stclK  ertretender  V'or- 
sitzender,  Dresden:  4;  l-abrikbesitzer  Otto  Borkowski,  1  Jrcsden  :  3; 
Rittergutsbesitzer  Graf  Karl  Chotek,  Gr*  ii,>])riesen :  l;  Bankdirek- 
tor Karl  Chrambach,  Berlin:  3;  Bankier  Georg  Dinger,  Dresden: 
4;  Geh.  Konuner/.icnrat,  Bankdirektor  Clemens  Ilcuschkcl,  Dres- 
den: 7;  Kommerzienrat  O.  L.  Kummer,  Dresden:  7;  die  Direk- 
toren Theodor  Horn:  17;  Max  Klötzer:  14. 

Die  Anwesenheit  mehrerer  erfahrener  Banksachverständiger 
im  Aufsichtsrate  hatte  also  nicht  vermocht  die  Bank  vor  dem 
Verfalle  zu  bewahren.  Nur  mit  Mühe  wurde  der  Konkurs  der 
Dresdener  Kreditanstalt  verhütet,  indem  ein  Banken-Hilfskonsor- 
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tium  6  Mniionen  Mark  gegen  Unterpfand  in  schätzungsweise  un- 
ge^hr  gleidiem  Betrage  zur  Verfugung  stellte,  unter  der  Bedin- 
gung, dass  sämtliche  Wechselinhaber  Stundung  gewährten.  Die 
Bank  wurde  so  in  den  Stand  gesetzt,  ihre  Konto-Korrent-  und 
Depositen-Gläubiger  zu  befriedigen. 

Für  den  12.  Juli  1901  wurde  eine  ausserordentliche  General» 
Versaroinlung  einberufen,  in  welcher  u.  a.  Bericht  über  die  Ge- 
schäftslage gegeben  und  Beschluss  Über  die  Liquidation  der  Ge- 
sellschaft gefasst  werden  sollte. 

Dieser  Versammlung,  welche  einen  überaus  erregten  Verlauf 
nahm,  wurde  der  Status  der  Bank  auf  14.  Juni  1901  vorj^clegt, 
welchem  hier  vergleichsweise  die  letzte  Bilanz,  vom  31.  Dezbr. 
I9CX>,  beigesetzt  ist:  Aktiven. 


Koupoos  nnd  Sotten 

Effekten 

Wc«hsel 

Delatoren 
davon  zweifeihaft 

Konsonialbeletlignngen 
A^sldebitoren 
Wechsclftube 
Lombard 
Hypotheken 
Bankgebiode 
ab  HTpotheken 


M. 


M. 


i't  C'i-  Stjo, — 
8  460  Ji59,— . 


M.  1415000,«. 
•       4IS000>— ' 


DistHktfcid  ftacht 
Slobilior 


Simune  der  Aktiven 


14.  Juni  1901. 

226  632,—.  I 

47  939.—.  J 
4136037,—. 
300000,-. 


II  21 7  001, — 
I  277  000, — 
300  000, — 

"4  793.— 
520  ÜOO,  — 

200  000, — 


»  I  000  000, — . 
»  61304,—. 

3  000,—. 

M.  19403706,—^ 


31.  Dezember  1900. 
M.    I  6l)2  613,—. 

>  5  9>  I  464, — . 
»     7  056  95o>— . 


83  74«  614,—. 

5513*16.—. 


240  400, — . 


»  I  374  824,--. 
»         61  304.—. 

»  I.— . 

44  59»  3S6.— ■ 


Passiven, 


Aktienkapittl 

Rc!-crvcf.  'H'U 

Divideudettreserve 

Pemtofufeiids 

I»;v:  Ir.n.le  unerbobeo 
Avalacccple 

Gtroverbindlicbkdten  twctfidhoft 

Acccplc 

I'cpositcn  Dresden 
Krcfijtoren 
DiTcrse  M.  3829503. 

Konsortium  Hilfsaktion 
Kreditanstalt  für  In- 
dustrie und  Handel    >    l  300  000. 


Gewinn-  und  Verlust-Konto 

Summe  der  Passiven 

Ueberschnss  der  Aktiven  über  die  Pas- 


14.  Juni  1901. 

31 

Dezember  1900. 

M.  — 

M 

20  000  000,—. 

»  — 

» 

3  750  000,  — . 

»  — 

1  200000,—. 

»  149624,—. 

1 25  000, — . 

75055,—. 

7  67Ö,-. 

»  650848,-. 

• 

549  174.—. 

»      3  360  949.—. 

* 

»      7  411  578,-. 

> 

10  337  548,—. 

»      1  716  872,— .  , 

• 

7  947  43'.—. 

*      4  029  50J.— • 

»  — 

» 

1  785  557.— • 

M.  16403429,—. 

M.  44  59a  3861— • 

■  3000277, 

M.  19403  706,- 
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Aktienkapital  und  Reservefonds  im  Gesamtbeträge  von  rund 
24  Millionen  Mark  sind  demnach  auf  3  Millionen  Mark  zusammen- 
geschniippft. 

Zu  berücksichtigen  ist  hierbei  jedoch,  dass  jede  derartige 
Katastrophe  eine  bedeutende  Wertverminderung  der  meisten  Ak* 
tiven  im  Gefolge  hat,  sodass  Konkursergebnisse  nicht  absolut  be> 

weisend  sind. 

Die  Generalversammlung  beschloss  die  Auflösung  der  Dresde- 
ner Kreditanstalt,  ernannte  drei  Liquidatoren,  wählte  einen  neuen 
Aufsichtsrat  und  eine  Revisionskommission. 

Eine  zweite  ausserordentliche  Generalversammlung  wurde  durch 
die  Liquidatoren  für  den  2ä.  Dezember  1901  mit  folgender  Tages- 
ordnung:^ einher  Ilten  : 

1.  Verleihung  der  Liquidations-lirölihungsbilanz  samt  Bemer- 
kungen des  Aufsichtsrates  dazu  und  Beschlussfassung  über 
Genehniij^ung  der  Eröffnungsbilanz. 

2.  Vortra<4  des  Berichts  der  in  der  Generalversammlung  vom 
12.  Juli  hjoi  gcuiilillcii  KcM.MJiLii. 

3.  Bericht  der  Liquidatoren  über  den  bisherigen  Verlauf  der 
Liquidation. 

4.  Beschlussfassung  über  die  Verglcichsangebote  dreier  Mi^tie- 
der  des  früheren  Aufsichtsrates  zur  Beseitigung  derRegress- 
anspriiche. 

5.  Beschlussfassung  Über  Aufhebung  des  Generalversammlungs- 
Beschlusses  vom  4.  April  1901,  die  Verteilung  von  7^/1  Proz. 
Dividende  betreffend. 

Auch  diese  Versammlung  verlief  äusserst  stürmisch,  insbe- 
sondere da  der  frühere  Direktor  der  Bank  Th.  Horn  in  Beglei- 
tung zweier  Rechtsbeistände  erschien  und  das  Wort  zu  seiner 
Verteidigung  ergriff. 

Die  Liquidations-Eröffnungsbilanz  für  den  12.  Juli  1901  setzte 
sich  wie  folgt  zusammen: 


A  k  t  i  ▼  e  n. 


Kassa<Konto 


M.  324  758,24. 
.        1 4a3.a3' 


Koaponc-Konto 
Sorten-Konto 


»  7  68 1,2a 

»  530  0S5,— . 

»  4  707  843,65. 

»  359687,87. 

>  510358,22. 


Wechiicl-Konto 
Effekt  Ol -Konto 
Loiubaid- Konto 
Koasortial-Kfmto 


Uebertrag   M.  6441  837,41« 


Digitized  by  Google 


—  6i  — 


Hypotheken- Konto 
Gnjndstücks-Konto 
Mobiliar-Konto 
BciEwerki-Koitto 
A  ial>Debitorcii*Konto 
T.jterims-Konto  für  eigene  Accepte 
Konto-Korrcnt-Konto-Schuldner 
Gewinn-  und  Verlust-Konto,  Verlust 


Aktiven. 

Uebcftrag  M.  6  441  837,41. 

»     202  400, — . 


I  826  824,60. 
2  001,— . 
63  603,22. 
360  000,—. 

I  62S  621,74. 

12  065  Ol') 2,78. 

17  542  249.17. 


M.40 133198.92. 


Pastiven. 

Aki!cn-K.ipita!-Konto 
Hypotheken-Konto  11. 
FMiioiii-Koads-Kooto 
IMvidaidcn-Koiito 

Accept-Konto 
L>cposittn-Knnto 
Konto-Koncnt-Kunto  (jlaubigcr 
AT(i]'>Accept<Konto 

RiiclEiteUuDg»>Konto  fiir  laufend«  GiiO'Verbmdlichkdten 


M.  20  000  ODO,  — . 
•  602  ODO, —  . 
>  149  623,88. 

»       37  i3S.5a 

.  6667743,45. 
»  I  002  0*54,69. 
»  s  433  470,-. 
647  348,4a 
2593000.—. 


» 

M 


M.  40  133  198,93. 

In  ihren  Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Konten  bemerken 
die  Liquidatoren  zu  den  Aktiven: 

»Das  Wecl>'>cikonlo  enthält  die  am  12.  Juli  1901  vorhandenen  Wechsel  unter 
Beiüduichtigung  der  (&r  die  einsetnen  nitze  ma^-sgcbenden  DiskontsiUie  and  der 
cveniadlen  Piaumliute  im  Genmtbetnge  von  1482065,80  Mark.  Davon  sind  ab- 
gesetzt 951980,80  Mark  für  Rück<;tcl1ungen  auf  tokhe  Wechsel,  welche  die  Giros 
der  in  Konkurs  verfallenen  Gesellscliaften : 

Aktieugesellschafl  Elektrizitätswerke  vormals  ü.  L.  Kummer  u.  Co.  in  Dresden, 
AktiengcMUichaft  für  elektiiache  Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden, 
Flechsig«  and  Bohle>Werke  Aktiengesellschaft  in  Werdau 
mnd  einiger  in  Zahliing^'^chwierigkciten  befindlicher  Privatfirmen  tragen*).« 

»Das  Konto-Korrent-Konto  (Schuldner)  weist  die  ca.  4T0  Schuldner  der  Bank 
mit  32236771,1t  Mark  nach.  Die  Abschreibung  von  10171108,33  Mark  rechtfertigt 
sich  nicht  nur  durch  die  obwaltenden  Zeitverhtltnisse,  unter  denen  die  BeschalTung 
anderweitcn  Kredits  seitens  einer  Ansah!  unserer  Schuldner  überaus  schwierig  sich 
gestaltete,  »onclern  auch  da  hirch,  dass  die  von  letzteren  gewährlcn  Sicherheiten  zum 
sehr  grossen  Teile  in  Werten  solcher  Gesellschaften  bestehen,  deren  Aktien  infolge 
Koakurseruffnung  oder  Kreditentziehung  seitens  unserer  Anstalt  wertlos  oder  doch 
stark  entwertet  worden  sind. 

Ueberdies  kornnst  in  Betracht,  dass  die  durch  die  Liquidation  notwendig  ge> 


1)  Die  Dresdener  Kreditanstalt  hatte  also  nicht  nur  bei  Kwnmer,  Mildem  nach 
bei  anderen  Indastric-Geidlschaften  hohe  Betrüge  festgelegt 
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wordene  bochleanigte  AlwtoKiing  der  Schuldner  in  vid»  FÜlen  nur  mit  Verlort 
für  die  Bank  möglich  i>t.€ 

Der  in  der  vorliegenden  Bilanz  nachgewiesene  Verlust  war 
entstanden : 

durch  Al)>ict/un^  auf  Areal-Konto  in  RieM  H. 

GruiuUtüc  ks-Konto  

Lombard-Konto  

Konsorli.il-Koiito  

Hypollx-kcn-Kunto  

Av;il-1  Jr-l.itoren-Kunlo  ,  , 

Konto-Korrent-KoDto:  Schuldner  

WechseNKonto 

welches  lt.  S'.^untro  iiachwci-t  M.     I  295  650,62, 

und  in  dei  Bilanz  aufgenommen  ist  mit    >       5300S5, — . 


12  61 1,52. 
190  000, — , 

453  70O»3O. 

214  980,94. 

3S  000, — . 
287  24S.40. 
10  171  108,33. 


Effektcn-Konto,  welches  lautSkontro  nachwdst  M.  II  746  727,93. 
dagegen  iL  Aufnahme  in  der  Bilanz       •     4  707  843,65. 


RiickstcUung  für  laufende  Giro-Verbindlichkeiten  .....  » 
Handlmigs*Unko8tes  bis  12.  Jali  190t  > 


Hiervon  sind  abeurechnen: 

Gewinn  an  Koiipons  M, 
Gewinn-Vortrag  von  1900  9 
Reserve-Fonds-Konlo  » 
Dividcnden-Rcscrve-Fond-,- Konto  » 
I'rovisions-Konto,  vercinnaliniic  Prov.  » 
Zinsen-Konto,  vereinnahmte  Zinsen  > 
Gewinn  auf  Konsonial-Beiciligung  » 
RücksteiIiinf;-.-Konto  für  zweifelhafte  Schuldner  » 
Von   den    Aiifsichtsrälen    O.   l5orkowski  ,  C. 
Cbrambach,  Graf  Chotek  und  G.  Dinger 
nicht  erhobene  bei.  zurfickgeiahlle  Tan- 
tiemen p.  1900  * 


765  565.62. 


7  038  884,28. 
3  593  000, — . 

igS  050.46. 

M.  ai  964  049,85. 


I  000,  —  . 
23  168,56, 
s  750  000^ — . 

I  200  000, — . 
160088,03. 

«09  553.34. 

28  855,06. 

10764,05. 


38371.64. 


ergibt  Verlust  von 


»  4421  Soo,68. 
M.   17  542  24^.1  f. 


Unter  den  Verpfliclunngen  gegenüber  den  Konto-Korrent- 
Gläubi<4crn  von  insgesamt  8433470  Mark  befand  sich  der  der 
Kreditanstalt  bis  zum  I2.  Juli  1901  zur  Jiefriedigtnig  der  Deposi- 
teure und  offenen  Buchgläubiger  gewährte  Vorschuss  des  Banken- 
Hilfs-Syndikat.s. 

Ucber  den  bisherigen  Verlauf  der  Liquidation  berichteten  die 
Liquidatoren : 

»Es  zeigte  sich  sehr  bald,  dass  fast  alle  dem  Koncem  der  Kreditanstalt  und  der 

Elektrizitätswerke  Kummer  u.  Co.  angehörten  Untemehmungen  durch  die  Auflösung 
der  Kreditanstalt  ihrer  Kredili^eberin  in  arge  Bedrängnis  gerieten.  Denn  s\e  wurden 
genötigt,  ihre  Ver]illichlungen  gegen  die  letztere  zu  erfüllen,  und  <\a  sie  naturgemäss 
die  hierzu  nötigen  Barmittel  weder  bcsasäen,  noch  aus  eigenen  Kräften  llüssig  machen 
konnten,  so  mussten  sie,  wenn  sie  dem  Konkorse  entgehen  wollten,  sich  nach  dnem 
anderen  Kreditgeber  umsehen.  Einen  solchen  an  finden  war  nicht  leicht.  Denn  ein- 
mal war  die  Sicherheit,  die  sie  in  sich  selbst  anxubieten  in  der  Lage  waren,  durch 
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die  ciDgetretene  BedrüngDis  in  ihrem  "Werte  sehr  gesunken,  und  andererseits  waren 
diejaugen  StelteD,  bei  denen  «ie  Kredit  ta  finden  hoffen  konnten,  durch  den  Stun 
der  Kreditanstalt  und  den  unmittelbar  darauf  hereingebrochenen  Konkurs  der  Leip- 
ziger Bank,  durch  die  Mcr.r;e  und  Höhe  der  an  sie  herantretenden  Anfiir<!eriingen  in 
ihren  Kräften  so  angespannt,  dass  sie,  ganz  abgesehen  von  dem  auch  für  sie  niclit 
ohne  Einfiuss  gebliebenen  allgemeinen  Misstrauen  und  dem  Wegfall  aller  Unter- 
nehmangsloat  auf  dem  Gddmarkte  xur  ZurOcfchaltnng  und  «ir  Vorsicht  genötigt 
waren,« 

Dass  die  rechtlich  verschiedenen  Personen  des  Koncems  in 
Wirklichkeit  eine  einzige  wirtschaftliche  Person  bildeten,  geht  be- 
sonders aus  folgenden  Worten  der  Liquidatoren  deutlich  hervor, 

indem  sie  sagen : 

»Die  Wechselwirkung  obiger  Verhältnisse  auf  die  Liquidationsmasae  der  Kredit- 
anstalt konnte  nicht  ausbleiben.  Denn  letztere  besass  teils  als  EigentQoierin,  teils 
ab  PTandglaubigerin  in  hohen  Nominalbetrlgen  die  SchnldTenchreibungen  und  Aktien 
der  durch  sie  in  Notstand  geratenen  Unternehmungen;  mehrfach  war  sie  sogar  im 
Besit7e  «ämtlicher  Aktien  derselben.  Um  diese  Bestimie  dnrch  Konkarseröflhtmg 
o*^.er  Liquidation  nicht  gan^  oder  doch  naliezu  wertlos  werden  zu  lassen,  waren  wir 
genüdgt,  dieselben  zu  sehr  niedrigen  Preisen  aus  der  Hand  zu  geben,  oder  die  Hand 
la  Sanierungen  zu  bieten  and  namhafte  Zntahlungen  zu  machen.  Es  rfichte  sicli 
hier  schwer  das  Gebahren  der  Verwaltung  unserer  Kreditanstalt,  wdche  namentlich 
den  zahlreichen  Gründungen  der  Kummer- Werke  grosse  Kredite  eintHunite  und  Bürg- 
schaften f;if  sie  übernahm,  ohne  eine  andere  Siclierhcit  als  p;ej:en  Ilinterlct^iinL;  der 
eigenen  W  crte  dieser  Unternehmungen.  Denn  mit  der  Gefährdung  der  lr:/teren  selbst, 
wurden  die  von  ihnen  gebotenen  Sicherheiten  mehr  oder  weniger  hmfailig. 

Der  hiemach  die  frühere  Verwahong  der  Kreditanstalt  treffende  Vorwurf  leicht- 
sinniger  Kreditgewihrung  bildet  die  hauptsMchlichste  Grundlage  fiir  die  ge^en  die 
frühere  Direktion  tind  den  früheren  AuHttchtsrat  TO»  uns  im  Klagewege  geltend  zu 
machenden  Ersatzansprüche. 

Die  biü  zum  Eintritt  der  Licjuidation,  d.  i.  den  12.  Juli  1901  zur  Vermeidung 
des  Kookiuacs  gegen  Verpfandung  unserer  EffektenbestSnde  und  Eintragung  einer 
KantioosbTpothdc  von  einer  Million  Mark  auf  unseren  Dresdener  Grandbesits  uns 
vorgt-v  ho^sencn  baren  Beträge  bezifTerten  sich  auf  1300000  Mark  und  die  uns  durch 
deren  V^craiiltclung  bis  mm  5.  Seplemlier  I901  {jestiindeten  \Vechsetbeträi;c  auf 
12  550  762,50  Mark.  Es  lag  auf  der  Jiand,  dass  es  nicht  möglich  sein  werde,  neben 
der  Erfüllung  der  laufenden  Veilmidlichkeiten  bis  zum  Ablaufe  dieser  Frist  unseren 
Wechselverbindlichkeiten  gerecht  xn  werden  lud  Dberdics  die  erhaltenen  Vorschüsse 
twäck7:ier5tatten.  Deshalb  musble  unsere  erste  Aufgabe  sein,  für  Erfüllung  unserer 
Wechselverbindliclikeiten  eine  mö^lichbt  lan^c  Frist  zu  gewinnen.  Ohne  eine  Ab- 
»cblagszahlung  war  dies  niclit  möglich.  Mit  Hüiie  eine<>  von  den  Banken  gegen 
Veninsung  in  Höhe  des  jeweiligen  Bankdiakontes  ans  gewährten  weiteren  Vorschusses 
Von  3500000  Mark  haben  wir  3$%  nuf  onsere  Wechselverbindlichkeiten  abzahlen 
können  und  wegen  des  Restes  eine  Frist  vorläufig  bis  zum  31.  Januar  1902  gewährt 
erhalten.  Wenn  es  auch  niclit  moj^lich  sein  wird,  bis  d.iliiu  die  übrigen  75%  un- 
serer Wechselschulden  zu  begleichen,  so  ist  doch  die  Hoffnung  begründet,  da^s  uns 
gegen  eine  weitere  angemessene  Abzahlung  wegen  des  verbleibenden  Restes  eine 
andcrwcite  entsprechende  Frist  gewihrt  werden  wird.« 
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Die  Liqiiidations-Biianz  fand  die  ücnchmigung  der  General- 
versammlung. 

Von  der  Revisions-Kommission  wurde  u.  a.  bemängelt,  dass 
auf  einigen  Konten  der  Debet-Saldo  am  Jahresschlüsse  in  Accepte 
des  Schuldners  umgewandelt  worden  war,  welche  nach  Ablauf  der 
drei  Monate  von  der  Bank  wieder  eingelöst  wurden.  So  waren 
u.  a.  PrivatkontI  wie 

Kummer  mit  550000  Mark 
Schladitz  «  350000  Mark 
umgebucht  worden,  indem  dafür  Accepte  ausgestellt  wurden. 
Diese  Massnahmen  könnten  aus  dem  Bestreben  hervorgegangen 
sein,  die  Bilanz  flüssiger  erscheinen  zu  lassen,  da  dieser  Gepflo- 
genheit nicht  auch  während  der  übrigen  neun  Monate  im  Jahre 
Rechnung  getragen  worden  sei. 

Ebenso  wird  bemängelt,  dass  ein  von  der  Bank  in  Riesa  ge- 
kauftes Areal  unter  den  Debitoren  figurierte,  während  dasselbe 
auf  Grundstückskonto  gehörte. 

Bei  Erledigung  dos  Punktes  3  der  Tagesordnung  (Ausfall- 
Ergebnis)  wurde  die  Schlussquote  der  Liquidation  auf  12 — 13  Proz. 
geschätzt. 

üie  Verglcichsangcbote  dreier  Mitglieder  des  Aufsichtsrats: 
Justi/rat  (lerlachsche  Erben         25000  Mark 
Geh.  Koninicr/ienrat  Heuschkel    25000  Mark 
Otto  Borkowski  75000  Mark 

zur  Beseitii,Min;j;  der  ReL;ressansprüche  wurden  genehmigt,  Punkt  5 

der  Tagesordnung  dagegen  abgelehnt. 

Ergebnis. 

Bei  näherer  Betrachtung  der  geschilderten  Vorgänge  zeigt 
sich,  dass  der  Dresdener  Koncem  aus  einem  bestimmten  Grund- 
gedanken folgende  Organisationen  entwickelt  hat: 

1.  eine  Anlage-Bank,  welche  die  aufsteigende  Periode 
des  Wirtschaftslebens  zur  Erweiterung  ihrer  Geschäftstätigkeit  be- 
nutzen will.  Hierzu  bedient  sie  sich  vorwiegend  einer  besonders 
ausdehnungsfähigen  Industrie-Unternehmung.   Man  findet  daher 

2.  ein  Industrie-Stammhaus  (Bauhaus,  Mutterhaus), 
welches  auf  eine  hohe  Stufe  der  Leistungsfähigkeit  gebracht  wird. 

Dieses  schafft  sich  ein  grosses  Absatzgebiet  dadurch  selbst, 
dass  es  zahlreiche  Tochter  werke  für  eigene  Rechnung  ins  Leben 
ruft.   Infolgedessen  finden  sich 
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3-  T  o  c  h  t  e  r  -  U  n  t  e  r  ti  c  h  m  u  n  g  e  11 ,  denen  das  Mutter- 
haus seine  Erzeugnisse  liefert. 

Für  diejenij^en  Tocliter-Unterni;hmun<^cii ,  welche  sich  /.ur 
Gründung  cmcr  besonderen  Gesellschaft  nicht  eii^nen ,  da  sie  zu 
klein  oder  noch  nicht  fertiggestellt  sind,  gründet  Kummer. 

4.  Aufnahme-Gesellschaften,  deren  Aufgabe  es 
ist,  Anl<^eD  der  erwähnten  Art  aufzunehmen. 

Für  die  übernommenen  Werke  geben  diese,  meist  unter  Be> 
nutzung  des  Emisstbnskredits  der  Anlagebank,  ihre  eigenen  Ak- 
tien aus  oder  dem  Bauhause  in  Zahhmg. 

Die  Aufnahme-Gesellschaften  haben  gleichzeitig  den  Zweck, 
dem  Stammhause  Aufträge  zu  beschaffen,  indem  auch  sie  mit 
Hilfe  der  Aniagebank  Elektrizitätswerke  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  finanzieren. 

Zur  Abstossung  gewisser  Tochteranlagen  werden  von  seiten 
des  Stammhauses  sowohl,  wie  der  Aufnahmegesellschaften  Selbst* 
kundschafts'Gründungen  vorgenommen,  indem 

5.  Individual-Betriebs-Gesellschaften,  zu- 
meist in  der  Form  von  Aktiengesellschaften,  gegründet  werden, 
deren  Zweck  lediglich  darin  besteht,  ein  fertiges  oder  nahezu  vol- 
lendetes Elektrizitätswerk  käuflich  zu  übernehmen  und  ZU  betrei- 
ben.  Auch  diese  Gesellschaften  bezahlen  die  übernommenen 
Werke  mit  ihren  eigenen  Aktien. 

Endlich  findet  man  hei  dem  Dresdener  Koncern  noch 

6.  K  r  g  ä  n  z  11  n  g;  s  f  a  b  r  i  k  e  n  ,  welche  die  Fabrikation  des 
Stammhauses  bcz,  tlt:s  Koncenis  er_c'anz(Mi  sollen,  um  die  Durch- 
führung; der  verschic-denstL-n  UnternelununL,'en  zu  crniö;^dichcn. 

Durch  «grossen  Aktienbesitz,  durch  l--insctzung  von  Cjcschäfts- 
frcundi-n  und  eigenen  Beamten  in  den  Autsichtsrat  und  die  Direktion 
weiss  sich  die  expansionskistit^e  Bank  mass^febcndiMi  l-'induss  auf  alle 
diese  Gesellschaflcn  und  damit  ein  grosses,  lukrativi.'s  Konto-Kor- 
rent-  und  Emissions-Geschäft  zu  sichern.  In  aiis;^icbigster  Weise 
stellt  sie  ihre  Mitti'I  und  ihren  Kredit  zur  V'crtüyuni^ 

Ohne  Zweifel  hiitle  das  Zusammenwirken  von  Ban'K  und  In- 
dustrie-Unternehmung segensreiche  Früchte  tragen  können,  wenn 
nicht  auf  beiden  Seiten  schwere  Fehler  begangen  worden  wären. 

Diese  bestanden  auf  Seiten  der  Dresdener  Kreditanstalt  darin, 
dass  sie  unverhältnismässig  hohe  Beträge  in  einer  bestimmten  Art 
von  Industrie-Unternehmungen  festlegte,  wobei  sie  auch  den  ihr 
seitens  ihrer  Konto-Korrent-  und  Depositen*Gläubiger  gewährten 

Miaebffft  IBr       g««.  SuattwtueaKh.  Br(Üaiaiitiheft  9.  C 
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kündbaren  Kassakredit  in  übermässiger  Weise  als  Anlage-  und 
Betriebskredit  auslieh,  dass  sie  ferner  ihren  Diskontkredit  über- 
spannte und  somit  weit  über  ihre  eigenen  finanziellen  Kräfte  ging, 
sodass  sie  einer  Krisis  irgendwelcher  Art  nicht  mehr  Stand  halten 
konnte. 

Die  Fehler  auf  selten  der  Aktiengesellschaft  Kummer  bestan- 
den in  überstürzter  Betriebserweiterung,  wobei  die  Entwicklungs- 
fähigkeit der  Tochterwerke  stark  überschätzt  wurde,  in  Mangel 
an  Sparsamkeit  und  in  leichtfertiger  Kalkulation. 

Ausserdem  beurteilten  beide  die  Konjunktur  der  Elektrotech- 
nik viel  zu  optimistisch. 

Immerhin  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  von  dem  Koncem 
auch  manches  volkswirtschaftlich  Nützliche  geschaffen  worden  ist. 
Erwähnt  seien  hier  nur  die  Anlagen  in:  der  Niederlössnitz,  im 
Plauenschen  Grunde,  in  Plauen  b.  Dresden,  Coschütz,  Cossebaude, 
Riesa,  Meerane,  Gössnitz,  Glauchau,  Siegmar  b.  Chemnitz,  Har- 
thau, Bad  Elster,  Mühlheim  a.  d.  Ruhr,  Styrum,  Schmölln  i.  S.  A., 
Mannheim,  Osthofen  i.  Pfalz,  Sinsheim  L  Baden,  Ladenburg  i. 
liaden  ,  Graudenz  ,  Danzig  -Neufahrwasser  ,  Borby  a.  d.  Ostsee, 
Briesen  i.  West-Preussen,  Strasburg  i.  W.-Pr.,  Memel,  Neumünster 
i.  Holstein. 

Mancher  dieser  Orte  würde  wahrscheinlich  ohne  die  Tätig- 
keit der  Dresdener  Kreditanstalt  und  der  Aktiengesellschaft  Kum- 
mer bis  zur  lübauung  einer  elektrischen  Zentrale  oder  Strassen- 
bahn  noch  lange  haben  warten  müssen. 
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X.  Die  Aktiengesellschaft  lur  Trebertrocknung  in  Cassel. 

A.  Entstehung  und  Organisation. 

Bt  i  lern  Koncern  der  Aktien-Gesellschaft  Kummer  &  Co.  in 
Dresden  hatte  es  sich  darum  gehandelt  die  Hochkonjunktur  eines 
einzelnen,  rasch  in  Aufnahme  gekommenen  Industrie^Zweiges  so 
viel  wie  irgend  mö<^lich  auszunutzen. 

Bei  der  VerbinduiiLj  der  Leipziger  Bank  mit  der  Aktienge- 
sellschaft für  1  rcbcrtrocknung  in  Cassel  dagegen  lag  das  Ziel 
in  der  grösstmöglichen  Ausbeutung  vermeintlich  wertvoller  Pa- 
tente, die  erst  die  Probe  ihrer  Brauchbarkeit  und  Ausnutzbarkeit 
zu  lietcrn  hatten. 

In  beiden  P'ällen  sollte  aber  die  Vergriisserung  der  betreffen- 
den Industrie-Unternehmungen  zur  Erweiterung  der  Geschäftstätig' 
keit  der  beteiligten  Banken  bcnul/.t  werden. 

De  n  Weg,  welcher  die  Cassclcr  Gesellschaft  zu  ihrem  Ziele 
luhren  .sdlltc,  bezeichnet  deren  Verwaltung  in  einem  an  ihre  Ak- 
tionäre gerichteten  Zirkulare  vom  6.  Februar  1901  selbst  mit  fol- 
genden Worten: 

»Es  ist  in  noseren  wiederholten  Beriehtea  «n  die  GeneralTenunmlungen  aulta* 
hch  erörtert  worden  und  dadarch  UnlMoglidi  bekannt,  wdche  Motive  uns  geleitet 
luihen,  ah  wir  vor  Ttinf  Jahren  die  Holzdestillation  in  den  Kveb  unsefer  GeKhSfb- 
titi^kdt  ein1if702en  :  wir  wollten  unseren  Trockenapparalen  ein  neues,  grosses  Ver- 
wendungsgebict  gewinnen  und  am  Ab&aU  der  Hokdc!>üllatioDS-l'roiJuk.te ,  Ueren 
kooiiniMioafweiseB  Veflimf  wir  vm  ocherten,  kanftünnische  Gewinne  endden.  Ebenso 
in  aus  vnscren  Berichten  bekannt,  welche  VerhSltnisse  zur  Bildung  von  Tochterge- 
«ellschaften  «geführt  haben,  und  welche  Dczichiini^en  zwischen  diesen  ond  uns  sich 
cntm'cktlt  li.iljcn  Wir  verkauften  den  GesellscViaflen  «lie  TJccnren  unserer  Destilla- 
tioQAvcrfahren,  liet'erlen  die  zor  Ausrüstung  der  Anlagen  crforderlichoa  Maschinen 
und  .Apparate  und  erzielten  betrichtliche  Gewinne.« 

Bei  dem  LeijJi/ig-Casselcr  Koncern  ist  der  Kapitalbedarf  elien- 
falls  Voraussetzung;  für  Kapitalbeschaffungs-Methoden  und  Schie- 


Digitized  by  Google 


—  70  — 


bun^spolitik,  weshalb  es  sich  auch  hier  emphehlti  zunächst  dessen 
Geschichte  zu  schildrtn. 

Der  Kaiitnianii  Atl> »If  Schmidt  bcsass  in  Wehlheiden  b.  Cassel 
eine  i  i  t'l)t  rtr(jcknungs-Anlagc,  in  welcher  Treber  (Träber,  Trester, 
Seih)  ,  Husgt  zoLjt  ne  Malzhülsen  der  Brauereien,  mit  Hilfe  beson- 
derer, von  iiuu  erfundener  Apparate  getrocknet  und  zu  Viehfutter 
verarbeitet  wurden. 

Dieser  Unternehmung  traten  Auiau«^*  1889  die  Bierbrauer 
Brüder  Hermann  Sumpf  in  Cassel,  Arnold  Sumpf  in  Greifswald 
und  deren  Vater  August  Sumpf  in  Greifswald  mit  einer  Kapital- 
einlage von  50000  M.  als  stille  Teilhaber  bei. 

Nachdem  der  Erfinder  eines  verbesserten  Trocknungsappa- 
rates,  Bierbrauer  Ernst  Otto  in  Dortmund,  für  das  Geschäft  inte- 
ressiert worden  war,  sollte  der  Betrieb  auch  auf  Herstellung  und 
Vertrieb  der  Apparate  und  Maschinen  zur  Trebertrocknung  aus- 
gedehnt werden.  Für  Abtretung  seines  Patentes  erhielt  Otto  200000 
Mark.  Ausserdem  wurde  eine  in  Dortmund  befindliche  Treber- 
trocknungs-Anlage  desselben  übernommen. 

Am  4.  November  1889  erfolgte  die  Umwandlung  der  stillen 
Gesellschaft  in  eine  Aktiengesellschaft  unter  der  Firma:  »Aktien- 
gesellschaft für  Trebertrocknung  in  Cassel  ,  mit  einem  Grund- 
kapital  von  zunächst  350000  M.  worauf  öoProz.  eingezahlt  wurden. 

Zu  den  Griuidern  gehörten :  Adolf  Schmidt  in  Cassel,  Emst 
Otto  in  Dortmund,  Aui;n^t  Suuipf  in  Grcifswald,  Hermann  Sumpf 
in  Cassel.  Den  Aufsichtsrai  Ijildeten  :  Hermann  Sumpf  in  Cassel 
I.  Vorsitzender.  Richard  Schlei;x'I  in  Cassel  II.  Vorsitzender,  Au- 
gust  Sumpf  in  Grcifswald  und  Ernst  Otto  in  Dortmund,  zu  denen 
später  noch  Kittergutsbesitzer  Johann  Schulze-Dellwig  aus  Haus 
Sölde  b.  Hörde  in  Westfalen  hinzutrat.  Als  V^orstand  wurde 
Adolf  Schmidt  gewählt.  Für  August  Sum[)f  trat  1891  Arnold 
Sumpf  in  Greifswald  in  den  Aufsichtsrai.  Die  übrigen  hLhicIten 
die  V  erwaltung  der  Gesellschaft  bis  zu  deren  F.nJc  in  den  Händen. 

Mit  der  lie^ründung,  dass  die  Unicrnchniung  eine  unerwartet 
schnelle  Ausdehnung  nehme,  wurde  das  350000  M.  betragende 
Aktienkapital  1891  um  150000  M.,  1892  um  150000  M.,  1894  um 
350000  M.  erhöht. 

Das  Jahr  1895  bildet  den  wichtigsten  Abschnitt  in  der  Ge- 
schichte der  Casseler  Trebertrocknungs-Gesellschaft,  indem  sie 
sich  in  demselben  infolge  Erwerbung  des  Patentes  Bergmann  auf 
ein  ihr  völlig  fremdes  Arbeitsfeld  begibt.   In  diesem  Jahre  wird 
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auch  die  Geschäfteverbindung  mit  der  Leipziger  Bank  eingeleitet. 

Ueber  die  Gründe»  welche  die  Verwaltung  der  TrebergeseU- 
Schaft  bewogen,^  die  Holzverkohlung  and  Holzdestillation  nach 
Bergmannschem  System  in  das  Bereich  ihrer  Tätigkeit  smhu- 
nehmen,  gibt  dieselbe  in  der  ausserordentlichen  Generalversamm- 
lung vom  3.  November  1899  fol<^endc  Aufklärung: 

»Seit  rinem  Mctibcli(jiK\lii.T  u  ird  t^it:  iiif!iistiiL-'.!c  Tcrhnik  von  dem  (irumlgedanken 
beherrsch!.  <!ic  äusscrslc  Ückonomie  <1ls  imlustriellcn  BeUiebus  nicht  nur  durch  stete 
Verbillig'ing  der  motorischen  Kraft,  durch  stete  VenroUkommaung  der  Hüfsmaschiaen, 
der  Arbduver&liren  und  der  HilfotoSis»  sondern  und  insbesondere  euch  durch  neoe 
oder  bessere  VerwertuntJ  der  Neben-  und  Abfall-PlTOdilkte  ru  erreichen. 

I'ie^ftu  Griii,.l>^r'1.uiken  verdankt  unsere  grin?e  Gesellschaft  ihr  Entslehen.  Die 
ireber,  e:n  vor<icni  wcoig  beachtetes  und  ycwiss  unterschätzte«  Abfall-i'roduUt,  wur- 
den durch  unser  Trockenverfahren  und   die  demselben    dienenden  Trockenapparate 
ein  wertvolles  Nebcn-Pkodukt  der  GSnings*Indastrte  und  ein  wirkungsvolles  FiSr* 
dentogsmtttel  der  Viehzucht. 

Die  IIul/  !e>idlation  Injj  im-^  danials  völlig  ferne.  Da  wurden  wir  mit  den^ 
13crL;ip..  t  i.  'ichcn  Vcrfalireti  Ijckaniu,  d.is  unseren  Trockcnapparateu  eine  vordem  nicht 
geahnte  Anwendung  und  Uedeutung  erülTnele, 

Die  Holsverkohlong  beruht  auf  folgenden  Wahrnehmungen,  Grundsätzen  und 
Zielen:  Erhittt  man  Hols  welcher  Art  immer  bei  gehemmtem  Luftzutritt  auf  dne 
200*  C.  überschreitende  Temperatur,  •^■i  wird  es  chemisch  zersrt.f.  Die  Hauptbe- 
standteile des  Holzes,  der  Zellstoff  und  tia>;  I.ignin,  chemische  Verbindunijen  von 
Kohlenstoff,  S.tuenitotf  und  Wasserstoff,  werden  zerstört,  indem  sich  der  grösste  Teil 
des  Wasseratoflb  und  SaneratofB  mit  einem  Teile  des  KohtenstoiT«  su  neuen  (dampf- 
odcr  gasförmigen)  Verbindungen  verdidgt,  während  der  Rest  desselben,  die  Holz- 
kohle, turfickbleibt.  Diese  vereinigt,  von  allen  anderen  Verwendungen  abgesehen, 
für  die  Gewinnung  und  Verarbeitung  von  Metallen  solche  Vorzüge,  dass  ihr  eine 
stcic  Verwendung  gesichert  ist,  wie  sehr  aucii  auf  anderen  Gebieten  Holz  und  Holz- 
kohle durch  n»neralisehe  Brennstoflfe  verdrängt  werden  mögen. 

Die  Darstellung  von  Moltkohle  erfolgte  von  alten  her  bis  in  die  neueste  Zeit 
au«->chliessHch  in  Meilern. 

Indessen  ist  Hnhkohlc  schon  lanp/;  nicht  mehr  ilas  ci)i/igc  Ziel  di-r  Vcrkohhing 
von  iiuu.  Die  Beobachtung,  dass  aus  den  wahrend  der  Holzverkohlung  sich  bilden- 
den Dämpfen  bei  niüssiger  Abkühlung  eine  zähe  Flüssigkeit,  der  Teer,  bei  weiterer 
Abkühlung  noch  dne  saure  Flüssigkeit,  der  Hokesdg,  sich  abschdden  Hess;  die 
Wabmehmang.  dass  nach  Abtrennung  des  Teers  und  des  Holzes>i.;s  noch  tin  brenn« 
hnrcs  G.is  zurücklilirb,  insbesondere  aber  die  chctr.ische  Untersuchinig  des  Holzess  gs, 
die  Konsiatierung  seiner  Anteile  an  starken  organischen  Säuren  i  l'ssigsiiure)  und 
seiner  geistigen  Anteile:  Ilulzgeist,  Methylalkohol,  Aceton,  —  letzteres  unter  Bei- 
mischung von  AUylalkohot  zum  Denaturieren  des  Spiritus  verwendet,  sowie  bei  der 
Bereitung  des  ranchschwachen  Palvers  dne  grosse  Rolle  spielend  — ,  eröflheten  der 
Hoizverkohhing  neue  Ziele  und  führten  zu  neuen  Verfalircn,  indem  an  die  Stelle  der 
Meiler  gasdichte  Gcfiisse  (Retorten)  traten,  mit  denen  Vorrichtungen  zur  Ausschei« 
dung  von  Teer  und  Holzessig  verbunden  werden  konnten. 

Damit  war  der  Uehcrgang  von  der  Hokverkohluog  zur  Destillation  vollzogen. 
Das  Aufblühen  und  die  so  mlchtige  Entwicklung  der  Holzdestillation  hängt 
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enge  zusammen  mit  d«r  Eatwickluog  der  Fabrikation  von  Anilinfarben.   Viele  Aniliiif 

färben  sind  Mclhylverhindungcn  und  können  nur  mit  Hilfe  vnn  ^f et!ivlalkoliol  dar- 
j^cslcllt  werden,  dessen  wichiij^ste,  in  teclinischcr  I?r7H-1ninj;  einzi^^c  GcwinnunjjsqncHe 
der  aus  dem  Holzessig  ausgeschiedene  Holzgeisl  bildet.  Dieser  erlangte  nun  mit 
einem  Male  einen  so  hohen  Wert,  dass  in  zahlreichen  Fällen  die  VerkohluDg  von 
Holz  zum  Zwecke  der  Gewinnung  des  Holzesiigt  und  der  in  ihm  enthaltenen  Kfiipcr 
sich  nl.«  lohnend  empfahl,  wlhrend  Kohle,  Teer  ond  Gas  tum  Range  von  Neben- 
produkten herabsanken. 

Mit  der  Verarbeitung  des  Holzessigs  zur  Gewinnung  des  Methylalkohols  ging 
daa  Bestreben,  die  im  Holzessig  enthaltene  Essigstture  in  wertvollere  Formen  sii 
bringen,  Hand  in  Hand.  Man  stellt  jetzt  in  der  Regel  durch  AbsKttigen  des  de* 
stillicrlen  Holzessigs  mit  Kalk  essigsauren  Kalk  dar,  der  für  sich  schon  ein  Handels- 
art:kel  ist,  im  übrigen  aber  den  Aiisj^.mi^spiinkt  für  die  D.irsiellung  anderer  Essig- 
säureverbindungen,  &owie  vou  Essigsäure  in  allcu  Abstufungen  der  Farbe  und  Rein- 
bett bildet« 

Aus  einer  von  den  Konkurrenten  der  Trebergesellschaft  ver- 
fassten  Streitschrift  vom  Oktober  1899  sei  hier  eingeschaltet: 

»Zw  Verkohlung  eignen  sich  am  besten  Laubhölzer  (Itarte  Hulzer),  da  diese 
die  reichste  Ausbeute  an  chemischen  Produkten  liefern,  während  Nadelhölzer  (wdche 
Höker)  nur  etw.T  d;c  Hälfte  duvon  iri;eben. 

Veraibcilel  wurde  bisher  solches  Holz,  welche»  als  Nutzholz  nicht  verwendet 
werden  konnte  und  daher  zu  einem  billigen  Preise  zu  haben  war. 

Ingenieur  Bergmann  in  Neheim»  welcher  zuvor  in  der  Holzverkohlungs-Industrie 
nie  tätig  jjewescn  war,  kam  auf  die  Idee,  an  Stelle  der  bisher  fast  allgemein  ver- 
arbeiteten Harthober,  Holzabfälle  aller  Art  zu  verwerten,  wie  die  Holzklcic  von 
Sägewerken,  die  beim  Auslaugen  von  Gerb-  und  Farbholzern  hinlerbleibeudcn 
Spane  etc. 

Oerartige  AblUle  stammen  aber  in  der  Hauptmenge  von  den  zur  Destillatkm 
wenig  geeigneten  Weichhölzem. 

Diese  Verwertung  war  indessen  schon  seit  J^hri-chnten.  selbst  in  ijrosi-em  Mass- 
Stabe.  nl)er  ohne  Erfolg  und  unter  grossen  '  ield vcrliHtcu  versucht  worden.« 

In  der  erwähnten  Gentral-V'er.sammlung  wurde  von  der  Di- 
rektion der  Trebergeseilsciiaft  weiter  gesagt: 

»Das  Be^mann'sche  Verfahren  'M  in  den  deutschen  Patenten  Nr.  6$  447  vom 
31.  Januar  189t,  Nr.  80624  vom  14.  März  1S93  und  Nr.  88014  vom  25.  Sq»tember 

1S95  t;eschüt/t  und  besteht  in  einer  kombinierten  Reihe  von  .Vrl  eitspro^cssen,  die 
zum  Zwecke  haben,  Hol/al)f;iIlen  ihren  natiirlichci»  Feuclitii;keil-gciiait  zu  entziehen, 
sie  alsdann  zu  lirikclts  zu  pressen  und  hierauf  wie  gewöhnliches  Holz  in  Ivetorlen 
zu  verkohlen. 

Durch  die  Entfernang  des  Wassert  und  das  Pressen  m  Briketts  versprach  man 
sich  ausserordentliche  Erfolge. 

Die  Trockciinpjsar.ile  der  Trcbcrgesellsclir.ft,  urspriini;!icli  nur  zum  Trocknen  der 
Trebcr  bestimmt,  sollten  bei  diesem  Verfahren  Verwentiung  Irnden, 

Alle  diese  unbestreittiaren  Vorteile  waren  {iir  die  Erwerbung  der  Beigmann'schen 
Patente  mitbestimmend.« 

Bei  seiner  Vernehmung  als  Zeuge  in  dem  Leipziger  Bank- 
Prozesse  sagte  Direktor  Schmidt: 
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»Ab  Bergmann  an  um  herantrat,  habe  iA  den  Markt  «ngehend  stöbert  imd 
bin  zu  der  Ansicht  gekommen,  dass  ein  grosses  Geschäft  zu  machen  wäre,  wenn 

man  «amtliche  Produkte  der  Hol^.vcrkülilnn^  in  eine  H;ind  bekommen  krinr.te.  I  lie 
('.t.sn  l-  '-.iin.:iin^  fiir  eine  M)lclic  Untcriiehmunjj  war  crslens  das  cinheitlitiie,  <ior 
Kunkutrenz  überlegene  Verfahren,  das  schien  Hergmann  zu  sein,  und  zweitens,  dass 
die  ganse  Prodoktion  in  dne  Hand  vereinigt  wnrde.« 

Diese  Worte  finden  dadurch  Bestätigung,  dass  ein  späterer 
Mitdirektor  der  Trebergcsetlschaft  ab  Zeuge  aussagt,  Direktor 
Schmidt  habe  eine  Trustgesellschaft  zur  Verwertung  der  Produkte 
für  ganz  Europa  angestrebt.  Wenn  die  Konkurrenz  beseitigt  und 
ein  Ring  der  Tochtergesellschaften  zu  Stande  gekommen  wäre,  so 
hätten  die  Verkaufspreise  för  Holzprodukte  erheblich  steigen  müssen. 

Nach  einigen  Versuchen  in  einer  Probeanlage  in  Buckau  b. 
Magdeburg  schritt  man  sofort,  noch  ehe  genügende  Erfahrungen 
gesammelt  waren,  zur  Ausbeutung  der  Patente  im  Grossen,  was 
auch  folgender  Ueberbtick  Uber  die  Entwicklung  der  Gesellschaft 
zeigt: 
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Die  Dividende  betrug  in  den  Jahren  1889/90  bis  1899/1900: 
r.  t.  (7  Mon.),  10,  12,  10,  10,  IG,  38,  50,  40,  40,  25  Proz. 
Zu  berücksichtigen  sind  hierbei  allerdings  die  später  zur 
Sprache  kommenden  Fälschungen. 
Das  im  Jahre  1894 
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Die  letzte  Erhöhung  wurde  jedoch  infolge  des  Konkursaus- 
bruches  nicht  ganz  durchgeführt. 

Der  Kurs  der  am  25.  Januar  1895  zu  135,50  Proz.  an  der 
Berliner  Börse  eingeführten  Aktien  stellte  sich  daselbst  Ultimo 
1895  bis  1899  auf:  370,  550.  645,  349»  308,50  Proz.  Im  No- 
vember 1896  stieg  derselbe  bis  895  Proz.,  sank  dann  aber  infolge 
scharfer  Angriffe  in  der  Presse  lieral)  bis  auf  171  Proz.,  beim  Zu- 
sammenbruche der  Leipziger  Bank  auf  20  Proz.  und  schliesslich 
auf  ca.  I  Prn/. 

Zum  Handel  waren  aber  nur  die  Aktien  Nr.  i — 6000  zuge- 
lassen; in  l^rüssel  dagegen,  wo  sie  am  14.  September  1899  zu 
4350  fr.  zur  Einführung  uelan'_aen,  Xr.  i — 12  000,  während  die 
Aktien  der  letzten  Kapital-Erhühuug  keinen  offiziellen  Markt 
hatten. 

In  dem  Geschäftsberichte  der  Trebergesellschaft  für  1096/97 
heisät  CS : 

»Wir  schlössen  nun  /.uuächst  mit  einer  Anzahl  Privatpersunen  V'crtra^c,  bei 
welchen  wir  uns  neben  dem  Alleinvertrieb  der  Produkte  einen  gröucfen  Gewiniuia- 
letl  als  LieeDK  vorbehielten,  und  veranlassten  alsdann  im  Auslande  die  BOdung  von 

verschiedenen  Aktiengesellschaften  zwecks  Errichtung  grosser  Fabriken  nach  unserem 
.System.  .S.>  ciil>t;in(icn  zu  (iiescm  7\vecke  auf  unsere  Veranlassuni;  im  Laufe  eines 
Jahrcb  Aklit:n^e.<<elisc)iartci)  in  Finnland,  bu-snien,  (Jalizicn,  Kua.sland,  Nur\\egen, 
Frankreich  und  Italien  mit  einem  Aktienkapital  von  insgesamt  ca.  2t  Millionen  Mk.« 
An  anderer  Stelle  desselben  Berichtes  wird  gesagt: 

sind  jetzt  zwei  Jahre  her,  da»  wir  der  Prüfung  der  Bergroann'sclien  Er- 
findnni;    n.ihcrtratcn ;    wir   haben   Iteute   neun  Faliriken   in  lU'trieb    und  weitere  elf 
Fabriken  wenk-n  im  I.anfc  <1icsfs  und  (Ic^;  niKli.sUr»  jahrts  in  lloiricb  gesetzt  werden. 
Unser  Gc!sch:ift  zerfällt  heute  in  fünf  Abteilungen  und  zwar  in  Abteilung 

A.  Fabrikation  von  getrocknet«!  Biertrebem  und  Getreideschlempen. 

B.  •  >    Biertreber-Trockenapparaten,  Patent  Otto. 

C.  »  »    Getreidetrocknern  und  Düngemitieltrockncni,  Patent  Otto. 

D.  »  »    Nfasehinen  und  A]ii>araten  ?ur  Verwertung  von  Hol*  und  Holz- 

abtallcn  aller  Art,  l'alcnl  Uergmann. 

E.  »  >    Apparaten  xur  Verwertung  tiemcher  Kadaver  und  von  Fleisch- 

abfallen,  Patent  Otto.« 

Letztgenanntes  Patent  hatte  die  Gesellschaft  erworben,  da 
sie  dasselbe  gleichfalls  für  .sehr  aussichisvoll  hielt, 

Ks  wurde  jeiloch  in  keiner  dieser  Abteilungen  ein  wirklicher 
Reingewinn  erzielt.  Die  wichtigste  war  die  Abteilung  D.,  wäh- 
rend die  anderen  nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielten. 

Wie  bereits  erwähnt,  veranlasste  die  Trebergesellschaft  zu- 
nächst eine  An/.;ihl  Privatpersonen,  Holzdestillations-Anlagen  zu 
errichten.    In  den  Offerten,  welclie  sie  versendet,  wird  auf  Grund 
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von  KciUabiliLats-Hcrcchnun^cn  ein  Gewinn  von  50 — 60  Pro/.,  ga- 
rantiert, während  fast  das  Doppelte  als  wahrscheinlich  be/.eichnet 
wird. 

Mit  den  Auftraggebern  wurden  Ratenzahlungen  vereinbart; 
und  zwar  sollten  sie  auf  die  Anlagen  10  Proz.  bar  anzahlen»  den 
ganzen  Rest  aber  erst  aus  künftigem  Ueberschusse. 

In  rascher  F<^ge  werden  in  waldreichen  Gebieten  Holzdestil- 
lations-Aktiengesellschaften  ins  Leben  gerufen,  mit  denen  Verträge 
abgeschlossen  werden,  wonach  das  Casseler  Stammhaus  die  Ein- 
richtungen liefert,  den  Betrieb  übernimmt  und  für  ein  bestimmtes 
Resultat  der  chemischen  Ausbeute  Garantie  leistet. 

Für  diese  Verpflichtungen  mussten  die  Tochtergesellschaften 
eine  Pauschalsumme  zahlen. 

So  werden  der  Schlesischen  A.«G.  für  chemische  Industrie, 
Wcisswassi  r  f  Aktienkapital  löooooo  Mark)  550000  Mark  für  Li- 
cenzen,  der  Memeier  Hol/industrie  A.-G.,  Memel  (Aktienkapital 
650000  Mark)  200OOO  Mark  für  Licenzen  und  368  500  I\Iark  für 
Maschin  eniieferungen,  der  HolzdestilIations-Aktieni»eseUschaftKass- 
za  (Aktienkapital  4200000  Kr.)  2280000  Kr,  für  Licen/cn  und 
2  500i;>)  Kr.  für  Maschinenlieferungen,  der  l-.rsten  ("jaii/ischcn 
A.  G.  für  Holzdestillation  Leniben^  (Aktienkapital  3700000  Kr.) 
2000000  Kr.  für  T  .icenzen,  der  J^osnisrhen  Hol/',  c!  \".  ertiuvTs-A.-G. 
Wien  (Aktienkapital  3000000  Kt.i  i5000(X)Kt.  tur  Licenzen  und 
2250000  M.  für  MaschineiiHeferun-^en,  cier  Societa  Italiana  per  le 
Industrie  Chimiche,  Genua  (Aktienkapital  i  5tx:)('X:o  Lire)  750 O^X) 
Lire  für  Licenzen,  der  Finska-Träindustrie-Artii  liolai^et  Helsing- 
fors  (Aktienkapital  i  850000  Finn.  Mark)  925000  Mark  für  Licen- 
zen, der  Aktienf^esellschaft:  für  Trockendestillalion  und  chemische 
Industrie  St.  LetersliurL^  ( Aklienkapilal  6000000  Rbl.)  2300000 
Rbl.  für  Licenzen  Ma-^chinen  antjereclinet. 

Die  T  o  c  h  t  e  r  ;^  i  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t  e  n  waren  folgende  : 

1.  Aktieselskabet  Lredrikstad  Traekulfabrik. 

2.  Memeier  Holzindustrie-Aktiengesellschaft,  Memel. 

3.  Holzvericohlun^sanlage  des  Grafen  Arnim,  Weisswasser. 

4.  Holzverkohlungsanlaj^e  von  O.  &  G.  Hering,  Vossowska. 
3  und  4  zurückgekauft  und  umgewandelt  in 

$.  Schlesische  Aktiengesellschaft  für  chemische  Industrie,  Weiss- 
wasser O.  S. 

6.  Holzverkohlungsanlage  des  Grafen  Haugwitz,  Krappitz. 
6  umgewandelt  in 
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7-  Chemische  Fabrik  Krap})itz,  G.  m.  b   H.,  Krappitz  O.  S. 

8.  Holzverkohlun<j.saniage  S.  Katz  &  Co.,  Hamburg. 
8  auf^cfrangen  in 

9.  Norddeutsche  Vereinigle  Chemische  Fabriken ,  Glücksstadt, 
Aktiengesellschaft  Hamburg. 

10.  Holzvcrkohlungsanlage  von  v.  Schenk,  Iiiava. 

11.  Holzverkohlungsanlage  von  v.  Popper,  Wygoda. 

12.  Holzverkohlungsanlagc  von  Louis  Ortlieb,  Russisch  Molda> 
witza. 

10—12  zurückgekauft  und  umgewandelt  in 

13.  Holzdestillations- Aktiengesellschaft  Kassza,  Iiiava  a.  d.  Waag, 
Oberungarn. 

14.  Erste  Galiztsche  Aktiengesellschaft  für  Holzdestillation,  Lem> 
berg. 

15.  Holzverkohlungsanlage  zu  Brody  (zurückgekauft). 

16.  Bosnische  Hoizverwertungs>Aktiengesellschaft  Wien. 

17.  Soctelk  Italiana  per  le  Industrie  Chimiche,  Genua. 

18.  L'Industrie  Chimique  du  bois,  Societd  anonyme,  Nantes. 

19.  Socicte  Anonyme  de  Produits  Chimiques  et  Electrocbimiques, 

I  lemixcm  les  Anvers. 

20.  Finska  Triiindustrie  Actiebolaget,  Helsingfors. 

21.  Aktiengesellschaft  für  TrockendestUlation  und  Chemische  In- 

dustrie,  St.  Petersburg. 

22.  Chemische  Fabrik  I-raukfurt  a.  O.,  G.m.b.H.,  Frankfurt  a.  O. 

23.  »Union«,  Aktiengesellschaft  für  Chemische  Industrie,  Prag- 
Fiume. 

24.  Vereinigte  Chemische  Fabriken,  Aktiengesellschaft,  Schwein- 
furt. 

Das  nuniim  llc  Kapital  dieser  Gesellschaften  repräsentierte  ca. 
50  Millionen  Mark. 

Die  Werke  der  zu  dem  Treberkonccrn  gehörigen  Gesellschaf- 
ten verteilten  sich  bei  dessen  Zusammenbruche,  der  Bonität  nach 
geordnet,  auf  folgende  Orte:  i.  Cassel.  2.  Frederikstad ,  Nor- 
wegen. 3.  Wygoda,  Ungarn.  4.  Peresceny,  Ungarn.  5.  Festic, 
Bosnien.  6.  Prag,  Böhmen.  7.  Zbirow,  Böhmen.  8.  Fiume,  Kro- 
atien. 9.  Schweinfurt,  Bayern.  lo.  Frankfurt  a.  O.  11.  Neheim, 
W^estfalen.  12.  Hembcem,  Belgien.  13.  Weiss wasser,  Schlesien. 
14.  Kassza-Illava,  Ungarn.  15.  Puttna,  Bukowina.  16.  St.  Maria, 
Italien.  17.  Halla  b.  Kotka,  in  Finnland.  18.  Wydriza,  Russland. 
19.  Moskau,  Russland.  20.  Uffa,  Russland.  21.  Glückstadt  b.  Ham- 
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bürg.  22.  Vosofska,  Schlesien.  23.  Krappitz,  Schlesien.  24.  Me- 
mel,  Ostpreussen.  25.  Nantes,  Fraakreich.  26.  Motdawiza,  Buko- 
wina. 27.  Brody.  Galizien.  28.  Wuoringpöllö  b.  Kotka  i.  Finn- 
land. 29.  Björnborg,  Finnland.  30.  Seelze,  Hannover.  3t.  Ham- 
burg.  32.  Toril,  Altona. 

Der  Gründungsvorgang  der  Tochtergesellschaften  war  im 
Prinzip  ganz  derselbe,  wie  er  bei  dem  Kummerseben  Koncem  in 
Dresden  Üblich  war. 

Die  Schlesische  Aktiengesellschaft  för  chemische  Industrie  in 
Weiss  Wasser  wurde  mit  einem  Aktienkapital  von  l6oocxx>  Mark 
durch  SimultangrQndung  ins  Leben  gerufen,  indem  die  Aktien 
von  den  mit  Namen  bezeichneten  Gründern  sofort  übernommen 
wurden.  Das  Geld  liess  man  sich  von  der  Leipziger  Bank  in 
genanntem  Betrage  scliicken,  s-kItss  das  Aktienkapital  tatsächlich 
in  bar  auf  dem  Tische  des  Hauses  lag.  Die  betreffenden  Gründer 
übertrugen  nun  den  Wert  der  Aktien,  bez.  das  Bezugsrecht  wie- 
der auf  die  Treberc^escllschaft  und  liessen  sich  bei  dieser  dafür 
erkennen.  Nachdem  nun  der  Vorstand  i^fuahlt,  die  Sache  ord- 
nungsgemäss protokolliert,  gebucht  etc.  war,  wurden  am  anderen 
Tage  ltXK)000  Mark  au  die  Leipziger  Bank  wieder  zuriickgesandt. 
Die  Freunde  der  neuen  Gesellschaft  waren  also  nur  als  Statisten 
der  Casseler  Gesellschaft  aufgetreten.  In  allen  F'ällen  war  letztere 
die  Gründerin ,  stets  schickte  sie  eigene  Leute,  und  iuuiier  gab 
die  Leipzi_^er  Bank  das  Geld  zu  diesen  formalen  Gründungen  her. 

Zwar  ubernahmen  die  einzelnen  Aufsichtsräte  dirr  Treberge- 
sellschdlt,  sowie  Direktor  Schmidt  ausserordentlich  grosse  Posten 
Tochteraktien,  doch  brauchten  sie  dieselben  nicht  bar  zu  bezahlen, 
sondern  sich  nur  für  den  Gegenwert  in  Cassel  belasten  zu  lassen. 

Auch  Direktion  und  AuCsichtsräte  der  Leipziger  Bank  betei- 
ligten sich  durch  Uebernahme  hoher  Beträge. 

Bedeutende  Summen  wurden  femer  mit  Hilfe  des  festgewur- 
zelten Emissionskredits  dieser  Bank  unter  der  Hand  im  Publikum 
mit  hohem  Agio  untei^ebracht ,  besonders  da  deren  Direktor 
Exner  selbst  den  Ankauf  von  Treberaktien  bis  in  die  letzte  Zeit 
sehr  warm  empfahl.  Fest  steht  jedoch,  dass  der  weitaus  grösste 
Teil  dieser  Aktien  niemals  eingezahlt  worden  ist* 

Das  Besitzverhältnis  war  ungefähr  so,  dass  annähernd 
aller  Aktien  sich  im  Besitze  der  Trebergesellschaft  und  ihrer  Ver> 
waltungsmitglieder  und  nur     im  Besitze  des  Publikums  befanden. 
Dem  letzteren  wurde  natürlich  die  Art  der  Kapitalbeschaffung, 


Dlgitized  by  Google 


-   ;8  - 


durch  welche  der  Aufbau  des  Koncems  ermöglicht  wurde,  ver- 
schwiegen. 

Die  Bezahlung  iUr  Licenzen  und  Maschinenltefeningen  des 
Stammhauses  durch  die  Tochtergesellschaften  erfolgte  in  Aktien 
und  Obligationen  der  letzteren. 

In  ihrer  Bilanz  vom  31.  März  1899  führt  die  Trebergesell- 
Schaft  einen  Bestand  von  9  200  000  Mark  Tochteraktien  und 
2500000  Mark  Tochterobligationen  auf. 

Da  jedoch  dieser  Besitz  den  Gegnern  einen  beständigen  An> 
griffspunkt  bot,  so  wurde  die  Veräusserung  desselben  beschlossen 
(vgl.  Seite  116  ff.). 

B.  Konkurrenzkampf  und  M  i  s  s  e  r  f  o  1  g  e. 

Sehr  bald  strebt  die  Treberp^csellschaft  nach  der  Bildung 
eines  internationalen  Trusts  für  die  Produkte  der  Holzdestillation, 
Am  12.  Oktober  1896  erschien  in  einem  amerikanischen  Fachbiatte: 
Oil  l'aint      \)ni^  Reporters  ein  Artikel,  in  dem  es  heisst: 

»Lm  vergangenen  Frühsommer  waren  einige  Herren  hier,  welche  in  einem  neuen 
deutachen  Vetfiahren  zur  Herstellung  von  Hollgeist  mteresiiert  waren,  aber  eine 
grQndHche  Untersuchung  durch  unsere  Fabrikanten  äbeneugte  sie  (die  letsteren)  von 
dessen  prakiisclier  Wcrtlusii^kcit,  soweit  un>er  Land  in  Betracht  konunL  Man  1>e> 
trachtete  i!as  Vi.-rr,iliren  als  c:ti  schwindciliafles  Projekt." 

Dieser  Artikel  gab  den  ersten  Anstoss  /u  einer  ungemein 
lebhaften  Polemik  über  den  Wert  der  Patente  Bergmann  und 
deren  Ausbeutung  durch  die  Trebergcsellschaft.  In  der  »Frank- 
furter Zeitung«,  dem  -»Berliner  Merkur*  und  der  »Zukunft«  wurde 
obiger  Artikel  besprochen. 

Lct/tcic  \\'<>c!ien>chrirt  bringt  in  No.  16  vom  16.  Januar  1897 
einen  t  Pluto  -  untcrzcichndcu  Ariikcl,  welcher  die  Aussichten  der 
Trebergcsellschaft  in  glänzenden  Farben  schildert,  während  die 
Holzverkohlungsfabriken  alten  Systems  als  gänzlich  veraltet  hin- 
gestellt werden. 

Gegen  die  letzteren  fuhrt  die  Trebergcsellschaft  einen  über- 
aus scharfen  Konkurrenz>Kampf,  welcher  deren  Unterdrückung 
zum  Ziele  hatte.  Mitte  1896  beginnt  sie  mit  grossen  Blankover- 
käufen von  Verkohlungs  Produkten,  wobei  sie  durch  Unterbietungen 
den  Marktpreis  herabdrückt,  später  aber  gezwungen  ist,  sich  mit 
enormem  Schaden  durch  Käufe  in  Amerika  zu  decken. 

Diese  Lteferungsabschlüsse  wurden  in  der  ersten  Zeit  von 
Direktor  Schmidt  in  der  Absicht  gemacht,  um  auch  schon,  bevor 
die  eigenen  Werke  leistungsfähig  waren,  den  Markt  in  allen  Pro- 
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dttkten  und  Zwischenprodukten  der  Holzdestillation  zu  beherrschen. 

Gleichzeitig  wird  eine  umfassende  Reklame  fiHr  das  Beig- 
mannsche  Verfahren  in  Szene  gesetzt.  Sämtliche  Geschäftsberichte 
weisen  glänzende  Resultate  auf  und  sprechen  von  stetiger  Ent- 
wicklung und  vielversprechender  Zukunft  des  Mutterhauses  sowohl, 
wie  der  Tochtergesellschaften. 

Die  Holzverkohler  alten  Systems  wurden  durch  das  Vorgehen 
der  Trebei^esellschaft  in  ihren  Interessen  schwer  geschädigt.  So 
war  von  dieser  der  Preis  für  Holzgeist  von  130  Mark  auf  90  Mark, 
für  Kohlenbriketts  von  17  auf  8  Mark  heruntergedrückt  worden, 
während  andererseits  die  Rohmaterial-Preise  in  die  Höhe  getrieben 
wurden. 

Der  Verein  fiir  chemische  Industrie  in  Mainz  sagt  in  seinem 
Geschäftsberichte  für  1898/99: 

>Fnr  (las  foftgcsetzte  Sinken  der  Preise  der  Produkte,  trotz  Steigerung  des  Roh- 
materials, ist  in  erster  Linie  die  Aktiengesellschaft  für  TreberlrOCknuag  verantwortlich 
zu  machen,  da  diese  la  jcltin  Preise  Waren  anbietet.« 

Infolgedessen  entspinnt  sich  zwischen  den  beiden  konkurrie- 
renden Parteien  ein  Kampf  anf  Tod  imd  I.'-hcn,  welciier  in  iief- 
tigster  Weise  vor  der  OeffentUchkcit  gefuhrt  wird. 

Von  Jahr  zu  Jahr  wurden  die  An^ritil".'  der  Holzverkohler 
alten  Systems  erbitterter,  sodass  selbst  die  Direktion  der  Leip- 
7A'^eT  Hank  Veranlassiini^  nahm,  Direktor  Schmidt  /.u  empfehlen, 
der  Preisschleuderei  mancher  Tochterwerke,  vor  allem  GÜicks- 
stadts,  ent;:;eGfen/:i.:rctcn,  da  diese  nur  geeii^net  sei,  die  Konkur- 
renz noch  mehr  zu  erbittern  und  die  Anj^ritie  gegen  die  Treber- 
gcscUschaft  zu  vcrn^ehren. 

Durch  auffallend  grosse  Inserate  in  den  gelesensten  Tages- 
blättcm  erklären  die  Gegner  das  Bcrgmannsche  Patent  sowohl 
technisch  als  auch  wirtschaftlich  för  wertlos  und  beschuldigen  die 
Casseler  Gesellschaft  des  unlauteren  Wettbewerbes,  sowie  der 
Vorspiegelung  falscher  Tatsachen,  wobei  sie  sich  erbieten,  den 
Wahrheitsbeweis  vor  Gericht  anzutreten. 

Hierzu  kam  noch,  dass  auch  die  Frankfurter  Zeitung  als 
scharfe  Gegnerin  der  letzteren  auftrat  und  zur  Vorsicht  gegen 
dieselbe  mahnte,  nachdem  sie  bereits  im  November  1896  die  Tre- 
beigesellschaft  sehr  ungünstig  beurteilt  hatte. 

Am  28.  und  39.  Juli  1898  und  später  am  30.  September  1899 
weist  genanntes  Blatt  nach,  dass  die  Schlesische  Aktiengesellschaft 
Weisswasser  völligen  Misserfolg  ergeben  habe,  infolge  sehr  un- 
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vollkommenen  Betriebes,  Notwendigkeit  von  Verbesserungen  und 
ausserordentlich  ungünstiger  Holzkontrakte.  »Aehnlich  ungünsti^^c 
Verhältnisse,  heisst  es  weiter,  ergaben  auch  die  anderen  Berg- 
mann-Fabriken, insbesondere  dadurch,  dass  die  Anlagen  ntclit 
entfernt  leisteten,  was  versprochen  war,  Nachlieferungen  in  Ma- 
schinen erforderlich  wurden  u.  s.  w.< 

Diese  for^esetzte  Polemik,  welche  auffälligerweise  in  der 
sächsischen  und  speziell  Leipziger  Tagespresse  totgeschwiegen 
wurde,  erschütterte  allmälilich  das  Vertrauen  zu  der  Trebergesell- 
Schaft  in  weiteren  Kreisen,  trotzdem  diese  in  gleichartigen  Insera- 
ten alle  Angriffe  als  Konkurrenz-Manöver  hinstellte. 

In  grossen  Summen  kamen  die  alten  Treberaktien  zum  Ver- 
kaufe. In  e  inem  Briefe  vom  Mai  i&gfi  schreibt  ein  Prokurist  an 
Direktor  Schmidt  u.  a. :  »Um  einen  weiteren  Kursstur?;  zu  ver- 
hindern ,  ninssten  heute  wieder  780  Treberaktien  an  der  Börse 
zurückijckauft  werden« . 

Ein  im  November  1899  und  wiederholt  im  Juli  1900  durch 
das  Bankliaus  der  Heydt  &  Co.  in  Berlin  i;eslellter  Antrag 

aut  Zulassung;  der  im  Jahre  1898  emittierten  6  ^hllionen  Mark 
Aktien  wurde  von  der  Zulassuni,'^>tclic  der  Berliner  B('>rsc  abj^'e- 
leluit,  da  dem  Komilc  das  Verhältnis  des  Stamm-Etal)il^scnu'nts 
zu  den  verschiedenen  Toc  htcrwi  ikcn ,  ebenso  wie  deren  Natur 
selbst  zu  wenig  durchsichÜL;  erschien. 

Ein  ebensolcher  im  Herbst  1899  in  Mijnchen  von  der  Bayeri- 
schen Bank  gestellter  Antrag  wird  von  der  Zulassungsstcllc  der 
dortigen  Börse  gleichfalls  abgelehnt. 

Die  AngrilTe  der  Holzverkohler  alten  Systems  verdichteten 
sich  zu  einer  Broschüre,  in  welcher  sie  ihre  Anschuldigungen  wie> 
derholen  und  beweisen.  Unterzeichnet  ist  dieselbe:  Oktober  1899 
Hugo  Blank,  Berlin,  Chemische  Fabrik  Hochspeyer,  G.  Ottmann 
&  Co.,  Hochspeyer,  Hartmann  &  Hauers,  Hannover*  Hüstener 
Gewerkschaft,  G.  m.  b.  H.,  Bruchhausen  b.  Hüsten,  Verein  für 
chemische  Industrie,  Frankfurt  a.  M.,  Lambiotte  Frires,  Brüssel, 
Chemische  Fabrik  Konstanz,  Gebrüder  Bantlin,  Konstanz. 

Die  Trebergesellschaft  sah  sich  jetzt  vor  die  Wahl  gestellt, 
entweder  gegen  die  sieben  Konkurrenzfirmen  Klage  zu  erheben, 
oder  aber  durcli  eine  offene  Darlegung  der  tatsiichllchen  Verhält- 
nisse die  Behauptungen  jener  zu  entkräften.  Auf  Anraten  Direk- 
tor Schmidts  entschloss  man  sich  zu  letzterem  und  berief  für  den 
3.  November  1899  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  ein. 
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Zuvor  wurden  satutliche  Tochtergesellschaften  veranlasst,  sich 
durch  ihre  Leiter  vertreten  zu  lassen.  Mit  der  Direktion  der 
Leipuger  Bank  wird  der  vorzulegende  Bericht  gemeinsam  ausge- 
arbeitet, sahlreiche  Aktienverteilungen  an  Strohmänner,  welche 
im  Sinne  der  Direktion  stimmen  sollten,  werden  vorgenommen  u.  s.w. 

In  seinem  Vortrage  berief  sich  Schmidt  besonders  auf  das 
gunstige  Gutachten,  welches  eine  auf  sein  Ansuchen  von  der  Han- 
delskammer in  Cassel  bezeichnete  Kommission  über  die  Fabrik- 
anlagen in  Nantes  abgegeben  hatte. 

In  Wirklichkeit  war  diese  Kommission  düpiert  worden,  indem 
sie  in  Nantes  nur  das  zu  sehen  bekam,  was  sie  sehen  sollte. 

Sämtliche  Leiter  schilderten  die  Lage  ihrer  Werke  als  äus- 
serst gunstig. 

Diese  geschickt  inszenierte  sogen.  Paradeversammlung  endete 
mit  einem  einstimmigen  Vertrauensvotum  für  die  Verwaltung. 
Einstimmig  wurde  auch  deren  eigener  Antrag  auf  Einsetzung  einer 
Prüfungskommission  abgelehnt. 

Der  Bericht  des  Vorstandes  wurde  in  einer  Broschüre  nieder- 
gelegt. Trotz  der  gewandten  Fassung  desselben  ist  doch  daraus 
zu  entnehmen,  dass  die  Anschuldigungen  nicht  unbegründet  waren. 
Fehler  und  Irrtümer  infolge  Unerfahrenheit  auf  dem  Gebiete  der 
Holzverkohlung,  Bewilligung  zu  hoher  Preise  für  Robrnatc  i  ial,  un- 
gunstige Hol/lieferungsverträge  werden  eingestanden.  Auch  die 
Ueberschät/.ung  des  Bergmannschen  Patentes  wird  zugegeben. 
Um  die  Rentabilität  der  Tochterwerke  zu  heben,  war  man  ge- 
zwungen gewesen,  dieses  Verfahren  teilweise  durch  neue  paten- 
tierte Apparate  zu  ersetzen. 

Professor  Dr.  Las.iar-Cohn  von  der  Universität  Königsberg 

hatte  in  einem  Gutachten  vom  i6.  Juli  1899  u.  a.  gesagt: 

»Da  DUO  ohne  eine  genügende  Verwertung  der  Holzkohle  eine  lohnende  Holz- 
verkobhug  nieht  deiikb«T  iit,  iteht  und  fiült  der  Wert  der  Bergmaim'sclien  Patente 
mit  der  lofancoden  Vcrwertnng  dtCM«  Riickitandes  in  den  Retorten.« 

Der  Vorstand  der  Trebergesellscliaft  schreibt  selbst  in  seinem 
Berichte,  dass  erfahrungsgemäss  die  Kosten  des  Holzes  durch  den 
Erlös  für  die  Holzkohle  gedeckt  werden  müssen,  um  die  Renta- 
bilität eines  Werkes  zu  gewährleisten.  Gleichwohl  wird  zugegeben, 
dass  die  Erwartungen  bezüglich  der  Verwertung  der  Bergmann« 
sehen  Holzkohle,  infolge  beschränkter  Absatzfähigkeit  sich  nicht 
haben  realisieren  lassen.  Die  Vorräte  häuften  sich  vielmehr  rie> 
senhaffc  an. 

ZdladuUk  ftt  dl«  S««.  StMttwhseafcb.  Bfgfliiranctbcft  9.  6 


Digitized  by  Google 


—    82  — 


Aucli  die  X'crarlicitiing  voti  W'cichliolzabfällen ,  für  welche 
eine  j^anze  Reihe  Vcrkohlungen  nach  dem  Patente  Bergmann 
eingerichtet  worden  war,  ergab  nicht  die  gewünschten  Resultate. 

Opfer  über  Opfer  mussten  für  die  industriell-technische  Durch- 
arbeitung des  Bergmannschen  Ver&hrens  gebracht  werden.  Li* 
cenz-Nachlässe  und  materielle  Beistandleistungen  an  die  Tochter- 
gesellschaften machten  sich  nötig.  So  werden  letzteren  für  zu 
liefernde  Holzkohle  8  Mark  vei|;ütet  und  ihnen  hierauf  dieselbe 
Kohle  zu  Heizzwecken  für  nur  eine  Mark  zurückgegeben. 

Den  Tochtergesellschafken,  welche  in  der  Regel  für  Ueber- 
lassung  von  Patenten  sofort  bis  zur  Hälfte  ihres  Aktienkapitals 
belastet  wurden,  mangelte  jedes  Betriebskapital,  sodass  sie  ge- 
zwungen waren,  bei  ihrem  Mutterhause  Kredit  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Ihre  finanzielle  Leitung  lag  ausschliesslich  in  den  Hän- 
den Schmidts,  welcher  massgebender  Generaldirektor  sämtlicher 
Gesellschaften  war,  während  diesen  nur  technische  Leiter  vor- 
standen. Schmidt  seinerseits  beschaffte  die  erforderlichen  Mittel 
in  der  Hauptsache  durch  die  Leipziger  Bank. 

Die  zur  Errichtung  der  verschiedenen  Fabriken  vorgeschos- 
senen Baugclder  belastete  letztere  separaten  Vorschusskonten. 

Die  Konkursverwaltiing  genannter  Bank  berichtete,  dass  in 

den  Büchern  derselben  die  soL^enamiten  Trebcrkontea  in  den 

Jahren  1895  und  1896  folgende  Salden  aufwiesen: 

31.  Detember  1895      M.         40S.  tu  Lasten  der  Bank, 
31.        »       1896       *  s  455  959.  d««!. 

Von  da  an  ändert  sich  das  Verhältnis  und  es  erscheinen 
unter  dem  Konto-Namen  »Trebergeselischaftc  nur  noch  Salden 


zu  gunsten  der  Bank,  nämlich : 

3  t.  Dexenber  1897 

2  q';4  081.—. 

30.  Juni  iSqS 

> 

I  96; <  4  13.  —  - 

31.  Dezember  1&98 

» 

8516  149.40. 

30.  Juni  1899 

13611  830,50. 

31.  De/ember  i^n<) 

22  400  435  84 

31.  März  1900 

4  25»  433 —• 

30.  Joni  1900 

» 

16  343  009,50. 

30.  September  iQOo 

> 

22  S02  740, — . 

31.  Dezember  1900 

» 

8  100  851,75. 

31.  Märt  1901 

1 1  768  434>65* 

3$.  Juni  1901 

• 

16457  571.39- 

An  diesen  Ziffern  ßUtt  zunächst  auf,  sagt  der  Konkursver- 
walter, das  allmähliche  Anschwellen  des  Saldos  zu  gunsten  der 
Leipziger  Bank  und  der  Rückgang  von  Mk.  22400435,84  am 
31.  Dezember  1899  bis  auf  Mk.  4258433  am  31.  März  1900,  so- 
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wie  das  nochmalige  Anschwellen  auf  Mk.  22  802  740  am  30.  Sep* 
tember  1900  und  der  Rückgang  auf  M.  8 109  851,75  am  31.  De- 
zember 1900.  Wenn  man  nun  nach  der  Ursache  forscht,  wie  es 
der  Casseler  Gesellschaft  in  den  Jahren  1899  und  1900  zweimal 
möglich  gewesen  ist,  den  Saldo  zu  ihren  Lasten  um  18  Millionen 
und  14  Millionen  zu  verringern,  so  findet  man,  dass  es  sich  dabei 
um  eine  Schiebung  handelt.  Die  Casseler  Gesellschaft  hat  die 
32  Millionen,  um  die  sich  der  Saldo  verringert  hat,  nicht  etwa 
durch  Zahlung  abgestossen,  sondern  es  sind  einfach  bei  der  Leip* 
ziger  Bank  neue  Konten  eingerichtet  worden,  von  denen  nament- 
lich das  SoUdar-Vorschuss-Konto  Sumpf  und  Genossen  mit  einem 
Saldo  von  10290000  Mark  und  die  Separat- Vorschuss-Konten 
Adolf  Schmidt,  Arnold  Sumpf,  Hermann  Sumpf,  F.  K.  Otto, 
Th.  Schulze-Dellwig  mit  je  4  200  227  Mk.  und  Richard  Schlegel 
mit  I  410  000  Mk.  interessieren.  Auf  diese  Weise  sind  rund  33 
Millionen  Mark  abi^estosscn  worden. 

Das  gesamte  Engagement  der  Leipziger  Bank  bei  der  Tre- 
bergesellschaft,  ihren  Direktoren  und  Aufsichtsräten,  sowie  ihren 
Tocbterunteruehmungen  betrug  in  abgerundeten  Summen : 

am  31.  Dezember  1898  M.  22  370000. 

>   31.        »        1899  »  40^74000. 

*    31-  •         1900  k  7468700a 

»  a6.  Juni        1901         >  8730400a 

Die  einzelnen  Summen  erfuhren  später  noch  verschiedene 
Berichtigungen  (s.  Obligo.*Tabelle). 

Bis  zu  einem  gewissen  Grade  war  für  diese  Forderungen 
Deckung  gegeben  worden,  allein  bei  näherem  Zusehen  erwiesen 
sich  diese  ^Deckungenc  als  höchst  zweifelhafter  Natur,  da  es 
sich  dabei  in  der  Hauptsache  nur  um  Aktien  von  Tochterunter- 
nehmungen und  um  Forderungen  an  solche  handelte,  die  in  der 
Regel  erst  von  der  Trebergesellschaft  an  ihre  Aufsichtsrate  und 
von  diesen  an  die  Leipziger  Bank  abgetreten  worden  waren. 

Durch  die  fortgesetzten  Anfeindungen,  durch  das  Bekannt- 
werden  der  später  zur  Sprache  kommenden  Geldgeschäfte  mit 
der  Finanz-  und  Handelszeitung  und  den  Spielhagen-Banken  in 
Berlin  wurde  das  Vertrauen  zu  der  Trebergesellschaft  mehr  und 
mehr  erschüttert,  trotzdem  deren  Direktion  öffentlich  erklärte, 
dass  ihre  Gesellschaft  mit  den  letzteren  nichts  zu  tun  habe.  Die 
böse  innere  Situation,  die  sie  nach  Möglichkeit  versteckte  und 
der  Wunsch,  die  Angriffe,  die  nicht  aufhören  wollten,  zvm  Schwei« 

6* 
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gen  zu  bringen,  zwangen  die  Trebergesellschaft  schliesslich  zu 
einer  grossen  Massregel 

Mit  der  Begründung,  die  nachbenannten  Gesellschaften  dau- 
ernd an  sich  zu  fesseln,  aus  dem  bislang  sehr  losen  Gefuge  der 
einzelnen  Rohverkohlungen  und  der  Raffinerien  für  die  Produkte 
aus  der  Holzverkohlung  einen  kommerziell,  administrativ  und 
technisch  einheitlich  geleiteten  und  einheitlich  gegliederten  Or- 
ganismus zu  schafTen,  berief  die  Verwaltung  für  den  a8.  Februar 
190t  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  ein,  um  folgende 
Vorschläge  zu  unterbreiten: 

gegeo  Hingabe  Ton 
neuen  Treberaktieo 

A.  Die  Erwerbm^  da  gemnten  Vermögen«  ntchMehender 

Firmen : 

I.  Erste  Galiziiche  Aktienije-ell-chatt  für  llol/ilestillation,  Lemberg  M.  I  25S  OOO. 

a,  Holtdestillations-A.G.  Kassza,  Iiiava   »  714OOO. 

3.  Gerb-  und  FarbstofTwerke  A.G.  H.  Renner      Co.,  Hamburg  »  I  400  0<NX 

4.  Norddeutsche  Verein.  Chetn. Fabriken  A.C.  Gliickstadt-Hamburg  »  880000. 

5.  Holzdestillation  C,  H.  Rüggeberg,  Neheim   »  265  000. 

6.  Scblesische  A.G.  für  chemische  Industrie,  Weisswasser     .    .  »  640  OOO. 

B.  Die  Erwerbung  der  die  Majorität  sichelnden  Aktien  fol- 
gender  Unternehmungen: 

t.  M.    850  000.   Aktien  der  Bantlinschen  chemischen  Fabriken, 

A.<j.  f'erc^Lt-ny   »  85OOOO. 

3«    *    I  545  ^00.    Aktien  der  Bosnischen  Holzverwertungä-A.G. 

Serajevo   »  772000. 

3.  »  l  680450.  Aktien  der  Tnion,  A.G.  far  chemische  Indu- 
strie, i'iume      .   >       S4O  000. 

4>  *  1473000.   Aktien  der  Vereinigten  Chemischen  Fabriken. 

A.G.  Schweinfun   »  736000. 

»Nach  der  Fusion«,  heisst  es  in  einem  Vorberichte  vom 
6.  Februar  1901  an  die  Aktionäre,  »werden  die  vereinigten  Werke 
eine  einheitliche  Disposition  gestatten.  Glückstadt  im  Norden, 
Schweinfurt  und  Prag — Zbirow  im  Zentrum  und  Fiume  im  Süden, 
werden  nach  einem  die  lAarktbedürfnisse  und  die  Frachtverhält- 
nisse gleichmässig  berücksichtigenden  Plane  die  Rohproduktion 
oder  die  Zwischenproduktion  zugewiesen  erhalten«. 

In  der  Generalversammlung  vom  28.  Februar  1901  wurde  die 
Fusion,  wenn  auch  unter  teilweise  heftigem  Widerspruche  ge- 
nehmigt und  zu  deren  Durchführung  eine  Erhöhung  des  Aktien- 
kapitals um  8400000  Mk.  beschlossen. 

Die  angeführten  Werte  und  Werke  mit  einem  angeblichen 
Gesamtwerte  von  18827  250  Mk.  wurden  durch  neue  Casseler 
Trcbcr-Aktien  im  Nennwerte  von  8  355  000  Mk.  erworben  und 
mithin  in  den  Büchern  Abschreibungen  im  Gesamtbetrage  von 


Digitized  by  Google 


-   85  - 


10472  250  Mk,  ermöglicht. 

Es  war  geplant,  nach  durchgeführter  Pension  auf  sämtliche 
vereinigte  Werke  eine  grosse  Hypothek  aufzunehmen,  einen  Teil 
der  Schuld  an  die  Leip/it^cr  Bank  abzustossen,  die  Tochterge- 
sellschaften von  ihren  Lasten  /u  befreien  und  so  das  Ganze  zu 
reorganisieren.  Direktor  Schmidt  hoffte,  alsdann  den  ganzen  eu- 
ropäischen Markt  in  seine  Hand  zu  bekommen  und  die  Konkur* 
renz  zwingen  zu  können,  sich  mit  ihm  zu  einigen.  Die  Firmen 
Bantltn,  Renner  und  Rüggeberg  hatte  er  bereits  zu  gewinnen 
gewusst. 

Insbesondere  sollte  das  angegliederte  renomierte  Bantlinsche 
Werk,  dessen  froherer  Besitzer  bis  dahin  ausgesprochener  Geg- 
ner der  Trebergesellschaft  gewesen  war,  die  Brücke  bilden  zu 
der  lange  beabsichtigte»  Vereinigung  aller  Holzverkohler.  Schmidt 
hatte  im  Austausch  g^en  Aktien  verschiedener  Tochtei^esell- 
schaften  hohe  Beträge  Berliner  Spielhagen-Bank-Aktien  erhalten, 
diese  dann  lombardiert  und  von  dem  so  erlangten  Gelde  einen 
Teil  dazu  verwendet,  den  Ring  seiner  Konkurrenten  zu  schwächen 
und  die  geplante  Fusion  vorzubereiten,  indem  er,  ohne  Wissen 
der  Leipziger  Bank,  8000  Aktien  der  chemischen  Fabrik  Bantlin 
kaufte  und  zwar  2000  auf  Besitz  und  6000  auf  Option. 

Hierauf  leistete  er  eine  Anzahlung  von  lOCOOOO  Mk.  bar 
und  600000  Mk.  in  Wechseln. 

I^en  unter  sehr  ungünstigen  Bedingungen  geschlossenen 
Vertrag  konnte  der  Konkursverwalter  der  Leipziger  Bank  später 
nur  mit  sehr  schweren  Opfern  rückgängig  machen. 

Infoti^e  Zusammenbruches  der  Spielhagen  •  Banken  wurde 
Schmidt  gezwungen,  deren  lombardierte  Aktien  einzulösen,  was 
er  durch  Tratten  auf  die  Leipziger  liank  tat. 

Das  weitere  Ziel  nach  der  Fusion  war  die  Einigung  mit  den 
amerikanischen  Produzenten  und  die  Bildung  eines  Welttrusts. 

Die  Fusionsaktien  beabsichtigte  Schmidt  in  England  einzu- 
führen, zu  welchem  Zwecke  er  in  London  bereits  eine  Verbin- 
dung angeknüpft  hatte. 

Infolge  der  Katastrophe  ,  welche  über  die  Leipziger  Bank 
hereinbrach,  gelangte  die  Fusion  nicht  zur  Vollendung. 

a.  Die  Lieipziger  Bank  und  deren  Zuaammenbnich. 

Die  Leipziger  Bank  war  im  Jahr  1839  gegründet  worden. 
Ihr  Aktienkapital  belief  sich  ursprünglich  auf 
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4  500  ooo  Mark  und  wurde 
1855  um  4  500  000  > 

1873    *  9000000     •  b^eben  tu  110% 

1890   »  6000000     »  »       >  125  > 

1S116    »   8  oou  000      >  »        »  140  » 

1S9S    »  16000000      »  »       *  155  » 
zusammen  au(    48  000  000  Mark  erhuht. 

Die  Dividende  betrug  für  1890— 1900:  6^2,  6^/2,  6,  6,  6,  7'/ä, 
9,  10,  10,  10,  9  Proz. 

Der  Kurs  stellte  sich  in  Leipzig'  Ende  1890—1900  auf:  128, 
125,  128.40,  129,  139,  144.60,  i8t,  193.50,  187,  176,  162.40  und 
zuletzt  am  22.  Juni  1901 :  141  Proz.  In  Berlin  wurden  die  Aktien 
am  24.  Juni  1901  noch  zu  140  Proz.  gehandelt. 

Bei  der  Leipziger  Bank  hatte,  ebenso  wie  bei  der  Dresdener 
Kreditanstalt,  ein  Kursinterventtons-Konto  bestanden.  Aufeichts- 
räte  und  Direktion  hatten  seit  Jahren  ein  Konsortium  fiir  Leip- 
ziger Bankaktien  gebildet,  um  das  an  die  Börse  kommende  Ma> 
terial  bei  sinkenden  Kursen  aufzukaufen.  Beim  Zusammenbruche 
war  ein  Bestand  von  2^/s  Millionen  Mark  vorhanden,  wofür  jeder 
der  neun  Beteiligten  vom  Konkursverwalter  mit  380000  Mk.  in 
Anspruch  genommen  wurde.  Von  diesem  Bestände  waren  von 
der  Leipziger  Bank  1750000  Mk.  nominal  bei  der  sächsischen 
Lotterie- Darlehns-Kasse  verpfändet. 

Den  Aufsichtsrat  der  Leipziger  Bank  bildeten  zuletzt: 

I,  Generalkonsul  E  n  e  n  S  a  c  h  s  e  n  r  ö  d  e  r  ,  Kaufmann, 
Vorsitzender  (soweit  zu  trinittelu  Aufsichtsrat  bei  8  Ak- 
tiengesellschaften) ,  2.  Stadtrat  ,  Konsul  Heinrich  D  o  d  e  1 , 
Kaufmann,  stellvcrtr.  Vorsitzender  (A.R.  bei  9  A.G.)  3.  l>r.  jur. 
O  1 1  o  F  i  e  b  i  g  e  r  ,  Bankdircktor  a.  D.  (A.R.  bei  2  A.C.).  4.  Fried- 
rich Ale.x  Mayer,  K  unnierrat,  Bankier.  5.  Felix  Sc  h  äffer, 
Kaufmann  (A.R.  bei  6  A.G.).  6.  Geor<j  Ludwig  Schröder,  Kauf- 
mann, (A.R.  bei  7  A.G.j  7.  Alfred  V  ö  r  s  t  e  r  ,  Verlagsbuch- 
händler. 8.  Friedrich  Ludwig  \V  i  1  k  e  n  s  ,  Wollkämmerei-Direk- 
tor. 9.  Generalkonsul  Wilhelm  Wölk  er,  Kaufmann  (A.R.  bei 
$  A.G.)  Direktoren  waren:  A.  H.  Exner,  Aufsichtsrat  bei 
20  und  Dr.  jur.  Gentzsch,  Aufsichtsrat  bei  9  Aktiengesell- 
schaften. 

Direktor  Exner,  früher  Prokurist  der  Deutschen  Bank  in 
Berlin,  war  1887  im  Alter  von  29  Jahren  in  die  Leitung  der  Leip- 
ziger Bank  berufen  worden,  mit  der  Aufgabe,  aus  dieser  »einge* 
schlafenen  Notenbank«  ein  Institut  der  Hochfinanz  zu  machen. 
Vermittelst  seiner  Berliner  Verbindungen  erreichte  er  es  auch, 
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dass  die  Leipziger  Bank  zu  Finanzoperationen  aller  Art  hinzu* 
gezogen  wurde;  ebenso  gelang  es  ihm,  den  Kundenkreis  der 
Bank  bedeutend  zu  erweitern.  Dabei  liess  er  sich  sehr  angelegen 
sein,  für  die  Bank  eine  lebhafte  Reklame  unter  dem  Redaktions- 
strich verschiedener  Tageszeitungen  in  Scene  zu  setzen.  In  geist- 
voller Weise  weiss  er  seine  Geschäftsberichte  abzufassen.  Durch 
alle  zieht  sich  aber  wie  ein  roter  Faden  die  Betonung,  dass  man 
den  Aufschwung  des  Instituts  in  erster  Linie  der  Pflege  des  Geschäfts 
mit  der  sächsischen  Industrie  und  dem  sächsischen  Handel  zu  ver- 
danken habe.   Die  Beziehungen  zu  Cassel  werden  kaum  gestreift. 

Direktor  Dr.  Gentzsch  war  1896  in  die  Direktion  der  Leip- 
ziger Bank  gewählt  worden,  um  gegen  den  »Durchgänger«  Exner 
ein  Gegengewicht  zu  bilden.  Indessen  war  er,  obwohl  ein  ge- 
wissenhafter Jurist,  in  kaufmännischer  Beziehung  für  sein  Amt 
durchaus  ungeeignet.  Energielos  liess  er  die  Dinge  ihren  Lauf 
nehmen,  obgleich  ihm  die  Casseier  Verbindung  bereits  seit  1897 
grosse  Sorge  bereitete. 

Es  rächte  .sich  hier  die  in  Deutschland  eingerissene  Unsitte, 
in  den  Vorstand  von  Banken,  Industrieunternehmungen  etc.  Ju- 
risten zu  wählen,  anstatt  gewiec^tc  Kaufleute. 

Auch  für  die  Leipziger  Bank  war  die  Institution  des  Auf- 
sichtsrats eine  verhängnisvolle  Dekoration  geworden. 

iDer  Name  Sachsenröder  allein  verbiirgte  eine  gediegene 
Geschäftsleitung  sagt  im  Leipziger  Bankprozcss  ein  Verteidiger 
der  Aufsichtsräte  in  seinem  Plaidoyer,  ohne  zu  bedenken,  welch 
schwerer  Vorwurf  für  den  gesamten  Aufsichtsrat  in  diesen  Worten 
enthalten  war. 

Dem  Umstände,  dass  die  angesehensten  Namen  der  Leipziger 
Kaufmannschaft :  Sachsenröder,  Dodel,  Fiebiger,  Mayer,  Schäffer, 
Schröder,  Vörster,  Wilkens,  Wölker  in  der  Verwaltung  vertreten 
waren,  war  es  grossenteils  zuzuschreiben,  dass  in  Leipziger  Ge- 
schäftskreisen das  Vertrauen  zu  der  Leipziger  Bank  bis  zu  dem 
Tage  ihres  Zusammenbruches  ein  felsenfestes  war.  Freilich  musste 
die  schon  angedeutete  Haltung  der  Leipziger  Presse  hinzukommen, 
welche  auch  dann  noch  von  dem  durch  das  Bankgenie  Exner's 
hervorgebrachten  Aufschwung  des  Instituts  zu  erzählen  wusste, 
als  bereits  in  Berlin  und  Frankfurt  sein  Kredit  ins  Wanken  ge- 
kommen war. 

Der  plötzliche  Uebergang  von  der  Dezentralisation  der  Toch- 
terwerke  zur  Zentralisation,  welchen  die  Trebergesellschaft  durch 
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die  Fusion  bewirken  wollte,  hatte  das  Misstrauen  gegen  Cassel 
verschärft,  und  das  hatte  dem  bereits  vorhandenen  Argwohn  gegen 
die  Leipziger  Bank  neue  Nahrung  gegeben.  Hierzu  kam  noch, 
dass  der  Rückgang  der  deutschen  Industrie  die  gesamte  kauf- 
männische Welt  zur  Vorsicht  mahnte. 

Im  FrQbjahr  1901  beginnt  bei  der  Leipziger  Bank  sich  Geld- 
not fühlbar  zu  machen,  zeitweilig  werden  auch  Treberwechsel  zu- 
rückgewiesen. Als  Anfang  Juni  1901  die  Krisis  über  die  Kre- 
ditanstalt für  Industrie  und  Handel  in  Dresden  hereinbricht,  stellt 
man  Wm  M eiche  an  und  findet,  dass  die  Verhältnisse  in  Leipzig 
ähnlich  iici^en. 

Die  Hauptdiskonteure  der  Leipziger  Bank  erklären  dieser, 
ihre  Wechsel  nur  noch  in  beschränktem  Umfanye,  Treberwechsel 
jedoch  ^ar  nicht  mehr  hereinnehmen  zu  können.  Auch  in  Berlin 
werden  die  letzteren  /.iirück<^ewicscn.  Dies  bedeutete  für  die 
Leipziger  Bank  das  plötzliche  Versiechen  einer  Geldquelle  von 
30 — 40  Millionen  Mark. 

Insofern  war  allerdings  die  Dresdener  Knsis  die  Ursache  der- 
jenigen in  Leipzig.  Indessen  war  die  Lage  dir  Bank  bereits  seit 
l89<>  eine  derartige,  dass  jede  politische  und  wirtschaftliche  Ka- 
ta^itiophe,  jede  Erscluiiu  i ung  des  Geldmarktes  den  Zvisaniincn- 
bruch  notwendig  zur  Folge  haben  musste.  Die  ungelieuren  Be- 
träge, mit  welchen  das  Institut  sich  in  Cassel  festgefahren  hatte, 
hatten  schliesslich  die  ihm  zu  Gebote  stehenden  Hilfsquellen  er- 
schöpft 

Die  Verwaltung  sah  sich  jetzt  vor  die  Notwendigkeit  gestellt, 
bei  den  Berliner  Grossbanken  um  Hilfe  nachzusuchen.  Direktor 
Exner  hatte  sich  mit  der  Hoffnung  getragen,  dass  er  schlimmsten 
Falles  in  Berlin  unter  allen  Umständen  Hilfe  finden  werde.  Er 
war  der  Ansicht  gewesen,  dass  den  Berliner  Banken  gar  nichts 
anderes  übrig  bleiben  würde,  als  sich  an  einer  Hilfsaktion  zu  be- 
teiltgen,  da  sonst  eine  allgemeine  Panik  ausbrechen  werde,  und 
dann  auch  die  andern  Banken  einen  Ansturm  zu  erleiden  hätten, 
der  die  Existenz  mancher  unter  ihnen  in  Frage  stellen  könnte. 

Exner  hatte  sich  jedoch  schwer  getäuscht.  Ein  am  24.  Juni 
1901  unternommener  Versuch,  in  Berlin  unter  Führung  der  Deut- 
schen Bank  eine  Hilfsaktion  der  dortigen  Grossfinanziers  herbei- 
zuführen,  scheiterte  angesichts  der  enormen  Höhe  des  luigagements. 

Das  war  das  Ende.  Am  25.  Juni  1901  veröffentliciite  die 
Leipziger  Bank  folgende  Mitteilung : 
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»Nachdem  sieh  dnrch  den  jfingst  erfolgten  Znstmmenhntch  der  Kreditanstalt  für 
lodttttrit:  und  Handel  in  Dresden  die  Verhältnisse  des  Dbkontmarktcs  schwierig  ge* 
staltet,  und  die  Grossdiskonteure  die  Herr- lui  ilniie  unserer  Wechsel  im  seitherigen 
Umfange  verweigert  haben,  wir  aber  zur  Autrechterhaltung  unseres  ausgedehnten  Ge- 
sch&ittbetriebes  auf  die  Wciterdiskontierung  unserer  Wechsel  angewiesen  sind«  so 
•eh«D  wir  ans  ta  unserem  grössten  Leidwesen  in  die  Notwendigkeit  versetst,  im  In« 
tcrcsse  unserer  Gläubiger  teitweilig  unsere  Zahlungen  einzustellen.  Wir  richten  das 
dringende  Ersuclien  an  alle  BeteÜii^ten,  in  ihrem  eichenen  Interesse  und  rur  Vermei- 
dung von  V'crhi^ten,  uns  durch  ein  ruhiges  Zuwarten  in  ticr  glatten  Erledigung  \:n- 
serer  Engagements  zu  unterstützen;  wir  geben  die  Erklärung,  dass  wir  bei  sachge- 
Bisscr  Abwickelmg  unserer  Geschäfte  nicht  nur  jeden  Verlust  (Ür  unsere  Gläubiger 
als  ansgeschlosseD  ansehen,  sondern  auch  ein  gOnstigc*  E^bnls  fBr  unsere  Aktionäre 
glauben  erwarten  zu  dutfen.  Wenn  nuch  temporär  unsere  Kassenauszahiimgs-Schalter 
geschlossen  gehalten  werden  müssen,  so  bleiben  andererseits  die  KlTtkicn-Si lialter 
geöffnet,  und  eä  können  daselbst  während  der  Geschäftsätunden  Aui  bcwaiirungs- 
Depots  abgehoben  und  Vorsdiuss^Depots  Zug  tun  Zug  gegen  Zahlung  der  darauf 
lastenden  Beträge  nebst  Sasen  und  Spesen  dngelSst  vrerden.« 

In  einem  zweiten  Anschlage  fehlte  der  Satz  von  »wir  geben 
die  Erklärung«  bis  »glauben  erwarten  zu  dürfen.«  Statt  dessen 
hiess  es:  »Wir  behalten  uns  weitere  Mitteilungen  vor.« 

Einer  fUr  den  26.  Juni  1901  zusammenberufenen  Versamm« 
lung  der  Hauptgläubiger  wurde  folgender  nach  den  BQchern  der 
Bank  sofort  aufgestellter  Status  vorgelegt: 


Aktiven. 

Wechsel  (wovon  lo  Mil- 
lionen hei  der  Sachs. 
Lotterie  -  Darlehens- 
Kasse  verpfändet)  ca.  M.    26  500  000. 

Effekten   ....    »    •  5500000. 

Kassa  »  aoOOOOO. 

Debitoren.   .   .    .    »    »  111500000. 

PTinder    ....    >    >  4500000. 

Konsortialbestände  .    •    »      7  000  000. 

fieieTWcrtdcsBank- 
gebäudes  ,  ,   .    ■    »      2  500  000. 


Passiven. 


Acceptc  .... 
Depositen  u.  Check- 
Konto  .... 
Sonstige  Kreditoren 


ca.  M.  89000000. 


» 


24  000  000. 
3900000a 


M.  159500000. 


M.  92  000  000. 


In  dieser  Aufstellung  waren  die  Engagements  bei  derXreber- 
gesellschaft  einbegriffen.  Als  mitgeteilt  wurde,  dass  dieselben 
sich  auf  87  Millionen  Mark  beliefen,  denen  in  der  Hauptsache  un- 
realisierbare Werte  als  Deckung  gegenüberstanden,  sah  die  Mehr- 
heit der  Versammelten  davon  ab,  ein  Moratorium  zu  befürworten, 
sodass  am  selben  Tage  der  Konkurs  angemeldet  werden  musste. 

In  dieser  Versammlung  waren  u.  a.  vertreten  die  Reichsbank, 
die  Sächsische  Bank,  die  kgl.  sächsische  Lotterie-Darlehnskasse,* 
die  Leipziger  H3^othekenbank,  die  Allgemeine  Deutsche  Kredit- 
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Anstalt  in  Leipzig,  die  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechsel- 
bank, die  Nationalbank  für  Deutschland,  die  Firma  S.  Bleichrdder, 
Berlin. 

Die  Wirkung  des  Konkurses  war  eine  erschütternde.  Sämt- 
liche Börsen  Europas  wurden  auf  das  schwerste  getroffen,  selbst 
die  New-Yorker  konnte  sich  dem  deprimierenden  Einflüsse  nicht 
entziehen.  Der  früher  grenzenlose  Optimismus,  die  allgemeine  Ver- 
trauensseligkeit, welche  bereits  durch  die  Spielhagen-Affaire,  durch 
die  Katastrophe  der  Dresdener  Kreditanstalt  (Ür  Industrie  und 
Handel  u.  a.  grosse  Einbusse  erlitten  hatten,  schlugen  in  das 
direkte  Gegenteil  um.  Zahlreiche  Firmen  sahen  sich  veranlasst, 
öflfcntlich  zu  erklären,  dass  sie  mit  der  Leipziger  Bank  in  keiner 
Geschäftsverbindung  standen,  oder  doch  nur  unbedeutende  Ver- 
luste zu  erleiden  hatten. 

Die  unheilvollen  Folgen  machten  sich  nicht  nur  bei  den  di- 
rekt Betroffenen  fühlbar,  sondern  auch  dem  gesamten  Handel  und 
der  Industrie  wurdtMi  schwere  Schläge  versetzt:  Eine  i^'anze  Reihe 
grösserer  Firmen  un  l  1  ,iablissciiicnts,  welche  mit  der  Leipziger 
Bank  in  rn-schäftsverbindung  gestanden  hatten,  geriet  in  Finanz- 
verlegenheitcn,  wodurch  der  Bank  8 — lO  Millionen  Mark  weitere 
Verluste  erwuchsen. 

Eine  Krisis  von  unberechenbaren  Folgen  drohte  auszubrechen, 
zumal  alle  Banken  gezwungen  waren,  grosse  Geldvorräte  zu  hal- 
ten, um  den  plötzlich  an  sie  herantretenden  Anforderungen  des 
überaus  misstrauiscii  gewordenen  Publikums  genügen  zu  können. 

Bei  der  Allgemeinen  Deutschen  Kredit-Anstalt  in  Leipzig 
wurden  innerhalb  zweier  Tage  acht  Millionen  Mark  Guthaben  zu- 
rückgefordert. Auf  die  Kredit-  und  Spar-Bank  daselbst  wurde 
ein  Run  eröffnet,  welcher  deren  Existenz  emstlich  in  Frage  stellte. 
Binnen  sechs  Monaten  musste  dieselbe  die  Mittel  für  8  Millionen 
Mark  Depositen  und  4  Millionen  Mark  Accepte  beschaffen. 

In  erster  Linie  war  es  dem  tatkräftigen  Eingreifen  der  Reichs- 
bank zu  danken,  dass  verhältnismässig  schnell  Beruhigung  ein- 
trat. Die  Handelskammer  zu  Cassel  schreibt  in  ihrem  Berichte 
über  das  Jahr  190t : 

»Ohne  einen  Rückhalt  an  der  Reichsbank  hStten  alle  Bemühungen  (der  Gross- 
bankenl  der  Krisis  nicht  Einhalt  t^eViieten  können.  Die  Reiclisbank  hat  in  dieser 
Zcit  gezeigt,  dass  sie  im  w'al)r»ten  Sinne  das  Rückgrat  un»crcä  Kreditwesens  bildet, 
und  dus  unser  Wiitschofttkörper  auch  bei  den  ichwersten  Krisen  an  ihr  einen  un* 
bedingt  festen  Halt  findet  Das  Verhalten  der  Reichsbank  kann  nicht  genug  als 
mustergiliig  benrorgeboben  werden:  weit  entfernt,  ihre  Diskontierungen  einzuschränken. 
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hat  de  UucB  Kndit  dnem  jeden,  der  ihn  bedurfte,  sur  Verfügung  gestellt  und  TM 
setbtt»  troti  der  enocmen  InMH|iniduwlime  ihrer  Mhtel  am  i.  Juli  an  dem  h«teiien> 

den  Diskontsatz  von  3'/2^'^)  festgehalten,  um  nicht  durch  Heraufsetzen  des  Satzes 
die  Knsis  gewisscniuusen  zu  dokiimentieren  und  dadurch  die  Verwirrung  xu  ver^ 
mehren.' 

Der  Zusammenbruch  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Han- 
del in  Dresden  bildete  nur  den  äusseren  Anstoss  zu  der  Kata- 
strophe. Die  innere  Ursache  lag  einzig  und  allein  in  der  Ver* 
bindung  der  Leipziger  Bank  mit  der  Aktiengesellschaft  für  Treber- 
trocknung  in  Cassel. 

Letztere  gab  am  26.  Juni  190 1  bekannt: 
•Der  Anfinchtsrat  und  £e  Direktion  der  Aktiengesellschaft  (Ur  Trebertiocknung 

haben  infolge  der  Zahlungseinstellung  der  Leipziger  Bank,  abgesehen  von  der  Fest- 
stellung der  Verbimilichkeiten,  die  Anordnung  getroffen,  dass  die  Pilanz  für  das  ab- 
gelaufene Geschnüsjahr,  die  nahezu  fertig  gestellt  war,  in  der  Bewertung  aller  Aktiven 
der  veränderten  Lage  Rechnung  trage  und  mit  Suseester  Rigorosititt  aufgestellt  werde. 
Die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  des  Au6ichtsrals  eiklttren  sich  su  den  weitgehend- 
sten Opfern  im  Interesse  der  Aktionäre  und  GUUtbiger  der  Gesellschaft  bereit  und 
hofien,  die  Schwierigkeiten  der  eingetretenen  Lage  zu  Uberwinden.« 

Am  3.  Juli  1901  traten  Gläubiger-Ausschuss  und  Konkurs- 
verwalter der  Leipziger  Bank  mit  der  Verwaltung  der  Treberge- 
scllschaft  in  Verhandlung,  welche  jedoch  zu  keinem  Resultate 
führte,  da  sich  die  Aufrechterhaltung  der  Unternehmung  als  aus- 
sichtslos erwies.  Am  4  Juli  1901  wurde  der  Konkurs  auch  über 
diese  Gesellschaft  eröffnet. 

Der  gesamte  Aufsichtsrat  teilte  das  Schicksal  der  Direktion 
Oer  Lei[)/iger  Bank,  indem  er  von  der  Staatsanwaltschaft  in  Haft 
genommen  wuKie,  während  Direktor  Schmidt  sich  seiner  Fest- 
nahme durch  die  l-lucht  zunächst  entzog. 

Einer  für  den  21.  Juli  1901  einberufenen  Gläubigerversamm- 
lung erstattete  der  Konkurs-Verwalter  Bericht  über  den  Stand  des 
Konkurses  der  Leipziger  Bank  unter  Vorlegung  folgender  provi- 
sorischen R  o  h  b  i  1  a  II  z  per  30.  Juni  ujoi  (.-,.  S. 

Die  am  lo.  September  per  30.  Juni  1901  abgesclilossene  Kon- 
kurs- oder  Schätzungsbilanz,  welcher  hier  vergleichsweise  die  Ge- 
scbäftsbilanz  för  31.  Dezember  1900  beigesetzt  ist,  ergab  folgen- 
des Bild  (s.  S.  93)- 

Hierbei  waren  diejenigen  Aktiven»  welche  mit  den  Geschäfts- 
beziefaungeii  der  Leipziger  Bank  zu  der  Aktiengesellschaft  für 
Trebertrocknung  in  Cassel,  ihren  Tochtenintemehmungen  und 
ihrem  sonstigen  Anhange  in  Verbindung  standen,  sowie  der  von 
der  Konkursverwaltung  geltend  gemachte  Regressanspruch  gegen 
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Rohbiianz  per 

10    Iiini  loni 

1    Ulli      ^7  w  1  • 

Aktiven. 

Passiven. 

M. 

M. 

Marktwecbsel-Konto 

23  316  462.— . 

Beamten-  Pemioni-Fond- 

Devisen  ^  > 

2  203  190,24. 

Konio 

852  456.39- 

Eltckten  »  » 

57750^4.5«' 

Rn  r-  Depositen-Konto 

21626647,19. 

Konto-Korrent-Konto  ein- 

Check- » 

2  459  687,24. 

schliesslich  Konsortial- 

Accept-  » 

28  600  883,77. 

Konto 

82  74^  413  0-- 

Wechsel-Zinsen-  * 

335  544.85. 

Pfand-Konto 

X  456  081,30. 

Pfand-       >  » 

82  590,05. 

Kassa-  • 

869651,41. 

Konto  •  Korrent  -  Zinsen- 

Koujions  u,  Sorten-Konto 

740>63l,9>« 

Einnanmo-Kuiito 

633018,49. 

Prjinilzin<c?n  ii  l'fiin<lnr<iv 

Prov.-Ejnnahine- Konto 

4S7^>>95< 

Debitoren-Konto 

1 1  296,40. 

AaFbewahrungs-Prov.-Kto, 

10966,15. 

Konto  -  Korn.  11 1  -  Zinsen- 

Aktien- I>ividen(le-Konto 

42  322.5a 

Atisgahe-Konlo 

249  404.S4. 

noch  vorhandenes  Vermö- 

Bar-Dcpo«ten>ZinMn«Kto. 

26  765.59. 

gen 

6516097 1,76. 

Pro%'.-Aus|4abe"  » 

8143^«. 

Pensions-  » 

3  975'4<J- 

Besoldungs-  » 

197721.47. 

Unkosten-  > 

«3352073. 

Mobiliar-  • 

1, — . 

Hausgrundstück»-  » 

300  000, — . 

Bank-Neubau  > 

2  1 22  626,64. 

M. 

120  202  980,34. 

M.  120  262  9So,34. 

die  früheren  Direktoren  und  den  früheren  Aufsichtsrat  der  Leip- 
ziger Bank  nicht  berücksichtigt  worden.  In  erster  Beziehung 
fehlte  es  an  geeigneten  Unterlagen  fiir  eine  Schätzung,  in  letzterer 
Beziehung  sollte  der  anhängigen  Regressklage  nicht  vorgegriffen 
werden.  Später  wurde  mit  dem  Aufsichtsrat  ein  Vergleichsab- 
kommen derart  getroffen,  dass  derselbe  eine  Abstandssumme  von 
fUnf  Millionen  Mark  zahlte. 

Zur  Anmeldung  waren  76  376000  M.  anerkannte  Forderungen 
gekommen.  Da  das  Ergebnis  der  Liquidation  67  Proz.  der  Kon- 
kursforderungen betrug,  so  lässt  sich  der  Verlust,  welchen  Gläu- 
biger und  Aktionäre  der  Leipziger  Bank  erlitten,  auf  etwa  100 
Millionen  Mark  beziffern. 

Bei  der  Aktiengesellschaft  für  Trebertrocknung  in  Cassel  er- 
wies sich  die  Aufstellung  einer  Konlcnrsbilanz  als  gänzlich  uimiog- 
lich,  da  die  Bücher  so  geüihrt  w.ircn,  dass  sie  keine  Uebersicht 
über  den  Vermögensbestand  gewährten.  Die  angeuieldcten  For- 
derungen beliefcn  sich  auf  191  Millionen  Mark,  von  denen  ca.  90 
Millionen  Mark  anerkannt  wurden.  Das  I->gcbnis  der  mehrere 
Jahre  in  Anspruch  iiciunenden  T,i<]iiidation  wurde  \oin  Konkurs- 
verwalter auf  3*j2  Pioi:.  der  einfachen  Forderungen  geschätzt. 
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Aktiven. 

30.  Juni  1901.       31.  Desember  1900. 

M.  M. 

Wechscl-Konio                                     8  500  000, — .  37  79S  570,67. 

EflUeten>Konto                                    1 883  699,29^  i  o  334  65 1,30. 

Ka5s.i-KoiU  >                                                 868230.56.  2477597,57. 

Koapons-  und  Surlen-Künto                          744  945i34*  661,294,93. 

Pfand-Konto                                         1 456  081,30.  5  799  666,1 1. 
PAuiilzinsen  and  Hand-ProvvDebitONa- 

Konto                                                   12591,15.  »8719, — . 

Kunto  Korrent-KontO                               »7  61 5  637,57.  95  488  884,5a. 

Mobilii:-K  'nto                                               46601,95  l, — . 

Haus^ratiiKtücks-Koulo                               2422626,64.  2165085,15. 

Konsonial-Konto                                          —  6901394,62. 

Fehlbeuag                                         43301005,04.  — 


M.  86851418,84.        M.  161545864,77. 


Passiven. 

30.  Juni  1901.        3l.Dezcmber  1900. 

M.  M. 

B^nkakticn-Kunto                                             —  48000OOO,— . 

Reservefonds-Konto                                            —  14  07':?oo,— , 

Sj^  e;ialre»crvcfünil-i-Konlo                                     —  1  000  OOO,— . 

lUureservcfonds-Konto  I  20OO00,'— . 

Mobiliar-Anschaffungs-Resenrefonds-Konto          —  200000,—* 

Bcsunten-Pensionsfonds-Konlo                      868983,68.  752456,39. 

Bt:amtcn-Unterstiitzun0rfbnda>Koin(O                  96  569,74.  — 

£ar-DePo»ten-Koiito                            21967710,83.1  ^,  _ 

Check.Konto                                     2  4  56  399,67.  /  3o8.oi. 

Konto- Korrent-KootO                                30  356  771.17.  ?  1  1      f  sn.cS. 

AoGcpl-Konto                                     10662661,25.  26  834  86i>.57. 

Aktien-Dividenden-Konto                          42  322,50.  7  650, — . 

P  iTi:- rh.nften  und  Obligationen-Garantien     4400000^«»^.  — 

VSechselverpflicbtungen  aus  von  der  L.  B. 
anigestelUe&  beiw.  girierten  Wechseln, 
die  von  den  zahlunpsunfahit^en  Accep- 
tanten  bczw.  sonstigen  Wcchselver- 
pllickteten  nicht  eingelöst  werden  kön- 
nen nnd  deshalb  znr  Anmeldung  ge- 
langen (nind^                                    16000000, — .  — 

Konto  a  Nnovo                                         —  245248,75. 

Gewinn- nnd  Verlust-Konto                        —  5623502.77. 

~m7^68si  4l8,84^~      M.  161  545^864,77. 


3.  Ursachen  und  Begleiterscfaeiniuigen  der  Bank-Kata- 
strophe. 

A.  Geschäftsgebaren  der  T  r  e  b  e  rg  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t. 

Aufklärung  über  die  Ursachen  der  Katastrophe :  über  den 
Verbleib  des  Geldes,  über  die  Motive,  welche  die  Verwaltung  der 
Trebergesellscbaft  bei  ihrer  an  Wahnsina  grenzenden  Handiungs- 
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weise  leiteten,  über  die  Gründe,  welche  die  Vcrwaltun|^  der  Leip- 
ziger Bank  bestimmten  noch  mehr  Geld  zu  i^eben,  trotzdem  die 
letztere  in  Cassel  bereits  Übermässig  engagiert  war,  endlich  über 
die  Beschaffung  des  Kapitals  durch  die  Leipziger  Bank,  brachte 
der  Strafprozess  vor  dem  K<^I.  Landgericht  zu  Cassel  gegen  den 
Aufsichtsrat  der  Trebergeseilschaft  vom  3. — 14.  Februar  1902,  der 
Strafprozess  vor  dem  Kgl.  Schwurgericht  zu  Leipzig  gegen  Di- 
rektion und  Aufsicbtsräte  der  Leipziger  Bank  vom  16.  Juni  bis 
23.  Juli  1902,  endlich  der  Strafprozess  vor  dem  Kgl.  Schwurge- 
rieht  zu  Cassel  gegen  den  Generaldirektor  der  Trebergesellschaft 
vom  22.  Juni  bis  7.  Juli  1903. 

Der  Keim  zu  der  Katastrophe  wurde  bereits  im  Jahre  1896 
durch  den  übereilten  Aufbau  von  Tochterwerken  der  Treberge- 
sellschaft gelegt,  welcher  mit  gewaltigen  Kosten  und  unter  Ueber- 
nähme  hoher  Garantien  erfolgte.  Die  letzteren  beliefen  sich,  unter 
Berücksichtigung  der  später  bei  Aktien  und  Obligations- Verkäufen 
übernommenen,  auf  etwa  50  Millionen  Mark.  Dazu  kam  noch, 
dass  der  Mangel  an  technischen  Kenntnissen,  sowie  der  Mangel 
an  Kontrolle  der  im  Auslände  verstreuten  Werke,  grosse  Verwir- 
rung schuf  und  zu  inationeller  Wirtschaft  fi'ihrte,  sodass  die  Ge- 
ncralunkostcn  den  in  Cassel  erzielten  Verdienst  sofort  verschlanj^cn. 

Das  Bergmannsche  Verfahrcu  erbrachte  im  Grossbetriebe  bei 
weitem  nicht  den  Ertrag,  welchen  man  nach  den  Versuchen  im 
Kleinen  geglaubt  hatte  erwarten  zu  dürfen.  Da  aber  der  Trcber- 
koncern  in  der  Hauptsache  auf  diesem  Patente  aufgebaut  war,  so 
suchte  man  dasselbe  unter  Aufwendung  grosser  Summen  zu  ver- 
bessern. So  ging  es  von  der  hetzenden  zur  stehenden  Keloite, 
von  dieser  zur  Retorte  mit  Magazinaulsalz  und  schliesslich  zu  der 
von  dem  Ingenieur  Larsen  in  Kopenhagen  erfundenen  rotieren- 
den Retorte.  Jede  Verbesserung  aber  wurde  sofort  auf  der  gan- 
zen Linie  durchgeführt,  ohne  dass  man  zuvor  den  Erfolg  abwartete. 

Besonders  grosse  Hoffnung  setzte  man  auf  die  rotierende 
Retorte,  zu  deren  Einführung  die  Leipziger  Bank  kurzer  Hand 
drei  Millionen  Mark  bewilligte.  Als  sie  jedoch  im  Grossen  ein- 
geführt war,  erlebte  man  abermals  eine  Enttäuschung  im  Grossen, 
da  auch  hier  die  Retorten  im  Grossbetriebe  nicht  hielten,  was  sie 
im  Kleinen  versprochen  hatten. 

Bei  fast  allen  Werken  wurde  der  Grund  und  Boden  über- 
mässig teuer  bezahlt,  und  die  Kostenanschläge  der  Fabrikbauten 
wurden  in  der  Regel  weit  überschritten.   Ein  Werk  in  Bosnien, 
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welches  für  840000  M.  hergestellt  werden  konnte,  kostete  in 
Wirktichkeit  das  Vierfache.  In  Hamburg  wurde  eine  looopfer- 
dige  Dampfmaschine  aufgestellt,  während  im  Höchstfälle  300 
Pferdekräfte  in  Anspruch  genommen  wurden.  Auch  die  1200  Ko. 
Hok  fassenden  Retorten  waren  viel  zu  gross  angelegt.  Der  Grund» 
besitz  der  Destillations^Anlage  in  Wygoda  kostete  3  Millionen 
Kronen,  während  er  kaum  300000  Kr.  wert  war.  Der  Konkurs- 
Verwalter  erzielte  später  für  das  ganze  Werk  19000  M. 

Insgesamt  hatte  die  Trebergesellschaft  30  Fabriken  errichtet, 
welche  4$  Millionen  Mark  kosten  sollten.  Tatsächlich  verschlangen 
dieselben  aber  90  Millionen  Mark. 

Von  den  Tochtergesellschaften,  oder  richtiger  gesagt,  von 
Schmidt  für  diese,  wurden  meist  sehr  ungünstige  Holzlieferungs- 
Verträge  abgeschlossen,  die  später  nur  unter  sehr  schweren  Opfern 
gelöst  werden  konnten.  HolzabfäUe  wurden  förmlich  mit  Gold 
aufgewogen.  In  dem  eben  erwähnten  Wygoda  kostete  die  Tonne 
Holz  6  Kr.,  wahrend  ein  Erträgnis  nur  erzielt  werden  konnte  bei 
einem  Preise  von  2^/2  Kr.  pro  Tonne.  Um  aber  an  das  Holz 
heranzukommen,  mussten,  wie  \  ielfach  auch  bei  anderen  Werken, 
kilometeriange,  kostspielige  Wege  und  Waldbahnen  angelegt  wer- 
den —  ein  Umstand,  der  stark  unterschätzt  worden  war.  Schliess- 
lich musste  noch  in  Wygoda  das  zur  Fabrikation  benötigte 
Wasser  besonders  bezahlt  werden. 

Das  Hauptwerk  Santa  Maua  der  italienischen  Tochtergesell- 
schaft lag  in  der  Riviera  di  Ponente  auf  einer  schwer  zugäng- 
lichen Höhe.  Um  die  von  der  'rrebergeseUschaft  gelieferten  Ma- 
schinen hinaufschaffen  zu  können,  machte  aich  eine  Verbreiterung 
der  Strasse  nötig.  Diese  Maschinen  wurden  aber  niemals  einge- 
baut, sondern  lagern  dort  als  altes  Eisen.  Eine  Rente  wurde 
natOriich  nicht  erzielt.  Trotzdem  auch  die  beiden  anderen  Werke 
in  Apulien  und  Savoyen  mit  Verlust  arbeiteten,  wurden  ständig 
5  Proz.  Dividende  und  10  Proz.  Tantieme  verteilt.  Die  Fäl- 
schungen dieser  Bilanzen  sollen  allerdings  nicht  in  Cassel,  sondern 
in  Leipzig  geschehen  sein. 

Sehr  hohe  Gehälter  wurden  den  Beamten  der  Tochterwerke 
gezahlt.  Der  Leiter  der  russischen  Gesellschaft  erhielt  20000  Rbl. 
p.  a.,  ohne  etwas  daftir  zu  leisten.  Auch  der  Aufsichtsrat  dieser 
Gesellschaft  übernahm  sein  Repräsentations-Amt  nur  gegen  hohe 
Bezahlung.  Der  Leiter  der  Galizischen  Gesellschaft  erhielt  1 5  000 
Gttlden  Gehalt,  freie  Wohnung  und  Tantieme. 
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Direktor  Schmidt  selbst  bezog  ein  Jahresgehalt  von  24  000 
Mark  und  350—400000  M.  Tantieme. 

In  einem  Briefe  an  Exner  schreibt  Schmidt: 

»In  Ulava  hemchen  so  verrottete  VcrUUtnisse,  da»  eaergiiche  Aoikehr  not  tut. 
Dort  haben  drei  Bureaabeamte  in  einem  Jahre  lucht  weniger  als  240  DoUcnd  Sehreib- 
feiern  verbraucht,  tnvl  wie  hier  im  Kleinen  gestohlen  wird,  so  stehlen  sie  bei  den 

anderen  Werken  im  Grossen.* 

Beim  Konkursverwalter  der  Trcbcrgesellschaft  wurden  be- 
deutende Forderungen  von  Vcrmittelungsprovisionen  angemeldet, 
von  denen  einzelne  sich  bis  auf  2  Millionen  Mark  beHefen. 

Während  der  Jahre  1895  — 1900  wurden  von  Schmidt  durch 
Bilanzaufbesserun<jen  ca.  50150CKXD  M.  Aktiven  kunsthch  ge- 
schaffen und  daraufhin  von  der  Trebergeseilscliatt  21  380000  M. 
für  Dividende,  Tantieme  etc.  ausgeschüttet.  Auch  hierzu  gewährte 
die  Lei{)ziger  Bank  lUe  .Mittel. 

In  einem  Schreiben  der  Ireber-Gescilschaft  vom  28.  April 
i8uy  wird  der  Leipziger  Bank  ein  grösserer  Geldbedarf  in  sichere 
Aussicht  gestellt.  Dieses  Geld  benötigen  wir  —  heisst  es  in 
dem  Briefe  —  damit  die  Tochtergesellschaften  eine  Dividende 
auszahlen  können.«  Anfang  Juni  I900  fordert  Cassel  zu  Dividen- 
denzahlungen für  die  verschiedenen  Gesellschaften  insgc.-auiL 
1385000  M.  und  zu  Dividende  von  Cassel  selbst  2840000  M. 

In  einem  Briefe  vom  16.  Juni  desselben  Jahres  bewilligt  die 
Leipziger  Bank  eine  Million  Vorschüsse  zur  Dividenden-Zahlung, 
und  zwar  soll  Cassel  dafür  Tratten  auf  die  Leipziger  Bank  aus- 
schreiben.  Da  man  sich  aber  bei  letzterer  sehr  wohl  bewusst 
war,  dass  derartige  Tratten  der  Trebei^esellschaft  unter  den  Dis- 
konteuren nicht  besonders  beliebt  waren,  so  erhält  Schmidt  in 
diesem  Briefe  den  Wink,  die  Tratten  nicht  alle  in  Berlin  zu  dis- 
kontieren, sondern  besser  in  Cassel  selbst  unterzubringen. 

Den  buchmässigen  Nachweis  der  angeblichen  Gewinne  hatte 
die  Direktion  der  Trebergeselbchaft  durch  fortgesetzte  Schiebungen, 
Verschleierungen  und  Aufstellung  nicht  vorhandener  Einnahmen, 
sowie  nicht  bestehender  Rechtsgeschäfte  geführt. 

Die  erste  Bilanz,  welche  genau  nachgeprüft  werden  konnte, 
war  die  von  1S94/95.  (Das  Geschäftsjahr  ging  vom  i.  April  bis 
31.  März).  Sie  schliesst  mit  einem  Nettogewinn  von  180000  M. 
ab,  während  tatsächlich  ein  Ausfall  von  170000  M.  vorhanden 
war.  Der  lediglich  buchmässige  Gewinn  war  dadurch  erreicht, 
dass  unter  dem  1.  März  und  31.  März  17  Verkaufsgeschäfte  ein- 
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getragen  wurden,  die  gar  nicht  bestanden.  Durch  Verrechnung 
des  bei  diesen  erdichteten  Geschäften  angenommenen  Verkaufs- 
preises gegen  den  Einkaufs-  bez.  Inventurpreis  der  angeblich  ver> 
kauften  Waren  wurde  ein  Nutzen  von  insgesamt  350000  M.  als 
erzielt  gedacht.  Dieser  fingierte  Gewinn  wurde  zunächst  zur  Aus- 
gleichung  der  Unterbilanz  von  I/O 000  M.  verwendet.  Von  dem 
noch  übrigbleibenden  Reingewinn  von  180000  M.  wurden  sodann 
100  000  M.  s  10  Proz.  Dividende  und  26000  M.  Tantieme 
verteilt. 

Der  Geschäftsbericht  für  1895/96  schiiesst  mit  einem  Netto- 
gewinn von  851000  M.  ab,  während  in  Wirklichkeit  ein  ganz  er- 
hebliches Minus  zu  verzeichnen  war.  In  diesem  Jahre  wurden 
die  Bergmannschen  Patente  erworben.  Den  Käufern  von  Ma- 
schinen, Grafen  Arnim,  Muskau,  Katz,  Hamburg  u.  a.  m.  wurden 
die  Beträge  bereits  im  März  1 896  belastet,  zu  einer  Zeit  also,  w'o 
die  Maschinen  noch  gar  nicht  i,'eliefert  und  ebenso  die  weiteren, 
nach  den  Verträ:4en  übernommenen  Leistun  u  n  noch  nicht  aus- 
geführt waren.  Mit  Rücksicht  auf  dieses  in  den  Buchern  stehende 
Guthaben  von  2512000  M.  wurden  zunächst  die  in  dein  voran- 
ge;^angencn  Geschatisjahre  eingestellt  gewesenen  Verkaufsge- 
schäfte zui  uckgebucht.  Von  dem  darnach  noch  übrigbleibenden 
angeblichen  Reingewinn  von  836000  M.  wurden  570000  M.  = 
38  Proz.  Dividende  und  125000  M.  Tantieme  verteilt. 

Das  Geschäftsjahr  1896/97,  in  welchem  der  grösste  Teil  der 
Tochtergesellschaften  gegründet  wurde,  schiiesst  mit  einem  an* 
geblichen  Reingewmn  von  7  174030  M.  ab.  Nach  der  Bilanz  be- 
trug der  Gewinn  aus  Patentverwertungen  4354000  M.,  aus  dem 
Fabrikbetrieb  einschliesslich  der  Maschinenlieferungen,  3  983  000  M. 
Die  Verträge,  welche  in  diesem  Jahre  mit  den  Tochtergesell- 
schaften abgeschlossen  wurden,  und  die  sie  zur  Zahlung  einer 
hohen  Pauschalsumme  für  Licenzen  und  Maschinenlieferungen  ver- 
pflichteten, erbrachten  der  Casseler  Gesetbchaft  eine  angebliche 
Einnahme  von  Ii 219000  M.  Sämtliche  Verträge,  welche  unter 
Garantie  eines  bestimmten  Ertrags  abgeschlossen  wurden,  waren 
den  betreffenden  Unternehmungen  als  im  Laufe  des  Jahres  1896/97 
bereits  ausgeführt  belastet,  obgleich  in  dieser  Zeit  noch  nichts 
ausgeführt  worden  war. 

»Aber  selbst«  —  sagt  ein  Sachverständiger  in  dem  Casseler 
Pr 'zess  —  >wenn  die  Lieferungen  bereits  beim  Abschluss  des 
Geschäftsjahres  gemacht  worden  wären,  so  wäre  der  Gewinn  in- 
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folge  der  übernommenen  Garantien  nur  als  ein  bedingter  anzu- 
sehen gewesen,  dessen  wirkliche  Höhe  sich  erst  später  hätte  fest- 
setzen lassen.«  Tatsächlich  ist  der  angebliche  Gewinn  niemals 
gemacht  worden,  da  die  gewährlebteten  Resultate  nirgends  er- 
reicht wurden,  die  Trebergesellschaft  aber  in  vielen  Fällen  die 
Unkosten'  der  Betriebe  hat  zahlen  und  Maschinen  nachliefern 
müssen. 

Anstatt  diese  vertragsmässigen  Nachlieferungen  über  Gewinn« 
und  Verlust-Konto  zu  buchen,  belastet  die  Trebergesellschaft  ihre 
Tochtergesellschaften  dafür  ohne  deren  Wissen  und  führt  die  Po- 
sten in  ihren  Büchern  als  Aktiven.  So  belastet  sie  die  Gesell- 
schaft in 

Gliicks'itaclt  mit  180000  Mark       Scbweinfnrt  mit  450000  Mark 

VS'cisswasser  »    1 00  000     >  KrappiU  >  '300000     •  . 

Mauel  •    575000  > 

Die  Fabriken  der  unj^arischcn  Tochteri^osellschaft  in  Iiiava  er- 
forderten Zuschüsse  in  Höhe  von  rund  5  Millionen  M.  Nur  dadurch 
war  CS  dieser  möglich,  10  und  später  7  Proz.  Dividende  zu  zahlen. 
Im  Januar  1899  wurden  bei  dieser  Gesellschaft  für  nicht  weniger 
als  2280CXX)  M.  Maschinen  abgerissen.  Die  nach  Cassel  /.urück- 
geschickten  Maschinen  und  Apparate  setzte  die  Trebergesellschaft 
in  ihrer  Bilanz  zum  vollen  Ansciiaüungspi eise  ein,  obgleicii  sie 
nur  noch  altes  Eisen  waren.  Das  Werk  in  Nantes  erforderte  mo- 
natlich 60  bis  700cx>  M.  Zuschüsse.  Die  Firma  Sandel  &  Katz 
in  Frankfurt  a.  M.  wurde  im  Geschäftsjahr  1896/97  für  86 000 
Zentner  Treber  belastet,  welche  sie  niemals  erhalten  bat 

Von  dem  auf  diese  Weise  fmgierten  Reingewinn  wurden 
2  250000  M.  =  50  Proz.  zur  Zahlung  von  Dividende  und  10/0000 
Mark  zu  Tantieme  verwendet.  Bei  den  zur  Auszahlung  gelangten 
hohen  Gewinnen,  den  enormen  Betriebskosten  etc.  wurde  es  na* 
turgemäss  notwendig,  die  Fälschungen  in  immer  grösserem  Um- 
fange vorzunehmen. 

Das  Geschäftsjahr  1897/98  brachte  einen  angeblichen  Rein- 
gewinn von  5  804  000  M.  Dieser  war  dadurch  geschaffen,  dass 
die  Werke  in  Nantes,  Kassza,  Putna,  Moldawitza,  Weisswasser, 
Vossowska  und  Glücksstadt  für  Licenzen  und  Maschinenlieferungen 
willkürlich  mit  ca.  16600000  M.  belastet  wurden,  ohne  dass  aber 
die  Lieferungen  erfolgt  und  die  übernommenen  Garantien  erfüllt 
waren.  Statt  baren  Geldes  hatte  die  Trebergesellschaft  auch  in 
diesem  Jahre  für  einen  grossen  Teil  der  als  Einnahme  verzeich- 
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neten  Werte  wieder  Aktien  der  von  ihr  selbst  geschaffenen  Toch- 
tergeseUschaften  erlialten. 

Um  den  jeweiligen  Verlust  zu  ermitteln  und  danach  die  fal- 
schen Buchungen  einrichten  zu  können,  stellte  die  Direktion  zu- 
nächst Probebilanzen  auf.  Eine  solche  wurde  vom  31.  März  1898 
in  dem  Bureau  in  Cassel  gefunden,  aus  der  hervorging,  dass  zu 
dieser  Zeit  ein  Bruttoverlust  von  6123000  M.  vorhanden  war. 
Um  diesen  auszugleichen  und  Gewinn  aufweisen  zu  können,  wur- 
den erwähnte  fingierte  Buchungen  vorgenommen.  Von  dem  schein- 
bar erzielten  Reingewinn  wurden  2400000  M.  =  40  Proz.  für 
Dividende  und  867000  M.  f^r  Tanti&me  bestimmt. 

In  ähnlicher  Weise  werden  auch  die  Bilanzen  der  folgenden 
Jahre  übersetzt  Die  fabchen  Buchungen  steigern  sich  von  Jahr 
zu  Jahr.  Ebenso  wachsen  die  Ausgaben  auf  dem  Zinsen-  und 
Diskont-Konto  in  starker  Weise.  Es  wurden  Geschäfte  mit  no- 
minellen Gewinnen  eingetragen,  die  gar  nicht  existierten,  insbe- 
sondere Waldankäufe,  die  mit  erdichtetem  Nutzen,  in  einem  Falle 
angeblich  von  1400000  M.,  wieder  realisiert  worden  waren. 

Der  Geschäftsbericht  für  1898 '99  scliloss  mit  einem  buch- 
mä^sii^cn  Reingewinn  von  60900:0  M.  nb,  wahrend  in  Wirklich- 
keit eine  erhebliche  Unterbihuiz  \'oriianden  war.  Um  diesen  an- 
geblichen Nutzen  nachweisen  zu  können,  wurden  die  Werke  \\'y- 
goda,  Frcderikstad ,  Nantes  u.  a.  für  Nachlieferungen  von  Ma- 
schinen, zu  dent-n  die  Trebergesellscliaft  garantieinässig  verpflichtet 
war,  mit  8  6(jü  ooO  M.  belastet,  wofür  jeder  Rechtsanspruch  fehlte. 
Von  dem  erdichteten  Reingewinn  w  urden  3  000  OOO  M.  =  40rioz. 
Dividende  und  602000  M.  Tantieme  verteilt. 

Der  GcschaUbhci  icht  für  1899/ igoo,   welcher  als  letzter  er- 
schien, übertrifft  bei  weitem  die  Irülieren  an  unrichtigen  und  wis- 
sentlich Aschen  Buchungen.    In  der  Absicht,  hohe  Aktiven  zu 
erzielen  und  demgemäss  hohe  Dividende  ausschütten  zu  können» 
werden  etwa  17  Millionen  Mark  fingierte  Forderungen  an  Private 
sowohl  wie  Tochtergesellschaften  eingestellt,  Maschinen-  und  Ap* 
parate-Konto  viel  zu  hoch  eingesetzt,  923  000  Mark  Wechsel  ohne 
Unterlagen  verbucht  u.  s.  w.,  sodass  die  Bilanz  einen  Gewinn 
von  5534010  Mark  aufweist,  während  in  Wirklichkeit  eine  Unter- 
bilanz von  34452^3  Mark  vorhanden  war.    Auf  Grund  des  an- 
geblkhen  Reingewinns  wurden  3  Millionen  Mark  =25  Proz.  Di- 
vidende und  460000  Mark  Tantt^e  verteilt. 

Ende  1S99  hatte  die  Trebergesellschaft  gemeinsam  mit  einem 
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Herrn  v.  Posnanski  in  Petersburg  das  AbhoLung:5rccht  eines  Wal- 
des am  Flusse  Ufa,  in  einer  asiatischen  Wildnis  im  Kaukasus,  tür 
1 404000  Mark  gekauft.  Um  nun  den  Buchwert  in  die  Höhe  zu 
schrauben,  wurde  die  >Ufa-Wald-£xploitierungs-Gese11schaft<  ge- 
gründet, deren  einzige  Aktionäre  die  Trebergesellschaft  und  v.  P. 
waren,  und  der  sie  denselben  Wald  für  2  808000  Mark  verkauften. 
Für  den  Wald,  dessen  Holz  für  die  Zwecke  der  Holzverkohlung 
gänzlich  unbrauchbar  war,  erzielte  der  Konkursverwalter  der  Leip« 
ziger  Bank  später  200000  Rbl. 

Obgleich  die  genannte  Aktien-Gesellschaft  erst  gegen  Ende  des 
Jahres  1900  gegründet  wird,  kommt  deren  Belastung  doch  bereits 
in  der  Bilanz  der  Trebei^esellschaft  per  31.  März  1900  zum  Aus- 
druck, was  völlig  unstatthaft  ist.  Ausserdem  wurde  der  Posten 
fälschlich  auf  Waren  Konto  gebucht.  Man  findet  hier  also  den- 
selben Trick,  die  Bilanz  aufzubessern,  welcher  bereits  bei  der 
Schilderung  der  Dresdener  Vorgänge  nacligcwiesen  worden  ist. 

Eine  weitere  Aufbesserung  erfuhr  die  Bilanz  für  31.  März  1900 
auf  folgende  Weise :  Nachdem  die  Trehcr^escllschaft  von  der 
bosnischen  Rf^ierun«^  ein  VWildabholzungsrecht  erworben  hatte, 
trat  sie  mit  der  Firma  Otto  Slembeiss  in  Brannenburg  in  Bax  crn 
ein  Holzlieferungs- Abkommen,  nach  welchem  derselben  innerhalb 
20  Jahren  2  Millionen  Kubikmeter  Holz  zu  2,4  Kronen  geliefert 
werden  sollten.  Die  Treber;_jesellschaft  verbuchte  dieses  Geschäft 
in  der  Weise,  dass  sie  für  die  Erwerbskosten  des  Waldabholzungs- 
rechts  680000  Mark  emsetzte ,  andererseits  aber  den  Ge!.:^enwert 
für  das  zu  liefernde  Holz,  welcher  erst  in  einem  Zeiträume  von 
über  20  Jahren  ratenweise  fällig  war,  mit  4,8  Millionen  Kronen 
sofort  als  vereinnahmt  einstellte,  sodass  ein  unrechtmässiger  Ge- 
winn von  3,5  Millionen  Mark  entstand. 

Als  Anfang  des  nächsten  Geschäftsjahres  der  Steinbeiss- Ver- 
trag rückgangig  gemacht  wurde»  bildete  Schmidt  mit  den  Auf> 
Sichtsräten  der  Trebergesellschaft  ein  Konsortium,  welches  das 
Waldgeschäft  ftir  1,5  Millionen  Mark  fibernahm. 

Den  Gewinnausfall,  welchen  die  Trebergesellschaft  dadurch 
erlitt,  vergütete  ihr  Direktor  Schmidt  auf  seine  Rechnung  —  eine 
Schiebung,  welche  wie  die  vielen  anderen  als  wertlos  bezeichnet 
werden  muss,  da  die  durch  sie  übernommenen  Verpflichtungen 
die  Vermögensverhältnisse  dieser  Herren  bei  weitem  uberstiegen. 

Alle  diese  Manipulationen  will  der  Aufsichtsrat  der  Leipziger 
Bank  nicht  durchschaut  haben,  will  nicht  erkannt  haben,  dass 
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die  Verhältnisse  in  Cassel  seit  Jahr  und  Tag  brüchig  waren,  dass 
die  Trebergeselkcluift  im  Februar  1900  bereits  unhaltbar  war. 
Trotzdem  er  schon  im  November  1897,  bei  einem  Obligo  von 
7,8  Millionen  Mark  stutzig  geworden  war,  und  er  beschlossen 
hatte,  keinen  neuen  Kredit  zu  gewähren,  will  er  es  aus  Vertrauens- 
Seligkeit  haben  geschehen  lassen,  dass  sich  das  Obligo  der  Leip- 
ziger Bank  bei  dem  Treber-Koncem  vom  März  1900  bis  Juni  1901 
um  weitere  40  Millionen  Mark,  d.  h.  von  50  auf  90  Millionen  Mark 
erhöhte. 

Auch  von  Seiten  der  Aufstchtsräte  und  Revisoren  der  Tre- 
bergeselbchaft  hatten  nur  oberflächliche  Revisionen  stattgefunden, 
wobei  meist  keine  Pritfung  der  Unterlagen  vorgenommen  worden 
war. 

Nach  der  vorhergegangenen  grossen  Reklame  scheute  sich 
Direktor  Schmidt,  den  Misserfolg  einzugestehen.  Die  glänzenden 
Berichte  der  Leiter  der  Tochtergesellschaften  in  der  Paradever- 
sammlung vom  November  1899  hatten  diese  mit  Schmidts  Kennt- 
nis teilweise  wider  besseres  Wissen  abgegeben,  vermutlich  in  der 
Hoffnung,  auf  spätere  bessere  Erfolge. 

üm  die  gewaltigen  Verluste  wieder  einholen  zu  können,  be- 
gab sich  die  Trebergeseilschatt  m  wiederum  überstürzter  Weise 
auf  die  Suche  nach  besseren  Objekten,  was  abermals  grosse 
Summen  verschlang  und  abermals  grosse  Enttäuschungen  brachte. 
Neue  Erfindungen  und  Patente  wurden  erworben.  Alle  mögliciien 
Erfinder,  welche  Geld  verdienen  wollten,  wandten  sich  an  Schmidt, 
der  in  bezug  auf  technische  Kenntnisse  leicht  hinlers  Licht  zu 
tuliren  war,  und  sich  leicht  für  eine  neue  Jdee  begeisterte,  welche 
Begeisterung  er  auch  anderen  beizubringen  verstand. 

In  ihrer  Broschüre  vom  November  1899  sagt  die  Direktion 
unter  anderem : 

»Die  AktiaigcadlKlMft  für  Ticbertroduimg  iit  dne  tecbniiehe  nnd  konuDer' 
adle  ZnilrmMle  fb  Holidesii]lttion  geworden.  Von  hier  MS  wutdcn  Hilten  umm* 
gesetzten  Forschungen,  Untersuchungen  und  Versuchsarbeiten  unserer  Techniker  und 
befreundeter  Männer  der  Wissenschaft  neue  Prinzipien,  Verfahren  und  Apparate  in 
den  etgentlichen  Destillalionsprozess  eingeführt  und  uns  teils  auf  unseren,  teils  auf 
den  Nmmcn  von  Fiemtdcn  palmdich  geschOiit« 

Als  Versuchsstation  fungierte  besonders  das  Werk  in  Weiss- 
wasser. 

Die  Erzeugung  von  Calcium  Carbid,  des  Rohstoffes  für  Ace- 
tyJengas  •  vermittelst  eines  neuen  elektrizitätslosen  Verfahrens, 
welches  in  Neheim  erprobt  wurde,  die  Anfertigung  von  feuer- 


Digitized  by  Google 


—     102  — 


festen  Sleiiiun  aus  Berginaiin'scher  Holzkolile,  die  Gewiiinuuj^  von 
Graphit  aus  der  letzteren  und  dessen  Vi-rwendunj^f  zu  Elektroden, 
ferner  eine  neue  Holziaip;  a^nierunj^rs-Mctho;i  e,  sollten  die  Pros- 
perität der  Trebergesellschatt  und  ihrer  Toclucr werke  zu  steigern 
berufen  sein.  Von  Professor  Ciaassen  in  Aachen  wird  ein  neues 
Patent  erworben,  bei  dem  es  sich  um  die  Verwertung  von  Hob- 
resten  durch  Umwandlung  in  Zuckerldsung  und  Spiritus  handelt* 
Auf  Grund  einer  ebenfalls  von  Professor  Ciaassen  gemachten 
Erfindung  wird  in  Altona  von  Direktor  Schmidt  und  Eimer  eine 
Eiweiss-  und  Fleischextrakt-Erzeugungsgesellscbaft  m.  b.  H.  (To* 
ril)  als  Gegeninstitut  contra  Liebig  ins  Leben  gerufen,  bei  welcher 
sich  die  Trebergesellschaft  beteiligt. 

In  dem  Geschäftsbericht  1899/1900  heisst  es:  »Mit  wesent- 
lichen Beträgen  haben  wir  uns  an  der  kontinentalen  Hochofen- 
Gasgesellschaft  m.  b.  H.  in  Dortmund,  dem  Dr.  Kellner-Syndikat 
in  Wien,  einem  grossen  Holz-  und  Waldgeschäfte  in  Russland 
und  mit  kleineren  Betrügen  an  einer  Reihe  anderer  Unt<  rnt-h- 
mungen  beteiligt.  Bei  der  Konkurseröffnung  besass  die  Treber- 
gesellschaft 270  In-  und  Auslandspatente,  6  Gebrauchsmuster  und 
2  Warenzeichen,  deren  Erwerb  Hunderttausende  gekostet,  deren 
Aufrechterhaltung  enorme  Summen  verschlungen  hatte.  Der 
Konkursverwalter  hofl'te  aus  allem  45  000  Mk.  zu  lösen. 

Da  von  den  Tochtern;esell*;chaftcn  ein  wirklicher  Rt  in<;ewinn 
nie  erzielt  wurde,  geschweige  denn  der  von  Cassel  i^aranlierte, 
so  floss  auch  niemals  bares  Geld  an  das  Mutleihaus  zurück. 
Geldquelle  für  die  TreljergescUschaft  blieb  fast  stets,  wenn  auch 
oft  indirekt,  die  Leipziger  Bank.  Direktor  Schmidt  trassierte  auf 
die  letztere  ijan/.  cigciuiiachlig  je  nach  Bedarf.  Um  die  Trcber- 
gesellschafl  umi  ».lamil  sich  seihst  nicht  zu  diskreditieren,  war  die 
Bank  gezwungen,  die  von  dritter  Seite  vorgelegten  Tratten  zu 
acceptieren. 

B.  Der  Geschäftsverkehr  der  Leipziger  Bank  mit 
der  Trebergesellschaft. 

Die  Verbindung  der  Leipziger  Bank  mit  der  Aktiengesell- 
schaft für  Trebertrocknung  in  Cassel  war  im  Jahre  1895  durch 
Vermittlung  der  Bankßrma  Steinsieck  &  Co.  in  Berlin  eingeleitet 
und  im  Jahre  1896  mit  Gewährung  eines  Blanko-Kredits  von 
200  000  Mk.,  der  bereits  im  Februar  desselben  Jahres  auf  500  000 
Mark  erhöht  wurde«  zu  einer  ständigen  geworden. 
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Genannte  Firma  hatte  schon  längere  Zeit  mit  der  Trcberge- 
selbcbaft  in  Geschäftsverkehr  gestanden.  Als  sie  befürchtete,  die 
zur  Erwerbung  und  Ausbeutung  des  Bergmann'schen  Patentes 
notwendig  werdenden  grösseren  Kredite  nicht  allein  beschaffen 
zu  können,  sodass  ihr  die  Casseler  Verbindung  durch  Berliner 
Grossbanken  ausgespannt  werden  würde,  suchte  sie  Verbindung 
mit  einer  Provinzbank,  damit  die  Trebergesellschaft  gezwungen 
war,  sie  nebenbei  als  Vertretung  für  Berlin  beizubehalten.  Gleich- 
zeitig sollte  die  Emission  neuer  Treberaktien  vorbereitet  werden. 

Anfang  1896  wurde  Direktor  Exner  infolge  des  Rücktritts  des 
Direktors  Fiebiger  die  Ausschti^  gebende  Person  in  der  Leitung 
der  Leipziger  Bank.  In  jener  Zeit  trat  auch  Schmidt  an  ihn 
heran.  Exner  glaubte  in  der  Casseler  Verbindung  eine  wertvolle 
Acquisition  gemacht  zu  haben,  welche  wesentlich  dazu  beitragen 
könne,  seine  I^xpansionsbestrebungen  zu  verwirklichen.  In  der 
Tat  ist  auch  der  Aufschwung  auffällig,  welchen  die  Leipziger 
Bank  seit  1896  nimmt ,  wovon  eben  ein  sehr  grosser  Teil  auf 
Rechnung  des  Geschäftsverkehrs  mit  dem  Treberkoncern  gesetzt 
werden  muss  S.  1 19). 

Zweitcllos  f^Iaubte  F.xncr  anfänglich  an  die  Güte  der  Berg- 
mann'schen Patente,  In  der  iiotfnung,  einen  neuen,  vielverspre- 
chenden Industriezweig  und  ein  Weltinonopol  niitbegriniden  zu 
können,  licss  er  sich  unter  Hintansetzung  aller  kaufmännischen 
Vorsicht  und  der  einfachsten  Grundsätze  des  Bankwesens  von 
Schmidt  in  das  Verderben  locken.  Als  er  seinen  Irrtum  erkannte, 
hielt  ihn  ein  falscher  Ehrgeiz  davon  ab,  ein  offenes  (jcsian  inis 
abzulegen.  Denn  er  hätte  dann  nicht  mehr  als  das  Finanzgciue 
^'ekcn  können,  als  welches  er  angesehen  sein  wollte,  und  die 
Leipziger  Bank  wäre  infolge  seiner  verfehlten  Leitung  aus  der 
Rolle  der  Mittelbanken  in  die  einer  Kleinbank  herabgesunken. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  Exner,  bei  der  grossen  Routine, 
welche  er  im  Bankgeschäft  besass,  bereits  Ende  1898,  als  das 
Engagement  der  Leipziger  Bank  in  Cassel  25  Millionen  Mark  be- 
trug, die  ungesunde  Lage  der  Trebergesellschaft  erkannt  hatte. 
Trotzdem  war  er  gewissenlos  genug,  dem  Treber-Koncern  weitere 
60  Millionen  zuzuAihren  und  auch  die  Leipziger  Bank  für  die 
letzten  Jahre  noch  hohe  Dividenden  verteilen  zu  lassen.  Der 
Aufsichtsrat  der  Leipziger  Bank  hatte  durch  den  Vortrag  Direk- 
tor Schmidts,  welcher  sehr  günstig  lautende  Gutachten  sachver> 
ständiger  Chemiker  Ober  das  Bergmännische  Verfahren,  darunter 
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das  von  Professor  Borchers  in  Aachen,  vorlegte,  von  der  Treber- 
gesellschaft  eine  sehr  gute  Meinung  gewonnen.  Der  Gedanke 
aus  dem  Nichts,  aus  wertlosen  Abfallen,  Geld  zu  schaffen,  hatte 
etwas  sehr  Verlockendes. 

So  hatten  für  Schmidt  die  Verhältnisse  in  Leipzig  ausseror- 
dentlich günstig  gelegen.  Durch  den  Hinweis  auf  die  nahe  be- 
vorstehende Rentabilität,  auf  die  Verbesserungen,  die  neuerworo 
benen  Patente,  die  Fusion,  den  Welttrust,  auf  die  BeteiU'gung 
auswärtiger  Finanzhäuser  weiss  er  sich  die  Vertrauensseligkeit  des 
Leipziger  Aufsichtsrats  immer  wieder  zu  Nutze  zu  machen,  um 
die  Maske  erst  abzuwerfen,  als  es  für  die  Bank  ein  ZurQck  nicht 
mehr  gab. 

Das  Aktienkapital,  die  Ke.S(  r\on,  der  l'missionskredit,  der 
ganze  gute  Ruf  der  Leipziger  Bank  wurde  in  den  Dienst  der 
Trebergesellschaft  gestellt,  und  trotzdem  begnügte  sich  der 
Aufsichtsrat  mit  den  Sachverständigen-Gutachten,  welche  Schmidt 
einsandte  und  die  er  gar  nicht  zu  lesen  verstand;  trotzdem  be- 
c,'nü[,nc  er  sich  mit  der  äusserlichen  Besichtigung  von  18  l-'abriken, 
ohne  sich  \oii  deren  wirklicher  Rentabilität  zu  überzeugen,  ohne 
in  Cassel  Bacher  und  Unterlagen  zu  prüfen  und  ohne  dem  Cha- 
rakter der  cedierten  Korderungen  und  Wechsel  auf  den  Grund 
zu  geilen.  Die  Angriffe  in  der  Presse  hielt  er  für  Konkurrenz- 
Manöver,  wegen  deren  man  die  junge,  krättig  aufstrebende  Indu- 
strie-Unternehmung erst  recht  unterstützen  müsse. 

Direktor  Exner,  auf  dessen  alleinige  Initiative  das  Casscler 
Engagement  zurückzuführen  ist,  wurde  von  seinem  Aufsichtsrat 
beglückwünscht,  dass  es  ihm  gelungen  war,  diese  Verbindung  zu 
einer  dauernden  zu  gestalten. 

Um  dies  zu  erreichen,  hatte  Exner  der  Trebergesellschaft  an« 
fanglich  aussergewöhnitch  günstige  Bedingungen  gestellt.  Als 
letztere  im  Jahre  1896  ihr  Aktienkapital  von  iVi  auf  3  Millionen 
Mark  erhöhte,  und  die  Leipziger  Bank  das  Garantie>Konsortium 
für  die  jungen  Aktien  bildete,  begnügte  er  sich  mit  einer  unver« 
hältnismässig  niedrigen  Garantie-Provision  von  ^/s  Proz.  Auch 
bei  der  im  nächsten  Jahre  erfolgten  Kapitalerhöhung  von  3  auf 
6  Millionen  Mark  erhielt  er  nur  eine  geringe  Garantteprovision. 

Am  I.  Oktober  1896  betrug  der  Blankokredit  bereits  Siiooo 
Mark.  Daneben  liefen  noch  Personalvorschüsse  an  die  Mitglieder 
der  Casseler  Verwaltung  und  einige  andere  mit  der  Gesellschaft 
in  Verbindung  Stehende,  sodass  sich  das  Gesamtobligo  auf  1 315  000 
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Maik  erhöhte. 

Im  Jahre  1896  begann  auch  die  Errichtung  des  grössten  Teils 
der  Tochtergesellschaften.  Als  erste  wurde  diejenige  in  Bosnien 
gegründet.  Da  aber  die  Bosnische  Regierung  die  Garantie  einer 
Bank  dafür  verlangte,  dass  das  Aktienkapital  in  Höhe  von  i  soooooöfl. 
auch  virkiich  bar  eingezahlt  werde,  so  übernahm  die  Leipziger 
Bank  diese  Garantie  gegen  eine  Provision  von  175000  öfl. 

Es  folgte  zu  dieser  Zeit  eine  ganze  Reihe  weiterer  Geschäfte, 
bei  denen  die  Leipziger  Bank  annähernd  eine  Million  Mark  ver« 
diente.  Dem  Leipziger  Aufsichtsrat  wurden  damals  in  der  Regel 
erst  die  fertigen  Vorlagen  unterbreitet,  welche  er  dann  nachträgt 
lieh  guthiess. 

In  den  Aktien  der  Trebergesellschaft  fand  im  Jahre  1897 
ein  lebhafter  Umsatz  statt.  Der  Leipziger  Bank  gelang  es  in  ihrer 
Kundschaft  bedeutende  Beträge  Tochteraktien  mit  hohem  Agio 
unterzubringen ,  deren  Kurs  bis  200  Proz.  stieg.  Seit  dieser 
Zeit  ging  jedoch  der  Handel  in  Treberwerten  mehr  und  mehr 
zurück. 

Die  Geldbediirfnisse  der  Trebergesellschaft  waren  in  raschem 

Wachsen  beLrriffcn. 

Am  10.  September  1897  schreibt  Direktor  Exner  an  Schmidt: 

•Sehr  geoliiter  Herr  Direktor  I 

Bei  Durchsicht  der  niicher  meiner  Bank  ersehe  ich,  dass  die  Trassierungen  Ihrer 
Gesellschaft  jet^t  die  Iluhe  von  2'/i;  Millionen  Mark  erreicht  haben.  Ich  bilte  Sie 
freundlichst  dafür  sorgen  zu  wollen,  dass  diese  Summe  nichl  durch  weitere  Trassie- 
rongeo  criiSlit  wtrd^  weil,  wenn  wo  viel«  Weduel  einer  Geiellscbaft  auf  die  Leip* 

Bank  bafen,  das  im  getchSfUicItea  Vericebr  nicht  gUnatig  wirken  wQrde.  Ich 
bitte  Sie  im  Falle  weiterer  Geldknappheit  Ihren  Gddbedarf  in  bar  bei  uns  decken 
m  wollen.« 

InfoI;^e  einer  Aufsichtsrats-Sitzung  vom  II.  November  1897 
schreibt  Exner  an  Schmidt : 

»Mein  lieber  Frtiind  ! 

Ich  mti«'.  Ihnen  mitteilen,  da«;*;  das  F-nj^ngement  mit  Ihnen  eine  derartige  Hobe 
metcht  hat,  dass  mein  Aufsichtsrat  beschlossen  hat,  den  Verkehr  mit  Ihnen  nicht 
mehr  weiter  atnaidehnen,  sondern  im  Gegenteil  30U  das  Beatreben  dahin  gehen,  die 
Engagements  mS^hst  bcrabatmindeni  und  den  Berits  an  Aktien  der  Trebergeaell- 
Schaft  zu  realisieren.  Bis  7ur  erfolgten  Kapitalserhühung  sollen  jedocb  die  Konten 
noch  in  der  bisherigen  Hohe  fortgeführt  werden.  Das  Engagement  Ihrer  Gesellschaft 
hat  eine  Hohe  erreicht,  wie  sie  von  keiner  anderen  Bank  unternommen  wäre.  Wir 
sind  es  Jedigiich  im  Vertrauen  auf  Ihre  Person  eingegangen.  Ihre  Gesellschaft 
schuldet  an«  j  Millionen  Mark,  die  nor  lur  HälAe  ^edit  sind  md  auch  da  grOwten- 
tdb  mnr  dmcb  Aktien  und  Tochlerwertei   Daneben  bestehen  starke  Enpigements  in 
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Ungarn,  Rawea-Akticn  tind  in  Wechseln,  die  den  Chtrakter  tm  FiMumfecliidn 
haben  and  nicht  zu  begeben  lind.    Daneben  Uufen  verschiedene  Wechsel  anf  Hit- 

glieder  Ihrer  Gesell.schaft.  Nach  La^c  <Icr  VerhältniaM  möchte  ich  Ihnen  wirklich 
empfehlen,  vielleicht  auf  den  Dortmunder  Bankverein  uegen  Hinlerlejjung  von  Toch- 
teraktien  zu  trassieren.  Wir  würden  dann  gern  die  Wechsel  auf  drei  Monate  dis- 
koQtieT«a.c 

Durch  die  Versicherung,  dass  er  den  Kredit  bei  der  Leip- 
ziger Bank,  den  er  übrigens  jederzeit  bei  Berliner  und  Hamburger 
Banken  haben  könne,  nur  noch  wenige  Monate  brauche  und  dann 
die  Rentabilität  der  Werke  sicher  eintreten  werde,  wusste  Schmidt 
die  Bedenken  des  Leipziger  Aufsicbtsrats  immer  wieder  zu  be- 
schwichtigen  und  ihn  zur  Bewilligung  neuer  Summen  zu  bewegen. 
Durch  obigen  Hinweis  auf  auswärtige  Banken  verstand  er  es,  in 
Leipzig  die  Beförchtung  zu  erwecken,  dass  der  Bank  die  wert- 
volle  Casseler  Verbindung  leicht  verloren  gehen  könne,  wenn  man 
den  Kredit  einschränke. 

Ende  1897  beziffert  sich  das  Obligo  auf  7,8  Millionen  Mark. 

Um  einen  grossen  Posten  Aktien  der  Tochtergesellschaften, 

der  sich  im  Besitze  der  TrebcrtrescUschaft  befand,   flüssig  zu 

machen  und  zu  plazieren,  schlagt  Direktor  Schmidt  im  Februar 

1898  der  Leipzi(;er  Bank  eine  Art  Reportgeschäft  vor,  worauf 

diese  auch  eingeht,  indem  sie  ein  Trustkonsortium  bildet,  welches 

folgende  Aktien  übernimmt: 

Mark  Soo  000.  russische  Aktien 

»  700  000.  gnlizische  » 

»  950000.  unfjaribche  » 

»  500000.  schlesische  » 

•  SOG  000.  italienische  > 

•  I  550000.  boMiische  » 
»  200000.  tinnische  ' 
»      100  000.  Gemi»  » 

Mark  5000000. 

An  diesem  Konsortium  beteiligte  sich  die  Leipziger  Bank 
mit  97  Proz.,  Exner,  Sachsenröder  und  Dodel  mit  je  i  Proz.,  so- 
dass abermals  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Obligos  eintrat. 
Die  Trebergesellschaft  garantierte  gewisse  Dividendensätze  als 
Mindesterträgnis  und  verpflichtete  sich,  die  bis  i.  Juli  igoo  von 
dem  Konsortium  noch  nicht  verkauften  Aktien  zu  dem  Kurse  von 
115  Proz.  zurückzunehmen.  Da  sie  jedoch  hierzu  am  30.  Juni 
1900  nicht  in  der  Lage  war,  so  wurde  der  Termin  bis  zum  31. 
Dezember  1900  verlängert.  Später  wurde  dieses  Konto  in  ein 
Solidar- Vorschuss-Konto  aufgelöst  (vgl.  S.  1 14).  Der  Buchgewinn, 
welchen  die  Leipziger  Bank  bei  diesem  Geschäfte  erzielte,  betrug 
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über  eine  Million  Mark.  iJa  Schmidt  hier  einen  Provisionssatz 
von  10  Vroz.  be\villiL,'te,  so  konnte  die  V'crualtuni^  der  Leipziger 
Bank  >.chon  damals   auf  hrtichigc  Zustande  in  Cassel  schliessen. 

Ferner  übernimmt  die  Leipziger  Bank  im  Jahre  1898  die 
Fuhrung  des  bei  der  Neu-Ausgabe  von  6  Millionen  Mark  Aktien 
der  Trebergesellschaft  gebildeten  Garantie-Konsortiums,  wofür  sie 
dne  Provision  von  300000  M.  erhält.  Wie  sich  später  erwies, 
waren  von  dieser  Emission  4^2  Millionen  Mark  nicht  an  den  Mann 
zu  bringen  gewesen  und  auf  dem  Treberkoncern  hängen  ge- 
blieben. 

Weiter  erfolgt  eine  Beteiligung  an  dem  Interventions-Syndt- 
kat  zur  Regulierung  des  Kurses  der  neuen  Treberaktien,  wofür 
die  Bank  250000  M.  erhält,  und  endlich  erhält  sie  für  ihre  Be- 
teiligung an  dem  Bezugsrechts^yndikat  100000  M. 

Trotz  dieser  abnormen  Gewinne,  die  sich  die  Leipziger  Bank 
aber  in  Wirklichkeit  selbst  zahlte,  bildet  die  Trebergesellschaft 
fUr  die  Verwaltung  wegen  der  fortgesetzt  hohen  Geldansprüche 
bereits  1898  ein  Sorgenkind. 

Sehr  charakteristisch  in  dieser  und  anderer  Beziehung  sind 
fnlr^ende  Briefe  aus  der  zwischen  Direktor  Exncr  und  Schmidt 
lebhaft  geführten  Privat-Korrespondenz.  Am  4.  Juni  1898  schreibt 
Exner  an  letzteren: 

»Mdn  lieber  Freund! 

Ihre  Cesellscliaft  braucht  wieder  einmal  ml  Geld.    Täglich  wurde  auf  uns 
trassiert    i^t,  '  n;u  Ii  Irm   wir  uns  neue  Trassierungen   verbeten    liritlen,    werden  bare 
runile  Summen  von   uns  verlangt.    Der  Kie<lit  Ihrer  (le<;tl!^c!i:ift  lit-i   uns  ist  srhon 
sehr  hoch  und,  <>tatt  mehrere  Milliuncn  &m  der  Knussiun   bei  uns  siehcu  zu  lubsen, 
wie  ci  uns  sugesagt  woiden  war,  ist  nteht  nur  von  Ihrer  Gesellschaft  alles  abge- 
hoben  worden,  sondern  Sie  haben  neue  hohe  Schulden  gemacht.   Angesichts  des 
gTOi>en  Engagements,  sowie  un»;eics  hohen  Aktienbesitzes,  der  Vorschüsse  .luf  z.  Zt. 
anre.»li>ici!  are  Werte  nn»l   angesichts  tler  hohen  Konten,   ist   es  .-\uvgeschlossen,  dass 
wir  weitere  Kredite  —  einerlei  ob  gedeckte  oder  ungedeckte  —  gewähren  können. 
Sie  müssen  Soige  tragen,  das*  keinerlei  neue  Unternehmungen  begonnen  werden 
und  dnss  grosse  Sparsamkeit  ausgeflbt  wird.   Wo  wollen  Sie  die  Dividendensahtnng 
hcfnebnen,  und  wie  «ollen   Ihre  AufsichtsraU-Mitglieder  die  rweite  Einzahlung  fiir 
die  neuen  Aktien  aufltrin-^cn  r    Wir  können  nicht  weiter  gehen,  und  ich  kiinn  Ihnen 
niclit  verhehlen,  wie  peinlich  es  unü  berührt  hat,   das»  Ihre  Gesellschalt,  ohne  uns 
«n  vertttndigen,  eine  Million  Gulden  an  das  Bombche  Ministerium  geiahlt  hat 
Angesichts  der  hohen  Ei^agemenls  unserer  Bank  hStien  wir  es  für  sdbstverstilndlich 
gehalten,  d.xss  Si.  m  h  »or  dem  Eingehen  derarliger  Verpflichtungen  mit  Ihrer  slMn- 
<Iii;cn  B  •nkvet bmdung  verstrimligt  h'itten.     K-    mii^s  dns  natunfiMurivsorwci^e  nn'-'.Trtn 
Vertrauen  einen    argen  ätobt»  geben,   und  Sie    werden   uns   nicht  verargen  können, 
wenn  wir  verlangen,  daai  Sie  Ihre  Bankverbindung  hei  Ihren  weiteren  Massnahmen 
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vorher  ventlndJgen.  Achnlicb  liegt  et  mit  Ihren  EngitgemeDts  bei  dem  Baron 
Popper  in  Wien.  Wie  vrir  liören,  werden  von  Wiener  Banlders  diese  Aluepte  wie 
saaer  Bier  aasgeboten.  Sie  sind  auch  uns  offeriert  worden  und  ebenso  Pfe  fTcr  und 
Maurer  u.  Plaut  in  '  n-scl.  Mit  so  etwas  schäcHfjen  Sie  ihr  Renofnincc  und  «las 
Ihrer  GeselUchatt,  suwie  auch  indirekt  uns.  Auch  ist  die  Art,  wie  Ihre  (jc^ellschafc 
auf  die  Bonisehen  Angrifle  geantwortet  hat,  nicht  genügend.  Diew  btoKtn  Wider» 
legangen  nütaen  ^r  nichts.  Sie  müssen  »ffennSssige  Unterlagen  Ober  die  Lmitmi^ 
Ahigkeit  der  Fabriken  voilei;en.  Auch  macht  die  blosse  Erklärung,  da^iS  die  An- 
griffe unbegriimlct  seien,  keinen  günsliL^en  rindnick  auf  die  l^örse.  Wie  soll  die 
Realisierung  des  Interventions-Syndikats  ermöglicht  werden,  wenn  die  nun  einmal 
vorhandene  un^^ünstige  Stimmung  nicht  bald  beseitigt  wifd?  Alto  mein  lieber 
Frennd,  nehmen  Sie  mir  meine  Offenheit  nicht  filiel,  und  sorgen  Sie  für  die  Re> 
duriening  Huer  Verpflichtungen,  wie  für  Deckung  Ihrer  Wechsel,  dandt  VcT* 
bältnisse  mal  günstigere  werden.    Mit  herzlichem  Gruss  Ihr  Exner.« 

Die  Antwort  Schmidts  auf  diesen  Brief  lautete : 

»Baden-Baden,  6.  Juni  1898. 

Mein  liel)Cr  Freund  ! 
Ich  habe  mit  grossem  Vergnii;;:cn  Ihre  freundlichen  Zeilen  erhalten.  Ich  habe 
vor,  mit  Ihnen  so  bald  als  möglich  persönlich  iibcr  die  angedeuteten  Punkte  zu  ver- 
bandeln und  antworte  daher  heute  nur  knrs,  dasi  ich  es  selbstventindtich  flir  unsere 
Pflicht  halte,  bei  grösseren  Engagements  uns  vorher  mit  Ihnen  zu  beraten.  Ich  bm 
auch  immer  bemüht,  Sie  über  den  Gang  und  Stand  unserer  Angelegenheiten  zu 
unterrichten.  Ich  kann  mir  daher  auch  nicht  den  Vorwurf  machen,  dass  wir  mit 
Ihnen  Verstecken  gespielt  hätten.  Wenn  ich  Ihnen  bisher  über  Bosnien  nichts  et' 
aihlte,  so  bat  dies  darin  semen  Grund,  das«  ich  die  fragliche  Million  mit  Otto, 
Dortmund,  allein  abemommen  hatte.  Demnach  smd  wir  beide  also  gegenwfrtig  in 
den  Büchern  der  Trebertrocknung  mit  5— 600000  Marie  belo-stet,  u<1  her  Betrag 
aber  durch  unsere  diesjährigen  Dividenden  und  Tantiemen  vollauf  ^cileckt  witd. 
Was  Baron  Popper  anlangt,  so  hat  mir  der  Kerl  ausdrücklich  versichert,  dass  er 
meine  Weclisel  nur  an  seine  tigene  Bankverbindung  wmtergeben  werde,  und  ist  mir 
die  Sache  natOrlich  höchst  wiangenehm.  (Schmidt  hatte  einen  fllr  die  Galiusche 
Tochtergesellschaft  mit  Baron  Popper,  Wien,  abgeschlossenen  «ehr  ungünstigen  Holz- 
vertrag nir  seine  eigene  Rechnung  abgelöst  und  dabei  seine  Aktepte  in  Zahlung 
gegeben.) 

Was  nun  unsere  Kreditforderungen  anlangt,  so  sind  solche  immer  noch  not- 
wendig, solange  sich  die  verschiedenen  Tochterwake  in  der  Montage  befinden,  dUe 

leider  enorme  Summen  verschlingt  und  die  erst  wieder  einkommen,  wenn  der  Betrieb 
überall  im  Gange  ist.  l>er  Fehler,  den  ich  ijeniacht  habe,  ist  der,  dass  ich  den 
Versicherungen  meiner  Herren  geglaubt  und  viel  früher  mit  dem  Gang  der  Werke 
gerechnet  habe,  als  dies  der  Fall  sein  wird.  Mit  Zuhilfenahme  wdterer  3  BlÜtionen 
holTe  ich  jedoch  im  nMehsten  Fröbjahr  soweit  tu  sein,  dass  die  Mehrsahl  der  Werke 
arbeiten  und  dann  auch  Gewinn  abwerfen  wird.  Um  nun  die  nöt^en  Positionen 
zu  bekommen,  wcrile  icli  Ende  nächster  Woche  in  Leip/iq  eintreffen  und  dann  mit 
Ihnen  gemeinsam  den  Feldzugsplan  entwerfen,  der  lur  Errichtung  und  Ucbcrnahme 
weiterer  Produktionszweige  führen  soll.  Dass  Sie  sich  noch  durch  Zeitung&angriffe 
nervös  machen  lassen,  ist  sehr  bedauerlich.  Aber  ich  verstehe  Sie  vollkommen,  denn 
auch  mir  sind  äe  nicht  gleichg&ltig  geblieben.   IKe  Angriffe  haben  uns  doch  vidi 
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gssduiidct,  ibemU  aoXkelt  imü  jem  vnd  ist  unxtifiriedeD,  und  mu  «eht,  wie  gfo» 

die  Macht  der  Presse  doch  ist.  Nächstens  erhalte  ich  unsere  Bilanz  und  wetde  sie 
dum  aa  Sie  vertraulich  geben.   Mit  herzlichsten  Grüssen  Ihr  Adolf  Schmidt.c 

Am  i8.  November  1898  schreibt  Exner  an  Schmidt: 

>Mcb  lieber  Fremd  I 

Wir  müssen  das  KrcdilverbSitnis  mit  Ihrer  Gesellschaft  regeln.  Eis  laufen  über 
6  Millionen  Akzepte  Ihrer  Gesellschaft,  und  wir  müssen  befiircliten,  tlass  die  Banken 
dadurch  in  ungünstiger  Weise  beeintiusst  werden  und  Schwierigkeiten  bei  der  An- 
nabme  machen,  oder  die  Weeheel  sogar  ref&iieren,  weil  sie  schon  in  viele  Treber« 
weite  haben.  Auch  dürfen  Sie  nicht  wdter  mit  den  WarenToraehfissen  (an  die 
Tochterwerke)  gehen.  Woher  sollen  wir  das  viele  Geld  nehmen?  Es  wäre  mir 
»ehr  lieb,  nun  noch  eine  pcr?,ori!i che  Aussprache  darüber  zu  haben,  Ihre  Aufsichls- 
räte  müssen  uns  Sicherheiten  durch  Kautionsstellung  schaffen.  I-ässt  sich  nicht  mit 
Berenberg-Gosslcr  oder  anderen  verhandeln?  In  Brüssel  scheinen  Sic  ja  nichts  er- 
reicht KU  haben.  Nnn  wollen  Sie  noch  bis  atm  Frlibjahr  7Vt  Mililonen  haben. 
Aber  wo  bleibt  die  Deckung ?  Ich  habe  auch  die  BefOichtung,  dass  Sie  auf  ans 
trassieren  lassen,  um  Interventionen  vornehmen  zu  kötmen.  Das  gehl  nicht  I  Die 
russische  Sache  ist  auch  sehr  verwickplt  und  mir  nicht  sympathisch.  Ich  mbch'.e 
gern  von  limcn  in  allen  diesen  Dingen  bcncluet  sein.  Ihre  grossen  Bedürfnisse  be* 
leiten  mir  schlaflose  NMchte.« 

Der  in  dem  nntJcfüiirtcn  Briefe  vom  iS.  November  189H  aus- 
gesprochene Vtrdachl  be/.üi^Iich  der  Interventionskäule  war  begrün- 
det. Um  die  Trcbergescllschalt  als  eiinvandirei  erscheinen  zu 
lassen,  verlegte  sich  Schmidt  auf  den  verpönten  Ausweg,  die  zum 
Verkaufe  an  die  Bdrse  kommenden  Aktien  aufzukaufen.  Je  mehr 
der  Kurs  sank,  umsomehr  tat  er  dies,  und  um  so  grösser  wurde 
seia  Geldbedarf. 

In  einem  Briefe  vom  28.  November  1898  gibt  Exner  an 
Schmidt  abermals  einen  Wink,  die  Tratten  auf  die  Leipziger  Bank 
nicht  an  einen  Diskonteur  allein  weiter  zu  begeben,  sondern  sie 
an  verschiedene  zu  verteilen,  da  andernfalls  die  Menge  auffallen 
würde. 

Ende  Dezember  1898  trat  der  Wendepunkt  in  dem  Schick- 
sale der  Leipziger  Bank  ein.  Von  da  an  wurde  dasselbe  nicht 
mehr  in  Leipzig,  sondern  in  Cassel  bestimmt.  Bei  einem  Aktien» 
kapital  von  48  Millionen  Mark  hatte  sich  die  Bank  zu  damaliger 
Zeit  mit  25  Millionen  Mark  bei  dem  Treberkoncem  engagiert, 
wofür  sie  in  der  Hauptsache  Treberwerte  als  Deckung  besass. 
Brach  die  Casseler  Gesellschaft  zusammen,  so  waren  auch  diese 
nahezu  wertlos.  Die  Leipziger  Auüsichtsräte  berufen  sich  zwar 
stets  darauf,  dass  der  Begriff  »Koncernc  erst  später  entstanden 
sa,  uad  sie  jedes  einzelne  Engagement  als  für  sich  bestehend  be- 
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trachtet  hätten,  sowie  darauf,  dass  Exner,  der  sich  über  das  Ge- 
samtobiii^ij  niemals  im  Zweiicl  war,  ihnen  dieses  nie  mitgeteilt 
habe.  Da  ihnen  indessen  die  Entstehungsgeschichte  der  Tochter- 
gesellschaften bekannt  war,  so  mussten  sie  sich  bei  einiger  Auf- 
merksamkeit sagen,  dass  die  rechtlich  verschiedenen  Personen  in 
Wirklichkeit  eine  einzige  wirtschaftliche  Person  bildeten.  Die 
Tochtergesellschaften  waren  finanziell  vollständig  abhängig  von 
der  Muttergesellschaft.  Aber  auch  ihr  Sturz  musste  unbedingt 
den  Sturz  des  Stammhauses  im  Gefolge  haben,  weil  dann  dessen 
Hauptabnehmer  in  Wegfall  kamen. 

Auch  ein  anderer  Umstand  ist  noch  in  Betracht  zu  ziehen, 
der  dem  Aufsichtsrat  hätte  die  Augen  öffnen  müssen. 

Anfang  1898  wird  das  Aktienkapital  der  Trebergesellschaft 
um  6  Millionen  Mark  hol  cim  m  Ausgabe-Kurs  von  225  Proz.  er- 
höht. Das  Obligo  der  Leipziger  Bank  bei  allen  zu  der  Casseler 
Gesellsciiafi  in  Beziehung  stehenden  Konten  steigt  von  7,8  Mil- 
lionen Mark  Ende  1897  auf  ca.  25  Millionen  Mark  Ende  i<S98. 

In  einem  einzigen  ]:\hvr  waren  also  dem  Trebergeschäft  rund 
30  Millionen  Mark  neue  Gcldmitlcl  zugeflossen. 

Trotzdem  berechnet  Schmidt  Mndc  1S9S  den  Geldbedarf  des 
Stammhauses  sowie  der  Tochterwerke  für  Frühjalir  1899  auf  7,2 
Millionen  Mark. 

Laut  Protokoll  einigte  sich  jedoch  der  Aufsichtsrat  in  einer 
Sitzung  vom  15.  De/emlier  i8<jS  trotz  der  grossen  Engagements 
dahin,  die  Trcl)fi  i^csellschafl  nicht  im  Stiche  zu  lassen,  sondern 
sie  weiter  zu  unterstützen  und  ihren  Blankokrcdit  auf  10  Millionen 
Mark  zu  erhöhen.  Man  hofl'te  immer  noch,  dass  die  Rentabilität 
der  Werke  in  allerniiciisler  Zeit  eintreten  werde  und  Cassel  seine 
Schuld  alsdann  werde  mindern  können. 

C.  Bilanzverschleierungen. 

Hatte  die  Leipziger  Bank  bis  zum  Jahre  1898  als  Bank  der 
Casseler  Unternehmung  fungiert,  so  wurde  sie  seit  1899  Miteigen- 
tümerin und  seit  1900  alleinige  Eigentümerin  derselben.  Von  jetzt 
an  bildet  es  die  grösste  Sorge  der  Leipziger  und  Casseler  Di- 
rektion, die  steigende  Tendenz  des  Treberkontos  zu  verhüllen,  da- 
mit die  Höhe  des  Engagements  nicht  an  die  Oeffentlichkeit  dringe 
und  den  Kredit  beider  schädige.  Es  zeigt  sich  jetzt ,  dass  die 
Leiter  des  Koncerns  kein  reines  Gewissen  mehr  haben,  und  dass 
sie  Rettung  von  dem  angestrebten  Welttrust  erhoffen.   Die  Bi- 
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law  der  einen  Gesellschaft  musste  stets  das  Spiegelbild  der  an« 
deren  bilden,  um  nicht  die  hohe  Bankschuld  der  Trebergesell- 
scfaaft  erkennen  zu  lassen  (vgl  Obligo-Tabelle).  Ausserdem  wurde 
der  Zweck  verfolgt,  die  Zulassungsstelie  der  Berliner  Börse  zu 
täuschen,  um  die  Zulassung  der  1898  emittierten  6  Millionen  Mark 
Treberaktien  zu  erlangen. 

Ende  Dezember  1898  schreibt  Exner  an  Schmidt  u.  a. : 

»Es  wird  Mühe  koalen,  den  Effdctenbestand  (d«r  lyebergeMUsehftfl)  abnstossen, 

obwohl  dies  wegen  der  ungünstigen  Zeitungskritiken  und  der  Anforderungen  seitens 
der  P.erliner  ZtilA^sungsstelle  nötig  ist.    Also  bis  31.  Män  hemnter  mit  der  Schuld 

auf  2 — 3  Millionen  Mark.« 

Nach  diesem  Gesichtspunkte  wurde  in  der  Folge  gehandelt: 
Die  Hauptbuchhalt cici  der  Leipziger  Bank  führte  das  Konto  or- 
dtnario  und  Waren-Vorschuss-Konto,  alle  übrigen  zu  dem  Treber- 
Koncern  gehörigen  Konten  führte  das  Sekretariat,  eine  für  grös- 
sere Banken  unentbehrliche  Einrichtung.  Von  dem  Konto  ordi- 
nario  wurde  abgebucht,  sobald  es  die  Direktion  in  Leipzig  oder 
Cassel  für  erforderlich  craclitctc.  Das  Gesamt-Treber-Engagemcnt 
wurde  aul  etwa  200  Konten  verteilt.  Da  viele  derselben  nur  in- 
terimistisch errichtet  waren,  so  schwankte  die  Anzahl  beständig. 
Zur  Aufstellung  der  anhängenden  Obligotabelle  wurden  141  Kon- 
ten benutzt.  Beim  Zusammenbruche  der  Bank  waren  deren  54 
in  Kraft.  Es  zeigt  sich  hier  besonders  deutlich,  dass  eine  Bank- 
bilanz, wesentlich  gefügiger  ist  als  eine  l''abnkbilanz. 

»Die  Direktion  der  Leipziger  ßank  verstand  es,  rechtzeitig 
Kanäle  zu  graben,  um  die  von  Cassel  heraniinngenJc  Schuld  welle 
zu  verteilen«  sagt  ein  Staatsanwalt  im  Leipziger  Bank-Prozess  in 
seinem  Plädoyer. 

Trotz  der  im  allgemeinen  der  Form  nach  korrekten  Buch- 
fiibrung  wurde  es  dem  Aussenstehenden  durch  diese  Manipula* 
tionen  völlig  unmöglich  gemacht,  aus  dem  Status  der  Bank  deren 
wahre  Lage  zu  beurteilen.  Um  die  starke  Anspannung  der  Mittel 
zu  verbergen  und  den  Status  per  Jahresschluss  möglichst  flüssig 
zu  gestalten,  entscheidet  sich  der  Aufsichtsrat  in  einer  Sitzung 
vom  5.  Dezember  1899  daför,  auf  die  Kundschaft  zu  trassieren, 
auch  wenn  die  zu  erwartenden  Accepte  nicht  alle  leicht  unterzu- 
bringen sein  würden.  Eine  Massnahme,  welche  zwar  bei  kleinen 
und  mittleren  Banken  mitunter  vorkommt,  seitens  der  Kundschaft 
jedoch  leicht  als  Schwäche  des  betreffenden  Instituts  angesehen 
wird. 
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Auch  die  Bilanz  der  Trebergesellschaft  wird  nach  Möglich- 
keit zugestutzt.  Um  deren  Bankschuld  zu  reduzieren,  >ohne  sich 
dem  Vorwurfe  der  Verschleierung  auszusetzen«,  kauft  die  Leip- 
ziger Bank  im  Frühjahr  1900  von  ihr  diverse  Effekten  im  Ge- 
samtwerte von  ca.  9,5  Millionen  Mark  unter  Riicknahme*KtauseI. 

Unter  diesen  Werten,  welche  zum  grossen  Teil  bei  der  Leip- 
ziger Bank  bereits  als  Sicherheit  hinterlegt  waren,  befanden  sich 
3750000  Mark  5  Proz.  Obligationen  der  russischen  Gesellschaft, 
welche  zur  Zeit  der  Transaktion  noch  gar  nicht  existierten  und 
erst  später  geschaffen  werden  sollten. 

Da  die  Leipziger  Bank  erklärlicherweise  das  grösste  Interesse 
daran  hatte,  diese  Effekten  nicht  als  eigene  in  ihrer  Bilanz  er- 
scheinen zu  lassen,  so  wurden  dieselben  auf  Konsortial-Konto  ver- 
bucht, obwohl  keine  Konsorten  vorhanden  waren.  Als  sich  diese 
auch  später  nicht  fanden,  wurden  die  einzelnen  Posten  auf  Konto- 
Korrent  übertragen,  indem  die  Bezeichnung  >  Konsortium«  in  den 
Ausdruck  »Konto  für  .  .«  ab<^candert  wurde. 

Zur  weiteren  Herabminderung  der  Bankschuld  codiert  die 
Trebergescllschart  der  Leijjzigcr  Bank  eine  Reihe  Hypotheken  auf 
Tochtcranlai^en  von  sehr  /.vveitelhattcai  Werte,  wobei  zum  Zwecke 
der  Bilan/.-Aufbesserimg  Vordatierungen  stattfinden.  So  wird  eine 
Über  550000  M.  auf  das  Werk  in  Brody  lautende  Hypothek  der 
Treberge-sellschaft  seitens  der  Lcijiziger  l>aiüv  unier  dem  26.  Marz 
1900  gutgcbiacht,  übi^leicii  die  Eintragung  erst  Ende  Juni  des- 
selben Jahres  erfolgt.  Dabei  waren  auf  das  300  ODO  M.  betragende 
Aktienkapital  dieser  Gesellschaft  nur  75  ooo  M.  eingezahlt  worden. 

Da  der  Antrag  auf  Einführung  der  jungen  Treberaktien  an 
der  Berliner  Börse  von  einer  in  Berlin  domizilierenden  Firma  ge- 
stellt werden  musste,  so  wurde  hierzu  das  dortige  Bankhaus  von 
der  Heydt  &  Co.  in  Aussicht  genommen,  »deren  Heranziehen 
allerdings  ein  gutes  Stück  Geld  kosten  wirdc  schreibt  Schmidt 
an  Direktor  Gentzsch.  Für  die  Einfahrung  wurde  dieser  Firma 
gleich  eine  Provision  von  200000  M.  zugesagt. 

In  der  Erwartung,  dass  dieselbe  sich  zuvor  in  Cassel  durch 
Einsichtnahme  der  Bücher  über  die  inneren  Verhältnisse  der  Ge- 
sellschaft informieren  werde,  zweigte  Schmidt  einen  bedeutenden 
Teil  der  Casseler  Schulden  an  die  Leipziger  Bank  von  deren 
Konto  ab,  indem  er  7828000  M.  in  ein  Geheimbuch  übertrug, 
was  er  der  Bank  mitteilte.  Diese  nahm  eine  konforme  Buchung 
vor,  indem  sie  der  Trebergesellschaft  im  September  1899  ein 
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separates  Vorschus8>Konto  errichtete  und  2u  dessen  Lasten  obi- 
gen Betrag  von  Konto  ordinario  absetzte  (vgl.  Obligotabelle). 

Eine  weitere  Verteilung  der  Bankschuld  und  Verschönerung 
der  Casseler  Bilanz  erfolgt  dadurch,  dass  im  April  igoo  ein  Lager- 
schein>Vorschu8s*Konto  errichtet  wird  und  auf  dieses  von  Konto 
ordinario  unter  dem  31.  März  1900:  iVa  Millionen  Mark  abge- 
bucht werden. 

Der  Erfolg  dieser  Transaktionen,  die  im  Frühjahr  1899  be- 
gannen, war  der,  dass  das  Konto  ordinario  bei  der  Leipziger 
Bank  um  12,9  Millionen  entlastet  wurde,  während  in  der  Casseler 
Bilanz  ein  Bankguthaben  von  6,2  MilHonen  Mark  figurierte. 

Trotz,  aller  Vorkehrungen  schwoll  das  Treberengagement  la- 
winenartig an.  V'on  27  Millionen  Mark  ICnde  1898  war  es  auf 
47  Millionen  Mark  Ende  1899  u*^d  von  da  auf  55  Millionen  Mark 
am  12.  Juni  1900  gewachsen. 

Der  Aufsichtsrat  der  Leipziger  Bank,  dem  das  Treberobligo 
in  seiner  wahren  Höhe  noch  nicht  bekannt  war,  beschloss  jetzt, 
angesichts  der  grossen  Ansprüche  Cassels,  weitere  Kredite  nur 
unter  Mithaft  der  Casseler  Aufsichtsräte  zu  bewilligen.  Direktor 
Schmidt,  tiein  es  vor  allem  darauf  ankam,  die  Bankschuld  seiner 
Gc-icilichalt  aus  den  Büchern  verschwinden  zu  lassen,  licclte  sich, 
sofort  diesem  Wunsche  in  der  Weise  naciizukomnien,  dass  er 
und  die  fünf  Mitglieder  seines  Aufsichtsrates  diese  Kontoschuld 
unter  RQckbürgscbaft  der  Trebei^(»ellschaft  übernahmen.  Für 
deren  Betrag  von  18  Millionen  Mark,  unter  Hinzuziehung  einer 
früheren  für  Cassel  eingegangenen  Wechselschuld  von  4,4  Mil- 
lionen Mark,  wurden  dieselben  auf  den  bei  der  Leipziger  Bank 
für  sie  angelegten  6  Separat* Vorschuss-Konten  belastet,  während 
Cassel  dementsprechend  erkannt  wurde.  Die  Tilgung  dieser 
Schuld  seitens  der  Casseler  Verwaltungsmitglieder  sollte  bis  1916 
stattfinden. 

Die  die  Sicherheit  darstellenden  Forderungen  im  Gesamtbe- 
trage von  22,4  Millionen  Mark,  welche  die  Trebergesellschaft  den 
einzefaien  Mitgliedern  abgetreten  hatte,  und  welche  diese  wieder 
an  die  Leipziger  Bank  weiter  cedierten,  setzten  sich  aus  18  Ein- 
zeJforderungen  zusammen,  die  fast  ausnahmslos  Tochtergesell- 
schaften als  Schuldnerinnen  aufwiesen. 

Wie  sich  nach  der  Katastrophe  herausstellte,  waren  diese 
sämtlichen  Forderungen  fingiert.  Ganz  nach  Willkür,  oder  wie 
er  sicli  ausdrückte,  nach  summarischem  Verfahren,  hatte  Schmidt 
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die  einzelnen  ohne  deren  Wissen  auf  Grund  von  Hoffnungen  be- 
lastet, welche  er  in  das  Calcium  Carbid- Verfahren  setzte.  5700CX> 
Mark  unberechtigte  Forderungen  an  Private  sollen  aus  Nachlässig- 
•  keit  in  den  Büchern  stehen  geblieben  sein.    In  Anbetracht  dessen 

drang  er  auch  darauf,  dass  eine  NotiAkation  seitens  der  Leip- 
ziger Bank  unterbleibe,  worauf  diese  auch  eingeht. 

»Von  allen  genialen  Schiebungen  in  dieser  ganzen  Affaire, 
—  sn  (t  ein  Sachverständiger  in  dem  Leipziger  Bank-Prozesse — , 
ist  diese  die  genialste.  Ks  besteht  kein  Zweifel,  dass  diese  Ge- 
fälligkeit erwiesen  werden  musste,  weil  eben  Leipzig;  seit  Jahren 
einfach  alles  tun  musste,  was  Cassel  wollte.«  1  )as  Ganze  war  ein 
Scheingeschäft,  durch  welches  keine  wirkliche  Krleichlerung  des 
Casseler  Scluildkontos  stattfand.  Von  der  l.ei])/.iger  Bank  wurde 
es  auch  demgemäss  beiiandelt,  denn  diese  l)einerkte  nicht,  dass 
ihr  eine  Forderung  an  die  Galizische  Gescll>chait,  welche  sie  be- 
reits in  deren  Accepten  besass»  zum  zweiten  Male  verpfändet 
wurde. 

Um  die  I{!rhuhung  der  Bankschuld  zu  vermeiden,  war  bei 
der  Leipziger  Bank  ferner  u.  a.  ein  Solidar-Vorschuss-Konto 
Sumpf  und  Genossen  eingerichtet,  auf  welchem  die  Casseler  Auf- 
sichtsräte 1900  mit  weiteren  10  Millionen  Mark  fuU*  ihre  Gesell- 
schaft eintraten  (vgl.  S.  106  und  Obligo-Tabelle). 

Von  Frühjahr  1900  bb  Februar  1901  wurden  auf  diese  Weise 
54  Millionen  Mark  von  dem  Hauptkonto  der  Trebergesellschaft 
abgebucht,  sodass  die  Direktion  der  Leipziger  Bank  auf  B^ragen 
das  Engagement  immer  als  auf  ca.  7  Millionen  Mark  lautend  an- 
geben konnte. 

Ungeachtet  der  verzweifelten  Lage,  in  welcher  sich  die  Leip- 
ziger Bank  befand,  heuchelte  die  Verwaltung  nach  aussen  grosses 
Vertrauen  zur  Trebergesellschaft  in  der  Hoffnung,  dass  dieser  von 
irgend  einer  Seite  Hilfe  kommen  und  der  Leipziger  Bank  einen 

Teil  der  Verbindlichkeiten  abnehmen  werde.  Selbst  in  letzter 
Zeit  erteilt  die  Direktton  noch  sehr  günstige  Auskünfte. 

L>as  Bankhaus  von  der  Heydt  &  Co.  in  i^erlin  fragte  unter 
dem  15.  Januar  1901  an,  ob  man  der  Casseier  Gesellschaft  in  aller 
Ruhe  einen  ungedeckten  Kredit  von  2 — 3COCXX>  M.  einräumen 
könne,  worauf  die  Bank  antwortet,  dass  sie  ohne  Bedenken  selbst 
einen  höheren  Kredit  gewahren  würde. 

Heim  Zusammenbruche  hatte  diese  Firma  eine  direkte  For- 
derung an  die  Trebergesellschaft  in  Höhe  von  130000  M.  sowie 
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femer  für  900000  M.  Accepte  der  Leipziger  Bank,  die  sie  der 
Trcbergesellschaft  diskontiert  hatte. 

Das  Bankhaus  S.  Bleichröder  in  Berlin,  bei  welchem  die 
Leipziger  Bank  sich  Reportgelder  bis  tu  8  Millionen  Mark  in 
einem  halben  Jahre  verscbaflike,  war  besonders  durch  die  Angriffe 
der  Frankfurter  Zeitung  stutzig  geworden  und  fragte  Anfong  März 
1901  über  die  Höhe  der  Casseler  Ei^gements  an,  worauf  diese  von 
Exner  als  sehr  unbedeutend  und  übrigens  auch  durch  Sicher- 
heiten gedeckt  dargestellt  wurden. 

Die  Firma  erlitt  bei  dem  Fall  der  Leipziger  Bank  einen  Ge- 
samtverlust von  950  OCX)  M. 

Infoige  zahlreicher  Anfragen  aus  Privatkreisen  über  das  Ver- 
hältnis der  Leipziger  Bank  zu  der  Trebergesellschaft  und  beson- 
ders infolge  eines  Artikels  in  der  Frankfurter  Zeitung  bescliloss 
die  Verwaltung  in  der  Aufsichtsratssitzung  vom  16.  März  1901, 
etwaigen  ähnlichen  Anfragen  in  der  für  den  19.  März  1901  einbe- 
rufenen General  -  Versammlung  zuvorzukommen,  indem  sie  ein 
Expose  beruhigenden  Inhaltes  zum  Vortrage  brachte.  Dieses  ent- 
j-orach  jedoch  den  tatsächlichen  Verhältiiissen  keint  sw  e;^s.  Es 
wurde  dabei  das  alte  bewährte  Mittel  .m  j  e  wandt,  nur  von  den 
Hauptkonten  der  Trebergesellschaft  (Konto  ordinario  und  Waren- 
vorschuss  Konto)  zu  sprechen,  die  Beziehungen  zu  den  Tochter- 
gesellschaften aber  zu  verschweigen. 

Der  Aui:3ichtsrat,  welcher  bisher  in  dem  Wahne  gelebt  hatte, 
dass  sich  das  Treberengagement  auf  47  —  50  Miiiionen  Mark  be- 
laufe, wurde  endlich  am  28.  März  1901  aus  seiner  Vertrauens- 
seligkeit au^erüttelt,  als  er  erfuhr,  dass  die  Höhe  86  Millionen 
Mark  betrug.  Die  Aufeichtsrats-Sitzung  an  diesem  Tage  wurde 
zu  einer  Schreckenssitzung.  In  grösster  Erregung  wurde  be- 
schlossen, dass  der  Aufsichtsrat  unverzüglich  nach  Cassel  fehre 
und  mit  der  Verwaltung  der  Trebei^esellschaft  direkt  verhandle. 
Das  Resultat  einer  Konferenz  in  Cassel  am  5.  April  1901  war  — 
abermalige  Beschwichtigung  seitens  Schmidt's  und  Bewilligung 
weiterer  Kredite  durch  die  Leipziger  Bank. 

Ende  April  1901  entschloss  sich  auch  die  Direktion  der  Leip- 
ziger Bank  zum  ersten  Male,  durch  einen  eigenen  Sachverständigen 
Information  einzuholen,  indem  sie  das  Werk  in  Neheim  durch 
einen  Chemiker  besichtigen  liess.  Indessen  konnte  auch  dieser 
fiber  die  finanziellen  Ergebnisse  nichts  in  Erfahrung  bringen,  da 
dh  Jkaufmäoaische  Leitung  alier  Werke  in  Cassel  lag.    Dort  hatte 
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sich  aber  Direktor  Schmidt  von  jeher  jeder  Kontrolle  sehr  ener- 
gisch widersetzt. 

Um  dem  vereinbarten  Programm  gemäss  den  Effektenbestaod 
der  Trebergesellschaft  abzustossen  und  deren  Bankschuld  mög- 
lichst mit  Hilfe  Aussenstehender  herabzumindern,  hatte  Cassel  im 
Frühjahr  1899  folgende  Obligationen  unter  Garantie  der  Leipziger 
Bank  für  richtige  Verzinsung  und  Amortisation,  durch  Vermittlung 
eines  Hamburger  Maklers  verkauft;  4CX>ocx>  M,  Obligationen  der 
Memeler  Gesellschaft,  400  000  Le.  Üblij^ationen  der  Italienischen 
Gesellschaft,  i  750000  Fr.  Obligationen  der  Nantes-Gesellschaft, 
1050000  Kr.  ObUgationen  der  Kassza-Gesellschaft. 

Obgleich  die  Anschaffungen  und  Bestätigungen  von  selten 
der  Käufer  erst  i — 2  Monate  später  bei  der  Leipziger  Bank  ein- 
gingen, erkannte  diese  die  Trebergesellschaft  schon  unter  dem 
31.  März  1S99,  sodass  deren  Bilanz  ein  wesentlich  besseres  Aus* 
sehen  eriiielt. 

Sänuliche  Eft'ekten  hatten  bereits  bei  der  Leipziger  Bank  als 
Sicheriieit  für  Cassel  gelegen. 

Für  die  G.uanticn  Hess  sich  die  Bank  von  der  Trebergesell- 
schaft eine  Provision  in  der  enormen  Hohe  von  3  Pro/.,  vergüten. 
Insgesamt  belieten  sich  die  übernommenen  Bürgschaften  und  Ga- 
rantien auf  ca.  4,4  Millionen  Mark. 

Einen  grossen  Posten  russischer  Aktien  verkaufte  die  Treber- 
gesellsciiaft  an  ihren  Aufsichtsrat,  welcher  dieselben  mit  seinen 
Accepten  in  Höhe  von  4,6  Millionen  Mark  bezahlte.  Letztere 
gingen  zur  Gutschrift  an  die  Leipziger  Bank  mit  dem  Ersuchen, 
sie  in  England  zu  begeben. 

Es  wird  also  hier  zum  Zwecke  der  Kapitalbeschaffung  eine 
Umwandlung  von  Aktien  in  Wechsel  vorgenommen. 

Hierauf  folgte  das  grösste  Meisterstück,  welches  Direktor 
Schmidt  je  fertig  brachte,  durch  welches  es  ihm  gelang,  5  Millionen 
Francs  Tochter  werte  gegen  Barzahlung  an  das  Ausland  abzustossen 
und  die  Treberaktien  an  der,  allerdings  als  Zufluchtsstelle  zweifel- 
hafter Werte  bekannten,  Brüsseler  Börse  einzuführen,  wo  sie  ziem- 
lich stark  gehandelt  wurden. 

Nachdem  er  e.s  ver.standen  hatte,  eine  Anzahl  belgischer 
Firmen  für  die  Casseler  Unternehmung  zu  interessieren,  wurde 
unter  Führung  der  Caisse  Commerciale  de  Bru.xelles  und  unter 
Mitwirkung  der  Banque  d'Anvers,  des  Credit  General  Licgeois 
und  der  Bankürma  Johannes  Berenberg,  Gossler  &  Co.  iu  Ham> 
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bürg,  eine  neue  Tochtergesellschaft,  die  Socictc  Anonyme  de 
Produits  Chimiqucs  et  Electrochimiques  in  Ilcaiixcm  Ics  Anvers 
enichict,  wobei  sich  auch  die  Leipziger  Bank  mit  400OCX)  Frs. 
beteihgte. 

Letztere  übernahm  ausserdem  dem  Gründerkonsortium  gegen- 
über eine  Garantie  von  2  Millionen  Francs,  wofür  sie  eine  Pro- 
vision von  21800  Mark  erhielt 

Dieser  neuen  Gesellschaft  verkaufte  die  Trebergesellschaft  fiir 
den  Preis  von  5  Millionen  Francs  ^folgende  Tochterwerte:  je 
1900000  Kr.  Aktien  der  galizischen  und  ungarischen  Gesellschaft, 
500000  Le.  Aktien  der  italienischen  Gesellschaft  und  500000  M. 
Aktien  der  schlesischen  Gesellschaft. 

Auf  alle  verkauften  Effekten  garantierte  die  Trebergesellschaft 
eine  jährliche  Dividende  von  10  Proz.  und  zwar  in  Höhe  von 
500000  Francs  während  fünf  Jahren,  ausserdem  verpflichtete  sie 
sich,  nach  drei  Jahren  sämtliche  Aktien  ganz  oder  teilweise  zurück- 
zunehmen, folls  die  Hemucem-Gesellschaft  dies  wUnsche. 

Damals  war  ferner  die  Gründung  einer  Anglo-Russian  Wood 
Distillation  &  Chemical  Products  Co.  London  mit  einem  Aktien- 
kapital von  einer  Million  Pfund  Strtling  geplant.  Das  Syndikat 
hierfür,  an  welchem  sich  die  bekannte  Bankfirma  Wernhcr  l>eit&Co., 
Glasgow,  und  verschiedene  Londoner,  Brüsseler,  Moskauer  und 
Petersburger  Firmen  beteiligen  wollten,  sollte  den  Zweck  haben, 
die  russischen  Treberwerte  aufzukaufen  und  dieselben  an  der  Lon- 
doner und  Brüsseler  Börse  in  den  Handel  zu  bringen.  Dabei  war 
gleichzeitig  die  Errichtung  einer  englischen  PressgescUschaft  beab- 
sichtigt. Infol.;e  des  beginnenden  Burenkriegs  kam  das  Projekt 
nicht  zustande. 

In  jener  Zeit  wurde  auch  die  Umwandlung  der  russischen 
Tochtergesellsciiatt  in  eine  rein  russische  beschlossen,  zu  welchem 
Zwecke  die  Leipziger  Bank  2^3  Millionen  Rubel  bewilligte. 

Inzwischen  nahm  die  Wechselwirtschaft  innerhalb  des  Treber- 
koncerns  ihren  ungcstöilen  Fortgang.  In  einem  Ikiefe  vom  31.  August 
1899  schreibt  Schmidt,  die  Trebergeseltächaft  w'ünsche  nicht  mehr, 
selbst  auf  ihre  Aufsichtsräte  Wechsel  zu  ziehen,  die  Leipziger 
Bank  möge  vielmehr  auf  diese  direkt  trassieren,  was  in  der  Folge 
auch  geschieht. 

Da  die  Mittel  der  Leipziger  Bank  übermässig  in  Anspruch 
genommen  waren,  sucht  Schmidt  von  Aussenstehenden  Kapital  um 
jeden  Preis  zu  erlangen,  wobei  er  immer  das  Ziel  im  Auge  be- 
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hält,  die  Zulassungsstrllc  der  Horlincr  Börse  hinters  Licht  zu  fuhren. 

\m  März  1900  tritt  er  mit  der  Bankabteihin^^  der  berüchtigten 
»Finanz-  und  Handels-Zeitunr;«  in  Berh'n  auf  fol^entie  Weise  in 
Geschäftsverbindung:  Um  zugleich  obiL;cr  Zulassungsstelle  die  lir- 
l<l:irung  abgeben  zu  können,  dass  der  Verkauf  der  Tochterwerte 
uiine  belastende  Nebenverpflichtungen  erfolgt  sei,  bilden  die  V'er- 
w  altuuLi-^initglieder  der  Trebergesellschaft  ein  Konsortunn,  an  wel- 
ches die  let/Aere  ca.  5  Millionen  Mark  Tochteraktien  verkauft. 
Dieses  seinerseits  verkauft  die  Effekten  an  die  Finanz*  und  Han- 
detsseitung  teils  zu  90  Proz.  teils  zu  100  Prozent.  Dabei  garantiert 
das  Casseler  Konsortium  10  Proz.  Dividende  und  fibemimmt  die 
Verpflichtung,  diejenigen  Aktien,  deren  Verkauf  der  Berliner  Zei- 
tung bis  zu  einer  gewissen  Zeit  nicht  gelungen  ist,  zu  106^/3 — 150  Proz. 
zurückzunehmen. 

In  Wirklichkeit  lombardierte  Hugo  Löwy,  der  Inhaber  ge- 
nannter Zeitung,  die  Treberwerte  bei  der  Sandenschen  »Deutschen 
Grundschuidbank«  in  Berlin,  was  Schmidt  bekannt  war,  und  dieser 
der  Leipziger  Bank  auch  mitteilte. 

Von  den  abzuführenden  Beträgen  brachte  die  Finanz-  und 
Handels-Zeitung  eine  Provision  von  annähernd  300000  Mark  im 
voraus  in  Abzug.  Im  Effekt  verdiente  sie  bei  dem  Geschäfte 
150  Prozent. 

Zwei  Millionen  Mark,  welche  der  Leipziger  Bank  aus  dieser 
Transaktion  im  April  1900  zuflössen,  brachte  diese  der  Treber- 
gesellschaft auf  deren  Wunsch  unter  dem  31.  März  1900  gut. 

Im  April  1900  schreibt  Direktor  Schmidt  an  E.vner: 
»Ich  habe  mit  der  Kinauz-  und  llandelazeitung   verhandelt,  da  diese   ein  sehr 
gut  situiertes  Pubhkum  hinter  «ich  hat,  das  den  im  Briefkasten  gegebeneu  Rai- 
achllgen  blindlings  folgt.   Uebrigens  bat  die  Zeitung  mir  und  der  Leipziger  Bank 
schon  viel  gute  Dienste  geleittet,  mebr  als  Sic  sieh  trfiumen  lassen.   Vor  Mvm  hat 

sie  wich  in  den  Kur^liewei^unjjcn  immer  1  libaft  unterstüt/t.« 

In  dem  Stratj)rü/.ess  gegen  Schmidt  sagten  in  der  Tat  zahl- 
reiche Zeu;^'en  aus,  dass  sie  sich  durch  die  fortgeset/.ten  übcr- 
schwangiiclien  lunpfehlungen  dieser  Zeitung  hatten  bestimmen 
lassen,  Treberaktien  zu  kaufen. 

Im  Herbst  1900  wurde  von  Seiten  der  Trebergcscll^ichaft  eine 
weitere  Finanz-Operation  vorgenommen  und  zwar  diesmal  mit  den 
sogen.  Spielhagen-Banken  in  Berlin:  Direktor  Schmidt  und  die 
tünf  Mitglieder  seines  Aufsichtsrais  bildeten  ein  Konsortmu),  wel- 
ches von  der  neuen  Berliner  BaugescUschaft  unter  Genehmigung 
der  Deutschen  Grundschuldbank  in  Berlin  6500000  Mark  Aktien 
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der  Preussischen  Hypotheken- Akiien-Bank  und  der  Deulschen 
Grundschiildbank  zu  dem  damaligen  Taj^eskurse  kaufte. 

Die  Anschaffung  des  Casscier  Konsortiums  erfolgte  durch 
Zahlung  von  lOOOOOO  M.  bar  und  Hin^'abe  von  6000000  M.  Aktien 
russischer,  französisciici  und  italienischer  Tochtergcscliachaflcn. 

Dabei  wurde  von  beiden  Kontrahenten  eine  bestimmte  Divi- 
dendengarantie auf  i'/a  Jahr  und  Rückkaufsverpflichtung  über- 
nommen. Ausserdem  erhielt  die  Deutsche  Grundschuldbank,  Ber- 
lin, gegen  Hinterlegung  von  500  000  M.  Aktien  der  Preussischen 
Hypotheken- Aktten-Bank  und  500 000  M.  Aktien  der  Deutschen 
Gnindschuld-Bank  ein  Darlehn  von  750000  M.  in  Accepten  und 
Tratten  der  Trebergesellschaft  (vgl.  S.  85). 

Die  Leipziger  Bank  war  bereits  seit  Jahr  und  Tag  vor  ihrem 
Falle  genötigt  gewesen,  ihren  Diskontkredit  auf  das  Aeusserste 
anzuspannen,  wie  aus  nachstehender  Tabelle  hervorgeht. 

£s  betrug  (in  Tausenden)  der  Umsatz  auf 


1890 

l«94 
1895 
1896 
•«97 

I  Sr,S 

I&99 
1900 


Acccpt-Kontu 

M. 

74683 

«a  579 

90954 

98653 

87093 

70  764 
103  204 
129  330 
148  loS 
187  584 
222  638 


Wechsel-Konto 

M. 

238  S75 

349  I  56 

382  208 

36a  498 

405  357 

343  024 

470  438 

585280 

704  362 
I  009  472 
1 190928 


Konto-Korrent- 
Konto 

M. 

563  874 

550976 

6 1 2  924 

609  61 4 

659  719 

6$4  442 
I  082  246 
I  217  424 
I  610381 

I  764249 
1  801764 


Das  mit  den  laufenden  Accepten  und  Wechseln  verbundene 
(.^bli'^o  stand  in  letzter  Zeit  in  gar  keinem  Verhältnisse  zum  Aktien- 
kapital und  zu  den  Reserven.  Bereits  seit  iHgg  war  das  Institut, 
besonders  im  Hinblick  auf  seinen  kündbaren  Kredit,  gegen  eine 
unerwartete  Krisis  nicht  mehr  gerüstet. 

Ende  1898  begannen  deshalb  auch  die  Versuche  Kxners,  eine 
Interessengemeinschaft  mit  der  Deutschen  Bank  in  Berlin  herbei- 
eilt uiiren,  wobei  er  das  Casseler  Engagement  auf  Befragen  be- 
deutend niedriger  angab,  als  eb  m  W  irklichkeit  war.  Dabei  ver- 
stand er  es,  mit  grossem  Geschick  die  damals  in  Gang  kommende 
Interessengemeinschaft  zwischen  der  Allgemeinen  Deutschen  Kre- 
dit-Anstait  in  Leipzig  und  der  Diskonto-Gesellschaft  in  Berlin  für 
seine  Zwecke  auszunutzen. 
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Die  Deutsche  Bank  ging  jedoch  auf  seine  Ideen  nicht  ein. 

D.  Wechsel  Wirtschaft. 

Bemerkenswert  ist  die  Rolle,  welche  der  Wechsel  bei  den 
Vorgängen  spielt,  die  den  Untergang  der  Bank  herbeiführten. 
Der  ganze  Koncern  wurde  in  allen  seinen  Gliedern  dafür  ausge* 
nutzt,  wie  die  folgende  Liste  beweist  Im  Jahre  1900  nahm  die 
Bank  in  ihr  Portefeuille: 


M. 

3  438  000.  . 

» 

I  750000. 

* 

OOOm 

• 

000. 

» 

t  000. 

• 

3  600  000. 

■ 

930  000. 

» 

798000. 

» 

1 1 6  000. 

Le. 

435  000. 

M. 

325000. 

> 

83000. 

> 

544000. 

> 

815000. 

M.  15  486  000. 

Accepte  der  Tochtergesellschaft  Gl  ick^t^  U, 

Nantes, 
Fiume, 

Union,  Prag, 
Brody, 

Lemberg, 
Krappitz, 


» 


»  >  Schweinfart, 

Frankfurt  «.  0„ 
>  »  Genua, 

»   Torilwerke  Alton«, 

von  Bnron  Borthold  Popper, 
»  demselben, 

»   Baron  Ales.  Fopper  tosammen 


Diese  Accepte  wurden  bei  der  Kgl.  sächsischen  Lotterie-Dar- 
lehnskasse  und  der  Sachsischen  Bank  in  Leipzig  in  Pfand  oder  Dis- 
kont j^^egeben.  Da  denselben  ein  wirtschaftlicher  Wert  nicht  bei- 
zumessen ist,  so  müssen  sie  schlechthin  als  R  e  i  t  w  e  c  Ii  s  e  1  be- 
zeichnet werden.  Das  Werk  in  Krappitz  acceptiert  Tratten  über 
930000  M.  bei  einem  Aktienkapital  von  75000  M.  und  einer  Hypo- 
thekenschuld von  450003  M.  Das  Werk  in  Lemberi,^.  welches 
einen  Wert  von  8—900000  M.  hatte,  acceptiert  Wechsel  über 
3,6  Millionen  Mark. 

Seine  besten  Wechsel  brachte  Cassel  anderwärts  unter. 

Im  letzten  Jahre  (ii^oo)  wurden  von  der  TrebertjcscUschaft 
nicht  weniger  als  1900  000  M.  für  Wechseldiskont  bezahlt.  Schmidt 
selbst  hatte  mit  der  ei^'enen  Gesellschaft  für  37 — 39  MiUionen 
Mark  an  Wechseln  gemacht«. 

Um  die  Wechselreiterei  weniger  ersichtlich  zu  machen  und 
in  den  Trassanten  eine  gewisse  Abwechslung  eintreten  zu  lassen, 
wurden  dritte  Personen  veranlasst,  gegen  eine  bestimmte  Pro» 
Vision  fUr  die  Trebergesellschaft  auf  die  Leipziger  Bank  zu  trassieren, 
so  die  Firmen  Schubisser  Vogl  &  Co.  in  Zürich,  Sandel  &  Katz 
in  Frankfurt  a.  M.,  wobei  die  Buchung  auf  einem  Tratten- Vor- 
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schas8<Konto  erfolgt.  Gegen  Garantie  der  Leipziger  Bank  accep- 
tiert  die  Ungarische  Kommerzial-Bank  in  Fest  die  Tratten  der 
Casseler  Tochtergesellschaft  in  Kassza,  wobei  die  Trebergesell« 
Schaft  der  Leipziger  Bank  Rfickbürgscbaft  leistet.  Für  Forde- 
rungen auf  Grund  von  GefäUigkeitsaccepten  und  Geßilligkeits- 
trassieningen  meldete  die  Berliner  Finanz-  und  Handelszeitung, 
Bankabteilung  London,  beim  Konkursverwalter  der  Trebergesell- 
Schaft  annähernd  2  Millionen  und  die  Bankfirma  Steinsieck  &  Co., 
Berlin,  über  1^/4  Millionen  Mark  an. 

Bei  Weiterbegebung  ihrer  Wechsel  verfuhr  die  Leipziger  Bank 
in  der  Regel  in  der  Weise,  dass  sie  die  besten  Wechsel  der 
Reichsbank,  die  zweitbesten  der  Sächsischen  Bank  und  die  ge- 
ringwertigeren der  Kgl.  sächsischen  Lotteriedarlehnskasse,  sämt- 
lich in  Leipzig,  zuwies.  Auf  dem  offenen  Markte  würde  das 
massenhafte  Vorkommen  von  Treberwechsehi  sehr  bald  aufge- 
fallen sein,  weshalb  es  das  Bestreben  der  Bank  sein  musste,  ihre 
Wechsel  an  solchen  Stellen  untcr/.ubringen,  wo  man  keinen  Anlass 
hatte,  die  feineren  Züge  des  Diskontmarktes  jeden  Tag  zu  ver- 
folgen. 

Am  Tage  der  Konkurseröffnung  hatte  die  Leipziger  Rank  in 
l)i>kont  L,ageben:  bei  der  Reichsbank  M.  12790000.,  darunter 
Treberwechsel  M.  i  725  000.,  bei  der  Sächsisciien  Bank  M.  9301  000., 
darunter  Treberwechsel  M.  5512000.  Mit  der  Kgl.  Sächsischen 
Lotterie-Darlehnskasse  fand  mehr  eine  Art  Lombard- Verkehr  statt, 
indem  die  H.ink  nach  Bedarf  Geld  entlieh,  wogegen  sie  als  Sicher- 
heit W  c(  h>cl  und  Effekten  deponierte,  die  sie  jederzeit  ge^en  an- 
dere austauschen  konnte.  Die  Kasse  hatte  zu  fordern  M.  iiooooüo,, 
für  welche  an  Wechseln  M.  IU047000. ,  darunter  Treberwechsel 
M.  572  ^000.,  sowie  ein  grösserer  Betrag  Effekten  de|)oniert  waren, 
unter  denen  sich,  wie  bereits  erwähnt,  1750000.  iVI.  Leipziger 
Bank-Aktien  befanden. 

Ii.  Das  Verhalten  der  Presse. 

Bei  der  Kapitalbeschaffung  durch  Emission  von  Aktien,  Verkauf 
von  Treberwerten  etc.  kam  nichts  der  Leipziger  Bank  so  sehr  zu 
statten,  als  der  Umstand,  dass  die  sächsische  und  speziell  die 
Leipziger  Tagespresse  die  Aufsehen  erregende  Befehdung  der 
Trebcr^^csellschaft  und  die  Warnungen  der  Frankfurter  Zeitung 
bis  m  die  letzte  Zeit  unbeachtet  Hess,  trotzdem  dort  auf  die  Mit- 
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Wirkung  der  Loipzi^^er  Bank  bei  den  betrüs^erischen  Manipulationen 
Cassels  ganz  besonders  hinj^cvvicscn  war. 

Dem  Garantiesyndikat,  welches  sich  in  Berlin  unter  Führung 
der  Firma  S.  Bleichröder  fiir  die  bereits  1898  emittierten  t6  Mil- 
Honen  Mark  Leipziger  Bank-Aktien  gebildet  hatte,  war  es  im 
Frühjahr  1901  noch  nicht  gelungen,  sämtliche  Aktien  unterzubringen, 
da  das  dortige  Publikum  infolge  der  lebhaften  Erörterungen  über 
die  Verbindung  Leipziger  Bank-Trebergesellschaft  nicht  nur  vom 
Kaufe  abgeschreckt  wurde,  sondern  sogar  grosse  Posten  Leip- 
ziger Bank-Aktien  zum  Verkaufe  an  die  Börse  brachte,  wodurch 
deren  Kurs  beständig  heruntergedrückt  wurde. 

Zahlreiche  Anfragen  in-  und  ausländischer  Banken  gingen 
bei  genannter  Bankfirma  über  die  Leipziger  Bank  ein,  so  dass 
dieselbe  hierdurch,  sowie  durch  die  Pressangriffe  stutdg  gemacht, 
durch  einen  ihrer  Inhaber  bei  Exner  privatim  wegen  der  Höhe 
des  Casseler  Engagements  anfragen  Hess. 

Das  Bankhaus  Robert  Warschauer  &  Co.  in  Berlin,  dessen 
2oProz.-Beteiligung  an  dem  erwähnten  Syndikat  im  April  1901  noch 
275  000  M.  betrug,  verkaufte,  misstrauisch  geworden,  seinen  An- 
teil noch  rechtzeitig  an  das  Gesamt-Konsortium. 

Cassel,  wo  die  volkswirtschaltlich  vorzüglich  unterrichtete 
Frankiurter  Zeitung  viel  verbreitet  ist,  befreite  sich  bei  Zeiten 
von  seinem  grossen  Besitze  an  Treber-Aktien. 

In  den  Briefen  Schmidts  an  die  Leipziger  Bank  kehrt  häufig 
die  Klage  wieder,  dass  alle  Versuche,  für  seine  Gesellsciiaft  bei 
anderen  Banken  Kredit  zu  erlangen,  durch  die  Pressangriffe  ver- 
eitelt würden. 

Nur  in  Sachsen,  in  Leipzig  ahnen  weite  Kreise,  dank  dem 
Schweigen  der  dortigen  Presse,  nichts  von  der  Gefahr,  welche 
ihnen  droht.  Zum  Beweise  hierfür  sei  nur  folgender  Fall  ange- 
führt: Durch  Stiftung  war  die  Stadt  Leipzig  in  den  Besitz  eines 
grossen  Postens  Leipziger  Bank-Aktien  gelangt.  Anstatt  den« 
selben  sofort  abzustossen  und  den  Gegenwert  in  mündelsicheren 
Werten  anzulegen,  behält  die  städtische  Finanzverwaltung,  allen 
Grundsätzen  zuwider,  diese  Aktien  nicht  nur,  sondern  bezieht 
auch  bei  der  Neuemission  von  Leipziger  Bank-Aktien  im  Jahre 
1898  die  darauf  entfallenden  jui^en  Aktien,  so  dass  die  Stadt 
beim  Konkurs  der  Bank  ca.  eine  Million  Mark  Stiftungsgelder 
einbüsst 

Die  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel  in  Dresden  hatte 
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es  verstanden,  das  Privatinteresse  einzelner  Journalisten  dadurch 
zu  wecken,  dnss  sie  diest  lbcn  bei  Emissionen  und  NeueiniuhrunLjen 
von  Börscnpa[>icrcn  bcteiii<^te,  sodass  diese  sich  deren  Finanz- 
operationen wohlwollend  gegenüberstellten  und  unerfreuliche  Vor- 
kommnisse verschwiegen. 

Warum  aber  schwieg  die  Leipziger  Presse? 

Rücksichtnahme  auf  eine  auswärtige,  neubegründete  Industrie- 
Unternehmung  konnte  nicht  massgebend  sein. 

War  es  Mangel  an  Kritik,  oder  ein  laisser  aller  aus  weit« 
gehender  Bequemlichkeit?  War  es  zu  grosser  Respekt  vor  der 
haute  finance  oder  gar  Beeinflussung? 

Die  Leipziger  Bank  zog  ihre  finanzielle  Kraft  vorwiegend  aus 
sächsischen  Bank*  und  KapitaIisten«Kreisen.  Nur  durch  dasVer- 
trauen,  welches  sie  bei  diesen  genoss,  war  sie  in  den  Stand  ge- 
setzt,  das  morsche  Casseler  Gebäude  so  lange  zu  stützen. 

Blan  darf  daher  wohl  die  Behauptung  aussprechen,  dass  die 
Krisis  den  erreichten  Umfang  nicht  hätte  annehmen  können,  wenn 
die  Leipziger  Tagespresse  rechtzeitig  ihre  Pflicht  c^etan  hätte,  in- 
dem sie  ihre  Leser  von  allen  die  Leipziger  Bank  berührenden 
Vorgängen  in  Kenntnis  setzte,  sodass  diese  in  der  Lage  waren, 
sich  ein  eigenes  Urteil  zu  bilden. 

F.  Schlussurteil. 

Bei  Beurteilung  der  Leipzi^^er  Bank- Katastrophe  und  alles 
dessen,  was  mit  ihr  zusammenhangt,  wird  man  f;ut  tun,  den  weit- 
gehenden Optimismus  nicht  ausser  Acht  7.u  lassen  ,  welcher  sich 
in  der  zweiten  Hälfte  der  1890er  Jahre  ausbreitete  und  zu  einem 
scharfen  Wettbewerb  zwischen  den  Anlagebanken  Veranlas- 
sung gab. 

Man  muss  sich  ferner  die  Frage  vorlegen,  ob  in  der  Idee 
SchinKits  nicht  doch  ein  gesunder  Kern  enthalten  war,  da  es  sonst 
psychologisch  unverständlich  wäre,  dass  ernste  und  ertainene 
Manner,  wie  immerhin  in  Aufsichtsrat  und  Direktion  der  Lei[)zigcr 
Bank  sassen,  diese  so  weit  bei  der  Casseler  Unternehmung  en- 
gagieren konnten. 

Angenommen,  das  Bergmann -Verfahren  hätte  sich  bewährt, 
SU  gewinnt  die  Durchführbarkeit  der  Idee,  mit  HUfe  der  Kapital- 
macht der  Leipziger  Bank  die  Konkurrenz  der  Trebergesellschaft 
zu  uflterdrflcken  und  einen  europäischen  bez.  Welttrust  zu  gründen, 
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umsomchr  an  Wahrscheinlichkeit,  als  man  das,  was  Schmidt  an- 
strebte, sich  geijenwärtig  in  ähnlicher  W  eise  vollziehen  sieht.  Eine 
ganze  Reihe  von  Karleilen  lur  Erzeugnisse  der  Holzdestillation 
hat  sich  nach  dem  Zusammenbruche  der  Trebcrgesellschaft  ge- 
bildet, so  lür  e^igsauren  Kalk,  Holzgeist.  Essigsäure,  Holzkohle, 
und  sie  haben  für  ihre  Produkte  sehr  bald  Preissteigerungen  durch- 
gesetzt. 

Auch  waren,  entgegen  der  vielfachen  Behauptung,  dieTochter' 
werke  durchaus  nicht  alle  wertlos ;  so  die  Anlagen  in  Glückstadt, 
Schweinfurt,  Bosnien,  die  Prager  Union,  bei  dieser  besonders  das 
Werk  in  Fiume.  Dies  findet  auch  dadurch  Bestätigung,  dass  die 
Hauptwerke  des  Treberkonkurses,  die  Bosnische  Holzverwertungs- 
gesellschaft  in  Serajewo  und  die  Union,  Aktiengesellschaft  für 
chemische  Industrie  in  Fiume,  von  einem  aus  Konkurrenzfirmen 
gebildeten,  unter  Führung  der  deutschen  Gold-  und  Silberscheide* 
anstalt  in  Frankfurt  a.  M.  stehenden  Syndikate,  bei  Finanzierung 
seitens  der  Darmstädter  Bank  und  der  österreichischen  Kredit- 
anstalt erworben  wurden. 

Für  den  Treberkoncern  war  es  ein  Unglück,  dass  die  Lei- 
tung in  der  Hand  eines  einzigen  kaufmannischen  Direktors  lag, 
welcher  von  der  Technik  eines  industriellen  Werkes  absolut  nichts 
verstand,  was  zu  höchst  unrationeller  Wirtschaft  führte. 

»In  der  Geschichte  der  deutschen  Technik  ist  die  Tatsache, 
wie  die  Trebertrocknung  tlurch  das  Verschulden  ihrer  Technilcer 
Millionen  an  Verm6<^en  in  Grund  und  Hoden  wirtschaften  konnte, 
fast  beispiellos.  Die  Liuiplane  einzelner  Werke  wurden  drei  bis 
viermal  uinyciindert.  nachdem  schon  der  Bau  begonnen  war.  Die- 
ser wurde  dann  einfach  wieder  abgetragen  und  auf  diese  und  an- 
dere Weise  Unsummen  vergeudet»  sagt  der  als  Zeuge  vernom- 
mene Syndikus  der  Trebergesellschaft  Dr.  Anspitzer. 

Auch  die  Möglichkeit,  die  Leipziger  Bank  zu  erhalten,  er- 
schien nicht  ausgeschlossen,  wenn  deren  Zusammenbruch  nicht  in 
einem  höchst  ungünstigen  Moment  erfolgt  wäre,  in  einer  Zeit,  zu 
welcher  die  Hochfinanz  die  Hilfe  mit  Rücksicht  auf  die  durch 
den  allgemeinen  Rückschlag  im  Wirtschaftsleben  gebotene  Vor- 
sicht glaubte  versagen  zu  müssen.  Wie  auch  die  Vorgänge  im 
Jahre  1902  bei  der  Deutschen  Genossenschaftsbank  von  Soergel, 
Parrisius  &Co.,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  in  Berlin,  zei- 
gen, waren  die  Grossbanken  bei  Industrie-Unternehmungen  selbst 
sehr  stark  engagiert.    Dass  aber  die  Lage  der  Leipziger  Bank 
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keine  ganz  hoffnungslose  war,  beweist  der  Umstand,  dass  trotz 
der  ungeheuren  Entwertung  gewisser  Aktiven ,  welche  der  Leip- 
uger  und  Casseler  Konkurs  mit  sich  brachte»  das  Ergebnis  der 
Liquidation  für  die  Gläubiger  der  Bank  immerhin  noch  6/  Proz. 
betrug. 
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Allgemeine  Ergebnisse. 

Vergleicht  man  den  Leipzig-Casseler  Koncern  mit  demjeni- 
gen, welcher  in  Dresden  gebildet  wurde,  so  kann  man  eine  auf- 
fallende Uebereinstimmung  der  Grundgedanken  beobachten,  welche 

bei  beiden  vorherrschen. 
Auch  hier  findet  man 

1 .  eine  A  n  1  a  g  e  -  B  a  n  k  ,  deren  Verwaltung  von  dem  Streben 
beseelt  ist,  das  Institut  zu  einer  Grossbank  zu  gestalten.  Zur  Er- 
icichuHL^  dieses  Zieles  betiicnt  sie  sich  ebenfalls  vorwiegend  einer 
nach  ihrer  Meinung  zukunftsreichen  Industrieunternehmung.  Man 
findet  daher  wie  in  Dresden 

2.  ein  I  n  d  u  s  t  r  i  e  -  S  t  a  m  m  h  a  u  s  ,  welches  mit  1  lilfe  der 
Bank  zu  hoher  Leistungsfähigkeit  gebracht  weiden  soll. 

l'm  sich  ein  grosses  Absatzgebiet  zu  schaffen,  veranlasst  die 
Trebergescllschaft  durch  äusserst  günstige  Offerten  eine  Anzahl 
Waldbesitzer,  ihr  Aufträge  zur  Erbatrang  von  Holzdestillattons- 
Anlagen  zu  erteilen.  Infolge  der  weitgehenden  Garantien  für  Aus- 
beute werden  diese  Werke  in  Wirklichkeit  zu 

3.  Tochter-Unternehmungen,  wie  man  solchen 
bereits  bei  dem  Dresdener  Koncern  begegnet. 

Zur  Abstossung  fertig  gestellter  Elektrizitätswerke  hatte  letz- 
terer Selbstkundschaftsgründungen  vorgenommen,  indem  er  Indi- 
vidual-Betriebs-Gesellschaften  gründete,  denen  er  die  betreffenden 
Anlagen  käuflich  überliess.  Die  Trebergescllschaft  nimmt  diese 
Selbstkundschafis-GrQndungen  ebenfalls  vor,  nur  liegt  es  bei  dieser 
insofern  anders,  als  sie  sofort  nach  Erwerbung  des  Patentes  Berg- 
mann in  den  verschiedensten  Ländern 

4.  ludividual-Ge  Seilschaften  ins  Leben  ruft,  denen 
sie  Licenzen  verkauft,  und  fiir  deren  Rechnung  alsdann  Bau  und 
Betrieb  der  Ilolzdestillations- Anlagen  erfolgt.  Auch  hier  bezahlt 
sich  das  Bauhaus  mit  Aktien  und  Obligationen  der  von  ihr  ge- 
gründeten Gesellschaften. 
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Um  kleinere  oder  unvollendete  Anlagen  möglichst  bald  ab* 
stossen  zu  können,  gründet  Kummer  Aufnahme*GeseHschaften, 
welche  derartige  Werke  durch  Kauf  zu  übernehmen  haben.  Bei 
der Trebergesetlschaft  sollte  eine  grosse  Aufnahme-GeseU- 
s  c  h  a  f  t  für  bestimmte  Tochter-Unternehmungen  und  einige  fremde 
Werke  durch  die  geplante  Fusion  geschaffen  werden.  An  Stelle 
der  unrealisterbaren  Tochteraktien  sollten  junge  Aktien  des  Stamm- 
hauses ausgegeben  werden,  wobei  man  gleichzeitig  den  hohen 
Kurs  der  Casseler  Treber-Aktien  auszunutzen  gedachte.  Die 
Aufnahme- Gesellschaft  gebt  also  gleichsam  in  der  Trebei^esell> 
Schaft  auf. 

Zur  Erj^änzung  der  Fabrikation  waren  in  Dresden  Ergän- 
zung s  fa  b  r  i  k  e  n  in  den  Koncern  einbezogen  worden.  Bei  dem 
Leipzig-Cassclcr  Koncern  ist  diese  ergänzende  Tätigkeit  ebenfalls 
vorhanden,  aber  insofern  scliwieriger  zu  erkennen,  als  bei  der 
Trebergesellschaft  selbst  fünf  selbständit^c  Geschäftsabteilungen 
vorhanden  sind,  in  denen  aussm*  der  Haupttabrikation  von  Holz- 
ver\vertung.sapi>a raten  verschiedene  Nebenfabrikationen  betrieben 
werden.  Ausstirdem  findet  bei  den  Tochtergesellschaften  ein  viel- 
fachcs  Ineinandergreifen  der  Fabrikation  statt,  indem  die  Produkte 
der  einen  zur  Weiterverarbeitung  an  die  anderen  gehen. 

In  Dresden  ist  die  Bildung  des  Koncerns  sehr  vciwickclt. 
Das  Stammhaus  baut  Tochteranlagen  und  gründet  Aufnahme-Ge- 
sellschaften. Zum  Teil  erbauen  letztere  ebenfalls  Tochterwerke 
und  gründen  ebenfalls  Aufiiahme-Gesellschaften ,  welche  sich  als- 
dann derselben  Tätigkeit  befleissigen.  Ausserdem  werden  beson- 
dere Unternehmungen  gegründet,  welche  der  Fabrikations-Ergän- 
zung dienen.  Die  Kapitalbeschaffung  ist  hingegen  sehr  einfach. 
Sie  erfolgt  in  der  Hauptsache  durch  Ausgabe  von  Aktien,  Obli- 
gationen und  Wechselreiterei. 

In  Leipzig'Cassel  ist  umgekehrt  die  Bildung  des  Koncerns 
sehr  einfach.  Im  Jahre  1896  ist  der  grösste  Teil  der  Tochterge- 
sellschaften ins  Leben  gerufen.  Sämtliche  Gründungen  bewirkt 
das  Stammhaus.  Sehr  kompliziert  ist  indessen  die  Art .  der  Ka- 
pitalbeschaffung. Alle  der  Hochfinanz  zu  Gebote  stehenden  Mittel 
werden  dabei  zu  Hilfe  genommen. 

Ein  grosser  Unterschied  zwischen  den  Dresdener  und  Leip- 
zig-Casseler V^orgängcn  besteht  im  Hinblick  auf  die  durch  sie  ver- 
ursachten Kapilalvcrschiebungen.  Wahrend  der  Kummer'sciie 
Koncern  eine  ganze  Reibe  volkswirtschaftlich  nützlicher  Werke 
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ins  Leben  gerufen  hat,  und  auch  das  investierte  Kapital  in  der 
Hauptsache  Deutschland  erhalten  geblieben  ist,  hat  der  Leipzig- 
Casseler  Koncem  die  meisten  seiner  Fabriken  auf  rein  fiktiver, 
technischer  Grundlage  und  dazu  im  Auslande  errichtet,  so  dass 
das  Kapital  schlechthin  verloren  ging,  und  zwar  ist  es  nicht  nur 
für  die  direkt  Beteiligten,  sondern  auch  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft zum  weitaus  grössten  Teile  als  reiner  Verlust  anzusehen. 

Das  Ziel,  ihre  Geschäftstätigkeit  zu  erweitern,  hatte  die  Kre- 
ditanstalt fiir  Industrie  und  Handel  in  Dresden  dadurch  erreicht, 
dass  sie  die  zu  dem  Kummer'schen  Koncern  gehörigen  Gesell- 
schaften unter  ihren  Einfiuss  brachte  und  mit  ihnen  meist  in  di- 
rekte Geschäftsverbindung  trat.  Bei  dem  Leipzig-Casseler  Koncern 
daget^en  lag  die  finanzielle  Leitung  der  Tochtergesellschaften  in 
den  Händen  des  Stammhauses  ,  welches  sich  seinerseits  auf  die 
Leipziger  Bank,  ihre  nahezu  einzige  Geklgeberin,  stützte. 

Entspreciiend  der  raschen  Ausdehuiuig  des  Treberkoncerns 
konnte  auch  tiiesc  Bank  in  ihren  Gesciialtsberichten  mit  verbliif- 
fend  schnell  wachsenden  Umsatzzilfern  und  Gewinnen  aufwarten. 

Beiden  Anla».febanken  ist  es  eigentiimiich,  dass  sie  ihr  kund- 
bares und  unknndl)are3  Kapital  gegen  alle  Regel  in  einer  Art 
von  Indusirieuniernehmungen  festlegen,  sodass  ihr  Geschäftsrisiko 
ganz  enorm  gesteigert  wird. 

Ein  Kartell,  eine  Verbindung  selbständiger  Unternehmer  zur 
monopolistischen  Beherrschung  des  Marktes,  besteht  aus  Sach- 
verständigen ,  welche  ihren  Industriezweig ,  ihren  Markt  genau 
kennen.  Prinzipielle  Fehler  werden  sich  hier  nicht  so  leicht  ein- 
schleichen. Bei  den  Koncernen  dagegen,  wie  sie  in  Dresden  und 
Leipzig-Cassel  gebildet  wurden,  war  es  ein  verhängnisvoller  Mangel, 
dass  die  I,eiter  der  finanzierenden  Banken,  bei  der  Trebergesell- 
schaft  sogar  der  Generaldirektor,  als  Nichtsachverständige  ge- 
zwungen waren,  sich  auf  das  Urteil  von  Sachverständigen  und 
baulustigen  Technikern  zu  verlassen.  Jeder  Irrtum  des  Stamm- 
hauses pflanzte  sich  sofort  weiter  auf  die  Tochterunternehmungen, 
was  nur  unter  enormen  Opfern  oder  auch  gar  nicht  wieder  gut 
zu  machen  war,  ganz  abgesehen  von  der  erschwerten  Uebersicht 
und  davon,  dass  bei  den  Leitern  der  Tochterwerke  das  Gefühl 
der  Verantwortlichkeit  sich  häufig  abschwächt,  da  sie  nicht  aus 
eigener  Tasche  wirtschaften. 

Hierzu  kommt  weiter,  da-s  <  in  oberflächlicher  Aufsichtsrat 
sehr  leicht  der  Selbsttäuschung  dadurcii  verfällt,  dass  er  die  verschie- 
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denen  Werke  infolge  der  selbsterteilten  Aufträge  noch  voll  be- 
schäftigt glaubt,  während  der  erste  wirkliche  Bedarf  längst  be- 
friedigt ist,  und  dass  er  femer  die  einseinen  Gesellschaften  als 
selbs^d^  ansieht,  obgleich  sie  dies  für  Bank-  und  Stammhaus 
erst  nach  wirklichem  Verkaufe  der  Aktien  werden  konnten.  Bis 
dahin  sind  sie  eigene  Unternehmungen,  deren  Sicherheit  in  der 
Finanzkraft  der  Anlagebank  beruht. 

Die  ungeheure  Grösse  dieser  Koncerne  bii^  eine  weitere  Ge- 
fahr in  sich.  Ausserdem  fordert  dieses  System  zu  Missbräuchen 
aller  Art  geradezu  heraus.  Um  die  Aktien  und  Obligationen  der 
den  Koncern  bildenden  Gesellschaften  an  den  Mann  bringen  zu 
können  und  um  sich  Kredit  zu  erhalten ,  müssen  die  Jahresbe- 
richte günstige  Resultate  aufweisen.  Insbesondere  werden  die 
hohen  Dividenden  des  Stammhauses  als  stimulierendes  Moment 
bei  Empfehlung  der  Tochteraktien  benutzt. 

Zur  I''rzie!ung  solcher  Resultate  bediente  man  sich,  besonders 
in  letzter  Zeit,  allerhand  höchst  bedenklicher  Manipulationen,  wie 
die  erwähnten  zahlreichen  Nebenerscheinungen,  wie  Schiebungen, 
Verschleierungen,  Fälsclunigen,  VVechseireilereien,  die  Verteilung 
des  hohen  Engagements  auf  verschiedene  Konten,  das  Konsor- 
tialunwescn  mit  dem  Zwecke,  den  grossen  Besitz  an  Industrie- 
werten  oder  eigenen  Aktien  nicht  \n  der  Rilanz  erscheinen  zu 
lassen,  beweisen.  Die  Gewinne  standen  dabei  meist  nur  auf  dem 
Papier;  denn  als  wirkliche  hätten  sie  erst  angesehen  werden  kön- 
nen, wenn  die  Aktien  an  das  Publikum  verkauft  gewesen  wären. 

Das  Scheitern  dieser  gross  angelegten  Finanzoperationen  hat 
denn  auch  seine  Ursache  darin,  dass  die  Aktien  und  Obligationen 
der  Tochtergesellschaften,  welche  die  Bezahlung  des  Stammhauses 
and  die  Sicherstellung  der  finanzierenden  Banken  bilden,  keinen 
genügenden  Absatz  im  Publikum  fanden,  sodass  das  investierte 
ICapital  von  aussen  nicht  zurückerstattet  wurde  und  ferner  darin, 
dass  den  Ausgaben  ffir  den  Betrieb  der  Werke,  für  den  Zinsen« 
dienst  der  Hypothekar- Anleihen,  die  auszuzahlenden  Dividenden, 
Tantiemen  u.  s.  w.  auch  aus  der  Fabrikation  keine  entsprechen- 
den Einnahmen  gegenüberstehen. 

Besonders  klar  tritt  hier  die  Bedeutung  des  Finanzwechsels 
zutage.  Trotzdem  sich  in  letzter  Zeit  die  unreatisierbaren  Papier» 
werte  gewaltig  anhäuften,  und  auch  das  Hilfsmittel,  an  Stelle 
dieser,  wegen  anscheinender  Vergrösserung  des  Geschäfts,  eigene 
Aktien  auszugeben,  erschöpft  war,  gelang  es  den  beiden  Anlage- 
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banken  doch  immer  noch,  den  enormen  Geldbedarf  der  im  Ver- 
trauen auf  ihre  Finanzkraft  aufgebauten  Koncerne  durch  äusserste 
Anspannung  des  Diskontlcredits  verhältnismässig  lange  zu  befrie- 
digen, zumal  sie  ihre  Accepte  bei  verschiedenen  Diskonteuren 
unterbrachten,  welche  dieselben  mit  einer  vielleicht  zu  grossen 
BereitwiUigkeit  nahmen.  Beide  Koncerne  brechen  sofort  zusam- 
men, sowie  ihnen  dieser  Kredit  entzogen  wird. 

Die  geschilderten  Vorgänge  bieten  eine  selten  günstige  Ge- 
legenheit, Einblick  zu  erhalten  in  das  Wirken  der  Anlagebanken. 
Von  den  Nebenerscheinungen,  wie  Schiebungen,  Verschleierungen 
abgesehen,  lässt  sich  an  den  hervorgehobenen  Grundzügen  be- 
obachten ,  wie  diese  Institute  ihren  Hauptgewinn  darin  suchen, 
dass  sie  dem  Kapitalgeber  Effekten  zur  Anlegung  seines  Leihka- 
pitals zur  Verfügung  stellen,  dem  Kapitalnehmer  da;^'ef^oii  Anlage- 
und  Betriebskapital  verschaffen.  Ferner  lässt  sicii  beobachten, 
welchen  lunfluss  sie  in  Betätigung  dieser  Vermittlerrolle  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben. 

»Selbst  in  steter  Umwandhintf  bec^rittVn.  sind  die  heutigen 
Anlaj^cbankcn  rn  einer  rastlos  veränderlichen  VV'irtschaftswelt  das 
Hauptmcduim  (ier  Unij^c.staltiing  ^  (PLenge"). 

Infojrre  der  scharfen  Konkurrenz,  welche  ein  wohl  zu  schnelles 
Anwachsen  der  Zahl  und  Grösse  der  Banken  mit  sich  gebracht 
hat,  sind  die  Erträgnisse  des  regulären  Bankcfeschäfts  sehr  ge- 
schmälert worden.  Viele  Banken  sahen  sich  liaher  veranlasst, 
Ersatz  in  der  engen  V^erbindung  mit  der  Industrie  zu  suchen,  be- 
sonders als  in  der  Periode  des  allgemeinen  wirtschaftlichen  Auf- 
schwunges das  Beispiel  erfolgreich  operierender  Emissionshäuser, 
deren  hoher  Gewinn  an  Agio,  Provision  und  Zinsen,  hohe  Divi- 
denden und  Tantiemen  zur  Nachahmung  verlockten.  In  reichstem 
Masse  stellten  sie  der  Industrie  ihre  Mittel  zur  Verfügung  und  er« 
möglichten  die  rasche  Erweiterung  bestehender,  sowie  Gründung 
zahlreicher  neuer  Unternehmungen. 

Solange  die  Bankinstitute  ihre  Finanzkraft  nicht  fiberschätzen, 
solange  sie  Industrieunternehmungen  nicht  zu .  ungerechtfertigten 
Betriebserweiterungen  veranlassen,  ist  ihre  Tätigkeit  in  dieser  Rieh- 
tung  durchaus  gerechtfert^,  indem  sie  auf  die  Volkswirtschaft 
befruchtend  einwirkt.  Vielfach  war  jedoch  von  ihnen  nicht  genfi- 
gend  in  Erwägung  gezogen  worden,  dass  die  augenblicklich  gün- 
stige Konjunktur  auch  in  das  Gegenteil  umschlagen  konnte,  dass 
der  inländische  Bedarf  mit  der  Zeit  eine  gewisse  Sättigung  er- 
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langen  musste,  und  die  Aufnahmefähigkeit  ausländischer  Gebiete 
starken  Schwankungen  unterworfen  ist. 

Der  flotte  Geschäftsgang  gewisser  Industriezweige  wirkt  wie- 
der  belebend  auf  andere  ein.  Alle  Welt  glaubt  an  die  Dauer  der 
Hochkonjunktur.  Indessen  machen  sich  nur  zu  bald  deren  Schat- 
tenseiten bemerkbar.  Die  Arbeitslöhne  steigen  bedeutend,  ebenso 
die  Preise  für  Rohstoffe,  zumal  wenn  die  Vorräte  nicht  genügen. 
Bald  tritt  Arbeitermangel  ein,  worunter  besonders  Landwirtschaft 
und  Textilindustrie  zu  leiden  haben,  Lohnkämpfe  werden  häufig.  Im 
Vertrauen  auf  ihre  Bankverbindung  überspannen  die  Unternehmer 
ihren  Kredit  bei  den  Lieferanten.  Sehr  stark  wird  der  Wechsel- 
kredit  in  Anspruch  genommen,  trotzdem  derselbe  kurzfristig  ist. 
Industrieaktien  werden  von  Kapitalisten,  auf  Empfehlungen  und 
Stimmungsartikel  hin  gern  genommen,  besonders  da  sie  seheui 
wie  andere  verdienen,  während  sie  sich  mit  einer  mageren  Rente 
ihrer  festverzinslichen  Werte  begnügen  müssen.  Die  Spekulation 
dringt  in  die  weitesten  Kreise.  Aktien  werden  stark  auf  Kredit 
gekauft,  zumal  da  viele  Bankhäuser  nur  äusserst  geringe  Deckung 
fordern.  Allgemeiner  Geldbedarf  tritt  ein,  auch  bei  der  Bankwelt, 
da  Gntliabcn  in  Aktien  angelegt  werden,  und  auch  die  Industrie 
viel  brauciu.  Dem  Staat  und  den  Gemeinden  wird  das  Kapital 
entzogen,  ihre  Anleihen  gehen  im  Kurse  beständig  zurück. 

Inzwisciicn  ist  der  Hauptbedarf  der  Volkswirtschaft  beft  icclii^t 
worden.  Die  Hauptstrecken  und  Neuanlagen  sind  alle  gebaut,  es 
tritt  Mindernachfrage  ein ,  während  die  stark  gestiegenen  Kosten 
der  auf  grossen  Bedarf  eingerichteten  Werke  bestehen  bleiben. 
Der  Absatz  der  Aktien  beginnt  zu  stocken ,  da  das  rublikum 
merkt,  dass  die  Konjunktur  unischlai^'en  will,  und  es  anlängt,  Zwei- 
fel in  die  Kental)ililat  der  Industrie-Unternelnnungen  zu  setzen. 
In  der  Erwartung,  dass  der  Rückschlag  nur  vorübergehender  Na- 
tur ist,  unfähig,  sich  aus  ihren  Engagements  herauszuziehen  und 
in  der  Hoifoung,  die  bei  letzteren  drohenden  Verluste  im  Laufe 
der  Zeit  abschreiben  zu  können,  gewähren  die  Anlagebanken  der 
Industrie  ihre  Unterstützung  weiter. 

Um  sich  billiges  Geld  für  ihre  Finanzoperationen  zu  be- 
schaffen, richten  die  Banken  eine  ihrer  Hauptsorgen  auf  die  Pflege 
des  Depositengeschäfts.  Häufig  werden  vorwiegend  aus  diesem 
Grunde  an  verschiedenen  Orten  Filialen,  Wechsel-  oder  Depositen- 
stuben errichtet.  Die  Dresdener  Kreditanstalt  i&r  Industrie  und 
Handel  plante  noch  kurz  vor  ihrem  Zusammenbruche  die  Errich- 
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tung  einer  Filiale  in  Leipzig. 

Bei  dieser  Bemühung  um  Depositengeld  kommt  in  Leipzig 
den  Anlagebanken  ein  wenig  beachteter  und  doch  in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung  bedeutungsvoller  Umstand  sehr  zu  statten. 
Dieser  liegt  in  den  gänzlich  veralteteti  städtischen  Sparkassen- 
Einrichtungen.  Wegen  der  schwerfälligen  Bedingungen  für  Etn- 
und  Rückzahlungen,  der  zeitraubenden  Art  der  Abfertigung  an 
der  städtischen  Sparkasse,  sieht  sich  ein  sehr  grosser  Teil  auch 
des  minder  vermögenden  Leipziger  Publikums  veranlasst,  seine 
Ersparnisse,  ein  grosser  Teil  der  kleineren  Geschäftsleute  seine 
unbeschäftigten  Betriebsmittel  Privatbanken  anzuvertrauen,  in 
deren  Kassen  auf  diese  Weise  viele  Millionen  geleitet  werden. 

So  betrugen  am  31.  Dezember  1900  die  Depositen-Einlagen 
allein  bei  der 


Bei  den  beiden  ersten  Banken  sind  allerdings  die  Einzah- 
lungen bei  deren  Filialen  einbe^riül'en. 

üie  grosse  Kapitalkonzciitration  wirkt  aber  stimulierend  auf 
die  ganze  Volkswirtschaft,  indem  in  aulsteigenden  Perioden  des 
Wirtschaftslebens  für  die  Anlagebanken  die  Versuchung  nur  zu 
nahe  liegt,  ihre  h'inanzkraft  zu  fiberschätzen  und  für  das  kündbare 
Kapital  in  übermässiger  Weise  in  der  Industrie  Beschäftigung  zu 
suchen. 

Da  der  Konjunkturumschlat^  Anlani;  iQt^O  sich  nicht  zum  bes- 
seren wandte,  so  wurde  die  Lage  immer  drohender.  Unterneh- 
mer, Kapitalisten  und  Banken  hatten  ihren  Kredit  überspannt; 
sie  begannen  vorsichtig  und  misstrauisch  zu  werden,  die  Kurse 
bröckelten  ab,  und  es  bedurfte  nur  noch  irgend  eines  Anlasses, 
um  eine  allgemeine  Panik  ausbrechen  zu  lassen.  Dieser  Anlass 
wurde  gegeben  durch  den  Zusammenbruch  der  Dresdener  Kredit- 
Anstalt,  sowie  der  Leipziger  Bank,  so  dass  diese  beiden  Banken 
direkt  zu  Erregern  der  Krisis  von  tgoi  wurden. 

Die  beiden  besprochenen  Fälle  sind  hervorragende  Beweise 
dafür,  dass  die  jetzt  übliche  Art  der  Bilanzen  von  Aktiengesell- 
schaften eine  völlig  unzulängliche  ist,  da  es  sich  nahezu  unmög- 
lich erweist,  ein  richtiges  Bild  von  der  wahren  Lage  einer  Gesell* 
Schaft  daraus  zu  gewinnen,  besonders  wenn  die  Geschäftsberichte 
nicht  im  Zusammenhange  vorliegen. 


Allgemeinen  Deutschen  Kredit-Anstalt 

Leipziger  Kank 
Kredit-  und  Spar-Bank 

Kredit-Hank 


33  Si  6  000  Mark 

34  450  000  • 


12056000  > 

8  209  000  » 
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So  ist  das  Obligo  für  begebene  Wechsel  nicht  ersichtlich. 
Bei  der  Dresdener  Kreditanstalt  betrug  dasselbe  bei  deren  Zu- 
sammenbniche  12,5  MiUionent  bei  der  Leipziger  Bank  etwa  40  Mil- 
lionen Mark. 

Ebensowenig  sind  die  Zahlungsverpflichtungen  auf  Konsor> 
tialkonto  zu  ersehen,  sowie  übernommene  Garantien  und  Bürg- 
Schäften.  Letztere  betrugen  bei  der  Leipziger  Bank  4,$  Millionen» 
bei  der  Trebergesellschaft  rund  50  Millionen  Mark. 

Auch  die  Bezeichnung  »gedeckte  Debitoren«  ist  (ur  den  Laien 
irreführend. 

Die  Erläuterungen  zu  dem  Effektenkonto  sind  in  der  Regel 
viel  zu  allgemein  gehalten.  Ein  sehr  grosser  Teil  der  eigenen  Ef- 
fekten tritt  sogu  wegen  deren  Vorbuchung  auf  Konsortial-  und 
Konto-Korrent-Konto  auf  dem  Effekten-Konto  überhaupt  nicht  in 
Erscheinung. 

Bemerkungen  über  verpfändete  Wertpapiere  fehlen  gänzlich. 

Infolge  der  Gepflogenheit,  Debitoren-Salden  am  Jahresschlüsse 
in  Accepte  umzuwandeln,  erscheint  die  Bilanz  von  einer  Flüssig- 
keit»  welche  sie  in  Wirklichkeit  nicht  besitzt. 

Als  irreführend  muss  auch  die  Gepflogenheit  mancher  Aktien- 
^csellschalten  bezeichnet  werden,  in  ihren  Geschäftsberichten  den 
Kichtit^befund  ihrer  Bilanzen  durch  vereidigte  Kücherrevisoren  be- 
stätigen zu  lassen.  Die  Mehrzahl  der  Aktionäre  wird  dadurch  in 
eine  unberechtigte  Sicherheit  gewiegt  ,  denn  die  Prüfung  dieser 
Revisoren  ist  und  kann  nur  eine  formale  sein,  welche  nicht  in 
den  Geist  der  Buchführung,  vor  allem  der  Grundbuchungen  ein- 
dringt. 

Au.s  dem  1  'mstande,  dass  sich  bei  den  zusammengebrochenen 
Gescllschalicii  die  Aulsichtsräte  nicht  bewährt  haben,  kann  dieser 
Institution  an  sich  kein  Vorwurf  gemacht  werden.  Die  Befugnisse 
sind  die  denkbar  weitgehendsten,  so  dass  ein  gewissenhafter  Auf- 
sichtsrat sehr  wohl  in  der  Lage  ist,  die  bezweckte  Sicherung  der 
Aktion&re  zu  bilden,  vorausgesetzt,  dass  er  nicht  zu  viel  derartige 
Aemter  begleitet.  Ein  Uebelstand  ist  es,  dass  zu  viel  Wert  dar* 
auf  gelegt  wird,  den  Aufeichtsrat  durch  möglichst  klangvolle  Na- 
men vertreten  zu  lassen  und  zu  wenig  Wert  auf  wirkliche  charak- 
terfeste Sachverständige  —  letzteres  mitunter  sogar  absichtlich. 

Berücksichtigt  man  die  grosse  Bedeutung,  welche  die  Banken 
(iOr  die  gesamte  Volkswirtschaft  erlangt  haben,  bedenkt  man,  wie 
viel  Wohl  und  Wehe  von  der  Ehrlichkeit  und  Fähigkeit  einzelner 
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Männer  abhängt ,  zieht  man  die  schweren  Verluste  in  Betracht» 
welche  durch  leichtfertige  oder  verbrecherische  Bankletter  direkt 
und  indirekt  verschuldet  worden  sind,  so  muss  man  die  laut  gt- 
wordenen  Forderungen  nach  verschärfter  Kontrolle  als  berechtigt 
anerkennen,  wenn  auch  deren  Erfüllung  keine  leichte  ist. 

Vielleicht  Hesse  sich  ein  Ausweg  in  der  Weise  schaffen,  dass 
der  Staat  Bankrevisoren  ernennt,  welche  dem  Finanz-  öder  Justiz« 
ministerium  unterstellt  wären.  Hierzu  könnten  zunächst  allerdings 
nur  Leute  von  gründlicher  praktischer  Erfahrung  gewählt  werden. 
Später  könnten  die  Handelshochschulen  auf  die  Ausbildung  sol- 
cher Kräfte  Rücksicht  nehmen ,  aber  auch  dann  würde  die  prak- 
tische Schulung  unerlässlich  bleiben. 

Diese  Bankrevisoren  würden  darüber  zu  wachen  haben,  dass 
die  eingegangenen  Geschäfte,  die  Beteiligung  bei  Handel  und  In- 
dustrie in  Form  von  Vorschuss,  Aktienbesitz  oder  Bürf^schut't,  die 
Verpflichtungen  auf  Konsortial-,  Wechsel-  und  Accept  Konto  u.  a. 
jederzeit  mit  der  Finanzkraft  des  bctrcticnden  Instituts  im  Kin- 
klange  stehen  und  dass  den  Passiven,  vor  allem  dem  kurzfristigen 
Kredit  entsprechende  Aktiven  i^n  -rnubcrstehcn,  so  dass  die  Sicher- 
heit und  Liquidität  ganz  besonders  auch  in  Krisenperioden  ge- 
wahrt bleibt. 

Damit  würde  zugleich  auch  ein  Modus  geschaffen,  die  Dis- 
kontierung von  Wechseln  bei  verschiedenen  Stellen,  durch  welche 
auch  die  Banken  von  Seiten  ihrer  Kunden  öfters  schwer  geschä- 
digt werden,  zu  beobachten.  Bei  der  jetzigen,  der  Furcht  vor 
Konkurrenz  entspringenden,  gegenseitigen  Abgeschlossenheit  der 
Banken,  würde  dies  eine  grosse  Sicherung  für  die  letzteren  selbst 
bedeuten. 

Der  weitere  Gang  könnte  etwa  der  sein,  dass  der  Bankrevisor 
dem  Aufsichtsrat  und  zugleich  einem  Regierungskommissar  Mit- 
teilung macht,  sobald  er  irgendwelche  Bedenken  hegt.  Ist  mit 
dem  Attfsichtsrat  eine  Einigung  nicht  zu  erzielen,  so  könnte  viel- 
leicht auf  Anordnung  des  Konunissars  eine  Vertrauenskommission 
aus  dem  Kreise  der  Aktionäre  ernannt  werden,  welche  unter  Mit- 
wirkung von  Kommissar  und  Bankrevisor  über  den  Fall  zu  be» 
raten  und  zu  beschliessen  hätte. 
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Trebel -Tochtergesellschaft Lti-(  »hligatioiicn 
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Uohdest.-Anlage  Brody  und  Chem.  Fabrik  Krappitz 

Konsortien  für  Treber- Tochteraktien  und  Obligationen, 
Elba-Aktien,  Hochofengas-  und  ToriUAnteUscheine 

Hypotheken-Besitz-Knnto  (Weisswasscr  u.  VOMOWlka) 
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Schmidt) 


R 
L 
L 


31.  MSre  I 

1 yo3  L 
1449  615 


L 
L 


Eigener  Beritt  an  Treber-Tocliler-Aküen 

Diverse  Konten 

a)  Konsortial>Konien 

b)  Kredtt-Konten 


Summa  der  Debet-Posten 
ab  Summa  der  Kredit-Posten 

-Obligo 


3326333 
143000 

öö  876 
I  797  73» 


I-    1  393  343 


L    3  237  533 


R 
L 
L 


1898 

;o.  Juni  30 

I  644374  L 
261t  213  R 

992419411- 

451 400 


L  I 


16  006 


L  3130082 


938  330 

12815 
62 
13825 

1  879  482 


L 
L 

L  4 
L 


443  «74  L 

259  927  L 

46  136'L 
57»  370' L 

524  140  L 
454  477  L 


1 190400 

290  062 
13954 

I  9t6  41  7 


14  564  067  j 
4  729752] 


21  327  4X4! 
'  OSS  309; 


9  834  3  «51     «027»  «751 


Erläuterung:  L=  laufende  Bucbschuld.    R  =  Rimessen-Obligo.    T  =  Tratten. 

Zu  9  a,  9  b  und  9c.  Diesen  Belastungen  stehen  entsprechende  Gutschriften  auf  Conto  ordi 
GiiHchriftcn  auf  Conto  ordinario  fNr.  i  a)  und  Voisrhir^s-Konto  (Nr.  io\  zum  Teil  auch  auf  den  K< 
17  und  12  d  gutgebracht.  —  Zu  15.  Diese  Kredite  sind  teils  auf  Conto  ord.  (Nr.  la),  teils  auf  Vors 
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Mitteilung. 


Herr  Professor  I)r  K  I5uc  her  in  I,eii»zit,'  ist  vom  57.  Jahrgang 
ab  in  die  Redaktion  der  >Zeitschrift  für  die  gesarote  Staatswissen- 
Schaft«  eingetreten. 

Neben  der  Zeitschrift  werden  seitdem  Ergänzungshefte  ausge- 
geben, die  einen  Sammelpunkt  bihien  sollen  für  tüchtige  monographische 
Arbeiten ,  welche  wegen  ihres  Umfangs  weder  zur  Aufnahme  in  die 
Zeitschrift  selbst,  noch  auch  zum  Einzelverlag  in  Buchform  geeig- 
net erscheinen.  Entsprechend  dem  Charakter  der  Zeitschrift  werden 
sie  das  ganze  Gebiet  der  Staatswissenschaften  umfassen,  auf  diesem 
aber  nur  solchen  Untersuchungen  Raum  gewähren,  welche  nach  der 
methodischen  Seite  strengen  Anfordenmgen  genügen  und  inhaltlich  eine 
wesentliche  Förderung  der  Wissenschaft  bedeuten.  Rein  kompilatorische 
Arbeiten  sind  ausgeschlossen. 

Die  Ergänzungshefte  erscheinen  in  zwangloser  Folge  und  werden 
den  Abonnenten  der  Zeitschrift  zu  einem  Vorzugspreise  geliefert 
Ausserdem  ist  jedes  einzelne  Heft  für  sich  zu  erhöhtem  Preise  käuflich. 

Die  Redaktion  der  Krganzungshefle  besorgt  Herr  Professor  Dr.  Karl 
Bücher, 

Beitrage  für  die  Zeitschrift  sinii  nach  wie  vor  an  Herrn  Dr.  A. 
Schal  i  le  in  Stuttgart  einzusenden. 

Die  Redaktion.  Die  Verlagshandlung. 
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Vorwort. 


Die  wichtige  Frage  der  Gestndevermittlung,  die  mit  dem 
Problem  des  Arbeitsnachweises  überhaupt  im  innigsten  Zusam- 
menhang steht,  theoretisch  und  praktisch  su  untersuchen,  hat  sich 
der  Verfasser  dieser  Abhandlung  zur  Aufgabe  gemacht.  Er  darf 
die  Notwendigkeit  der  Arbeit  schon  allein  aus  der  Bemerkung 
herleiten,  die  v.  Reüeenstein  im  Eingang  seines  grundlegenden 
Werkes  über  den  Arbeitsnachweis macht:  »Zu  den  Beru&stän- 
den,  deren  Angehörige  zwar  in  besonders  ausgedehntem  Mass* 
Stabe  ein  Objekt  der  Stellenvermittlung  bildeten,  es  jedoch,  was 
ihre  sozialen  Verhältnisse  anlangt,  nur  in  einem  verhältnbmässig 
geringen  Grade  zu  einer  Beachtung  in  dem  Sinne  gebracht  hatten, 
dass  sie  Gegenstand  eines  lebendigen  Interesses  der  Gesamtheit 
und  einer  Fühlung  mit  den  vorzugsweise  an  der  Erörterung  der 
sozialen  Verhältnisse  beteiligten  gebildeteren  Klassen  waren,  ge- 
hört vor  allem  der  des  Gesindes,  wie  der  fast  gänzliche 
Mangel  einer  einschlägigen  Literatur  erweist : 
dementsprechend  war  auch  nur  in  verhältnismässig  seltenen  Fällen 
die  Stellenvermittlung  haus-  oder  landwirtschaftlichen  Gesindes 
Gegenstand  publizistischer  Behandlung  oder  einer  Diskussion  in 
weiteren  Kreisen  geworden«.  Die  von  AZ/rr  im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  ')  angegebene  Literatur  konnte,  da  teil- 
weise veraltet,  für  den  hier  in  Rede  stehenden  Zweck  nicht  ge- 

i)  Der  Arbeitsnachweis,  s«ine  Entwicklung  und  Gestaltung  im  In-  und 
Auslände ,  dargestellt  von  Dr.  F.  Frhr,  v.  Ktilzensttin.  Nach  dem  Tode  des  Verf. 
keraiugegeben  von  Dr.  R,  P^rwnd,  Berlin  1897.  (Schriftai  der  Zentralitelle  f&r  Ar- 
beiterwohiralirtseiiirichtaiigen  Nr.  11)  &  t. 

3)  Handwörterbuch  der  Staatswisücnschaften,  henuttgCg.  V,  Omrod,  BUUr^  LixiSt 
Umktg,  2»  Aufl.,  Aru  Aibcitsnacbwcu,  I.  S.  961. 
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nügen.  Bei  dem  Mangel  an  einschlägigen  Monographieen  war 
der  Verfasser  vorzugsweise  auf  das  Material  angewiesen,  welches 
sich  in  der  Arbeitsnachweisliteratur  in  Bezug  auf  Gesindeverniie- 
tung  eingestreut  vorfand,  auf  zahlreiche  kleinere  Aufsätze  in  den 
volkswirtschaftlichen  Zeitschriften,  auf  das  Gesetzgcbungs-  und 
Verordnungsmaterial,  auf  kommunale  Verwaltungsberichte,  auf  Jah- 
resberichte städtischer  und  karitativer  Arbeitsnachweise  und  auf 
Referate  über  Konferenzen  und  Versammlungen  wirtschaftlicher 
Verbände  und  Korporationen.  Um  die  Arbeit  auf  emc  breitere 
Basis  zu  stellen,  unternahm  der  Verfasser  eine  Studienreise  durch 
ganz  Deutschland,  um  einerseits  in  den  Akten  der  Zentralbehör* 
den,  der  Magistrate  und  Polizeibehörden  sowie  der  öffentlichen 
Arbeits£mter  Anhaltspunkte  sur  theoretischen  Beurteilung  des 
Themas  zu  finden,  andererseits  den  kommunalen  und  karitativen 
Arbeitsnachweis  für  Gesinde  in  seiner  volkswirtschaftlichen  Funk« 
tion  praktisch  kennen  zu  lernen  und  statistische  Angaben  über 
die  materiellen  Leistungen  dieser  Arbeitsvermittlungsstellen  zu 
sammeln.  Er  war  bestrebt,  auf  diese  Weise  zu  praktischen  Vor- 
schlägen zu  kommen,  die  ein  bescheidener  Beitrag  zu  einem  Thema 
sein  sollen,  das  ein  verdienter  Sozialpolitiker,  Geh.  Regierungsrat 
Prof.  Dr.  V.  BoHnurt  in  Dresden,  in  einem  Schreiben  an  den  Ver» 
fasser  als  eines  der  brennendsten  der  G^enwart  bezeichnete. 

Dem  Verfasser  erübrigt  noch  die  Erfüllung  einer  Reihe  von 
Dankespflichten.  Die  erste  und  vornehmste  trägt  er  hiermit  sei- 
nem  hochverehrten  Lehrer  des  Verwaltungsrechts,  Professor  Dr. 
L.  V.  JoUy  in  Tübingen,  ab,  dem  er  die  Anregung  zu  seiner 
Arbeit  und  deren  mannigfache  Förderung  verdankt.  Für  die  ihm 
gutigst  gewährte  Erlaubnis,  einschlägige  Originalakten  einsehen 
und  benützen  zu  dürfen,  ist  der  Verfasser  zu  grossem  Dank  ver- 
pflichtet den  Ministerien  des  Innern  in  München,  Dresden,  Karls- 
ruhe und  Darmstadt,  der  Kgl.  Zentralstelle  für  Handel  und  Ge- 
werbe in  Stuttgart,  dem  Kgl.  Statistischen  Landesamt  in  Stutt- 
gart, dem  Grossh.  Statistischen  Landesamt  in  Karlsruhe,  der 
Grossh.  Polizeidirektion  Mannheim,  dem  Grossh.  Bezirksamt  Pforz- 
heim, den  Stadtmagistraten  von  Ulm,  Augsburg,  Nürnberg,  Bam- 
berg, Görlitz,  den  städtischen  statistischen  Aemtern  in  Dresden 
und  Karlsruhe,  dem  Verband  der  deutschen  Arbeitsnachweise  in 
Berlin  und  den  im  Text  dieser  Abhandlung  zitierten  Arbeits- 
ämtern. 

Durch  Zusendung  von  Material  und  durch  sonstige  seinen 
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Studien  förderliche  Mitteilungen  unterstützten  den  Verfasser  in 
dankenswerter  Weise  das  Kgl.  prciissische  Ministerium  für  Ilan- 
del  und  Gewerbe,  derScnnt  der  freien  und  Hansestadt  Hainbiirg, 
das  Kais,  deutsche  Konsulat  in  Paris  ,  die  Kais.  Poli/cidirel<tion 
Metz,  die  Magistrate  von  Oppeln,  lufurt,  Kassel  und  Görlitz  (um- 
fangreiche Aktenabschriften),  die  Zentralstelle  für  Arbciterwohl- 
fahrtscinrichtungen  in  Berlin,  Oberrcgicnin'^'srat  Rvert^  Mitglied 
des  Kgl.  preuss.  statistischen  liureaus,  Grossh.  badischer  Landes- 
kominissar  Geh.  Oberregierungsrat  Freiherr  v.  Bot/f/iann-Kouslanz 
und  Oberamtmann  Scfij^ty  -  Ueberlingcn,  Kegierungsassessor 
Dr.  J/.  //(fr/zAKarlsruhc.  Geh.  Kegierungsrat  Prot.  Ur.  V.  BöltDiert- 
Dresden,  Professor  Dr.  G.  Sc/iwo/Ur -Bcd'm,  Prof.  Dr.  SZ/tv/tj  -  Leip- 
zig» Landwirtschaftsinspektor  AW-Ravensburg,  Hofrat  und  Biblio- 
tbekar  ßörcke/-M&mzy  Dozent  an  der  Humboldtakademie  Dr.  Sti/- 
/fiPifc  -  Berlin,  Rechner  und  Verwalter  Am//- Mannheim,  Vors.  d. 
Deutschen  Dienerbundes  ff.  Trt^ck  -  BerWn  ^  sowie  die  Verwal- 
tungen der  MarthahMuser  in  Karlsruhe  und  Dresden. 

Tübingen,  im  Herbst  1903. 
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Einleitung. 


Gesinde  und  G  e  s  ind  e  v  ermi  e  te  r.  Es  gibt  keinen 
gemein ^iltigen  Begriff  des  Gesindes  oder  der  Dienstboten.  Na- 
mentlich enthält  das  B.G.B.  keine  Begriffsbestimmung,  da  es  das 
Gesinderecht  den  Landesgesetzen  überlässt  (Einf.<G.  Art.  95). 

Wenn  man  nur  das  häusliche  Gesinde  (Hausgesinde)  ins 
Auge  iasst,  kann  man  es  definieren  als  für  häusliche  Dienste  ge- 
mietete Personen,  deren  Verhältnis  sich  von  dem  durch  andere 
Dienstmietverträge  erzeugten  teils  durch  die  Aufnahme  in  den 
Hausstand  der  Herrschaft  unterscheidet,  wodurch  für  beide  Par« 
teien  neben  den  rechtlichen  Pflichten  sittliche  begründet  werden, 
teils  durch  die  im  Vertrag  nur  im  allgemeinen  erfolgende  Fest» 
Stellung  der  Pflichten  der  Dienstboten,  womit  eine  Befehlsgewalt 
der  Herrschaft  über  sie  in  Verbindung  steht 

Das  ländliche  Gesinde  hat  sich  in  den  verschiedenen  Teilen 
Deutschlands  verschieden  entwickelt.  Im  Süden  und  Westen  des 
Reichs  unterscheidet  es  sich  vom  häuslichen  Gesinde  nur  dadurch, 
da.«^s  es  in  erster  Linie  zu  landwirtschaftlichen  Arbeiten  berufen 
ist.  im  Norden  und  Osten  des  Reichs,  wo  der  Grossgrundbesitz 
vorherrscht,  uinfasst  dagegen  das  ländliche  Gesinde  zwei  verschie- 
dene Gruppen  von  Arbeitern.  Einerseits  gehören  hierher  die  nie- 
deren Arbeiter,  die  entweder  eine  ähnliche  Stellung  haben  wie  die 
landlichen  Dienstboten  in  Sud-  und  Westdeutschland  oder  sich 
den  ländlichen  Tagelöhnern  insoiern  nahern,  als  sie  nur  für  kurze 

I)  7'.  yolfyt  Art.  Gctindepolizei  in  Stengels  Wörlerbuch  des  Verwaitungaieebtt. 

B<J.  I,  i8f»o.  S.  583. 

ifetUchrifl  für  die  ge*.  StaaUwi«i>eDKcii.    Erganzuagiheft  lu.  I 
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Fristen  gemietet  werden  und  sich  die  Kost  oder  sogar  die  Woh- 
nung selbst  stellen.  Andererseits  umfasst  hier  das  ländliche  Gesinde 
die  niederen  Wirtsch^tsbeamten ,  die  in  der  Regel  verhei- 
ratet sind,  deshalb  selbständig  wohnen  und  sich  verköstigen  und 
sich  von  andern  Arbeitern  nur  dadurch  unterscheiden*  dass  sie 
für  lange  Fristen  gemietet  werden 

Nicht  zum  Gesinde  gehören  die  Arbeiter,  die  zwar  vom  Mieter 
Kost  lind  Wohnung  erhalten,  aber  nicht  häushche  sondern  ge- 
werbliche Dienste  zu  leisten  haben,  wie  z.  B.  Gesellen,  Kellner 
und  Kf linerinnen,  Hotelzimmermädchcn. 

G  c  s  i  n  d  e  V  e  r  m  i  e  t  e  r  ist  (lerjtMii^^o,  welcher  das  Zustande- 
kommen von  Dienslverträ^^en  zwischen  Dinnsthotcn  und  Dienst- 
herrschaften vermitteil;  er  ist  also  eine  Art  des  Sicllenvcrmittlers 

S  t  e  1  1  e  n  V  c  1  m  i  t  L 1  e  r  sind  Personen,  die  allgemein  das 
Zustandekommen  von  Arbeitsverträgen  vermitteln. 

Bedeutung  der  G  e  s  i  n  d  c  v  e  r  m  i  e  t  u  n  g.  Liegt  die 
Gesinii(  \  (  imietung  in  den  Händen  von  unzuverlässigen  Personen, 
so  kann  bei  dem  engen  persönlichen  Kontakt  zwischen  Vermieter 
und  Gesinde  die  sittliche  Qualität  des  letzteren  leiden,  der  häutige 
Stellenwechsel  befördert  werden  —  beides  auch  zum  Nachteil 
der  Herrschaft  — ,  und  das  Gesinde  kann  aufs  ärgste  ausgebeutet 
werden  und  in  eine  verderbliche  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
vom  Gesindevermieter  geraten.  Gegen  diese  Schäden  kann  sich 
das  Gesinde  infolge  seiner  Mittellosigkeit,  geringen  Bildung  und 
mangelhaften  Weltkenntnis  nicht  selbst  schützen.  Es  hat  daher 
ein  Anrecht  auf  Schutz  durch  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Ge- 
sellschaft. Aufgabe  dieser  mächtigen  Faktoren  muss  es  daher 
sein,  die  Gesindevermietung  zu  regeln  und  zu  aberwachen. 

Formen  der  Gesindevermietung.  Die  Gesinde- 
vermietung vollzieht  sich  in  den  mannigfaltigsten  Formen: 

1.  auf  Gesindemärkte  n; 

2.  durch  gewerbsmässige  Vermieter; 

3.  durch  öffentliche  allgemeine  Arbeitsnach- 
weise, errichtet  teils  von  Kommunen,  teils  von  Korporationen 
(z.  B.  Landwirtschaftskammcrn),  teils  von  gemeinnützigen  Ver- 
einen mit  staatlicher  oder  kommunaler  Unterstützung; 

1)  XäJUeTt  G«sindcweseD  und  Gesinderecht  in  Deatschlnnd,  Samndnog  national- 
ökonom.  und  statisdscb.  Abhandinngen  des  itaatsw.  Seminars  zu  Hatte.  10.  Bd.  Jena 
1896.  S.  197. 

2)  Schicker,  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich,  4.  Aufl.  L  S.  164. 
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4>  durch  spezielle  Gesindeoachweise,  meist  kon- 
fessionellen Charakters; 

5.  durch  Ortskrankenkassen  fUr  Dienstboten; 

6.  durch  Fachvereinigungen  von  Gesinde ; 

7.  durch  die  Presse; 

8.  durch  freundschaftliche  Vermittlung  unter 
Herrschaften  oder  durch  das  Gesinde  selbst,  das  lür  Verwandte, 
Bekannte, 'Landsleute  usw.  Stellen  besorgt. 

Schliesslich  lassen  sich  noch  Kombinationen  der  Sy- 
steme I  und  2,  sowie  3  und  4  nacliweisen. 

Diese  verschiedenen  Formen  der  Gesindevermietung  sind 
nunmehr  einer  Betrachtung  zu  unterziehen. 
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I. 

Die  Gesindemärkte. 

Gesindemärkte  sind  Veranstaltungen,  durch  welche  stellen- 
suchenden  Dienstboten  und  Dienstboten  suchenden  Herrschaften 
Gelegenheit  geboten  wird,  sich  zu  bestimmter  Zeit  an  bestimmten 
Orten  zu  treffen.  Diese  Form  des  Arbeitsmarkts  hat  sich  ausser 
in  Frankreich  und  in  der  Schweiz  (Genf)'),  sporadisch  in  einzelnen 
Gebieten  Deutschlands  bis  auf  die  Ge^^cnwart  erhalten.  Der  Treff- 
punkt von  Herrschaft  und  Gesinde  ist  in  der  Regel  ein  öffentli- 
cher Platz.  Die  Kontrahenten  schliessen  auf  Grund  persönlichen 
Gc.j'  ntilu  rtr*  tcns  den  Dienstvertrag  meist  mündlich  ab.  Gewöhn- 
Uch  erfolgt  der  Abschluss  ohne  Mittelspersonen,  doch  haben  sich 
auch  auf  Gesindeniärkten  gewerh.-^miis.sii^e  Vermittler  eingeschli- 
chen. Die  G'  sindcinärktc  haben  w  esentiich  nur  noch  kultur-histo- 
ri^che  Bedeutung  und  sind  immer  mehr  im  Verschwinden  be- 
gritfen. 

In  folgenden  Gebieten  haben  sie  sich  noch  erhalten: 
1.  in  der  R  h  e  i  n  p  r  o  vi  n  /-.  hn  nfudlichcn  Teil  des  I\Io 
selgebiets  werden  alljährlich  in  B  i  t  b  u  r  g  .  \V  i  i  i  1  i  c  h  ,  K  a- 
s  c  h  e  n  b  a  c  Ii  ,  X  e  u  e  r  b  n  r  g  und  W  c  i  tl  i  n  g  e  n  derartige 
Markte  al>;,;(  halten.  Der  Pi.isidcnt  de>  landu  irlschaftlichen  V^er- 
eins  für  l'i.hcinprcussen,  v.  Bcuiberg-MnuHnersheim,  macht  darüber 
folgende  Miiteilnngen  -) :  In  Bitburg  fällt  der  Gesindemarkt  auf 
den  ersten  Montag  im  Dezember  und  wird  von  Ober  3000  mann« 
liehen  und  weiblichen  Dienstboten  besucht ;  ebenso  stark  besucht 
ist  der  alljährlich  in  Wittlich  am  zweiten  Weihnachtsfeiertage  statt* 
findende  Gesindemarkt.  In  früheren  Jahren  waren  diese  Gesinde« 

1)  Keil'euslein ,  Der  .\il>eitsnactnvt       S.  56. 

2)  V'erhandlungsbericht  der  22.  Ficuarversamiulung  vies  deutschen  Land- 
wirtschaf tsrats,  S,  2U. 
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nictikte  mit  Tanzvcrgnugunf^en  verbunden,  wobei  Ausschreitunj^eii 
nicht  selten  vorkamen;  es  ist  dies  jedoch  in  neuerer  Zeit  abgestellt 
worden,  so  dass  es  nunmehr  dort  ordenthch  und  züchticj  hergeht; 
gewöhnlich  beginnen  die  Gesindemärkte  um  lo  Uhr  mui^cns  und 
endigen  um  3  Uhr  nachmittags ,  woraaf  dann  jeder  nach  Hause 
zurückkehrt. 

M.  Quarck^)  nennt  noch  als  Gesindemarktplätze  in  der 
Eifelgegend  :Prüm, Lutzerath, Münstermaifeld, Co- 
chem, Wetteldorf  und  Ufflingen.  Derselbe  Schrift- 
steller bemerkt,  dass  tsich  dort  die  Knechte  und  Mägde  auch 
noch  durch  ein  um  den  Arm  geschlungenes  Strohseil  als  Stellen- 
suchende  kenntlich  machen«  und  dass  dort  »diese  Menschenmärkte 
auch  noch  mehrfach  mit  vielbesuchten  Viehroärkten  zusammen- 
faltenc. 

2.  in  Ostfriesland.  Dort  werden  während  der  Erntezeit 
allwöchentlich  Arbeitermärkte  abgehalten,  die  genügend  Gelegen- 
heit zu  einem  direkten  Verkehr  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer  geben  *). 

3.  in  I)  i  t  h  ni  a  r  s  c  h  e n ;  Krempe,  Meldorf  und  Wessclbü- 
ren  in  der  Marsch  ')  (hier  kommen  nur  Landarbeiter  in  Betracht, 
die  für  die  Woche  gemietet  viferden). 

4.  in  S  c  h  l  e  s  i  c  n.  In  Breslau  hat  der  sog.  Mutzcl- 
markt',  der  alljährlich  am  2.  Weihnachtsfeicrtap^e  an  der  Staiip- 
saule  vor  dem  Rathause  abi,'ehalten  wurde,  seine  Bedeutung 
verloren.  Zu  diesem  Gesindemarkt  finden  sich  mehr  Gesindever- 
mieter als  Gesinde  ein  In  Gr.  W  a  r  t  e  n  b  e  r  g  ist  die  Ab- 
haltung des  Mutzelmarkts  am  Michaelistage  im  Jahre  1894  unter» 
sagt  worden. 

5.  in  Mitteldeutschland:  Zahna,  Prov.  Sachsen,  Al- 
tenburg, Zcrbst  ').  Verschwunden  sind  die  früher  in  Dresden 
in  Blüte  gewesenen  Gesindemärkte,  wo  der  Markt  am  Sylvester- 
tage im  Baiiliause  begann  und  am  Neujahrstage  in  Helbigs  Eta- 
blissement fortgesetzt  wurde  *').    in  Frankfurt  a.  M.   ist  der 

1)  iV.  Quartk,  Art.  »GesindemSrkte«  i.  d.  »Sozialen  Praxis«  6.  Jahrg.  Nr.  i8. 
3)  Stand  des  landlicben  Arbeitnachweises  in  Dentidieii  Rdcb.  Dnickf.  3  des 
denttcbeii  L«ndwir tschaftirmts,  24.  nctwrveis. 

3)  Quarrk,  n.  a  O. 

4)  ."^chlesischc  Ztilung  v.  aS.  Dezember  1893. 

5)  Quari:k,  a,  a.  O. 

6)  Drodcoer  Jornnal  v.  2.  Jaamir  1901. 
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sog.  >r)a!les«,  d.  h.  ein  Markt  für  fuldaische  Knechte,  Landar- 
beiter, Schnitter,  Drescher  u.  s.  w.,  auf  ofi'enem  Flatze  seit  einigen 
Jahren  [johzeiHch  verboten. 

Im  Süden  Deutschlands  haben  wir  noch  Gesindcüiarkte 
6.  in  Lothringen.    In  Metz  soll  der  Gesindemarkt  schon 
seit  Jahrhunderten  bestehen  und  hat  sich  bis  in  die  Jetztzeit  er- 
halten').   Ueber  diesen  Markt  wird  uns  folgende  anschauliche 
Schilderung')  zur  Verfügung  gestellt: 

»Eine  ganz  eigentümliche  Einrichtung  ist  der  am  St.  Ste- 
phanstage auf  dem  Domplatz  der  Stadt  abgehaltene  Gesinde- 
-  markt  für  ländliche  Arbeiter.  Aus  dem  ganzen  »Metzer  Landec, 
dem  ehemaligen  Gebiet  der  freien  Stadt,  und  oft  noch  weiter 
her,  kommen  am  Morgen  des  zweiten  Weihnachtstages  alle 
jungen  Leute,  Knechte  und  Mägde,  nach  der  Stadt  und  steilen 
sich  am  genannten  Platze.  Die  Vermittler  ihrer  Engagements, 
ohne  die  auch  ein  solches  Geschäft  leider  nicht  zu  stände 
kommen  kann ,  harren  schon  seit  8  Uhr  ihrer  Ankunft  und 
nehmen  sie  gleich  in  Beschlag.  So  bilden  sich  um  dieselben 
allerlei  Gruppen,  von  alten,  fast  ergrauten  Meistern,  d.h.  Gross- 
knechten, bis  zu  dem  kaum  der  Schule  entwachsenen  Pferde- 
juni];(MT  sowie  von  Mägden  verschiedenen  Alters  und  in  ver- 
schiedener Tracht,  die  entweder  ihre  V^erwandten  hierher  be- 
gleiteten oder  selbst  einen  Dienst  suchen.  Die  Zahl  der  letz- 
teren nimmt  mit  jedem  Jalirc  ab.  Wahrend  wir  beisj)ielsweise 
die  Zahl  der  sich  anhicnenden  Knechte  auf  ca.  400 — 5ckd  schätzen, 
dürfte  die  Z.ihl  der  ländlichen  Arbeiterinnen  kaum  50  über- 
stiegen haben.  Geigen  10  Uhr  erscheinen  die  »Patrone  ,  d.  h. 
die  grossen  Grundbesitzer,  die  ferviiers  und  die  Bauern  ,  um 
sich  ihren  Bedarf  an  Arbeitern  un<l  Arbeilerinnen  auszusuchen, 
und  nun  bc -innt  ein  Anpreisen  und  Benialceln ,  ein  beordern, 
Bieten  und  beilschen,  wie  man  es  sonst  wf)hl  aul  emcm  regel- 
rechten Rossmarktc  wahrnehmen  kann.  Alles  ist  dabei  natür- 
lich fröhlich  und  guter  Dinge,  denn  dafiir  sorgen  schon  die 
zahlreichen  um  den  Domplatz  liegenden  Wirtschaften,  beson- 
ders das  *Cafb  de  la  Lune*^  das  heute  in  eine  Art  Börse  ver- 
wandelt ist.  Etwa  gegen  I  Uhr  ist  das  Geschäft  zu  Ende,  und 
der  Rest  des  Tages,  der  über  das  Schicksal  des  kommenden 
Jahres  entschieden  hat,  ist  dem  Amüsement  gewidmet,  leider 

t)  Mitt  d.  Kais.  PolUddirektion  Mets  a.  4.  Vecf. 
2)  Landeneitnog  f.  EU.-Lothr.  t.  27.  Dezember  i836. 
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meistens  auf  Kosten  der  Gesundheit  der  nächsten  Tage,  wobei 
zudem  oft  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  des  sauer  erworbenen 
Lohnes  des  vorigen  Jalirps  daraufgeht.    Im  ganzen  scheint  uns 
aber  in  der  Unsitte  solcher  Schwelgerei  von  Jahr  zu  Jahr  eine 
Besserung  einzutreten,  gewiss  einerseits  eine  Frucht  der  bes- 
seren Erziehung  der  ländhchen  Arbeiter  gegen  früher,  und  an- 
dererseits eine  Wirkung  der  landwirtschafthchen  Vereine,  die  un- 
seres Wissens  überhaupt  Gegner  des  ganzen  Gesindemarkts  sind.« 
.7.  in  Württemberg.  Von  einiger  Bedeutung  ist  hier  der 
Gesindemarkt  in  Ravensburg,  auf  dem  vorzugsweise  jüngeres 
ländliches  Gesinde  (Hütekinder)  vermietet  werden.  Dieser  Markt 
wurde  Gegenstand  der  Besprechung  im  Deutschen  Reichstage  am 
31.  Januar  1903.   Der  sozialdemokratische  Abgeordnete  Wurm 
entrüstete  steh  über  diese  »Kindermärkte«,  auf  denen  Kinder 
verdungen  und  ins  Elend  verkauft  würden'). 

Um  festzustellen,  wie  es  in  Wahrheit  mit  diesem  »tilenschen- 
markt«  bestellt  ist,  wurden  auf  Ersuchen  des  Verfassers  von 
sachverständiger  Seite  im  Oberamt  Ravensburg  Erhebungen  ge- 
macht Danach  finden  diese  Gesinde-  oder  Dienstbotenmärkte 
alljährlich  im  Monat  März  statt.  Es  sind  deren  zwei,  jeweils  an 
Samstagen  (Wochenmarktstag).  Die  Hütekinder,  welche  sich  zu 
den  grösseren  Landwirten  verdingen,  kommen  aus  Vorarlberg 
und  Tirol.  Das  Alter  derselben  schwankt  zwischen  lO  und 
18  Jahren.  Die  Tiroler  lUitckinder  sollen  zum  Schulbesuch  wäh- 
rend des  Sommers  nicht  verpflichtet  werden  können.  Nicht  selten 
kommen  in  Begleitung  der  Kinder  auch  ältere  Leute  von  18  bis 
30  Jaiiren  beiderlei  Geschlechts,  welche  den  Markt  benützen,  um 
leichter  eine  Stelle  als  Knecht  oder  Magd  zu  erhalten.  Mittels- 
personen sind  bei  dem  Verdingen  nicht  im  Spiel.  Die  Kinder 
machen  ihre  Forderung  an  Lohn  und  sonstige  Bedingungen  selbst, 
und  dies  mit  lüitschiedenheit  und  ohne  jede  Nachgiebigkeit,  denn 
sie  wissen,  dass  sie  begehrt  sind.  Tatsächhch  ist  auch  die  Nach- 
frage nach  solchen  Kindern  sehr  gross,  ja  so  bedeutend  ,  dass 
seit  4 — 5  Jahren  einzelne  Landwirte  schon  am  Tage  vor  dem 
Markt  (Freitag)  nach  Friedrichshafen  reisen  und  dieselben  beim 
Betretet!  des  deutschen  Bodens  gleich  in  Empfang  nehmen. 

Der.  Lohn  schwankt  zwischen  40 — 150  Mk.  je  nach  Alter  und 

1)  Stcnopr.  Berichte  des  Reichstaps,  24S.  Sit/iinp  vom  31.  Januar  1903.  S.  7607. 

2)  MtUeüungen  des  LandwirtschafUinspeklon>  Kost  in  Ravensburg  an  den 
Verfasser. 
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körperlicher  Entwickelun^^,  und  zwar  für  die  Zeit  von  Mitte  März 
bis  Simon  und  Judac  (28.  Oktober).  Zu  dieser  Geldbelohnung 
kommt  aber  ausserdem  noch  6  Dopplet*  ,  d.  h.  doppelte  Klei- 
dung, bestehend  in  einem  Werktags-  und  einem  Sonntagsan^.ug. 
Der  W'ei ktai;sanzug  taxiert  sich  incl.  Mut,  Stiefel  und  Strinupfe 
zu  40  Mk.,  der  Sonnta£,^san/.ug  /u  ca.  50  Mk.  (der  Hut  ist  beim 
Sonntagsan/ug  nicht  beigegeben).  Diese  doppelte  Kleidung  re- 
präsentiert also  einen  Wert  von  80 — 90  Mk.,  so  dass  der  Ge- 
samtlohn beim  Verlassen  des  Dienstes  an  Simon  und  Judae 
120 — 240  Mk.  ausmacht.  Nimmt  man  als  Dienstzeit  225  Tage, 
so  kommen  auf  den  Tag  53  Pfg.  —  i  Mk.  06  Pfg.  Die  Kinder 
haben  im  Hause  (und  vielfach  auch  noch  am  Tische)  ihres  Dienst- 
herm  volle  Beköstigung,  Wohnung  und  zuweilen  (selten)  freie 
Wäsche.  Die  Kinder  kommen  im  Frühjahr  mager  und  ausge- 
hungert und  kehren  im  Herbst  mit  blühendem  Aussehen,  dick* 
backig  wieder  heim.  Sie  hatten  in  der  Regel  von  März  bis  Ok- 
tober  in  ihrem  Dienstverhältnis  aus,  während  die  einheimischen 
Dienstboten  oft  davonlaufen.  Bei  der  Ankunft  im  März  kommt 
ein  Begleiter  mit,  in  der  Regel  ein  Geistlicher,  der  sie  im  Spät* 
jähr  auch  wieder  abholt.  Sie  sammeln  sich  im  Gasthof  »zur  Krone« 
in  Ravensbnr;^. 

Durch  die  Aufsicht  der  Geistlichen  hat  die  Institution  einen 
konfessionellen  Charakter  gewonnen.  Es  besteht  ein  Tiroler 
Hütekinderverein  mit  dem  Sitz  in  Landeck,  der  in  einem 
Ausschreiben  bemerkt,  dass  Vereinskinder  nur  an  katholische 

Herrschaften  abgegeben  werden^).  Nach  Mitteilungen  dieses 
Vereins  betrug  die  Zahl  der  Vereinskinder  1900  366.  1901  364, 
1902  326,  davon  '/s  Mädchen.  Die  Löhne  betni;^en  im  Durch- 
schnitt 1900  74  Mk.,  1901  76'/2  Mk.,  1902  81  Mk.  Dazu  kommt 
noch  doppelte  Kleidung.  Man  berechnet ,  dass  die  Kinder  in 
25  Jahren  etwa  eine  Million  Kronen  nach  Tirol  gebracht  haben, 
denn  sie  pflegen  ihren  ganzen  Lohn,  den  sie  erst  am  Tag  der 
Heimkehr  ausgehändigt  bekommen,  eingebunden  mitzunehmen^). 

Von  Friedriciishaten  aus  werden  Hütekinder  in  den  badi- 
schen Linzgau  (Amtsbezirke  Ueberlingen  und  Pfullendorf)  weiter 
geliefert 

1)  Schwäbischer  Merkur,  Nr.  123  v    16.  März  I903. 

2)  Schwäbischer  Merkur,  Xr.  127  v.  18.  März  1903. 

3)  MiU.  des  Grossh.  badischen  Oberamtmanns  z'.  Sender  in  Ueberlingen  an 
dcD  Verf. 
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Die  Gesindcmäiktc  —  die  primitivste  Form  der  Gcsindever- 
inictung  —  fungireii  als  Spezialmärkte  noch  dort,  wo  sich  das 
Volkstum  mit  seinen  schlichten  Gebräuchen  noch  rein  erhalten 
hat,  vorzugsweise  abseits  der  grossen  1  leerstrassen  des  Verkehrs. 
Sie  haben  sich  unter  anderen  wirtschaftlichen  Verh.ältnissen  her- 
ausgebildet, heute,  wo  das  Gesinde  nicht  mehr  so  sesshaft  ist, 
wo  Dielistverträge  nicht  mehr  auf  so  lange  Fristen  abgeschlossen 
werden,  wie  frQher,  verlangt  das  Bedürfnis  des  Publikums  auch 
auf  diesem  Gebiet  des  Arbeitsnachweises  raschere  Befriedigung 
als  nur  zu  gewissen  Terminen  im  Jahre. 

Die  Gesindemärkte  sind  aber  auch  direkt  nachteilig,  inso- 
fern als  sie  Anlass  zur  Völlerei  und  zu  anderm  Unfug  geben. 
Man  erstrebt  daher  mit  Recht  ihre  Beseitigung.  Ihre  Charak- 
terisierung  als  » Menschenmärkte  c  von  sozialdemokratischer  Seite 
ist  aber  unzutreffend,  denn  sie  beruhen  auf  dem  Prinzip  gegen- 
seitiger Freiwilligkeit.  Wenn  man  immer  dort  von  einem  Men- 
schenmarkt  reden  wollte,  wo  Menschen  ihre  Arbeitskraft  direkt 
anbieten,  dann  wäre  auch  jedes  Geschäftszimmer  eines  Stellen- 
vermittlers, ja  selbst  jedes  Bureau  eines  städtischen  Arbeitsamtes 
ein  Menschenmarkt. 
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II. 

Die  gewerbsmässige  Gesindevermietung. 

Die  gewerbsmässigen  Gesindevermieter,  meist  weibliche  Per- 
sonen, werden  mit  verschiedenen  Namen  bezeichnet:  Gesindever- 
mieter,  -verdinget,  -makler,  »mäkler,  Vermiets-  oder  Mietsfrauen, 
Mägdeschickerinnen,  Zubringer,  im  bayrischen  Gebirge  Hindinge- 
rinnen  u.  s.  w.  Im  Mittelalter  lag  der  Arbeitsnachweis  in  den  Hän- 
den zünftiger  Organisationen,  für  nicht  zunftmässig  organisierte  Be- 
schäftigungen musste  man  daher  besondere  Einrichtungen  gründen. 

Das  älteste  gewerbsmässige  Gesindevermitl!un:^'sbureau  soll 
im  14.  Jahrhundert  in  Frankreich  entstanden  sein.  Wie  Reitsen* 
stein'^)  zu  melden  weiss,  erhielt  1330  in  Paris  jede  von  den  vier 
Töchtern  der  Amme  König  Johanns  des  Guten  die  Ermächtigung, 
ein  Bureau  zur  Annahme  von  Nährmüttern  zu  errichten,  welche 
aus  der  Provinz  Kamen ,  um  Ptleglinj^e  abzuholen  ;  die  Inhaber 
dieser  Bureaux  tuhrten  den  Namen  cotiimuuderesscs  oder  rccom- 
n!andtrcsscs\  sie  durften  den  sich  zum  Dienst  anbietenden  Ammen 
gcLjcn  eine  ohriL;l;citlich  fest.[^esct/tc  Taxe  Unlerk-oinmen  ver- 
sclKitVen,  in  kt-incni  l-aile  aber  eine  derartige  Person  mehr  als 
eminai  im  J.ihn;  \  ermieten.  Die  Tätigkeit  dieser  Burenux  dehnte 
sich  allmählich  nut  alle  Arten  weililicher  Bediensteten  aus. 

Aus  Deutschlanil  lici;cn  von  jener  Zeit  nur  spailiche  Nach- 
richten \or.  Das  Institut  der  Gesindevermieter  soll  in  demselben 
Jahrhundert  schon  in  Nürnberg  bekannt  gewesen  sein,  wo 
der  Rat  zur  Vermietung  des  weiblichen  Gesindes  die  sog.  Zu- 
bringerinnen bestellt  hatte.  Sie  hatten  einen  gewissen  amtlichen 
Charakter  und  bestimmte  Privilegien.  Bei  ihrem  Amtsantritt  so- 
wie nach  der  neuen  Ratswahl  mussten  sie  vor  der  zuständigen 


i)  ReitztHsteiH  a.  au  0.  S.  12. 
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Polizeibehörde  den  Dienstdd  leisten.  Zum  eigentlichen  Abschluss 
des  Mietvertrags  musste  stets  eine  Zubringerin  beigezogen  wer- 
den, welche  fOr  ihre  Mühewaltung  die  amtlich  festgesetzte  Taxe 
von  Herrschaft  und  Gesinde  zu  beanspruchen  hatte').  Die  Be- 
werberinnen um  diese  privilegierten  Gesindebureaux  wurden  sorg- 
fältig ausgewählt,  nur  unbescholtenen  Frauen  meist  gesetzten 
Alters,  namentlich  Witwen  städtischer  Bediensteter  erteilte  der 
Rat  hierzu  die  Genehmigung.  1421  haben  sich  in  Nürnberg  3 
derartige  Dienstbotenbureaux  befunden.  Die  Taxen  betrugen  da- 
mals nicht  Ober  10  bezw.  15  Pfg.  von  der  Herrschaft  und  5  bezw. 
13  Pfg.  vom  Dienstboten.  (Es  handelt  sich  hier  um  Siibeipfen- 
nige  »  4  Pfg.  des  heutigen  Münzsystems).  An  den  Mietster- 
minen soll  CS  in  den  Buden  und  Wohnungen  der  Gesindever- 
dinger recht  lebhaft  zugegangen  sein.  Nach  dem  Abschluss  der 
Dienstverträge  vereinigte  der  sogenannte  Kolbelbraten  (kolbeln 
=  den  Dienst  wechseln),  d.  h.  ein  frohes  Gelage,  Gesinde  und 
Verdint^cr  in  der  Herberge.  Der  Rat  belcämpfte  diesen  Unfug 
hat  ihn  aber  trotz  aller  Verbote  nie  ganz  auszurotten  vermocht. 
Die  Verdingerinnen  gaben  fortwährend  Anlass  zu  Bcsclnvcrden, 
indem  sie  ihr  Geschäft  in  gewinnsüchtiger  Weise  zum  Schaden 
der  Herrschaften  und  des  stcliensuchenden  Gesindes  trieben. 
1521  bezw.  1525  Hess  daher  der  Rat  eine  eigene  Ordnung  für 
die  sog.  Zubrini;er  und  Dienstboten  zusammenstellen. 

Aus  dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  liegen  Nachrichten  vor, 
dass  auch  in  andern  Stadien  Deutschlands  solclu:  statitisch  kon- 
zessionierte (jesindcvermietun^slnireaux  bestanden  haben.  So 
bckl;i;^tc  sicli  der  Rat  der  Sladt  Leipzig  in  einer  Verordnung 
vom  6.  August  16 16  über  die  Gesindemäkler.  »Sie  verhetzten 
das  Gesinde  so.  dass  es  alle  Vierteljahre,  ja  alle  Monate  seinen 
Dienst  wechsle  und  keine  Strafe  seines  Unfleisses  von  Herren 
und  Frauen  leiden  wolle« ''^).  Auch  in  Breslau  bestand  früh- 
zeitig diese  Einrichtung.  Die  Breslauer  Gesindeordnung  von  1640 
bestimmte  12  Mägdeschickerinnen  zur  Bestellung  des  Gesindes. 
Dieselben,  meist  Frauen,  wurden  durchgehends  konzessioniert  und 
auf  ihr  Geschäft  verpflichtet.   Sie  mussten  bei  jedem  Kontrakt* 

1)  JCamattM,  AltnQroberger  GediMlewesat.  Mitt.  d.  Ver.  f.  Geschichte  d.  Stadt 

Nürnbcrp,  Heft  I  j,  1901.  S   69  IT. 

2)  Il'ullkf,  (jcbinHcortlniinpen  und  f Icsindezwangsdienst  in  .Sachsen  (Staats-  und 
soii.\lwiascni.chaftl.  Forschunget),  licrauj^cg.  v.  G,  Schmoller  ,  Bd.  XII,  Hcfl  4,  Leip- 
zig 1893)  S.  53. 
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Schlüsse  zugegen  sein.  Für  ihre  Bemühungen  war  ihnen  gemein- 
hin  die  Hälfte  des  Mietpfenm^s  zugesichert.  Die  Gesindemakler 
waren  aber  streng  angewiesen,  keine  Person  ohne  Entlassungs- 
attest —  iUr  die  in  Preussen  besondere  Formulare  vorgeschrieben 
waren  —  unterzubringen,  noch  lüderlichem  Gesinde  durchzuhelfen. 
Vor  allem  durften  sie»  wie  es  oft  vorkam,  den  Dienstboten  keine 
Gelegenheit  bieten,  in  ihrem  Hause  zusammen  zu  kommen,  noch 
ihnen  dort  »das  Saufen,  Karten-,  Würfelspielen  und  Tanzen«  ver- 
statten, ebensowenig  Vereinigungen  bei  sich  dulden,  die  zur  Be- 
nachteiligung der  Herrschaft  ausschlagen  könnten,  zumal  Verab- 
redungen  über  Lohnsteigerung  und  dergleichen  nichts  seltenes 
waren 

In  Brandenburg-Preussen  finden  die  Gesindever- 
mieter amlhch  zuerst  Erwähnung  in  der  Gesindeordnung  für  die 
Residenzen  Berlin,  Kttln  a.  d.  Spree  und  Friedrichswerder  vom 
12.  Februar  1718.  His  dahin  ist  das  Geschäft  des  Gesindcmaklers 
ein  freies,  jedem  erlaubtes,  Gewerbe  gewesen.  Diese  Gewerbe- 
freiheit wird  darin  aufgehoben  und  angeordnet,  »dass  binnen  vier 
Wochen  die  Magistrate  in  jeder  der  Residenzen  zwei  ehrbare 
Männer  und  zwei  ehrbare  Weiber,  über  deren  Leben  und  Wandel 
sie  sich  zuvörderst  genugsam  erkundigt,  zu  Gesindemäklern  an- 
nehmen, dieselben  auf  diese  Gesindeordnungen  gerichtlich  ver- 
eidigten und  ihnen  darüber  unter  des  Rats  Siegel  einen  Schein 
erteilen  sollen,  welchen  sie  jedesmal  bei  Anbrin^uii;^^  des  Ge- 
sindes mit  vorzulegen  haben«.  Im  ubri;4en  enthalt  diese  Verord- 
nung analoge  Bestimmungen  wie  die  der  Hreslauer  Verordnung. 
Aehnliche  Vorschriften  trifft  die  Gesindoordnung  vom  14.  De- 
zember 1733   für  die  Städte   luid  das  platte  Land  der  Altmark. 

Die  k  u  r  s  ä  c  h  s  i  s  c  h  e  Gesiiulcoi  > inuiiL^  aus  demselben  Jahr 
enthielt  das  Verbot  der  Gc.smdemäkelci  und  die  li^intührunq;  euics 
von  der  Obrigkeit  geleiteten  Arbeitsnachweises  für  das  Gesinde 
Derartige  Gesindevermitthmgssteilen  sind  denn  auch  ins  Leben 
getreten,  aber  erst  1803  für  Leipzig  und  1818  für  Dresden'). 
Man  nannte  sie  Dienstbotenamt  bezw.  Gesindeexpedi- 
tion. Es  waren  bureaukratische  Einrichtungen  mehr  zur  Ueber- 
wachung  des  Gesindes  als  Arbeitsnachweise  im  heutigen  Sinne, 

l)  A' .','w(7'f>; ,    Cic^clv.chte   und  Statistik    des  Gesindewescns   in  Deulfichlaud  in 
iiildcbrands  Jahrb.  f.  JNatioualuk.  u.  btalüük,  10.  bd.  186S,  S.  249. 
a)  JVutttt  a.  B.  O.  S.  150^ 
3)  IVtMi*  ft.  a.  O.  S.  196. 
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ausserdem  auch  Spruchbehörden  bei  Uebertrettingen  der  Ge- 
sindeordnung. 

Dit  Zustände  inderGegenwart  lassen  sich  wie  folgt 
charakterisieren : 

I.  Zahl  der  Betriebe.  Die  Gesindevermieter  in  Deutsch» 
land  sind  bei  den  Berufs-  und  Gewerbezählungen  nicht  besonders 
gezählt,  sondern  mit  ähnlichen  Gruppen  zusammen:  1882  in 
Gruppe  C  (Handel)  8  unter  » Versteigerungs-,  Verleihungs-,  Engage- 
ments- und  Annoncenvermittlern,  Auskunftsbureauxc  1895  unter 
Gruppe  C  9  »Versteigerung,  Verleihung,  Stellenvermittlung,  An- 
noncen- und  Auskiinftsbureaux«.  Nach  statistischen  Krhebungen 
der  Einzelstaaten  können  wir  jedoch  ungefähr  die  Zahl  dieser  Ge- 
werbetreibenden schätzen.  1894  wurden  in  Preussen  1664  Ge- 
sindevermieter gezählt,  in  Bayern  477,  in  Baden  241.  in  Würt- 
temberg 109  Stellenvermittler,  die  aber  fast  ausschliesslich  Ge- 
sinde vermieteten.  Für  das  «^an/.e  deutsche  Reich  durfte  man 
die  Zahl  dieser  Gewerbebetriebe  hiernach  n^indcstc-ns  auf  iibcr 
3000  schätzen  können.  In  den  einzelnen  Stadien  haben  sich  die- 
selben oft  rascher  vermehrt  als  die  Bevölkerungszahl.   So  waren 

in  M  a  n  n  h  e  i  m  : 
1SS7         30  Gesindevcrm. 
1903        63  » 

in  Nürnberg! 
1S29        12  Gesindeverm. 


1870 

20  Gesindeverm. 

1875 

55 

1885 

105 

> 

1890 

137 

> 

190 

» 

1900 

118 

* 

1901 

109 

1902 

84 

> 

1903 

66 

> 

1898  30  » 
1903        68  > 

in  Dresden: 
1838         2  Gesindeverm. 
1866         4  » 

Der  Rückgang  der  letzten  Jahre  scheint  einerseits  auf  strengere 
poltzeiUche  Beaufeichtigung ,  andererseits  auf  erhöhte  Anstreng- 
ungen der  karitativen  Arbeitsnachweise  zurückzuführen  zu  sein. 
(VgL  die  Ziffern  der  Dresdener  Nachweise  an  anderer  Stelle.) 

In  Berlin  bestanden  laut  Adressbuch :  1900  6  Ammenver- 
mieter, 204  verschiedene  Gesindevermieter,  1903  7  Ammenver- 
mieter, 220  verschiedene  Gesindevermieter.  Der  »Vorwärts« 
vom  2.  Dez.  1899  behauptete  jedoch,  dass  sich  in  Berlin  ausser 
einigen  grossen  Mietscomptoi-en  noch  etwa  600  Mietsfrauen 
mit  der  gewerbsmässigen  Gesindevermietung  beschäftigen.  Rich- 
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tig  ist  jedenfalls,  dass  in  den  Grossstädten  vielfach  das  Gesinde- 
vermittlungsgewerbe heimlich  betrieben  wird. 

Dort,  wo  gut  funktionierende  öffentliche  Arbeitsnachweise  er- 
folgreich Gesinde  vermieten «  ist  die  Zahl  der  gewerbsmässigen 
Betriebe  stark  zurückgegangen.  So  in  Mainz  von  38  im  Jahre 
1898  auf  20  im  Jahre  1903  in  Wiesbaden  von  78  im  Jahre 
1890  auf  15  im  Jahre  1900 

II.  Zahl  der  Vermittlungen.  Die  im  deutschen 
Reich  von  den  Gesindevermietem  erzielten  Resultate  sind  sta- 
tistisch nicht  zu  erfassen,  da  nur  ganz  vereinzelt  darüber  Auf- 
zeichnungen gemacht  simi.  Soweit  solche  vorliegen,  wird  den 
Ziffern  eine  Zuverlässij^keit  nicht  beigemessen  werden  können, 
weil  die  Quelle,  aus  der  sie  stammen,  die  Geschäftsbücher  der 
Gesindevermieter  kaum  einwandfrei  ist.  Diese  Gewerbtreiben- 
den  sind  gewöhnUch  in  Schreib;j[cschäfien  nicht  sehr  erfahrene 
Frauen,  und  die  von  ihnen  gemachten  zahlenmässigen  Angaben 
lassen  sich,  wenn  überhaupt,  nur  si  hr  scluver  auf  ihre  Richtigkeit 
kontrollieren.  Re(^clmassi;j;-c  AuLjaben  ülier  die  Zahl  der  am  Orte 
erfolL^tcn  Vcrmittlun^fcn  der  Gesindeverniieter  heteni  nur  die 
Jahresberichte  der  stadtischen  Arbeitsamter  von  München  und 
Stuttgart.  Aber  auch  diese  Zahkni  geben  kein  zuverlässiges  Bild 
des  Verhältnisses  zwischen  Stellenangebot  und  Nachfrage,  weil 
eine  mehrfache  Inanspruchnahme  verschiedener  Vennitllangsstellen 
sehr  hauti.:^  ist.  So  ergab  eine  vom  Arbeitsamt  Stuttgart 
vorgenonnnene  Vcrgleichung,  dass  von  den  bei  ihm  in  der  Zeit 
vom  I.  Mai  bis  15.  Juni  1901  angemeldeten  500  Dienststellen  120, 
also  fast  ^ji,  gleichzeitig  bei  einer  und  bis  zu  4  Gesindever- 
mieterinnen angemeldet  waren,  und  ähnlich  verhält  es  sich  auch 
mit  den  Stellengesuchen  *). 

Staatlicherseits  sind  neuerdings  Erhebungen  Uber  die  Zahl 
der  Vermittlungen  in  Baden  angeordnet  worden.  Das  gross- 
berzogliche  Ministerium  des  Innern  ordnete  mittelst  Reskript  vom 
18.  Oktober  190a  an  die  Grossh.  Bezirksämter  an,  einen  periodi- 
schen Nachweis  darüber  zu  erheben,  wie  gross  bei  den  einzelnen 
Betrieben  der  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  während 

l)  Mittci!iiM;;en  von  Ik;<;cordn.  Dr.  Scimidt -litixa  KOf  der  5.  KoitittCnx  dCT 
Öffentlichen  Arl.t :^^\ crmililini^s  ullen  ('.er  Rbcin-  und  Maingegend  1902. 

a)  Mitteilungen  von  Dr.  trty  -  VVicbbaden  auf  der  4.  Konferenz  der  öfi'cnt- 
licbcn  Arbeitsvcrmiulungsatellen  der  Rhdn-  nnd  Maingegend,  1900. 

3)  7.  Geschiftsbericht  des  St&dt.  Arbeitsamts  Stutlg^t  fOr  das  Jabr  190t,  S.  8. 
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eines  gewissen  SMtraums  die  Zahl  der  stellensuchenden  Per- 
sonen, die  Zahl  der  verlangten  Arbeitskräfte  und  die  Zahl 
der  vermittelten  Stellen  gewesen  ist.  Zunächst  sollten  diese 
Erhebungen  für  den  Zeitraum  eines  Jahres  gemacht  werden, 
wobei  vorbehalten  wurde,  diesen  Zeitraum  später  kürzer  zu 
bemessen.  Die  Bezirksämter  sollen  aus  den  einzufordernden 
Geschäftsbüchern  die  erforderlichen  Feststellungen  machen.  Für 
später  wurde  Anordnung  dahin  vorbehalten,  dass  diese  Gewerbe- 
treibenden selbst  die  erforderlichen  Auszüge  aus  den  Büchern 
fertigen  M.  Das  Vorgehen  der  badischen  Regierung  wird  Grund- 
lagen für  die  Statistik  schaffen,  die  freudig  zu  bcgrüssen  sind. 

III.  Die  Geschäftsführung.  Um  das  Gewerbe  be- 
treiben zu  können,  rnuss  der  Gesindevermieter  sicli  Kundschaft 
verschaffen:  Herrschaften,  die  Gesinde  mieten  wollen,  und  Ge- 
sinde, das  Stelle  sucht.  Au{gal)c  des  Vermittlers  ist  es,  die  zu 
einander  passenden  Kontrahenten  einander  zu/.uführen.  Nun  sind 
aber  die  passenden  Kontrahenten  nicht  immer  Vi)rhanden,  weil 
die  Lebensgewohnheiten,  der  Haushalt,  das  Bildungsniveau  und 
demgemäss  die  Ansprüche  der  Herrschaften  in  Bezug  auf  Sauber- 
keit, Geschicklichkeit  und  Intelligenz  des  Gesindes  grundverschie- 
den und  ebenso  die  I^igenschaiten  der  Dienstboten  die  mannig- 
faltigsten sind.  Beim  reellaten  Geschäftsbetrieb  können  daher 
leicht  Missgriffe  vorkommen,  und  man  darf  die  Anforderungen 
an  den  Gesindevermieter  nicht  allzu  hoch  schrauben.  Das  En- 
gagement vollziehen  ja  schliesslich  die  den  Dienstvertrag  abschlies- 
senden Parteien  selbst,  und  in  letzter  Linie  ist  jeder  am  besten 
sein  eigener  Vermittler.  Ist  ein  Vertrag  zu  stände  gekommen, 
wozu  oft  mehrere  Gänge  oder  langwierige  Korrespondenz  nötig 
sind,  so  erhebt  der  Gesindevermieter  von  seinen  Auftraggebern 
eine  Vermittlungsgebühr  (Provision)  und,  wo  dies  nicht  gesetz- 
lidi  verboten  ist,  bei  Entgegennahme  des  Auftrs^  eine  Einschreib« 
gebühr.  Der  Geschäftsbetrieb  erfolgt  teils  durch  den  Unter* 
nehmer  allein,  teils  durch  bezahlte  Hilfspersonen  in  der  Regel 
als  stehendes  Gewerbe,  aber  auch,  bei  der  Vermietung  land* 
wirtschaftlichen  Gesindes,  im  Umherziehen.  Mit  dem  Gewerbe- 
betrieb ist  häufig  die  Beherbergung  der  stellensuchenden  Personen 
verbunden. 

Auch  in  diesem  Gewerbszweige  gibt  es  Grossbetriebe. 
Ein  Stellenvermittlungsbureau  in  Berlin,  welches  hauptsächlich 

I)  Akten  des  GroMih.  Badiwlien  MtDisteriiuns  des  Innern. 
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Mädchen  für  Alles  und  Gast-  und  Schankwirtschaftspersonal  ver- 
mittelt, zahlt  allein  für  die  Geschäftsräume  an  Miete  yoooo  M. 
jährlich  und  hat  40  AngesfclUc.  Ueber  den  Umfang  dieses  Ge- 
schäftsbetriebs ermittelte  der  Verfasser  privatim  folgendes:  Das 
Geschäft  vermittelte  in  der  Zeit  vom  i.  Februar  bis  51.  Juli  1901 
19818  weibliche  und  9067  männliche  Personen.  Es  vereinnahmte 
in  dieser  Zeit  an  Gebuhren  (die  Taxe  beträgt  3  Mk.  für  Dienst- 
herrschaften, I  Mk.  für  Dienstnehmer)  101939  Mk,  50  Pfg,  Vom 
I.  Februar  bis  31.  JuM  1902  vermittelte  es  21448  weibliche  und 
7273  männh'che  Personen.  Die  Einiiahineii  in  diesem  Zeitraum 
betrugen  103972  Mk.  Das  ergibt  also  in  einem  Jahr  über 
200000  Ml^'.  an  Bruttoeinnahmen.  Der  Reingewinn  dürfte  auf 
60 — 70000  Mk.  pro  Jahr  zu  veransclilagcn  sein.  Dieses  Bureau 
ist  ein  moderner  (iesindcmarkt  oder  eine  Gesimlidienslbörse. 
Nach  dem  Zustandekommen  eines  Dienstvertrags  wird  den  Be- 
teiligten ein  Ausweisschein  eingehändigt  analog  dem  Schlussschein 
als  Beurkundung  eines  abgescidossencn  Borsengesclvatis.  An  man- 
chen Tagen  (14  Tage  vor  dem  Quartal)  verkehren  in  jenem  Bu- 
reau 15 — 20000  Personen.  Die  Dienstherrschaften  haben  üblicher- 
weise neben  der  GebQhr  für  den  Unternehmer  Trinkgelder  an  die 
Werberinnen  zu  entrichten,  Frauen  mit  weissen  Binden  am  Arm, 
die  die  Annäherung  zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  vermitteln. 

Grundverschieden  von  solchem  Betriebe  ist  der  der  Gesinde- 
vermieterin der  Kleinstadt.  In  ihrer  engen  Wohnstube  spielt 
sich  die  ganze  Gewerbstätigkeit  ab.  Ihr  Geschäft  ist  meist  nur 
Nebenbetrieb,  neben  einem  Gemüsehandel  usw.,  wodurch  sie  die 
nötigen  Bekanntschaften  mit  dem  einkaufenden  Gesinde  wie  mit 
den  Hausfrauen  macht,  und  sie  begnügt  sich  häufig  mit  einer  be- 
scheidenen Provision  beim  Abschluss  eines  Dienstvertrages. 

IV.  Die  Vorzüge  der  gewerbsmässigen  Ge- 
sindevermi  etung  sind  folgende : 

1.  Sie  erleichtert  die  schwierige  Dienstbotensuche  und  be- 
friedigt also  ein  wirtschaftliches  Bedürfnis ,  namentlich  dort ,  wo 
der  ölTentliche  und  karitative  Arbeitsnachweis  noch  nicht  oder 
ungenügend  entwickelt  ist. 

2.  Sie  gewährt  die  Möglichkeit,  den  individuellen  Ansprüchen 
der  Herrschaften  und  Dienstboten  besser  zu  genügen,  als  die 
öffentlichen  Arbeitsnachweise,  die  Ma-^senarbcit  leisten.  Die  In- 
dividualisierung; ist  aber  i^^erade  bei  der  Gesindevermictung  wich- 
tig, viel  wichtiger  als  bei  der  Vermittlung  gewerblicher  Arbeiter. 
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Der  Handwerksmebter  z.  B.  verlangt  von  einem  Gesellen  in  er> 
ster  Unie  nur,  dass  er  eine  bestimmte  Arbeitsfunktion  sachgemäss 
SU  verrichten  in  der  Lage  ist.  Charaktereigenschaften  kommen 
für  den  Meister  bei  dem  Gehilfen,  der  nur  eine  bestimmte  Zeit  in 
der  Werkstatt  arbeitet,  wo  kaum  eine  Gelegenheit  zum  Vertrauens- 
bruch vorhanden  ist,  viel  weniger  in  Betracht  als  für  die  Dienst- 
herrschaft bei  dem  Dienstboten,  mit  dem  sie  die  Häuslichkeit 
teilt. 

3.  Sic  ist  am  Zustandekommen  der  Vermittlui^  persönlich 
interessiert  und  scheut  deshalb  weder  Zeit  noch  Mühe,  um  das  Ver- 
mittlungsgeschäft perfekt  zu  machen. 

4.  Sie  gewährt  mittellosen  und  wenit:^  leistungsfähigen  Per- 
sonen die  Möglichkeit  eines  Erwerbs,  da  sie  kein  Kapital  und 
keine  Vorbildung  erfordert. 

5.  Sie  ist  eine  historische  Institution,  und  bei  Dienstherrschaf- 
ten wie  Dienstboten  eingebürgert. 

In  kleineren  Städten,  wo  einer  den  andern  und  die  Allge- 
meinheit den  Einzelnen  kontrolliert  und  die  polizeiliche  Ueber- 
wachung  leicht  ist,  fehlt  der  Nährboden  fiir  eine  ungesunde  Ent- 
wicklung wie  m  den  Grossstädten,  und  die  Qualität  der  Gesinde- 
vermicter  ist  hier  durchschnittlich  eine  bessere. 

V.  Nachteile  und  M  i  s  s  s  t  a  n  d  e  der  gewerbs- 
mässigen Gesinde  Vermietung.  Den  Vorzügen  dieses 
Gewerbebetriebs  stehen  weitaus  grössere  Missstände  gegenüber. 
Das  Material  über  die  Schäden  dieses  Geschäftszweiges  würde 
ganze  Bände  ftillen.  Dass  der  unlautere  Geschäftsbetrieb  hier 
besonders  gross  ist,  liegt  an  der  Natur  des  Vermittlungsobjektes. 
Die  Dienstboten,  welche,  meist  ohne  Bildung  und  Lebenserfahrung, 
zaghaften  Schrittes  das  Pflaster  der  Grossstadt  betreten,  ahnen 
die  Gefahren  nicht,  die  auf  sie  lauern,  und  vertrauen  sich  leicht, 
meistens  noch  froh,  dass  sich  ihrer  jemand  annimmt,  der  wort- 
gewandten Gesindevermieterin  an,  die  am  Bahnhofe  oder  aaf  der 
Strasse  den  Stellensuchenden  sich  unter  der  Maske  der  mütter- 
lichen Freundin  nähert,  um  sie  —  gründlich  auszubeuten.  Die 
Missstande  bedürfen  der  Erörterung  im  Einzelnen: 

I.  Fingierte  Au ft rage  bilden  ein  beliebtes  Mittel  zum 
Kundenfang.  Adressen  von  Herrschaften  und  von  Gesinde  pflegt 
man  auf  diese  Weise  zu  beschaffen.  So  z.  B.  veröflFentlichte  eine 
Gesindevermieterin  in  Bamberg*),  ohne  Aufträge  von  Mäd- 

t)  Akten  des  StldtiMbea  Arbalnmts  Bunberg. 
Zntidirift  Or  ^  gM«  SlaMawiM«nKh.  Krgianugihcft  lO.  2 
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chen zu  besitzen,  im  »Frankfurter  Intelligenzblattc  ein  Inserat  fol- 
genden Inhalts: 

»Mädchen  suchen  in  Privathaus  und  Wirtschaften  sofort 
Stelle  bei  Frau  H  .  . ,  ).  Bamberg  (Bayern)  ....  strassec. 

Durch  diese  Anzeige  kam  sie  in  Besitz  von  Adressen  von 
Frankfurter  Herrschaften.  Gleichzeitig  inserierte  sie  in  Bamberger 
Zeitungen: 

»Herrschaften  in  Frankfurt  a.  M.  suchen  Mädchen  usw.  durch 
Frau  H  .  .  .     Bamberg,  ....  strasset. 

Auf  diese  Weise  gewann  die  Verdin^erin  die  nötigen  Ver- 
mietungsobjelrtc,  und  sie  hatte  weiter  nichts  zu  tun,  als  diese 
einander  zuzuführen  und  bei  den  i-Vaiikfurter  Gesinde  suchenden 
Herrschaften  wie  bei  den  Banibt  rocr  Stelle  suchenden  Mädchen 
die  Vermittluni^'sgcbuhr  einzukassieren. 

2.  Verhüllung  des  g  e  w  e  r  b  s  m  a  s  s  i  g  e  n  C  h  a  r  a  k- 
t  e  r  s.  Bei  Ankimdigungen  wählen  manche  Gesindeverniieter  für 
ihren  Geschäftsbetrieb  eine  Bezeichnung,  die  derjenigen  einer  ge- 
nieinnüt/igcn  Institution  ähnlich  klingt  oder  doch  den  rein  ge- 
werbsmässigen Charakter  des  Vennittlungsbiu  <.  .lu-.  verschleiert. 
Wenn  die  Polizeibehörde  am  Wohnsitz  des  Gewerbetreibenden 
dies  verhindert,  wird  diese  verhüllte  Firma  wenigstens  in  der 
Korrespondenz  nach  auswärts  als  vertrauenerweckendes  Aushänge- 
schild benutzt.  So  versah  ein  nicht  im  besten  Leumund  stehen- 
der Gesindevermieter  in  Altenburg  seine  Geschäftszirkulare  und 
Briefe  mit  der  Unterschrift: 

»Vorst  d.  Ersten  Tbfiring.  Landw.-Veriii.-In8titi]ts«. 
Form  und  Abkürzung  ist  hier  besonders  bemerkenswert.  Auch 
unpersönliche  Bezeichnungen  wie  »Mägdeheim«,  »Gesindevermitt- 
lungsanstalt«, »Vermittlungsbureau  Volkswohic,  »Mädchenschutz« 
usw.  wurden  verschiedentlich  geführt,  bis  die  Polizeiverwaltungen 
solchem  Unwesen  em  Ende  bereiteten.  Häufig  wird  auch,  na- 
mentlich bei  Zeitungsannoncen  gänzlich  verschwiegen,  dass 
es  sich  um  gewerbsmässige  Vermittlung  handelt.  Die  Annonce 
lautet  z.  B. : 

»Ein  braves  Dienstmädchen  wird  sofort  gesucht  • . .  Strasse 
. .  2.  Et.«  oder  auch  mit  dem  Zusatz  »bei  Frau  . .  .< 
Ebenso: 

>Kine  tüchtige  Köchin  sucht  Stelle  ...Strasse  2.  Kt.c 
Die  Reflektanten  ahnen  nicht,  dass  sie  in  ein  Vermittlungs- 
bureau  geraten.   Auch  in  Antwortschreiben  auf  Inserate  werden 
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gleiche  Tricks  vorgenommen.  Dass  solche  und  ahnhche  Manöver 
gang  und  gäbe  sind,  bezeugen  amtliche  Berichte.  Die  Kgl.  Po- 
lizeidirektion München  bemerkt  in  einem  Bericht  an  die  kgl. 
Regierung  von  Obeibayern  vom  4.  XU.  1900: 

»Stelkfisuchende  oder  Dienstherrschaften  erhalten  auf  ihre 
Inserate  Postkarten  von  Gesindevermietem ,  in  welchen  deren 
Eigenschaft  als  gewerbsmässige  Vermittler  verschwiegen  wird. 
Eventuelle  Erkundigungen  führen  alsdann  zum  mindesten  zur  Er- 
hebung einer  Einschreibgebühr  seitens  des  Gesindevermittlersc 

3.  Das  pekuniäre  Interesse  des  Vermieters 
am  Zustandekommen  eines  Dienstvertrags  ist 
einerseits  ein  Vorteil,  andrerseits  ein  grosser  Nachteil  und  bringt 
es  mit  sich,  dass  der  Gesindevermteter  oft  nicht  die  nötige 
Sorgfalt  darauf  verwendet,  die  Stellensuchenden  an  die  für  sie 
geeignetsten  Stellen  zu  vermitteln.  Rasch  und  auf  alle  Fälle  ver* 
mittein  —  ist  sein  Prinzip.  Gleichgiltig  ist  ihm,  dass  die  Ver- 
mittlung weder  den  Interessen  der  Dienstgeber  noch  denen  des 
Gesindes  entspricht,  namentlich  bei  Geschäften  nach  auswärts,  wo 
eine  Wiederholung  von  Aufträgen  vielleicht  weniger  in  Frage 
kommt  und  die  Geschädigten  sich  zeitraubende  Reklamationen 
ersparen.  So  wurde  z.  B.  eine  Kellnerin  von  Bamberg 
durch  einen  dortigen  Gesindevermieter  nach  Altenburg  als  Stall- 
magd vermietet  und  nuisste  dafür  noch  30  Mk.  Vermittlungs- 
gebühr bezahlen.  Nach  altenburgischcm  Recht  wird  sie  noch  be- 
straft, wenn  sie  entläuft').  Aus  dem  pekuniären  Interesse  des 
gewerbsmässigen  Vermieters  au  jeder  Vermittlung  entspringt  in 
erster  Linie 

4.  Die  Beförderung  des  Stellenwechsels  des 
Gesindes.  Je  häufiger  der  Dienstvertrag  erneuert  wird,  desto 
mehr  steigert  sich  das  Einkommen  des  Vermittlers.  Es  ist  für 
ihn  wichtig  und  zweckentsprechend,  solche  Kontrahenten  zu- 
sammenzubringen, die  nicht  zu  einander  passen  —  dann  gibt  es 
ja  baldigen  Wechsel  und  neuen  Verdienst. 

In  Mainz  ist  es  /..  B.  stadtbekannt,  dass  diejenigen  Herr- 
schaften, die  ihre  Dienstboten  am  schlechtesten  bt;li.iniJcln,  am 
promptesten  von  der  Gesindevermieterin  bedient  werden,  und 
dass  die  wohlwollendsten  Herrschaften  von  ihr  die  schlechtesten 


i)  Akten  des  Kgl.  bayrischen  iMinisteriuins  des  Innern. 
3)  MagiacntMdrten  tob  Bamberg. 
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Mädchen  erhalten.  Im  ersteren  Falle  kündigen  die  Dienstboten 
sehr  bald,  in  letzterem  die  Herrschaften,  und  in  beiden  Fällen 
kommt  die  Verdingerin  rascher  zu  neuen  Vermittlungsgebühren. 
Auch  pflegen  die  Vermietsfrauen  überall  den  Dienstboten«  bald 
nachdem  sie  sie  in  Stellen  untergebracht  haben,  unter  allen  mög- 
liehen  Vorwänden  einzureden,  dass  die  Stelle  nicht  fUr  sie  passe, 
nur  wegen  Mangels  einer  andern  seien  sie  dahin  vermietet 
worden,  jetzt  sei  aber  eine  viel  bessere  Stelle  frei.  Die 
Mädchen,  die  oft  ohne  Grund  veränderungssüchtig  sind,  lassen 
sich  leicht  zur  Kündigung  bestimmen.  Das  Grossh.  Polizeiamt 
Mainz  stellt  in  einem  Berichte  an  das  Grossh.  Ministerium  aus 
dem  Jahre  1900  ausdrücklich  fest:  >Der  seit  einifj^en  Jahren  hier 
stets  zunehmende  Gesindewechsel  ist  nicht  allein  auf  die  Qualität 
der  Herrschaften  oder  des  Gesindes,  sondern  meistens  auf  die 
unlautere  Art  des  Geschäftsbetriebs  mancher  Gesindeverniieter 
zurückzuiuhren*  \). 

Dieselbe  Tatsache  wird  in  einem  amtlichen  Berichte  ties  Städti- 
schen Arbeitsamts  W  li  r  z  b  u  r  g  aus  deui.sclben  Jahre  bestätigt: 
»Die  Gründe  des  häufic^en  Dienstboteuwrchsels  liegen  sehr  oft 
nicht  auf  Seite  der  1  )ienstherrschatt  und  niciii  .uif  Seile  der  Dienst- 
boten, Wühl  aber  auf  Seite  der  Vermittlerinnen.  Wenn  ein  Dien.^t- 
mädchen  oder  eine  Kellnerin  von  ein  und  derselben  Vermittlerin 
im  Laufe  einer  zeitlich  kurz  begrenzten  Periode  öfters  vermittelt 
wird,  so  ist  damit  schon  ein  begründeter  Anlass  zur  Recherche 
gegeben« 

Häufig  genug  begegnet  man  Klagen  der  Hausfrauen,  dass 
ihnen  tüchtige  Mädchen  (und  solche  sind  nicht  jeden  Tag  zu  fin* 
den)  von  der  Gesindevermieterin  abspenstig  gemacht  worden 
seien,  und  die  Mietsfrau  ist  daher  der  Schrecken  vieler  Familteo, 
die  sich  in  der  unangenehmen  Lage  befinden,  Dienstboten  zu  suchen. 

Namentlich  tritt  die  Verleitung  zum  Stellenwechsel  hervor, 
wo  der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ausgeübt  wird. 
Darüber  finden  sich  deutliche  Belege  in  amtlichen  Berichten. 
Die  Kgl.  Polizeidirektion  München  konstatiert  in  dem  auf 
S.  19  erwähnten  Bericht :  »Gerade  die  Ausübung  dieses  Gewerbe- 
betriebs im  Umherziehen  scheint  sich  in  hiesiger  Stadt  zum  Scha- 
den der  Dienstsuchenden  verbreiten  zu  wollen.  Es  sind  ausser- 
dem  Klagen  über  Belästigungen  von  Dienstboten  durch  sog.  Lauf* 

I)  Akten  des  GiosslieRoel.  hessischen  Ministeiianu  des  Innciii. 
a)  Akten  des  Kgl.  bajrrischen  Ministeriiuns  des  Innern. 
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mädchen  der  Stellenvermittlcr  oder  auch  durch  letztere  selbst  auf 
ofitener  Strasse  laut  geworden.  Sogar  aus  dem  stadtischen  Ar- 
beitsamt heraus  wurden  schon  mehrfach  Dienstsuchende  durch 
Helfershelfer  der  Gesindevermieter  oder  durch  fingierte  Telephon- 
gespraciic  weggelockt«').  Besonders  auch  in  ländlichen  Bezirken 
wird  der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  zur  Verlcitimg  zum 
Stellenwechsel  benutzt.  So  erklärt  die  Kreishauplinanfischaft 
Bautzen  in  einem  amtlichen  Bericht  vom  i.  XI.  1900:  >Von 
selten  der  Landwirtschaft  treibenden  Bcvölkcrunsj^  wird  darüber 
geklagt,  dass  die  Gesindevermieter,  denen  im  eigenen  Interesse 
an  einem  möglichst  häufigen  Dienstwechsel  des  Gesindes  gelegen 
ist,  die  Arbeitnehmer  an  ihren  Dienstorten  aufsuchen  und  unter 
allerhand  Vorspiegelungen  zum  Verlassen  ihrer  Stellungen  zu  be- 
wegen suchen.  Es  wird  dies  um  so  lästiger  empfunden,  als  die 
Gebühren,  welche  sich  die  Stellenvermittler  für  ihre  Tätigkeit 
zahlen  lassen,  zumeist  unverhältnismässig  hohe  sind«  *). 

Aber  nicht  nur  Verleitung  zur  gesetzmässigen  Kündigung, 
sondern  auch  Anstiftung  zum  Kontraktbruch  ist  den  Ge- 
sinde Vermietern  zur  Last  zu  legen.  Von  neueren  amtlichen  Fest- 
stellungen sei  hier  nur  erwähnt,  dass  nach  Erhebungen  der  Grossh. 
hessischen  Kreisämter  im  Jahre  1900  Verleitung  zum  Kon- 
traktbruch durch  Gesindevermieter  in  den  Kreisen  Dieburg, 
Erbach,  Glessen  und  Bingen  konstatiert  worden  ist 

5.  Die  Vermittlungen  nach  auswärts  sind  Uber- 
wiegend  ein  Krebsschaden  des  Gesindevermietergewerbes.  Bald 
vermitteln  die  Verdinger  zwar  boua  fide^  aber  ohne  sich  über  die 
BeschatTenheit  der  betreffenden  Stelle  genügend  zu  erkundigen, 
bald  verschweigen  sie,  dass  sie  den  Dienstboten  nicht  zu  einer 
Dienstherrschaft,  sondern  zu  einem  Stellenvermittler  dirigieren. 
Das  geschieht  Öfters  bei  der  Vermittlung  bayrischer  Dienstboten 
nach  Sachsen.  >Die  Mädchen  denken  oft,  wenn  sie  durch  einen 
Gesindevermieter  eine  Stelle  nach  auswärts  übernehmen ,  sie 
kommen  zu  einem  Gutsbesitzer,  dabei  ist  es  ein  Stellenvermittler, 
der  sie  erst  unterbringen  wüN  *). 

Der  Geschalts\'erkehr  niit  ausländischen  Kollegen  !>r!U'^l  tU-u 
üesindevermietern  eine  lohnende  Provision  ein  und  war  in  Bayern 

I)  Akten  des  Kgl.  bayritchflo  Ministcriiuns  des  Innero. 

a)  Akten  tics  Kgl.  sächsischen  Ministeriums  des  Innern, 
3^  Akten  de»  (irossh.  hessischen  Miuisteriums  des  Innero. 
4)  Magistrat!>akten  von  Nürnberg. 
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im  Schwünge,  bis  die  Behörden  sich  einmischten.  So  waren  Ge- 
sindcvcrmictcr  in  Bamberg  und  Hof  lange  als  Helfershelfer 
eines  berüchtigten  A  1  t  c  n  b  u  r  g  e  r  Stellenvei  imlllers  taüg. 
Ueber  denselben  ist  in  den  Magistratsakten  von  Bamberg  zu  lesen, 
dass  er  seit  Jahren  seine  Tätigkeit  hauptsächlich  nach  Bayern  ver- 
legte. Er  vermittelte  Dienstboten  aus  Bayern  in  der  Weise,  dass 
er  entweder  in  eigener  Person  bayerische  Orte  bereiste  und  dort- 
selbst  durch  öffentliches  Ausschreiben  seine  Dienste  anbot  oder 
aber  teils  durch  eigens  gewonnene  Unterhändler  (Schmuser),  teils 
durch  wirkliche  Gesindevermteter  Dienstboten  sich  verschaffte, 
welche  von  sogenannten  Sammelplätzen  aus  entweder  von  ihm 
oder  von  einem  Beauftragten  nach  Altenburg  befördert  und  da- 
selbst je  nach  den  vorhandenen  Angeboten  untei^ebracht  wurden. 
Nicht  sofort  plazierbare  Dienstboten  blieben  bei  X.  in  Kost  und 
Logis,  bis  eine  Dienstherrschaft  sich  meldete.  X.  beanspruchte 
von  der  Herrschaft  30  Mk.,  zahlte  aber  jedem  Unterhändler  und 
jedem  Gesindevermieter  für  jeden  Dienstboten,  der  ihm  beschaff 
wurde,  nicht  weni^icr  als  6  Mk.  Die  Dienstverhältnisse  fanden 
meist  ein  rasches  Ende,  und  Dienstboten  kamen  von  allen  Mitteln 
entblösst  von  der  Grenze  nach  Hof,  wo  sie  wieder  in  ihre  Hei- 
mat geschafft  oder  sonst  untergebracht  werden  musstcn.  X.  be- 
sass  noch  1899  die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetrieb,  trotzdem 
Strafbefehlc  gegen  ihn  ergangen  und  auch  Anzeigen  wegen  sitt- 
licher Verfehlungen  gegen  ihn  gemacht  worden  waren,  die  aber 
anscheinend  nicht  zu  einer  Verurteilung  gefuhrt  haben.  Er  ist 
nur  aufmerksam  gemacht  worden,  dass  er  die  Dienstboten  genau 
über  alles  aufklären  müsse,  Audi  an  Stellenverniiltler  in  Gera 
wurden  früher  von  Bamberg  aus  Dienstboten  durch  dortige  Ver- 
dinger geliefert. 

6,  Die  Gebührenforderungen  zählen  /.u  tlen  aller- 
grössten  Schattenseiten  der  gewerbsmässigen  Gesindevermietung. 
Voriiehnilich  kommen  drei  Gruppen  von  Gebühren  in  Betracht: 
die  Eiuschreibgcbülu  ,  die  eigentliche  Vermittlungsgebuhr  und 
Extragebühren. 

a)  Die  Einschreibgebühr  ist  eine  praenunterando 
zahlbare  Gebühr  bei  Erteilung  des  Auftrags  an  den  Gesinde- 
vermieter —  die  badische  Ministerialverordnung  von  1901  be- 
zeichnet  sie  als  eine  Gebühr  für  Eintragung  ins  Geschäftsbuch. 
Es  ist  allerdings  sonst  nicht  üblich,  dass  derjenige,  der  einen  ge- 
schäftlichen Auftrag  erteilt,  fiir  Erteilung  desselben  an  den  Auf- 
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trai,'iiehiiier  eine  besonder«  Gebühr  zu  zahlen  hat.  Bei  der  Stel- 
lenvermittlung hat  sich  dieser  Usus  eingebürgert.  Er  kann  leicht 
zu  den  gröbsten  Missständen  ausarten,  insofern  als  man  nicht  kon- 
trollieren kann,  ob  der  Gesindevermieter  auch  wirklich  die  Ab- 
sicht hat,  für  die  Einschreibgebuhr  etwas  zu  tun.  Lassen  sich 
X.  6.  bei  dnem  Gestndevermieter  täglich  lo  Personen  einschrei^ 
ben  und  erhebt  er  von  jeder  50  Pfg.  Einschreibgebühr,  so  hat 
er  5  Mk.  verdient,  auch  wenn  er  tatsächlich  sich  gar  nicht  die 
Mühe  genommen  hat,  den  Auftraggeber  befriedigen  zu  wollen. 
Wie  das  Polizeiamt  Darmstadt  in  einem  Gutachten  vom 
4.  X.  1900')  ausführt,  bietet  die  Einschreibgebühr  gewissenlosen 
SteUenvermittlern  geradezu  eine  willkommene  Gelegenheit,  zum 
Schaden  ihrer  Auftraggeber  sich  mühelos  zu  bereichern,  indem 
sie  Aufträge  entgegennehmen  und  stdi  Einschreibgebühr  bezahlen 
lassen,  obwohl  sie  ganz  genau  wissen,  dass  sie  überhaupt  nicht 
in  der  Lage  sein  werden,  dem  Auftrag  zu  entsprechen.  Der 
Vermittler  inseriert  ohne  Auftrag:  Ein  Dienstmädchen  mit  vorzüg* 
liehen  Zeugnissen  sucht  sofort  Stelle.  Den  Dienstherrschaften, 
welche  sich  hierauf  bei  dem  Vermittler  einfinden ,  antwortet  er, 
sie  kämen  zu  spät,  aber  er  wolle  ihnen  ein  anderes  besorgen, 
und  ninnmt  ihnen  znc^leich  die  Einschreibgebühr  ab,  wo- 
mit häufig  die  Sache  erledigt  ist.  Dieselbe  Auffassung  von  der 
Einschreibgebühr  tritt  in  einem  amtlichen  Berichte  des  Stadlischen 
Arbeitsamts  Würz  bürg  vom  14.  XI.  1900  hervor:  >In  VVürz- 
burg  erheben  einzelne  \'ermittler  1  —  2  Mk.  Einschreibgebühr. 
Dabei  geht  der  gewerbliche  Vermittler  noch  gar  keine  weitere 
Verpflichtung  ein,  und  es  wird  ihm  nicht  schwer  fallen,  schon 
aus  dieser  Gebührenerhebung  ein  ganz  lukratives  und  völlig  mühe- 
loses Geschäft  zu  machen«  ^ 

In  juristischem  Sinne  die  Einschreibgebiihr  aber  als  gänz- 
licii  unzulässig  zu  betrachten,  erscheint  nicht  auj^angig.  Zu  be- 
kämpfen ist  nur  die  von  vornherein  mit  der  Absicht  erfolgte  Er- 
hebung,  keine  Leistungen  dafür  zu  gewähren.  Zwar  folgert  H. 
ScJians^)  aus  §  75  a  R.G.O.,  der  von  Taxen  der  Gesindever- 
mieter >für  ihre  gewerblichen  Leistungen*  spricht,  dass  die  Ein- 

1)  Akten  des  GraMb.  ben.  Hiniiterianift  des  Iniieni. 
3)  Akten  des  Kgl.  bayr.  Miiiiflterimns  des  Innenu 

3)  //.  Scfian:.  Die  Regelung  des  gewerbsmässigen  Arbeitsnachweises  in  den  grös- 
seren deutschen  liiindesstaaten  in  Hirths  Annalen  des  Deutscben  Reichs  für  GcKts» 
gebung,  Verw.  u.  Volkswirtschaft  Nr.  l,  Jahi^.  1903,  S.  29. 
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schreibgebühr  jeder  juristischen  Grundlage  entbehre.  Denn  das 
Aequivalent,  für  das  die  lüiischrcibgebülir  gefordert  werde,  bilde 
ja  ledighch  ein  Vermittlungsauftrag,  ein  Auftrag  zur  Vornahme 
einer  gewerblichen  Leistung,  nicht  aber  eine  gewerbiiciic  Leistung 
selbst. 

Letzterer  Auffassung  ist  aber  nicht  beizupflichten.  Die  Ein- 
tragung ins  Geschäftsbuch  ist  doch  wohl  als  gewerbliche  Lei* 
stung  —  wenn  auch  als  eine  noch  so  minimale  anzusehen, 
denn  sie  erfordert  immer  eine  gewisse  Zeit  und  eine  gewisse 
MGhe,  und  ferner  reihen  sich  an  sie  oft  weitere  Schritte  zu  Gun- 
sten des  Kunden,  die  u.  U.  erfolglos  bleiben  und  doch  nur  im 
Falle  des  Erfolgs  durch  die  Vermittlungsgebühr  bezahlt  werden. 

Ueber  die  Berechtigung  der  Einschreibgebühr  gehen  die  Mei> 
nungen  auseinander,  die  partikularen  Ausfuhrungsverordnungen 
auf  Grund  von  §  38  d.  R.G.O.  verbieten  sie  zum  Teil,  zum  Teil  las- 
sen sie  sie  zu.  Die  Kgl.  bayrische  Regierung  von  Unterfranken  und 
Aschaffenbui^  bezeichnete  sie  in  einer  Entschliessung  vom  30.  XL 
J901  für  »zulässig  in  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Tätigkeit  der 
Stellenvermittler  erfolglos  geblieben,  als  Entschädigung  für  die 
auf  den  Abschluss  eines  Dienstvcrtrac^s  gerichtete  Dienstleistung«  M. 
Daraus  wäre  zu  folgern,  dass  beim  Zustandekommen  einer  Ver- 
mittlung die  Einschreibgebühr  in  Wegfall  kommen  oder  auf  die 
Vermittlungsgebühr  angerechnet  werden  müsse.  Nicht  juristische, 
aber  volkswirtschaftliche  und  verwaltungstechnische  Gründe  spre- 
chen für  Beseitigung  der  Einschreibgebühr. 

b)  Die  V  c  r  m  i  1 1 1  u  n  g  s  g  e  b  ii  h  r.  Für  den  Abschluss 
des  Dienstvertrags  erhebt  der  Gesindevermieter  eine  Provision 
von  Herrschatt  und  Gesinde.  Diese  Doppelgebuhr  wird  von  ein- 
zelnen Behörden  als  unberechtigt  angesehen.  Dieser  Auflassung 
kann  prinzipiell  nicht  beigetreten  werden.  Haben  beide  Kon- 
trahenten den  Vermittler  angegangen  und  sind  beide  befriedigt 
worden,  dann  können  auch  beide  für  die  ihnen  geleisteten  Dienste 
hc/.nilen,  nur  soilie  die  Taxe  für  den  Dienstnehmer  als  den  wirt- 
schaltlich  schwächeren  Teil  niedriger  angesetzt  werden  als  für 
den  Dienstgeber.  Mit  dem  V^erbot  der  Doppeltaxe  würde  üb- 
rigens eine  Verbilligung  gar  nicht  notwendig  erreicht  werden, 
es  würde  wahrscheinlich  dann  auf  die  Dienstherrschaft  die  sonst 
von  dem  Gesinde  zu  erlegende  Gebühr  abgewälzt  werden.  Ausser 


I)  5.  Geachiftsberieht  da  SUkU.  Arbeitnnits  Wünbnrg  S.  38. 
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der  Gerechtigkeit  spricht  für  die  Mitbclastung  des  Gesindes  die 
Er\vhj:jun£j,  dass  es  ausserdem  vielleicht  ^jeneigt  sein  wird,  U  ichler 
dcii  Diensi  zu  wcchschi.  Ein  Miss.-^iaiid  hegt  also  niclit  in  der 
Inanspruchnahme  beider  Parteien,  sondern  allein  in  der  Höhe 
der  Vermittlungsgebühr.  Wenn  man  Doppelgebühr 
und  Einschreibgebühr  mit  beräcksichtigt,  so  ist  fast  durch* 
gängig  die  Vermittlungsgebühr  zu  hoch. 

Die  GebOhrenberechnang  ist  verschieden: 

a)  Tarife  mit  Maximal-  und  Minimalsätzen. 
Solche  waren  z.  B.  in  Gebrauch  in  Heidelberg.  Es  betrug 
dort  bei  Vermittlungsbureaux  die  Gebühr  für  eine  Haushälterin 
5 — lo  Mk.,  für  Zimmermädchen  3  Mk.,  für  Dienstmädchen  2  Mk., 
für  Herrschaften  i — 3  Mk  bei  einer  Einschreibgebühr  von  25  bis 
50  Pfg.  Die  Polizei  beanstandete  diese  Sätze,  da  nach  einer 
Verfugung  des  Grossh.  badischen  Ministeriums  des  Innern  vom 
19.  Februar  1897  alle  Tarife,  welche  Mindest-  und  Höchstbeträge 
aufweisen,  ungeeignet  seien. 

Die  Beseitigung  derartiger  Tarife  erscheint  erstrebenswert, 
weil  bei  ihnen  die  Gefahr  vorh'egt,  dass  die  Vermieter  immer 
die  Maximalgebühr  erheben  und  die  Minimalgebühr  nur  als  Lock- 
mittel gebrauchen, 

ß)  Tarife  mit  festen  Sätzen.  Diese  Form  ist  vor- 
herrschend. In  Berlin  wird  dabei  noch  eine  Staffelung  vorge- 
nommen.  Die  Gebiihrenskala  des  Vereins  Berliner  Gesinde- 
vermieter und  -Vermieterinnen  lautet: 

für  Stellesuchenden  bei  Jahreslohn  bis  incl.  150  Mk. 
2  Mk.,  für  jede  30  Mk.  höheren  Lohn  1  Mk.  Gebühr  mehr; 
für  Herrschaften  bei  Jahrc->lohn  bis  180  Mk.  4  Mk.,  für 
jede  30  Mk.  höheren  Lohn  i  Mk.  Gebühr  mehr 

Von  einigen  grösseren  Städten  ermittelte  der  Verfasser  fol- 
gende Satze : 

Charlottenburg:  Herrschaften  zahlen  für  Mädchen  für  Alles 
und  Hausmädchen  5  Mk.,  für  Köchinnen  6  Mk.,  für  Ammen 
20  Mk.     Angaben  über  die  Gebühren  für  Gesinde  fehlen. 

t  s c:  n  :  Gebühr  für  Herrschaften  für  ein  Dienstmädchen  bei  den 
verschiedenen  Vernntilern  schwankend  zwischen  8  und  10  Mk., 
auf  das  Land  15  Mk. 

i)  Sttiiich,  Die  Lage  der  weiblicbeo  Dienstboten  in  Berlin,  Berlin-Bern  1902, 
S.  295. 
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Dortmund:  Gebühr  für  Herrschaften  für  ein  Dienstmädchen 
schwankend  zwischen  5  und  15  Mk.,  auf  das  Land  25 — 30  Mk. 

Bannen;  für  ein  Dienstmädchen  schwankend  zwischen  5  und 
10  Mk.,  auf  das  Land  zwischen  lo  und  12  Mk. 

Köln:  Herrschaften  3  Mk.,  Dienstmädchen  2 — 3  Mk. 

Breslau:  Herrschaften  8—10  Mk.,  Dienstmädchen  1.50  Mk. 

Posen:  Herrschaften  5 — 10  Mk. 

Görlitz:  Herrschaften  zahlen  für  ländliches  Gesinde  30  Mk. 

München:  Nach  Ausführungen  des  Referenten  Schön  in  der 
Sitzung  der  Handwerkskammer  ftir  Oberbayern  vom  13.  No« 
vember  1900  besteht  hier  ein  wahres  Ausbeutesystem  gegen- 
über  den  Dienstboten.  Diese  haben  nicht  nur  eine  Einschreib- 
gebühr, sondern  auch  noch  kolossale  Provisionen  an  die  Ver- 
mittler  zu  zahlen,  oft  bis  zu  50  Mk. 

Würzburg:  Herrschaften  zahlen  für  ein  Dienstmädchen  2  bis 
15  Mk. 

Selbst  wo  feste  Sätze  bestehen,  ist  aber  häufig  der  Willkür 
Tür  und  Tor  geöffnet.  Man  findet  auf  den  Tarifen  Bezeichnungen 
wie:  einfaches,  besseres  Mädchen,  gewöhnliche,  perfekte,  feine 
Köchin  und  dementsprechend  abgestufte  Gebührenansätze.  Der 
Gesinde  Vermieter  braucht  nur  ein  »einfaches«  Mädchen  als  »bes- 
seres Mädchen  zu  klassifizieren,  um  den  höheren  Gebührensatz 
zu  erheben. 

Y 1  Prozentsätze  vom  J  a  h  r  c  s  1  o  h  n.  Diese  Form  ist 
z.  B.  in  H  a  m  b  u  r  übHch.  Dort  bezahlen  die  Herrschaften  für 
ein  Dienstmädchen  4",o  des  Jaiireslohns.  Krüher  war  von  je 
10  Talern  Lohn  l  Mk.  Gebühr  zu  zahlen.  Dienstmädchen  zahl- 
ten früher  20  Pfg.  ICinschreibgebühr  und  jetzt  gar  keine  (iebühr. 

In  Bamberg  erhoben  1901  die  6  Gesindevermieterinnen 
neben  50  Pfg.  Einschreibgebühr  lO  Pfg.  von  jeder  Mark  des  be- 
dungetien  Vierteljahreslohns. 

Wo  ein  Prozentsatz  vom  Lohn  als  Vermittlungsgebühr  erhoben 
wird,  wirken  die  Vermieter  auf  Steigerung  der  Löhne  der  Dienst- 
boten hin.  Allerdings  ist  die  Lohnsteigerung  ein  Nachteil  für  die 
Herrschaften,  während  sie  gleichzeitig  dem  Gesinde  vorteilhaft  ist. 

c)  Extragebühren.  Unter  allen  möglichen  Formen  er- 
heben  die  Gesindevermieter  ausser  ihren  tarifmMssigen  Sätzen 
noch  Extragebübren,  die  trotz  scharfer  behördlicher  Kontrolle 
bis  heute  noch  nicht  ausgerottet  werden  konnten.  Mädchen  zah- 
len für  besonders  gute  Stellen,  Herrschaften  für  b e s o n- 
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ders  rasche  Bedienung  oder  damit  sie  bei  dem  in  industriel- 
len Städten  meist  akuten  Mangel  an  Dienstboten  überhaupt  be- 
friedigt werden,  Extragebühren,  Trinkgelder,  Geschenke  u.  dgt. 
In  Breslau  hat  sich  der  Missbrauch  eingebürgert,  dass  die 
stellensuchenden  Dienstmädchen  an  die  »Lauffrau  c  der  Vermie- 
terin, die  auf  den  Strassen  nach  Dienstboten  Umschau  zu  halten 
und  das  Gesinde  an  die  Stellen  zu  begleiten  hat,  50  Pfg.  extra 
abgeben  müssen,  auch  wenn  sie  im  einzelnen  Falle  gar  keine 
Leistung  verrichtet  hat.  In  Essen  sind  Trinkgelder  über  die 
Taxe  hinaus  aUgemein  üblich.  In  Posen  nehmen  die  Vermie- 
terinnen den  Dienstmädchen  von  den  3  Mk.  Mietgeld,  die  sie 
von  den  Herrschaften  beim  Engagement  erhalten  (dem  sog.  Miets- 
taler) 2  Mk.  50  Pfg.  ab.  In  Augsburg  muss  bei  der  Ver- 
mittlung von  Wirtschaftspersonal  12 — ^40  Mk.  Extraentschädigung 
gewährt  werden').  In  Ulm  müssen  nach  Mitteihinf^en  des  Ar- 
bcitsamts- Verwalters  auf  den  Gängen,  die  an  Wirtschafts-Lokalen 
vorüber  f  ihrt  n,  die  Dienstboten  den  Gesindevermietem  da  und 
dort  eine  Vesper  bezahlen,  und  oft  kommt  es  vor,  dass  z.  B. 
Kellnerinnen  oder  sonst  momentan  gut  bemittelte  Personen,  die 
Stelle  suchen,  tagelang  solche  Vermittlerinnen  in  Genuss  und 
Vergnugunjjjen  zu  erhalten  haben  Demselben  Gewährsmann 
sind  Falle  bekannt,  in  denen  die  Gesindevermieterin  sich  von 
dem  stellensuchenden  Dienstmädchen  das  Theaterbillet  bezahlen 
liess  und  sich  in  die  ersten  Reihen  der  Sperrsitze  setzte.  Auch  ein 
amtlicher  Bericht  der  Kj^l.  Polizeidirektion  M  ü  n  c  h  e  n  vom  4.  XII. 
1900"^)  stellt  fest:  -Die  Erfahrun_;  hat  gezeii^t,  dass  insbesondere 
die  an  Gastwirte  zu  vcrdini4(  lulen  Dienstboten  von  den  Ver- 
dingerinnen in  die  W'irtsc  halten  be«^leitet  werden  und  dass  dann 
dort  f^t-h  i^a  ntlich  des  Absciilusses  des  Diensivertrages  auf  Kosten 
der  Dienstboten  i^ezecht  wird. 

So  arten  diese  h'xtragebühren,  die  an  und  für  sich  ein  Un- 
fuLj  sind,  oft  \n  krasseste  Ausbeutung  des  slcUcnsuchendea  Ge- 
sindes aus,  und  in  den  Akten  der  Polizeibehörden  wimmelt  es 
von  Beschwerden  Geschädigter  über  unberechtigte  Extraforde- 
rungen der  Gesindevermieter.  Dabei  ist  noch  zu  beachten,  dass 
nur  in  verhältnismässig  seltenen  Fällen  vom  Publikum  der  Weg 

1)  Magistratsakten  von  Augsburg. 

21  Protokoll  der  Verhandlungen  der  VerwaUuiigsbeamtCD  der  württ.  ArbeiU» 
amter  am  ij.  Juni  1901  in  Stuttgart;  Anlage  2. 

3)  Akten  des  K^.  bayrischen  Mlnisteriim»  des  Imaem. 
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der  Beschwerde  an  die  zusianuii^cn  Behörden  ergiitien  wird. 

/.  Die  Beherbergung  des  Gesindes.  Das  dunkelste 
Kapitel  in  der  Schilderung  der  gewerbsmässigen  Gesindevermie» 
tung  betrifft  die  Beherbergung  und  Beköstigung  des  Gesindes 
durch  die  Verdingerinnen.  In  Betracht  kommen  nur  weibliche 
Dienstboten,  die  oft  für  Kost  und  Logis  übertriebene  Preise  zahlen 
müssen,  wobei  für  die  Vermieterin  ein  beträchtlicher  Gewinn  ab- 
fällt. In  Mainz  gibt  es  nach  einem  amtlichen  Berichte  des 
dortigen  Polizeiamts  aus  dem  Jahre  1900  sogar  verschiedene  Ge- 
sindevermieterinnen, die  aus  der  Beherbergung  ihren  Haoptver- 
dienst  ziehen Allgemein  herrscht  aber  die  Klage ,  dass  die 
Gesindevermieterinnen  den  Dienstmädchen  nicht  eher  Stellen  zu- 
weisen, bis  sie  ihre  Barschaft  bei  der  »freundlichen  Gastgebe- 
rin« durchgebracht  oder  gar  noch  ihre  wenigen  Pretiosen  ver- 
pfändet haben.  Die  Vermieterin  hov^t  auch  auf  einige  Zeit,  um 
die  Madchen  für  künfti^^  in  steter  Abhangij^keit  zu  erhalten  — 
zum  Schaden  der  lierrschafi.  Dass  die  Dienstboten  dem  Drängen 
ihrer  Gläubigerin  auf  Wechsel  der  Stelle  wenig  Widerstand  ent- 
gegensetzen werden,  ist  u  irfu  crkiärHch.  Mitunter  handelt  es  sich 
um  nicht  geringe  Schuldbeträge.  So  hatte  in  Heidelberg  in 
letzter  Zeit  ein  einfaches  Dienstmädchen  bei  einer  Vermieterin 
aciitzig  Mark  Schulden  —  für  Kost  und  Leibis  *V  Auch  in  1)  a  r  ni- 
stadt  ist  vom  Grossli.  l'olizciauit  wicderlioll  die  Beobaclitung 
t^ciuacht  worden,  dass  Sicllein  i  rmiuler,  w  elche  stellenlosen  Per- 
sonen Kost  und  Wohnung  gewahren,  in  gewissenloser  Weise  zum 
Schaden  der  Stellensuchenden  und  Arbeitgeber  die  erstereti  mög- 
lichst lange  bei  sich  zu  behalten  suchen  und  denselben  mit  Ab- 
sicht entweder  iiberiiaupt  keine  oder  solche  Stellen  vermitteln, 
welche  sie  voraussichiUch  nach  kurzer  Zeit  verlassen  müssen'). 
In  bayrischen  Städten,  woselbst  allgemein  das  Heherbergungsver- 
bot  für  Gesindevermieter  nnd  Stellenvermittler  besteht ,  wird 
dieses  oft  dadurch  umgangen,  dass  die  Verdingerin  das  Gesinde 
an  eine  bekannte  Logiswirtin  schickt,  mit  der  sie  irgend  ein 
Abkommen  getroffen  hat^).  Die  Gesindevermieterinnen,  welche 
Dienstboten  in  Schulden  verstrickt  haben,  kehren  auch  mitunter 
ihre  schlimmsten  Seiten  heraus  und  üben  unberechtigte 

1)  Aklrn         »irossb.  firs,!s.  hcji  M in:iteriums  des  loocrn. 

2)  Akten  der  (Jrosäh.  i'ulizeulirekuoa  Maimheim. 

3)  Akten  des  Grossh.  hess.  Ministariams  des  Innern. 

4)  Magistmtstikten  von  Augsburg. 
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RetentionS'  oder  Pfandrechte  an  den  Habseligkeiten 
des  Gesindes  aus. 

Die  schlimmste  Korruption  entwickelt  sich  aber  dort,  wo  der 
Gesindevermieter  zugleich  Gast-  und  Schank- 
wirts chaft  betreibt.  Hier  liegt  die  Verleiturif^  zum  über- 
mässigen Getränkeverbrauch  besonders  nahe.  Der  Betrieb  einer 
Gast-  und  Schankwirtschaft ,  sowie  der  Handel  mit  Spirituosen 
ist  unbedingt  mit  dem  Gesindevermietungsgewerbe  unvereinbar. 
Selbst  das  Geschäftslokal  des  Gesindevermieters  dürfte  sich  nicht 
in  einem  Hause  befinden,  in  dem  Schank-  oder  Gastwirtschaft 
betrieben  wird. 

Aus  der  Beherbergung  dos  Gesindes  resultieren  ferner  auch 
8.  S  i  1 1 1  i  c  Ii  c  Schade  n.  Nur  das  Wenigsie  kommt  ans 
Licht,  was  sich  innerhalb  der  vier  Wände  der  Gesindevormieterin 
abspielen  mag.  aber  schon  einzelne  bekannt  gewordene  Tat- 
sachen werfen  crrelle  Streiilichter  auf  die  tiefen  sittlichen  Schä- 
den  der  gewerbsmässigen  Gesindevermietung.  In  den  Herber;,en 
der  Verrnietstraiien  gerät  manches  Mädchen  in  schlechte  Gesell- 
schaft, und  was  diese  an  sittlicher  Verwilderung  des  Charakters 
nicht  zu  Stande  bringt,  vollendet  häufig  die  Vermietsfrau.  In 
Grossstädten  passiert  es  nicht  selten,  dass  Mädchen,  die  durch 
längeren  AuieiUhalt  bei  der  \'erniietcrin  der  Arbeit  entwöhnt 
sind,  von  der  Verdingerin  in  Vergnügungslokale  (Varietes  u.  s.w.) 
gefuhrt  werden,  wo  leicht  Männerbekanntschaften  gemacht  wer- 
den ;  sind  die  Dienstboten  mittellos  geworden,  werden  sie  zu  un- 
süchtigem Lebenswandel  animiert,  damit  sie  wieder  Geld  einbringen 
—  und  so  ist  schon  manches  Mädchen  auf  diese  Weise  zur  Dirne 
herabgesunken.  Dass  sich  die  Dinge  so  abspielen,  wird  amtlich 
bestätigt.  Das  Grossh.  Bezirksamt  Karlsruhe  berichtete  unterm 
lo.  Mai  i886  an  das  Ministerium  des  Innern:  Wir  sind  der  Ueber- 
Zeugung,  dass  in  Sachen  der  Verleitung  zur  Unzucht  mehr  ge- 
fehlt wird,  als  die  Polizei  zu  entdecken  vermag,  da  eben  derlei 
Personen  nur  selten  einander  verraten.  Hier  hatte  kürzlich  eine 
Vermieterin  mehrere  Mädchen  in  raffinierter  Weise  an  sich  ge- 
lockt und  sich  dadurch,  dass  sie  dieselben  tagsüber  abwechselnd 
bei  sich  hatte  und  des  Abends  zur  Ausübung  der  Unzucht  fort- 
schickte bezw.  fortbegleitete,  ihren  ganzen  Lebensunterhalt  ver- 
schaft't  sogar  in  der  eigenen  Wohnung  der  Vermietsfrau  durften 
die  Mädchen  Unzucht  treiben       Ebenso  äussert  sich  das  Grossh. 

t)  Akten  des  Gtoub.  baditchen  Miabteriami  des  Innern. 
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Kreisamt  Mainz  unterm  24.  August  1900:  Bei  den  weiblichen 
Stellensuchenden  hat  der  Aufenthalt  bei  den  Vermittlerinnen  ins- 
besondere, wenn  er  längere  Zeit  dauert  und  die  Geldmittel  der 
Stellenbewerberinnen  erschöpft  waren,  in  nicht  seltenen  Fällen 

eine  Verleitung  zur  Unzucht  gebildet  und  der  Prostitution  manche 
Opfer  schon  zu^cfülirt Ein  Praktiker  auf  dem  Gebiete  der  Ar- 
beitsvermittlung ")  fuhrt  damit  übereinstimmend  aus :  »Namentlich 
in  den  Grossstädten  ereignen  sich  leider  die  I'^ällc  nicht  allzu- 
selten, dass  sich  die  Stellenvermittler,  angereizt  durch  die  in  Aus- 
sicht stehende  hohe  Entlohnung^,  dazu  hergeben,  ihre  Dienste  der 
Prostitution  zur  Verfui^unj^  zu  stellen,  und  einen  fc>rmlichen  Mäd 
chenhandel  mit  inländischen,  naniciitlich  aber  auch  ausländischen, 
einzelnen  Personen  oder  Anstalten  cin/.iii^'chcii.  Die  vielen  Be- 
strafun'^cn  j^L-WL-rbsmässiger  Stcl!(Mi\ermittlcr  beiderlei  Geschlechts 
wo^cn  Ku{)pclci  zeugen  von  diesen  Tatsachen.  Die  sittlichen 
Gefahren  der  ge\verbsrnässiL:cn  Stellenvermittlung  treffen  diejeni- 
gen Personen  am  meisten,  welciic  am  unerfahrensten  sind ,  vor 
allem  also  die  vom  Lande  in  die  Städte  konitncnden  Madchen, c 
l*>st  kinziich  wieder  machte  sich  in  Offenbach  eine  Gesinde- 
verniielerin  der  Kiii)j»elei  schuldiij,  indem  sie  stellenlosen  Mäd- 
chen, die  sie  beherbergte,  junge  Burschen  zuführte  und  in  ihrer 
Wohnung  Gelegenheit  zur  Unzucht  gab ' j.  Bei  polizeilichen  Visi- 
tationen der  Gesindevermieter  in  Augsburg  wurde  u.  a.  die 
Wahrnehmung  gemacht,  dass  in  einer  engen  Stube  der  Gesinde- 
vermieterin 3 — 6  Mädchen  schliefen,  manchmal  der  20jährige 
Sohn  der  Verdingerin  bei  ihnen*).  In  Pforsheim  wurden 
mehrfach  Fälle  imglaublicher  Korruption  festgestellt.  Mehrere  Ge- 
sindevermieterinnen wurden  überführt,  unzüchtigen  Verkehr  in 
ihren  Wohnungen  gefördert  zu  haben.  Eine  Verdingerin  machte 
regelmässig  den  Männern,  deren  Frauen  sie  Dienstboten  zu  ver- 
mitteln pflegte,  Mitteilung,  wenn  sie  hübsche  Mädchen  bei  sich 
hatte.  Letztere  mussten  sie  mit  Speise  und  Trank  traktieren  und 
von  den  Geldgeschenken,  die  sie  für  Preisgabe  des  Körpers  von 
den  Herren  erhielten,  regelmässig  50  Pfg.  bis  i  Mk.  abgeben*). 

1)  Akten  des  Grossh.  hessischen  Minisieriums  des  Innern. 

2)  Hartmintn  'Inspektor  iin<i  Vorstand   des  Städtischen   ArbeilsamU  München). 
Die  gemeindliche  Arbciuvermittlung  in  Bayern,  München  1900,  S.  97. 

3)  Akten  des  Gro«b.  besnschen  Ministerinms  des  Innero. 

4)  Magistratsakten  von  Augsburg. 

5)  Akten  des  Grossb.  Bezirksamts  Pfonbeim. 
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Diese  Beispiele  genflgen,  um  zu  zeigen,  dass  es  sich  nicht 
uro  ganz  vereinzelte  Verfehlungen  handelt,  sondern  dass  diese 
Mbsstände  in  direkten  Zusammenhang  mit  dem  Betrieb  und  na- 
mentlich mit  der  Beherbergung  der  Dienstboten  durch  Gesinde* 
Vermieter  zu  bringen  sind. 

9.  Unlautere  Konkurren/,  gegen  die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise.  Die  unsoliden  Gesindever- 
mieter sehen  sich  in  ihrer  Schwindelexistenz  durch  die  öfTent* 
liehen  Arbeitsnachweise ,  die  sich  auch  mit  Gesindevermittlung 
beschäftigen,  aufs  schwerste  bedroht.  Sie  befehden  daher  diese 
Anstalten  mit  den  verwerflichsten  Mitteln.  Der  Kampf  fjewerbs- 
mässiger  Vermieter  ^egcn  ^gemeinnützige  Institutionen  ist  übri- 
gens mein  neu.  Schon  1846  bt;sch\vt;rte  sich  ein  Gesindeverniieter 
in  Dresden  bei  den  Behörden  über  die  Beeinträchtigung,  welciie 
er  in  seinem  I'rwerb  als  konzessionierter  Gesindemakler  durch  den 
»Verein  für  Arbeiter-  und  Arbeitsnachweisungc  erleide,  weil  der 
Verein  auch  Gesinde  vermittle*).  Trotzdem  der  Verein  unent- 
geltlich vermittelte,  liess  —  bezeichnend  für  die  damaligen  An- 
schauungen —  die  Königliche  Kreisdircklion  den  besagten  Verein 
durch  die  Stadtpon/«  iuirektion  avif  die  Grenzen,  in  denen  er  sich 
zu  iudten  habe,  aus(irnrklich  hinweisen.  Der  Makler  verlangte 
sogar  enie  Geldeutschadigung ,  wurde  aber  damit  abgew  iesen. 
Heute  wissen  alle  Arbeitsanucr  von  den  unlautern  Konkurrenz- 
manovern  der  Gesindevermieter  zu  erzählen.  Sie  verleumden  die 
Art»eit$nachweise,  »woselbst  —  da  alles,  was  nichts  koste,  auch 
nichts  wert  sei  —  nur  das  minderwertige  Gesinde  sich  ver- 
mittein  lassec,  fangen  die  Dienstboten  in  der  Nähe  dieser  Bureaux 
-  ab,  ja  dringen  selbst  in  die  Warteräume,  um  aus  diesen  die  Dienst- 
boten wegzuholen.  An  einzelnen  Plätzen  treiben  die  Gestndever- 
roteter  ganz  raffinierte  Machenschaften.  Sie  senden  Mädchen  in 
die  Arbeitsnachweise,  um  sich  zum  Schein  als  Arbeitssuchende 
eintragen  zu  lassen,  tatsächlich  aber  um  auf  diese  Weise  Adressen 
von  Dienstboten  suchenden  Herrschaften  zu  erlangen,  oder  sie 
nehmen  den  Mädchen  auf  der  Strasse  die  Zettel  weg,  die  An- 
weisungen auf  Stellen  enthalten,  mit  der  Behauptung,  diese  Stellen 
seien  nichts  wert,  sie  (die  Vermieterin)  könne  dem  Dienstboten 
einen  viel  besseren  Platz  besorgen.  Mit  den  auf  solche  Weise 
gewonnenen  Adressen  operiert  die  Verdingerin  folgendermassen: 


1)  Akten  dm  Kgl.  Siebt.  MinisMniiiiis  des  Inaem. 


Digitized  by  Google 


—   32  — 


Sie  begibt  sich  in  die  Wohnungen  der  betr.  Herrschaften  und 
erbietet  sich  als  Helferin.  Sic  düe  Vermieterin)  habe  zufällij^ 
erfahren,  dass  Madame  X.  ein  Mädchen  suche,  durch  das  Ar- 
beitsamt werde  die  Hausfrau,  wenn  überhaupt,  so  doch  nur  ein 
minderwertiges  Madchen  bekommen  u.  s,  w.  Schliesslich  erhält 
die  Gesindevermicterin  den  Auftrag ,  ein  tüchtiges  Mädchen  zu 
besorgen.  So  werden  die  Arbeitsnachweise,  die  berufen  sind,  den 
Schilden  der  gewerbsmässigen  (iesindevcrniictmig  entgegenzu- 
wirken, noch  ftir  die  Zwecke  der  letzteien  ausgenutzt. 

VI.  Amtliche  statistische  i  h  c  h  u  ii  g  e  n.  Um 
für  die  Beurteilung  der  Zustande  auf  dem  Gebiete  der  Arbeits- 
vermiltluug  eine  möglichst  zuverlässige,  statistische  Grundlage  zu 
gewinnen,  ordneten  die  pr  e  u  s  s  i  s  c  h  c  n  Minister  fiii  II. uuUI  und 
Gewerbe  luid  des  Innern  durch  l'rlass  vom  7.  März  1S95  eine  Er- 
hebung über  die  gewerbsmässigen  Cjesindcvcrmieter  und  Stellen- 
vermittler, sowie  über  die  sonstigen  Arbeits-  und  Slellennachweis- 
anstalten  nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  1894  an.  In 
Sachsen  waren  schon  durch  Verordnung  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  12.  April  1894  statistische  Erhebungen  veranstaltet 
worden.  Das  Reichsamt  des  Innern  hatte  1895  angeregt ,  auch 
in  andern  Bundesstaaten  ähnliche  Ermittlungen  vorzunehmen.  In- 
folgedessen wurden  in  Bayern  durch  Ministerial-Erlass  vom 
9.  Mai  1895  und  in  Baden  durch  Ministerial-Erlass  vom  7.  Jan. 
1896  gleichartige  Erhebungen  angeordnet. 

I.  Preussen.  Die  Ergebnisse  der  amtlichen  Erhebungen, 
die  sich  durch  Gründlichkeit  auszeichnen,  wurden  in  der  muster- 
giltigen  Abhandlung  »Die  Arbeitsvermittlung  in  Preussen  während 
des  Jahres  1894c,  in  amtlichem  Auftrage  bearbeitet  von  Georg 
^t^f-r/,  Regierungsrat  und  Mitglied  des  Kgl.  statistischen  Bureaus^), 
niedergelegt.  Der  Berichterstatter  hebt  hervor,  dass  die  statisti- 
schen Angaben  betreffend  Zahl  und  besondere  Verhältnisse  der 
gewerbsmässigen  Gesindevermieter  und  Stellenvcrmiltler  in  vieler 
Beziehung  mangelhaft  seien  und  zunächst  der  Vollständigkeit  ent- 
behrten. Es  gebe  weit  mehr  gewerbsmässige  Vermittler,  als  die 
Uebersichtcn  nachwiesen.  Auch  die  Ziftern  über  tlen  Umfang  der 
Vermitllunc^stätigkeit  seien  nicht  exakt,  wegen  dt  r  unzuverlässi- 
gen (irundla^en  1  Gcsch;illsbviciier  der  Gesindevennicter  untl  Stel- 
lenvermittlcr).    Nach  dieser  Zählung  belandcn  sich  in  Preussen 

i)  Zeitschrifc  des  Kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus,  Jahrg.  1S96. 
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52i6  Stellenvennittler,  von  denen  1646  weibliches  Gesinde  ein- 
schliesslich  Ammen  veraiittelten ;  47  derartige  Unternehmer  ver- 
mittelten auch  männliches  Gesinde,  meist  landwirtschaftliche  Ar- 
beiter. Obige  1646  Gesindevermieter  verteilten  sich  auf  die  ein- 
zelnen Provinzen  wie  folgt: 


Ostpreussen 

141 

Sachsen 

179 

Westprcussen 

130 

Schleswig-Holstein 

76 

Stadtkreis  Bertin 

253 

Hannover 

82 

Brandenburg 

103 

Westfalen 

28 

Pommern 

59 

Hessen-Kassau 

96 

Posen 

105 

Rheinland 

199 

Schlesien 

195 

Hohenzollem 

Von  sämtlichen  Stellenvermittlern  waren  3931,  also  volle  drei 
Viertel,  weiblichen  Geschlechts.  Die  Zahl  der  wegen  Verbrechens 
oder  VerL,'ehens  vorbestraften  Vermittler  betrui;  632,  also  fast  ein 
Achtel  der  Gesamtzahl.  Von  diesen  waren  233  mannliclien  und 
399  weiblichen  Geschlechts.  Während  von  der  Gesamtzahl  der 
Vermittler  annähernd  der  8.  Teil  vorbestraft  war,  waren  es  \on 
denjenigen ,  welche  Beherbergung  oder  Bek()stigung  gewährten, 
über  ein  Sechstel.  Die  unlautern  Personen  unter  den  Vermittlern 
geben  sich  also  verhältnisniassiL:;  häufig  mit  der  Beherbergung 
oder  Beköstigung  der  Stellensucher  ab. 

ßci  der  Gebühren-  sowie  bei  der  Kruninalitätsstatistik  der 
Stellenvermittler  sind  die  Zahlen  für  Gesindevermieter  nicht  spe- 
zialisiert, so  dass  der  Anteil,  den  diese  an  den  höchsten  Gebühren 
und  an  den  Vorbestrafungen  haben,  nicht  ersichtlich  ist. 

Die  Be^eitberichte  der  Behörden  über  den  Geschäftsbetrieb, 
die  Zuverlässigkeit  und  die  Leistungen  der  gewerbsmässigen  Ge- 
sindevermieter und  Stellenvennittler  lauten  sehr  ungleich ,  im 
allgemeinen  för  den  Westen  und  die  kleineren  Städte  günstiger 
als  für  den  Osten  und  die  grossen  Städte.  Der  Mitteilung,  dass 
jener  Erwerbszweig  sich  vorzugsweise  in  den  Händen  zuverlässiger 
Personen,  meist  älterer,  ehrbarer  Frauen  befinde,  bei  welchen 
insbesondere  die  zahlreichen  weiblichen  Stetlensucher  viel  zweck- 
mässiger beherbergt  und  beköstigt  werden  könnten  als  in  Gast- 
wirtschaften, steht  aus  andern  Bezirken  die  Meldung  entgegen, 
dass  zahlreiche  unlautere  Elemente  in  der  Stellenvermittlung  wirk- 
ten, welche  im  Interesse  ihrer  Einnahme  aus  Gebühren  häufig  un- 
erfahrene Personen  unter  Vorspiegelung  trügerischer  Aussichten 
zu  leichtfertigem  Stellenwechsel  veranlassten,  zu  Kontraktbruch 

Ztittdrifk  für  dim  ga.  SlMHwiiicaidi.    BrgiBiiiiicahsft  10.  3 


Digitized  by  Google 


—    34  — 


anstifteten,  beide  Teile  durch  zu  hohe  Gebühren  und  sonstige 
Forderungen,  die  Stellensucher  auch  durch  langes  Hinhalten  und 
zu  hohe  Preise  bei  Beherbergung  und  Beköstigung  ausbeuteten, 
endlich  weibliche  Stellensucher  zur  Unsittlichkeit  verleiteten.  Beim 
grossstädtischen  Gesinde  soll  es  stellenweise  sogar  Oblich  sein, 
dass  die  Gesinde  Vermieter  ausser  der  bei  der  Stellenvermittlung 
zu  zahlenden  Gebühr  noch  vierteljährig  fortlaufende,  tributähnliche 
Zahlungen  von  den  Dienstherrschaften  einfordern  und  sie  auch 
erhalten,  weil  befürchtet  wird,  dass  sie  sonst  das  Gesinde  zum 
Stellenwechsel  veranlassen. 

Den  Schluss  dieses  amtliciicn  Berichts  bilden  Vorschläge  zur 
Abhilfe  der  bestehenden  Missstände  —  durch  die  neuere  Gesetz- 
gebung überholt  und  gegenstandslos  geworden.  Die  kommunalen 
Arbeitsnachweise  waren  damals  erst  im  Entstellen  begriffen. 

2.  Bayern.  Die  Zahl  der  im  Lande  befindlichen  gewerbs- 
mässigen Gesindevermieler  und  Stellenvennittler  betrug  nach  dem 
amilichen  Hcricht  uhor  iJie  Arbeitsvermittlung  in  Bayern  nach 
dem  Stande  am  Scidusse  des  Jahres  1894«')  877,  davon  waren 
722  weiblichen  (Geschlechts.  Wegen  Verbrechen  oder  Vergehen 
vorbestratt  waren  94  =  10,7  Proz.  466  =  53  Proz.  vermittelten 
weibliche  Dienstboten  und  Ammen,  447  =  51  Proz.  männliches 
und  weibliches  Gesinde.  Von  ersteren  entfielen  332  auf  die  grös- 
seren Städte,  134  auf  die  Landbezirke,  von  letzteren  128  auf  die 
grösseren  Städte,  319  auf  die  Landbezirke.  Bei  86  Vermittlern 
waren  für  Vermittlung  von  Dienstboten  zu  zahlen 

bei  einem  Monaislohn  von  10  M.  oder  Jahreslohn  unter  120  M.    .    .    .    2  M. 
»      »         •  •  10-^15  M.  od.     >       von  lao— 180  M. .   .   5  » 

»      »         »  »  15—30  »    >      •        •    180 — »40  >  .   .   6  » 

Ausserdem  Einschreibgebuhr  für  Dienstherrschaften  i  Mk. ,  für 
weibliche  Dienstboten  50  Pfg. 

Aus  den  Berichten  über  die  Zustände  Un  Gesindevermittlungs- 
wesen ist  hervorzuheben: 

Mehrere  Gesindevermieterinnen  strebten  die  Einfuhrung  eines 
neuen  Ortsgebrauchs  an,  wonach  weiblichen  Dienstboten  auch 
ohne  ausdrückliche  Vereinbarung  erlaubt  sein  soll,  in  den  ersten 
3  Tagen  nach  dem  Dienstantritt  den  Dienst  zu  verlassen,  wenn 
er  ihnen  nicht  zusagt  Diesem  Streben  lag  die  Absicht  zu  Grunde, 
die  Gelegenheit  zur  Vermittlung  zu  vermehren,  Gesbdevermte> 


t)  Zotachrift  dei  KgL  bayritehcn  autarischcn  Buieaus,  ai.  JahiSi  1896. 
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terinnen  beherbergen  stcllensuchcnde  weibliche  Personen  öfters 
in  grösserer  Anzahl,  bis  ein  Dienstverhältnis  vermittelt  wird,  ohne 
jedoch  hierfür  genügende  Unterkunftsgel cgenhett  zu  haben.  So 
beherbergte  eine  Magd  verdingerin  zuweilen  5 — 6  Dienstmädchen 
in  3  Betten,  teilweise  schliefen  die  Mädchen  auf  dem  Fussboden. 
Um  möglichst  viel  Kost-  und  Schlafgeld  zu  verdienen,  schieben 
solche  Verdingerinnen  die  Vermittlung  der  Stelle  tunlichst  hin- 
aus,  veranlassen  die  Dienstmägde  zur  Aufeehrung  etwaiger  Bar- 
mittel, namentlich  durch  Besuch  von  Wirtshäusern  und  Tanz- 
lokalen,  wobei  die  Verdingerinnen  auf  Kosten  der  Stellensucher 
Gesellschaft  leisten.  Auf  diese  Weise  mehren  sich  die  Schulden 
für  Kost  und  Wohnung,  und  die  Dienstboten  geraten  in  völlige 
Abhängigkeit  von  den  Verdingerinnen.  Endlich  wird  erwähnt, 
dass  den  meisten  der  gewerbsmässigen  Vermittler  die  nötige  Ge- 
schäftsgewandtheit abgehe. 

3.  Sachsen.  Ueber  die  amtlichen  Erhebungen  in  Sachsen 
verbreitet  sich  der  Geh.  Regierunf^srat  Prof.  Dr.  K  Rolunert  in 
einem  Aufsatz  »Zur  Statistik  der  Arbeitslosigkeit,  der  Arbeitsver- 
mittlung und  der  Arbt  itslosen Versicherung«  ').  Der  Schwerpunkt 
der  Arbeit  Hegt  auf  allgemein  volkswirtschaftlichem  Gebiete  und 
in  deskriptiver  Darstellung  der  gemeinnützigen  und  karitativen 
Arbeitsnachweise  dt-s  Königreichs.  301  Ortschaften  Sachsens  mit 
mehr  als  20CX)  Kmwohuer  halten  damals  überhaupt  keinen  Ar- 
beitsnachweis. Spezielle  Anj^abcn  über  die  ^gewerbsmässigen  Ge- 
sindevertuicter  enthalt  die  erwähnte  Abiiandlung  nicht. 

4.  Baden.  Die  badische  Enquete  hat  sich  ziemlich  streng 
an  die  preussischen  Erhebungen  <;elialteii.  Das  Ergebnis  ist  vom 
Grossh.  statistischen  Eandesamt  unter  dem  Titel  >Die  gewerbs- 
ma'.si.^en  und  nicht  gewerbsmässigen  Einrichtungen  fiir  Arbeits- 
nachweis im  Grossherzogtutn  Baden  in  den  Jahren  1^94  und  1895 
lin  i  che  weitere  P'ntuicklung  der  letzteren  iS<)()  und  1897«  publi- 
zicti  wunien*).  Danach  bebet  sich  die  Zahl  der  im  Grossherzog- 
tum vorhandenen  gewerbsmässigen  Gesindevermieter  und  Stel- 
lenvermittler Ende  1894  auf  241,  Ende  1895  auf  247  Personen. 
Ausschliesslich  weibliches  Gesinde  vermittelten  40  bezw.  41  Stel- 
lenvermittler, ausschliesslich  männliches  Gesinde  2  und  männliches 
und  weibliches  Gesinde  9  bezw.  10  Stellenvermittler.    In  14  fast 

1)  Zeitschrift  des  Kgl.  sächsisclicn  statistischen  Bureaus,  .jo.  Jahrg.  1894. 
a)  Suiislikche  MtUeilungen  über  das  ürosäherzoglum  Baden,  Bd.  XLV ,  Jahrg. 
1897,  Nr.  %. 
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rein  ländlichen  Amtsbe7lrken  gab  es  Uberhaupt  keine  Stellenver- 
mittler.  Mehr  aU  die  Hälfte  aller  gewerbsmässigen  Stellenver- 
mittler,  136  bezw.  137,  wurden  in  den  4  Amtsbezirken  mit  den 

4  grössten  Städten  ermittelt.  Fast  ^/^  der  Stellenvermittler  ge- 
borten dem  weiblichen  Geschlecht  an»  und  rund  67  Proz.  dieser 
Gewerbetreibenden  übten  ihre  Tätigkeit  nur  nebenberuflich  aus. 
Abweichend  von  der  preussischen  Enquete  sind  in  Baden  die  Ge- 
bührentarife für  die  einzelnen  Berufsgruppen  spezialisiert  zur  Dar- 
stellung gebracht.  So  betrug  die  Vermittlungsgebuhr  für  ein 
Dienstmädchen  in  Mannheim  (Mindestsatz)  2  Mk.»  Karlsruhe  i  bis 
6  Mk.t  Freiburg  1—2  Mk.,  auch  2  Proz.  des  Jahreslohns,  Heidel- 
berg I — 2  Mk..  Lahr  1—3  Mk. 

Ob  die  Gebühr  von  Herrschaft  und  Gesinde  zugleich  oder 
nur  von  einem  Teil  eriioben  wird,  ist  meist  nicht  ersichtlich.  In 
den  meisten  Tarifen  i.st  durch  Aufstellung  einer  grossen  Anzahl 
von  besonderen  Bezeichnungen  für  dieselben  oder  doch  nahezu 
gleichartigen  Berufstätigen  ein  zu  grosser  Spielraum  für  die  Ge- 
bührenerhebung gewährt.  So  werden  in  einem  und  dcms(  Iben 
Tarif  für  eine  »Köchin«  2  MU.,  dagegen  für  eine  » perfekte  Küchin < 

5  Mk.  verlangt.  Der  Nacinveis  einer  Stelle  für  eine  ^  Kr>rhin 
I.  Ranges«  kostet  8  Mk.,  für  eine  3.  Ranges  3  Mk.  Die  meisten 
(ichührentarite  haben  Maximal-  und  Muiimalsätze,  Enorm  hohe 
Gcbuluen  wurden  testgestellt  /..  B.  für  ein  KuchtMunädchen  i  bis 
10  Mk.,  für  eine  Haushälterin  4  —  20  Mk.,  für  einen  Dienstboten 
nach  Ausweis  eines  Tarifs  in  Karlsruhe  10  Proz.  des  Jahresloinis, 
Bei  80  Proz.  aller  Stellenverniiltler  wurden  die  Gebühren  \  on 
beiden  Teilen  (Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber)  erhoben.  Mtwa 
10  Proz.  aller  gewerbsmässigen  Stellenvermittler  hatten  Vorstrafen 
aufzuweisen. 

Wie  aus  den  Begleitberichten  der  Bezirksämter 
hervorgeht,  kommen  die  meisten  Klagen  über  Missstände  der 
gewerbsmässigen  Stellenvermittlung  aus  den  grösseren  Städten. 
Es  besteht  bei  manchen,  besonders  weiblichen  Stellenvermittlern 
begründeter  Verdacht,  dass  die  Stellenvermittler  die  Arbeitsuchen- 
den durch  Kreditgewährung  in  drückende  Abhängigkeit  zu  bringen 
suchen  oder  in  der  Absicht,  sich  weitere  Gebühren  zu  verschaffen, 
dieselben  zu  unnötigem  Stellenwechsel  veranlassen.  In  mehreren 
Fällen  sind  weibliche  Stellenvermittlerinnen,  die  Herberge  und  zu- 
gleich Nachtfreiheit  gewährten,  wegen  Kuppelei  bestraft  worden. 
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UL 

Die  rechtliche  Regelung  des  Gesindevennieter- 

Gewerbes. 

I.  Die  Zeit  vor  der  Reichsgewerbeordnung. 
Die  «^gewerbsmässige  Gesindevermietung  war  fast  nirgends  ein 
völlig  freies  Gewerbe,  in  den  Städten  —  das  Land  kam  meist 
nicht  in  Betracht  —  wurde  es  schon  früh  an  Konzession  gebun- 
dtn  lind  die  Bestiminunifcn  darüber  i/ewöhnUcli  in  Ma-nstratsver- 
urdiiungeii  erlassen.  Der  Gewerbebetrieb  selbst  hat  immer  unter 
der  Kontrolle  der  städtischen  Obritjkeit  j^estandcn. 

Vorschriften  über  Zulassung  zu  diesem  Gewerbebetrieb  und 
über  die  Pflichten  der  Gesindemäkler  traf  tla:>  Allgemeine 
Preussische  Landrecht  vom  5.  b'ehruar  1794  in  den 
4;>;  13 — 20.  Danach  mussten  die  Gesindes  ennieter  eine  ^gewisse 
(jaranlie  für  die  Eigenschatten  des  Gesindes  übernehmen  und 
konnten  sogar  zivilrechtlich  lialtbar  gemacht  werden  für  den 
Schaden  ,  den  uiil.iu:;liciies  oder  untreues  Gesinde  verursacht 
hatte,  das  sie  wiücr  besseres  Wissen  als  brauchbar  oder  zuver- 
lässig empfohlen  hatten.  Verleitung  zum  Kontraktbruch  wurde 
mit  2 — 5  Taler  Geld-  oder  verhättnismässiger  Gefängnisstrafe, 
im  Wiederholungsfälle  ausserdem  mit  Konzessionsentsiehung  ge- 
ahndet. Die  Bestellung  der  Gesindemäkler  blieb  der  Ortsobrig- 
keit, die  Bestimmung  des  Mäklerlohns  den  Polizei-  und  Gesinde- 
ordnungen jedes  Orts  vorbehalten. 

Dieselben  Grundsätze  finden  sich  in  den  Gesindeord« 
nun  gen  von  1810  und  von  1844,  die  ja  unter  den  16  preussi- 
schen  Gesindeordnungen  den  weitaus  grössten  Geltungsbezirk 
haben.  Die  Gesindeordnung  für  sämtliche  Provinzen  der  preus- 
sischen  Monarchie  vom  8.  November  1810  (§§  13 — 21)  verschärft 
noch  die  Strafbestimmung  betr.  Verleitung  zum  Kontraktbruch, 
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indem  die  Strafe  auf  5—10  Taler  festgesetzt  wird.  Der  Passus 
des  Allg.  L.R.,  dass  die  Makler  für  den  Schaden,  verursacht  durch 
Gesinde,  das  sie  wider  besseres  Wissen  als  brauchbar  und  xuver- 
verlässig  empfohlen  haben,  selbst  haften  müssen,  wurde  noch 
durch  folgende  Bestimmung  des  §  20  verschärft:  »Ausserdem 
verwirken  sie  dadurch,  es  mag  Schaden  geschehen  sein  oder 
nicht,  für  das  erstemal  5 — 10  Taler  Geld-  oder  verhältnismäs- 
sige Gefängnisstrafe  und  werden  im  Wiederholungsfalle  von  dem 
ferneren  Betriebe  des  Mäklergewerbes  ausgeschlossen.  Diese  Aus- 
schliessung findet  selbst  bei  dem  erstenmale  statt,  wenn  sie  den 
Schaden  zu  ersetzen  unvermögend  sind«.  In  kürzerer  Fassung 
bestimmt  ungefähr  dasselbe  die  Gesindeordnung  für  die  Rhein- 
provinz vom  19.  August  1844  (§§  6,  7). 

Die  Konzessionspflicht  für  die  Gesindevermieter  war  in  ziem- 
lich allen  Ge we rbegeset/en  der  deutschen  Einzel* 
Staaten  statuiert.  In  den  Motiven  zu  §  34  des  Regierungs- 
entwurfs zur  Gewerbeordnung  des  Nordclentschcn  Bundes  ')  findet 
sich  eine  Uebersicht  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  über  die 
stehenden  Gew  eibe,  welche  einer  besonderen  Genehmigung  bedür- 
fen. Danach  durften  in  Preussen  (§  51  der  Allgemeinen  Gewerbe- 
ordnuii<4  Int  die  preussischc  Monarchie  vom  17.  Jan.  1845)  die  Ge- 
schäfte der  Gesindeverniieter  nur  von  d(!njenigcn  Personen  betrie- 
ben werden,  welche  als  solche  vnn  den  vertassungsniässit^  da/.u  be- 
fugten Staats-  oder  Kommunalbehurdcn  oder  Korporationen  ange- 
stellt oder  konzessioniert  sind.  In  Frankfurt  a.  M.  unterlag  das  Ver- 
dingen von  Dienstboten  der  Konzessionsprticht.  Die  Konzession 
konnte  entzogen  wer(Jen,  sobald  die  Unrichtigkeit  der  vom  Nach- 
suchenden gemachten  Angaben,  auf  Gruiui  deicn  dir  Konzes- 
sion erteilt  w.ir,  dargelan  wurde,  oder  der  Inhaber  den  über  die 
Art  des  Betriebes  seines  Gewerbes  erlassenen  Verordnungen  oder 
den  Konzessionsbedingungen  nicht  nachkam  und  dieserhalb  wie- 
derholt amtlksh  verwarnt  worden  war,  sowie  infolge  eines  rich- 
terlichen Erkenntnisses,  durch  welches  der  Gewerbebetrieb  dem 
Konzessionär  untersagt  worden  war.  Das  Gewerbegesetz  fiir  das 
Königreich  Sachsen  vom  15.  Oktober  1861  zählte  im  §  8  zu 
den  konzessionspflichtigen  Gewerben  auch  das  der  Gestndemäkler. 
In  den  thüringischen  Staaten  waren  die  Gesindemäkler 
in  einzelnen  Gewerbeordnungen  (Sachsen-Weimar,  beiden  Reuss) 

i)  Stenogr.  Berichte  Aber  die  Verhaodlanfen  des  Reidntags  des  Norddcuticliea 
Bmdes,  I.  LegislMiirperiode,  Sen.  1869,  3»  Bd.,  S.  119  IT. 
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nicht  besonders  aufgeführt.  Das  Gewerbegesetz  des  Herzogtums 
Braunschweig  bezeichnete  als  konzessionspflichtig  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  Makler  und  Kommissionäre.  Vermutlich  waren 
in  der  ersteren  Kategorie  auch  die  Gesindevermieter  inbegriffen. 
Nach  dem  Gewerbegesets  für  das  Grossherzogtum  Oldenr 
bürg  »waren  die  bestehenden  besonderen  Bestimmungen  vor- 
behalten für  Gesindemäklerc.  In  Anhalt  unterlagen  der  poli- 
zeilichen Genehmigung  die  Mäkler,  in  W  a  1  d  e  c  k  war  das  Mäk* 
lergewerbe konzessionspflichtig.  Im  Lübecker  Gewerbegesetz 
vom  5.  Oktober  1866  hiess  es :  Unter  polizeilicher  Kontrolle  stehen 
die  Gesindemäkler.  Das  Hamburgische  Gewerbegesetz  vom 
7.  Januar  1864  nennt  als  »Gewerbe,  deren  Ausübung  polizei* 
lieber  Erlaubnis  bedarf  und  unter  polizeilicher  Kontrolle  steht, 
Nachweisungskomptoire  (Gesindevermieter):  Die  Zahl  derselben 
ist  beschränkt«, 

2.  Die  Ge  we  rbeordnung  von  i  868/9.  ^^'^  Gewerbe- 
gesetzgebung von  1869  räumte  mit  den  meisten  Konzessionsbe- 
schränkungen früherer  Gewerbegesetze  auf.  Auch  die  Gesinde- 
vermittlung wurde  beinahe  als  freies  Grewerbe  erklärt  oder  doch 
nur  so  minimalen  Beschränkungen  unterworfen,  dass  dadurch  un> 
solide  Elemente  nicht  ferngehalten'  werden  konnten. 

Der  Regierungsentwurf  der  Gewerbeordnung  für  den  Nord- 
deutschen Bund  vom  7.  April  1868M  lehnte  sich  an  die 
preussische  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  an  und  wollte 
die  landesgesetzlich  festgesetzte  Konzessionspflicht  dieses  Ge- 
werbes erhalten.  §  33  bestimmte  daher ,  dass  den  Gesindever- 
mietern, soweit  die  Landesgesetze  solches  vorschreiben,  der  Be- 
ginn des  Gewerbebetriebes  erst  dann  zu  gestatten  sei ,  wenn  sie 
sich  über  ihre  Zuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den  beabsichtig- 
ten Gewerbebetrieb  ausgewiesen  hätten. 

Die  Motive^)  besatften  hierzu  kurz!  >Für  die  in  den  i;§  33 
bis  36  aufgeführten  Gewerbe  ist  die  Entscheiduni;  der  i^rage,  ob 
sie  in  dem  betreuenden  Staat  konzessionspflichtig  sintl,  den  Lan- 
desgesetzen vorbehalten,  weil  in  dieser  Hinsicht  das  praktische 
Bedürfnis  nicht  nur  nach  Ländern,  sondern  selbst  nach  Orten 
verschieden  sein  kann  und  verschieden  ist.  Dem  grossen  Prinzip 
der  gewerblichen  Freizügigkeit  kann  es  aber  um  so  weniger  Ein- 

t)  Stcnu^r.  Berichte  der  Verhandlungen  des  Reichstag»  des  Norddeatschen  Bandes, 
L  Legislaturperiode,  2.  Session  1Ü68,  2.  Bd.  S.  III  ff. 

1)  Stenogr.  Bcr.  d.  ReicbstagB  d.  Noidd.  Bundei,  i868,  a.  Bd.  S.  laS, 
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trag  tun,  wenn  man  hier  den  lokalen  Bedürfnissen  freien  Spiel- 
raum lässt,  als  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  die  hier  als 
erforderlich  bezeichnete  Erlaubnis  bei  einer  Veränderung  des 
Wohnsitzes  von  neuem  erforderlich  ist«. 

Nach  i;  35  erhielten  die  Zentralbehörden  die  Befugnis,  die 
Vorschriften  über  den  Betrieb  der  im  §  33  genannten  Gewerbe 
aufzuheben,  abzuändern,  zu  erganzen  und  da,  wo  solche  Vor- 
schriften nicht  bestehen,  solche  zu  erlassen. 

Der  ganze  Entwurf  scheiterte,  und  es  kam  zunächst  nur  das 
sog.  Notgewerbegesetz  vom  8.  Juli  1 8 6 8  zu  stände, 
das  keine  Bestimmungen  über  das  Gewerbe  der  Gesindevermieter 
enthielt. 

Am  4.  März  1869  gelangte  ein  neuer  Regierungs- 
entwurf') an  den  Reichstag.  Die  oben  erwähnten  Bestim- 
mungen des  §  33  finden  sich  im  §  34,  Abs.  2,  jedoch  hat  der 
§  34  eine  andere  Form  erhalten.  Es  heisst  eingangs:  »Die  Lan- 
desgesetze können  vorschreiben«  und  Abs.  2,  »dass  die  Gesinde- 
vermieter ihre  Zuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den  beabsich- 
tigten Gewerbebetrieb  vor  Beginn  des  letzteren  der  Polizeibehörde 
nachzuweisen  haben«. 

Die  Motive  zu  §  34  besaj^en :  >Eine  Rückwirkung  auf  die 
landesgesetzlichen  Bcstiiumun^^en  über  die  Konzessioniernnij  wird 
bei  den  unter  1  und  2  anli^eruhrlen  (iewerben  dadurch  herbei- 
geführt, dass  die  per.soniiche  Zuverlassii^'keit  als  einzige  Hedin'j;ung 
namhaft  gemacht,  die  Bedürtnisfraj^e  und  andere  ahnliche  Ruck- 
sichten also  aus!j;^eschlossen  sind.  Die  Fassung  ist  in  dieser  Be- 
ziehung gegenüber  der  des  vorjährigen  Entwurfs  eine  präzisere 
geworden«. 

Speziell  über  die  Gesindeverniieier  bemerkt  Z.  5:  »Gesinde- 
verinieter  sind  ziemlich  n<ich  allen  Gewerbegesetzen  konzessions- 
pllichLiL; ,  weil  das  Gewerbe,  namentlich  in  grossen  Städten  ein 
besonderes  Vertrauen  des  Publikums  in  Anspruch  nimmt  und 
leicht  zum  sittlichen  Nachteil  der  Dienstboten  missbraucht  wer- 
den kann«.  Die  Befugnis  der  ^Zentralbehörden  im  §  35  ist  bei- 
behalten. Neu  eingetügt  ist  ein  §  37,  nach  dem  die  in  den  §§  29 
bis  33  und  im  §  34  erwähnten  Approbationen  und  Genehmigun- 
gen unter  gewissen  Vorbehalten  unwiderruflich  sind. 

Die  parlamentarische  Behandlung  dieser  Bestimmungen  war 

I)  Stenogr.  Berichte  de»  Nordd.  Reichstag  1869.  3.  Bd.  S.  94  ff. 
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dürftig,  da  sie  eben  ein  kleiner  Teil  einer  gross  angelegten  Ge- 
setzesvorlage mit  viel  umstrittenen  Bestandteilen  waren.  In  der 
zweiten  Lesung  fiel  der  §  34  der  Regierungsvorlage,  soweit  er 
die  Gesindevermieter  Beschränkungen  unterwarf,  infolge  eines 
Antrages  Rutige -v*  ffetm^^).  Dementsprechend  erledigten  sich 
die  vom  §  34  abhängigen  Bestimmungen  der  §§35  und  37. 
Die  Beschränkungen  des  Gewerbebetriebs  der  Gesindevermieter, 
die  abgelehnt  worden  waren,  weil  man  an  Stelle  der  partikular- 
rechtlichen Kottzessionierungen  bundesrechtliche  Bestimmungen 
hatte  schaffen  wollen,  wurden  aber  in  der  dritten  Lesung  wie- 
derhergestellt. Die  Abgg.  Dr.  Friedentkai  und  Genossen  brach- 
ten ein  Amendement  §  31  a'')  ein,  welches  im  Abs.  3  lautete: 
Das  Geschäft  eines  Gesindevcnnieters  kann  demjenigen  unter- 
sagt werden ,  welcher  wegen  Verbrechen  oder  wegen  V ergehen 
gegen  die  Sittlichkeit,  gegen  das  Eigentum  oder  aus  Gewinn» 
sucht  bestraft  worden  ist,  und  im  Abs.  4:  Personen,  welche  ein  in 
diesem  Paragraphen  bezeichnetes  Gewerbe  beginnen ,  haben  bei 
Führung  ihres  Gewerbebetriebs  der  zuständigen  Behörde  hiervon 
Anzeige  zu  machen. 

Bei  der  Beratunt,'  empfahl  der  Präsident  des  Bundeskanzler- 
amts Delbrück  dringend  diese  materielle  Aenderung  der  Be- 
schlüsse der  zweiten  Lesung  und  führte  hier/u  wortlich  aus  'j:  »Die 
Gesichtspunkte,  welche  in  der  zweiten  Lesung  dahin  geführt  ha- 
ben, die  in  dem  §  31a  zusammengef.issten  Bestinnnun;_;en  zu 
treffen,  welche  den  Zweck  haben,  von  dem  Betriebe  Personen 
auszuschliessen,  die  sich  Vergehungen  gegen  die  Gesetze  haben 
zu  Schulden  kommen  lassen  ,  welche  die  gerichtliche  Bestrafung 
nacli  sich  gezogen  haben  ,  trefTen  bei  den  Gesindevermictern 
\ollkoinnien  zu.  Es  ist  hierbei  naiueiilinii  an  die  Vermieter 
von  weiblichem  Gesinde  zu  denken,  und  es  liegt  nahe,  dass  das 
Geschäft  des  Vermieters  von  weiblichem  Gesinde  zu  mancherlei 
schweren  Missbräuchen  fuhren  kann,  wenn  es  in  den  Händen  von 
Personen  Ist,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  die 
Sittlichkeit  bestraft  sind.  Es  liegt  ferner  nahe,  und  es  liegen  da- 
für genügende  Erfahrungen  vor,  dass  dieses  Geschäft  ganz  allge- 
gemein  dafOr  gemissbraucht  werden  kann,  den  Dienstboten  Geld 
abzuschwindeln,  und  auch  deshalb  muss  dieses  Gewerbe  den- 

1)  Norütlcutscht-r  Reichstag  i8oy,  Anlaijcn  Nr.  S6. 
3)  NorddeatKher  Reichstag  1S69,  Anlageo  Nr.  234. 
3)  N«fddeutMlier  Reidutftg  1869,         ^*  5*  >oS7> 
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jenigen  untersagt  werden  können,  welche  wegen  Betruges  oder 
wegen  Verbrechens  gegen  das  Eigentum  bestraft  sind«. 

Der  Reichstag  nahm  das  Amendement  Frieäentkal  mit 
einem  Sousamendement  des  Abg.  Dr.  Prosck  an,  welches  vor* 
schlug,  an  Stelle  des  Abs.  3  im  Amendement  Friedenthal  zu 
setzen,  »welche  wegen  aus  Gewinnsucht  begangener  Vergehen 
gegen  das  Eigentum«  u.  s.  w.  bestraft  worden  sind.  Nach 
dem  Vorschlage  der  Abgg.  Runge  und  Genossen  wurde  dem  §  32 
folgende  Fassung  gegeben:  Die  Zentralbehörden  sind  befugt, 
Vorschriften  darüber  zu  erlassen,  in  welcher  Weise  die  in  dem 
31  Abs.  3  verzeichneten  Gewerbetreibenden  ihre  Bücher  zu 
führen,  und  welcher  polizeilichen  Kontrolle  über  den  Umfang  und 
die  Art  ihres  Geschäftsbetriebs  sie  sich  zu  unterwerfen  haben. 

Aus  der  Zusammenstellung  der  Fx  schlüsse  der  dritten  Be- 
ratunggeht  hervor,  dass  nunmehr  der  §  31  a  Abs.  3  unter 
§35,  der  §  32  unter  38  rubriziert  ist.  Nach  ij  40  ist  weisen 
Untersagung  des  Gewerbebetriebs  der  Rekurs  zulässig.  Nach 
tj  148  Abs.  4  wird  mit  Geldbusse  bis  zu  30  Taler  und  im  Fall 
des  Unverniöq;ens  mit  Geiangnisstrnfo  bis  zu  Wochen  bestraft, 
Wer  der  nach  s;  35  geqjen  ihn  er^rani^cnen  Unlersagung  eines  lic- 
Werbebetriebs  zuwider  handelt  oder  die  in  §  35  vorgeschriebene 
Anzeige  unuii.i.^.sl. 

Das  Gesetz  wurde  als  »Gcwcrbeordnmv^f  für  den  Norddeut- 
schen Bund'  unter  dem  21.  Juni  iSög  veroUcntücht 

Von  der  im  38  den  Zciui  albchorden ,  d.  h.  den  Ministe- 
rien der  Einzelstaaten,  namens  des  Bundes  erteilten  Befugnis 
machte  Sachsen  in  der  Ausführungsverordnung  zur  Gewerbe« 
Ordnung  vom  16.  September  1869  Gebrauch. 

§  24  gab  folgende  zum  Teil  aus  der  Ausführungsverord> 
nung  zu  semem  Gewerbegesetz  von  1861  übernommenen  Vor> 
Schriften : 

»Die  Gesindevermieter  etc.  sind  gehalten,  ordentliche  Bü- 
cher zu  führen,  aus  welchen  deutlich  zu  ersehen  ist,  welche  Art 
von  Geschäften  und  mit  welchen  Personen,  in  welcher  Weise  und 
gegen  welche  Gebühren  von  ihnen  ausgeführt  worden  sind.  Der 
Polizeibehörde  darf  die  Einsicht  in  die  Bücher  nicht  verweigert 
werden.  Doch  hat  sie  von  dieser  Ermächtigung  nur  dann  Ge- 
brauch zu  machen,  wenn  Beschwerden  oder  sonst  erhebliche 

I)  Norddeutscher  ReichsU^,  1869,  Drucks.  Nr.  «36. 
a)  B.G.B).  245. 
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Gründe  zu  dem  Verdacht  vorgekommener  Unregelmässigkeiten 
vorliegen.  Bis  zur  Erlassung  allgemeiner  Vorschriften  in  Bezug 
auf  die  zweckentsprechende  Einrichtung  und  FQhrung  der  Bücher 
und  die  polizeiliche  Kontrolle  über  den  Umfang  und  die  Art  des 
Geschäftsbetriebs  der  betr.  Gewerbetreibenden  überhaupt  bleiben 
die  diesfallsigen  Bestimmungen  der  bestehenden  örtlichen  Regu* 
lative  in  Geltung.« 

Diese  Bestimmungen  sind  grösstenteils  in  die  Verordnung 
vom  28.  März  1892,  die  Ausführung  der  Gewerbeordnung  für  das 
deutsche  Reich  betreffend,  überg^egangen. 

In  Prcussen  hatte  sicli  laut  Zirkularverfugung  des  Mini- 
sters für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten,  betr.  das 
Gewerbe  der  Gesindevermieter  vom  23.  Juni  1870,  in  dem  über- 
wie2[end  grösseren  Teiie  der  Monarchie  ein  Bedürfnis  zum  Er- 
lass  besonderer  KontroUvorschriften  nicht  herausgestellt.  Demge« 
mäss,  sa^t  die  Verfügung,  »bleibt  das  Gewerbe,  wo  nach  dem  Er- 
messen der  kgl.  Regierunj^  auch  ohne  spezielle  Kontrollmassregcln 
ein  die  Interessen  der  Sittlichkeit  gefährdender  Geschäftsbetrieb 
nicht  /.II  iiefiirchten  sti-iit,  in  Ztikunti  nur  denjeniijen  Beschiän- 
kuii'jen  unterworfen,  weiche  durch  die  G.O.  selbst  vorgeschrie- 
ben smdt. 

In  Bayern,  wo  seither  Art.  153  des  Pol. Str. G.B.  vom 
26.  Dez.  1871  galt,  nach  dem  an  Geld  bis  zu  50  Talern  be- 
straft wurde,  >wer  ohne  die  nach  ortspoli/eilicher  V^orschrift  er- 
forderliche Bewilligung  sich  mit  der  Verdingung  von  Dienstboten 
gewerbsmässig  befasst  oder  den  für  das  Geschäft  geL^ebenen  orts- 
polizeilichen VorschriftiMi  zuwider  handelt«  —  wurden  erst  7  Jaiire 
nach  der  Ausdehnung  der  G.O.  auf  Bayern  auf  Grund  des  sj  38 
Bestimmungen  getroli'en.  Sie  sind  erlassen  durch  Bekanntmachung 
des  Kgl.  bayrischen  Ministeriums  des  Innern  vom  2  8.  J  u  1  i 
1S79')  und  enthalten  Vorschriften  über  Führung  der  Geschäfts- 
bücher, Aufstellung  eines  Gebührentarifs,  der  in  zwei  gleichlauten- 
den Exemplaren  der  Polizeibehörde  einzureichen  ist.  von  denen 
das  eine  im  Besitz  der  Behörde  bleibt,  während  das  andere  von 
ihr  gestempelt  dem  Gesindevermieter  zurückzugeben  und  von 
diesem  in  seinem  Geschäftslokal  an  einer  leicht  in  die  Augen  fal- 
lenden Stelle  anzuschlagen  ist.  Die  in  dem  Tarif  bestimmten 
Sätze  dürfen  nicht  überschritten  werden.   Die  Verordnung  sta- 

I)  av.BI.  S.  709.. 
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tuiert  Anzeigepflicht  bei  der  Wahl  und  Veränderung  des  Geschafts- 
lokals  und  bestimmt  unter  Z.  ;:  > jeder  Gesindevermieter  ist 
verpflichtet,  die  Polizeibehörden  und  deren  Vollzugsorgane  jeder» 
zeit  in  seine  Geschäftsräume  einzulassen,  denselben  die  von  ihm 
geführten  Bücher,  sowie  die  in  seiner  Verwahrung  befindlichen 
Legitimationspapiere  und  Zeugnisse  der  dienstsuchenden  Personen 
vorzuzeigen  und  ihnen  auf  Verlangen  Auskunft  über  seine  Ge- 
schäftsführung zu  erteilen«.  Im  übrigen  bleibt  es  den  Ortspoli- 
zeibehörden unbenommen,  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindever- 
mieter auf  Grund  des  Art.  153  PoLStr.G.B.  zu  regeln.  Die 
bayrischen  Bestimmungen  sind  die  gründlichsten.  Sie  gehen  noch 
etwas  weiter  als  die  schon  ein  Jahr  früher,  am  18.  August  1878 
in  Württemberg  vom  Ministerium  des  Innern  erlassenen  Vor- 
schriften    mit  welchen  sie  sich  in  der  Hauptsache  decken. 

3.  Die  Gcworbcordnungsno Vellen  von  l88x 
bis  1883.  Wenige  Jahre,  nachdem  die  Gewerbeordnung  von 
1869  ihr  Geltungsgebiet  auf  die  süddeutschen  Staaten  ausgedehnt 
hatte,  trat  das  Bedürfnis  nach  Verschärfung  der  Bestimmungen 
über  die  Gesindevermieter  hervor. 

Unterm  19.  April  1881  wurde  dem  Reichstag  der  Entwurf 
eines  Gesetzes  betr.  Abänderung  der  G.O.  vorgelegt,  durch 
welchen  §  35  erweitert  wurde.  Das  Geschäft  eines  Gesindever- 
niieiers  sollte  danach  niclit  inelir  nur  untersagt  werden  können, 
wenn  gewisse  BestrafunL^cn  stattgefunden  haben,  sondern  auch, 
wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuvcrlässigkeit  des  Ge- 
werbetreibenden in  He/.U}4  auf  seinen  Gewerbebetrieb  dartun. 

Die  dem  Entwurf  beigefügten  M  o  t  i  v  e  ')  heben  hervor,  dass 
sich  bei  diesem  l^etriebe  Uebelstiinde  herausgestellt  haben,  zu 
deren  Beseitigung  die  den  Behörden  zustehenden  Befugnisse  nicht 
ausreichen.  »Das  Gewerbe,  wird  gesagt,  wird  vielfach  und  in 
manchen  Bezirken  überwiegend  durch  Personen  von  zweifelhafter 
RechtschafTenheit  und  Moralität  betrieben.  Diese  benachteiligen 
Herrschaft  und  Gesinde  durch  wahrheitswidrige  Angaben,  indem 
sie  unzuverlässige  und  untaugliche  Dienstboten  zur  Uebemahme 
von  Stellen  veranlassen,  zu  deren  Wahrnehmung  sie  sich  hinter- 
her untauglich  zeigen.  Um  durch  vermehrte  Stellennachweisuug 
erhöhten  Gewinn  zu  erzielen,  verleiten  sie  das  Gesinde  geflissent- 

1)  RegierungüblaU  ä.  211. 

2)  Reichsug  4.  Leg.-Per.  4.  Sesi.  1881,  Drucks.  Nr.  98. 

3)  Sienogr.  Bertcbte  des  Reichstags  1S81,  3.  Bd.  S.  580. 
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lieh  zu  leichtfertigem  Stellenwechsel  und  tragen  dadurch  in  vielen 
Orten  wesentlich  zur  allgemeinen  Verschlechterung  des  Gesindes 
bei.  Ihre  Gebuhrenforderungen  sind  oft  übertrieben,  und  nicht 
selten  verschaffen  sie  sich  dadurch,  dass  sie  sich  sowohl  von  den 
Herrschaften  als  auch  von  den  Dienstboten  bezahlen  lassen,  einen 
unrechtmässigen  Gewinn.  Die  Zwangslage  stellenloser  Dienst- 
boten wissen  sie  dadurch  auszubeuten,  dass  sie  ihnen  gegen  hohe 
Vergütung  bei  sich  Unterkommen  gewähren  und  ihnen  erst  dann 
einen  Dienst  verschaffen,  wenn  sie  auf  diese  Weise  ihre  ganze 
Habe  an  sich  gebracht  haben.  Am  bedenklichsten  wird  dieser 
Gewerbebetrieb  in  den  nicht  seltenen  Fällen,  wo  er  dazu  benutzt 
wird,  der  Unsittlichkeit  Vorschub  zu  leisten,  dadurch,  dass  stel- 
iensuchende  weibliche  Dienstboten  zum  Teil  unter  falschen  Vor- 
spiegelungen in  Bordellen  oder  lüderiicheu  Schankwirtschaften 
untergebracht  oder  während  der  Zeit  der  Stclicnlosigkeit  zu  un- 
zuchtij^fem  Verkehr  verleitet  werden.  Es  licc^t  auf  der  Hand,  dass 
die  SäubcruHL,'  dieses  Gewerbes  von  unlauteren  und  unrechtlichen 
Elementen  nicln  moi^dich  ist.  solange  die  Untersagung  des  Be- 
triebs nur  statthnden  darf,  wenn  eine  Vcrurteihmg  wegen  aus 
Gcwinnsuclit  begangener  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  die 
Sittlichkeit  ergangen  ist.  Die  ICrfahrung  lehrt,  dass  der  zur  Ver- 
urteilung ausreichende  Beweis  eines  solchen  Verbrechens  oder 
Vergehens  häufig  in  solchen  Fällen  nicht  geführt  werden  kann, 
wo  sich  die  Unzuverlässigkeil  des  Gewerbetreibenden  aus  noto- 
rischen Tatsachen  ergibt,  luul  der  genieinschädlichste  Betrieb 
findet  sich  nicht  selten  gerade  bei  solchen  Personen,  welche  ihre 
unrechtlichen  und  unlautern  Geschäftsoperationen  geschickt  so 
einzurichten  wissen,  dass  sie  mit  den  Strafgesetzen  nicht  in  Kon* 
flikt  kommen.  Sehr  zahlreich  sind  namentlich  auch  die  Fälle,  in 
welchen  eine  Person,  welcher  der  Gewerbebetrieb  untersagt  ist 
oder  wegen  erfolgter  Verurteilung  untersagt  werden  könnte, 
dennoch  das  Geschäft  durch  eine  vorgeschobene  Person,  nament- 
lich durch  den  nicht  bestraften  Ehegatten  führt  oder  fortführt. 
In  solchen  Fällen  bieten  die  gegenwärtigen  Bestimmungen  keine 
Handhabe  zum  Einschreiten,  auch  wenn  offenkundige  Tatsachen 
die  Annahme  rechtfertigen,  dass  der  eigentliche  Leiter  des  Ge- 
schäfte eine  Person  ist,  welcher  der  Gewerbebetrieb  untersagt  ist 
oder  untersagt  werden  könntet. 

Die  Vorlage  wurde  in  der  Reichstagssitzung  vom  28.  April 
1881  in  erster  Lesung  beraten  und  nach  unwesentlichen  Debatten 
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an  eine  Kommission  zur  Vorberatung  überwiesen.  Die  Kommission 
beantragte  unterm  25.  Mai  1881  in  einem  mündlichen  Bericht'), 
dem  Gesetzentwurf  in  der  vorgelegten  Fassung  unverändert  die 
Zustimmung  zu  erteilen.  Die  Gesetzesvorlage  gedieh  aber  nicht 
bis  zur  zweiten  Lesung. 

Nun  gelangte  der  Entwurf  in  abgeänderter  Form 
am  27.  April  1882  abermals  an  den  Reichstag §  35  der  Re« 
gierungsvorlage  hatte  jetzt  folgende  Fassung: 

»Das  Geschäft  eines  Gesinde  Vermieters  und  eines  Stellen- 
vermittlers ist  zu  untersagen,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche 
die  Unzuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug  auf  diesen 
Gewerbebetrieb  dartun  . .  .< 

Die  Motive  bezogen  sich  auf  den  vorjährigen  Entwurf  und 
bemerkten  kurz:  »Die  Gründe,  welche  für  dessen  Einbringung 
sprachen,  bestehen  unverändert  forte. 

Die  erste  Lesung  des  Gesetzentwurfs  begann  am  5.  Mai 
1882.  In  der  Sitzung  vom  8.  Mai  1882  ging  die  Vorlage  an  eine 
Kommission  zur  V^orberatung.  in  derselben  wurde  nach  dem 
unterm  10.  Februar  1883  erstatteten  K  o  ni  ni  i  s  s  i  o  n  s  b  e  r  i  c  h  t ') 
ein  Gegenantrag  anf  Beibehaltung  des  J;  35  im  seitherigen  Gesetz 
gestellt,  jedoch  von  der  Mehrheit  der  Kommissionsraitglieder  ab- 
gelehnt und  der  Rcgierun;4sontwurf  gutgeheissen. 

In  der  zweiten  Lesung  un  Plenum  hob  der  konser- 
vative Abg.  T'.  Kol/er^')  u.  a.  hervor:  Es  sei  \'or  nicht  langer 
Zeit  von  der  Berliner  Polizeibehörde  versucht  w  orden,  auts  strengste 
gegen  Gesinde\ eniiicU-r  und  Slellenvermiltler  vorzugehen,  aber 
nicht  mit  dem  gewünschten  luTulg,  weil  gegen  einen  grossen  Teil 
derselben,  wenn  auch  notorisch  sei,  dass  sie  iiir  Gewerbe  miss- 
brauchen, nicht  vorgegangen  werden  könne,  da  sie  eben  noch 
nicht  bestraft  seien.  Der  konservative  Redner  bezog  sich  auf 
Klagen  des  freisinnigen  »Berliner  Tageblatts«  über  das  Unwesen 
der  Gesindevermietungsbureaux  und  begrQsste  die  Kommtssions- 
beschlüsse  mit  Freuden. 

Den  liberalen  Parteien  ging  jedoch  die  Regierungsvorlage 
zu  weit.    Ein  Antrag  Heydemann  —  Dr.  Blum%  der  die  Ab- 


1)  Reichstag  1S81,  Drucks.  Nr.  172. 

2)  Reichstag  1882/83,  5    I-e^;isI..Pcr.  2.  Se»,  Dmcks.  Nr.  5. 

3)  Reichstag  1882^83,  Drucks.  Nr.  206. 

4)  Sien.  Ber.  des  Reichstags,  5.  Log.l'er.,  2.  Sc»s.  1882/3,  S.  1730. 

5)  Reichsug^drucks.  18S2/3,  Nr.  229. 
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Schwächung  des  Rt:<,üerungsentwurrs  bezweckte,  schlug  für  den 
§  35  Abs.  3  folgende  Fassung  vor:  »Das  Geschäft  eines  Gesinde- 
vennieters und  eines  Stellenvermittlers  kann  demjenigen  untersagt 
werden,  welcher  wegen  aus  Gewinnsucht  begangener  Vergehen 
oder  Verbrechen  gegen  das  Eigentum  oder  wegen  Vergehen  oder 
Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  bestraft  worden  ist«.  Dieser  An- 
trag wurde  mit  der  knappen  Mehrheit  von  2  Stimmen  (130  gegen  128) 
angenommen,  wodurch  der  Regierungsemwurf  beseitigt  war.  Dessen 
Wiederherstellung  war  das  Werk  der  dritten  Lesung. 

In  der  Sitzung  vom  29.  Mai  1883  wurden  zwei  neue  Anträge 
eingebracht.  Abg.  Dr.  Baumback  u.  Gen.  ^)  beantragten  im 
Abs.  I  der  Regierungsvorlage  (§  35)  »anstatt  des  vagen  BegriiTs: 
wenn  Tatsachen  vorliegen  —  2U  sagen:  wenn  Bestrafungen  we- 
gen Verbrechen  oder  Vergehen  vorUegen<.  Diesem  freisinnigen 
Antrage  wurde  ein  nationalliberal  -  konservativer  Antrag  Acker- 
mann u.  Gen.*)  gegenübergestellt,  welcher  im  §  35  in  Bezug 
auf  das  Gewerbe  der  Gesindevermieter  die  Regierungsvorlage 
wieder  herstellte. 

Der  Reichstag  lehnte  den  Antrag  Bauinbach  ab,  und  der  An- 
trag Ackermann  u.  Gen.  erzielte  eine  Mehrheit.  In  der  Schluss- 
ah.-,tsniinung  am  2.  Juni  1883  wurde  das  ganze  Gesetz  mit  160 
gegen  127  Stimmen  angenommen  und  demgemäss  publiziert  ^). 

Die  neuen  Bestinmiuni^en  waren  schaiU  i  gefasst  als  die  der 
Gewerbecjrdnung  von  186^  luid  \  crlieheu  den  Verwaltungsbehörden 
mehr  diskretionäre  Befugnisse.  Früher  konnte  der  Betrieb  un- 
tersagt werden,  nur,  wenn  gewisse  Bestrafungen  vorlagen, 
jetzt  wurde  den  Behörden  eine  straffere  Direktive  gegeben,  da- 
durch, dass  es  hiess :  er  ist  zu  untersagen,  und  die  Unter- 
sagung  war  schon  gerechtfertigt,  wenn  Tatsachen  voria^cu, 
welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug  auf 
diesen  Gewerbebetrieb  dartun«. 

Die  Folge  dieses  Gesetzes  war,  dass  nun  auch  Preussen 
Kontrollvorschriften,  die  es  1870  nicht  lUr  notwendig  gehalten 
hatte,  erliess.  Ein  Zirkularerlass  des  Ministers  für  Handel  und 
Gewerbe  vom  18.  März  1885  traf  Bestimmungen  über  die  Führung 
von  Geschäftsbüchern  und  verpflichtete  im  §  8  die  Gesindever- 
mieter, den  PoUzeiorganen  auf  Verlangen  ihre  Geschäftsbücher 

l)  Keichstagsdrucks.  1883/3,  Nr.  319. 
3)  Rdchatactdradn.  l88a/3,  Nr.  321. 
3)  R.G.BL  Nr.  15  vom  18.  Juli  1883. 
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und  die  gesamten,  auf  ihren  Gewerbebetrieb  bezüglichen  Schrift« 
Stücke  vorzulegen  oder  zu  verabfolgen,  sowie  jede  gewünschte 
Auskunft  über  den  Geschäftsbetrieb  wahrheitsgetreu  zu  erteilen. 
Diese  Verordnung  ging  aber  keineswegs  soweit,  wie  die  der  süd- 
deutschen  Staaten  aus  früheren  Jahren,  sie  enthält  beispielsweise 
über  den  Gebührentarif  keine  Bestimmungen. 

Dagegen  wurden  in  Ba  den  durch  die  Verordnung  vom  i8.  März 
1887*)  einschneidende  Kontroilvorschriften  erlassen.  Danach  wurde 
in  den  Gemeinden  von  mindestens  3000  Einwohnern  jeder,  wel- 
cher das  Geschäft  eines  Gesindevermieters  betrieb,  zur  ordnungs- 
mässigen  Führung  zweier  Geschäftsbücher  verpflichtet  (§  i ).  Ueber 
letztere  wurden  detaillierte  Bestimmungen  getroffen.  Nach  §  7 
hatte  jeder  Gesindevermieter  einen  Gebuhrentarif  aufzustellen, 
welcher  in  deutlicher  und  erschöpfender  Weise  angeben  inusste, 
welche  Gebuhren  für  die  einzelnen  Gc^chättslcistungen  erhoben 
werden.  Diese  Sätze  durften  nicht  iibcrschnttcn  werden.  Die 
Tarife  waren  dc  ni  Bezirksamt  t  inzureichen  und  dort  abzustempeln. 
Durch  ortspolizeiliche  Vorschrilt  Utjunte  die  Geilunf^  der  s?ij  i — 7 
der  Verordnuni^  auch  auf  Gemeinden  unter  3000  Einwohnern  aus- 
gedehnt werden.  Nach  §  9  musste  das  Geschallslokai  angezeigt 
werden  und  i?  12  setzte  fest:  > Bezüglich  derjenigen  Gesindever- 
mieter,  welche  sich  zugleich  mit  der  Beheri)ergung  \<)n  Stcilcn- 
suchenden  l)efassen.  können  weitere  ortspolizeiliche  Vorschriften 
auf  Grund  der  ij^  49,  87  a,  136  Pol. Str. G.B.  erlassen  werden«. 

Das  Rcichsgesetz  von  1883  hat  nur  wenig  zur  Beseitigung 
der  Missstände  der  gewerbsmässigen  Gesindevermittlung  beige- 
tragen» namentlich  weil  es  an  der  straffen  Durchführung 
der  aus  dem  §  38  d.  G.O.  hergeleiteten  partikularen  Verordnungen 
gefehlt  hat  und  weil  diese  nicht  weit  genug  gingen.  Darauf 
deutet  auch  ein  Runderlass  der  preussischen  Minister  des 
Innern  und  für  Handel  und  Gewerbe  an  sämtliche  Regierungs- 
präsidenten vom  12.  Februar  1898  hin.  Darin  Heisst  es  unter  Be- 
rufung auf  die  Erhebungen  des  Jahres  1895  »Zu  einem  grossen 
Teil  erklären  sich  jene  Missstände  daraus,  dass  die  zuständigen 
Behörden  es  an  der  erforderlichen  Aufeicht  über  diesen  Ge- 
werbebetrieb haben  fehlen  lassen.  Bei  den  Behörden  scheint  die 
Auffassung  zu  bestehen,  dass  die  Untersagung  des  Gewerbebe- 
triebs nur  zulässig  sei,  wenn  den  Gewerbetreibenden  strafbare 

I)  Ges.-  a.  Ven>rcln.Bl.  S.  101. 
3)  Vgl  oben  S.  3a. 
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Handlungen  zur  I^ast  fallen,  die  ihre  Unzaverlässigkett  dartun, 
und  dass  auch  solche  strafbare  Handlungen,  um  als  Grundlage 
f&r  die  Untersagung  dienen  zu  können,  in  direkter  Beziehung  zu 
dem  Gewerbebetrieb  stehen  mOssen.  Beides  ist  irrig.  Es  können 
nicht  bloss  strafbare  Handlungen,  sondern  auch  andere  Tatsachen 
zur  Einleitung  des  Verfahrens  auf  Untersagung  des  Gewerbebe> 
triebs  Anlass  geben.  Insbesondere  aber  ist  zu  beachten,  dass 
auch  solche  strafbare  Handlungen,  die  vor  dem  Beginn  des  Ge- 
werbebetriebs begangen  sind,  zur  Untersagung  des  Gewerbebe- 
triebs ausreichen.  Hieraus  erwächst  für  die  zuständige  Polizei- 
behörde die  Verpflichtung,  nach  jeder  Anzeige  von  der  Erüffhung 
eines  der  bezeichneten  Gewerbebetriebe  eine  genaue  Prüfung  der 
Frage  vorzunehmen,  ob  nicht  bereits  strafbare  Handlungen  des 
Anmeldenden  oder  andere  Tatsachen  vorliegen,  die  seine  Unzu- 
verlässigkeit  in  Heziehung  auf  den  angemeldeten  Gewerbebetrieb 
dartun.  Dieselbe  Prüfung  wird  nach  Beginn  des  Gewerbebetriebs, 
auch  ohne  dass  ein  besonderer  Anlass  dazu  gegeben  wäre,  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  wiederholen  und  in  jedem  Fall,  wenn  die  An- 
nahme der  UnZuverlässigkeit  durch  Tatsachen  hinlänglich  be- 
gründet erscheint,  das  Verfahren  wcj^^cn  Untersagung  des  Ge- 
werbebetriebs einzuleiten  und  nötigenfalls  bis  zur  letzten  Instanz 
durchzululiren  seine. 

4.  Die  Verhandlungen  des  Deutschen  Land- 
wirt s  c  Ii  a  ft  s  r  a  t  s  1893/94.  Auf  die  weitere  Entwicklung 
des  Polizcirechts  für  die  Gesindevermieter  übten  die  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  von  i  S93  und  1894  einen 
solchen  Einlluss  aus,  dass  sie  an  dieser  Stelle  mitgeteilt  werden 
miissen. 

Der  21.  Plenarversammlung  (1893)  erstattete  Oekono> 
mterat  v,  Mendel-Stetn/eb  in  Halle  a.  S.  ein  Referat  über  die  ge- 
setzliche Regelung  des  Gesindemaklerwesens  in  Deutschland'), 
in  dem  er  n.  a.  ausführte:  Der  landwirtschaftliche  Zentralverein 
der  Provinz  Sachsen  hat  einen  Verband  zur  Besserung  der  länd- 
lieben  Arbeiterverhältnisse  eingerichtet.  Derselbe  Hess  in  zahl- 
reichen Städten  Deutschlands  eine  Rundfrage  veranstalten  in  Be- 
treff der  Qualität  der  Arbeiteragenten,  sowie  der  Bedingungen, 
unter  denen  sie  ihr  Geschäft  betreiben.  Das  Ergebnis  war  ein 
sehr  interessantes.  116  Städte  haben  geantwortet,  und  von  diesen 


1)  AtcliiT  des  Deatsehen  LandwinschAftmti,  18.  Bd.,  Jahrg.  1894,  pag.  XXX  IT. 
ZdMckrift  Ar  dh  im.  S«— awit—a »ch.    BrgftMinsth«ft  ip.  4 
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konnten  nur  38  behaupten,  dass  sie  Gesindearbeitsnachweisstellen 
besitzen»  deren  Inhaber  nicht  schon  einmal  mit  dem  Gesetz  in  Kon> 
flikt  geraten  sind.  Alle  übrigen  teilten  mit,  dass  die  Agenten  schon 
mit  dem  Strafgesetzbuch  in  Kollision  gekommen  wären  und  zwar 
hauptsächlich  wegen  Diebstahls  oder  Kuppelei,  über  einzelne 
wären  schon  8—10  Strafen  verhängt  worden.  Der  Anwalt  des 
Verbandes  hat  aber  auch  zahlreiche  Arbeiteragenten  in  Süddeutsch- 
land« der  Schweiz,  im  Osten  Deutschlands,  ja  selbst  in  Russland 
aufgesucht.  Auch  dieses  Resultat  war  ein  nicht  befriedigendes, 
indem  sich  herausstellte,  dass  die  allermeisten  Inhaber  solcher 
Geschäfte  weder  die  materiellen  noch  die  intellektuellen  Mittel  be- 
sitzen, um  den  Anforderungen  eines  rationellen  Arbeitsnachweises 
gerecht  zu  werden.  Einer  vernünftigen  Organisation  des  Arbeits- 
nachweises, einer  einigermassen  geordneten  Buchführung  und  sonst 
glaubwürdiger  Beweise  eines  zweckmässigen  und  reellen  Geschäfts- 
betriebs können  sich  die  allerwenigsten  rühsm  n.  Besonders  be- 
achtenswert erscheint  eine  Mitteilung  aus  der  Stadt  Schwann  in 
Mecklenburg,  der  7.11  entnehmen  ist,  dass  nach  tlort  durch  eine 
Frau  in  Posen  w  iederholt  ländliche  Dienstboten  geschickt  worden 
waren,  unter  denen  sich  eine  grosse  Anzahl  von  ausgewiesenen 
Kontrolldirnen,  Ix'^traften  Verbrechern,  notorischen  Trinkern  und 
sonst  moralisch  bedenklichen  Personen  betundcn  hatte.  Zu  Erd- 
arbeiten in  der  Provinz  Sachsen  wurden  kürzlich  50 — 80  Leute 
durch  einen  Agenten  au^  dem  Norden  bezogen  zur  Zeit,  als  der 
Rückstau  der  Industrie  bereits  begonnen  hatte.  Der  betreffende  Agent 
schickte  zu  diesen  Erdarbeiten  Schuster,  Tuchmacher,  Schneider, 
Kravattenmacher,  Kaufleute,  Schauspieler  usw.  Einige  erschie» 
nen  in  Gummigalloschen  und  C y  1  i n d e r «  andere  wieder 
barfuss  und  vollständig  herabgekommen.  Am  Arbeitsort  begannen 
sie  sofort  eine  fröhliche  Demonstration  und  streikten,  be* 
vor  sie  einen  Spatenstich  getan  hatten,  mit  der 
Erklärung,  das  wären  Arbeiten  für  Tiere,  nicht  fiir  Menschen. 
Sie  verlangten  entsprechende  Entschäd^ng  für  Zeitversäumnts 
und  steckten  eine  rote  Fahne  auf  einen  Stock,  bis  sie  unter  dem 
Zwar^e  der  Polizeimacht  wieder  von  dannen  zogen.  Ein  in  neue- 
rer Zeit  sehr  beliebtes  Verfahren  der  Arbeitsvermittler  hat  vielen 
Landwirten  schon  bittern  Schaden  gebracht.  Der  betreifende 
Makler  vermietet  die  Arbeitskräfte,  die  meist  aus  dem  Norden 
oder  Osten  lie/.ogen  sind,  für  eine  Ernteperiode  an  4 — 6  Stellen, 
indem  er  den  Leuten  den  Auftrag  gibt,  an  jedem  Platz  nur  ei- 
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nige  Wochen  zu  verbleiben,  das  Reisegeld  einzukassieren  und 
dann  als  frisch  zugewandert  an  dem  nächsten  Ort  sich  211  melden. 
Das  auf  solche  Weise  4'— 6  fach  eingezogene  Reisegeld  wird  dann 
zwischen  Agent  und  Arbeitern  geteilt.  Auch  die  Arbeiter  wer- 
den oft  in  schlimmster  Weise  durch  die  Agenten  ausgebeutet. 
Der  eine  schreibt  aus»  er  brauche  100  Knechte,  während  er  tat- 
sächlich nur  10  Stellen  nachweisen  kann.  Mit  allen,  die  sich  auf 
die  falsche  Annonce  hin  melden,  werden  aber  Verhandlungen  an- 
geknüpft, von  allen  wird  Anmelde-  und  Nachweisgeld  sowie  Porto 
einkassiert  und  die  meisten  werden  in  schamloser  Weise  ausge- 
sogen.  Der  Referent  stellte  daher  folgende  Forderungen: 

a)  strenge  Vorprüfung  der  moralischen,  intellektuellen  und 
materiellen  Lage  der  Bewerber  um  die  Bewilligung  zur  Eröffnung 
eines  Arbeitsnachweisbureaus, 

b)  regelmässige  Kontrolle  des  Betriebs  durch  die  Polizei- 
organe, 

c)  Vorschrift  einer  einfachen,  aber  klaren  Buchführung,  die 
jede  Kontrolle  ermöglicht, 

d)  Regelung  des  Gebührenwesens, 

e)  Verbot,  Arbeitsuchende  im  eigenen  Hause  zu  beherbergen, 

f)  Strafandrohung  bezw.  Entzieliung  des  Gewerbescheins  bei 
nachgewiesener  Verführung  zum  Kontraktbruch. 

Zur  22.  P  1  e  n  a  r  V  e  r  s  a  m  m  I  u  n  g  (1894)  hatte  Landrichter 
K.  SchneiäerCAss.c\  ein  Gutachten')  vorgelegt,  das  die  bestehen- 
den «jjewerberechtlichen  Bestiminuni^en  als  uni^enüj^'end  bezeichnete. 
Ehe  aus  den  Geschäftsbüchern  des  Gesindemaklers  sich  eine  »Un- 
zuverlässigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb«  ergebe,  könne 
viel  Unfug  verübt  sein.  Das  nötige  überzeugende  Material  sei 
für  eine  stark  in  Anspruch  genommene  Polizeibehörde  sehr  schwer 
zu  beschaffen,  zumal  der  faule  Geschallsbetrieb  das  Licht  scheue, 
und  die  Geschadigten  sich  nicht  melden,  unauffindbar  seien  oder 
gar  mit  dem  Makler  unter  einer  Decke  spielen. 

In  der  Sitzung  des  Lw.R.  vom  7.  Marz  1894  erstattete  Oeko- 
nomierat  v.  Mendtl-Steinfels  das  Referat  '^).  Er  verlangte  strenge 
Vorschriften  filr  Konzessionserteiiung.  Nur  unbescholtene,  mit 
entsprechenden  Subästensmitteln,  die  eventuell  durch  Kautions' 
Stellung  nachzuweisen  seien,  ausgestattete  Personen  dürften  über- 
haupt zugelassen  werden.  Derartige  Agenturen  müssten  wie  kauf- 

l)  Archiv  d.  D.  Lw.R.,  18.  Bd.  Jahrg.  I894,  S.  201  fC 
9)  Archiv  d.  D.  LwJl.,  18.  Bd.  Jahrg.  1894,  S.  ai8  £ 
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männische  Geschäfte  ihre  Bücher  führen,  Kopien  aller  Korre- 
spondenzen nachweisen  und  alljährlich  ihre  Abschlüsse  machen. 
Grosse  Missstände  herrschten  im  Gebührenwesen.  8 — 60  Mark 
werden  dem  Arbeiter  Provisionen  abgenommen,  ausserdem  be* 
zögen  sie  noch  solche  vom  Arbeitgeber.  Folgende  Tatsache 
beleuchte  grell  das  ganze  Arbeitermaklerwesen.  In  der  Zeit- 
schrift »Hotelrevue«  vom  29.  Juni  1893  habe  ein  Gesindemakler 
aus  Halle  bekannt  gemacht,  dass  er  bereit  sei,  kostenfrei  den  Ho- 
telbesitzern Kellner  und  Gesinde  nachzuweisen  und  dabei  die 
Hälfte  der  Provision,  die  er  von  diesen  Leuten  einziehe,  den  Ho- 
telbesitzern auszuzahlen.  Hier  werde  also  der  Arbeitgeber  ver- 
führt, mit  dem  Makler  gemeinsam  die  Ausbeutung  des  Stellen» 
suchenden  zu  betreiben.  Die  Tarifsätze  könnten  nicht  in  einem 
Gesetz  festgelegt  werden,  sie  sollten  aber  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen kreis-  oder  kommunenweise  durch  die  betrcft'enden  Be- 
hörden gcrci^elt  bezw.  genehmigt  werden.  Der  Verband  zur  Bes- 
serunjr  der  ländlichen  Arbeitcrverhällnisse  des  Zentralvereins  der 
Provinz  Sachsen  habe  grundsätzlich  mit  allen  Gesindcmaklcrn, 
deren  Dienste  er  beansprucht,  die  Vereinbarung  geliottcn,  da.ss 
sie  eine  Konventionalstrafe  bis  5<30  Mk.  bezahlen,  wenn  sie  Dienst- 
boten und  Arbeiter  überwiesen,  von  denen  sie  wussten,  dass  sie 
kontraktbrüchig  seien.  IVIan  solle  also  dahin  wirken  ,  dass  Ge- 
sindemakler, welche  wissentlich  kontraktbrüchige  Arbeiter  oder 
kontraktbrüchii^^es  Gesinde  unterbringen,  mit  hohen  Strafen  belegt 
und  ihrer  Konzession  für  verlustig  erklärt  werden. 

Der  Korreferent.  Landrichter  Schutidi'r,  misst  den  in  den  Ge- 
sindeordnungen enthaltenen  Bestimmungen  über  die  zivilrecht- 
liche Haltbarkeit  der  Gesindemakler  keine  praktische  Bedeutung 
bei.  Es  sei  sehr  schwer,  dem  Gesindeniaklcr  eine  Unredlichkeit 
nachzuweisen.  Kautionsstellung  sei  praktisch,  denn  der  Census, 
der  darin  liege,  erhöhe  die  Aussicht  auf  Zuverlässigkeit  der  aus- 
gewählten Personen.  Dem  Makler  solle  vielleicht  die  Verpflichr 
tung  auferlegt  werden,  an  möglichst  hervortretenden  Stellen  in 
seinem  Hause  und  in  seinen  Geschäftsräumen  die  Bekanntmachung 
anzuschlagen :  Beschwerden  gegen  die  Vermittler  werden  jederzeit 
im  Polizeibureau  entgegengenommen.  Wer  die  Stellesuchenden 
kenne,  werde  sich  der  Einsicht  nicht  entziehen,  dass  es  wichtig 
sei,  ihnen  den  Beschwerdeweg  in  jeder  möglichen  Weise  zu  er- 
leichtem. Eine  Vorschrift  über  die  Höhe  der  Gebühren  werde 
nicht  nötig,  auch  mit  den  sonstigen  Bestimmungen  der  G.O.  kaum 
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in  Einklang  2a  bringen  sein. 

In  der  Debatte  bemerkte  SUtnnuyer'Danzlg:  »Wir  haben  in 
der  Provinz  Westpreussen  bereits  Bezirke,  wo  die  Arbeitemot 
sehr  gross  ist,  wo  die  Arbeitgeber  sich  bereits  zu  einem  Tribut 
gegenüber  den  Gesindemaklern  bewogen  gefUhlt  haben.  Sie  sagen 
nämlich  zu  einem  solchen :  Wenn  du  mir  Gesinde  vermietest  und 
dieses  bleibt  wenigstens  ein  Jahr  bei  mir,  dann  kriegst  du  so  und 
so  viel«. 

Die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  fanden  hierauf  Ausdruck 
in  folgenden  Beschlüssen:  »an  die  Reichsregierung  den  dringen- 
den Wunsch  zu  richten,  es  möge  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
dafür  gesorgt  werden,  dass  der  Beginn  des  Geschäfts  der  Gesinde* 
niakler  nach  Analo<^ie  der  §§  30 — 34  d.  R.G.O.  von  behördlicher 
Konzession  geset/.lich  abhängig  gemacht  und  dass  diesen  Gewerbe- 
treibenden die  Pflicht,  einen  Gcbiihrentarif  aufzustellen  und  ein- 
zuhalten, wir  nach  der  einschlagenden  bayrischen  Verordnung  von 
1879,  auferlegt  werde;  der  Deutsclie  Landwirtschaftsrat  erklart 
ferner,  dass  er  in  einer  schärferen  Handhabung  der  jetzt  und  nach 
obigem  Vorschlage  möglichen  polizeilichen  Kontrolle  ein  wesent- 
liches Mittel  zur  Besserung  der  mannigfachen  Schäden  der  Ge- 
sindemaklcrei  erblickt  und  dass  er  die  reichsgesetzliche  Andro- 
hung von  cniptindlicher  Strafe  gegen  die  Verleitung  zum  Arbeits- 
vertragsbrucli  bei  dem  Gesindemaklerwesen,  sowie  j^egcn  mehr- 
nialic^c  Vermietung  einer  Person  durch  ein-  und  denselben  Ge- 
sindemakler in  einem  Jahre  für  dringend  notwendig  hält.« 

Der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  uberreichte  dem  Bundes- 
rat unterm  31.  Mai  1894  eine  in  obigem  Sinne  motivierte  Eingalie. 
Die  landwirtschaftlichen  Interessenkorporationen  der  Kinzelstaaten 
beschäftigten  sich  ebenfalls  mit  dieser  Materie  und  fassten  gleich- 
artige Beschlüsse  wie  dei  l).  Lw.R.  Der  sächsische  Lande^kullur- 
rat  beantragte  noch  eine  Erweiterung  derselben,  dahingeliend, 
dass  Gesindemakler  nicht  nur  zur  Aufstellung  eines  Gebührenta- 
rifs, sondern  auch  zur  Aushäng ung  gesetzlich  verpflichtet  werden*). 

Die  vom  D.  Lw.R.  schon  1893  und  früher  gelegentlich  gege- 
benen Anregungen  bewirteten,  dass  der  preussische  Handelsmi- 
nister amtliche  Erhebungen  anstellte.  Durch  einen  Erlass  vom 
22.  April  1893  an  die  Oberpräsidenten  wurde  daraufhingewiesen, 
dass  »von  beachtenswerter  Settec  (gemeint  ist  der  D.  Lw.R.  bezw. 


I)  Archiv  d.  D.  Lw.R^  Bd.  19,  Jahic.  1895,  S.  4$  fT, 
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der  Landwirt.scliaftliche  Zcntralvcrcin  der  Provinz  Sacliscn)  die 
dem  (jcsciiäftsbcti ich  der  Gcsindcvermittlcr  durch  die  Ministcrial- 
vcrordnung  von  1885  gegebene  Regclunp^  als  unzureichend  be- 
zeichnet und  eine  Ergänzung  derselben  angeregt  worden  »ei.  Die 
Gutachten  der  Oberpräsidenten  gingen  namentlich  in  der  Beur- 
teilung eines  Beherberg ungs Verbots  auseinander.  Aus  einer  der 
östlichen  Provinzen  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  nicht  an  allen 
Orten  Gelegenheit,  zu  wohlfeilen  Preisen  Logis  und  Beköstigung 
in  gut  beleumundeten  Häusern  zu  finden«  vorhanden  sei  und  die 
Unterkunft  bei  einem  verlässlichen  Gesindevermieter  oft  weniger 
Gefahren  als  die  in  einem  Gasthofe  biete.  Dagegen  befürworteten 
die  Berichte  übereinstimmend  eine  Verschärfung  der  den  Polizei- 
behörden obliegenden  Kontrolle  der  Buchführung  und  Einführung 
der  staatlichen  Konzessionierung  Behufs  Gewinnung  genügender 
statistischer  Grundlagen  wurde  sodann  vom  Handelsminister  die 
an  anderer  Stelle  ^)  besprochene  statistische  Enquete  angeordnet. 

Die  Vorschläge  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  haben  in 
der  Folge  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  teilweise  Berück- 
sichtigung gefunden  in  einem  Punkte  gingen  sie  aber  zweifel- 
los zu  weit:  die  geforderte  > reichsgesetzliche  Androhung  von 
empfindlicher  Strafe  gegen  mehrmalige  Vermietung  ein  und  der- 
selben Person  durch  ein  und  denselben  Gesindemakier  in  einem 
Jahr<  würde  nur  den  Interessen  der  Di(nstt,'eber  /u  (luie  kom- 
men, jedoch  eine  grosse  llärtt!  für  den  1  )ienstncliiiuM  ;ind  zwar 
einen  Eintritt*  in  die  j^ersonliche  Freiheit  des  Cicsnules  bedeuten. 
Es  ist  otienbar  das  liestreben  der  aiji arischen  Kreise  gewesen, 
den  Ucbelständen ,  die  sich  für  die  Landwirtschalt  durch  das 
Freiziigigkeitsgesctz  ergeben  haben,  besonders  der  Leutenot,  auf 
Umwegen  zu  steuern.  Diese  Anrei^unj^^  ist  aber  von  den  Regie- 
rungen nicht  berücksichtigt  worden,  die  Grossherzoglich  badischc 
Regierung  hat  sie  direkt  bekämpft 

5.  Die  Verhandlungen  des  preussischen  Ab- 
geordnetenhauses von  1898  und  1899.  Die  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  über  die  Schäden  im 
Gesindevermietergewerbe  und  Mittel  zu  deren  Abhilfe  landen  in 
den  Jahren  1898  und  1899  einen  Nachklang  im  preussischen  Ab- 
geordnetenhause.  Da  jene  Landtagsdebatten  auf  den  Gang  der 

1)  Reitztnsttin,  a.  a.  O.  S.  76. 
9)  Oben  S.  39. 

3)  Akten  des  GiOMih.  badiMhen  HiliiiterinBS  dt  Imiciii. 
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Reichsgeset^ebung  von  grossem  Etnfluss  waren,  seien  sie  hier 
mitgeteilt. 

Anlass  zu  den  Debatten  gab  die  unterm  12.  Februar  1898 
vom  Abgeordneten  Sztnula  eingebrachte  Interpellation,  betr.  die 
Leutenot: 

»Ist  der  Königl.  Staatsregierung  bekannt,  dass  in  den  öst> 
liehen  Provinzen,  speziell  in  der  Provinz  Schlesien,  sowohl  bei 
grossen  als  kleinen  Grundbesitzern  ein  derartiger  Mangel  an 
ständigen  Dienstboten  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern  vor- 
handen ist,  dass  die  Landwirte  nicht  mehr  im  stände  sind, 
rechtzeitig^'  und  rationell  ihre  Felder  zu  bestellen  und  abzuern- 
ten ?  Auf  welciie  Weise  <;edenkt  die  Staatsregierung  diesem 
Uebelstande  abzuhelfen?«*). 

Die  Interpellation  des  oberschlesischen  Zentrumsabgeordneten 
gelangfte  in  der  Sitzung  vom  15.  Februar  zur  Verlesung,  wurde 
aber  auf  die  Erklärung  des  Regierungskommissars,  Unterstaats- 
sekretärs ^tcrfit-dtrj^,  dass  der  Landwirtschaftsministrr  die  bctci- 
li^^tcn  Behörden  bereits  zu  licriciiten  aufgefordert  habe,  die  noch 
nicht  \  orUi'gen ,  daher  die  Interpellation  zur  Zeit  nicht  beant- 
worten könne,  vertatet'-). 

Erst  in  den  Sitzuni^cn  vom  20.  und  21.  A{)ril  gclani^tc  sie 
zur  parlamentarischen  Verhandhm;.^ Der  Interpellant  besprach 
in  seiner  Bci^ründung  den  landlichen  Dienstbotenwcchsel  und 
führte  u.  a.  ati.s,  die  Dienstboten  winden  fast  alle  aut  i  Jahr 
c;en)ictet.  Würde  nun  den  Vermietern  polizeilich  verboten,  Ge- 
sinde anzunehmen  und  weiter  zu  veiniicten,  welches  durch  ihre 
Schuld  den  Dienst  vorzeitig  verlassen  habe ,  so  hätte  der  Kon- 
traktbruch gleich  ein  Ende,  denn  die  Vermieter  wusstcn  doch 
ganz  gut,  dass  solcher  Menschenhandel  Betrug  sei. 

Der  Landwirtschaftsmtnister  r.  Hammerstein  sagte  in  sei- 
ner Erwiderung  eine  Reihe  von  Massnahmen  i;(  gen  die  Leute- 
not zu  und  bemerkte  u.  a.,  die  Staatsregierung  werde  beim 
Bundesrat  beantragen,  dass  dem  nächsten  Reichstag  ein  Gesetz- 
entwurf vorgelegt  werde,  durch  welchen  das  Gewerbe  der  Ge- 
sindevermieter und  Stellcnvermittler  konzessionspflichtig  gemacht 
werde.   Diese  Ankündigung  wurde  auf  der  Rechten  beifällig  be- 

1)  Preuss.  Abg. Haus,  5.  Sess.,  18.  Legisl  Pcr.  1898,  Drucks.  Nr.  51. 

2)  Stcnogr.  ber.  Preuss.  Abp.Haus,  5.  Scs<.  iS.  Leg. Per.  189S,  S.  655  ff. 

3)  Stcnogr.  Ber.  Preuss,  Abg.Haus,  5.  Sess.  18.  Leg.Per.  lSy8,  S.  2009  ff.  und 
S.  3103  fU 
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grüsst  und  hierauf  in  die  Besprechung  der  Interpellation  einge- 
treten. . 

Der  Abg.  v.  Richthofen  besprach  die  bekannten  Schäden 
der  gewerbsmässigen  Gesindevermittlung,  welche  die  Leutenot 
verschärfe.  Die  Erklärung  des  Ministers  sei  ausserordentlich  er> 
fireulich,  aber  bis  die  Konzessionspflicht  eingeführt  sei,  vergehe 
noch  einige  Zeit.  Bayern  habe  durch  die  Verordnung  von  1879 
nachahmenswerte  Bestimmungen,  besonders  bezüglich  der  Ge- 
bübrentaxen  getroffen.  Auch  sei  es  nach  §  38  Abs.  2  d.  R.G.O. 
jetzt  schon  möglich,  eine  geordnete  Buchführung  für  Gesindever- 
mieter  vorzusclnciben.  Es  sei  nach  i;§  16,  17  der  alten  preus- 
sischen  Gewerbeordnung  noch  jetzt  eine  Strafbestimmun;^  ^iltig 
für  unreelle  Gesindemakler,  und  es  könne  jetzt  noch  das  Verfah- 
ren eingeleitet  werden,  in  welchem  diesen  Leuten  dns  Gesinde- 
vermitteln lintersagt  werde.  Es  scheine,  dass  von  fliesen  llilfs- 
mitteln  nicht  immer  der  •genügende  Gebrauch  gemacht  wrtrdcn 
sei.  Die  preussisclic  Zontralinstanz  möge  schleunigst  in  diesem 
biiinc  täti;^-  Sem  und  auch  den  untern  Instanzen  ein  schärferes 
Vordrehen  ire-iicn  die  (jesindcvermieter  zur  Pflicht  machen'). 

Der  Abg.  v.  Mendt  l- Steinf eis  meinte,  er  sei  sehr  dank- 
bar f(;r  den  angekündigten  Gesetzenlwurl,  aber  die  Erklärungen 
de.^  Ke^ierungsvertrcters  gingen  nicht  weit  genug.  Die  Verschär- 
fung müsse  in  folgender  Weise  eintreten:  i.  Offene  .Stellen  durtcn 
nur  bei  nachweisbaren  Auftr.igen  in  den  Zeitungen  ausgeboten 
werden.  2.  Den  Vermittlern  ist  zu  untersagen,  Dienstbotenbücher, 
Zeugnisse,  Legitimationspapiere  oder  sonstige  bei  ihnen  deponierte 
Gegenstände,  z.  B.  Koffer,  wider  den  Willen  der  Hinterleger  zu- 
rückzubehalten, weil  sie  damit  einen  schweren  Druck  gegen  die 
Leute  ausüben  und  sie  zwingen,  in  gewissem  Sinn  in  ihrer  Bot- 
mässigkeit  zu  bleiben.  3.  Beköstigung  und  Beherbergung  der 
Stellensuchenden  muss  verboten  werden.  4.  Vor  Abschluss  des 
Dienstvertrags  darf  seitens  der  Vermittler,  abgesehen  von  einer 

1)  Der  konservative  Redner,  welchem  die  Ministerialvcrfügung  von  1885  unbe- 
kannt gewesen,  iit  nrafellos  im  Intnin  mit  der  Behauptung,  dm  noch  jettt  Slraf- 
bettimowngea  der  alten  prenssischen  Gewerbeordavng  gegen  die  Geiittdefennicier 
giltig  sden.  Nach  dem  Satze :  Reichsrecht  bricht  l^ndesrecht  sind  jene  Strafbe- 
stimmungen au<^ser  Kraft  getreten,  als  die  Rechte  urul  l'flichitn  der  Ge.sindevcr- 
mieter  bundesgci^clzUch  geregelt  wurden.  Anderen  Beschrunkungcu  als  solchen,  die 
Bich  aus  der  Gewerbeordnmig  berieiten  (ivie  landespolizeiliche  Voiadiriften  anf  Grand 
der  im  §  38  den  Binsektaaten  erteilten  ErnSchtigung),  dOifen  die  Geflindevcnnietcr 
nicht  nnterwoifen  werden. 
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massigen  Einschreibgebühr  (höchstens  i  Mk.),  nichts  beansprucht 
werden.  5.  Der  Dienstvertrag  muss  in  jedem  Falle  schriftlich  ge> 
macht  werden.  6.  Die  Reglements  mit  dem  ad  1—5  geforderten 
Inhalt  sowie  ein  genauer  Tarif  müssen  in  dem  Geschäftslokat  des 
Vermittlers  aushängen. 

Im  nächsten  Jahre  gab  der  Abg.  Szmula  durch  eine  neue 
Interpellation  gleichen  Inhalts^)  dem  Landtag  wiederum  Anlass, 
sich  mit  der  Angelegenheit  zu  beschäftigen.  Sie  wurde  in  der 
Sitzung  vom  9.  Februar*)  besprochen.  Der  Interpellant  brachte 
in  seiner  Begründung  nichts  Neues.  Die  Abgeordneten  Graw 
und  V.  Mendel-Steinfels  traten  für  eine  möglichste  Beschleunigung 
in  Betreff  der  Konzessionierung  ein,  und  der  letztere  Redner  be- 
hauptete, dass  gewissenlose  Gesindemakler  die  Veranlassung  zu 
tausenden  von  KontraktbrUchen,  sowie  an  der  Verringerung  der 
Qualität  der  Arbeiter  schuld  seien. 

In  X'crbindung  mit  der  Interpellation  Szmula  wurde  ein 
unterm  Februar  gestellter  Antrag  Camp  und  Gen.^)  beraten, 
in  welchem  die  Staatsregierung  ersucht  wurde,  mit  Rücksicht  auf 
die  Arbeiternot  ungesäumt  die  7.ur  Milderung  derselben  ^eeig- 
neten  .gesetzgeberischen  und  Verwaltungsmassregeln  in  die  Wege 
zu  leiten  und  zu  diesem  Zweck  insbesondere  in  Aussicht  zu  neh- 
men :  I.  Die  l'jnführung  der  Konzessionspflicht  für  Gesindomakler, 
Arbeitsvermitller  und  almiiche  Gewerbetreibende  und  das  Verbot 
des  Betriebs  dieser  Gewerbe  im  Umherziehen.  2.  Die  Erschwe- 
rung des  Kontraktbruchs  durch  Ahndunt^  der  Vcrleituntj  zu  d(  in- 
selbeu  seitens  der  Arbeitgeber  sowie  der  Gesinde-  und  Ailu  iis- 
vermiuier  und  die  Regelunii;  der  Ersatzpflicht  für  den  dem  be- 
schädigten Arbeitgeber  entstandenen  Schaden  u.  s.  w. 

In  der  fort<^esetzten  Keratuu<;  in  der  Sitzung  vom  10.  Fe- 
bruar*! £jab  der  Vizepräsident  des  Staatsministeriunis  Dr.  Miijnel 
eine  Erkl.:rniv.r  ab,  dass  der  erste  Wunsch,  die  IJ^iiituhi  uiii^  der 
Konzessionsplheht  für  (jesindemakler ,  bereits  erfüllt  sei,  denn 
nach  der  der  Beratung  des  Bundesrats  uiilerüegeuden  Vorlage 
an  den  Reichstag  wegen  Acnderung  einiger  Bestimmungen  der 
Gewerbeordnung  solle  auf  Antrag  Preussens  diese  Konzessiona- 
pfltcbt  eingeführt  werden.   Das  Verbot  des  Betriebs  dieser  Ge- 

1)  Prcuss.  Ab::  I laus  1S98,  Druck*.  Nr.  «7. 

2)  -Stell.  Her.  1S99,  S.  428  fT. 

3)  Prcuss.  Abg.Haus  1899,  Drucks.  Nr.  39. 
4}  Sten.  Bcr.  1899,  S.  453  ff. 
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werbe  im  Umherziehen  sei  allerdings  noch  nicht  in  die  Vorlage 
aufgenommen,  könne  aber  noch  in  Erwägung  gezogen  werden. 
Wenn  die  Gesindemakler  konzesstonspflichtig  seien,  müssen  sie 
sich  aucii  den  Konzessionsbedingungen  z.  B.  in  Bezug  auf  die 
Buchführung  und  sonstigen  Geschäftsformen  unterwerfen.  Im  Lauf 
der  Sitzung  ging  ein  Amendement  Arendt  und  Gen. ')  zu  dem 
Antrage  Gamp  ein,  welches  vorschlug:  i.  Einführung  der  Kon> 
Zessionspflicht  fär  das  Gewerbe  der  Gesindevermieter  und  Stel> 
lenvermittler  und  Verbot  des  Betriebs  dieses  Gewerbes  im  Um- 
herziehen. 2.  Verschärfung  der  Kontrolle  der  Gesindevermieter 
und  Stellenvermittler  hinsichtlich  der  Buchführung,  der  Vermie- 
tungstarife, der  Zurückbehaltung  von  Legitimationspapieren,  der 
Beherbergung  der  Stellensucfaenden  u.  dgl.,  sowie  3.  Bestrafung 
der  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  bei  Verleitung  zum 
Kontraktbruch. 

Einen  neuen  Gesichtspunkt  in  die  Debatte  brachte  der  Abg. 
GördeU  r ,  der  die  Erlaubnis  nicht  nur  versagt  haben  wollte, 
wenn  der  Nachsuchende  unzuverlässig  sei,  sondern  auch ,  wenn 
kein  Bedürfnis  vorliege.  Er  meinte,  es  existierten  heutzutage  viel 
zu  viel  Vermittler  in  den  Städten  sowohl  wie  auf  dem  Lande. 
Die  Sladt-  und  Kreisausschüssc  würden  sehr  wohl  /ai  ermessen 
wissen,  wieviel  Gesindevermictcr  notwendig  scicMi.  \\\x\  Antrag 
des  Abg.  Grafen  Strachioitz,  beide  Antrage  einer  Kommission  von 
21  Mitgiifciern  /u  überweisen,  wurde  zum  Heschiuss  eriioben. 

Aus  dem  K  o  m  m  i  s  s  i  o  n  s  b  c  r  i  c  h  t  vom  15.  April  ^) 
sind  besonders  euiige  Aeusserungen  des  Regierungsvertreters,  des 
Geheimen  Oberregiervmgsrats  Conrad,  von  Interesse.  Er  meinte, 
dass  es  mit  di.n  \'(n schritten  des  38  schwer  vereini)ar  erscheine, 
die  bayrische  Verordnung  wegen  AufsteUung  und  Aushangung 
eines  Gebührentarifs  im  Verordnungswege  einzuführen,  da  73 
1.  c.  die  Aufstellung  derartiger  Tarife  ausdrücklich  auf  Bäcker  und 
Verkaufer  von  Backwaren  beschränke.  Wenn  liir  Gesindever- 
mieter die  Konzessionspflicht  nach  Prüfung  ihrer  Zuverlässigkeit 
eingeführt  sei  und  demnach  angenommen  werden  müsse,  dass 
die  unbedingte  Zuverlässigkeit  dieser  Gewerbetreibenden  fest* 
stehe,  so  liege  eigentlich  kein  Grund  mehr  vor,  ihnen  die  Beher- 
bergung der  Stellesuchenden  zu  versagen.  Es  könne  nach  Lage 
der  örtlichen  Verhältnisse  sogar  wünschenswert  sein  und  im  In> 

I)  Pkom.  Al^Haut  1899,  Drucki.  Nr.  40. 
8)  Prenss.  AbgJlaiis  1899,  Drncka.  Nr.  141. 
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teressc  der  Stellesuchcnden  licfjen ,  wenn  sie  iur  die  Zeit  der 
Stcllenlo-sigkcit  bei  zu\  eiiässigen  Gesindevermietern  Unterkunft 
finden.  Namentlich  könnten  weibliche  Dienstboten  dadurch  vor 
Gefahren  bewahrt  werden.  Schliesslich  wurde  die  Regierung  er- 
sucht, folgende  Massnahmen  zu  treffen: 

1.  Einführung  der  Konzessionspflicht  für  das  Gewerbe  der 
Gesindetnakler,  Arbeitsvermittler  und  ähnlicher  Gewerbetreibender 
mit  der  Massgabe,  dass  für  kleinere  Orte  die  Erteilung  der  Kon- 
zession von  dem  Nachweis  des  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig 
gemacht  wird,  Verbot  des  Betriebs  dieses  Gewerbes  im  Umher- 
ziehen,  Verschärfung  der  Kontrolle  der  Gesindevermieter  und 
Stellenvermittler  hinsichtlich  der  Buchführung,  der  Vermittlungs- 
tarife, der  Zurückbehaltung  von  Legitimationspapieren,  der  Be> 
herbergung  von  Stellesuchenden  u.  s.  w. 

2.  Erschwerung  des  Kontraktbruchs  durch  Bestrafung  der 
Arbeitgeber  und  Stellenvermittler  wegen  Verleitung  dazu  u.  s.  w., 
Einführung  der  Ersatzpflicht  nach  Analogie  der  §§  124  b  und  125 
d.  R.G.O. 

Der  K  o  m  in  i  s  s  i  ons beri c  h  t  wurde  in  der  Plenarsitzung 
vom  I.  Mai  1899  *)  beraten.  Jetzt  erst  kam  ein  Vertreter  der 
Opposition  zu  Worte,  der  der  freisinnigen  \'olkspartei  an- 
gehörende Abg.  Landwirt  irV«/^r;;/^j^r  -  Wiesbaden.  Er  er- 
klärte, dass  seine  Partei  grundsätzlich  auf  dem  Standpunkt  stehe, 
dass  die  Auferlegung  einer  Konzessionspflicht  niclit  erforderlich 
sei.  Ks  sei  in  der  Kommi'^sion  der  Nachweis  eihracht  worden, 
dass  gegen  die  allermeisten  Gesindeverinietcr,  welche  sich  \'er- 
gi  hcn  u.  s.  w.  haben  zu  ."^ciiuldcn  kommen  lasst!n  ,  schon  auf 
Grund  der  ;^^cyen\vartig  Ijest eilenden  Gesetze  hatte  eingescinitten 
werdet!  können.  Man  scheine  die  Gesindevermittiunt^  überhaupt 
bis  zu  einem  'gewissen  Grade  verhindern,  jedentalls  ;^anz  wesent- 
lich beschranken  zu  wollen.  Darauf  scheine  der  Umstand  hinzu- 
deuten, dass  für  kleinere  Orte  die  Erteilun<r  der  Konzession  von 
dem  iS'achweis  eines  Bedürfnisses  abhänt^ij*  gemacht  werden  solle. 
Das  Verbot  des  Umherzichens  bezeichnete  Redner  als  zweischnei- 
dige Bestimmung  für  die  Landwirtschaft.  In  der  Wiesbadener 
Gegend  sei  es  allgemein  üblich,  dass  der  Vermittler  dem  Land- 
wirt die  Arbeiter  an  Ort  und  Stelle  ins  Haus  bringe.  Wenn 
man  das  als  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  verbiete,  würden 


1)  Stenogr.  Ber.  1899,  S.  1999  £ 
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die  Gesinde  Vermieter  gezwungen,  die  Leute  auf  gut  Glück  hinsU" 
schicken.  Ob  sie  ankämen  oder  nicht,  das  wisse  aber  niemand. 
Schliesslich  wurden  Nr.  i  und  2  der  Kommissionsanträge  ange- 
nommen. 

6.  Die  Gewerbeordnungsnovelle  von  1900.  Die 
von  agrarischer  Seite  sehnsüchtig  erwartete  neue  Gewerbeordnungs- 
novelle wurde  schon  am  16.  Februar  1898  der  Petitionskommis- 
sion des  Reichstags  von  einem  Regierungsvertreter  angekündigt^) 
und  unterm  2.  März  1899  beim  Reichstage  eingebracht*).  Nach 
ihrem  hier  allein  interessierenden  Art.  3, 1  wird  das  Gewerbe  der 
Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  im  §  34  d.  R.G.O.  genannt, 
nach  dem  der  Gewerbebetrieb  von  einer  besonderen  Erlaubnis  ab> 
hängig  ist,  die  zu  versagen  ist,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche 
die  Unzuverlässij^keit  des  Nachsuchenden  in  Bczut;  auf  den  be- 
absichtigten Gewerbebetrieb  dartnn.  Nach  Art.  3,  III  wird  die 
Erwähnung  des  genannten  Gewerbebetriebs  im  §  35  gestrichen, 
nach  dem  die  von  ihm  bezeichneten  Gewerbebetriebe  zu  unter- 
sagen sind,  wenn  Tatsachen  vorlicj^en,  welche  die  Unzuverlässig- 
keit  des  Gewerbetreibenden  in  liczug  auf  diesen  Gewerbebetrieb 
dartun.  Nach  Ziff.  erhält  3<S,  i  d.  R.G.O.  die  Fassunt:^;  Die 
Zentralbehörden  sind  bcfiiLjt  .  über  den  Umfang  der  Ik-lugnisse 
und  Verpflichtungen,  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Ge- 
sindeverniieter  und  Stellenvermittler,  soweit  darüber  die  Landes- 
gesetze nicht  l^eslinmumgcn  treffen ,  Vorschriften  zu  erlassen. 
Nach  Zift'.  VI  wird  hinler  ij  75  ein  §  75  a  eingeschaltet:  »Die  Ge- 
sindevermieler  und  Stellenvermittler  sind  verpflichtet ,  das  Ver- 
zeichnis der  von  ihnen  für  ihre  gewerblichen  Leistungen  aufge- 
stellten Taxen  der  Ortspolizeibehorde  einzureichen  und  in  ihren 
Geschäftsräumen  anzuschlagen.  Diese  Taxen  dürfen  zwar  jeder- 
zeit abgeändert  werden,  bleiben  aber  solange  in  Kraft,  bis  die 
Abänderung  der  Polizeibehörde  angezeigt  und  das  abgeänderte 
Verzeichnis  in  den  Geschäftsräumen  angeschlagen  ist.« 

Die  beigefügten  Motive  zu  Art.  3  betonen,  dass  die  durch 
die  G.G.  v.  1869  geschaffene  grössere  wirtschaftliche  Freiheit  sich 
nicht  bewährt  habe;  auch  die  in  der  Novelle  von  1883  getroffene 
Regelung  habe  nicht  ausgereicht,  die  Missstände,  deren  wirksamer 
Bekämpfung  sie  dienen  sollten,  zu  beseitigen.  Es  wird  nun  auf 
die  Verhandlungen  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  und  auf 

1)  Rdclistag  9.  L^.Pcr.,  5.  Scai,  1S97/8,  Druck&.  Nr.  159. 

2)  Reichstag  10.  Leg.Per.,  i.  SesB.  1S98/1900,  Druck«.  Nr.  16$. 
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die  amtlichen  Erhebungen  rrcussens  von  1895,  besonders  auf  die 
daselbst  über  die  Gesindevermieter    und  Stellenvermittler  auf- 
gestellte Moralitätsstatistik  Bezug  genommen.    Aehnliche  Miss- 
stände seien  auch  in  andern  Einzetstaaten  zu  Tage  getreten. 
Die  Begründung  macht  sich  sodann  die  Sätze  des  preussischen 
Ministerialerlasses  von  1898  zu  eigen  und  gibt  zu,  dass  von  den 
Befugnissen  des  §  35  G.O.  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung,  wel- 
cher die  Ausschliessung  unlauterer  Elemente  ermögliche,  nicht 
überall  in  erforderlichem  Masse  Gebrauch  gemacht  worden  sei. 
Es  genüge  nun  nicht,  dass  die  Behörden  gegen  unzuverlässige 
Personen,  erst  nachdem  sie  diesen  Gewerbebetrieb  begonnen  ha« 
ben,  mit  der  Untersagung  des  letzteren  vorgehen  können.  Es 
bedürfe  einer  gesetzlichen  Handhabe,  solche  Personen  von  diesem 
personliche  Zuverlässigkeit  in  hohem  Masse  erfordernden  Gewerbe 
von  vornherein  auszuschliessen.   Denn  Über  der  nachträglichen 
Feststellung  der  Unzuverlässigkeit  auf  dem  Wege  der  polizeilichen 
Ermittlung,  über  der  Einleitung  und  Dnrcliführung  des  Verfah- 
rens bis  zur  rechtskräftigen  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  ver- 
gehe eine  geraume  Zeit,  während  welcher  der  Unternehmer  hin- 
reichend Gelegenheit  habe,  das  Arbeit  gewährende  und  suchende 
Publikum  zu  schädigen.    Gegenüber  diesem  auf  anderem  Wege 
nicht  zu  beseitigenden  Nachteile  des  gegenwärtigen  Rechtszu- 
standes könne  die  mit  dem  Genehmigungsverfahren  verknüpfte 
kurze  VerzogerunLj  für  solche  Personen,  die  eine  Prüfung  ihrer 
Verhältnisse  nicht  zu  furchten  haben,  nicht  in  Betracht  kommen, 
zumal  es  gerade  ihnen  erwünscht  sein  müsse,  ihr  Gewerbe  nach 
Möglichkeit    von    unzuverlässigen  Kiementen  bewahrt  zu  sehen. 
Freilich  wäre  es  verfehlt,   von  der  vor  der  P>teilung  der  Geneh- 
migung stattfindenden  Prüfung  der  persönlichen  Verhältnisse  den 
Ausschluss  solcher  I^leniente  mit  völliger  Sicherheit  zu  erwarten. 
Immerhin  aber  werde  alsdann  auf  eine  erhebliche  Besserung  ge- 
genüber dem  gegenwärtigen   Zustande  schon  um  deswillen  ge- 
rechnet werden   tluiten,   weil   die  Behörden   auf  die  Notwendig- 
keit eingehender  luniitllungen  bei  jedem  Gesuch  hin^^ctuhrt  wer- 
den, unsaubere  Elemente  aber  die  Aiüklärung  ihres  Verhaltens 
im  Genehmigungsverfahren  sclieuen  und  deshalb  mehr  wie  bis- 
her vermeiden  werden,  sich  diesem  Gewerbebetrieb  zuzuwenden. 
Aus  diesen  Gründen  werde  vorgeschlagen,  diesen  Gewerbebetrieb 
von  der  Erlaubnis  der  zuständigen  Behörden  abhängig  zu  ma- 
chen.  Die  Versagung  der  Erlaubnis  werde  an  solche  tatsäch- 
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liehe  Voraussetzungen  zu  binden  sein,  die  die  Unzuverlässigkeit 
des  Nachsuchenden  in  Beziehung  auf  den  beabsichtigten  Gewerbe- 
betrieb  ergeben. 

Die  von  den  Zentralbehörden  auf  Grund  des  §  38, 2  erlasse* 
nen  Vorschriften  über  die  Art  der  Buchführung  und  die  danach 
diesen  Betrieben  zuzuwendende  polizeiliche  Kontrolle  habe  einen 
nennenswerten  Einfluss  auf  die  ordnungsmässige  Gestaltung  der 
gewerbsmässigen  Arbeitsvermittlung  kaum  auszuüben  vermocht. 
Da  aber  die  Missstände  an  verschiedenen  Orten  und  zu  verschie* 
denen  Zeiten  in  wechselnder  Gestalt  und  Schärfe  auftreten,  sei 
für  eine  in  das  Sachliche  cin<;chende  aligemeine  Regelung  kein 
Boden.  Der  Entwurf  wolle  daher  den  Landesregierungen  durch 
die  unter  IV  vorgeschlagene  Aenderung  des  4;  3S  die  V'oHmacht 
geben,  je  nach  den  Verhältnissen  einzelner  Orte  oder  Bezirke  die 
erforderlichen  liestimmungen,  soweit  sie  nicht  im  Wege  der  Lan- 
dcsgesetzgehung  getrotTcn  seien  oder  getroffen  werden,  ihrerseits 
zu  erlassen.  Auf  diesem  W  eije  können  je  nach  dem  Bedürfnis 
Ikstinimimgen  ergehen,  die,  weil  sie  eben  nur  unter  besonderen 
örtlichen  V'erhältnisscn  sich  empfehlen,  von  einzelnen  Bundesre- 
gierungen als  zweckmässig  und  erwünscht,  xon  andern  als  ent- 
behrlich oder  gar  bedenklich  bezeichnet  worden  seien.  Hierhin 
gehöre  das  Verbot  der  Beherbergung  und  Beköstigung  von  Ar- 
beilsuciicndcn  durch  Gesindcv ermieler,  das  Verbot  doppelter  zu- 
gleich \'()n  .\i  i>eiU(eber  und  Arbeitnehmer  geforderter  Gebühren, 
das  Verbot  der  V'erdiiigung  von  Personen,  welche  bereits  im  Ge- 
sindedienst gestanden  haben,  ohne  Vorlegung  eines  rechtsgiltigen 
Kündigungs-  oder  Entlassungsscheins,  ebenso  die  allgemeine  Ver- 
pflichtung der  Gesindevermieter  zur  Einziehung  sorgfältiger  Er- 
kundig imgcn  darüber,  ob  die  von  ihnen  anzuwerbende  Person 
keine  anderweitigen  kontraktlichen  oder  sonstigen  Verpflich- 
tungen habe,  die  sie  an  dem  Eingehen  eines  neuen  Arbeitsver^ 
hältnisses  hindern.  Auch  die  Verleitung  zum  Kontraktbruch»  die 
übrigens  in  der  Regel  einen  ausreichenden  Grund  zur  Konzessions- 
entziehung bieten  dürfte,  würde  dort,  wo  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse  ein  Bedürfnis  dazu  erkennen  lassen,  unter  Strafe  ge> 
stellt  werden  können.  Die  in  einzelnen  Bundesstaaten  erlassenen 
Vorschriften  über  die  Taxen  der  Gesindevermieter  und  Stellen- 
vermittler hätten  sich  derart  bewährt,  dass  es  zweckmässig  er- 
schien, derartige  Bestimmungen  (durch  §  75  a)  reichsgesetzlich 
festzulegen. 
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Die  Anregungen,  welche  die  Vorlage  den  Landesbehör- 
den  gibt,  nach  welcher  Richtung  hin  —  entsprechend  den  je- 
weiligen territorialen  Bedürfnissen  ~  sie  Vorschriften  erlassen 
könnten,  bewegen  sich  ziemlich  in  agrarischem  Gedankenkreise. 
Prinzipiellen  Bedenken  muss  der  Vorschlag  begegnen.  Gesinde- 
Vermietern  zu  verbieten,  Personen,  welche  bereits  im  Gesinde- 
dienst gestanden  haben,  ohne  Vorlegung  eines  rechtsgiiti<^en  Kun- 
digungs-  und  Entlassuncjsscheins  zu  verdingen.  Durch  eine  solclie 
Bestimmung  würde  das  Gesinde  härter  betroffen  als  der  Gesinde- 
verroieter.  Es  würde  damit  dem  Gesinde  das  Recht  genommen 
werden,  sich  einen  neuen  Dienst  zu  verschallen,  bevor  eine  Kün- 
difTung  des  seitherigen  Arbeitsverhältnisses  eingclreien  ist  —  ein 
Recht,  das  jidcm  anderen  Arbeitnehmer  zusteht.  Dass  sich  ein 
Dienstbote  gleichwie  ein  Arbeiter  fürsorglich  um  eine  Stelle  be- 
müht, schon  ehe  er  gcküiuligt  hat,  um  nicht  dem  Risiko  ent- 
gcgenz-ugehcn,  nach  Ablauf  des  Kundigungsiermins  ohne  Stelle 
zu  sein  —  darf  doch  nicht  Hemmnissen  begegnen.  iJas  Gesinde, 
das  an  und  für  sich  reclitiicii  ungimstiger  dasteht  als  der  Ari)ei- 
ter  (Fürsorge  für  Krankheit,  Unfall  usw.),  sollte  in  dieser  Hinsicht 
nicht  noch  mehr  beschränkt  werden,  sonst  wird  das  AbstriWnen 
in  die  Industrie  und  der  Dienstbutenmangel  immer  noch  gr()sser 
werden.  Derartige  Bestimmungen  winden  abei  auch  nicht  die 
erhoffte  unmittelbare  Wirkung  erzielen.  Man  wurde  dadurch  den 
im  Kündigungsverhältnis  stehenden  oder  entlassenen  Arbeiter 
bezw.  Dienstboten  dem  unlautern  Stellenvermittler  und  dessen 
schädlichen  Einflössen  nur  noch  fester  in  die  Arme  treiben.  Die- 
ser Anregung  ist  daher  auch  in  keinem  deutschen  Einzelstaate 
Folge  gegeben  worden. 

Der  Gesetzentwurf  wurde  in  den  Reichstagssitzungen  vom 
191.  und  20.  April  1899  in  Verbindung  mit  den  Arbeiterschutz- 
anträgen V.  Heyl  und  Bassermanu  in  erster  Lesung  be- 
raten*). Die  Vorlage  fand  lebhaften  Beifall  bei  der  konser- 
vativen Partei,  dem  die  Abgg.  Jacobskotter  und  /'iti«/ir-Potsdam 
Ausdruck  gaben.  Auch  der  nationalliberale  Redner  Abg.  Bas- 
sermann  nahm  zu  der  Vorlage  einen  im  atigemeinen  freund- 
lichen Standpunkt  ein.  Er  hielt  die  Einführung  einer  Vorprüfung 
flu*  die  Ausübung  dieses  Gewerbes  für  richtiger  als  den  gegen- 
wärtigen Zustand,  nach  welchem  erst,  wenn  die  Unzuverlässigkeit 
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nachgewiesen  sei,  eine  Untersagung  des  betr.  Gewerbebetriebs 
erfolgen  könne.  Der  Regieningsentwurf  schaffe  aber  für  die  Par- 
tikulargesetzgebung einen  zu  wetten  Spielraum,  z.  B.  bezüglich 
der  Befugnis,  Bestimmungen  gegen  die  Verleitung  zum  Kontrakt- 
bruch zu  treffen.  Es  sei  erst  grundlich  zu  prüfen,  ob  es  über- 
haupt notwendig  sei,  solche  Strafbestimmungen  aufzustellen.  Sei 
die  Frage  zu  bejahen,  dann  sollte  man  auf  dem  Weg  der  Reichs- 
gesetzgebung bleiben  und  nicht  die  Einfuhrung  einer  derartigen 
Bestimmung  der  Partikulargesetzgebung  überlassen.  Denn  ein 
Zustand,  dass  in  einem  Staat  die  Verleitung  zum  Kontraktbruch 
strafbar  sei  und  in  dem  Nachbarstaat,  vielleicht  eine  Stunde  da- 
von, straflos,  könne  nur  zu  Misssländen  fuhren. 

Der  Vertreter  der  sozialdemokratischen  Partei,  Abg.  Pfann- 
kuch,  leugnete  nicht,  dass  das  Gesindevermietungswesen  aus- 
serordentlich wunde  Punkte  aufzuweisen  habe.  Aber  durch  Ein- 
führung der  Konzessionsptlichl  werde  man  die  Schäden  nicht  be- 
seitigen. Das  ki'innc  am  radikalsten  dadurcli  geschehen,  dass  den 
Gesindeveriuiet(Mn  und  Stelleuvermiltlcrn  vcil)Oicn  werde,  iiber- 
haupt  t:ine  Gebühr  von  Stellesuchenden  zu  erheben.  Die  Gebuhr 
solle  von  den  Arbeitgebern  entrichtet  werden.  Dass  für  die  So- 
zialdemokratie noch  andere  als  sachhchc  Gesichtspunkte  bei  der 
Stellungnahme  zu  dem  Regierungsentwurf  massgei)eud  waren, 
verriet  Abg.  Pfannkuch  mit  seiner  Aeusserung:  'Wir  sind 
keine  Freunde  davon,  dass  d  i  c  M  a  c  h  t  v  o  1 1  k  o  m- 
menheiten  der  Polizeibehörden  ausgedehntwer- 
d  e  n  ,  dass  die  Polizei  mehr  noch  als  heute  schon  die  Möglich- 
keit bekommt,  Eingriffe  in  das  wirtschaftliche  Leben  zu  ma- 
chent.  Abg.  JacobskldiUr  entgegnete,  dass  in  der  Landwirtschaft 
die  Vermittlungsgebühren  schon  jetzt  zumeist  die  Arbeitgeber 
zahlen. 

Prinzipielle  Bedenken  gegen  die  Vorlage  hegte  der  Redner 
der  freisinnigen  Volkspartet,  Abg.  Lensmann.  Er  erblickte  in 
ihr  eine  weitere  Durchbrechung  des  Prinzips  der  Gewerbefrei- 
heit und  hielt  die  Bestimmungen,  welche  das  Heil  in  der  Polizei- 
vormundschaft  sehen,  für  unerträglich.  Die  Bestimmungen  über 
die  Gesindevermieter  seien  »der  schlechteste  Punkt  der  ganzen 
Regierungsvorlagec.  Die  Missstände  Hessen  sich  dadurch  besei- 
tigen,  dass  man  demjenigen  die  Konzession  entziehe,  der  wegen 
bestimmter  Delikte  bestraft  sei.  Die  Bestimmungen  Über  die  Aus- 
hängung der  Taxen  würden  nicht  viel  helfen.   Besser  sei  schon, 
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die  .Gebührenerhebung  von  Arbeitnehmern  zu  verbieten.  Der 
Zweck  der  Vorlage  sei  nicht  der  der  Fürsorge  für  die  Stellen- 
suchenden.  sondern  den  ländlichen  Arbeitern  im  Osten  das  Stellen- 
finden und  Stellensuchen  zu  erschweren.  Der  liberale  Abg. 
RoesUke  tadelte  die  mangelhafte  Anwendung  des  §  55  d.  G.O. 
durch  die  Verwaltungsbehörden,  die  derart  mit  allen  möglichen 
Verpflichtungen  belastet  seien»  die  eigentlich  gar  nicht  zu  ihrem 
Ressort  gehören,  dass  es  ihnen  fast  unmöglich  sei,  alle  die  Kon* 
trollen  auszuüben,  die  ihnen  durch  Gesetze  übertragen  seien.  Dass 
auf  dem  Gebiet  der  Gesinde  Vermittlung  notorisch  grosse  Uebel- 
Stande  bestehen,  gab  der  sozialdemokratische  Führer,  Abg. 
Bebel t  vollkommen  zu,  er  sprach  sogar  von  einer  schandbaren 
Ausbeutung  durch  diese  Mittelspersonen  und  dnss  die  Gesetz- 
gebung  > diesem  unsaubern,  im  höchsten  Grade  verderblichen 
Tretben«  Einhalt  tun  müsse,  —  aber  für  Einfülirunjj  der  Kon- 
zessionspflicht sei  seine  Partei  nicht  zu  haben.  Der  Redner  bheb 
in  seinen  Ausführuni^^-n  nicht  kfMisequcnt,  denn  wahrend  er,  wie 
erwähnt.  t,a^setzgcberisches  Euischreiten  für  nötig  hieh,  verwies 
er  glr:ichzcitiu:  auf  den  Weg  der  Exekutive,  indem  er  ebenso  wie 
ein  Vorredner  zugab,  dass  es  nioghch  sei,  che  bestehenden  Ucbel- 
stände  schon  durcii  35  /u  l)eseitigen.  Abg.  Bebel  wiederholte 
endhch,  ohne  zu  koiikteten  Forderungen  zu  kommen,  die  von 
semer  i'arUi  ^chon  1085  erhobene  Forderung  der  staath'chen  Or- 
ganisation des  gesamten  Arbeits-  und  Steilenvermitllun^^^w».  ns. 
Fr  beiiauptete  schhesslich  iieweislos,  dass  die  süddeutschen  Staaten 
den  35  schärfer  handhabten  und  eine  Statistik  über  die  Ver- 
gangenheit der  Gesindevermieter  dort  jedenfalls  günstigere  Er- 
gebnisse liefern  wurde  als  im  Norden.  Staatssekretär  Graf 
Posaebwsky  erwiderte,  man  habe  die  Statistik  nur  in  Preussen 
erhoben,  weil  die  vorgeschlagene  Gesetzesbestimmung  auf  einem 
preussischen  Antrage  beruhte.  Die  Statistik  würde  in  den  an> 
dem  Bundesstaaten  wahrscheinlich  die  gleichen  Resultate  liefern'). 

Den  durchschlagendsten  Grund  für  die  Notwendigkeit  der 
Einführung  der  Konzessionspflicht  und  des  Bedürfnisnachweises 
hervorgehoben  zu  haben,  war  das  Verdienst  des  freikonservativen 
Abg.  Comp,   Derselbe  äusserte  wörtlich:    »Ich  bedaure  es  auf- 

l)  Eine  lierartii^c  Statistik  l.ig  (i.imal-i  langst  vor.  Die  Ergebnisse  in  B.iyern 
und  Baden  waren  nichl  wesentlich  günstiger.  Während  in  Preussen  '/»  ^c""  ^^^f- 
Gewcrbtreibefidcn  vorbestnft  war,  waren  es  m  Bayern  und  Baden  je  S.  oben 
&  34  und  35  ff. 
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richtig,  dass  nicht  ebenso  wie  für  die  Pfandleiher  auch  (Ür  die 
Gesindevermieter  durch  Landesgesetz  die  Konzessionierung  von 
der  BedOrfnisfrage  abhängig  gemacht  werden  kann.  Ich  bedaure 
das  gerade  von  dem  Standpunkte  aus,  für  den  der  Herr  Abg. 
Bebel  Verständnis  haben  sollte,  dass,  wenn  w  ir  einmal  zu 
einer  durchgreifenden  Organisation  des  Arbeits- 
nachweises,vielleicht  nicht  durch  Vermittlung 
der  Staats-,  sondern  der  Selbstverwaltungs- 
organekommen, es  in  hohem  Masse  erwünscht 
und  notwendig  sein  würde,  um  diese  Organi- 
sation aufrecht  zu  erhalten  und  ihre  Ordnung s- 
massige  Funktionierung  zu  sichern,  in  den  klei- 
neren Orten  mit  dem  Verbot  der  G  e  s  i  n  d  c  v  c  r- 
m  i  e  t  e  r  v  o  r  z  u  i,f  e  h  e  n«.  Abg.  Gamp  bedauerte  noch,  dass 
das  Verbot  der  Ausübung  des  Cjewerbebetriebs  im  Umherziehen 
für  die  Gesindemakler  nicht  aus;^fesj)rochen  worden  sei.  Gerade 
hierin  liege  ein  besonderer  Krebsschaden,  weniger  für  die  Inter- 
essen der  ArbeitgeV)cr  als  der  Arbeiter.  Denn  aul  dem  Lande 
komme  es  vielfach  vor,  dass  die  Gcsindevermittler  umiierzichen, 
um  die  Arbeiter  zu  veranlassen,  die  Arbeitsstätten,  auch  solche, 
die  sehr  gut  sind,  zu  verlassen,  lediglich  zu  dem  Zweck,  damit 
die  Gesindevermittler  eine  Gebühr  (Ür  die  Unterbringung  bekom- 
men. In  manchen  Gegenden  sei  es  ganz  üblich,  dass  die  Gesin- 
devermieter kurze  Zeit  vor  dem  Kündigungstermin  von  Ort  zu 
Ort  gehen,  um  die  Arbeiter  zur  Kündigung  zu  veranlassen.  Der 
Gesetzentwurf  wurde  einer  sigliedrigen  Kommission  zur  Vorbe- 
ratung überwiesen. 

Die  Aufnahme,  welche  die  Regierungsvorlage  in  der  Kom- 
mission fand,  entsprach  der  Stellung  der  Fraktionen  bei  der 
Generaldiskussion  in  der  ersten  Lesung.  Wie  aus  dem  vom  Abg. 
Dr.  Hille  erstatteten  Bericht')  hervorgeht,  wurden  zahlreiche 
Abänderungsanträge  eingebracht  und  wieder  zurückgezogen.  War 
schon  im  Plenum  angeregt  worden,  die  Konzessionserteilung  von 
dem  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig  zu 
machen,  so  wurde  in  der  Kommissifjn  ein  entsprechender  Antrag 
gestellt.  Gegen  denselben  wurde  jedoch  regierungsseitig  geltend 
gemacht,  dass  der  Bedürfnisfrage  ein  entscheidender  Einflu^s  auf 
die  Zulassung  des  Betriebs  wohl  bei  solchen  Gewerben  beige- 
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messen  werden  könne,  die  ihrer  \atur  nach  von  lokaler  Bedeu- 
Umil;  wären,  wie  das  Pfandleihgewcrbe  und  der  Beirieb  der  Gast- 
und  Schankwirtschaft,  dass  da<^etjen  bei  Gewerben,  deren  Aus- 
Übung  sich  weit  über  lokale  Grenzen  erstrecke,  wie  das  erfah- 
rungsgemäss  M  Gesindevennietem  und  Stellenverinittlern  der 
Fall  sei.  die  Bedürfnisfrage  nicht  in  Betracht  kommen  kdnne. 
Der  Antrag  fand  infolgedessen  nicht  die  Zustimmung  der  Kom- 
mission. Eingehend  diskutiert  wurde  über  den  Umfang  der  Rechte 
und  Befugnisse  dieser  Gewerbetreibenden  und  ganz  besonders 
darauf  hingewiesen,  es  müsse  vor  allem  die  Möglichkeit  geschaffen 
werden,  die  grossen  Uebelstände  wenigstens  einzudämmen,  zu 
welchen  der  Geschäftsbetrieb  im  Umherziehen  und  die  besonders 
gefahrliche  Vereinigung  des  Stellenvermitdungsgewerbes  und  des 
Gast*  und  Schankwirtschaftsgewerbes  in  einer  Person  geführt 
habe.  Der  Regierungsvertreter  bemerkte  hierzu,  dass  die  in  die- 
ser Richtung  erforderlichen  Vorschriften  unbedenklich  auf  Grund 
des  §  38, 1  an  und  ftir  sich  erlassen  werden  könnten.  Die  Kom- 
mission erachtete  es  jedoch  zur  Beseitigung  jedes  Zweifels  für 
erwünscht,  gerade  diese  Auswüchse  als  besonders  i;t:eignet  für 
ein  Eingreifen  der  Behörden  hervorzuheben,  und  naiim  dcmge- 
mäss  den  Antrag  mit  tt  gegen  5  Stimmen  an,  im  §  38,1  in  der 
Fassung  des  Entwurfs  hinter  den  Worten  >  Vorschriften  zu  er- 
lassen<  einzuschalten:  »Insbesondere  kann  die  Aus- 
ii  b  u  n  dos  Gewerbes  im  Umherziehen,  sowie  die 
gleichzeitige  Ausübung  des  ( i  a  s  t  -  und  Schank- 
wirtschaftsgewerbes besc  Ii  rankt  oder  ganz  un- 
tersagt werden«. 

lune  materielle  Aenderung  wurde  noch  von  der  Kommission 
bezüglicli  der  Tax  Vorschriften  getroften.  Es  wurde  her- 
vori^cliobcn.  <1ass  es  nicht  genüge,  wenn  dem  Stcllcsuchenden 
et^\  a  ^arnliiche  in  dem  Geschäftsverkehr  des  Stellenvermittlers 
anwendbaren  Taxen  mit;:eteilt  wurden  und  es  iiim  überlassen 
bliefje,  sich  die  tur  ihn  zur  Anwcndmiij;  kommende  Tax(^  aus/.u- 
suchen,  dass  vielmehr  im  Hinblick  auf  die  geschäftliche  Unge- 
wandtheit  zahlreicher  Steilesuchenden  dem  Stellenvermittler  zur 
Pflicht  gemacht  werden  müsse,  jenem  die  speziell  für  Ihn  zur  An> 
Wendung  kommende  Taxe  mitzuteilen,  damit  nachher  keinerlei 
Uebervorteilungen  unter  Bezugnahme  auf  das  mitgeteilte  Taxen- 
Verzeichnis  versucht  werden  könnten.  Die  Kommission  beschloss 
daher,  den  §  ^S^^        Regierungsvorlage  wie  folgt  abzuändern: 

5* 
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»Die  Gesindevermieter  und  Stellenvemiittler  sind  verpflichtet, 
das  Verzeichnis  der  von  ihnen  fOr  ihre  gewerblichen  Leistungen 
aufgestellten  Taxen  der  Ortspolizeibehdrde  einzureichen  und  in 
ihren  Geschäftsräumen  an  einer  in  die  Augen  fallen- 
den Stelle  anzuschlagen.  Sie  sind  ferner  verpflich- 
tet, dem  Stellesuchenden  vor  Abschluss  des 
Vermittlungsgeschäfts  die  für  ihn  zur  Anwen» 
dung  kommende  Taxe  mitzuteile n.c 

Die  zweite  Lesung  begann  in  der  Sitzung  vom  23.  No- 
vember 1899  In  derselben  brachte  der  der  freisinnigen  Volks» 
partei  angehörende  Abg.  Fischbeck  einen  Antrag ein,  den 
Art.  3,1  (Konzessionspflicht)  und  3,  IV  (Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebs im  Umherziehen)  zu  streichen.  Der  Antragsteller  verwies 
in  seiner  Begründung  auf  die  bez.  preussischen  Landlagsverhand- 
hingen  und  erklarte  die  Gesetzesvorlagc  lediglich  mit  politischen 
Motiven  —  Beschränkung  der  Freizügigkeit  der  ostelbischen 
Arbeiter.  Ihm  sekundierte  der  Sf>/irii'it;niokratische  Abg.  Bebel, 
welciicr  befürchtete,  dass  bei  Annahme  der  Konzes'^ioiispflicht 
die  alK^cnieine  Regeliinf^  des  Arbeitsnachweises  atif  ^fsetzlichem 
WcL^rc  erst  recht  auf  sich  warten  lassen  werde.  Denit^CLjcn- 
über  liob  der  nationallibcralc  Abg.  Inissertfiann  hervor,  dass  die 
Koniniissionsnu-hi  heit  von  keinerlei  Nebenabsichten  geleitet  wor- 
den sei.  Nicht  in  Rücksicht  der  Leutenot,  sondern  auf  Grund 
der  von  Seiten  der  Re<^ifrang  nachgewiesenen  Missstande  un  Ge- 
werbe der  Steliciu  ci  initihiuij  seien  die  Konnnissionsbe.^rhiusse 
gefasst  worden.  Die  liestrebungcn  auf  reichsgesetzliclie  Regehuig 
des  Arbeitsnachweises  würden  in  keiner  Weise  durch  die  Kom- 
missionsvorschlagc  behindert.  Wenn  dadurch  die  Zahl  der  ge- 
werbsmässigen Stellenvermittler  sich  vermindern  würde,  so  würde 
gerade  das  Bedürfnis  des  Arbeitsnachweises  in  der  Richtung 
wirken,  dass  man  immer  mehr  zu  gemeinsamen,  gemeinnützigen 
Arbeitsnachweisen  übergehe.  Das  Verfahren  der  Entziehung  der 
Gewerbeberechtigung  nehme  unter  Umständen,  namentlich  wenn 
es  durch  die  Instanzen  der  Verwaltungsjustiz  laufe,  eine  sehr  er- 
hebliche Zeit  in  Anspruch.  Während  dieser  ganzen  Zeit  sei  die 
in  Frage  stehende  unzuverlässige,  vielleicht  unmoralische  Persön- 
lichkeit in  der  Lage,  Stellenvermittlungen  vorzunehmen.  Dem- 
gegenüber empfehle  sich  die  Vorprüfung.   Im  weiteren  Verlauf 

1)  Stcn.  Ber.  des  Reichstags  lo.  Leg.?«*.,  i.  Sess.  1898/1900,  S.  3947  ff. 
a)  Reichstag  10.  Leg.Per.,  i.  Sess.  1898/1900^  Drucks.  Nr.  443. 
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der  Debatte  traf  die  Kritik  des  sozialdemokratischen  Abg.  AIol- 
kenbuhr,  die  sich  gegen  die  > kleinliche  PoiizeimassregeU  rich- 
tete, in  einem  Punkte  allerdings  das  Richtige.  Redner  hob  her- 
vor, dass  die  Konzesstonierung  gegen  die  Ausbeutang  nicht  den 
mindesten  Schutz  gewähre,  da  der  Tarif  beliebig  hoch  sein 
könne. 

Bei  der  nun  folgenden  Abstimmung  wurde  gemäss  der  Re- 
gierungsvorlage unter  Ablehnung  des  Antrags  Fischheek 
beschlossen,  den  Gewerbebetrieb  der  Gesmdevermieter  und  Stet- 
lenvermittler  von  einer  besonderen  Erlaubnis  abhängig  zu  machen, 
die  zu  versagen  ist,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  die  Un- 
Zuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  beabsichtig- 
ten Gewerbebetrieb  dartun.  Zu  Art  3,  IV  der  R^erungsvor- 
lage,  betreifend  das  Recht  der  Landeszentralbehörden,  den  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen  zu  verbieten,  plaidierte  Abg.  Fisch- 
beck für  Ablehnung,  da  diese  Bestimmung  sowohl  das  Gesinde 
beeinträchtige  als  die  Herrschaften.  Es  sei  vielfach  üblich,  dass 
Mietsfrauen,  welche  die  Annoncen  gesindebedürftiger  Herrschaft 
ten  in  den  Zeitungen  lesen,  diese  aufsuchen,  um  ihre  Dienste  an- 
zubieten, namentlich  wenn  sie  für  ein  Mädchen  eine  Stelle  zu 
suchen  haben  M.  Mit  Entschiedenheit  befürwortete  Abg.  Dr. 
Oertel  (Bund  der  Landwirte)  Ziff.  IV.  Es  liege  sowohl  im  In- 
teresse der  Arbeitgeber  wie  der  Arbeitnehmer,  dass  der  Ge- 
werbebetrieb im  Uniherziehen  diesen  Vermittlern  verboten  werde, 
wo  kein  Bedürfnis  vorliege,  wo  er  nur  benutzt  werde,  um  die 
Leute  in  eine  andere  Stellung  zu  locken,  nur  damit  der  Gesuuie- 
vermittler  sein  Schäfchen  sclieere.  Wie  das  Gesindevermiltler- 
wesen  zum  Unwesen  geworden  sei,  könne  er  mit  zahlreichen  Zeug- 
nissen belegen.  In  diesen  Tagen  sei  ihm  folgendes  l^eispiel  ent- 
gegengetreten. Lin  Gesindcvermicter  habe  für  Beschaffung  ei- 
ner Magd  und  eines  Knechtes  von  einem  kleinen  Bauern  80  M. 
verlangt.  Dieser  liabe  sie  eingeschickt,  aber  keinen  Knecht  und 
keine  Magd,  sondern  einen  weiteren  Brief  erhalten,  die  Sache 
mache  viel  mehr  Kosten,  er  solle  noch  15  M.  einschicken.  Der 


I)  Derartige  GepAogenheitaii  wKn»  ein  Unfiig,  den  gesteuert  werden  müiite. 
Denn  es  wäre  eine  BeUbtignng  tmd  eventuell  eine  Schädigung  der  Herrschaft,  die 

schon  durch  die  Zeitunpsannonce  den  beabsichtigten  Zweck  erreicht  und  gerade  von 
der  Vermittlerin,  <ier  sie  doch  besondere  Provision  7-u  /ulileii  hat,  absehen  wollte. 
In  diesem  Kalle  hätte  ^ic  die  Gebühr  für  die  Zeitungsannonce  und  für  die  Vermittlerin 
n  xahlen. 
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gute  Mann  habe  die  15  M.  auch  noch  eingeschickt  und  nach  lan- 
ger Zeit  endlich  eine  Magd  erhalten,  deren  Leibesumfang  ihr  die 
Bitte  in  den  Mund  gelegt  habe,  sie  sofort  am  nächsten  Morgen 
wieder  zu  entlassen.  Der  Bauer  habe  ihr  das  Reisegeld  geben, 
sie  enüassen  müssen  und  für  diese  95  M.  nichts  als  das  freudige 
Bewusstsein  gehabt,  eme  Magd  unter  diesen  besonderen  Umstän« 
den  eine  Nacht  bei  sich  beherbei^t  zu  haben.  Das  sei  kein 
vereinzelter  Fall.  Der  freikonservative  Abg.  v.  Kardorff  hielt 
gerade  im  Interesse  der  bäuerlichen  Besitzer,  die  sich  schwerer 
als  die  Grossgrundbesitzer  Arbeiter  verschaffen  könnten,  (Jas  Ver- 
bot des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen,  der  wesentlich  zur  Ver- 
schärfung der  Leutenot  beitrüge,  für  angezeigt.  Endlich  wünschte 
noch  der  Centrumsabg.  Dr.  Hüse,  dass  durch  Z.  IV  »den 
U  n  r  u  h  e  a  p  o  s  t  e  1  n,  die  bloss  an  ihren  eigenen  Geldsack  denken « , 
das  Handwerk  gelegt  werde.  Bei  der  nun  folgenden  Abstim- 
mung wurde  Z.  IV^  nach  den  Kommissionsbeschlussen  und  dann 
der  ganze  Artikel  3  unverändert  angenonitncn. 

Die  dritte  Lesung,  welche  am  5.  Dez.  1899  begann,  bot  nichts 
Bemerkenswertes.  Das  Gesetz  wurde  am  30.  Juni  I90O  vollzo- 
geu^)  und  trat  am  I.  Oktober  in  Kraft. 

7.  Die  Ausführungsverordnungen  der  Lan- 
de s  z  e  n  t  r  a  1  b  e  h  ö  r  d  e  n.  hn  folgentlen  Abschnitt  werden 
neben  den  Austührungsverordnungen  der  grösseren  Staaten  auch 
die  von  Hamburg  mity;eLcilt,  weil  sie  in  einigen  Funkten  eigen- 
artig sind. 

I.  Preussen. 

Von  dem  im  §  38  d.  R.G.O.  den  Ministerien  erteilten  Befug- 
nissen hat  Preussen  in  reichem  Umfange  Gebrauch  gemacht  Durch 
Erlass  des  Ministeriums  für  Handel  und  Gewerbe  vom  la  Au- 
gust 1901  wurden  eingehende  Befugnisse  der  Verwaltungsbehör- 
den statuiert  und  den  Gewerbetreibenden  zahlreiche  Pflichten  auf- 
erlegt*). Nach  Ziffer  17  ist  den  Gesindevermietem  sowie  ihrem 
Hilfepersonal  einschliesslich  der  Familienangehörigen  der  Gewer- 
bebetrieb im  Umherziehen  sowie  der  ambulante  Gewerbebetrieb 
—  das  Aufsuchen  von  Aufträgen  am  Niederlassungsort  ausserhalb 

i)  Reich^eseublatt  321. 

a)  lioffmann,  CSeh.  Reg.Rat  und  vorUaeeiidcr  R«t  im  Ministeriiim  für  Nbndd 
oad  Gewerb«,  »Voncbiiften  fSr  den  Gcschäftsbetrid»  der  Genadevenaieter  und 
Stdlcnvcniiittlcrcj  Berlin  1901, 
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der  Geschäftsräume,  insbesondere  jede  Geschäftstätigkeit  auf 
öffentlichen  Wegen,  Bahnhöfen  usw.  —  verboten*).  In  Z.  14  ist 
den  gleichen  Personen  der  Betrieb  des  Gast-  und  Schankwirtschafts- 
gewerbes sowie  der  Kleinhandel  mit  Bier,  Branntwein  und  Spiri- 
tuosen untersagt,  auch  darf  das  Gewerbe  in  Räumen,  welche  der 
Gast-  oder  Schankwirtschaft  dienen,  oder  mit  solchen  in  unmit- 
telbarem oder  mittelbarem  Zusammenhang  stehen,  nicht  betrieben 
werden.  Bezüglich  der  Befugnis  zur  Beherbergung  stellesuchender 
Personen  und  zur  Verabreichung  von  Speisen  und  nicht  geistigen  Ge- 
tränken an  sie  unterscheidet  die  Verordnung  zwischen  den  Gesinde- 
vermietem,  welche  ihren  Gewerbebetrieb  schon  vor  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1901  begonnen  haben,  und  je- 
nen, welche  später  auf  Grund  des  §  38  d.  R.G.O.  eine  Erlaubnis 
erlangt  haben.  Nur  letzteren  wird  diese  Befugnis  erteilt,  wenn 
för  die  Unterbringung  geeignete  Räume  vorhanden  sind.  Doch 
kann  die  Befugnis  jederzeit  von  der  Ortspoli/.eibehörde  ohne  An* 
gäbe  von  Gründen  entzogen  werden  (Z.  15  ).  6^i//rr/(  der  durch 
seine  Enquete  über  die  Dienstboten  in  t  lin  sowohl  von  Herr- 
schaften als  von  Gesinde  nur  ungünstige  Urteile  über  die  Ge- 
sindevermieter erlangt  hat,  nennt  trotzdem  diese  Bestimmung 
»drakonisch«.  Die  verschiedene  Behandlung  der  vor  resp.  nach 
dem  I.  Oktober  1900  ihren  Gewerbebetrieb  ausübenden  Gcsinde- 
vcrmteter  erklärt  sich  wohl  dadurch,  dass  die  auf  Grund  der 
neuen  Bestiinsiiungcn  konzessionierten  Gewerbetreibenden  einer 
strengeren  Prulung  unterworfen  wurden  und  daher  eine  grössere 
Gewähr  für  reelle  Geschäftsführung  bieten.  Um  einer  Ausbeutung 
des  bei  den  Gesindevcrniictern  Unterkinift  suchenden  Gesindes 
vorzubeugen,  haben  die  erstcren  Preisverzeichnisse,  die  der  ( )rts- 
polizeibeh(M  de  vorgelegt  werden  müssen,  in  ihren  Räumen  aufzu- 
hängen. Bczuglicli  der  Gebühren  wird  auf  §75a  d.  RAi.O.  ver- 
wiesen, jedoch  die  Krhcbung  eines  Einschreibgeldes  bei  Ann  ihmc 
di  s  Auftrags  verboten,  ebenso  die  I^erechnung  V(jn  Nebenkosten 
und  Erstattung  von  Barauslagen,  deren  V'ervvendung  nicht  auf 
Verlangen  des  Auftraggebers  erfolgt  ist  und  nachgewiesen  werden 
kann  (Z.  18).  Unter  bestimmten  Voraussetzungen  sieht  Z.  11  so- 
gar die  Rückzahlung  der  Vermittlungsgebühr  vor.  Die  Z.  7,  9,  10 

i)  Pemn.TcIi  wut  If  lüe  vom  Abg.  Fischbo' k  in  der  2.  Lesung  der  Gcwerbe- 
novelle  von  1900  prutci;iertc  Mietsfiaii,  die  sich  Herrschaften  anbietet,  ohne  vou 
ihuen  Auftrage  zu  besiuen,  straffällig  sein.    S.  oben  S.  69. 

3)  SäUMt  IM«  Ltge  der  weiblidien  Dienatboten  in  Beilin,  Beriin  190a,  S.  293 
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sichern  Ahndung  der  Verleitui^  zum  Kontraktbruch  etwa  im 
Geiste  der  alten  Gesindeordnungen.  Nach  Z.  lo  darf  der  Gesinde- 
vermieter mit  Personen,  welchen  er  eine  die  Erwerbstätigkeit 
des  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  vollständig  in  Anspruch  neh- 
mende Stellung  vermittelt  bat,  erst  dann  wegen  Beschaffung  einer 
anderen  Stellung  in  Verbindung  treten,  wenn  der  erste  für  das 
bestehende  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  massgebende  Kündi- 
gungstermin verstrichen  ist,  sofern  nicht  ein  gesetzlicher  Grund 
fiir  das  Verlassen  der  Stellung  nachgewiesen  wird.  Z.  8  schützt  das 
Gesinde  gegen  unbefugte  Ausübung  des  Retentionsrechts  der  Ge- 
sindevermieter. Die  Vermietung  weiblicher  Personen  ins  Aus- 
land findet  durch  Z.  12  eine  zweckmässige  Kontrolle.  Z.  4  und  5 
trelien  Bestimmungen  gegen  die  Verhüllung  des  gewerbsmässigen 
Charakters  des  Gewerbebetriebs  und  gegen  schwindelhafte  Re- 
klame. Vorschriften  über  die  Geschäftsbücher  sind  ,  enthalten  in 
Z.  I,  2,  3  und  22.  Eine  eigenartige  Einrichtung,  die  ausser  in  Preus^ 
sen  nur  noch  in  Hamburg  eingeführt  ist,  ist  der  durch  Z.  13  ge- 
forderte Ausweis.  Danach  hat  der  Gesindevermieter  über 
jede  Vermietung  sowohl  dem  üienstgeber  als  dem  Dienstnehmer 
(nach  einem  bestinimteti  Formular)  einen  Ausweis  auszustellen, 
der  zur  Kl.ustellung  der  Dienstverh.iltnisse  bei  etwaigen  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeit^jcber  und  Arbeitnehmer  oder  zwischen 
Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern  einerseits  und  dem  Gesinde- 
vermittler andererseits  dient.  Durch  Z.  20  werden  die  öffentlichen 
bezw.  gemeinnützigen  Arbeitsaachweise  von  den  Vorschrif- 
ten eximiert. 

II.  Sachsen. 

Die  Verordnung  vom  6.  August  1902*)  ist  der  preussischen 
nachgebildet.  §  9  untersagt  ebenfalls  den  ambulanten  wie  den 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  trifft  ausserdem  noch  eine 
Schutzbestimmung  zu  Gunsten  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise, 
indem  den  Gesindevermietem  jede  Geschäftstätigkeit  »in  der 
Nähe  von  nicht  gewerbsmässig  betriebenen  Arbeits-  und  Stellen- 
nachweisen«  verboten  ist.  Das  Schankwirtschaftsverbot  ist  in 
§  16  ausgesprochen,  der  sich  von  Z.  14  der  preussischen  Ver- 
ordnung nur  dadurch  unterscheidet,  dass  sich  das  Verbot  nur  auf 
die  zum  Haushalte  gehörigen  Familienangehörigen  erstreckt.  Die 


1)  Ges.  und  Verordnungsblttt  fOr  das  KOugreich  Saclisen,  S.  339. 
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Beberbergung  von  Stellesuchenden  unterliegt  nach  §  17  der  aus- 
drücklichen Genehmigung  der  Ortspolizeibehdrde,  die  nur  unter 
besonderen  Verhältnissen  und  nur  dann  su  erteilen  ist,  wenn 
die  Unterbringung  geeignete  Räume  vorhanden  sind.  Die  übrigen 
Bestimmungen  über  die  Beherbergung  sowie  diejenigen  Über  Be- 
kdstigung  der  Stellesuchenden  in  §  t8  sind  analog  den  preussi- 
sehen  Vorschriften  getroffen.  Anders  als  in  Preussen  ist  die  Ge- 
bührenfrage geregelt.  §  14  Abs.  i  und  2  ist  gleichlautend  mit 
der  preussischen  Z.  18;  doch  bestimmt  §  15,  dass  die  Vermitt- 
lungsgebühren von  demjenigen  zu  entrichten  sind,  der  den  Auf- 
trag erteilt  hat.  Haben  beide  Vertragsteile  Aufträge  erteilt, 
die  zum  Ahschluss  des  Vertrages  geführt  haben,  so  darf  der  von 
beiden  Teilen  gezahlte  Gesamtbetrag  die  einmalige  Vermitt- 
lungsgebühr nicht  übersteigen.  Ferner  sind  Reisegelder  oder  Auf- 
gelder dem  Stellesuchenden  nach  Bestimmung  der  Auftraggeber 
ungeschmälert  auszuhändigen  und  dürfen  nicht  unter  Anrechnung 
auf  die  geschuldeten  Gebuhren  vorenthalten  werden.  Sachsen  ist 
demnach  unter  Befolgung  der  in  den  Motiven  zur  Gcwcrbenovelle 
von  1900  gemachten  Anregungen  zum  Verbot  iler  Doppelgebühr 
geschritten,  wie  überhauj)t  die  Bestimmungen  über  die  Gebühren 
schärfer  als  in  Preussen  gcfasst  sind.  Schutz  L^ei;cn  Verleitung 
zum  Kontraktbruch  gewähren  die  fjs^  6,  7  und  S,  die  ^gleichlautend 
sind  mit  den  Z.  7 ,  9,  10  der  preussischen  Verordnung,  nur 
untersagt  §  6  noch  insbesondere  die  Vermittlung  von  landwirt- 
schaftlichem Gesinde,  das  für  eine  andere  als  die  ifcsetzliche  An- 
trittszeit f  welche  im  18  der  Rev  idierten  Gesuideorduung  bestimmt 
ist  f  Stellung  siu  ht.  12  richtet  sich  gegen  unbefugte  Ausübung 
des  Retentionsrechts  an  den  Ausweispapieren  des  Gebindes.  Die 
preussischen  Bestimmungen  bezüglich  der  Vermietung  weiblicher 
Personen  ins  Ausland  sind  acceptiert  und  durch  §  6  Abs.  2  noch 
mit  weiteren  Kautelen  umgeben.  Danach  sind  bei  der  Vermitt- 
lung von  ausländischen  Stellen  an  weibliche  Personen  alle  Ver- 
hältnisse mit  besonderer  Sorgfalt  zu  erörtern,  um  Schädigungen 
der  Stellesuchenden«  namentlich  in  sittlicher  Beziehung,  fernzu- 
halten. Für  minderjährige  weibliche  Personen  muss  ausserdem 
die  Einwilligung  des  gesetzlichen  Vertreters  zur  Annahme  einer 
ausländischen  Stelle  vorliegen.  Gegen  die  Verhüllung  des  ge- 
werbsmässigen Charakters  des  Gewerbebetriebs  und  gegen  Schwin- 
delreklame sind  in  §  I  und  §  10  Bestimmungen  getroffen,  analog 
denen  Preussens.   §  i  Abs.  i  enthält  noch  den  zweckmässigen 
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Zusatz:  Unpersönliche  Bezeichnungen,  wie  »Mädchenschutz,  Mäd- 
cbenheim«  u.  dergi.  sind  den  gewerbsmässigen  Vermittlern  unter- 
sagt §§  I — 4  enthalten  Vorschriften  über  die  GeschäftsbQcher, 
die  übrigens  in  allen  Bundesstaaten  ziemlich  gleichartig  sind. 

III.  Bayern. 

Die  Verordnung  vom  28.  Juli  1879  wurde  durch  die  Mini- 
sterialverordnung  vom  29.  Mai  1901^)  ersetzt,  welche  am  t.  Juli 
1901  in  Kraft  trat.  Sie  erweitert  in  vielen  Punkten  die  erstere 
Verordnung.  §  13  verbietet  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen, 
§  6  den  ambulanten  Gewerbebetrieb.  Besonders  ist  auch  das 
Aufsuchen  von  Aufträgen  in  den  Arbeitsämtern  \-erboten.  §  14 
untersagt  den  Gesindevermietern  die  gleich/eitii^e  Ausubung  des 
Gast-  oder  Schankwirtschaftsgewerbes  und  bestimmt,  dass  auch 
das  Geschiiftslokal  sich  nicht  in  einem  Hause  befinden  dürfe,  in 
welchem  Gast-  oder  Schankwirtschaft  betrieben  wird.  §  11  ent- 
hält ein  uneingeschränktes  Beherbergungs-  und  Verköstigungsver- 
büt.  sj  8  verbietet  die  doppelte  Vermittlungsgebühr  wie  in  Sach- 
sen, sagt  aber  nichts  über  die  1-Lin.schreibgebühr.  Scham  ^)  fol- 
gert daraus,  dass  die  Erhebung  derselben  unzulässig  sei.  Dieser 
Auffassung  wird  nicht  bei/utreten  sein^).  Die  bayrisclie  Verwal- 
tungspraxis  hat  auch  lur  die  Zulässij^keit  der  Einschreibgebühr 
entsclüeden ,  betrachtet  sie  aber  als  Entschädigung  lur  die  auf 
den  Abschluss  eines  Dienstvertrags  gerichtete  Dienstleistung  im 
Falle  des  NichtZustandekommens  einer  Vermittlung.  Daraus  wäre 
zu  folgern,  dass  bei  erfolgreicher  Vermittlung  nur  die  Vernütt- 
lungsgebühr  /u  entrichten  sei  und  die  Einschreibgebühr  in  Weg- 
fall zu  kommen  habe.  Bemerkenswert  ist  die  Bestimmung,  dass 
der  Gebührentarif  »innerhalb  und  ausserhalb  des  Geschäfts* 
lokab  gut  leserlich  an  einer  leicht  in  die  Augen  fallenden  Stelle 
anzubringenc  ist.  ^  7  trifit  Bestimmungen  gegen  die  Verleitung 
zum  Kontraktbruch,  §  12  über  Reisegelder  und  sog.  Drangclder 
(übergegangen  in  die  sächsische  Verordnung),  besonders  wird 
noch  das  Fordern  und  die  Annahme  von  sog.  Kautionen  von  den 
Kunden  für  unzulässig  erklärt.  §  4  trifft  die  unreelle  Reklame. 
Gegenüber  der  Verordnung  von  1879,  die  ein  Geschäftsbuch  zu 
führen  vorschrieb  (Einbuchsystem),  wird  jetzt  durch  den 

1)  Ges.  und  Verurdnungsblau  lur  d.  Konigr.  Bayern,  S.  455. 
3)  SeAans  a.  •.  O.,  S.  29. 
3)  Vgl.  oben  S.  33  ff. 
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§  I  das  Zweibuchsystem  vofgescbrieben «  das  jetzt  allge- 
mein eingeführt  ist.  Danach  ist  für  Dienstgeber  und  für  Dienst- 
nehmer ein  gesondertes  Buch  zu  führen. 

IV.  Württemberg. 

Die  Verordnung  vom  i8.  August  1878  wurde  durch  eine  Ver- 
fügung des  Ministeriums  des  Innern  vom  24.  Juni  1901')  ersetzt. 
Der  neuen  Verordnung  ging  eine  Ministerialenquete  von  1900 
voraus,  deren  Ergebnisse  die  Unterlage  zu  dem  neuen  Rechtszu- 
stand wurden.  Sie  sind  daher  vor  Besprechung  der  neuen  Ver> 
Ordnung  zu  betrachten. 

A.  Die  Alinislerialeuquete  von  1900. 

Im  Sommer  1900  forderte  die  Königliche  Zentralstelle  für  Ge- 
werbe und  Handel  von  den  8  württ.  Handelskammern  und  von 
22  Bezirksämtern  Berichte  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesinde- 
vermieter und  Stellenvcrmittler ,  iiber  etwa  vorkommende  Miss- 
stande und  über  gebotene  behördiiclie  Gegenmassregeln  ein.  Auf 
Grund  des  eingegangenen  Materials  erstattete  die  Zentralstelle 
unterm  27,  März  1901  an  das  Ministerium  des  Innern  einen  Be- 
richt, in  dem  sie  sich  gutachtlich  äusserte.  Diesem  amtlichen 
Bericht  ")  entnehmen  wir  folgende  Angaben. 

V'on  einer  ^Mosseren  Anzahl  von  Oberanitern  wurde  iiber  in 
ihren  Bezirken  in  l!^rscheinung  getretene  üble  Zustande  berichtet. 
Als  solche  erwähnten  sie  :  V'erleitung  der  Diensümien  zum  Stel- 
lenwechsel und  Kontrakibruch  und  der  Arbeitgel)er  zum  Perso- 
nalwechsel, gesundheitliche  und  sittliche  Gefahrdung  der  Stelle- 
suchenden  durch  die  Art  ihrer  Beherbergung  bei  Gesindevermie- 
tern, nie  Erscheinung,  dass  StclUMU  ermitti^-r  oder  ihre  A-enten 
iti  au.sgcdehiiiem  Masse  da.s  Land  berei.->en  laui  111  iirosscm  Mass- 
stabe aus  der  ländlichen  Bevölkerung  zum  Teil  unter  sehw  indel- 
haften  Versprechungen  Dienstboten  und  Arbeiter  zum  Abzug  in 
grosse  Städte  und  Industriebezirke  veranlassen,  ist  in  Württem> 
berg  mcht  von  edieblicher  Bedeutung.  Nur  in  einem  Bezirk  ziehen 
die  Gesindevermieter  auf  Märkten  herum.  Die  Zentralstelle  für 
Gewerbe  und  Handel  sprach  sich  nicht  dagegen  aus«  dass  den 
Polizeibehörden  die  Befugnis  eingeräumt  werde,  vorzuschreiben, 
dass  die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  nur  fUr  solche 

1)  Kcgicrunpblait  f.  d.  Königr.  WOrttemberg,  S.  157. 

a)  Akten  der  KgL  wditt.  Zcntralatdl«  fUr  Gewerbe  und  Handel. 
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Bemühungen,  für  welche  der  Auftraggeber  ausdrücklich  unter- 
schriftlich  im  Geschäftsbuch  oder  auf  besonderem  Zettel  bestä- 
tigten Auftrag  gegeben  hat,  neben  der  Taxe  Auslagenersalzge- 
bühren  verlangen  dürfen.  Auch  befürwortete  die  genannte  Be- 
hörde, dass  das  Formular  für  die  Geschäftsbücher  in  der  Rich- 
tung erweitert  werde,  dass  in  einer  besonderen  Rubrik  neben  den 
Gebühren  die  Auslagen,  für  welche  der  Auftraggeber  aufzukom- 
men hat,  angegeben  werden  müssen,  und  dass  die  Belege  für  die 
Auslagen  und  die  Bescheinigungen  über  die  erteilten  Aufträge 
zur  polizeilichen  Kontrolle  gesammelt  und  aufbewahrt  werden. 
Von  Ulm  und  Stuttgart  wurde  eine  Vorschrift  beantragt,  nach 
der  Ankündigungen  nur  über  nachweislich  vorliegende  Angebote 
und  Naclifragen  gemacht  werden  dürfen  und  aus  den  Ankündi- 
gungen Name  und  Berufsstaiul  des  Vermittlers  ersichtlich  und 
letztere  Angaben  auch  am  Geschäftslokal  in  einer  von  der  Strasse 
aus  sichtbaren  Weise  angebracht  sein  müssen.  Die  Zentralstelle 
weiss  gegen  solche  Vorschriften  erhebliche  Bedenken  nicht  gel- 
tend zu  machen.  Der  Erlassung  des  Verbots  der  gleichzeitigen 
Ausübung  des  Schankgewcrbcs  haben  nahezu  sämtliclic  Behör- 
den lind  Handelskammern  zn<v"stimmt.  Das  Oberamt  Biberach 
wunsciuc  jedoch  Ausnahnu  ii  für  Wirte  in  früheren  Z  u  n  f  l  Ii  e  r- 
ber|^'(>n,  in  weichen  die  Slcilcnvermittlung  für  einzelne  Berufs- 
arten m  hergebrachter  Weise  stattfindet.  Wenn  das  Verbot  für 
grössere  Städte  angez(M;4t  sei,  so  liege  doch  kein  ausreichender 
Grund  vor,  es  auch  auf  kleinere  (.^rte  auszudehnen,  wo  mitunter 
Inhaber  von  Wirist  hallen,  in  welchen  ilie  reisenden  Handwerks- 
gesellen zu  verkeiuen  pflegen  und  Herberge  nehmen,  meist  ohne 
besondere  Entschädigung  sich  nebenher  mit  einer  Art  von  Stellen- 
vermittlung abgeben.  Das  Stadtpolizeiamt  Stuttgart  empfahl  vor* 
zuschreiben,  dass  der  Gewerbetreibende  besondere,  nicht  gleich- 
zeitig zu  Wohn-,  Schlaf-  und  andern  Zwecken,  insbesondere  nicht 
zum  Betrieb  anderer  Gewerbe  bestimmte  Geschäftsräume  halten 
müsse.  Dadurch  solle  erreicht  werden,  dass  den  vielen,  kleinen 
Geschäften,  welche  ohne  verhältnismässige  Ausbeutung  ihrer  Auf> 
traggeber  nicht  bestehen  können,  die  Existenz  entzogen  werde, 
und  dass  Personen,  welche  das  Gewerbe  nur  zum  Deckmantel 
unsauberen ,  kupplerischen  Treibens  ausüben ,  ausgeschlossen 
werden. 

Aus  den  Begleitberichten  ist  zu  erwähnen,  dass  das 
Oberamt  Stuttgart  die  Vollständigkeit  der  Eintragungen  in  die 
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GeschfiftsbücKer  bezweifelt.  Auch  der  Bericht  der  Stadtdirektion 
Stuttgart  enthält  interessante  Feststellungen.  Das  Stadtpolizeiamt 
hat  in  Stuttgart  gefunden,  dass  mitunter  2 — 3  Personen  in  einem 
Bette  bei  der  Gestndevermieterin  nächtigen.  Es  schöpft  eben- 
falls Verdacht«  dass  nicht  alle  Eintragungen  in  die  Geschäfts- 
bäcber  erfolgen.  1900  bestanden  in  Stuttgart  53  derartige  Ge> 
Werbebetriebe,  wovon  3  von  Eheleuten  gemeinschaftlich  gefuhrt 
wurden»  sodass  eigentlich  nur  50  vorhanden  waren  (1889:  72, 
i«9i:  73) 

15  vermittcUen  nur  weihliclie  rersonen, 
35         »         Personeu  beider  Geschlechter, 
II        »        Torzufswdbe  Wirtscliaftspersonal, 
18  Geschäfte  hatten  im  Berichtsjahr  je  bis    loo  Aufträge 
II         >  >«  •  >»     200  > 

6       •  »      *         »        >    >    400  • 

9       »  »      >         »        >    '     800  > 

4       »  >      »  >        «    >   1200  > 

»       •  »      »         »        Uber   1200  • 

Erledigt  wurden  von  diesen  Geschäften  i89<j  von  31767  Auf- 
trägen nur  14799,  1900  bis  l.  Juli  von  15492  Auttrat^en  7042')- 
iJic  wurttembergische  GewerWcstatistiK  vom  14.  Juiii  1895  zählte 
für  das  ganze  Land  74  Gcschaiic  im  Hauptbetrieb,  35  im  Neben- 
betrieb. Ein  grosses  Gesindevcrmittlungsbureau  in  Stuttgart  hat 
nach  dem  Bericht  der  Stadtdirektion  trotz  des  Städtischen  Ar- 
beitsamts keinen  Rückgang  erfahren.  Der  Arbeitnehmer  habe 
das  Misstrauen,  dass  bei  dem  gebührenfreien  Arbeitsnachweis 
seine  Interessen  nicht  genügend  wahrgenommen  werden. 

Die  Mtnisterialenquete  zeigte  die  grosse  Verschiedenheit  der 
lokalen  Bedürfnisse  und  bewirkte,  dass  die  württembergische  Aus- 
führungsverordnung die  Aufsicht  stark  dezentralisierte. 

B.  Die  Verordnung  von  1901. 

Die  Ministerialverfugung  vom  11.  Juli  19OC  überlässt  eine 
Reihe  von  Vorschriften,  die  in  andern  Staaten  durch  die  Zentral- 
behörden gegeben  sind,  den  unteren  Verwaltungsbehörden.  Sie 
untersagt  nur  strikte  in  $  l  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebs 
im  Umherziehen  und  die  Verleitung  der  Arbeitnehmer  zum  Bruch 


1)  Diese  ZifTern  haben  keine  absolute  Heweiskraft  für  die  unzulänglichen  Lei- 
stiinpen  der  ;y-\vcrblichcn  StellenvermitUung,  deun  bei  Itr  Zahl  der  Auftrüge  sind 
Doppel  Zählungen  nicht  berück:>tchtigc.  Bei  der  herrschenden  Uieii'^lbotc-nnut  lassen 
sich  viele  Henschaften  bei  mehreren  Gesindevermietern  zugleich  einschreibe»,  um 
«icbercr  tum  Ziele  ta  kommen.  Bner  kann  «ber  nur  das  Geschäft  machen. 
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des  Dienstvertrags.  Sie  überlässt  es  dagegen  einer  frühestens 
6  Monate  nach  ihrer  Verkündigung  in  Wirksamkeit  tretenden 
orts*  oder  bezirkspolizeitichen  Vorschrift,  den  Gesindevermietem 
und  Stellenvermittlern  die  Ausübung  des  Gast>  und  Schankwirt- 

Schaftsgewerbes  und  die  Gewährung  von  Kost  und  Herberge  an 
Steliensuchende  zu  untersagen  (§§  2,  8i.  Das  letztere  V^erbot 
kann  nur  erlassen  werden,  wenn  in  der  Gemeinde  hinreichende 
anderweite  Gelegenheit  zur  Unterkunft  für  Stellensuchende  vor- 
handen ist.  §  6,  eine  Erweiterung  des  §  5  der  Verordnung  von 
1878,  re«,'elt  das  Gebührenwesen.  Von  der  Einschreibgebühr  ist 
darin  nicht  die  Rede,  allein  es  sind  ausdrücklich  auch  »Taxen 
für  erfolc^lose  Vermittlungen-  vorgesehen.  ^  ^  <^'estattet  ausser- 
dem ciiuj  ort-s-  oder  bezirkspolizciliciie  Vor.schritt .  dass  die  Ge- 
sindevermieter mrbcn  der  1  "ixe  tur  ihre  Mühewaltung  Ersatz  nur 
für  solche  Aufwendungen  lieanspruchen  dürfen,  für  welche  der 
Auftraggeber  ausdruekiichen ,  unterschriftlich  bestätigten  Auftrag 
gegeben  hat.  §  5  entiialt  ausfiihrliciie  Bestimmungen  über  die 
Geschiiftsbücher.  wodurch  die  Vorschriften  von  1878,  die  schon 
das  Zweibuchsy.sti  III  vorsalien,  zweckmässig  verbessert  werden. 
Die  in  den  Ausführungsverordnungen  der  vorerwälmien  Einzel- 
Staaten  enthaltenen  Bestimmungen  über  andere  Missstände ,  die 
sich  aus  dem  Gewerbebetrieb  der  Gesindevermieter  in  den  grös- 
seren  Städten  regelmässig  ergeben,  fehlen  hier,  was  auf  das  Er> 
gebnis  der  Ministerialenquete  von  1900  zurückzuführen  ist. 

V.  Baden. 

Die  Revision  der  Verordnung  von  1887  erfolgte  durch  die 
Ministerialverordnung  vom  10.  Oktober  1901^),  welche  am  i.  No< 
vember  igoi  in  Kraft  trat.  Voraus  ging  eine  Enquete,  die  durch 
Erlass  vom  25.  Februar  1901  vom  Ministerium  des  Innern  einge- 
leitet war. 

A.  Die  Ministerialenquete  von  1901. 

Die  badische  Ministerialenquete  zeichnet  sich  durch  systema- 
tische Spezialisierung  aus.  Der  Erlass  vom  25.  Februar  1901 ')  ist 
an  die  Hälfte  der  Grossh.  Bezirksämter  gerichtet  und  fordert  Gut- 
achten ein,  ob  sich  nach  der  Gewerbeordnungsnovellc  von  190O 
formelle  oder  materielle  Aenderungen  der  Verordnung  von  1887 

I)  Gesettes>  und  Verardn.BIatt  f.  d.  Grossh.  Baden,  S.  472. 
2  Akten  des  Grosuh.  Badischen  Mtnüteritinis  des  tnnem. 
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auf  Grund  der  bei  ihrem  Vollzug  gemachten  Erfahrungen  em- 
pfehlen möchten.  In  materieller  Beziehung  wurde  verordnet, 
eine  Prüfung  folgender  Fragen  vorzunehmen: 

1.  ob  ein  Bedürfnis  vorliegt,  die  Ausübung  des  Gewerbes 
im  Umherziehen  sowie  die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast-  und 
Schankwirtschaftsgewerbes  zu  beschränken  oder  zu  untersagen; 
im  Falle  eines  etwaigen  Verbots  des  Gewerbes  im  Umherziehen, 
ob  nicht  eine  Ausnahme  von  diesem  Verbot  hinsichtlich  der  Ver- 
mietung landwirtschaftlichen  Gesindes  angezeigt  erscheine; 

2.  ob  die  Erlassung  weiterer  Bestimmungen  in  folgenden 
Kicbtungen  angezeigt  erscheinen  würde: 

a)  Verbot  der  Beherbergung  und  Beköstigung  von  Stelle» 
suchenden  durch  Gesindevermieter; 

b)  Vorschrift,  dass  die  Geschäftsstelle  der  Gesindevermieter 
sich  nicht  in  einem  Hause  befinden  dürfe,  in  welchem  Gast-  oder 
Schankwirtschaft  beiirieben  wir»!; 

Begründuni;  der  Verpflichtung^  der  Gesindevermietcr,  jeder 
Vermitthiiig  genaue  Nachforschungen  vorausgehen  7.u  lassen,  ob 
die  ihre  Mitwirkung  in  Anspruch  nehmenden  l\-rson{'n  nicht  durch 
ältere  Verpflichtungen  an  der  Eingehung  und  Erfüllung  eines 
neuen  Dienstvertrags  gchuidert  sind; 

d)  Verbot.  Personen  Vermittlerdienste  zu  leisten,  von  denen 
die  Gesindcvermieter  wissen  oder  den  Uuisiändcn  nach  anneii- 
men  müssen,  dass  sie  durch  altere  Verpflichtungen  an  der  Ein- 
gehung eines  neuen  Dienstvertrags  gehindert  sind; 

e)  Verbot  an  die  Gesindevermietcr,  den  ihre  Dienste  in  An- 
spruch nehmenden  Personen  über  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Dienstgeber  und  der  Dienstnehmer,  über  die  Art  des  Dienstes 
oder  die  Höhe  des  Lohns  eine  Auskunft  zu  geben,  von  der  sie 
wissen  oder  den  Umständen  nach  annehmen  müssen,  dass  sie 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entspricht; 

f)  Verbot,  in  einem  Gesinde-  oder  Dienstverhältnis  stehende 
Personen  zum  Verlassen  oder  zum  Nichtantreten  des  Dienstes 
oder  der  Stelle  oder  zur  Verletzung  des  Gesinde-  oder  Dienst- 
vertrags zu  veranlassen;  eine  solche  Verleitung  zum  Kontrakt- 
bruch würde  übrigens  in  der  Regel  euien  ausreichenden  Grund 
zur  Konzessionsentziehung  bieten; 

g)  Vorschrift,  dass  die  Erhebung  von  Gebühren  nur  gestattet 
sein  soll,  wenn  der  Gesinde-  oder  Dienstvertrag  infolge  ihrer 
Tätigkeit  zu  stände  gekommen  ist,  und  Verbot,  ein  anderes  zu 
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vereinbaren ; 

h)  Vorschrift,  die  festgesetzte  Taxe  nur  einmal  zu  erheben, 
so  dass,  wenn  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  die  Tätigkeit  der 
Gesindevermieter  gemeinsam  vergüten,  der  von  beiden  bezahlte 

Gesatntbetrag  diese  Taxe  nicht  überschreiten  dürfe; 

i)  Vorschrift,  dass  der  Gchiihrcntarif  und  dessen  Abänderung 
auf  Vorlage  jeweils  seitens  des  Im  /irksamts  auf  Kosten  der  zur 
Vorlage  Verpflichteten  im  amtlichen  Verkündigungsblatt  öffent- 
lich bekannt  zu  machen  sei. 

Das  Ministerium  ordnete  noch  an,  sofern  in  einem  Bezirke 
eine  Arbeitsnachweisanstalt  bestehe,  solche  vor  der  Berichter- 
stattung zu  hören  und  deren  Erklärung  vorzulegen.  Die  Vorlage 
des  Berichts  hatte  durch  Vermittlung  des  Grossh.  Landeskom- 
missärs zu  erfolgen. 

Den  auf  diescu  Erlass  hin  an  das  Ministerium  gelangten  Gut- 
achten der  L.nideskouimissäre  und  Bezirksämter  sei  folgendes 
entnonunen  :  lun  Landeskoinmissär  bemerkte  beispielsw^-isc,  dass 
die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast-  und  Schankwitt>cl>aitsge- 
werbes  neben  der  Gesinde-  und  Stellenvei smlllung  unbedingt  zu 
untersagen  sei,  desgleichen  der  Betrieb  in  einem  Hause,  in  dem 
das  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe  ausgeübt  wird.  Ein 
allgemeines  Verbot  der  Beherbergung  und  Beköstigung  gehe  zu 
weit  Wenn  die  Stellesuchenden  bei  zuverlässigen  Leuten  billig 
logieren  könnten,  wäre  dies  nur  zu  wünschen.  Etwaigen  Missbräu- 
chen und  Auswüchsen  dürfte  im  Wege  ortspolizeilicher  Vorschrif- 
ten und  durch  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  ausreichend  be- 
gegnet werden  können.  Der  Gewerbebetrieb  werde  im  Umher- 
ziehen nirgends  ausgeübt.  Für  die  Landwirtschaft  wäre  auch 
der  dadurch  erwachsende  Nutzen  geringer  als  die  damit  verbun- 
denen Belästigungen  und  Kosten.  Ein  allgemeines  Verbot  dieser 
Art  von  Stellenvermittlung  möchte  sich  vielleicht  auch  aus  dem 
Gesichtspunkte  empfehlen,  dass  der  hausierweise  Betrieb  geeignet 
erscheine,  von  der  Benützung  der  mehr  und  mehr  sich  entwickeln- 
den ötTentlichen  Arbeitsnachweisstellen  abzuhalten.  Eine  Ver- 
pflichtung für  die  Gesindevermieter  zu  statuieren,  in  jedem  Falle 
nachzuforschen,  ob  das  Gesinde  ältere  Verpflichtungen  habe  usw., 
sei  zu  weitgehend,  aber  auch  undurchführbar.  Die  Aufnahme  der 
unter  d,  e,  1  bezeichneten  Verbote  in  die  Verordnung  dürfte 
zweckmassig,  wenn  auch  nicht  gerade  notwendig  sein,  insofern 
die  unter  Verbot  zu  stellenden  Handlungen  für  sich  regelmässig 
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einen  ausreichenden  Grund  zur  Untersagung  des  Gewerbebetriebs 
bieten  werden.  Zu  g  sei  auch  die  Aufnahme  einer  dem  §  652  d 
B.G.B,  entsprechenden  Bestimmung  in  die  Verordnung  zweckmäs- 
sig, wonach  die  Erhebung  von  Gebühren  nur  gestattet  sein  soll, 
Wenn  der  Gesinde-  oder  Dicnstvertrai^  infolge  der  Tätigkeit  des 
GcMndevrrmiclcrs  zu  stände  gokoninien  ist.  Gegen  eine  kleine 
Einschrcib<^ft;buhr  ist  jedoch  nichts  einzuwenden.  Zu  h  würde  eine 
Vorschritt  der  ziemlich  allgemein  bestehenden  Uebung  wi(l!'r^])re- 
chen,  wonach  in  solchen  Fallen  jeder  Teil,  Arbeitgeber  wie  Ar- 
beitnehmer, den  Stellenverniittler  selbständig  und  unabhängig 
vom  andern  ieile  zu  entlohnen  pflegt.  Wenn  die  Taxen  beider 
Teile  mit  einander  in  Verbindung  gebracht  würden,  durfte  es 
zum  NaclUcii  dc.^  Arbeitgebers  ausschlagen,  da  alsdann  die  ganze 
Taxe  dem  Arbeitgeber  zur  Last  bleiben  werde.  Zweckmässiger 
sei  es,  die  Taxen  beider  Teile  von  vornherein  getrennt  fest- 
setzen  zu  lassen.  Von  einer  amtlichen  Bekanntmachung  der  Ge> 
bührentarife  im  Amtsverkttndigungsblatt  sei  abzusehen»  weil  darin 
vielfach  eine  Empfehlung  der  betreffenden  Unternehmung  erkannt 
werden  würde. 

Aus  den  Berjchten  der  nachgeordneten  Bezirksämter  und 
Arbeitsnachweise  ist  zu  bemerken,  dass  sich  die  städtischen  Be- 
hörden meist  für  ein  Verbot  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen, 
die  Behörden,  deren  Amtsbezirke  rein  ländliche  Bevölkerung  um- 
fassen, meist  dagegen  aussprachen,  weil  bei  der  Schwierigkeit, 
Dienstboten  zu  bekommen,  das  Umherziehen  nicht  zu  umgehen 
sei.  Anklang  fand  die  vorgeschlagene  Vorschrift,  dass  das  Ver- 
mittlungsbureau sich  nicht  in  einem  Hause  befinden  dürfe,  in  wel- 
chem Gast-  oder  Schankwirtschaft  betrieben  wird.  Dagegen  hielt 
man  allgemein  die  Vorschrift  unter  c  (Nachforschungspflicht)  für 
zu  weitgehend  resp.  undurchführbar.  Bezüglich  der  meisten  übri- 
gen Vorschläge  gingen  die  Gutachten  auseinander.  Interessant 
waren  die  Aeusserungen  über  die  Gebührenfrage.  Ueber  die  Zu- 
lässigkeit  der  Erhebung  der  Doppelgebühr  waren  die  Meinungen 
geteilt.  Ueberwiegend  erklärte  man  sich  gegen  die  Publikation 
der  Gebührentarife  in  den  Amtsverkündigungsblättern.  Ein  Be- 
zirksamt empfahl,  dass  der  Gesindevermieter  beim  Nichtzuslande- 
komnien  des  Dienstvertrags  ^  Z^— ,  vom  Tarif  erheben  dürte.  Der 
Vermieter  müsse  doch  Gebüiiren  erhalten,  auch  wenn  seine  He- 
:iiühun;^en  keinen  Erfol^r  gehabt  haben.  Das  Bezirksamt  der  Lan- 
dcahauplstadt  befürwortete  Schritte  gegen  das  Gebührenunwesen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Steatswiisensch.    Lrgsin/ungibeft  10.  6 
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Die  Gebühren  seien  sehr  lioch  und  könnten  nach  der  Verordnung 
von  1887  nicht  beanstandet,  sondern  es  könne  ledighch  darauf 
geachtet  werden,  dass  sie  eingehalten  und  nicht  überschritten 
würden.  Diese  Tatsache  der  Unmör»lichkeit  direkter  poH/.eilicher 
Beanstandung  \v(M"de  von  manchen  Stellen\  erniittlcrn  zu  einer  ge- 
radezu schamlosen  Ausl)eutung  des  stellesuchenden  Personals  be- 
nutzt, insbesondere  soweit  Kellnerinnen,  Hausburschen  und  andere 
derartige  i^'ewerbliche  Dienstboten  in  I*"rage  kamen.  1  lausburschen 
hätten  für  eme  Stelle  in  einem  Hotel  mittleren  Ranges,  in  wel- 
chem sie  nur  kurze  Zeit  verbleiben  konnten  und  in  dem  sie  für 
Bezahlung  lediglich  auf  Trinkgelder  angewiesen  waren,  von  wel- 
chen  sie  Überdies  noch  einen  Teil  an  den  zweiten  Hausburschen 
abgeben  mussten,  1 5 — 20 M.  Vermittlungsgebühren  bezahlen  müssen. 
Ein  Bezirksamt  des  Bodenseekreises  weiss  zu  berichten,  dass  ein  Gast- 
wirt in  einem  Städtchen  am  See  in  der  Stellenvermittlung  Tüch- 
tiges leiste  und  durch  Reellität  sich  auszeichne.  (Der  einzige 
bekannte  Fall.  Anm.  d.  Verf.)  Eine  bedeutendere  Arbeitsnach- 
weisanstalt tritt  fUr  ein  beschränktes  Beherbergungsverbot  ein. 
Dasselbe  solle  dort  eingeführt  werden,  wo  Mädchenheime  bestehen. 
Zur  Kontrolle  der  Gesindevermieter  empfiehlt  die  Anstalt,  dass 
auf  den  Krankenkassenanmeldungen  jeweils  angegeben  werden 
müsste,  wer  die  Stellenbesetzung  vermittelt  habe,  und  wie  \icl 
hierfür  seitens  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  an  Gebüh- 
ren  habe  entrichtet  werden  müssen  M. 

Eigenartig  liegen  die  Verhältnisse  in  der  bevölkertsten  Stadt 
Badens,  in  Mannheim.  Das  dortige  Bezirksamt  bedauert,  dass 
nicht  reichsgesetzlich  die  ortsstatutarische  Itinführung  des  Bedürf- 
nisnachweises für  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  zuläs- 
sig ist,  da  in  Mannheim  eine  unv^erhältnismässig  grosse  Zahl  von 
Personen  die  genannten  Gewerbe  ausüben,  die  durch  die  Mög- 
lichkeit einer  leichten  und  mühelosen  Ausbeutung  unerlahrener 
Personen  eine  grosse  .Anziehungskraft  bewahren.  Das  Amt  liegt 
Bedenken,  ob  nicht  ein  generelles  Beherbergungsverbol  für  das 
ganze  Grossherzogtum,  namentlich  für  kleine  Städte  schädlich 
wirke.  Auch  die  Erlassung  ortspoliz.eilicher  Vorschritten  sei  hier 
nicht  zu  befürworten.  In  Mannheim  sei  vorläufig  dem  stelle- 
suchenden Personal  keine  ausreichende  Gelegenheit  zu  anstan- 

i)  Der  Vor-cIiLi;^  wäre  sehr  beachtenswert,  wenn  liberal!  obligatorische  Kranken- 
versicherung für  l.>ien.stboten  bestünde,  auch  für  die  Statistik  wäre  eine  solche  Ein- 
richtung von  hohem  Wen. 
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diger  Unterkunft  geboten.  1899  haben  nach  Mitteilungen  der 
Zentralanstalt  für  Arbeitsnachweis  über  2000  Dienstboten  an  den 

beiden  grossen  Zielen  ihre  Stellen  verlassen,  von  denen  jedenfalls 
ein  erhcbliclier  Prozentsatz  nicht  sofort  in  eine  andere  Stelle  un- 
tergebracht werden  konnte,  wahrend  ebenfalls  an  diesen  beiden 
Zielen  mehr  als  1000  Mädchen  von  auswärts  ziireisten.  Die  in 
Mannheim  x'orhandenen.  auf  konfessioneller  Grundla<^c  errichteten 
Mädchcniiemie  haben  erfahrungsj^emäss  mit  einer  weit  verbreite- 
ten Abneigung  der  Dienstboten  zu  kämpfen.  Die  Zentral- 
anstalt für  Arbeitsnachweis  Mannheim  bemerkt, 
das  Beherberge-  und  Beköstigung.sverbot  sei  im  Auge  zu  behal- 
ten, aber  niclit  lur  das  ganze  Larnl  durchzufüincn.  l  )rtspolizei- 
liche  V'orschrittcn  empfehlen  sicli  fakultativ,  tur  Mannheim  könn- 
ten sie  erst  nach  Schaffung  ausreichender  Unterkunftsgelegenheit 
in  Betracht  kommen. 

Aus  dieser  Mtnistettelenquete  geht  hervor,  dass  die  Beamten 
der  inneren  Verwaltung  zu  weit  gehende  Anforderungen  an  die 
Zuverlässigkeit  der  Gesindevennieter  bezw.  Garantien  für 
Berücksichtigung  älterer  Verpflichtungen  des  Gesindes  u.  s.  w. 
als  undurchführbar  ablehnen.  Es  zeugt  auch  von  Verkennung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse,  diesen  Gewerbetreibenden  allerhand 
ideale  Qualitäten  zumuten  zu  wollen.  Zwecklos  aber  wäre  es, 
Vorschriften  zu  erlassen,  die  in  praxi  nur  auf  dem  Papier  stehen. 
Bestätigt  ist  durch  diese  amtliche  Erhebung  die  Tatsache,  dass 
die  grössten  Schäden  im  Gesindevermietergewerbe  in  den  grös^ 
seren  Städten  zu  Tage  treten,  dagegen  die  Gewerbetreibenden 
in  den  kleinen  Städten  sich  meist  eines  soliden  Rufs  erfreuen, 
sodass  man  letzteren  nicht  unnötige  Erschwerungen  in  der  Aus- 
übung des  Gewerbes  zufügen  will.  Ein  Beherbergungsverbot  von 
der  T.andeszentrale  aus  verbieten  die  tatsächh'chen  Verhaltnisse, 
da  nicht  überall  geeignete  ünterkunftsgclcgenheit  für  Gesinde 
vorhanden  ist.  Ehe  man  mangelhafte  Einrichtungen  beseitigt, 
müssen  bessere  geschaffen  werden.  Vor  allen  Dinyen  lehrt 
die  Knquetc,  dass  man  diese  P'ragen  noch  nicht  einmal  für 
ein  \  erhältnismässig  kleines  Land  nach  einer  Schablone  regeln 
darf,  geschweige  denn  für  das  Reich.  Einen  entgegengesetzten 
Standpunkt  wie  der  Norden  nimmt  Baden  •  bezüglich  eines  Ver- 
bots des  Gewerbebetriebs  im  Umlu  rziehen  ein.  In  Norddcutsch- 
land  erblickt  man  nur  Schäden  m  dieser  Art  des  Gewerbebetriebs, 
hier  wünscht  man  ihn  in  den  ländlichen  Bezirken  gerade  mit  Kück- 

6* 
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sieht  auf  die  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft  erhalten  zu  sehen. 
Allerdings:  jeder  Gewinnung  ländlichen  Gesindes  durcii  den  Ge- 
werbebetrieb der  Gesindevermieter  im  Umherziehen  steht  immer 
der  entsprechende  Abgang  von  Gesinde  gegenüber.  Vorzüge 
und  Nachteile  werden  sich  also  ziemlich  ausgleichen.  Aber  das, 
was  seit  Jahrzehnten  Brauch  gewesen,  lässt  sich  nicht  durch  be- 
hördhche  Reglements  ohne  weiteres  beseitigen. 

B.  Die  Verordnung  von  1901. 

Die  Verordnung^  vom  io.  Okt.  1901  beseitigt  den  in  der 
Verordnung  von  1887  hervortretenden  Unterschied  zwischen  den 
Gemeinden  von  über  und  unter  30CX)  Einwohnern.  Sie  verbietet 
im  §  S  den  ambulanten  Gewerbebetrieb»  auch  das  Betreten  der  Ge- 
schäftsräume der  öffentlichen  Arbeitsnachweisanstalten.  Nach 
§  10  ist  die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast-  und  Schankwirt- 
schaftsgewerbes untersagt,  sowie  der  Betrieb  des  Gewerbes  in 
Gast-  oder  Schankwirtschaften  und  in  solchen  Räumen,  welche 
mit  Gast-  oder  Schankwirtschaften  im  Zusammenhang  stehen, 
dagegen  ist  den  Gesindevermietern  ausdrücklich  die  Befugnis 
erteilt»  dienst-  oder  stellensuchende  Personen  zu  beherbergen 
und  ihnen  Speisen  und  nicht  geistige  Getränke  zu  verabreichen; 
doch  kann  ihnen  diese  Befugnis  von  dem  Bezirksamt  jederzeit 
nach  freiem  Ermessen  entzogen  werden.  Beachtenswert  sind  die 
Bestimmungen  über  das  Gebuhrenwesen.  §  12  untersagt  aus- 
drücklich Maximal-  und  Minimaltaxen.  §  13  bestimmt»  dass  die 
Vermittlungsgebühr  nur  dann  erhoben  werden  darf,  wenn  die 
Vermittlungstätigkeit  zum  Abschluss  eines  giltigen  Diei>  st  Ver- 
trags geführt.  Sie  ist  von  demjenigen  zu  entrichten,  welcher  den 
Auftrag  erteilt  hat.  Danach  ist  also  Doppelgebühr  zulässig, 
wenn  Auftragerteilnng  von  beiden  Kontrahenten  vorliegt,  was 
die  Regel  sein  wird.  Ist  jedoch  eine  unverhältnismässig  hohe 
Vermittlungsgebühr  vereinbart,  so  gilt  §  655  d.  B.G.B.:  »Ist  für  den 
Nachweis  der  Gelegenheit  zum  Abschluss  eines  Diensivertr.tgs 
oder  für  die  Vermittlung  eines  solchen  Vertrags  ein  unverhält- 
ni^inässig  hoher  Mäklerlohn  vereinbart  worden,  so  kann  er  auf 
Antrag  des  Schuldners  dnrch  Urteil  auf  den  angemessenen  Be- 
trag herabgesetzt  werden.  Nach  der  Entrichtung  des  Lohnes  ist 
die  Herabsetzung  ausgesclilossen« .  Ausdrücklich  wird  im  §  13 
die  Zulässigkeit  der  Kinschreibcgebühr  (im  Gegensatz  zu  andern 
Einzelstaatenj  staluierL ;    >Bei  Entgegennaimie  des  Auftrags  darf 
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von  dem  Auftraggeber  eine  im  Tarif  festzusetzende  massige  Ge- 
bühr für  die  Eintragung  im  Geschäftsbuch  (Einschreibgebühr)  be« 
anspnicht  werden«.  Hier  wird  die  Einschreibgebühr  im  Gegen- 
satz zur  bayrischen  B^riflsbestimmong als  »Gebühr  für  die 
Eintragung  ins  Geschäftsbuch«  definiert  *).  Abs.  3  und  4  des 
§  13  lauten:  »Aufwendungen  sind  dem  Gesindevermieter  oder 
Stellenverinittier  nur  zu  ersetzen,  wenn  es  vereinbart  ist.  Dies 
gilt  aucli  dann,  wenn  ein  Vertrag  nicht  zu  stände  kommt.  Be- 
sondere Auslagen,  welche  dem  Gesindevermieter  oder  Stellen- 
vermittler aus  der  Ausführung  solcher  besonderer  Aufträge  er- 
wachsen, die  nicht  zu  ihrem  gewöhnlichen  G(  chalt.sl)etrieb  (der 
eigenthchen  Stellenvermittlung)  gehören,  sind  den  Aultraggebern 
genau  zu  xcrrechnen« .  Abs.  5:  »Ausla^^en  für  fiange.  Porto, 
Korrespondenzen  und  ähnliches,  die  m\\  cl- 111  ( n  schätisbctriehe 
regelmässig  verbunden  zu  sein  pflegen,  dürieii  nicht  lif^otulers 
verrechnet  werden  .  §  9  trifft  Bestimmungen  gegen  den  Kon- 
traktbruch, §  II  über  WrmitlUmgen  nach  auswärts.  §6  wendet 
sich  gegen  unlautere  Reklame  und  besagt  ausdrücklich,  dass  Be- 
zeichnungen und  Angaben,  welche  die  Meinung  erwecken  k/mnen, 
als  handle  es  sich  nicht  um  eine  gewerbsmässige,  somlt  in  um 
eine  gemeinnützige  Dienst-  oder  Stellcn\ermittlung,  zu  unterlassen 
sind.  Die  §§  i — 5  regeln  die  Führung  der  Geschäftsbücher  in 
ausfuhrlicher  Weise,  h'ine  bemerkenswerte  ^ ausser  in  Baden  nur 
noch  in  Hessen  bestehende)  Vorschrift  betrifft  §  12;  danach  ha- 
ben die  Gesindevermieter  über  die  Zahlung  der  Taxe  sofort  eine 
schriftliche  Empfangsbescheinigung  auszustellen,  worin  die  bezüg- 
liche Bestimmung  des  Gebährentarifs  anzuführen  ist. 


1)  Oben  S.  24. 

2)  Schanz  a.  a.  O.  S.  2S  hält  die  badische  Verurdnung  für  ungültig,  weil  sie 
gegen  §  75  a  d.  R.G.O.  Verstösse.  §  75  &  kennt  nur  Belohnungen  für  gewerbliche 
Lchtmigcn  der  Vermieter  und  SeAtm*  beitreitet,  dass  die  Einschreibcebttlir  fUr  eine 
wiche  catriebtet  werde;  sie  werde  fär  den  Auftrag  xtur  VorMlmie  einer  gewerb- 
lichen Leistung  enlricblet,  nicht  für  eine  gewerbliche  Leistung  selbst.  Das  ist  aber 
offenbar  iinriclitig.  Die  Einschrcihgcbülir  wird  dafiir  entrichtet,  dass  der  Vermieter 
den  Auttrag  in  sein  Buch  einschreibt,  um  die  geeigneten  weiteren  Massregeln  folgen 
laaea  xn  können  oder  ihn  lieini  Einhufcn  Icoirespondiefender  AaftrSge  »t  berficlc- 
atehdcen.  Er  nimmt  also  eine  Lcistimg  vor,  und  xwar  eine  gewerbliche.  2^dem 
findet  lieh  weder  in  den  Motiven,  noch  in  den  Reichstagsvcrhandlungen  der  Üe- 
«erb<.-ürdnun{;snovelle  von  1900  irgend  ein  Anhalt,  auf  den  sich  die  Ansicht  von 
Sthanz  nützen  konnte. 
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VI.  Hessen. 

Die  hessische  Ausführungsverordnung,  datiert  vom  5.  Februar 
1901  untersagt  im  §  i  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  im 
Umherziehen,  soweit  der  Gewerbebetrieb  nicht  zum  Zweck  der 
Vermietung  landwirtschaftlichen  Gesindes  ausgeübt  wird,  im  §  2 
die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast-  und  Schankwirtschaftsge* 
werbes  und  im  §  4  ganz  allgemein  das  Beherbergen  und  Be- 
köstigen des  Gesindes.  Im  §  5  ist  daran  die  spezielle  Vorschritt 
^'eknüpft,  dass  für  che  Vermitthmcf  von  Wohnung  an  Stelle- 
suchende eine  Gebuhr  nicht  erhoben  werden  darf.  Sehr  scharte 
BesluumnnL;en  sind  in  Bezug  auf  das  Gebührenwesen  getrt>iten. 
§  13  untersagt  ausdrücklich  die  Rrhebung  der  Doppelgebuhr, 
§  16  die  der  Kinschrcihi^ehiihr.  Die  (Juittuni^spHieht  isl  Ljef,'en- 
uber  Baden  noch  verscharlt ;  nacli  15  hat  die  Zahlunj^sht^schei- 
nii^uiiLj  auch  dann  zu  erfolgen,  wenn  der  Zahlende  ein  schnli- 
lichch  Emptan^sbekenntnis  nicht  verlauft.  Die  Gebührenta.xe  ist 
nach  s}  17  innerhalb  und  ausserhalb  des  Geschäftsraums  an  auf- 
ialliger  Stelle  auszuhängen  und  nach  §  18  zu  Jedem  Quartalsersten 
sowie  jedesmal  binnen  8  Tagen  nach  eiu^ciretener  Abänderung 
der  Ortspolizeibehörde  vorzulegen,  welche  dieselbe  auf  Kosten 
der  zur  Vorlage  Verpflichteten  in  den  die  amtlichen  Bekannt- 
machungen enthaltenden  Lokalblättern  Öffentlich  bekannt  gibt. 
Zum  Schutz  gegen  den  Kontraktbruch  sind  in  den  §§  6^8  rigorose 
Bestimmungen  getroffen.  Nach  §  6  sind  die  Gesindevermieter 
verpflichtet,  nicht  nur  jeder  Vermittlung  genaue  Nachforschungen 
Uber  ältere  Verpflichtungen  des  Gesindes  vorau^ehen  zu  lassen, 
sondern  auch  über  alle  ihre  Vermittlung  ansprechenden  Dienst- 
boten alsbald  bei  den  Ortspolizeibehörden  Auszüge  aus  den  dort 
geführten  Dienstbotenregistern  zu  erheben  und  auf  Verlangen  den 
Dicnstgebem  vorzulegen.  Die  §§  19 — 22  treffen  Vorschriften  über 
die  Geschäftsbücher,  §  10  bietet  Schutz  g^en  unreelle  Reklame. 

VII.  Hamburg. 

Die  vom  Senat  am  30.  April  1902  erlassenen  Vorschriften 

für  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und  Stellenver- 
mittler'^j  sind  am  i.  Mai  1902  in  Kraft  getreten.  Damit  wur- 
den zwei  einzelne  Reglements,  eins  für  die  Gesindevermieter 

i)  Grossh.  hess.  Regierungsblatt,  S.  245. 
a)  GesetzcManunloog  1.  Abu  Nr,  25. 
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vom  I.  Mai  l^i>S[  und  eins  für  die  Stcllcnvcrniittler  vom  lo.  März 
1893  aufgehoben.  Die  neue  Verordniin<j  ist  in  mehrfacher  Hin- 
sicht charakteristisch.  So  bestimmt  ^  14,  dass  der  Gewerbebe- 
trieb im  Umherziehen  und  der  ambulante  Gewerbebetrieb  »nur 
mit  Genehmi<;ung  der  Behörde«  ^'estattet  sei.  Das  gilt  für  den 
Gewerbetreibenden  selbst  wie  für  sein  Hilfspereonal  einschh'ess- 
lich  der  Familienangehörigen.  Von  besonderem  Interesse  ist  §  15. 
Derselbe  verbietet  nicht  nur  die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast- 
und  Schankwirtschaftsgewerbes«  sondern  auch  den  Handel  mit 
Bekleidungs-  und  sonstigen  Ausrilstungsgegenständen  und  das 
Geschäft  eines  Heiratsvermittlers.  Er  zieht  also  den  Kreis  der 
mit  der  Gesindevermietung  unvereinbaren  Gewerbe  weiter  ab 
irgend  eine  andere  Verordnung.  Die  Gesindevermietung  darf 
auch  nicht  in  solchen  Lokalen,  in  welchen  eines  der  vorgenann- 
ten Gewerbe  ausgeübt  wird,  noch  in  Nebenräumen,  die  mit  die- 
sen Lokalen  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen,  betrieben  wer- 
den. Generell  enthält  §  15  das  Beherbergungs-  und  Bekösti« 
gungsverbot,  noch  dadurch  verschärft,  dass  es  Gesindevermietern 
unlorsaj^t,  Stellcsuchende  für  ihre  Rechnung  bei  dritten  Personen 
in  Kost  oder  Logis  zu  geben.  Die  im  §  16  enthaltenen  Bestim- 
mungen über  die  Gebühren  schliessen  sich  eni^  an  die  preussi« 
sehen  Vorschriften  an,  auch  i;  ir  bezuglich  der  RückzahUnii,»  der 
Vermittlungsgebühr.  Aucli  den  in  Preussen  verlangten  Ausweis  ^  ) 
samt  dem  gleichen  Schema  hat  Hamburg  acceptiert  (ij  lO).  Durch 
J;  9  ist  den  Gesindevermietern  verboten,  nicht  ausreichend  legi- 
timierten Personen  X^crmitllerdienste  zu  leisten,  ebensowenig  Am- 
men, die  nicht  das  im  i;  4  der  Dienstbotenordnung  vom  7.  De- 
zember KS9S  vor^'cschricbene  ammenarztliche  Attest  vorU'L;en. 
Dasselbe  gilt  auch  L^egenuber  kontraktbruchigen  Personen,  jji;  6, 
7,  8,  19  regeln  die  Buchführung  iu  üblicher  Weise. 

Oben  S,  7.;. 
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IV. 

Die  Gesindevermittlui^  durch  öffentliche  Arbeits- 
nachweise. 

Die  Idee,  einen  allgemeinen  Arbeitsnachweis,  d.  h.  ölTent- 
liche  Etorichtungen  zu  schaffen,  wodurch  sich  Angebot  und  Nach- 
frage von  Arbeitskräften  für  das  ganze  Land  ausgleichen  könnten, 
wurde  zuerst  in  Frankreich  vertreten.  Am  23.  August  1789  schlug 
Mahnt t  in  der  Nationalversammlung  die  Herstellung  einer  allge- 
meinen Arbeitsvermittlung  unter  werktätiger  Anteilnahme  der 
Gemeinden  vor.  Danach  sollten  durch  die  Provin/iai-  umi  Ge- 
meiadc\ ctsammlun,L;cn  in  allen  Städten  und  Marktflecken,  in  tlen 
grossen  Städten  in  jcdrni  Plärrsprengel  ,  ^bureaux  de  scconrs  lic 
travaiU  errichtet  und  aus  öffentlichen  Mitteln  unteriialten  wer- 
den, welche  ihrerseits  mit  einem  in  jeder  Provinz  /.u  gründenden 
-ibureau  de  rcpartitiotn  in  Verbindimg  zu  stehen  hätten.  Die  Spitze 
der  Organisation  sollte  ein  biireaii  general  de  snneillancet.  am 
Sitze  der  Nationalversammlung  bilden.  Die  Ililfs-  und  Arbeits- 
bureaux  sollten  dem  L'nlerstiil/aingswesen  und  der  Unterbringung 
Beschäftigungsloser  dienen;  fehlte  es  an  Arbeitsgelegenheiten,  so 
Wären  geeignete  Verzeichnisse  zu  verfassen,  damit  das  bureau 
de  r^partition  bezw.  das  tureau  general  in  der  Lage  wäre ,  Be- 
schäftigung in  den  andern  Teilen  der  Provinz  oder  selbst  in  den 
andern  Provinzen  zuzuweisen.  Die  Reisekosten  sollten  von  den 
Städten  getragen  werden,  die  der  Arbeitsuchende  auf  seinem 
Zuge  passiert  Dieses  Projekt  verknüpfte  mit  dem  Arbeitsnach- 
weis zugleich  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen,  trug  aber  schon  dem 
Grundgedanken  Rechnung,  dass  die  einzelnen  Arbeitsnachweis- 
anstalten mit  einander  in  Verbindung  stehen  und  von  einer  Zen> 

I)  V.  Mataja,  Städtische  Sotialpolitik  (Zeitschrift  für  Volhswirtschklt ,  Soiial» 
politik  und  VerwaUnng).    3.  Bd.,  Wien  1S94. 
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trale  ans  diricjicrt  werden  imisscn.  Der  Vorschlag'  fand  in  der 
Nationalvcisaininluni^  keine  Annahme,  obf^lcich  schon  um  diese 
Zeit  Beschwerden  der  Ai  bciicrschaft  gec^cn  die  bestehende  Stel- 
lenvermittlung laut  wurden.  In  der  Folge  wurden  aber  immerhin 
einzelne  Massnahmen  auf  diesem  Gebiet  getroffen.  So  gelanj,'ten 
in  Paris  1803 — 4  für  eine  Reihe  von  Erwerbszweigen  Arbeiterver- 
mittlungsbureaux,  mit  monopoUstischem  Charakter  und  auf  den 
Bezug  fester  Gebühren  angewiesen,  zur  Errichtung. 

Die  Idee  einer  umfassenden  Regelung  des  Arbeitsmarkts 
durch  Gründung  von  Arbeitsbörsen  hervorragend  publizistisch 
gefördert  zu  haben  (seit  1843),  ist  das  Verdienst  G.  de  Molina- 
rfs  (geb.  1819  in  Lüttich«  seit  1881  Chefredakteur  des  t^wr' 
uai  des  AoHomistes*  in  Paris).  Molinari  hatte  mehr  die  Zentra- 
lisierung der  Publikation  offener  Stellen  als  die  nicht  zu  umgehende 
individualisierende  Arbeitsvermittlung  im  Auge  und  hielt  offenbar 
mit  der  Gründung  eines  Arbeitsbullettns  und  mit  dem  Zusam- 
menlaufen der  Vakanzenmeldungen  in  eine  Zentrale  das  Problem 
des  Arbeitsnachweises  für  gelöst.  In  der  hartnäckigen  Verfol- 
gung  seiner  Theorien  wurde  er  schliesslich  Utopist  und  träumte 
sogar  von  einer  Zentralisierung  des  Arbeitsniarkts  für  den  ganzen 
europäischen  Kontinent,  ja  selbst  für  Asien  und  Afrika.  Sein 
System  hatte  er  in  allen  Einzelheiten  ausgeklügelt  und  vorge- 
rechnet, wie  man  einen  beschäftigungslosen  Schiffer  von  Marseille 
nach  Riga  für  24  Frcs.  Bahnreise  incl.  Telegraphengebühr  ver- 
mittelt Internationale  Schwierigkeiten  gab  es  für  ihn  nicht. 
Was  Wunder,  dass  diese  Ideen,  zu  w'enig  auf  realpolitischc  Grund- 
lagen gestellt,  bald  in  X'ergesscnhcit  gerieten.  Krst  18S7  wurde 
in  Paris  das  erste  städtische  Arbcitsnachweisburcau  im  18.  Arron- 
disscment  begründet.  Die  französischen  boin-scs  du  travail,  uber- 
wiegend ein  X'ereinigungspunkt  der  Arbeitnciiniervcrbandc.  haben 
auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsvermittlung  nur  geringe  Erfolge  auf- 
zuweisen. 

Dagegen  ist  es  in  der  Schweiz  und  in  Deutschland  gelungen, 
den  Arbeitsnachweis  auf  kommunaler  (irundlnge  zu  errichten  und 
auszubauen.  Der  erste  st.idtische  i\rl)eitsnacluveis  in  der  .Schweiz 
wurde  1888  in  Bern,  die  ersten  ui  Deutschland  1894  in  ICsslingen 
und  Krfurt  gegründet.  Ini  Ict/ten  Jahrzehnt  haben  sich  in  Deutsch- 
land theoretisch  die  Meinungen  geklart  und  die  öffentlichen  Ar- 

i)  Vgl.  Mai^     a.  O.  und  die  dort  angegebene  Literatur. 
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bcitsnachweisanstalteii  jiraktisch  ihre  l'",\ist«MizhereclUii4iin(T  erwie- 
sen. Es  kann  liier  niciil  die  Aufu,Mhc  sein,  tleii  W'crdf^'anq^  der 
Arbeitsnachwcisbewcfjung,  um  die  .sich  der  Privatdo/ent  an  der 
Universität  Berlin,  Stadtrat  in  Charlottenburij  Dr.  J.  jastrow  die 
hervorragendsten  or<,'anisatorischen  Verdienste  erworben  hat,  auch 
nur  in  Kürze  zu  skizzieren,  folgende  Zahlen  mögen  aber  die  ge- 
machten Fortschritte  illustrieren.  Man  zählte')  1897:  128  Arbeits- 
nachweise mit  353000  offenen  Stellen,  568000  Stellengesuchen 
und  273000  Vermittlungen;  Ende  1901:  216  Arbeitsnachweise 
mit  592000  offenen  Stellen,  1 087000  Stellengesuchen  und  434000 
Vermittlungen.  Die  Zahl  der  Arbeitsnachweise  hat  sich  seitdem 
wieder  vergrössert,  und  alle  Anzeichen  sprechen  dafUr,  dass  sich 
in  absehbarer  Zeit  ein  dichtes  Netz  von  Arbeitsnachweisen  über 
ganz  Deutschland  spannen  wird. 

I.  Organisation  und  Einrichtungen.  Die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise  in  Deutschland  lassen  sicli  —  wenn  wir 
von  den  berufsi^enossenschafllichen  oder  gewerkschaftlichen,  also 
nicht  allj^'enicinen  Nachweisen  absehen  —  in  zwei  grosse  Grup- 
pen scheiden:  in  kommunale  und  «^gemeinnützige  rcsp.  karitative. 

Kommunale  Arbeitsnachweise  sind  von  den  Ge- 
meinden luiterhaltene  oder  geleitete  oder  von  ihnen  überwiegend 
subventionierte  Anstalten,  in  denen  rci^elmhs.si;:^  fiir  alle  gewerb- 
lichen oder  häuslichen  Berufsarteii  Arbeitskräfte  \'crmittc!l  wor- 
den. Auch  Arbeitsnachweise  von  weiteren  KonununaU  erl)ändcn 
sinil  (licier  Katei^orie  einzureihen.  Die  nicht  koniminialen  Ar- 
beit>nachweise  werden  \<>n  i;cmcinniU/iCT<'n  Vereinen  unierhaiten, 
die  entweder  nur  den  Arlnitsnaciiu  t  is  organisieren  wollen  oder 
zui^leich  wohltäti<4e  BestrebunL^cn  \ertül;4trn. 

I  )ie  k<  »nununaleii  Arbeitsnachweise,  auch  Arbeit?>amter,  Ar- 
beil^nachw  eiscanstaltcn,  Zenti  alarheitsnacin\  eise  u.  s.w.  genannt, 
—  es  fehlt  leider  an  einer  einiieitlichen  He/eichnung  —  zerfallen 
wieder  in  paritätische  und  n  i  c  h  t  p  a  r  i  t  ä  t  i  s  c  h  e.  Das 
von  jastro'c  gepra^jte  Schlagwort  »paritätische  bezieht  sich  nicht 
aut  gleichmässige  Berücksichtigung  der  rel^ösen  Bekenntnisse^ 
sondern  auf  eine  Organisation,  die  aus  gleichmässiger  Vertretung 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  unter  einem  unparteiischen  Vor» 
sitzenden  gebildet  wird.  Die  Bezeichnung  »paritätische  in  diesem 
Sinne  ist  von  den  Staats-  und  Gemeindebehörden  allgemein  ac- 


I)  Akten  des  Verbands  deutscher  Arbeitsnachweise  in  Berlin. 
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ceptiert  worden.  Die  kommuaalen  Arbeitsaachweise  haben  gegen- 
über den  karitativen  den  Vorzug  grösserer  Stabilität  (z.  B.  bez. 
Beamtenanstellung),  besser  gesicherter  Finanzierung  und  nachdrück- 
licherer Wahrung  der  öfTentlichen  Interessen.  Die  paritätische 
Organisation  verdient  wieder  den  Vorzug  vor  der  unparitätischen» 
da  erstere  sich  leichter  das  allgemeine  Vertrauen  in  ihre  Unpar- 
teilichkeit erwerben  wird. 

Ueber  die  zwcckmässi^sle  Bildung,'  der  paritätischen  Leitung 
herrschtt'  früher  lt;l)harier  Streit.  Von  Frankfurt  a.  M.  ging  1890 
der  Gedanke  aus,  das  Gewet begericht  mit  seinem  unparteiischen 
Vorsitzenden  und  seinen  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerheisiizern 
als  Aufsichtsinstanz  für  den  kommunalen  Arbeitsnachweis  zu 
benutzen  M  Der  Gewerbegerichtsvorsilzcnde  Dr.  F/isch  und 
der  Oberbürgermeister  Dr.  Miquel  in  Frankfurt,  sowie  der  Stutt- 
garter Gewerbegerichtsvorsitzende  Lautenschlager  waren  die  Vor- 
käniplci  ciic.scj  Idee,  die  u)  vciscliiedcnen  Städten,  aber  nicht 
allgemein,  verwirklicht  worden  ist.  Reitzenstiin  *)  erhob  gej.ien 
diese  Kombination  grundsätzliche  Bedenken.  Er  meinte ,  das 
Gewerbegericht  sei  in  erster  Linie  eine  zur  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  bestimmte  Spruchbehörde,  an  welche  die  Ange* 
legenheiten  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  regelmässig 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Widerstreits  ihrer  beiderseitigen 
Interessen  herantreten,  und  es  würde  daher  bei  dieser  Verbin- 
dung schwer  zu  vermeiden  sein,  dass  dieser  Widerstreit  auf  die 
Handhabung  der  Arbeitsvermittlung  wie  auch  umgekehrt  Ge- 
sichtspunkte der  letzteren  auf  die  Behandlung  der  Streitsachen 
Etnfluss  gewinnen.  Heute,  wo  Erfahrungen  Uber  die  kommunalen 
Arbeitsämter  vorliegen,  wird  Einigkeit  darüber  herrschen,  dass 
die  Bildung  der  Aufsichtsbehörde  ziemlich  gleichgültig  ist,  weil 
der  Schwerpunkt  der  Vermittlungstätigkeit  beim  leitenden  Be> 
amten  des  Arbeitsamts  li^,  bei  dem  Inspektor  oder  Verwalter. 

Eine  Kommission,  die  etwa  alle  Quartale  einmal  tagt  und 
nur  über  wichtigere  Fragen  beschliesst,  ist  gar  nicht  in  der  Lage, 
auf  die  eigentliche  Vermittlungstätigkcit  einen  nennenswerten  Ein- 
fluss  auszuüben.  Von  Wichtigkeit  ist,  dass  der  Verwalter  im 
Hauptamt  fungiert  und  seiner  Aufgabe  gewachsen  ist.  Wo  ein 
mit  Arbeit  überbürdeter  Stadtsekretär  oder  gar  ein  Folizeibe- 

1)  Jasir0W^  Sosialpdlitik  und  Vemaltiini^wiaiaifelMft,  Bd.  L,  Berlin  igos,  S.  140. 

2)  Reitxtnsttiny  »Städtische  Arbcitaimter  nnd  Zentnlarbeittamt«  (OealachetWo- 
chcablau,  7.  Jahrg.  1894J. 
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amter  nebenamtlich  den  Arbeitsnachweis  leitet,  wird  letzterer  sich 
niemals  richtij^  entwickeln.  Jeder  polizeiliche,  jeder  bureaukra- 
tische  Charakter  miiss  von  einem  Arbeitsnachweise  ferngehalten 
werden,  und  eticnso  alU^s,  was  nach  Wohltätigkeit  aussieht,  d  e  r 
moderne  Arbeitsnachweis  soll  mit  nichts  anderm 
verquickt  werden,  er  soll  nichts  sein  als  ein  volks- 
wirtschaftlicher Organismus.  Auch  Jastrmv  ^ )  sagt 
deutlich;  -Der  otTcntlichc  Arbeitsnachweis  ist  nicht  Bestandteil  der 
Armenpflege  imd  darf  nicht  als  solcher  behandelt  werden,  ob- 
wohl die  Armenpflege  fast  uberall  das  ^bltterressort  des  Arbeits- 
nachweises gewesen  ist.  In  dem  grössten  Teil  der  Arbeiterbe- 
völkerung herrscht  gegen  alles,  was  mit  Armenpflege  zusammen- 
hängt, eine  weitgehende  Abneigung,  die  aus  sehr  ehrenhaften 
Beweggründen  entspringt«.  Aus  diesen  Gründen  wird  man  z.  B. 
gegen  verschiedene  Einrichtungen  des  neuen  Berliner  Arbeits- 
nachweisgebäudes  in  der  Gormannstrasse  (billiges  Bier,  billige 
Bäder  u.  s.  w.)  prinzipielle  Bedenken  erheben  müssen.  £s  ist 
gewiss  zu  billigen,  wenn  in  Grossstädten  derlei  Benefizien  für  die 
Arbeiterklassen  geschaffen  werden,  aber  dies  sollte  ohne  Zusam- 
menhang mit  dem  Arbeitsnachweis  geschehen. 

Ueber  die  Frage,  ob  man  Gebühren  erheben  soll,  herrschten 
früher  lebhafte  Meinungsverschiedenheiten.  Die  Prasds  hat  sich 
fast  allgemein  für  Gebührenfreiheit  entschieden,  was  als  Konkur- 
renzwaffe  gegen  den  gewerbsmässigen  Arbeitsnachweis  nur  zu  be- 
grüssen  ist.  Wo  noch  kleine  Gebühren  erhoben  werden,  haben 
sie  mehr  den  Charakter  von  Kontrollgebühren.  Von  wesentlicher 
Bedeutung  ist  die  Verbindung  der  einzelnen  Arbeitsnachweise 
untereinander,  damit  innerhalb  eines  grösseren  Gebiets  in  den 
einzelnen  Arbeitszweigen  ein  Ausgleich  von  An<Tr!)ot  und  Nach- 
frage erfolgen  kann.  Wir  haben  gegenwärtig  7  territoriale  Ver- 
bände, die  solchen  Zwecken  dienen:  Württemberg.  Baden,  Bayern, 
Regierungsbezirk  Düsseldorf,  Riiein-Mainverband,  Regierungsbe- 
zirk Liegnitz,  Mark  Brandenburg.  Die  leben!*kräftigsten  W^rbände 
sind  die  in  Württemberg,  Baden  und  Bayern  (letzteres  hat  noch 
Unterverbande  gcschafl'en  1,  der  Rhein-Mainverband  ;  dagegen  stehen 
diejenigen  der  Regicrungi.be/.irke  Düsseldorf  imd  Liegnitz  gröss- 
tenteils nur  auf  dem  Papier.  Der  ain  4.  Ft:bruar  1898  begrün- 
dete Verband  deutscher  Arbeitsnachweise  mit  dem 
Sitz  in  Berlin  hat  eine  wesentlich  andere  Aufgabe,  als  die  ein- 

I)  Jastrmu  a.  «.  O.,  S.  löi,  182. 
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zelnen  Landesverbände,  er  bewirkt  nicht  einen  Austausch  von 
Arbeitskräften  über  das  deutsche  Reich,  sondern  erstrebt  Erfah- 
rungsaustausch, glcichmässige  Statistik  und  Propaganda  für  Ver- 
mehrung der  Arbeitsnachweise.  Für  den  Austausch  der  Arbeits- 
kräfte von  Ort  zu  Ort  ist  von  Wichtigkeit,  dass  Württemberg 
und  Bayern  Arbeitnehmern,  die  eine  auswärtige  Stelle  annehmen, 
für  die  Reise  an  ihren  Bestimmungsort  50prozentige  Bahnpreis- 
erniassin;ung  gewahrt  haben .  Preussen  bewilligt  Stundung  des 
Fahrpreises  auf  Vorlegung  eines  Ausweises  vom  Arbeitsamt.  In 
Württemberg  übernimmt  der  Staat  die  Kosten  der  Telephonge- 
bührcn  der  Arbeitsämter 

Heftig  umstritten  war  immer  die  s.  g.  Streikklausel. 
Die  sozialdemokratische  Partei  verlangte,  dass  der  Arbeitsnach- 
weis bei  Slrcikfälleu  seine  Tätigkeit  lür  den  betr.  Arbeitszweig 
einstelle;  wer  Streikbrecher  vermittle,  sei  nicht  mehr  neutral.  In 
dcii  iiuristcn  Städten,  in  dcntii  dtU'über  Bestimmungen  getroileii 
sind,  hat  man  sich  dafür  entschieden,  dass  zwar  bei  Streikfallen 
verm  ttelt,  jedoch  die  Interessenten  auf  die  Tatsache  des  Streiks 
ausdrucklich  hingewiesen  werden. 

Die  innere  Einrichtung  der  deutschen  Arbeitsnachweise  lässt 
noch  vielfach  zu  wünschen  übr^.  Zentrale  Lage  ist  Vorbedin- 
gung für  eine  gedeihliche  Entwicklung,  ferner  entsprechende  Re- 
klame durch  Plakate  an  Bahnhöfen,  belebten  Plätzen  u.  s.  w.  Für 
genügende  Warteräume  in  den  Arbeitsnachweisanstalten  ist  auch 
nicht  immer  gesorgt,  nur  München  und  Berlin  bilden  rühmliche 
Ausnahmen.  Die  deutschen  Kommunen  haben  auf  diesem  Ge- 
biete noch  ein  weites  dankbares  Feld  vor  sich,  auf  dem  sie  sich 
im  Interesse  der  allgemeinen  Wohlfahrt  betätigen  können.  Vieles 
liegt  noch  im  Argen,  und  Städte,  die  für  prunkvolle  Stadthallen, 
die  doch  hauptsächlich  Vergnügungsswecken  dienen,  Hundert* 
tausende  von  Mark  ausgeben,  steilen  noch  für  den  Arbeitsnach* 
weis,  eine  der  wichtigsten  wirtschaftlichen  Funktionen,  erbärm- 
liche Lokalitäten  in  irgend  einem  abgelegenen  WMnkelgässchen 
lur  Verfügung.  Der  innere  Betrieb  in  den  einzelnen.  Arbeits- 
nachweisanstalten hat  sich  den  örtlichen  Verhältnissen  anzupassen. 
Bei  der  Eintragung  der  Stellesucbenden  in  die  Register  des  Ar- 

i)  Get^r^  Sihanz,  »Die  B«kSinp(ung  der  ArbeitBlosüskeit«  i.  Arcltiv  f.  sociale 
Geseugebniig  und  StatUdk  v.  Dr.  H.  BrMit^  1901,  t6.  Band,  5.  and  6.  Heft,  S.  558. 

Die  treFRichc  Abhandlung  ist,  soweit  sie  den  Arbeitsnachweis  umfasst ,  grösstenteils 
fibcrholt  durch  Jattrsm^  Sozialpolitik  und  Verwaltungswtssenscbaft. 
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beitsnachweises  herrscht  das  Listensy.stein  \  or :  die  Stellcsuchen- 
den  werden  in  eine  for!  1  uifein le  Liste  eingetragen  und  die  ent.spre- 
chendcn  Vermerke  bei  Zuweisun«^  von  Arbeit  gemacht.  In  Berlin 
besteht  das  Kartcii'^ysteni .  der  Xame  des  Stellesuchenden  wird  auf 
eine  besondere  Kdiic  ciiv_;etra;:,^cn,  und  dit^  Karten  werden  nach 
Beruf.sgriij)i)en  sortiert.  Bei  Massenbetrieb  hat  sich  dieses  System 
besonders  bewährt.  In  beiden  Fällen  erhalt  der  Stellesuclicnde 
einen  entsprechenden  Ausweis,  mit  dem  er  sich  zu  detn  Arbeit- 
geljer,  dem  er  empfohlen  wird,  begibt.  In  ^deichcr  Weise  wer- 
den die  Eintragungen  der  ottencn  Stellen  bewirkt, 

2.  Die  Statistik.  Die  Statistik  der  deutschen  Arbeits- 
nachweise litt  bisher  unter  dem  Mangel  an  Einheitlichkeit,  in 
vielen  kleineren  Anstalten  an  Genauigkeit  und  notwendiger  Spe* 
zialisierung  der  einzelnen  Berufsgrui^pen.  ja  sie  war  an  einigen 
Arbeitsnachweisen  für  einen  wissenschaftlichen  Zweck  direkt  un- 
brauchbar.  Als  hauptsächlichste  Missstände  sind  ansufilhren: 

a)  Unter  Vermittlu  ng  wird  nicht  überall  das- 
selbe verstanden.  Einzelne  Arbeitsnachweise  buchen  als 
vermittelt,  wenn  sie  einem  Stellesachenden  eine  offene  Stelle  mit- 
geteilt haben.  Sie  bezeichnen  diesen  Vorgang  als  »Erledigung 
durch  Zuweisungc.  Eine  derartige  Statistik  ist  natürlich  ganz 
wertlos«  denn  sie  gibt  die  Zahl  der  Vermittlungen  viel  zu  hoch 
an.  Nur  erfolgreiche  Zuweisung  kann  als  Vermittlung  gelten. i 
Jede  Statistik,  in  der  das  Verhältnis  der  Vermittlungen  zu  der 
Zahl  der  offenen  Stellen  oder  Stellengesuche  ungewöhnlich  hoch 
ist,  ist  dem  Verdacht  ausgesetzt,  dass  sie  unter  Vermittlung  die 
Zuweisung  ohne  Rücksicht  auf  den  Erfolg  versteht,  oder  dass  un- 
genaue Buchführung  die  Unterlage  ist.  So  z.  B.  wenn  angegeben 
wird;  icX)  offene  Stellen,  I20  Stellengesuche,  98  vermittelt.  Es 
ist  i;au/.  undenkbar,  dass  fast  alle  Stellesuchenden  den  Wünschen 
der  Arbeiti^eber  derart  entsprechen,  dass  Plazierung  erfolgt.  Nur 
bei  einzelnen  Kategorien  ungelernter  Arbeiter  mag  dies  vorkom- 
men, wenn  der  Bedarf  an  Arbeitskräften  gerade  gross  ist.  Der 
bestgeleitete  Arbeitsnachweis  wird  kaum  über  70  —  75  Proz.  Ver- 
mittlungen erzielen.  Andere  Ai beitsnaclnvcise  nehmen  an,  die 
Vermittlung  sei  erfolgt,  wenn  sie  vom  Arbeitgeber  nicht  die  ge- 
genteilige Mitteilung  erhallen  haben.  Diese  Zidilung  beruht 
ebenfalls  auf  willkürlicher  Annahme.  Mancher  Arbeitnehmer  findet 
anderweitc  Arbeitsgelegenheit,  als  die  ihm  durch  den  Arbeits- 
nachweis zugewiesene,  und  hält  es  nicht  für  notwendig,  sich  an 
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letzterem  Orte  abzumelden.  An  dieser  Kalamität  laborieren  üb- 
rigens alle  Arbeitsnachweise:  sie  können  schwer  feststellen,  ob 
wirklich  die  Einstellung  des  den  Arbeitgebern  gesandten  Arbeiter- 

materiaN  erfolgt  ist.  Arbeitgeber  sind  in  der  Benachrichtigung 
an  das  Arbeitsamt ,  ob  Plazierung  crfoli^'l  ist,  häufig  ebenso  lässig 
wie  die  Arbeitnehmer,  iitid  es  ist  oft  nur  durch  wiederholte  An- 
frage mtiglich,  darüber  Klarheit  zu  erhalten  ;  in  vielen  Fällen  über- 
haupt nicht. 

\\  ährend  die  meisten  Arbeitsnachweise  eine  Vermittlunf»  nur 
dann  als  \on  ihnen  ausgeführt  zählen,  wenn  die  beiden  Parteien, 
die  einen  Arbeitsvertrag  schliessen,  sich  an  sie  gewendet  hatten, 
zählen  andere  auch  die  h'iille.  in  denen  sie  einen  Auftrag  \on  nur 
einer  der  Vertragsparteien  halten,  wäiircnd  sie  den  l-Jcdart  der 
andern  durch  ein  Zeitungsinserat  erfuhren.  So  erklärt  es  sich, 
dass  einzelne  Arbeitsnachweise,  z.  B.  Karlsruhe,  mehr  Vermitt- 
lungen als  offene  Stellen  aufzuweisen  haben. 

b)  Die  grdssten  Verschiedenheiten  zeigen 
sich  in  der  Vormerkungsfrist.  In  jedem  Arbeitsnach- 
weis wird  ein  Gesuch  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist  gelöscht, 
wenn  es  nicht  befriedigt  werden  konnte.  Es  kann  aber  natürlich 
erneuert  werden.  Je  nach  den  Kategorien  der  von  den  Arbeits- 
nachweisen hauptsächlich  vermittelten  Personen  ist  die  Vormer- 
kungsfrist verschieden.  So  betrug  sie  1898  i  Tag  in  Hamburg, 
3  Tage  in  Heidelberg,  7  Tage  in  Dessau,  8  Tage  m  Frankfurt  a.  M., 
Rixdorf,  Essen,  Elberfeld,  Dflsseidorf,  Kreuznach,  Mainz,  10  Tage 
in  Worms,  14  Tage  in  Kiel,  Halle  a.  S.,  Quedlinburg,  Hannover, 
Osnabrflck,  Dortmund,  Köln,  Aachen,  Trier,  Wiesbaden,  Glessen, 
Lahr,  Karlsruhe,  Mannheim,  Cannstatt,  Ludwigsburg,  Esslingen, 
Reutlingen,  Göppingen,  Ulm,  Fürth  i.  B.,  Nürnberg,  28  Tage  in 
Erfurt,  Kaiserslautern,  28—56  Tage  in  München,  30  Tage  in  M.- 
Gladbach, Darmstadt,  Strassburg  i.  E. ,  Schopfheim,  Pforzheim, 
56  Tage  in  PVeiburg  i.  B.,  60  Tage  in  Posen,  Gera,  Offenburg, 
Augsburg,  90  Tage  in  Breslau,  unbestimmt  in  Berlin  und  Heil- 
bronn 

c)  Von  manchen  Arbeitsnachweisen  werden 

aussichtslose  Gesuche  mitunter  überhaupt  nicht 
e  i  n  g  e  t  r  a  g  e  n.  Diese  Methode  gibt  ein  falsches  Bild  von  der 
Inanspruchnahme  des  Arbeitsnachweises  wie  von  dem  Stande  des 
Arbeitsmarkts. 

1)  Jastro»  a.  a.  O.  S.  121. 
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dt  Bei  manchen  Arbeitsnachweisen  fehlt  eine 
genügende  Einteilung  der  Arbeiter  (z.  B.  bilden 
in  Stettin  alle  weiblichen  Arbeiter  eine  einzige  Gruppe)  oder  es 
werden  Gruppen  aus  nicht  zusammen  e  h  o  r  e  n- 
den  Personen  gebildet,  z.  B.  aus  Kellnerinnen  und  Ge- 
sinde oder  aus  Dienstmädchen,  die  dauernd  gemietet  werden 
und  g  e  1  e  e  n  1 1  i  c  h  e  n  Slundenarbeiterinnen,  Waschtraueo, 
Spültrauen,  Aufwärterinnen  u.  s.  w. 

e>  Die  Zahl  der  B  e  r  u  f  s  g  r  u  p  p  e  n  ist  bei  den 
einzelnen  Arbeitsnachweisen  verschieden,  ge- 
wöhnlich nur  dort  gleich,  wo  ein  Landesverband  lür  die  demsel- 
ben angehörigen  Arbeitsnachweise  besteht. 

Bei  den  grosseren,  leistungsfähigen  Arbeitsnachweisen  ist  all- 
mählich eine  Verbesserung  der  Zählmethoden  eingetreten  und 
namentlich  ist  man  in  den  süddeutschen  Staaten  auf  Einführung 
eines  einigermassen  einheitlichen,  zweckmässigen  Systems  bedacht 
gewesen.  Künftig  wird  infolge  einer  Anregung  des  Kais,  statisti- 
schen Amtes  die  Arbeitsnachwetsstatistik  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  aufgestellt.  In  einer  Verbandsversammlung  des 
Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise  vom  9.  Oktober  1902 
wurde  eine  Kommission  gewählt,  die  mit  dem  Kais,  statistischen 
Amte  eine  Revision  der  seitherigen  Statistik  ausarbeiten  sollte. 
Die  Kommission,  der  angesehene  Berufsstatistiker  und  Leiter  von 
städtischen  Arbeitsnachweisen  angeltörten,  trat  am  23.  Jan.  1903 
in  Berlin  zusammen  und  einigte  sich,  wie  aus  dem  Rundschreiben 
des  Verbandes  vom  4.  Februar  1903  hervorgebt,  über  ein  For- 
mular für  eine  Monatsübersicht,  die  bis  spätestens  zum  10.  jedes 
Monats  dem  Kais.  Statist.  Amt  zu  übersenden  ist.  Danach  sind 
24  Berufsgruppen  festgestellt,  und  ein  alphabetisches  Be- 
nifsverzeichnis  ist  beigegeben,  welches  die  rasche  Einreihung  der 
einzelnen  Berufe  in  die  Gruppen  erleichtern  soll.  Ferner  wurde 
die  Vormerkungsfrist  auf  einen  Monat  mit  der 
Massgabe  festgesetzt,  dass  die  F'rist  vom  Beginne  des  auf  die 
Einschreibung  folL,'enden  Monats  läuft.  Schliesshch  wurden  spe- 
zielle Vorschläge  liir  die  Ausfüllung  des  Monatsfornuüars  gemacht 
und  u.  a.  hervorgehoben,  dass  in  der  Rubrik  >Zahl  der  besetzten 
Stellen«  nur  diejenigen  Stellen  einzutragen  sind,  welche  talsäch- 
lich durch  den  Arbeilsnachweis  besetzt  wurden  ;  es  ;^enuge  niclu, 
dass  der  Arbeitsuchende  nur  in  die  Stelle  gewiesen  sei,  ohne  dass 
in  irgend  einer  Weise  der  Arbeitsnachweis  sich  die  üeberzeugung 
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verschafft  habe,  dass  auch  tatsächlich  der  Arbeitsuchende  die 
Beschäftigung  angenommen  habe.  Die  erstmalige  Uebersicht  wurde 
für  den  Monat  März,  spätestens  bis  zum  lo.  April  1903  erbeten. 
Die  energische  Durchführung  dieses  Programms  vorausgesetzt  *), 
bedeuten  diese  Beschlüsse  einen  wichtigen  Fortschritt  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeitsnachweisstatistilc. 

Die  seitherige  Statistik  der  Arbeitsnachweise  ist  keine 
Individualstatistik,  sondern  eine  Registratur  der 
Fälle,  d.  h.  man  zählt  nicht  die  einzelnen  Individuen,  die  Ge- 
suche gestellt  haben,  sondern  die  Fälle .  in  denen  der  Arbeits- 
nachweis in  Anspruch  genommen  wurde.  Das  deckt  sich  nicht: 
1200  Stellengesuche  im  Jahr  können  auf  nur  900  Personen  zurück- 
ziiti'hren  sein,  sofern  ein  Teil  der  Stellesuchenden  nach  Ablauf 
der  Vormerkungsfrist  aufs  neue  eingetragen  wurde.  Folglich  wäre 
es  verfehlt,  anzunehmen,  dass  die  Zahl  der  Stellengesuche,  wel- 
chen nicht  entsprochen  wurde,  sich  nu't  der  Zahl  der  Arbeitslosen 
deckt.  Eine  für  wissenschaftliche  Zwecke  überaus  wünschens- 
werte Individualstatistik  für  das  ganze  Reich  wird  von  Fach- 
männern, wie  aus  den  Verhandlungen  der  Kommission  für  Ar- 
beitsnachweisstatistik des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise 
vom  23.  Januar  1903  ui  Berlin -j  hervorgeht,  lar  undurchführbar 
gehalten.  Folglich  ist  die  Arbeitsnachweisstatistik  noch  keine 
Statistik  des  wirklichen  Arbeitsmarktes,  und  eine  summarische 
Verwertung  des  ZifTemmaterials  wird,  wenn  sie  nicht  mit  pein- 
lichster Vorsicht  erfolgt,  den  erheblichsten  kritischen  Bedenken 
unterliegen.  Darauf  wurde  in  einem  trefflichen  Artikel  »Zur  Be- 
urteilung der  Statistik  der  Arbeitsvermittlung  der  württembergi> 
sehen  Arbeitsämter«  im  Jahre  1901  ^)  hingewiesen.  Mit  Recht  sagt 
der  Verfasser  (Oberfinanzrat  Dr.  Losch  vom  Kgl.  statistischen 
Landesamt  in  Stuttgart):  »Die  Zahlen  verschleiern  eher  manchmal, 
natürlich  ohne  es  zu  wollen,  die  tatsächliche  Lage  der  Dinge«. 

3.  Die  Kurve  im  »Arbeitsmarkt«  Die  von  J.  Ja- 
strow  herausgegebene  Zeitschrift  »Der  Arbeits  markt«, 
Organ  des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise,  veröffentlicht 


l)  Inzwischen   meldet  das  »Reichsarbcitsblatt«,  beiausgegeben  vom 
Kaiscrl.  stat.  Amt,  Abtl.  fiir  Arbciterstatistik,  l.  Jahrg.  Nr.  i,  S.  5,  das-;  flit-  württem- 
bergischen  Arbeitsnachweise,  welche  dem  Verbände  deutscher  Arbeitsnacliwciüc  an- 
gehören, bd  der  begehenden  i4iagigen  Vormerknog^ritt  geblieben  lind. 
3)  »Der  Arbeitsmerkt«,  6.  Jfthi;g.  Nr.  ^  S.  174. 
3)  Mitteilungen  des  Kgl.  st«t  Ijmdemmts  Stuttgart  1901,  Nr.  4. 
Zcbtduift  Ar  tfe  «es.  StaatnriMmHcli.  Ergiuiwciheft  10.  7 


Digitized  by  Google 


—    yö  — 


allmonatlich  einen  Situationsbericht  über  die  Lage  des  deutschen 
Arbeitsmarkts  auf  Grund  des  Verhältnisses  der  Zahl  der  offenen 
Stellen  und  der  Stellengesuche  an  den  deutschen  Arbeitsnachwei- 
sen. Dieser  Bericht  wird  illustriert  durch  folgende  Arbeitskurve: 

Auf  100  offene  Stellea  kamea  Arbfit.Michcndo 
JuL  Pbr.  Man  Apr.  Mal  JasJ  Juli  Aug  Spt  (>\t.  Nov.  Des. 

220 
200 
180 
]«0 

14') 

100 

^  ISO}    _  1903     • — Darcbscbnitt  1»»6-190} 

1  )cr  Bericht  i^cht  durch  die  »Arbeits  nia  rkt-Korre- 
spondenz  in  die  Zeitungen  über  und  lührL  in  der  Oeffent- 
lichkcit  zu  verallgemeinernden  Schlüssen.  Es  dvufte  daher  von 
Intere.s.se  sein,  zu  untersuchen,  ob  die  soc^.  *  A  r  h  e  i  t  s  k  u  r  v  e< 
Anspruch  auf  Bedeutung  machen  kann.  Sic  wird  dadurch  ge- 
wonnen, dass  die  Ziffern  der  einzelnen  Arbeitsnachweise,  also 
einerseits  die  Vakanzen  und  andererseits  die  Stellengesuche ,  zu- 
sammengestellt werden  und'  aus  den  Gesamtzitlern  das  prozen- 
tuale Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Xttchfrage  ermittelt  wud. 
Diese  Ziffern  werden  aber,  selbst  wenn  sie  vollkommen  korrekt 
ermittelt  wurden,  durch  folgende  Momente  in  ihrem  Wert  be- 
einträchtigt: 

a)  Durch  die  verschiedeneOrganisation  und 
Zählungsmethode  der  einzelnen  Arbettsnach- 
weise  (vgl.  oben  S.  94 ff.). 

b)  Durch  Doppel*  resp.  Mehrzählungen.  Da 
nicht  die  Personen,  sondern  die  Fälle  gezählt  werden,  keh- 
ren gewisse  Personen  in  der  Zahlung  öfter  wieder.  Je  länger  die 
Zählungsperiode  und  je  kürzer  die  Vormerkungsfrist,  desto  öfter 
kann  ein  Stellesuchender  gezählt  werden,  da  er  sich  nach  Ablauf 
der  Vormerkungsfrist  immer  wieder  aufs  neue  eintragen  lassen 
kann.  Welch  gewaltiger  Unterschied  zwischen  den  Zahlen  der 
Stellengesuche  und  den  Personenzahlen  ist ,  davon  erhält  man  eine 
Vorstellung,  wenn  man  beispielsweise  den  Jahresbericht  des  »Zen- 
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tralverelns  für  Arbeitsnachweis  für  Berlin«  für  1901  zur  H.md 
nimmt.  Danach  betrug  im  Jahre  Hjoi  in  Berlin  die  Zalil  der  Ar- 
beitsgesuche 28036,  die  Zalil  iler  Arbeitsuchenden  nur  14  934. 
Im  Jahre  1900  war  das  Verhältnis  noch  un^'iinstit^er,  37  729  Ar- 
beitsgesuchen stehen  nur  16615  Arbeitsuchende  gegenüber.  Die 
Doppelzählungcn  vermehren  sich  naturlich  noch  mehr,  wenn  man 
verschiedene  Arbeitsnachweise  zusammenfasst,  denn  ein  Stelle* 
suchender  kann  auch  gleichzeit^  bei  mehreren  Arbeitsnachweisen 
gezählt  werden,  namentlich  wenn  sie  nahe  beisammen  liegen,  wie 
z.  B.  Stuttgart.  Cannstatt,  Esslingen,  Plochingen  oder  Elberfeld, 
Barmen,  Ronsdorf,  Remscheid,  Solingen  u.  s.  w.  Bei  einer  Sum* 
mierung  schnellen  dadurch  die  Ziffern  der  Arbeitslosen  natürlich 
sehr  in  die  Höhe,  aus  5  Arbeitslosen  werden  25  und  mehr.  Um- 
gekehrt, aber  in  viel  geringerem  Masse,  finden  sich  Doppelzäh- 
lungen bei  den  offenen  Stellen,  z.  B.  beim  Arbeitermangel. 

c)  Durch  den  Zu fa  11.  Es  können  100  Arbeitslose  auf 
dem  Wege  zum  Arbeitsnachweise  20  Kollegen  begegnen,  die 
ihnen  erklären,  es  wären  nur  10  Stellen  offen  gewesen,  die  aber 
schon  besetzt  seien.  Infolgedessen  sehen  die  100  Arbeitslosen 
davon  ab,  sich  als  Stellesuchende  auf  dem  Arbeitsnachweis  einr 
tragen  zu  lassen.  Hätten  sie  ihre  Arbeitskollegen  nicht  getroffen, 
wären  sie  vielleicht  sämtlich  eingetragen  worden.  Ks  ist  auch 
nicht  ungebräuchlich,  dass  mehrere  Arbeitsuchende  einen  Mann 
in  das  Arbeitsnachweisbureau  schicken,  um  über  die  Zahl  der 
Vakanzen  Auskunft  zu  holen.  Sind  keine  Vakanzen  vorhanden, 
so  unterlassen  sie  den  nutzlosen  Gang. 

d)  Durch  frühere  Misserfolge  des  Arbeits- 
n  a  c  h  weise  s.  Wer  ihn  einmal  oder  gar  öfter  vergeblich  in 
Ansprucii  genoninicn  hat ,  wird  dadurch  unter  Umständen  von 
weiterer  Inanspruchnahme  abgeschreckt,  und  wenn  die  Behörde 
längere  Zeit  den  Bedarf  der  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  nicht  be- 
friedigen konnte,  kann  es  in  weiten  Kreisen  üebung  werden,  sie 
nicht  in  Anspruch  zu  nehmen,  sondern  lieber  zu  inserieren  oder 
zum  gewerbsmässigen  Vermittler  zu  gehen. 

e)  Durch  Beschlüsse  von  Vereinen,  Verban- 
den, Gewerkschaften,  den  allgemeinen  Arbeits- 
nachweis zu  benutzen,  nachdem  sie  diesen  trulicr  ignoriert 
hallen,  w  eil  sieüu  e  berufsgcnossenschattlichcn  Nachweise  vorzogen. 

f)  Durch  Ueb  ergang  von  Arbeitern  zu  anderen 
Berufen.    Wenn  z.  B.  ein  gelernter  Arbeiter  in  der  Abteilung 
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iür  gelernte  Arbeiter  keine  Stelle  gefunden  hat,  lässt  er  sich  von 
nettem  in  der  Abteilung  fOr  ungelernte  Arbeiter  eintragen  und 
wird  daher  zweimal  gezählt. 

g)  Durch  Erweiterung  oder  Verengung  des 
Wirkungskreises  des  Arbeitsnachweises.  Wenn 
ein  Arbeitsnachweis,  der  bisher  keine  Dienstbotenvermittlung  be- 
trieb und  das  Proxentverhältnis  von  135  Stellensuchenden  auf 
100  Vakanzen  aufwies,  sich  der  Gesindevermietung  zuwendet,  so 
muss  sich  dieser  Prozentsatz  wesentlich  verandern,  denn  meistens 
ist  die  Zahl  der  offenen  Dienstbotenstellen  grösser  als  die  Zahl 
der  Stellengesuche.  Es  kann  sich  daher  nun  der  Prozentsatz  z.  B. 
dahin  ändern,  dass  auf  100  offene  Stellen  95  Stellengesuche  ent- 
fallen,  während  der  Arbeitsmarkt  in  dem  Orte  sich  in  Wahrheit 
gar  nicht  c^eändert  hat. 

Endlich  ist  noch  ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  Berichterstat- 
tung der  öffentlichen  Arbeitsnachweise  in  Deutschland  nur  einen 
kleinen  Ausschnitt  des  ganzen  Vermittlungsge- 
schäfts umfasst.  Die  wichtifjsten  Industriegebiete  haben  nur 
Anfänge  eines  öffentlichen  Arbeitsnachweises,  Sachsen  z.  B.  be- 
sitzt nur  einen  bedeutungslosen,  kommunalen  Nachweis,  der  nicht 
einmal  dem  Verbände  angehört  (Chemnitz),  wahrend  in  einigen 
andern  Städten  des  Königreichs  kleine  karitative  Nachweise  be- 
stehen, das  Wuppertal  mit  seiner  kolossalen  Industrie  hat  zwar 
öffentliche  Arbeitsnachweise ,  aber  mit  verschwindend  geringen 
FrequenzzitTern,  und  was  sind  14ÜOO  Stellesurhende  für  die  Reiciis- 
hauptstadt  mit  ca.  1900000  resp.  2  ^fK^ooo  Emwoiinern,  wenn  man 
die  Vororte  hinzurechnet!  Es  ist  daher  zu  v  e  r  n  einen,  dass  der 
Kurve  im  »  A  r  b  e  i  t  s  m  a  r  k  t  <  irgendwelcher  Wert 
zukommt,  selbst  dass  sie  auch  nur  ungefähr  das  wirkliche 
Prozentverhältnis  der  offenen  Stellen  und  der  Arbeitsuchenden  auf 
dem  Arbeitsmarkt  angibt.  Der  Einwand  gegen  die  geäusserten 
Bedenken,  dass  dieselben  Fehler  alljährlich  wiederkehren  und  sich 
daher  ausgleichen,  ist  eine  willkürliche  Annahme.  Die  Fehler 
können  wohl  wiederkehren,  aber  nicht  immer  in  dersel« 
ben  Weise,  in  denselben  Orten  und  in  derselben 
Stärke.  Anstatt  sich  aus  zugleichen,  können  die  Fehler  ins  Unge- 
messene vergrössert  werden.  Nur  Zahlengruppen  mit  gleich« 
artigen  Fehlern  sind  kommensurabel.  Wenn  man  aus  100  fal- 
schen Prozentverhältnissen,  von  denen  jedes  auf  einen  andern 
Fehler  zurückzuführen  ist,  einen  Durchschnitt  zieht,  so  wird  dar- 
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aus  iiiemalb  ein  ricluiy[es  Prozc!it\crlialinis.  Nur  gewisse  Ten- 
denzen treten  zu  Taj^c,  wenn  man  die  Gestaltung  der  Prozent- 
sätze bei  einzelnen  B  e  r  u  f  s  g  r  u  p  p  e  n  in  allen  Arbeits- 
nachweisen verfolgt.  Wenn  beispielsweise  bei  allen  Arbeitsnach- 
weisen die  Zahl  der  uitenen  Dienstbotenslellen  grösser  ist  als  die 
Zahl  der  slellesuchenden  Dienstbuten,  so  kann  daraus  geschlossen 
werden,  dass  das  vorhandene  Dienstbotenmaterial  den  Bedarf 
nicht  deckt,  wenn  auch  die  Rechnung .  nach  der  auf  loo  oflfene 
Stellen  eine  bestimmte  Zaht  von  Stellesuchenden  kommt,  als  wert- 
los bezeichnet  werden  muss. 

Das  neue  »Reichsarbeitsblatt«,  im  wesentlichen  ein 
amtliches  Organ  (Ür  die  Arbeitsmarktstatistik,  gibt  überall  nur  ab- 
solute Ziffern  und  verzichtet  auf  die  Feststellung  des  Prozentsatzes 
zwischen  den  offenen  Stellen  und  Stellengesuchen  an  den  Arbeits- 
nachweisen. Die  amtliche  Statistik  zeigt  damit,  dass  auch  sie 
einer  solchen  Prozentberechnung  keine  Bedeutung  beilegt. 

4.  Qualifikation  der  Arbeitsnachweise  zur 
Gesindevermittlung.  Dass  sich  die  öffentlichen  Arbeits- 
nachweise zur  Geandevermittlung  qualifizieren,  wurde  früher  meist 
bestritten.  Dr.  MoUer^  welcher  1894  einen{  Zentralarbeitsnach« 
weis  forderte  wollte  von  diesem  das  Gesinde  direkt  ausschlies- 
sen,  da  er  die  Gesindevermieter  für  ein  notwendiges  Uebel  hielt. 
Diese  Auffassung  ist  heute  im  allgemeinen  überwunden.  Auch 
von  amtlicher  Seite  hält  man  die  Arbeitsnachweise  für  geeignet, 
auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  Erspriessliches  zu  leisten. 
So  wies  ein  gemeinsamer  E)rlass  des  preussischen  Ministers  des 
Innern  und  des  Handelsministers  an  die  Regierungspräsidenien 
vom  18.  November  1902  auf  die  Notwendigkeit  von  Arbeitsnach- 
weisen in  Städten  mit  lO — 20000  Einwohnern  hin,  in  welchem 
ausdrücklich  hervorgehoben  wurde:  Ein  dankenswertes  Feld  der 
Täii.,keit  bietet  .-.ich  für  solche  Nachweiseslellen  namentlich  auch 
in  der  Vermilllung  liauswirtschaftlichcr  Arbeitskräfte,  insbesondere 
von  Dienstboten,  die  sich  überall  dort,  wo  sie  bisher  eingerichtet 
ist,  als  eine  wertvolle  Ergänzung  des  gegen  die  bestehenden  Miss- 
stande auf  dem  Gebiete  der  Gesindevermittlung  gerichteten  re- 
pressiven Vorgehens  erwiesen  iiat  . 

Häufiger  ist  noch  die  Behauptung,  dass  zwar  die  Arbeits- 
nachweise nicht   untauglich   zur  Gesindevermittlung   seien ,  dass 

I  I  Mifiltr,   Die  ZciiUali>icruni;  des  i;c\\ erblichen  Atbciisnachweises  in  DeuUch- 
laiid,  Jahrb.  f.  GeseUgeb.  und  Verwaltung,  iS.  Jahrg.  iSi^4,  S.  i,  15,  16. 
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ihnen  aber  die  g^eu  t  rbäinassii^e  Stellenvermittlung  vermöge  ihrer 
grosseren  Fähigkeit,  zu  individualisieren,  überlegen  sei.  Letztere 
Möglichkeit  ist  nicht  zu  bestreiten  ,  sie  wird  aber  paralysiert  durch 
den  Mangel  nn  i^utem  Willen  hierzu,  weil  das  egoistische  Interesse 
am  häufigen  Stellenwechsel  vorherrscht.  Dazu  kommt  noch, 
dass  der  allgemeine  Mangel  an  Dienstboten  einer  Individualisie- 
rung entgegenwirkt,  die  Gesindevennieterin  ist  meist  froh,  wenn 
sie  ihrer  Kundscitaft  überhaupt  Mädchen  schicken  kann.  Schliess« 
lieh  muss  auch  der  Arbeitsnachweis  bestrebt  sein,  zu  individuali- 
sieren, er  soll  nicht  dem  Arbeitgeber  den  ersten  besten  Gesellen 
senden,  sondern  den  für  jeden  Arbeitgeber  passendsten.  Vermag 
er  sich  den  Wünschen  des  Auftraggebers  nicht  anzupassen,  dann 
Ist  er  ein  toter  Mechanismus.  Die  Gesindevermittlung  er« 
fordert  allerdings  einen  besonders  hohen  Grad  von  Individualisier 
rung,  aber  bei  guter  Leitung  ist  der  Arbeitsnachweis  auch  dieser 
Au%abe  gewachsen.  Er  wird  die  Gesindevermittlung  regelmässig 
um  so  vollkommener  besorgen,  je  mehr  er  folgende  Postulate 
erfüllt : 

a)  Lokale  Trennung  der  v  ib  liehen  Abtei- 
lung von  der  männlichen.  Es  ist  nicht  zweckmässig, 
dass  die  Bureaux  der  weiblichen  Abteilnni^  sich  in  demselben 
Hause  wie  die  der  männlichen  Abteilung  befinden.  Ganz  verfehlt  ist 
es,  wenn  derselbe  Eingang  allen  Benutzern  des  Arbeitsnachweises 
und  beiden  Geschlechtern  dient.  Wenn  nur  ein  Gebäude  zur  Ver- 
fügunf^  steht,  so  empfiehlt  es  sich,  den  Einc^ansTf  für  die  weibliche 
Abteilung  möcrlichst  in  eine  andere  Strasse  zu  verlegen.  Ebenso 
ist  getrennter  Eingang,'  für  I  )icnsil)<)tLn  und  für  Herrschaften  er- 
wünscht. Die  Konferenz  der  Arbeitsnachweise  der  Main -Rhein- 
Gegend  vom  12.  Januar  1897  in  Darmstadt  erachtete  es  sogar  für 
ratsam,  den  Dienstbotennaclnveis  von  dem  allgemeinen  Arbeits- 
nachweis für  Frauen  und  Madciicn  überhaupt  räumlich  zu  tren- 
nen. Rechtsrat  Dr.  JAv/r/y/^'-^  /'-München  forderte  auf  der  zweiten 
Verbandsvei sainmlunj^  und  Arbeitsuacluvci.^konferenz  vom  23.  bis 
26.  September  lyoo  in  Köln  a.  Rh.,  auf  der  die  Arbeitsvermitt- 
lung für  weibliche  Personen  und  Dienstboten  zur  Debatte  stand : 
»Die  Lokalitäten  sollen  möglichst  im  Zentrum  des  Verkehrs  liegen, 
leicht  zugänglich  und  der  Stadttage  nach  völlig  einwandfrei  sein. 
Auch  die  Ausstattung  der  zur  Vermittlung  dienenden  Lokalitäten 
muss  dazu  beitragen,  den  Aufenthalt  in  ihnen  angenehm  und 
heimisch  zu  machen.   Dem  Bedürfnis  nach  persönlicher  Rück- 
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spräche  der  Parteien  und  ungestörter  Aussprache  über  das  Ar- 
beitsverhältnis muss  durch  geeignete  Raurnlichkeilen  Rechnung 
getragen  werden«  Danach  niüsste  also  mindestens  ein  Sprech- 
zimmer vorhanden  sein,  abgesehen  von  den  Wartezimmern  für 
Henschaften  und  für  Dienstboten.  Auch  der  frühere  Leiter  der 
weiblichen  Abteilung  des  Arbeitsnachweises  in  Wiesbaden,  Dr.  H, 
Frey,  hält  die  Lokalfrage  für  eine  der  wichtigsten  und  meint, 
dass  in  dieser  Hinsicht  gemachte  Fehler  oft  nicht  wieder  gut  zu 
machen  seien  und  den  Arbeitsnachweis  von  Anfang  an  in  Miss- 
kredit bringen.  Der  genannte  Praktiker  rät  dringend,  lieber  keinen 
Arbeitsnachweis  tiir  Frauen  als  nur  einen  notdürftigen  zu  errich- 
ten» der  den  ganz  besonderen  Bedürfnissen  dieses  Zweiges  der 
Vermittlung  nicht  entspreche').  Den  Anforderungen  in  der  Lo- 
kaifrage  entsprechen  leider  nur  wenige  deutsche  Arbeitsnachweise. 

b)  Weibliche  Beamte  für  die  weiblichen  Dienstboten. 
Wenn  sie  auch  technisch  vielleicht  nicht  mehr  leisten  wie  Männer, 
so  wird  ihnen  doch  das  in  Betracht  kommende  Publikum  im  all- 
gemeinen mehr  Vertrauen  entgegenbringen.  Häufig  leitet  die  Frau 
des  Verwalters  des  Arbeitsnachweises  die  weibliche  Abteilung, 
ein  Verfahren,  das  sich  überall  bewährt  hat.  Auf  der  vorerwähn- 
ten Arbeitsnachweiskonferenz  sprach  sich  der  Beigeordnete  Dr. 
Kayser-^oivoA  datiir  aus,  dass  zur  Verwalterin  einer  weiblichen 
Abteilung  des  Arbeitsamts  eine  frühere  Gesinde  Vermieterin 
genommen  werde.  Es  bestehe  <!ann  eine  gewisse  Garantie  für 
die  Leistungsfähigkeit,  und  die  damit  übergehende  seitherige  Kund- 
schaft kouue  für  die  Anstalt  einen  wertvollen  Grundstock  bilden. 
Der  \'ertasser  veruiag  sich  mit  dieser  Rci^u^hing  vorerst  nicht  z.u 
befreunden,  wenn  auch  vielleicht  in  einem  Kalle  ein  glücklicher 
Griff  ^etan  worden  ist.  Zu  begrusscn  ist  es  vielmehr,  weun  Frauen 
der  gebildeten  Stände  die  Leitung  emcr  solchen  weiblichen  Ab- 
teilung iil  ic!  nehmen.  An  eini<jen  Arbeitsnacinveisen  haben  wir 
z.  B.  tuchtitje  l'astorswitwen,  die  mit  Geschick  ihr  Amt  ausfüllen. 

c)  V'^erbindung  mit  karitativen  Vereinen.  In 
Wiesbaden  und  München  sind  die  Arbeitsnachweise  mit  karita- 
tiven Vereinen  in  Verbindung  getreten,  und  es  sind  besondere 
I"  r  a  u  e  n  k  o  m  m  i  s  s  1  (}  n  e  n  ,  denen  die  Aufsicht  über  die  Ab- 
teilung für  Frauen   übertragen  wurde,  gebildet  worden.  Die  An- 

Schriften  A.  Verb,  deutscher  Arbeitsnachwese  N'r.  3. 
z)  Der  .\rbeitsnachwciR  für  Frauen,   insbes,  für  weibl.  Dienstboten  (»Soiiale 
Praxis«,  Nr.  48  vom  30.  August  1900). 
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stalt  von  Wiesbaden  ist  die  erste,  welche  diese  Einrichtung^  1:1 
Deutschland  ,i:^etroft"en  hat.  Dort  ist  es  Dr.  Frty  gelungen,  sämt- 
hche  humanitären  hVauenx  ereine,  welcher  religiösen  und  sozialen 
Richtung  sie  auch  angehören,  zu  veranlassen,  sich  an  der  Ver- 
waltung des  Arbeitsnachweises  für  Frauen  zu  beteiligten  Wie 
Frey  berichtet,  ist  durch  solche  Mitarbeiterinnen,  die  sich  bereits 
in  den  verschiedensten  Zweigen  philanthropischer  Tätigkeit  be- 
währt haben,  die  nötige  Fühlung  mit  allen  Kreben  der  Be« 
völkerung  hergestellt,  und  es  vollzieht  sich  die  notwendige  Pro- 
paganda für  den  Arbeitsnachweis  in  der  Frauenwelt  ganz  von 
selbst,  ohne  kostspielige  Bekanntmachungen.  Gleichzeitig  erreiche 
man  dadurch  den  Anschluss  an  bereits  bestehende  Institute,  die 
ähnliche  Zwecke  verfolgen.  Namentlich  sei  die  Verbindung  mit 
den  Mädchenhetmen  von  grösstem  Wert  zur  Unterbringung  der 
von  auswärts  sich  meldenden  Stellesuchenden.  Die  Bildung  von 
Frauenkommissionen  dürfte  sicherlich  der  Sache  förderlich  sein, 
und  selbst  wo  diese  Kommission  nur  dekoratives  Beiwerk  bt. 
wird  sie  für  den  Arbeitsnachweis  günstig  wirken  und  das  unbe- 
dingt erforderliche  Vertrauen  der  Frauenwelt  steigern. 

d)  Fürsorge  für  die  Beherbergung  der  stelle* 
suchenden  Dienstboten  (legen  die  Schäden,  die  aus 
der  Beherbergung  des  Gesindes  bei  den  Gesindevermieterinnen 
resultieren,  wird  am  wirksamsten  dadurch  anzukämpfen  sein,  dass 
man  die  Beherbergung  selbst  einführt.  So  werden  die  Dienst- 
mädchen am  besten  den  1-Linflüssen  der  Verdingerinnen  entzogen, 
und  kaum  euie  Frage  wird  wichtiger  für  die  rationelle  Gesinde- 
vermietung durch  öffentliche  Ai  i)eitsnachweise  sein  als  diese. 
Auch  die  F-rfahrunL,f  lehrt,  das;,  die  Arbeitsn.ichweise,  welche 
Mägdeherbergen  eingerichtet  haben,  auf  dem  Cjcbiete  der  Gesinde- 
vermiitlung  vorzügliche  Leistungen  aufzuweisen  haben:  Ulm,  Frei- 
burg i.  Br.,  Konstanz. 

Neben  diesen  wichtii^sti  11  GruiuJsätzen  werden  überhaupt 
die  Bedurfnisse  und  W  unsche  des  Publikums  zu  berücksichtigen 
und  dabei  wird  auch  eine  zweckmässige  Reklame  nicht  ausser 
Acht  zu  lassen  sein  z.  B.  Strassenplakate  bei  den  Dienstboten- 
Ziehterminen  bezw.  Kündigungsterminen.  Auch  empfiehlt  sich, 
da  stellesuchende  Dienstboten  nicht  jederzeit  abkömmlich  sind, 
um  sich  den  Herrschaften  vorzustellen,  gemeinsame  Sprechstunden 
für  Herrschaften  und  Dienstboten  in  einem  Raum  des  Arbeits- 

t)  Oer  Arbeitsnachweis  für  Frauen  clc.  a.  a.  O. 
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nachweislokals  einzurichten  und  eine  Bolin  anzustellen,  die  die 
Mädchen  auf  dem  Gange  zur  Herrschali  begleitet,  um  zu  ver- 
hindern, dass  sie  imterwegs  von  den  Gesindevennicterinnen  und 
ihren  Heltcrshelferinnen  abgcfanL^cn  werden. 

5 .  Die  Leistungen  der  Arbeitsnachweise  a  u  t 
dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung.  Die  Arbeits- 
nachweise haben  dort,  wo  sie  die  Gesindevcrniittlung  in  den  Be- 
reich ihrer  Geschäftstätigkeit  gezogen  haben,  bereits  ansehnliche 
Erfolge  eraelt.  An  einer  grösseren  statistischen  Nachweisung 
darüber  hat  es  bisher  gefehlt.  Der  Verfasser  hat  sich  daher  be- 
müht, die  seither  erzielten  Erfolge  in  dieser  Richtung  statistisch 
zu  erfassen,  und  das  Material  mit  gans  wenigen  Ausnahmen  an 
Ort  und  Stelle  persönlich  eingeholt.  Diese  Statistik  macht  keinen 
Anspruch  auf  Vollständigkeit,  vorweg  sei  aber  bemerkt,  dass 
alle  deutschen  Arbeitsnachweise,  die  für  die 
Gesindevermittiung  von  einiger  Bedeutung 
sind,  berücksichtigt  wurden.  Ausser  Betracht  bleiben 
mussten  einige  Arbeitsnachweise,  von  denen  zwar  das  Zahlen- 
material vorlag,  bei  dem  es  aber  an  einer  Spezialisierung  der  Be- 
rufsgruppen  in  der  weiblichen  Abteilung  fehlte  (z.  B,  Stettin, 
Schwäb.-Gmünd  u.  a.)  Um  einen  Vergleich  der  gewonnenen 
Zahlen  zu  ermöglichen,  wurde  nur  das  weibliche  Haus- 
gesinde in  Betracht  gezogen.  Das  Hotel-  und  Wirtschafts- 
personal musste,  aus  theoretischen  Gründen  und  um  vergleich- 
bare Zahlenreihen  zu  gewinnen,  konsequenterweise  durchweg  aus- 
geschieden werden,  in  der  Statistik  der  Arbeitsnachweise  ist  es 
meistens  für  sich  gezählt,  auch  wenn  es  zum  Teil  zum  Gesinde 
gehört.  Männliches  Gesinde  wird  von  den  Arbeitsnachweisen 
fast  gar  nicht,  ländliches  Gesinde  nur  von  ganz  vereinzelten  An- 
stalten vermittelt,  und  an  letzteren  fehlt  es  oft  noch  an  einer  aus- 
reichenden Scheidung  zwischen  Gesintu^.  und  landlichen  Arbeitern, 
bo  dass  diese  Ziftern   nur  einen   bedingten  \\  ert  gehabt  hätten. 

Die  Zahlen  wurden  aus  den  Jahresberichten  i  allerdings  geben 
nur  wenige  Arbeitsnachweise  regelniä.ssige  Jahresberichte  heraus) 
oder  den  Akten  ermittelt,  oft  mussten,  wo  Jahresübersichten  mit 
Gruppenspezialisierung  nicht  vorlagen,  die  Monalstabellen  für  jedes 
Jahr  zu  diesem  Zweck  summiert  werden.  Von  dem  Jahre  an,  ni 
dem  von  einem  Arbeitsnachweise  erstmalig  Gesnidev ermittlung 
betrieben  wurde,  wurden  die  Zahlen  seiner  Gesamtvermittlung 
zum  Vergleich  daneben  gestellt.     Obwohl  der  Anteil  der  Ge- 
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sindevcrmiuliin<,f  an  der  GesanUverinittlung  eines  Arbeitsnach- 
weises nicht  von  erheblicher  Bcdeutnnc^  ist,  ergil^t  sich  aus  dem 
Vergleich  doch,  in  welchem  }ilasse  sich  der  Arbeitsnachweis  der 
Gesindevermittiung  angenommen,  und  aus  den  Gesamtziiifern, 
welche  Bedeutung  er  im  allgemeinen  hat.  Die  Zahlen,  welche 
die  Höhe  der  Gesindevermittlung  anzeigen,  dürften  ein  aemlicb 
richtiges  Bild  geben,  da  bei  der  langen  Dauer  der  Gesindemiet- 
vertrage  (für  Görlitz  und  Freiburg  ist  beispielsweise  amtlich  er- 
mittelt, dass  durchschnittlich  ein  Dienstmädchen  noch  nicht  ganz 
einmal  im  Jahre  seine  Stelle  wechselt)  weniger  Doppelzählungen 
vorkommen  dürften  als  bei  gewerblichen  Arbeitern,  höchstens  in 
der  Rubrik  »offene  Stellen c. 

Der  Schwerpunkt  der  öffentlichen  Arbeitsvermittlung  im  Reiche 
liegt  in  den  süddeutschen  Staaten,  weshalb  hier  von  diesen  aus- 
gegangen wird. 

A.  Bayern. 

Das  Königreich  Bayern  steht  an  der  Spitze  der  Staaten, 

welche  die  öffentliche  Arbeitsvermittlung  organisiert  haben,  und 
die  Erfolge  der  Landeshauptstadt  München  überragen  Berlin  so- 
gar in  den  absoluten  Ziffern  der  Vermittlung.  Die  öffentlichen 
Arbeitsnachweise  sind  in  Bayern  durchweg  gemeindlich 
mit  paritätischer  Organisation.  Es  besteht  eine 
Zentrale  für  das  ganze  I>and  in  München,  und  ausserdem  sind 
Untcrverl)aiide  für  die  Rci^icruugsbczirke  gesrl^nffen  worden.  1902 
zählte  man  46  städtische  Arbeitsämter,  von  d' n  i'  allerdings  ein 
ziemlicher  Teil  nur  auf  dem  Papier  steht.  Speziell  für  Gesinde- 
vermittlung haben  die  ba\  rischen  Arbeitsnachweise  ihre  Leistungs- 
fähigkeit erwiesen,  wie  nachstehende  Ziffern  beweisen. 


Städtisches  Arbeitsamt  München. 


Jahr 

Insgesamt 

Davun  weib!.  Hausgesinde 

Offene  SteUen 

gesucbe 

VeimitteU 

ou'enc  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vennittelt 

I&y5 
1896 

1S97 

1899 

T  000 
J9OI  , 
1903 

30057 
1  50384 

54  yß 
[     53  »68 

9  691 
47008 

4 1  002 

54  994 
5«  897 
54  357 
73  3*^7 
71  550 

i  965 
25  586 

32 

40295 

44  49*5 

45  173 
40513 

825 
6956 

6  930 
7270 

9099 

1«  346 
II  974 
II  133 

1257 
6457 

(K164 
7295 
6827 

S245 
y7S8 

1  9377 

540 
4981 

5076 
5040 

5085 

6021 

6939 
6554 
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Im  Jahre  1895  (Grundungsjahr)  func^ierte  das  Arbeitsamt  nur 
2  Monate  (November  und  Dezember).  Ausser  der  paritätischen 
Kommission  (3  Vertreter  der  Arbeitgeber,  3  Vertreter  der  Arbeit- 
nehmer und  je  2  Stellvertreter)  besteht  eine  weibliche  Neben- 
kommission:  lo  Mitglieder,  9  Steilvertreterinnen,  zusammengesetzt 
aus  Vertreterinnen  karitativer  Vereine.  Das  Arbeitsamt  zählt 
6  männliche  und  7  weibliche  Beamte.  Der  Inspektor  wird  regel- 
mässig zur  polizeilichen  Revision  der  Geschäftsbücher  der  ge- 
werbsmässigen Stellenvermittler  und  Gesindevermieter  zugezogen. 
Die  Vermittlung  von  weiblichem  Hausgesinde  betrug  1902  16,2  Proz. 
der  Gesamtvermittlung  des  Arbeitsamts.  Auch  für  die  Landwirt« 
Schaft  war  das  Arbeitsamt  mit  steigendem  Erfolg  tätig.  Dar* 
über  geben  folgende  Ziffern  der  letzten  3  Jahresberichte  Auf- 
schluss : 

Vermittlung  von  landwirtschaftlichen  Arbei- 
tern und  Dienstboten. 


Ofiene  Stellen 

Stellengesuche 

Vermittelt 

Jahr  ^ 

— . 

j  gesamt 

männl. 

weibl. 

Ins- 
gesamt 

männl. 

weibl. 

Ins- 
gesamt 

1900 
1901 1 
i9M 

.  1940 

1  ao93 
»309 

869  1  2S09 
iao4  3297 

«343  3*5« 

1650 

»993 
2461 

359 
476 
786 

-•;<-'■> 
3*47 

1 4^16 

•396 
1690 

*57 
313 
544 

1673 
1709 
2334 

Städtischer  Arbeitsnachweis  Nürnberg. 


Jahr 


1896 

IS97 
IS98 
1S99 
1900 
1901 
1902 


IiMgetamt 


Ofline  Stelleo 

Stellen- 
geaache 

Vermittelt 

8695 

S  614 

4960 

7  529 

7  77a  , 

5864 

S  479 

6764 

12  181 

10  582 

8003 

,  '2497 

12  928 

9257 

II  234 

18636 

'  "743 

I4  502 

8892 

Davon  weibl.  Hau^esinde 


Offene  Slellenl 


Stellen - 
gesDche 


Vcmittelt 


3616 
4368 

4695 

4888 


1861 

«254 
2413 
2416 


109S 
1894 
3347 
3240 


Die  Gcsindcvcrmitthing  wurde  erst  1899  be^jionnen  und  be- 
trug 1902  25,2  Proz.  der  GcsanitvcrmiiiUnig  des  Arbeitsnach- 
weises. Die  weibliche  Abteilung  steht  unter  weiblicher  Leitung. 
Die  Beamten  beklagen  sich  über  unlautere  Manöver  der  Gesinde- 
vermieterimien  und  fortwährende  Neukonzessionierungen  der  letz- 
teren, wodurch  die  Tätigkeit  des  Arbeitsnachweises  erschwert 
werde. 
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Städtisches  Arbeitsamt  Augsburg. 


Jahr 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

1' 

ji  Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

Stellen-  ,  ... 
gesuche  1 

1900 
1901 
1902 

« -      —  "~  ' 
jj       1  281 

1       I4  3"4 
.1 

3142 

t 

448 

7345 

«75 

5000 

33« 
3931 
3743 

89 

171 1 

1855 

Das  Arbeitsamt  wurde  am  i.  Oktober  1900  eröfüiet.  Es  Ist 
zugleich  Hauptarbeitsvermittlungsstelle  des  Regierungsbezirks 
Schwaben  und  Neuburg.  Die  paritätische  Kommission  besteht 
aus  je  4  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  und 
je  2  Stellvertretern.  Die  weibliche  Abteilung  steht  unter  weib- 
licher Leitung.  Die  Gesindevermittlung  betrug  1902  25,2  Proz. 
der  Gesamtvermittlun^,'.  Das  Arbeitsamt  entfaltet  auch  eine  er- 
spriessliche  Tätigkeit  für  die  Landwirtschaft :  es  wurden  beispiels- 
weise im  Jahre  1901  auch  177  landwirtschaftliche  Arbeitskräfte 
vermittelt. 


Städtisches  Arbeitsamt  W  u  r  z  b  u  r  ■  ^ 


Jahr 

Insgesamt 

Dav«m  welbl.  Hausgesinde 

Offeue  Stellen 

Slcllea- 
gesuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

Siellen- 
gesuche 

Vermittelt 

1897  '1  5010 

1898  7  135 

1899  j|  10603 

1900  f        IG  29s 

1 901  10  i)S5 

1902  10951 

.1/73 

5302 

5038 

6422 

9072 

8048 

2888 

4415 
4817 
5337 
6«35 
6449 

1685 

2673 
2893 
3745 
273« 
3092 

957 

1050 

«233 
«255 
932 
1762 

788 
1162 
1021 
1065 

745 
1437 

Üic  Zahlen  von  1897  betrefteii  nur  8  Monate,  da  chis  ArtjL  itS- 
amt  erst  am  20.  April  1697  erolfnct  wurde.  Das  Arbeitsamt  ist 
zugleich  Zentrale  für  den  Regierungsbezirk  Unterfrankeu  und 
Aschaflfenburg.  Die  paritätische  Kommission,  deren  Vorsitzender 
zugleich  Vorsitzender  des  Gewerbegerichts  ist,  besteht  aus  je 
3  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sowie  aus  je  3  Ersatzmännern. 
Seit  I.  Januar  1902  ist  die  weibliche  Abteilung  von  der  männ- 
lichen lokal  getrennt  und  weiblicher  Leitung  unterstellt  worden. 
Die  Gesindevermittlung  betrug  1902  22,3  Proz.  der  Gesamtver- 
mtttlung  des  Arbeitsamts. 
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Städtisches  Arbeitsamt  Regensburg. 


Insgesamt 

Davun  weibl.  Hausgesinde 

HOffaie  Stellen]  ^^^^^^^ 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

  „J 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

-  -  -  — r  ^-1 

'       '  1 

KKX)                3803          '  3522 

I9OI                2462          j  245Ü 
■1  1 

1821 
1262 

121 1 

86S 

I02I 

«25 

4S7 
360 

Die  ZitTern  für  1902  fc-hlcn,  da  der  Bericht  erst  im  August 
zur  Verönentlichung  j^eiangt.  Die  Gesinde\  ennittlung  betrug  190I 
28,5  Froz.  der  Gesamtvermittlung  des  Arbeitsamts. 


Städtisches  Arbeitsamt  Bamberg. 


In^etamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen 

StdIcB* 
geniebe 

Vemittelt 

Offene  Stellen 

i  Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

I89S 
1899 

1900 
1901 

190» 

993 
4005 
4766 
3842 
39$6 

2174 
2261 
3188 

3919 

518 
1615 
1688 

1755 
1917 

258 
917 

"SS 
1366 

1417 

195 
405 
410 

634 
679 

* 

108 
288 

327 
456 

467 

Die  paritätische  Kommission  besteht  aus  je  5  Vertretern  der 
Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer.  Trotzdem  keine  weibliche 
Abteilung  und  keine  weibliche  Leitung  besteht,  ist  es  dem  Arbeits- 
amt gelungen,  gerade  die  Vermittlung  der  tüchtigsten  Dienst- 
boten den  gewerbsmässigen  Verdingerinnen  zu  entreissen,  deren 
Zahl  im  steten  Rückgang  begriffen  ist.  Die  Gesindevermittlung 
betrug  1902  24,3  Froz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amts.  Als 
Zentrale  für  Oberfranken  hat  das  Arbeitsamt  Bamberg  eine  er« 
spriessliche  Agitation  eingeleitet.  Es  sind  daher  im  Bezirk  1901 
in  Ba3nreuth,  1902  in  Kronach  und  Kulmbach  neue  Arbeitsnach« 
weise  entstanden.  Die  Ziffern  (von  der  Zentrale  Bamberg  er^ 
halten)  seien  hier  beigefügt  zum  Beweis,  dass  es  auch  in  kleinen 
I.nn<!städten  möglich  ist,  Arbeitsämter  zu  schaffen,  welche  die 
dankenswerte  Aufgabe  haben,  dem  Zug  der  Arbeiter  und  des 
Gesindes  in  die  grossen  Städte  entgegenzuwirken. 
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Stadt.  Arbeitsamt  Bayreuth. 


1 

Jahr 

1 

<  Insgesamt 

OftTon  weibl.  Hausgesinde 

VenDittelt 

Offene  Stellen 

1903  ; 

3994  4010 

«330 

12^4 

1076   j  41$ 

Städt.  Arbeitsamt  Kronacb. 
1902    II       243      I      133    1       73    i        II«      I       39    I  «4 

Städt.  Arbeitsamt  Haimbach. 
1902  180      I     804    I       S6    I         >6      !        5    1  z 

B.  Württemberg. 

Der  Gedanke,  die  Arbeitsverniitthing  kommunal  zu  gestalten, 
hat  in  W(irttembci|j  zuerst  von  allen  deutschen  Staaten  Wurzeln 
geschlagen  Stuttgart,  das  in  dem  1865  begründeten  karitativen 
Arbeitsnachv,  (  ise  einen  der  ältesten  Arbeitsnachweise  allgemeinen 
Charakters  in  nt-utschland  besass,  stellte  sich  an  die  Spitze  der 
im  Anfang  der  90er  Jahre  des  vorigen  Jahrh.  entstandenen  Be- 
wegung, die  Kommunen  für  die  Zwecke  der  Arbeitsvermittlung 
auf  der  Grundlage  paritätischer  Beteiligung  von  Arbeitgebern  und 
von  Arbeitnehmern  dienstbar  zu  machen.  Es  wurde  daher  eine 
Reihe  von  derartigen  städtischen  Anstalten  nach  und  nach  ins 
Leben  gerufen,  die  eine  wachsende  Bedeutung  errangen.  Zur 
Zeit  bestehen  hier  15  städtische  Arbeitsämter,  von  denen  aber 
nur  4  hauptamtlich  geleitet  sind:  Stut^art,  Ulm,  Cannstatt  und 
Ludwigsburg.  Aber  auch  nur  diese  haben  auf  dem  Gebiet  der 
Gesindevermittlung  Erfolge  erzielt.  Daraus  ist  zu  fo^em,  dass 
sich  für  eine  so  weitgehende  Individualisierung,  wie  sie  die  Dienst- 
botenvermittlung erfordert,  eine  nebenamtliche  Tätigkeit  und 
vollends  die  Verbindung  mit  einer  polizeilichen  Funktion  —  der 
Grundfehler  in  der  Organisation  eines  Arbeitsnachweises  —  prin- 
zipiell  nicht  eignet. 

Die  württembergischen  Arbcitsäintt  r  sind  einheitlich  auf  kom- 
munaler paritätischer  Grundlage  aulgebaut  und  zeichnen  >ich 
durch  die  rege  Geschäftsverbindung  aus,  die  sie  mit  den  Arbeits- 
nachweisen der  Nachbarstaaten,  Baden  und  Ba\'ern,  unterhalten. 
Namentlich  zwischen  Pforzheim  und  den  würticnibergischen  Ar- 
beitsämtern bestellt  ein  starker  Austausch  der  Arbeitskräfte.  Von 
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der  Landeszentralc  Stuttgart  aus  werden  mit  den  andern  württem- 
bergischen Aemtern  die  Vakanzenlisten  regelmässig  ausgetauscht. 
Ueber  die  auf  dem  Gebiet  der  Gesindevcrmittlun^:^  erzielten  Er- 
folge —  soweit  sie  nennenswert  sind  und  sich  statistisch  erfassen 
lassen  —  ist  zu  berichten. 


Städtisches  Arbeitsamt  Stuttgart. 


Jahr 

Inagesunt 

Davon  wetbl.  iiaiugesinde 

OffisM  Stdlen 

Stellen- 
gesuche 

Venaittdt 

.._  ,  , 

OQene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

1896  ' 

1897 
1S9S  1 

1899  ' 
1900 
1901 
190a  »)| 

19838 
22  1 15 

«4572 

29  208 
27  039 
24  J69 
1     36  749 

21  775 
23  384 

25  5>7 

27  182 

27  244 
3«  733 
37  108 

13  112 

14  966 
16911 

17  900 
17  701 
1 6  989 
19  916 

3J>02 

375« 

4588 

42tl 

.U»44 
50:^6 

17S6 
iü83 
160S 

»737 
1419 

1404 

2030 

981 
iios 

1073 
1 1 1 1 

S95 

84S 

1284 

Nach  den  Feststellungen  des  Stadtpolizeiamts  haben  sämt- 
liche gewerbsmässige  Gesindevermieter  an  Vermittlungen  aufzu- 
weisen 

rUr  1S99  '■  für  looi  65S3 

»    1900  6444  [  »  190^ 

Beim  Arbeitsamt  betrug  die  Dienstbotcnvermittlung  6,4  Pro/., 
der  Gesamtvermittlung  des  Amts.  Die  weibliche  Abteilung  steht 
unter  weiblicher  Leitung,  die  Lokalitäten  genügen  noch  nicht  den  An- 
sprüchen tur  die  Zwecke  cincT  rationellen  Gc.sindeverniictung.  Wenn 
zugleich  Beherbergungsgelegcnhcit  für  Dienstboten  im  Arbeitsamt 
bestünde,  würde  sich  die  Yermittlungsziffer  bedeutend  günstiger 
gestalten.  Das  Arbeitsamt  hat  unter  der  scharfen  Konkurrenz 
zu  leiden,  die  ihm  von  dem  früheren  (1865  begründeten)  gemein- 
nützigen Arbeitsnachweis  gemacht  wird,  dessen  Leiter  das  Bureau 
gewerbsmässig  auf  eigene  Rechnung  weiter  betreibt.  In  der  Ge- 
schäftsführung des  Arbeitsamts  ist  insofern  eine  Neuerung  einge- 
führt worden,  als  man  im  März  1902  probeweise  dazu  überging, 
von  den  Dienstboten  die  Hinterlegung  einer  Gebühr  von  50Pfg. 
zu  verlangen.  Die  Veranlassung  hiezu  gab  der  Umstand,  dass 
mindestens  40  Proz.  derjenigen  Stellensuchenden,  welchen  vom 
Amte  Stellen  nachgewiesen  worden  waren,  von  dem  Erfolg  der 

11  r>iese  Ziffern  wurden  dem  Verfasser  vor  <ier  Zii^.iiiimcnstcllung  des  JaJireslit - 
nchls  für  1902  vom  Arbeitsamt  zugesandt,  diejenigen  im  gedruckten  liericht  zeigen 
cin^  imerlid>Uclie  Abveiehungen. 
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Nachweisung  keine  Nachricht  mehr  gaben,  sodass  der  Diener  oft 
tagelang  hinter  den  Mädchen  herzugehen  hatte,  um  Erkundigung 

ein/rr/jplien,  damit  die  Listen  richtig  gestellt  werden  konnten. 
Der  Ertolcj  blieb  denn  auch  nicht  aus,  denn  es  brachten  mfolge- 
dcsscn  weitere  27  Proz.  der  Stellesuchendcn  dem  Amte  die  An- 
wcisunq;skartcn  zurück,  und  nur  13  Proz.  fanden  es  nicht  der  Mühe 
wert,  wieder  Nachricht  zu  geben  und  ihr  Geld  in  Empfang  zu 
nehmen  ' ). 

Die  Jahresberichte  des  Arbeitsamts  zeichnen  sich  durch  Aus- 
führlichkeit und  Zuverlässi£:jkeit  aus  und  bringen  eine  Fülle  stati- 
stischer Mitteilungen,  darunter  Uebersichten  über  die  Tätigkeit 
aller  wQrttembergischen  Arbet^mter.  Der  Jahresbericht  für  1902 
beklagt  in  Bezug  auf  die  Gesindevermittlung,  dass  in  vielen  Fällen 
die  Inanspruchnahme  des  Amts  seitens  der  Dienstherrschaften 
gleichzeitig  mit  verschiedenen  Privatvermittlungsstellen  stattfindet 
und  es  dann  vielfach  unterlassen  wird,  dem  Amt«  trotz  münd- 
lichen und  schriftlichen  Ersuchens,  von  der  anderweitigen  Be- 
setzung der  Stelle  Kenntnis  zu  geben.  Dadurch  kommt  es  nicht 
selten  vor,  dass  Arbeitsuchende  an  mehreren  Plätzen  fehlgehen, 
das  Vertrauen  zum  Amt  verHeren  und  auf  Nachweis  weiterer 
Stellen  verzichten.  Mehrfach  wurde  auch  festgestellt,  dass  Dienst« 
herrschaften,  die  das  Amt  selbst  benützen,  ihre  austretenden 
Mädchen  von  der  Inanspruchnahme  des  Amts  abw  endig  zu  machen 
versuchten,  vermutlich  damit  dieses  nicht  bei  dem  Mädchen  Er- 
kundigungen über  die  Herrschaft  einziehe. 


Städtisches  Arbeitsamt  Ulm. 


Jahr 

Inageaamt 

Davon  weibl.  Haoigcnnd« 

OflWne  Stdleo 

Slcllcn- 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

Stellen- 

Vennittell 

gesacbe 

gesuche 

1895  f 

320 

412 

.54 

153 

189 

104 

1S96 

2152 

4930 

1154 

2013 

1928 

1691 

1897 

4776 

S3'9 

2566 

«287 

2259 

1898 

7242 

II  860 

4166 

3304 

3026 

1751 

1899 

7778 

10052 

4625 

3592 

251 1 

1682 

1900 

8363 

II  451 

5»34 

3279 

2(14 

1506 

1901 

8266 

«4  739 

5273 

333« 

2101 

1718 

1902  ' 

8815 

'7  3J<> 

5788 

3376 

2314 

1782 

Das  Arbeitsamt  wurde  am  1.  März  1895  eröffnet.  £5  ver- 
dankt seine  Erfolge  auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  (30,9 


1)  8.  GeechKftsberieht  des  Arbeitnunts  Stuttgart  fSr  1902. 
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Prozent  der  G^amtvermittlung  des  Amts)  der  Verbindung  mit 
dem  Mädchenheim,  das  im  oberen  Stock  des  Arbeitsamtsgebäu- 
des untergebracht  ist.  Das  Mädcbenheim  ist  von  einem  wohl* 
tätigen  Komit6  begründet  und  wird  von  einer  Vorsteherin  (Haus> 
mutter)  geleitet.  Der  Zweck  des  Heinis  ist,  weiblichen  Personen, 
welche  entweder  von  auswärts  nach  Ulm  kommen,  um  einen 
Dienst  zu  suchen,  oder  welche  schon  hier  gedient  haben,  aber 
zur  Zeit  ohne  Stellung  sind,  eine  christliche  Herberge  anzubieten. 
Für  Kost  und  Logis  sind  täglich  70  Pfg.  zu  entrichten.  9  Betten 
stehen  zur  Verfügung. 


Städtisches  Arbeitsamt  Cannstatt. 


Jahr 

li 

||  Insgesamt 

Davon  weibl.  Maufgesiiule 

jjOffene  Stellen 

Stellen-  ...  ... 

.      i  Vermittelt 
gesuche 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

1805 

2625 

4757 

II66 

790 

7«  3 

304 

1896 

>  3296 

5864 

1712 

lOlO 

421 

1897 

>  343a 

7037 

aii4 

9Q6 

945 

434 

iSoS 

'  4ti6 

7058 

2470 

loSo 

866 

395 

1899 

4308 

7833 

2596 

937 

599 

266 

1900 

3966 

7908 

2251 

891 

445 

196 

1901 

1  3272 

007  S 

1948 

675 

464 

168 

1902 

3389 

10  0U2 

214S 

752 

500 

215 

Die  ungewöhnlich  hohe  Zahl  der  Stellengesuche  ist  wohl 
dadurch  zu  erklären,  dass  die  Arbeitslosen  auf  dem  Weg  nach 
Stuttgart  auch  hier  gewöhnlich  um  Arbeit  nachfragen,  wie  ja 
alle  Arbeitsnachweise,  die  an  den  Hauptverkehrsstrassen  liegen, 
sich  starker  Frequenz  seitens  der  Arbeitnehmer  erfreuen.  Eine 
Teilung  des  Arbeitsamts  nach  dem  Geschlecht  der  Interessenten 
wurde  nicht  dir  erforderHch  erachtet.  Die  Gesindevermittlung 
betrug  1902  10  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 


Städtisches  Arbeitsamt  Ludwigsburg. 




j  InSgMUBt 

Dmvon  wdbl.  Hai^geiinde 

KMfaM  Stdlcn 

Stellen-  ' 

getache  jVen-itttlt 

Offene  SHeUenj  Vennittdt 

1896 
1897 
1898 

1899 

1900 
I90I 

4902  i 

t  678 
1162 

1  aa$3 
1  2420 

1  2843 
1  2736 
1  3468 

767    f  218 
2321    1  467 
3366  1080 

3310    1  996 
5025  1731 
5590  1909 

6022    '  2374 

258 
570 

588 

537 

710 

282 
593 

416 
448 
573 

253 

23s 
36s 
402 
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Das  Arbeitsamt  wurde  am  15.  Mai  1896  eröfinet.  Seit  i.  Ok* 
tober  1898  sind  die  Geschäftsräume,  welche  bis  dahin  etwas  ab- 
seits gelegen  waren,  in  das  Zentrvan  der  Stadt  verlegt  worden, 
wodurch  die  Frequenz  bedeutend  gestiegen  ist.  In  der  Statistik 
für  1896  fehlt  die  Spezialisierung  der  weiblichen  Berufe,  fiir  1899 
fehlt  die  Dienstbotenstatistik.  BezQglich  der  Dienstboten  (deren 
Vermittlung  1902  16,9  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amts  be- 
trug) bemerkt  der  Jahresbericht  für  die  Jahre  1899  und  1900: 
Trotzdem  kaum  Dienstboten  zu  bekommen  sind,  kommt  es  dann 
und  wann  vor,  dass  stellesuchende  Mädchen  abgewiesen  werden 
müssen,  weil  z.  Z.  eine  passende  Stelle  nicht  gemeldet  ist.  Eine 
Vormerkung  der  Steiiesuchendt^n  7.u  späterer  Vermittclung  ist  in 
den  weitaus  meisten  Fällen  vergeblich,  weil  sich  die  abgewiesenen 
Mädchen  .sofort  an  die  nächste  Türe,  an  die  gewerbsmässige 
Vermittlerin,  wenden.  Im  Jahre  1900  haben  l8i  Mädchen  ihre 
Stellengesuche  zurückgenommen.  Unter  diesen  181  ist  eine  be- 
trächtliche Anzahl  solcher  Mädchen,  für  die  zwar  im  Augenblick 
der  Nachfrage  keine  Verwendung  vorhanden  war,  die  aber  zweifel- 
los da  und  dort  dringend  benötigt  wurden.  Die  Abweisung  eines 
Mädchens  durch  das  Arbeitsamt  hat  den  Ucbelstand,  dass  es, 
einmal  von  diesem  abgewiesen,  sich  in  der  Regel  ein  zweites  Mai 
überhaupt  nicht  mehr  an  dasselbe  wendet,  sondern  zur  Magd* 
verdingerin  geht.  Das  Amt  wurde  bis  zum  i.  April  1900  von 
einem  Beamten  im  Nebenamt  versehen,  während  seit  diesem  Tage 
ein  besonderer  Geschäftsführer  bestellt  ist.  Vorsitzender  der  pari- 
tätischen Kommission  (3  Arbeitgeber,  3  Arbeitnehmer)  ist  der 
Gewerbegerichtsvorsitzende. 

C.  Baden. 

Auch  im  Grossherzogtum  Baden  hat  man  der  Idee  des  öffent- 
lichen Arbeitsnachweises  schon  frühzeitig  grosses  Verständnis  ent- 
gegengebracht. Seit  der  Gründung  des  -UnentgeltliclKn  Arbcits- 
nachweisesc  in  Karlsruhe  1890  ist  nach  und  nach  eine  Reihe  auf- 
blühender allgemeiner  Arbeitsvermittlungsstellen  entstanden,  die 
untereinander  den  Listenaustausch  pflegen,  aber  auch  mit  den 
Arbeitsämtern  in  den  Nachbarländern  (Württemberg,  Elsass,  bavr. 
Pfalz)  in  reger  Geschäftsverbindung  stehen.  In  Baden  überwiegen 
die  von  gemeinnutzigen  Vereinen  geleiteten  Arbeitsnachweise  über 
die  kommunalen.  Von  12  derartigen  Anstalten  s'md  nur  5  (Frei- 
burg, Heidelberg,  Ottenburg,  Lahr,  Schopfheimj  kommunal  pari- 
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tättsch  organisiert.  Gerade  die  grössten  Arbeitsnachweise  des 
Landes  (ausser  Freiburg)  haben  karitative  Organisation,  doch  sind 
auch  bei  diesen  Vereinsnachwetsen  Arbeitnehmerorganisationen 
(GewerkschaftskarteU,  Arbeitervereine)  im  Ausschuss  vertreten. 
Die  badischen  Arbeitsnachweise  sind  schon  seit  4.  Mai  1895  in 
einem  Landesverband  vereinigt,  welcher  fUr  eine  einheitliche 
Statistik  (nicht  immer  erfo^eich)  wirkte.  In  Bezug  auf  Gesinde- 
Vermittlung  sind  nachstehende  Arbeitsnachweise  zu  betrachten: 


Anstalt  für  Arbeitsnachweis  jeglicher  Art  in 

Karlsruhe. 


Imgesamt 

Davon  weibl.  Htnigetinde 

^Offene  Stellen 

Stellen- 
getuche 

VermiUeU 

Oflfene  Stellen'              i  VerroitteU 
1  getucne  j 

1896  '       9  434 

1897  (      II  723 

1898  1  15685 

1899  :    17  »3« 

1900  14973 

1901  12 610 

190a    ;     la  887 

9809 

10  799 

15019 
17277 
16  094 
14940 
I6313 

9520 
9912 

12  498 
14428 

I.»  5S^<J 
II  834 
"444 

1153 

1 560 

»463 
1523 

121 1 
I  loH 
958 

848  843 
963  818 
1322  1035 
1324    1  1140 

1210     j  1090 
II  10  939 

1306    1  757 

Die  Statistik  der  ersten  Jahre  ist  liier  nicht  auf|Tenonimen 
worden,  da  in  ihre  Zuverlässigkeit  begründete  Zweifel  gesetzt 
werden.  Auch  die  Ziffernreihen  von  1896  und  1897  sind  zu  be- 
anstanden. Dass  1896  9520  Vermittlungen  zustande  gekommen 
sind  bei  nur  9434  offenen  Stellen  und  dass  von  848  Stellenge- 
suchen in  der  Rubrik  weibliches  Hausgesinde  843  zu  Vermitt- 
lungen ftihrten,  bedürfte  der  Aufklärung  in  den  Jahresberichten. 
Auch  1897  erscheint  die  Zahl  von  9912  Vermittlungen  auf  10799 
Stellengesuche  (ca.  92  Proz.)  ungewöhnlich  hoch').  Die  Karls- 
ruher Statistik  gab  schon  mehrfach  andern  Arbeitsnachweisen 
Anlass  zur  Kritik  *).  Der  Arbeitsnachweis  zu  Karlsruhe  wurde 
am  3.  Dezember  1890  von  13  Vereinen  und  der  Handelskammer 
begrOndet.  Im  Laufe  der  Zeit  sind  diesem  Vereinsverband  noch 
wtitert-  6  Vereine  zugetreten.  Von  Arbeitnehmervereinen  nennen 
wir  den  Arbdterbiidungsverein,  evangelischen  Arbeiterverein,  ka- 
tholischen Gesellenverein»  katb.  Arbeiterverein,  kath.  Geschäfts- 
gehilfinnenverein und  das  Gewerkschaftskartell.    Seit  1899  weist 

1)  S.  die  Antfölmingoi  oImii  S.  94. 

2)  Jahresbericht  der  Zentralanitalt  für  onenCgeldicheD  Arbdtanaebwds  xn  Mann- 
keim  f.  1901,  S.  10,  f.  1902,  S.  8. 

8* 
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der  katholische  Dienstbotenverein  alle  Dienstboten,  die  sich  seiner 
Fürsoi^e  unterstellen  und  deshalb  im  St  Franziskushause  bei  den 
Barmherzigen  Schwestern  vorübergehende  Aufnahme  finden,  be- 
hufs Stellenvermittlung  der  Anstalt  zu. 

Seit  dem  l.  Marz  1901  befindet  sich  der  Arbeitsnachweis  in 
neuen  Mietsraumen,  welche  so  ausgedehnt  sind,  dass  eine  be- 
sondere Abteilung  für  den  Verkehr  eingerichtet  werden  konnte, 
welcher  auf  die  Anmeldung  von  wcibiichen  Dienstbotenstellen 
und  die  entsprechenden  Gesuche  der  Dienstherrschaften  Bezug 
hat.  Die  Gesindevermittlung  betrug  1902  nur  6,6  Proz.  der  Ge- 
samtvermiltlung  des  Arbeitsnachweises.  Den  Rückgang  der  Ge- 
sindevcrmiltlung  seit  1899  erklärt  der  Jahresbericht  für  1901  da- 
mit, dass  infoli^'c  der  ungiinstigen  Zeitverhalinis.se  so  inanclie 
Dienstherrschaft  entweder  den  bisher  eingestellten  weiblichL-n 
Dienstboten  ganz  abyeschatVt  oder  aber  an  Stelle  der  biäherigen 
zwei  Dienstboten  nur  noch  einen  beibehalten  habe. 


Zentralanstalt    für    unentgeltlichen  Arbeits- 
nachweis Mannheim. 


Jahr 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Ofiene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Veimittdt 

Offene  Stdlen 

Stellen- 
gesuche 

Vemittdt 

._  , 

'893/4 
1895 

1896 
1897 
1898 
iSy9 
1900 
I901 
1902 

1       5  806 
j     1 0  706 

1  17989 

17  456 

2 1  70 1 

2-1 

22  107 
19  261 
14780 

24  I  iS 
21  884 
«7  »94 

23  777 

19  939 
2  I  12S 
18778 
16446 
12968 

6  967 

«4  055 

I  5  062 

1 7  222 
1 5  462 
13637 
10939 

3769 

1820 
1 726 
«994 
2193 
2257 
1820 

1204 

I3«5 
1 002 

1099 

1209 

880 

1413 

1666 
805 
964 
797 
755  ^ 
7" 

Die  Statistik  der  ersten  Berichtsjahre  —  die  Anstalt  wurdt- 
am  2.  August  1893  eröffnet  —  leidet  an  Unvollständigkeit  und 
Systemlosii7keit.  Der  Grund  lag  nach  den  Jahresberichten  in  dem 
Mangel  ausreichenden  liurcauiicrsonals.  Die  Organisation  der 
Anstalt  ist  die  gleichartige  wie  in  Karlsruhe  — ■  also  nicht  zahlen- 
massig gleiche  Vertretung  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern, 
dagegen  Beteiligung  der  Arbeitnehmervereine  bezw.  -verbände 
durch  Delegierte  in  den  Ausscliuss.  Die  Mannheinier  Anstalt  war 
die  erste,  welche  mit  dem  Prinzip  der  völligen  Unentgeltlichkeit 
des  Arbeitsnachweises  begann,  seit  1900  wird  jedoch  von  den 
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Dienstboten  eine  Kontrollgebühr  von  20  Pfg.  erhoben,  die  bei 
Rückgabe  des  Zuweisungszettels  wieder  zurückerstattet  wird.  Da- 
mit wird  nur  eine  geregelte  Geschäftsführung  bezweckt,  da  die 
Anstalt  mangels  Nachricht  weitere  Bewerberinnen  zu  unnöt^en 
Gängen  nach  schon  besetzten  Stellen  veranlasst.  Andererseits 
kommt  es  natürlich  auch  vor,  dass  Mädchen  die  ihnen  bezeich- 
neten Stellen  nicht  aufsuchen.  Nach  dem  Jahresbericht  von  1902 
liat  man  auf  die  Einschreibgebühr  wieder  verzichtet. 

Das  Prinzip  der  ünentgeltUchkeit  hat  in  Mannheim  von  An- 
fang an  gute  Wirkungen  in  Bezug  auf  die  Gesindcvermittlung  ge- 
zeitigt. Der  I.  Jahresbericht  meldete,  dass  die  Gesindevermietcr 
von  der  Anstalt  Konkurrenz  ahnten  und  grosse  Anstrcninmi^en 
dagegen  machten.  »So  zahlen  die  Dienstmädchen  heute  keui 
oder  ein  gegen  früher  sehr  ermässigtes  Verdinggeld. Die  Or- 
ganisation hat  insofern  eine  Erweiterung  erfahren,  als  1900  zwei 
Damen  zur  Leitung  der  weiblichen  Abteilung  zugezogen  wurden 
und  Sitz  und  Stimme  im  Ausschuss  erhielten.  Die  Gesintlever- 
mittiung  betrug  1902  nur  6,5  Proz.  der  Gesamtvermittlung.  Sie 
würde  bedeutend  gesteigert  werden  können,  wenn  mit  dem  Ar- 
beitsnachweis eine  Dienstbotenherbei|{e  verbunden  wäre,  weil 
gerade  in  Mannheim  schlechte  Unterkunftsgelegenheit  besteht. 
Ldder  ist  ein  1901  unternommener  Versuch  zur  Gründung  eines 
Dienstbotenheims  an  der  Kostenfrage  gescheitert.  Von  welcher 
Wichtigkeit  gerade  für  die  Gesindevermittlung  die  Lokalfrage  ist, 
beweist  folgende  Bemerkung  der  Leiterin  der  weiblichen  Abtei- 
lung im  Jahresbericht  für  1901 :  >Der  Grund  der  geringen  Dienst- 
botenvermittlung liegt  nicht  einzig  und  allein  ausserhalb  der  An- 
stalt, sondern  zum  Teil  auch  in  den  Verhältnissen  der  Anstalt 
selbst:  in  den  Räumlichkeiten.  Der  Eingang  für  die  männliche 
und  die  weibliche  Abteilung  ist  gemeinsam;  dadurch  ist  das  Lokal 
meistens  überfüllt,  und  so  erklärt  sich  die  Scheu  vieler  Madchen 
und  Herrschaften,  den  Arbeitsnachweis  zu  benutzen.«  Diesem 
Uehelstaiide  wird  von  jetzt  an  abgeholfen  werden,  da  die  Arbcits- 
na  lvAci^anstalt  seit  April  1903  neue  Lokalitäten  bezogen  hat, 
und  nunmehr  für  die  männliche  und  die  weibliche  Abteihmg  völlig 
getrennte  Eingänge,  jeder  von  einer  anderen  Strasse  aus,  vor- 
handen sind.  Der  Jahresbericht  für  1902  bezeichnet  es  als  er- 
freulich, dass  seit  Jahren  erstmalig  wietier  landwirtschaftliches 
Gesinde,  wenn  auch  nur  in  wenigen  Fallen,  durch  den  Arbeits- 
nachweis vermittelt  wurde. 


Digitized  by  Google 


—  llö  — 


Allgemeine  Arbeitsnachweisanstalt  Freiburg. 


Jahr  j 

1 

1  Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offene  .Stellen 
1 

Stcllcn- 
gciuche 

Vermittelt 

1 

Offene  Stellen 

Stellcn- 
gjtMnckc 

Vermittek 

1892  i 

1  S18 

2  023 

1329 

795 

776 

609 

1893  1 

3S18 

2763 

1300 

1211 

105 1 

1894  i 

4049 

4548 

3463 

1 52  1 

1492 

1319 

1895 

58S1 

6  369 

1995 

1873 

16S7 

1896 

S156 

847s 

0666 

2366 

3121 

1897 

10058 

10390 

««59 

3450 

3179 

««33 

1898 

10486 

1 1  914 

8491 

2806 

3213 

3161 

1899 

10499 

»»  353 

8636 

2673 

2696 

9045 

1900 

1 1  601 

II  894 

9336 

3601 

2563 

»977 

1901  1 

1 1  872 

1 1  994 

8949 

3806 

2701 

3104 

1902 

1 

12  606 

»3403 

9S86 

3907 

3087 

*473 

Am  23.  'Shu  1892  ist  >die  von  einer  Anzahl  gemeinnütziger 
Vereine  mit  behördlicher  Beihilfe  gc<;ründete  und  verwaltete  An- 
stalt für  allgctneinen  Arbeitsnachweise  ins  Leben  getreten.  Die 
Arbeiterfachvereine  verhielten  sich  anfangs  ablehnend,  erst  1895 
traten  das  Gewerkschaftskartell  und  der  katholische  Gesellenver^ 
ein  dem  Verbände  bei.  Im  Anfang  wurde  die  Benutzung  der 
Anstalt  durch  die  Erhebung  von  Gebühren  von  Arbei^ebern  und 
Arbeitnehmern  beeinträchtigt.  Ein  Aufschwung  trat  eiUi  als  1895 
die  unentgeltliche  Vermittlung  für  Arbeitnehmer  durchgeführt 
wurde.  1 897  wurde  die  Anstalt  als  Gemeindeinstitut  in  die  städ> 
tische  Verwaltung  übernommen  und  hierauf  eine  paritätische  Kom- 
mission von  3  Arbeitgebern  und  3  Arbeitnehmern  unter  dem  Prä- 
sidium des  Gewerbegerichtsvorsitzenden  eingesetzt.  1900  wurde 
die  vollständige  Unentgeltlichkeit  für  Arbeitgeber  und  Arbeitneh- 
mer durchgeführt.  Heute  wird  nur  noch  eine  kleine  sog.  Her- 
bcri|sc^ebühr  bei  Vermittlung  von  weiblichem  1  )ienstpersonal  von 
den  Pi  ivatiierrschaften  erhoben,  deren  Ertrag  zur  teilweisen  Be- 
streitung-der  Kosten  für  die  Mä de  h  e  n  he  r  b  e r  g e  bestimmt  ist. 

Letztere  Einrichtung  hat  wesentlich  zu  den  grossen  Erfolgen 
des  Freiburger  Arbeitsnachweises  auf  dem  Gebiet  der  Gesinde- 
vermittlung beigeüa.i^en.  Die  Mädchenherberj;e  wurde  1892  mit 
15  Betten  errichtet.  Die  Logisgebühr  betrug  25  Pf.  Die  Fre- 
quenz hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  sehr  gehoben,  diese  Einrichtung 
entsprach  einem  dringenden  Bedurfnisse. 
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1893  fibenuchtetok  410  Mädchen 

1894  •  265  > 

1895  »  572 
(darunter  Kellnerinnen) 

1896  Bbcmaditeten  838  » 

1897  »         676  • 


1898  übernachteten  616  Klädcheo 

1899  •         621  • 

1900  »         642  » 

1901  *         534  » 

1902  »         639  > 


Die  Gesiadevermittlung  betrug  1902  25%  der  Gesamtver- 
tnittlung  der  Anstalt  Im  Jahresbericht  für  1902  findet  sich  eine 
interessante  Berechnung  darüber,  welchen  Anteil  der  kommunale 
Arbeitsnachweis  an  der  Stellenvermittlung  fiir  häusliche  Dienst* 
boten  in  Freiburg  hat.  Da  jede  Einstellung  eines  Dienstboten 
die  Anmeldung  zur  Gemeindekrankenversicherung  zur  Folge  haben 
muss,  lässt  sich  aus  den  Zugängen  zu  dieser  Kasse  genau  be- 
stimmen, wie  viel  Dienstboten  den  Dienst  gewechselt  haben  oder 
neu  eingestellt  worden  sind.  Die  Anmeldungen  von  solchen  zur 
Kasse  beliefen  sich  auf  4999.  Nimmt  man  nun  die  Zahl  der  An- 
meldungen als  ebenso  viele  Vcrmitthinjren  an  ,  so  ergibt  sich, 
dass  dem  Arbeitsnachweis,  der  ( unter  Ausserachtlassung  des  aus- 
wärtigen Verkehrs)  2345  häusliche  Dienstboten  vermittelt  hat, 
46,9%  der  Gesamtvermitthui«^  am  Orte  zufallen  ,  dagegen  den 
karitativen  Gesindenaciiweiseu  (Marienhaus  und  evang.  Stift)  697 
=  13.9%  uricl  19  gewerbsmässigen  Gesindevermietern  1957  = 
39.2  7o-  Ein  grossartiges  Zeugnis  für  die  Befähigung  des  kom- 
munalen Arbeitsnachweises  zur  Gesindevermittlung. 

Allgemeine  Arbeitsnachweisanstalt  Pforxheim. 


Jmhr 

1  iD^csamt 

ttetron  weibl.  Haus<;esinde 

joffcne  StdleD 

Stellen- 
gesache 

VennitteU 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

VenniUelt 

1895  1114 

1896  1719 

1897  20S0 

1898  j      4 1-4 
1S99  4726 

1900  '  5143 

1901  5169 
1903    J  5205 

1432 
1953 

4  »98 
4884 
5346 

9255 
10622 

950 
1532 
2488 

3303 
3750 
4059 
4076 
4061 

'55 
'94 

5' 2 
453 
443 
417 
401 

435 

128 

164 

369 
3*8 
287 

287 

299 

3*7 

109 

143 
314 
291 

253 
245 
244 
264 

Die  Anstalt  wurde  am  24.  Januar  1S94  als  gemeinnütziejer 
Vcrcinsnaclnveis  gegründet.  Zu  den  Gründern  gehörte  auch  die 
Stadtgemeinde,  die  anfangs  einen  Barbeitrag  votierte,  gegenwär- 
tig die  Bureaulokalitäten  nebst  Wohnung  des  Verwalters  stellt 
Bei  dem  Abströmen  der  weiblichen  Arbeitskräfte  in  die  Bijoute- 
rieindustrie, die  in  Pforzheim  ca.  20000  Arbeiter  beschäftigt,  ist 
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hier  für  die  Gesindevcrmittliing  kein  günstiger  Boden.  Trotz  der 
Unj»unst  der  Verhältnisse  hat  die  Anstalt  aber  auch  der  Land- 
wirtschaft sich  nützlich  erwiesen ;  es  wurden  an  ländlichem 
Gesinde  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern 


1894 

«895 

1896 

1897 
1898 

1899 
1900 
1901 
1903 


6$  Personen  vermiUeU 
t6o       »  » 

186 

243 
390 
300 
310 

3IS 
294 


» 


» 
» 
» 
> 


Die  Hausgesindevermittlung  betrug  1902  6,5Proz.  der  Gesamt- 
vermitüung. 

Städtische  allgemeine  uncntt^oltlichc  Arbeits- 
nachweisanstalt Heidelberg. 


Janr  Ii 

lORene  Stellen 

il 

SteUcD- 
geauchc 

VermiUeU 

Offene  Stellen 

StdlflD- 
gcndie 

Vermittelt 

1896    j!  5050 

7441 

1851 

3037 

1937 

629 

1897 

5303 

7270 

2777 

1852 

»455 

675 

1898  ' 

6709 

5894 

4047 

1561 

844 

533 

1S99 

7961 

6509 

5319 

1657 

844 

649 

1900 

8413 

7479 

6185 

16S8 

762 

633 

1901  j 

6842 

7109 

5454 

1348 

708 

545 

1902  1 

5890 

1  6667 

4955 

1079 

686 

5«« 

Davon  weibL 


Die  Jahresberichte  klagen  über  die  Konkurrenz  der  Gesinde» 
Vermieter,  deren  Zahl  nicht  wesentlich  abgenommen  habe.  Die 
Vermittlung  von  Hausgesinde  betrug  1902  12,3  Proz.  der  Gesamt- 
vermittlung  der  Anstalt. 

Arbeitsamt  Konstanz. 


Jahr 

1  Insgesamt 

Davon  wctbl.  Banigcsiiide 

Offene  Stellen 

Stellcn- 
geauche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gemdie 

Vermittelt 

»895 

1896 

1897 
1898 

1899 
1900 
1901 
1902 

705 

3365 
,  S836 
1  6691 
7461 
7529 
7356 
j  7»»7 

992 
7632 
7857 
7569 

8 -'34 
9  291 
12  582 
«3644 

371 

3976 
4462 

4541 

5574 
5504 
5732 
5318 

1015 
795 

93$ 

1 1 19 
1262 
1219 
1268 

1337 
1175 

9t« 

1046 

944 
1094 
1078 

z 

916 

731 
879 
854 
93« 
937 
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Zur  Statistik  ist  erläuternd  zu  bemerken,  dass  die  Ziffern  betr. 
Hausgesinde  vom  Jahre  1895  nicht  zu  bcschaflcn  sii  für  1896 
ist  aus  dem  Jahresbericht  die  Vermittlun^rsziffer  nicht  ersichtlich, 
da  nur  die  Gesamtziffer  für  die  weibliche  Abteilung  (ohne  Aus- 
sonderun<j  des  Gesindes)  notiert  ist.  Endlich  bedeutet  1897  die 
Zitier  unter  Hausgesinde  »oft'ene  Stellen<  nur  die  Zahl  der  Ar- 
beitgeber, welche  offene  Stellen  angemeldet  hatten,  nicht  dieje- 
nige der  offenen  Stellen  selber.  Daraus  erklärt  sich  die  niedrige 
Zifl'er,  weil  eben  häufig  e  i  n  Arbeitgeber  mehrere  Stellen  aus- 
schreibt. Das  Arbeitsamt  ist  durch  einen  karitativen  Verband  ins 
Leben  gerufen  worden.  Mitglieder  desselben  sind  u.  a.  die  Stadt- 
gemeinde, der  Kreisausschuss  von  Arbeitnehmervereinen,  der 
evangelische  und  der  katholische  Arbeiterverein,  der  katholische 
Gesellenverein,  der  Buchdruckerverband,  das  Gewerkschaftskarteli. 
Zur  Zeit  sind  an  das  Arbeitsamt  27  ländliche  Filialen  angeglie« 
dert  Die  Gesindevermittlung  hat  sich  ganz  bedeutend  entwickelt 
seit  Gründung  des  am  i.  Nov.  1896  errichteten  Mädcbenheims, 
an  dessen  Beaufsichtigung  und  Verwaltung  zwei  Vorstandsdamen 
des  Frauenvereins  beteiligt  sind.  Die  Dienstmädchen  haben  täg* 
lieh  80  Pf.  iUr  Beherbei^ung  und  Beköstigung  zu  zahlen.  Das 
Mädchenheim  entsprach  einem  dringenden  Bedürfnis  und  erfreut 
sich  andauernd  guter  Frequenz.   Es  wurden  beherbergt 

1896  71  INaMtmidclicn  1900  $05  Dienstnütdcben 

1S97  469  »  190»  617  * 

1S9S  S18  >  1902  514  • 

1899  5*9  * 

t)uhren  werden  nur  von  Dienstherrschaften  erhoben  und 
zwar  von  in  Konstanz  wohnenden  50  l'f.  und  von  auswärts  woh- 
nenden I  M.  pro  Dienstbote.  Die  Gesindevermittlung  betrug  1902 
17,4  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 

D.  Hessen. 

Hessen  besitzt  seit  1893  einen  karitativen  aligcmcincn  Arbeits- 
nachweis in  Darmstadt,  städtische  Arbeitsämter  mit  paritätischer 
Organisation  in  Worms,  Giessen  und  Offenbach  seit  1S96,  in 
Mainz  seit  1897,  sowie  drei  Arbeitsvermittlungsstellen  im  Kreise 
Friedberg  (Friedberg,  Butzbach  und  Gross-Karben),  die  mit  Na- 
turalverpflegungsstationen  verbunden  sind.  Die  lebenskräftigsten 
Nachweise  sind  die  von  Mainz  und  Worms.  Sie  haben  auch  auf 
dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  vorzügliche  Resultate. -erzielt. 
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Mehrfache  Versuche  der  hessischen  Regierung,  auch  in  kleineren 
Orten  Arbeitsnachweise  zu  gründen,  sind  leider  gescheitert,  in 
einzelnen  Fällen  hat  man  auch  zw  früh  die  Projekte  fallen  gelas« 
sen.    Eine  bis  dahin  unbekannte  Institution  bedarf  immer  2 — 3 

Jahre,  ehe  sie  sich  im  Publikum  einlebt  und  populär  wird.  Man 
darf  nicht  Gjieich  im  ersten  Jahre  s^^rosse  lüfol^e  erwarten,  nament- 
lich in  ländlichen  Kreisen,  wo  die  Bevölkerun.Lj  Neuerungen  ge- 
genüber stets  etwas  .schwerfällig  ist.  Die  Verbindung  mit  den 
Naturalverpflegungsstationen  im  Kreise  Friedberg  wird  als  prak- 
tisches l'alliativmittel  anzusehen  sein,  durch  Arbeitsvermittlung 
auf  dem  Lande  dem  Zug  der  Arbeitsuchenden  nach  den  grossen 
Städten  entgegenzuwirken.  Prinzipiell  sind  auch  da  Arbeitsnach- 
weise Ztt  erstreben,  die  nur  mit  Arbeitsvermittlung  sich  befassen. 
FQr  die  Gesindevermittlung  kommen  nachfolgende  Arbeitsnach- 
weise  in  Betracht: 


Städtisch  (■       \  r  b  e  i  t  s  a  rn  1    >T  n  i  n 


Jahr 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hami 

OfTene  Stellen 

Sicllni- 
gesuche 

VermiUelt 

Offene  Stellen 

Stcllcn- 
gesucbe 

VermiUelt 

1897/8 

43»9 

6027 

2124 

387 

133 

1898/9 

7018 

8808 

3.v"i 

135 

29 

1S99/J900 

9702 

104IS 

5242 

1029 

469 

330 

1900/01 

9754 

10589 

5980 

1670 

864 

75» 

1901/0S 

8789 

10  318 

5456 

1844 

1040 

«51 

Das  Arbeitsamt  wurde  am  6,  Mai  1897  eröfihet.  Die  Stati- 
stik des  ersten  Jalires  umfasst  den  Zeitraum  bis  zum  31.  März 
1898.  Von  da  an  deckt  sich  das  Berichtsjahr  mit  dem  Etatsjahr: 
vom  I.  April  bis  31.  März.  Seit  l.  April  1899  besteht  eine  weib- 
liche Abteilung  unter  weiblicher  Leitung  (Frau  des  Verwalters). 
Aus  obiger  Statistik  ist  ersichtlich,  dass  mit  diesem  Zeitpunkt  die 
Frequenz  des  Amtes  ganz  bedeutend  gestiegen  ist,  und  nament- 
lieh  hat  sich  damit  die  Gesindevermittlung  eingebürgert,  die  1902 
15,6  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amtes  betrug.  Auch  die 
ländliche  Gesindevermittlung  wird  mit  steigendem  Erfolge  betrie- 
ben: 1899/1900  4t  Personen,  1900/01  123  Personen. 

Städtische  Arbeitsnachweisstelle  Worms. 

Das  Amt  wurde  am  i.  September  1896  eröffnet,  die  erste 
Statistik  läuft  bis  zum  31.  Dezember  1897,  von  da  an  mit  dem 
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Jahr 

Insgesamt 

DavoiJ  weibl.  Hausgesinde 

Offene  SteUenl  St«llen- 
1  gesticne 

Vermittelt 

Offene  Stdlenl  Stellen-  j  Vermittelt 
1  gesQcne  ]  _ 

1896/7 

1898 

1899 

1900 

1901/2 

3844      !     5  73» 
3184      j  4600 

3605     ;  4960 
1     2870     ,  6988 
1     3 191     i  10078 

1107 
1367 

1571 
1 180 
1476 

182      j       14  14 

I03                 73  17 
1034        j       696  424 

1523           1146    ,  7«7 
«573          «»«5  833 

Kalendrrjahr,  die  letzte  Ziffernreihe  betrirt't  den  Zeitraum  vom 
1.  Januar  19OI  bi^  31.  März  1902.  Die  weibliche  Abteihin^  wurde 
am  I.  Mai  1899  eröffnet  und  für  die  Leitung  eine  triihere  Gesinde- 
vermieterin bestellt.  Seitdem  nahm  die  GesindevermittUuiLj  einen 
ungewöhnlichen  Aufschwung,  so  dass  1900  der  Jahresbericht  be- 
haupten konnte,  dass  weitaus  der  grösste  Teil  der  Vermitthmg 
von  Dienstboten  am  Ürte  durch  die  Anstalt  erfolge.  Die  Lciic- 
rin  der  weiblichen  Abteilung  ist  jedoch  wieder  zurückgetreten.  In 
Worms  ist  hinsichtlich  der  Gesindevermittlung  eine  zweckmässige 
Einrichtung  getroffen  worden.  Um  ttber  das  Ergebnb  der  Ver- 
mittlung sicher  zu  sein  und  um  das  hie  und  da  versuchte  Ein- 
greifen der  privaten  Stellenvermittlerinnen  zu  verhüten,  werden 
die  Dienstboten  bei  ihrer  Vorstellung  durch  eine  Botin  begleitet 
Die  Arbeitsnachweisstelle  Worms  vermittelte  vom  Jahre  1900 
an  überwiegend  Gesinde.  1901/2  betrug  die  Gesindevermittlung 
56,4  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Arbeitsnachweises.  Von 
Interesse  dürfte  daher  eine  Aeusserung  im  Geschäftsbericht  Air 
1902  sein,  welche  individualisierende  kritische  Vermittlungstätig- 
keit gegenüber  den  Dienstherrschaften  empfiehlt.  Es  heisst  in 
diesem  Bericht  auf  S.  9:  »Bei  der  Dienstbotenvermitthmg  kom- 
men die  persönlichen  Eigenschaften  der  Hausfrauen  und  der  Dienst- 
mädchen in  so  hohem  Grade  in  Betracht,  dass  es  nicht  immer 
möglich  ist,  jeder  Herrschaft  einen  Dienstboten  und  jedem  Dienst- 
mädchen eine  Stelle  zw  veisch.iffen  ;  insbesondere  sind  manche 
Dienststellen  bei  den  Dienstboten  in  dem  Sinne  bekannt,  dass 
die  Mädchen  von  vornherein  die  Verhandlung  mit  der  bctrcncn- 
den  Herrschaft  ablehnen.  Wollte  man  vorsuchen,  die  Dienstboten 
zur  Uebernahme  solcher  Plätze  oder  wenigstens  zur  Vorstellung 
bei  den  betreffenden  Dienstherrschaften  zu  nötigen,  so  würde  man 
dieselben  damit  nur  den  privaten  Gesiudcvcrdingerinnen  in  die 
Arme  treiben.  Von  den  betreffenden  Dienstherrschaften  wird  frei- 
lich diese  Sachlage  nicht  immer  richtig  beurteilt.«  AehnUche 
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Klagen  hat  der  Verfasser  an  verschiedenen  Arbeitsnachweisen 
vernommen.  Solche  unliebsame  Kundinnen  des  Arbeitsamts  ma> 
chen  häufig  Prioritätsrechte  geltend,  wenn  die  Beamtin  sich  ge- 
nötigt  gesehen  hat,  ein  tüchtiges  Dienstmädchen  an  eine  humane, 
billig  denkende  Herrschaft  zu  weisen.  Ein  öfifentlichcr  Arbeits- 
nachweis wird  naturlich  nicht  umhin  können,  ruich  niitttnter  kri- 
tische Auswahl  von  Personen  vorzunehmen,  um  nicht  sein  Xi\cau 
zu  verschlechtern  imd  alle  besseren  l'Jementc  von  der  Benutzung 
des  Arbeitsnachweises  abzuschrecken.  Gerade  die  Gesindever- 
mittlung stellt  eben  hohe  Anforderungen  an  den  Takt  der  Be- 
amtin. 


Zentralanstalt  für  Arbeits  -  undW'ohnungsnach- 

w  V  i  s   D  .1  r  m  s  t  a  t]  t. 


Insgenml 


janr 

Offene  .Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

1897 

_ 

1  f86o 

- 

117 

I  89S 

4309 

^^534 

2202 

949 

;7s 

309 

1899 

494» 

4975 

,  2424 

1096 

530 

275 

1900 

1 

4775 

5760 

1  3336 

ti33 

54« 

«7« 

I  901 

5562 

2379 

1 171 

615 

310 

1902 

1 

44S6 

5750 

•  2297 

1399 

»93 

417 

D«v<on  wdbL  HnMgednd* 


Die  Anstalt,  eine  karitative  Einrichtung,  besteht  bereits  seit 
1893,  jedoch  wird  erst  seit  1897  Gesinde  vermittelt.  Es  besteht 
eine  weibliche  Abteilunf^  mit  weiblicher  Leitung.  Die  Ziffern  der 
Anstalt  können  Ansijrurh  auf  grösste  Genauigkeit  erheben,  da 
sie  mit  den  Anf/.eichnungen  der  Krankenkasse,  die  sich  in  dem- 
sell)en  Geschäfishause  befindet,  in  jedem  einzelnen  Fall  kontrol- 
liert wurden.  Die  Anstalt  ist  zur  Zeit  ein  halbamtlicher  Nach- 
weis, die  Ge-^chäftsfiihrung  erfolgt  durch  die  Stadtbehördc ;  die 
völlige  Konuiiunaiisierung  des  Arbeitsnachweises  steht  in  näch- 
ster Zeit  bevor.  1899  wurde  zur  Erweiterung  des  Arbeitsmarkts 
eine  engere  Verbindung  einer  Anzahl  kleinerer  Städte  und  Land- 
orte der  Provinz  Starkenburg  mit  der  Anstalt  als  Zentralvermitt- 
lungsstelle  geschaffen.  Diese  Einrichtung  wurde  jedoch  1902  we- 
gen zu  geringer  Benutzung  wieder  aufgehoben.  Die  Gesindever* 
mittlung  der  Anstatt  betrug  1902  i8,i  Proz.  ihrer  Gesamtver> 
mittlung. 
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E.  Preussen. 

Die  Arbeitsnachweise  in  Preussen  stehen  an  Zahl  und  an  Be- 
deutung relativ  hinter  denen  der  süddeutschen  Staaten  «orück. 
Preussen  hat  zwar  nach  dem  Stand  vom  i.  Mai  1903  39  kom- 
munale, 24  allgemeine  karitative»  zwei  Arbeitsnachweise  von  wei* 
teren  Kommunalverbänden  —  Görlitz  (Stadt-  und  Landkreis)» 
Hörde  (Kreis)  —  und  5  von  Landwirtschaftskammern.  Aber  nur 
wenige  von  diesen  Öffentlichen  Nachweisen  haben  eine  der 
Bevölkerung  ihres  Sitzes  entsprechende  Geschäftstätigkeit  auf- 
zuweisen,  und  manche  stehen  überhaupt  nur  auf  dem  Papier.  Ver- 
schiedentlich herrscht  ein  bureaukratischer  Zug,  der  sich  mit  dem 
Wesen  der  Arbeitsvermittlung  absolut  nicht  verträgt,  vielfach  ist 
der  Schwerpunkt  anstatt  in  die  Verwaltung  des  Arbeitsnachwei- 
ses in  die  städtische  Aufsicht  darüber  gelegt,  und  es  tut  sicher- 
lich auch  der  Frequenz  Abbruch,  dass  die  städtischen  Arbeits- 
nachweise häufig  in  die  Rathäuser  bezw.  in  die  gleichen  Gebäude 
verlegt  sind,  in  denen  die  Polizeibehörden  amtieren. 

Es  bleibt  noch  überall  viel  zu  tun,  um  den  Arbeitsnachweis 
richtig  populär  zu  machen,  ganz  besonders  aber  gilt  dies  für  die 
norddeutschen  Staaten.  Auch  auf  dem  Gtblc  t  der  Gesindever- 
mittlung ist  der  Norden  —  allerdings  abgesehen  von  cin/clncn 
ganz  besonders  rühmenswerten  Ausnahmen  —  nicht  in  gleichem 
Masse  vorgcsciiriiien  wie  der  Süden.  Schon  die  Metropole  Ber- 
Un  mit  dem  zweitgrössten  (karitativen)  Arbeitsnachweis  des  deut- 
schen Reichs  hat  in  der  Gesindevermittlung  noch  gar  nichts  ge- 
leistet. Nachdem  im  November  1902  die  grossartigen  Geschäfts- 
räume in  der  Gormannstrasse  dem  Betrieb  übergeben  worden 
sind,  ist  ja  eine  Expansion  der  Arbeitsvermittlung  auch  nach  die- 
ser Richtung  in  Aussicht  genommen,  aber  bis  zur  Stunde  noch 
nicht  zur  Vollendung  gediehen.  Gerade  für  Berlin,  wo,  wie  in 
jeder  Millionenstadt,  die  grellsten  Misstände  auf  dem  Gebiet  der 
gewerbsmässigen  Stellenvermittlung  bestehen,  wäre  dies  eine  ganz 
besonders  dankbare  Aufgabe. 

Bezüglich  der  Oi^anisatton  bestehen  in  Preussen  verschiedene 
Systeme  unter  den  städtischen  Arbeitsnachweisen.  Wir  haben 
rein  paritätische  —  im  Ausschuss  die  gleiche  Zahl  von  Arbeit- 
gebern wie  von  Arbeitnehmern  —  halbparitätische  —  die  Arbeit- 
nehmer sind  zwar  vertreten,  aber  in  geringerer  Anzahl  als  die  Ar- 
beitgeber —  und  auch  nichtparitätische  —  die  Arbeitnehmer  er- 
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mangeln  jeder  Vertretung.  Unter  den  karitativen  zählt  Preussen 
eine  Anzahl  vorzüglicher  Arbeitsnachweise,  die  in  jeder  Beziehung 
eine  reiche  segensvoUe  Tätigkeit  entfalten.  Für  die  Gesinde* 
Vermittlung  kommen  vorzugsweise  fönende  Arbeitsnachweise  in 
Betracht: 

a)  kommunale. 


Städtischer  Arbeitsnachweis  Breslau. 


Jahr 

1  Insgenmt 

1 

Davon  weibL  Haugesinde 

|. ..  ... 

Offene  Stellen 

S;ei:rn- 
yesuche 

Vemittelt 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

VemiltMlt 

1896/7     1]  6032 
1S97/8      '<        8  870 
1898/9  1041; 
1899/1900;  11471 
1900/01    f       8  374 
1901/03   \\  7816 

7468 
10924 

II  475 
1 1  168 

"  «35 
10730 

5 '43 

693- 
8319 

8739 
6761 
6391 

..  — 

525 
1340 
161 5 
1620 
1316 
1360 

172 

452 
372 
414 

5" 
55> 

.57^ 

3SS 

349 

364 

413 

406 

Der  .'Arbeitsnachweis  wurde  am  i.  Sept.  1896  eK'WTnet.  Das 
erste  Geschäftsjahr  schliesst  31.  August  1897.  Mit  1901  ist  das 
Geschäflsjahr  mit  dem  Kalenderjahr  zusammengeleG;t.  Nach  den 
Geschatlsbenclilen  ist  der  Zeitraum  vom  l.  September  I9OO  bis 
I.  Januar  1901  überhaupt  nicht  gezählt  worden,  des  Uebcrgangs 
halber.  Die  Organisation  ist  paritätisch,  die  Kommission  besteht 
aas  7  Arbei^ebem  und  7  Arbeitnehmern  unter  einem  unpartei- 
ischen Vorsitzenden.  Die  weibliche  Abteilung  steht  unter  weib- 
licher Leitung.  An  weiblichen  Dienstboten  besteht  Mangel.  Der 
Grund  ist  in  den  örtlichen  Verhältnissen  zu  suchen.  Die  bei  ih- 
ren Angehörigen  wohnenden  Mädchen  finden  hinreichend  Arbeits* 
gelegenheit  in  gewerblichen,  kaufmännischen  und  Fabrikbetrieben. 
Andererseits  liegt  speziell  die  Vermittlung  von  Hausgesinde  noch 
fast  ausschliesslich  in  den  Händen  der  gewerbsmässigen  Gesinde- 
vermieter. Die  Gesindevermittlung  betrug  1902  nur  6,4  Proz.  der 
Gesamtvermittlung.  Die  Lokalitäten  des  Arbeitsnachweises  ent- 
sprechen keineswegs  der  Bedeutung  der  zweitgrössten  Stadt 
Preussens. 

Städtische    A  r  b  e  i  ts  v  er  m  i  1 1 1  u  n  g  s  s  t  e  U  e  Frank- 
furt a.  M. 

Die  paritätische  Kommission  besteht  aus  je  4  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  und  je  2  Stellvertretern  unter  Vorsitz  eines 
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Jahr 


1895/6 

1896/7 

1897/S 

1898/9 

1899 

1900 

1901 

19«» 


Insgesamt 


lOffene  Stell«ii| 

7  947  I 
1 3  746  " 
1 6  894 
19519 
aj  594 
26  60 1 
28  048 
3"  374 


Stellen- 
gesuche 

14740 

14979 
21  053 

23  450 
30  692 

40  080 

47  »35 


Venniltelt 

6  492 

9tJ95 
12  455 
15297 
18655 
20881 
22  072 


Davon  weibi.  Hausgesinde 


55137   •  »5  35« 


Otknt  Stellen 


97 
637 
242 

395 

'235 
3044 

3«3« 


.Stellen- 
gesuche 


Vermittelt 


45 
215 
93 

112 

233 
107  I 

13*4 


45 
59 
25 
33 

HO 

495 
529 


Magistratsmitglieds.  Die  Gesindevermittlung  wurde  1896  begon- 
nen, die  weibliche  Abteilung  steht  unter  weiblicher  Leitung.  1901 
wurden  die  gemeinnützigen  Frauen  vereine  zur  Bildung  eines  Aus- 
schusses vereinigt,  der  die  Geschäfte  der  Dienstbotenverniittlung 
regelmassig  überwacht,  1902  wurde  ein  Laufmädchen  angestellt, 
das  die  ortsfremden  Dienstbolca  an  die  anyt-bolenen  Stellen  be- 
gleitet. Mit  I.  Januar  1903  ist  eine  iJicnstbotenhcrberge  mit  4 
Betten  versuchsweise  eingerichtet  worden.  Damit  ist  zu  hoffen, 
dass  die  Vermittlung  von  weiblichem  Hausgesinde,  welche  1902 
nur  2,8  Proz.  der  Gesamtvermittlung  betrug,  sich  von  nun  an  re- 
ger gestalten  wird.  Unzweckmässig  ist,  dass  nicht  ein  besonderer 
Eingang  für  Herrschaften  und  ein  besonderer  für  Dienstboten  be- 
steht. Auch  der  Landwirts chaft  hat  steh  die  Arbeitsvermitt- 
lungsstelle infolge  eines  Abkommens  mit  der  Landwirtschaftskam- 
mer in  Wiesbaden  nützlich  gemacht.  Es  wurden  an  ländlichem 
Gesinde  vermittelt 


lSq8 
IÜ99 


396  Personen 
687  > 


1900 
1901 


1015  Personen 
1070  > 


Städtische  Arbeitsnachwcisstelle  Magdeburg. 


1  Imgeiaint 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

KMbie  Sidlen 

Stellen, 
gesuche 

VermitteU 

Offene  Stellen: 

1  pesuche 

Verauttelt 

1900 

-  1901 
1902  j 

f  S79I 
9089 
0248 

1  8673 

5650 
7578 
15433 
17  310 

3278 
5823 

6343 
6239 

1439  78S 
2721  1426 
3210  2027 
3524        1  1920 

5»9 

1056 
1616 
1S16 

Der  Arbeitsnachweis  fmännliche  und  weibliche  Abtcilnn;^'  L,'e- 
trcnnt)  wird  von  einer  Kommission  beaufsichtigt  ,  welche  aus 
einem  Magistratsmitglied  und  je  5  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
besteht,  von  denen  je  3  von  den  Beisitzern  des  Gewerbegerichts 


Digitized  by  Google 


—     128  — 


getrennt  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  und  je  2  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  auf  3  Jahre  gewählt  werden.  Soweit 
die  Gewerbegerichtsbeisitzer  die  Vornahme  der  Wahl  ablehnen» 
wird  auch  diese  von  der  Stadtverordnetenversammlung  vollzogen. 

Wir  halten  diesen  Wahlmodus  für  unzweckmässig.  Die  Mit- 
glieder städtischer  Kommissionen  sollten  nur  von  den  städtischen 
Behörden  gewählt  werden.  Letztere  begeben  sich  sonst  jedes 
Einflusses  auf  die  Kommission ;  zumal  wenn  sie  von  einem  Per- 
sonenkreis gewählt  wird,  der  nach  politischen  Grundsätzen  zustande 
gekommen  ist,  erscheint  dieser  Modus  bedenklich.  Die  Grossh. 
hessische  Regierung  hatte  s.  Z.  einer  analogen  Bestimmung  im 
ersten  Entwurf  zur  Errichtung  des  Städtischen  Arbeitsamts  in 
Mainz  die  Genehmigung  ausdrücklich  versagt,  weil  sie  dieses  Wahl- 
verfahren  für  gesetzlich  unzulässig  hielt').  Die  Gesindevermitt- 
lung betrug  1902  29,1  Proz.  der  Gesamtvermittlung.  Nach  Mit- 
teilungen der  Vorsteherin  der  weiblichen  Abteilung  agitieren  die 
Gesinde\'erniieterinnen  lebhaft  gegen  den  Arbcitsnachu ci.s  und 
Liciben  unlautere  Konkurrenz.  Sie  versuchen  jetzt  oft,  sich  M.id- 
chcn  aus  den  Warteräumen  des  Amtes  zu  holen.  Einige  Ver- 
dingerinnen machten  sogar  den  Verbuch,  sich  selbst  als  Herr- 
schaften anzumelden,  damit  ihnen  Mädchen  zur  Vorstellung  zuge- 
schickt werden  sollten.  Durch  die  Aufmerksamkeit  der  Beam- 
tinnen sind  aber  diese  Manöver  rechtzeitig  vereitelt  worden. 


S  t  a  ( 

1  t  i  s  c  h  (■  r 

:\  r  1)  0  i  t  s  M  .1  r  1 

1  w  (•  i  s    ]\  1 

'  ■  r 

Jahr 

1  Insgesamt 

Davon  irvibl.  Hamgcnide 

1 

OfTene  Stellen 

Stellen-  VeriniUeU 
gesucne  { 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

1900/01 
1901/03 

1  4941 
1  713a 

7  <J99  2363 
II  900    1  3649 

1375 

503 
1031 

230 

Auch  im  Osten  erweist  der  kommunale  Arbeitsnachweis  seine 

Existenzfähigkeit.  Das  Amt  in  Königsberg  wurde  erst  am  I.  Juli 
1900  eröffnet.  Das  Geschäftsjahr  deckt  sich  mit  dem  Etatsjahr, 
I.April  bis  31.  März.  Die  Gesinde  Vermittlung,  die  sich  anscheinend 
gut  -/.w  entwickeln  beginnt,  betrug  1902  13,8  Proz.  der  Gesamt* 
vermiuiung. 

Städtische  Arbeitsnachweisstelle  Dortmund. 
Der  Arbeitsnachweis  wurde  am  24.  April  1897  eröffnet  und 
j)  Akten  des  Grossh.  bess.  Ministerituns  des  Inoera. 


1 
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-    •   •     .  1 

Insgesamt 

Davon  weibl.  llausgminde 

OflfaM  Stallen 

Stellen- 

Vermittelt | 

OSbne  Stellen 

Stellen- 

Vermittelt 

gesuche  1 

gesuche 

1897/8  , 

1  7256 

2  967  ^  1518 

1 

823      1  234 

127 

»«98/9 1 

!  3782 

1  434 

430 

116 

38 

1899/00 

14  840 

1 1  074 

610J 

1791 

761 

5S0 

190QS/01 . 

10049 

II  545 

45 '5 

2302 

987 

848 

6091 

10  781 

2850 

i'>93 

II44 

997 

i90a/o3  1 

5«>4 

»0255 

3386 

1828 

1308 

11S8 

rechnet  mit  dem  Etatsjahr.  Die  Organisation  ist  insofern  bemerkens- 
wert, als  wir  es  hier  mit  einem  kommunalen  nichtparitätischen  Nach- 
weis zu  tun  haben,  und  zwar  sind  in  dem  Ausschuss  Arbeitnehmer 
überhaupt  nicht  vertreten.  Z.  ^  der  Satzungen  bestimmt  nur, 
dass  der  Ausschuss  aus  2  Magistratsmitgliedern  und  5  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  zu  wählenden  Bürgern  besteht,  von 
welchen  2  dieser  Körperschaft  angehören  müssen.  Nur  hat  der 
Ausschuss  das  Recht,  Sachverständige  aus  dem  Kreise  der  Arbeit* 
geber  und  Arbeitnehmer  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen.  Von 
diesem  Recht  ist  aber  seither  kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

Der  grosse  Rückgang  im  zweiten  Berichtsjalir  ist  zum  Teil 
auf  unzulängliche  Statistik  zurückzuführen.  Der  Beamte  konnte 
Iciztcre  we^cn  Gcschäftsüberbürduni^f  nicht  bcwälticjen.  Seit  Sep- 
tember 1899  besteht  eine  weibliche  Abteilung  mit  getrennten  Hin- 
gängen für  Herrschaften  und  für  I Jienstl^oten  und  unter  weiblicher 
Leitung.  Die  Gesindevcrmittlung  hat  sich  seitdem  hervorragend 
entwickelt  und  betrug  1902  sogar  48,6  Proz.  der  Gesamtver- 
mittlung. 


Städtisches  Arbeitsamt  Essen. 

Jahr 

1901 
190a 

1  Insgesamt 

Davon  wetbl.  Hausgesinde 

joffene  Stellen!  '>t<'ll<'"-  [  VermitteU 

1                      1  Kesuchc 

6619        ,    II  897     1     2857  j 

7928         12  543   i    4137  1 

Offene  Stellen 

2363 
3146 

Stellen- 
gesuche 

1632 
2813 

Vermittelt 

536 

1089 

Das  Amt  ist  aus  einem  karitativen  Nachweise  hervorgegan- 
gen. Der  Arlu  itsnaclnveisevcrein  für  den  Stadt-  und  Landkreis 
Kssen  wurde  scIkju  1894  gegründet.  Mit  l.  April  1902  wurde  der 
Nachweis  auf  paritätischer  Grundlage  kommunalisiert.  Eine  weib- 
liche Abteilung  besteht  erst  seit  1901  und  unter  weiblicher  Lei- 
tung. Früher  wurde  nur  männliches  Personal  vermittelt,  weshalb 
ZeiisdwUk  ISr  die  (ca.  Stmsulucmeli.  BrgiaimgtlMft  10.  9 
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die  Statistik  der  Jahre  1894—1900  fär  vorliegenden  Zweck  ausser 
Betracht  bleibt.  In  den  2  Berichtsjahren  hatte  die  Gcsindever- 
mittlung  erfreuliche  Erfolge,  1902  betrug  sie  26,3  Pros,  der  Ge- 
Samtvermittlung. 

Städtischer  Arbeite  nach  weis  Posen. 


Jahr 


1 

lOflene  .Stellen 
I  i 


Imgeaamt 


Stdlen- 
Kcsucbc 


Veriuillelt 


1S96 

»«97 
1898 

1899 

1900 

1901/2 


8  690 

8544 
6617 

S414 
Jj  6S  ^ 
10  I  I  I 
11683 


9  723 
9301 

9  »49 

!     9  084 

:  I  o  820 

1  «3705 
I  II 907 


i 


2871 
3076 
2520 

2S1 8 
8332 


Dbtod  wiibU 


Offene  Slelleni 


Stellen« 


Vermklelt 


39' <> 
3280 
1984 
1880 
1517 
1319 
1429 


2508 

2345 
«039 
8«  7 

545 
361 

sei 


I 


1 290 

1447 
859 

596 
308 
216 

17» 


Der  Arbeitsnachweis  ging  aus  einer  karitativen  Einrichtung 
hervor.  1894  wurde  von  einem  Verein  eine  »Zentralanstalt  für 
Arbeitsnachweis  in  der  Stadt  Posen  c  begründet.  Der  Verein 
wurde  jedoch  1900  aufgelöst,  und  die  städtische  Verwaltung  über* 
nahm  die  Geschäfte.  Da  die  Vereinsverwaltung  unzuverlässig  war, 
ist  auch  den  Ziffern  der  ersten  Jahre  kaum  eine  statistische  Ge- 
nauigkeit  zuzuerkennen;  dass  im  ersten  und  zweiten  Jahre  die  Ge- 
sinde\  crniittlung  so  bedeutend  gewesen  sein  soll,  ist  wohl  zu  be- 
zweifeln. Sic  betrug  1902  nur  2,1  Proz.  der  Gesamlvermittlung. 
In  den  weiblichen  Berufen  vermittelt  die  Anstalt  hauptsächlich 
Bedienungs-,  Wasch-,  Scheuerfrauen,  Laufmädchen  u.  s.  w  Im 
laufenden  \'rrwaUun<^sjahr  ist  \on  den  städtischen  Behörden  die 
versuchsweise  Einführung  einer  weiblichen  Abteilung  beschlossen 
worden. 

Städtische  Arbeitsvermittlungsstelle  Cassel. 


Insgcaamt 


Jahr 


1902/3 


'loffene  Stellen' 

I  '  gesucne 


»I 


8714 


Vennittelt  lOffene  Stellen 
18615  j  5686 


|ofl 


Lhivoa  weibl.  H«iisgesiiidc 

Vermittelt 
956 


Stellen- 
gesurhc 


2072 


1925 


Die  Anstalt  besteht  seit  1899.  Da  die  Resultate  der  Ver- 
mittlung weiblicher  Arbeitskräfte  ganz  unbedeutend  waren  —  eine 
Statistik  hierüber  ist  nicht  zu  erlangen  —  beschlossen  die  städti- 
schen Behörden,  die  weibliche  Abteilung  probeweise  auf  2  Jahre 
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den  zu  diesem  Zwecke  zusammengetretenen  Casseler  Frauenver- 
einen 2u  übertragen,  die  am  i.  April  1902  dieselbe  unter  dem 
Titel  9Städtische  Stellenvermittlung  Casseler  Frauenvereinec  über* 
nahmen.  Wir  haben  also  hier  eine  Kombination  von  kommunalem 
Arbeitsnachweis  mit  karitativen  Vereinen.  Nach  dem  ersten  Ge- 
schäftsjahr zu  schliessen,  ist  der  Versuch  geglückt.  Die  Gesinde- 
Vermittlung  betrug  16,8  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 


Städtisches  Arbeitsamt  Erfurt. 


• 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offne  Stdlen 

Stellen- 
gesuche 

VermiUelt 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gemche 

1  Vermittelt 

1894/5 

3440 

4687 

3066 

1468 

1563 

1291 

1895/6 

10818 

14025 

9615 

3800 

4062 

3528 

1896/7 

14 118 

«6  559 

•2  394 

3434 

3562 

3 '72 

1897/8  ' 

13816 

16027 

12  193 

3083 

3063 

2648 

iSgS'Q 

1 1  665 

14  257 

'>  53- 

2609 

2484 

2031 

1899/19001 

1  «3383 

15002 

10  369 

2761 

2065 

1748 

1900/01 

ix8s6 

1*464 

9845 

2946 

2269 

1890 

^  \ 

10 173 

II  647 

83*5 

3033 

3456 

1  «905 

Nachdem  schon  seit  1892  ein  ganz  primitiver  Arbeitsnach- 
weis fast  unter  Ausschluss  der  OeffentHchkeit  bestanden  hatte, 
wurde  im  Januar  1894  die  Errichtung  eines  städtischen  Arbeits- 
amts mit  vollständig  paritätischer  Organisation  beschlossen.  Die 
Kommission  besteht  danach  aus  einem  Magistratsmitglied  als  Vor- 
sitzenden, je  3  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sowie  je  2 
Stellvertretern.  Mindestens  ein  Arbeitgeber  muss  aber  der  Stadt- 
verordnetenversammlung angehören.  Die  männliche  Abteilung 
wurde  am  16.  April,  die  weibliche  am  i.  Oktober  1894  in  einem 
andern  Hause  eröffnet.  Die  Leistungen  des  Arbeitsamts  auf  dem 
Gebiet  der  Gesindevermittlung  sind  sehr  bedeutend,  sie  beherr- 
schen iiberwierjend  den  Dienstbotenmarkt  in  Erfurt.  1902  betrug 
die  Gcsindeveriniitlung  22,9  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amts. 

Städtischer  Arbeitsnachweis  Frankfurt  a.  O. 


Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

VermitleU 

Offene  Stellen 

.Vermittelt 
gesucbe  [ 

*^7 

1897/8 

1898/9  1 
1899/19001 
1900/01 
1901/03 

4915      ,  355« 

659s  5579 
7116  5907 

747  >            481 3 
652.^       ,  6267 

43« 4  7469 

1937 

3365 
3644 
3015 

2064 

»503 

1649 

1481 
IS19 

1370 
919 

4*7     1  «9« 
5io  379 
408     1  298 
363     ,  29a 

374     '  276 
505  348 

9* 
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Der  Arbeitsnachweis  wurde  am  x.  Juli  1896  eröffnet.  Das 
Berichtsjahr  zählt  vom  i.  Juli  bis  30.  Juni  n.  Ja.  Die  Berichte 
klagen  über  das  unreelle  Treiben  der  Gesindevermieter.  Die  Ge« 
stndevermittlung  betrug  1902  13  Pro7..  der  Gesaratvermittlung  des 
Amtes. 


von  einem  weiteren  Kommunalverband  errichtet. 

AmtiicheArbeits nach  weis-  und  Gesindevermitt- 

I  11  n  ^    s  t  r  1  1  r  G  <  )  r  ]  \  t7  . 


J«hr 

Insgesamt 

Davon  ivcibl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen 

1 

Stellen- 
gesuche 

j  Vermiltelt 

Offene  Stellen 

Vermittelt 

gesuche  | 

1901 
1903 

,  4194 
f  4*58 

2774 
3*05 

,  1381 
i  «783 

2175 

308t 

919     j  633 

»«7»    1  "S7 

DtT  Arbeitsnachweis  isl  gemeinschaftlich  von  tler  St;idl<Te- 
ineindc  GörUtz  und  \on  der  Kreisbehorde  des  Landkreises  Gör- 
livz  am  2.  Januar  1901  errichtet  worden.  Ganz  eigenartig  ist  die 
Organisation  dieses  amtlichen  Nachweises.  Nach  §  2  des  Statuts 
steht  die  Anstalt  unter  Leitung  einer  Kommission.  Dieselbe  be> 
steht  aus  einem  Vorsitzenden«  dessen  Stellvertreter  und  vier  Bei- 
sitzern. Für  jeden  der  Beisitzer  wird  ein  Stellvertreter  gewählt. 
Der  Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter  werden  vom  Ersten 
Büigermeister  der  Stadt  Görlitz  nach  vorangegangener  Einigung 
mit  dem  Landrate  des  Landkreises  Görlitz  ernannt.  Von  den 
Beisitzern  werden  zwei  Mitglieder  und  deren  Stellvertreter,  und 
zwar  je  ein  Arbeitnehmer  und  je  ein  Arbeitgeber,  vom  Kreistage 
des  Landkreises  Görhtz  und  zwei  Mitglieder  und  deren  Stellver- 
treter von  der  Stadtgemeindc  Görlitz  fjewählt.  Die  Wahl  der  letz- 
teren beiden  Mitglieder  und  Stellvertreter  erfolgt  durch  die  Beisitzer 
des  Gewerbegerichts  Görlitz,  und  zwar  wird  durch  die  Arbeiti;»  bor 
und  Arbeiter  in  j^etrenntem  Wahlgange  je  ein  Mitglied  resp.  Stell- 
vertreter gewählt.  Der  Vorsitzende  des  Gewerbegerichts  beruft 
die  Beisitzer  zur  Wahl  u.  s.  w.  Als  ein  Unikum  in  1  )eutschland 
erscheint  die  Tatsache,  dass  in  dieser  paritätischen  Kommission 
cm  ländlicher  Arbeittichnier  sitzt. 

hl  der  irrigen  Vorstellung,  dass  der  Personenkreis  der  .Ar- 
bcitsnachweiskommission  unbedingt  mil  tieiujenigen  des  Gewerbe- 
gerichts  identisch  sein  müsse,  lässt  man  auch  in  Görlitz  die  Wahl 
von  Mitgliedern  einer  städtischen  Kommission  nicht  durch  die 
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Stadlbehörden  voli/iciicii.  sondern  liurch  ein  aubbcrhalb  des  städti- 
schen Verwaltungboi yanisnuis  stehendes  Kollegium.  Dieser  Aludu^ 
ist,  wie  ächon  in  andciin  Zusaninienlianj^e  erwähnt  prinzipiell 
ZU  beanstanden.  —  Von  Interesse  ist  §  i>  des  Statuts.  Danach 
werden  die  Gesuche  tunlichst  nadi  der  Reihentolge  der  Anmel- 
dungen berücksichtigt.  Ländliche  Arbeiter  sollen  in  erster  Linie 
ländlichen  Arbeitsstellen  und  städtische  Arbeiter  in  erster  Linie 
städtischen  Arbeitsstellen  zugewiesen  werden.  Der  letztere  Passus 
soll  die  Begünstigung  der  Landflucht  verhindern. 

Ganz  besondere  Bedeutung  hat  der  Nachweis  fiir  die  Gesinde- 
vemnittlung  und  zwar  für  beide  Kategorien  von  Gesinde,  für  häus- 
liches und  ländliches.  Das  Bild  der  ländlichen  Gesindc- 
vermittlung  gestaltete  sich  wie  folgt : 

190 1 :  Offene  Stellen  1277  (921  männl.,  356  weibL),  Stellen- 
gesuche 535  (466  männl.,  67  weibl.).  Vermittelt  312  (272  männl., 
40  weibl.). 

1902:  Ottene  Stellen  829  (670  mann!.,  159  weibl.),  Stellenge- 
suche 519  (465  männl..  54  weibl.).  Vermittelt  45S  (412  männl., 
46  weibl.). 

Somit  betrug  1902  die  Vermittlung'  von  Hausgesinde  41,6  Pro/.., 
die  Vermittlung  von  ländlichem  Cjesinde  16,;  Proz.  der  Gesanitvcr- 
mittlung  der  Anstalt  —  die  gesamte  Gesindevermittiung  demnach 
58.1  Pro/.  \\'cibliche  Abteilung  rcsp.  weibliche  Leitung  hat  man 
nicht  für  erforderlich  geiialten.  Der  Arbeitsnachweis,  der  sich  so  her- 
vorragend entwickelt,  hat  unter  der  unlauteren  Konkurrenz  nicht 
nur  der  Gesindevermieterinnen,  sondern  auch  des  Marthaheims  zu 
leiden  gehabt. 

Y)  karitative. 


Allgemeine  Arbeitsnachweisanstalt  Köln. 


Davon  weibl.  HansKesiode 

|Ofi(Eoe  Stellen 

Stelten- 

Venniltelt 

Offene  älelleo 

Slellen- 

VcrmiUelt 

g«Bche 

gcnche 

1896/7 

■SS«» 

n 

15  743 

12  124 

7071 

4161 

3959 

1897/8 

20  432 

19  664 

1  5  096 

7285 

3272 

3234 

1898/9 

23  83» 

23  886 

18  100 

8926 

3374 

332» 

1899/1900 

27  699 

30494 

21  941 

7368 

3052 

2870 

1900/0 1  1 

1  «649« 

33  004 

21  723 

7083 

3277 

3066 

1901/oa 

33  536 

40  436 

20  264 

6386 

3755 

3607 

Die  Anstalt  wurde  bereits  am  17.  Dezember  1894  eröffnet, 
1}  Oben  S.  laS. 
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do'h  fehlt  in  den  statistischen  Aufzeichnungen  der  ersten  beiden 
Geschäftsjahre  jede  BerufsgruppenspeziaUsierung ,  weshalb  jene 
Zahlen  für  vorliegenden  Zweck  unbrauchbar  sind.  Daher  beginnt 
unsere  Statistik  erst  mit  dem  3.  Geschäftsjahre.  Die  Anstalt 
wurde  von  einem  karitativen  Verband  mehrerer  Vereine  und 
Korfiorationen  errichtet.  Doch  ist  in  dem  gesch.iftsleitenden  Ver- 
band das  Prinzip  der  Parit.it  vollständig  gevvahrt.  Derselbe  be- 
stand 1902  aus  12  Arbeitgebern  (4  Vertretern  des  Gewerbevereins, 
3  des  Vereins  selbständiger  Handwerker,  3  des  Innungsausschusses, 
2  der  Kölner  Wirteinnung)  und  12  Arbeitnehmern  (i  Vertreter  des 
kath.  Gesellenvereitts,  t  des  ev.  Arbeitervereins,  3  der  kath.  Ar- 
beitervereine, 4  des  Gewerkschaftskartells,  2  der  Kölner  Wirte- 
innung, I  des  Ortsverbands  der  deutschen  Gewerkvereine).  Es 
ist  zweifellos  ein  grosser  Vorzug  dieser  Organisation,  dass  in  ihr 
alle  möglichen  Interessentengruppen  vertreten  sind. 

Für  die  weibliche  Abteilung  wurden  1898  fiir  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  getrennte  Räume  mit  besonderen  Zugängen 
und  davon  abgesondert  ein  Sprechraum  geschaffen,  in  welchem 
beide  Teile  ungestört  verhandeln  können.  Leider  ist  der  Warte- 
raum fiir  Arbeitnehmer  bei  der  bedeutenden  Frequenz  der  Anstalt 
viel  zu  klein  (15  qm),  während  gewerbsmässige  Stellen  Vermittler, 
angespornt  durch  die  Konkurrenz  der  Anstalt,  den  weiblichen 
Stellesuchenden  angenehm  eingerichtete  W'arteräume  und  weib- 
lichem Dienstpersonal  zum  Teil  auch  kostenfreie  Stellenvermitt- 
luntf  bieten;  in  letzterem  Kalle  crlieben  sie  nur  noch  Gebühren 
von  den  Herrschaften.  Es  sind  sogar  l-alle  bekannt,  dass  Ge- 
sindevermieterinnen, UTU  ihre  Kundschatt  an  sich  zu  tesseln,  Ge- 
schenke (Sparkassenbüeher  u.  s.  w.)  an  die  Dienstboten  verteilen. 
Ende  1899  ist  von  Kolner  Damen  die  ßahnhofsmis-,it>n  begründet 
worden,  mit  der  der  Arbeitsnachweis  in  Verbindung  getreten  ist. 
Die  an  einem  Abzeichen  kenntlichen  Damen  nehmen  sich  der 
steHesuchenden  Mädchen  am  Bahnhof  an  und  versehen  sie  mit 
Instruktionen,  Wegweisem  in  das  Geschäftslokal  u.  s.  w.  Die  Ge- 
sindevermittlung der  Anstalt  betrug  1902  17,8  Proz.  der  Gesamt- 
vermittlung. 


Allgemeine  Arbeitsnachweisstelle  Barmen. 


! 

J«br 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

OHene  Stdlenl 

1  gcsuche 

1  Vermittell 

Oliiene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vemiittelt 

1901/2  . 

4257       1  7412 

i  3335 

361 

154 

i»9 

uiyiLi^ed  by  Google 


—  135 


Von  dem  am  i.  Mai  1901  erößheten  Arbeitsnachweis  liegt 
nur  das  Ergebnis  des  ersten  Geschäftsjahrs  vor,  das  für  den  An- 
fang erfolgversprechend  ist.  Die  Anstalt  steht  unter  Leitung  eines 
karitativen  Verbands  für  Arbeitsnachweis,  der  zu  Mitgliedern  u.  a. 
die  Stad^meinde,  die  Handelskammer,  die  Gewerkschaftskom- 
misston, die  evangelischen  und  katholischen  Arbeitervereine  zählt. 
Die  Gesindevermittlung  betrug  nur  3,9  Proz.  der  Gesamtvermitt» 
lung. 


\'  ( ■  rein   f  '"i  i'    \  i-  1 1  <■  \  \  <  n  n  c  h  \v  e  i  s  W  i  e    1  >  a  d  e  n. 


Inigcnunt 

Davon  «eibl.  Hausgesinde 

Stellen- 

Stellen- 

Offene  Stellen 

Vennittelt 

Offene  Stellenj 

Vermittelt 

gesuche 



gesucne  [ 

,896 

i  4453 

6  580 

2946 

1802  ! 

1206 

384 

1897 

9611 

1 1  078 

463« 

1260 

10300 

12  441 

5538 

49SI  i 

39» 

1622 

i«99 

'«  550 

12035 

6580 

5424 

3752 

1917 

,900 

12283 

«3  137 

6752 

5402 

3725 

2164 

^  1 

1      1 1  925 

1463a 

73II 

44»  5  1 

3385 

1938 

t  »1653 

13870 

74»4 

4003 

3251 

195« 

Der  Verein  wurde  1894  gegründet  und  wird  von  der  Stadt- 
gemeinde  zur  Zeit  mit  1^00  !Mk.  Jahreslu  itra;^'^  subventioniert.  Bis 
1896  war  der  Arbeitsnachweis  für  Frauen  mit  demjenigen  für 
Manner  vereinigt.  Sodann  wurde  eine  besondere  weibliche  .Ab- 
teilung eröffnet.  Der  V^erwaltung  stellt  ein  Damcnkomite  zur 
Seite,  in  dem  folgende  karitative  Vcrciiii:  v  ortreten  sind :  Wies- 
badener l'>auenvcrein.  Vaterländischer  l-Vancnvcreiu.  Verein  der 
Freundinnen  junger  Mädchen,  St.  I-Ilisabethvcreiu,  Allkatholischer 
Verein,  Deutschkatholischer  I'Vauenverein,  Israelitischer  Frauen- 
verein, Evangelisches  Mädchenheim,  Katholisches  Mädchenheim 
und  Volksbildungsverein.  1897  wurde  in  der  weiblichen  Abtei- 
lung eine  Unterabteilung  für  feinere  Berulsarten  (Hausbeamtinnen, 
Gouvernanten«  Kindergärtnerinnen,  Gesellschafterinnen  u.s.  w.)  ein- 
gerichtet, die  sich  hervorragender  Frequens  erfreut.  Die  Ein- 
richtung der  Geschäftslokalitäten  dieses  karitativen  Arbeitsnach- 
weises entspricht  der  vornehmen  Badestadt  Wiesbaden.  Nicht 
nur  die  Gesamtleistungen  des  Vereins  sind  vorzQgliche,  auch  auf 
dem  Gebiet  der  eigentlichen  GesindevermitUung,  die  1902  26,3  Proz. 
der  Gesamtvermittlung  betrug,  sind  hervorragende  Resultate  er- 
zielt worden. 
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F.  Uebrige  Staaten. 

Arbeitsnachweis  der  Patriotisc  hen  Gesell- 
schaft Hamburg. 

Der  Arbeitsnachweis  vermittelt  vorzugsweise  diejenigen  Ar- 
beiterkategorien,  die  für  die  wirtschaftlichen  Bedürfhisse  der  ersten 
Handelsstadt  Deutschlands  in  Betracht  kommen:  also  Personal 
für  den  Hafenverkehr  (1901  wurden  allein  3321,  1902  5623  Hafen- 
arbeiter vermittelt),  für  die  Lagerhäuser,  Speicher,  Speditions- 
firmen und  überwiegend  ungelernte  Arbeiter.  Obwohl  der  Nach- 
weis der  Patriotischen  Gesellschaft  auf  dem  Gebiete  der  Haus- 
gesindevermtttlung  nicht  tätig  ist,  sei  er  hier  erwähnt,  weil  er 
einen  besonderen  landwirtschaftlichen  Nachweis  eingerichtet  hat 
und  ländliches  Gesinde  iiber wiegend  nach  der  Provinz 
Schleswig-Holstein  vermittelt.  So  wurden  1901  bei  1416  offenen 
Stellen  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  738  Personen  und  1902 
bei  1397  <^fif^^"nen  Stellen  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  823  Per- 
sonen vermittelt.  Ausserdem  werden  für  landwirtschaftliche  Neben- 
betriebc  iZieL^a^leien,  Cement-,  Kartoffelmehl-,  Zuckerfabriken)  Ar- 
beiter in  beträchtlicher  Zahl  vermittelt. 


Verein  für  Arbeitsnachweis  Leipzig. 


Jabr 

1 

I  Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

1 

Qfliene  SteHen 

i 

Stellen- 
gesuche 

Vermittdl 

Offeae  Stellen  ^"^f«^"- 
{  gesucbe 

Vennittelt 

1901 
1903 

'  708a 
16  52a 

7981 
14585 

5SS4 
«047 

j 

89S 
2184 

Der  Nachweis  wurde  1900  mit  paritätischer  Organisation  er- 
richtet. Seit  1.  Juli  1901  besteht  eine  besondere  weibliche  Ab- 
teilung unter  weiblicher  Leitung.  Mit  diesem  Zeitpunkt  wurde 
auch  eine  aus  8  Mitgliedern  bestehende  Frauenkommission  ge- 
bildet. Die  Statistik  gibt  beim  Hausgesinde  nicht  die  Zahl  der 
offenen  Stellen  und  Stellengesuche,  sondern  nur  die  der  Vermitt* 
lungen  an.  Letztere  betrug  1902  18,1  Proz.  der  Gesamtvermitt- 
lung dieses  karitativen  Arbeitsnachweises. 

Arbeitsnachweis  des  \/  e  r  e  i  n       e  g  e  n  A  r  m  e  n  n  o  t 

und  Bettelei  Dresden. 

Der  im  23.  Jahr  bestehende  Verein  i^egen  Armennot  und 
Bettelei,  an  dessea  Spitze  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  V.  Böh- 
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mert,  die  Seele  aller  karitativen  Einrichtungen  Dresdens,  steht, 
hat  auch  im  Jahre  1888  den  Arbeitsnachweis  in  den  Bereich  seiner 
verdienstvollen  Tätigkeit  gez<^en.  Die  von  der  Stad^emeinde 
Dresden  subventionierte  Anstalt  vermittelte  1902  16290  Stellen, 
meist  an  ungelernte  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  (unter  letzteren 
überwiegend  Scheuer-  und  Waschfrauen).  Die  gelernten  Arbeiter 
scheuen  vor  der  Benutzung  des  Arbeitsnachweises  zurück,  weil 
sie  an  dem  Namen  des  Vereins  Anstoss  nehmen.  Neuerdings 
befasst  sich  der  Arbeitsnachweis  dieses  wohltätigen  Vereins  auch 
mit  Vermittlung  von  Hausgesinde,  doch  sind  die  Erfolge  gering. 

1900  wurden  37  Personen  vermittelt 

1901  „       66       „  „ 

190-  50 
In  i;erinj^'crcm  Uintang  vermittelt  der  seit  1840  in  Dresden 
besteheiuic  Verein  für  Arbeitsnachweis  u  n  für  die 
gleichen  Kategorien  ungelernter  Arbeiterinnen  wie  der  Verein 
ije  e  il  Armennot  und  Bettelei  sowie  fiu'  verschämte  hilfsbedürf- 
tige  Arme  klcmere,  meist  vorübergehende  iVrbeitsgelegenheit. 


Städtische  Arbeitsnachweisstelle  Strassburg  i.  £. 


Jahr 

1  Inigesaint 

Davon  weibl.  Hausgcaindc 

DteM  Stell 

CO 

Stellen- 

Vennittelt 

Offene  Stellcni 

Stellen-  I 

Vermittelt 

gesuche 

1 

gcsuche 

«895/6  !l  3136 

45U 

1892 

1033  i 

963  1 

553 

»96/7  , 

;  3374 

4393 

1942 

1336  ' 

1049 

643 

1897/8 

4104 

4760 

«777 

(634 

1898/9 

4479 

5753 

3005 

2  i6i> 

«99/1900 

$osa 

6594 

3183 

2260 

1000/01 

415« 

6289 

1S97 

1S92 

»90»/oa  Ii  4073 

«>43 

2534 

1610 

1999 

Die  Statistik  ist  höchst  lückenhaft.  Von  1897— 1900  wurde 
nicht  die  Zahl  der  Vermittlungen  festgestellt,  sondern  nur  die 

Zahl  der  Personen,  die  den  Arbeitsnachweis  benutzt  haben.  Der 
allgemeine  Rückgang  der  Frequenz  im  vorletzten  Berichtsjahre 
wird  auf  die  Verlegung  der  Geschäftsstelle  in  eine  andere  Strasse 
zurückgeführt.  Die  Gesindevermittlung  betrug  1902  26,9  Proz. 
der  Gesamtvermittlung. 

Städtisches  Arbeitsamt  Braunschweig. 

Die  Vermittlung  von  Hausgesinde  wurde  ani  6.  Juni  1901 
begonnen.    Sie  betrug  1902  nur  4  Froz.  der  Gesanitvermittlung. 
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Jahr 

1  Insgeaamt 

Davon  weibl.  Haoigesinde 

^>8ieDe  Stelle» 

Stellen- 
gesuche 

Vennlltelt 

OOne  Stellen  iveraiittelt 

l  gesuche  j 

1900 
I901  1 
1902 

2228         i  2154 

««7«      1  3538 
2474      j  3688 

1804 
2261 
1665 

144       1     ao8  79 

309     !    173  67 

G.  Statistischer  U  eberblick. 

Nachdem  die  Leistungen  der  deutschen  Arbeitsnachweise  auf 
dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  im  einzelnen  dai^estellt  worden 
sind  und  die  Verschiedenartigkeit  der  lokalen  Organisationsformen 

der  Arbeitsnachweise  zur  Anschauung  gebracht  ist,  dürfte  ein 
statistischer  Ueberblick  über  üie  gewonnenen  ziffernmässigen  Re- 
sultate von  Interesse  sein.   Wir  gruppieren  nach  dreierlei  Kich> 

tungen : 

a)Dic  Hausgesindevermittlung  bei  den  deutschen 
Arbeitsnachweisen  1902,  gruppiert  nach  der  Be- 
völkerungszahl der  Städte. 


Stadt 

Ein\vohncr-!;ahl 

.  . 

 ^^»^ 

Hausgesinderer- 

miulung 

%  der  Gesamt- 

Vermittlung 

Manchen 

499  93« 

6554 

16.2 

Leipzig 

456  124 

2184 

1  I8.I 

Breslau 

422  70') 

406 

M 

Küln 

37-:  529 

3607 

»7.8 

Frankfurt  a.  M. 

288989 

:  529 

1  2,8 

\iirnberg  i 

261  081 

'  3240 

1  25.2 

Mugdehurß  j 

229  667 

1816 

1  29.1 

Königsberg  i 

1S9  483 

501 

13.8 

Stuttgart  ' 

176699 

1284 

6.4 

Strassbai^  i.  E. 

151  041 

68  t 

26, q 

Dortmund 

14a  733 

1158 

48,6 

Barmen 

I4>  944 

129 

3»9 

Mannheim  ; 

141 133 

712 

6,5 

braunschweig 

128  226 

67 

Essen 

1 18  862 

1  oSq 

As 

Posen  ■ 

1 17  033 

178 

2.1 
16.8 

Kassel 

1 06  034 

Karlsruhe 

97  1S5 

757 

6,6 

Augsburg  1 

89170 

1855 

25.2 

Wiesbaden  1 

86  III 

«95» 

26.3 

Brfart 

85802 

1005 

22,9 

Maina 

84251 

851 

15,6 

Görihs 

80931 

"57 

41.6 

Wiirrbur{» 

75  409 

1437 

22,3 

Darmstadt  « 

72  3*5' 

4«  7          '  18.» 

Frankfurt  a.  O.  i 

61  8$2 

348 

«3 

Freiboig  i.  B. 

61  504 

2473 

25 

RegenÄwg 

45  429 

360 

2S,5 

PfonheiDi  ! 

43  351 

26» 

6.5 

Ulm  ; 

42  982 

17S2 

30.9 

Bamberg 

41  823 
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Stadt 
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Hausgesindever- 
mittluDg 
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Bayreuth 

CannitaU 

Konstanz 

Ladwigibwg 


40705 

40  121 
39387 

26  794 
21  445 
19436 


833 
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3  «.4 

IG 

17.4 
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fi)  Die  Hausgesindevermittlung  bei  den  deutschen 
Arbeitsnachweisen  1902,  gruppiert  nach  den 
absoluten  Zahlen  der  Gesindevermittlung. 
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67 
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833  1 

y)  DieHausgesindeverroittlung  bei  den  deutschen 
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Die  vorstehende  Abbildung  auf  S.  140  gibt  unter  A  eine 
graphische  Darstellung  von  den  absoluten  Ziffern  der  Hausgesinde- 
vermittlting  der  deutschen  Arbeitsnachweise  im  Jahre  1902,  unter 
B  sind  die  relativen  Zahlen  (Prozentsätze  von  der  Gesamtvermitt- 
lung)  dargestellt. 

6.  Vorzüge  und  Nachteile  der  Gesindever- 
mittlung durch  öffentliche  Arbeitsnachweise. 

I.  Die  Vorzüge  der  öffentlichen  allgemeinen  Arbeits- 
nachweise lassen  sich  wie  folgt  zusammenfassen: 

a)  Sic  gleichen  Angebot  und  Nachfrage  auf 
dem  Gesindemarkt  aus.  Dieser  Ausgleich  kann  nicht 
nur  lokaler  Natvir  sein,  sondern  er  kann  sich  atich  über  grössere 
Territorien  erstrecken,  dort  wo  die  Arl)eitsnaclnveise  verschiedener 
Orte  und  Staaten  mit  einander  in  Verbindung  stehen. 

b)  Sie  ersparen  durch  ihre  unentgeltliche 
Vermittlung  Dienstherrschaften  und  Dienst- 
boten ein  grosses  Kapital,  das  sonst  an  die  gewerbs- 
mässige Vermittlung  verloren  ginge.  Die  Gesamtsumme  der  von 
den  Arbeitsnachweisen  im  Jahre  1902  bewirkten  Gesindevermitt- 
lungen betrug  nach  obiger  Statistik  42971.  Da  in  dieser  kleinere 
Arbeitsnachweise  oder  Anstalten  mit  geringen  Ziffern  nicht  inbe- 
grifTen  sind,  wird  die  Zahl  in  Wirklichkeit  noch  höher  sein.  Neh- 
men  wir  an,  dass  diese  Vermittlungen  von  gewerbsmässigen  Ge- 
sindevermtetem  nur  zu  4—5  Mk.  für  den  einzelnen  Fall  (von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zusammen)  vollzogen  worden 
wären so  ergibt  sich,  dass  das  in  einem  Jahr  den  Interes- 
senten durch  die  Arbeitsnachweise  ersparte  Kapital  rund  aoooooMk. 
beträgt. 

c)  Sie  vermitteln  reell  und  f  >b  j  c  k  t  i  v ,  da  die  Be- 
amten der  Arbeitsnachweise  am  Zustandekommen  der  Dienstver- 
träge nicht  pekuniär  interessiert  sind  und  daher  keinen  Grund 
haben,  gewissen  Dienststellen  oder  Dienstmiidchen  Eigenschaften 
anzudichten,  die  sie  in  Wirklichkeit  nicht  besitzen. 

d )  S  i  e  s  i  n  d  am  Stellenwechsel  nicht  interes- 
siert und  d  a  h  e  r  b  e  s  t  r  e  b  t ,  letzterem  e  n  t  e  g  e  n  - 
zu  wirken.  Da  die  behördlichen  Arbeitsnachweise  eine  gewisse 
Autorität  besitzen,  können  sie  nicht  nur  auf  die  Dienstboten, 

1)  Der  Sat7  ist  nii=;  dem  Tiriinde  niedrig  gcgrifTen  worden,  weil  dieser  Summe 
der  .^nfwnnd  gegenüber  steht,  der  den  Gemeinden  und  Versinen  für  ihre  Nachweise 

CTw;lch»t. 
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sondern  auch  auf  die  Herrschaften  in  dieser  Hinsicht  einwirken. 
Verfasser  hat  vielfach  wahrnehmen  können,  wie  namentlich  die 
weiblichen  Beamten  gegenüber  Herrschaften  den  Billigkeitsstand« 
punkt  '/u  Gunsten  des  Gesindes  vertraten. 

e)  Die  Beamten  der  Arbeitsnachweise  ver- 
fügen durchschnittlich  über  eine  bessere  Bil- 
dunq^  als  die  Gesindevermieter,  erfassen  daher  ihre 
Aufgabe  mit  weitcrem  Blick  und  widmen  ihrer  Lösung  grössere 
Geschicklichkeit,  In  München,  Nürnberg  u.  a.  a.  ü.  machen  sich 
die  Beamten  während  des  Gesprächs  mit  den  Herrschaften  zweck- 
dienliche stc!K)gi aphische  Aufzeichnungen. 

II.  Als  Nachteile,  die  diesen  Vorteilen  gegenüberstehen, 
sind  hervorzuheben  : 

a)  Die  Beamten  sind  am  Zustandekommen 
der  Vermittlung  nicht  pekuniär  interessiert 
und  daher  um  dieselbe  nicht  in  dem  Grade  bemüht,  wie  gewerbs- 
mässige Vermittler. 

b)  Die  Beamten  sind  nicht  in  der  Lage,  im  In- 
teresse der  Vermittlungstätigkeit  zeitraubende 
Gänge  zu  unternehmen  und  können  daher  nicht  in  dem 
Masse  individualisieren,  wie  es  zu  wünschen  wäre. 

c)  Die  Arbeitsnachweise  begünstigen  durch 
ihre  Existenz  die  Landflucht.  Ihr  Entstehen  wurde 
daher  in  agrarischen  Kreisen  mit  IMisstrauen  aufgenommen. 

So  äusserte  sich  in  der  XXIV.  Flenarversammlung  des 
Deutschen  Landwirtschaftsrats  bei  Besprechung  der 
Organisation  des  lämilichen  Arbeitsnachweises  der  Referent  Land- 
rat V.  We  r  d  e  r- Halle  a.  S.  u.  a.:  »Diese  Arbeitsnachweisstellen 
sind  hinsichtlich  der  allgemeinen  Erhaltung  der  Arbeitskrattc  auf 
dem  Lande  c^eradezu  schädlich.  Durch  diese  Arbeitsnachweisstellen 
werden  die  Leute  vom  Lande  verführt,  in  den  Slädlcn  Arbeitsgele- 
genheit zu  suchen.  Nun  ist  es  ja  sehr  leicht  möglich,  einen  kräf- 
tigen, ländlichen  Arbeiter  in  der  Stadt  unterzubringen.  Es  werden 
also  in  der  Regel  die  Arheiur,  die  vom  Lande  nach  solchen 
Steilen  hin  sich  melden  uiul  liie  glauben,  dass  es  in  der  Stadt 
schöner  sei,  hier  untergebracht  werden.  Dagegen  wird  von  den 
Arbeitsstellen  niemals  etwas  Ordentliches  wieder  aufs  Land  hin- 
auskommen, aus  dem  ganz  natürlichen  Grunde  auch  schon,  weil, 
wenn  ein  Zufluss  von  gesunden,  kräftigen  Arbeitern  vom  Lande 
nach  der  Stadt  kommt,  die  Arbeitgeber  nicht  daran  denken  wer- 
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den,  die  guten  Leute  abzuschieben,  sondern  immer  von  den 

schwachen  sich  zu  entlasten  suchen.  Je  mehr  ein  Aufschwung 
der  Industrie  in  der  Stadt  stattfindet,  um  so  schädlicher  werden 
derartige  Oj^anisattonen  für  das  Land  wirken,  da  durch  sie  die 
Arbeiter  in  vermehrtem  Masse  vom  Lande  angezogen  werden. 
Dagegen  wird,  wenn  in  der  Stadt  LJeberfluss  an  Arbeitskräften 
ist,  etwas  geeignetes  nicht  nach  dem  Lande  abgeschoben  wer- 
den« 'i.  Die  Plenarversammhing  des  Deutschen  Landwirtscliafts- 
rats  trat  den  Austiihruiigen  des  Re-fcrenten  bei  und  fasste  folq^cn- 
deii  Beschhiss;  »Die  ICrrichtung  von  Arbeitsnachweisen  durch 
Kommunen  und  andere  niciU  aus  Landwirten  gebildete  Körper- 
schalicu  in  den  grösseren  Städten  erscheint  lucht  geeignet,  einen 
richtigen  Austausch  der  Arbeitskräfte  zwischen  Stadt  und  Land 
herbetzufiihren,  begünstigt  vielmehr  einseitig  das  schädliche  Ab- 
strömen der  Arbeitskräfte  vom  Lande  nach  der  Städte 

Im  Kernpunkt  der  Sache  sind  obige  Ausführungen  richtig« 
wenn  auch  von  übertriebenem  Pessimismus  erHIIlt.  Denn  wenn 
keine  Arbeit  vorhanden  ist,  wird  auch  der  kräftigste  Arbeiter  vom 
Lande  nicht  angenommen,  und  in  den  meisten  städtischen  Be- 
trieben, die  sich  mehr  und  mehr  alle  mechanischen  Vorteile  zu 
Nutze  machen,  kommt  es  weniger  auf  hervorragende  Korperkraft 
als  auf  Geschicklichkeit  an.  Vor  allem  aber  ist  die  Annahme 
irrig,  dass  die  Arbeitsnachweise  prinzipiell  nur  nach  der  Stadt 
vermitteln.  Die  Arbeitsnachweise  in  München,  Frankfurt  a.  M., 
Hamburg,  Pforzheim  u.  a.  vermitteln  schon  jetzt  auch  ländliches 
Gesinde,  das  Arbeitsamt  in  Frankfurt  a.  M.  sogar  in  Verbindung 
mit  der  Landwirtschaftskannner  in  Wiesbaden,  und  diesen  Zweig 
der  Vermiitiungstätigkeit  noch  weiter  auszubauen,  wird  Aufgabe 
der  nächsten  Zukunft  sein. 

Dem  an  und  für  sich  unleugbaren  Nachteil  der  Arbeiisnach- 
weise.  dass  sie  indirekt  den  Zustrom  in  die  Städte  begünstigen, 
lässt  sich  aber  auch  entgegenwirken 

a)  durch  Gründung  von  Arbeitsnachweisen 
in  kleineren  Orten.  Bestehen  auch  in  klcuicicn  Orten  in- 
mitten ländlicher  Umgebung  Arbeitsnachweise ,  so  können  die 
Stellesuchenden  dort  vermittelt  werden,  und  man  braucht  sie  ja 
nicht  in  die  Grossstädte  zu  dirigieren ; 

ß)  durch  Errichtung  von  gemischten  Arbeit s- 

i)  Archiv  d.  Deutschen  LandwirUchafUrats,  XX.  Jahrg.  1896,  S.  274. 
a)  Oben  S.  109. 
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nachweisen  seitens  der  Vertreter  ländlicher  Interessen  zu- 
sammen  mit  städtischen  Behörden,  wie  in  Görlitz  ein  solcher  mit 
grossem  Erfolg  wirkt').  Solche  gemischte  Arbeitsnachweise  wer- 
den naturgemäss  den  Grundsatz  befolgen,  ländliche  Arbeiter  länd* 
liehen  Arbeitsstellen  zuzuweisen. 

Die  preussischen  Landwirtschaftskammern 
haben  übrigens  in  verschiedenen  Provinzen  Arbeitsnachweise  er- 
richtet, die  anscheinend  nicht  sehr  prosperiert  haben;  meist  sind 
sie  nicht  geneigt,  ihr  statistisches  Material  der  Oeffentlichkeit  zu- 
gänglich zu  machen. 

i)  Oben  S.  132. 
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V. 

Die  QesindevennitÜung  durch  spezielle  Gesindenach- 
weise. 

Ausser  den  allgemeinen  öffentlichen  Arbeitsnachweisen,  welche 
grundsätzlich  die  Vermittlung  al  1  e r  Arbeiterkategorien  betätigen, 
bestehen  in  vielen  deutschen  Städten  noch  spezielle  Gesindenach- 
weise,  d.  h.  Arbeitsnachweise,  welche  sich  ausschliesslich 
mit  Gesinde  Vermittlung  beschäftigen.  Diese  letzteren  lassen 
sich  wieder  in  drei  Gruppen  scheiden,  in  kommunale,  karitative 
nichtkonfessionelle  und  karitative  konfessionelle. 

I .  Kommunale  G  e  s  i  n  d  e  n  a  c  h  w  i'  i  s  e.  Tn  diese  Kate- 
gorie ist  die  »Amtliche  Arbeitsnachweisestelle  lur  Dienstboten« 
in  Oppeln  (Oberschlesien)  einzureihen.  Diese  An.stalt  wurde 
am  I.  April  1899  von  der  Stadtgemeinde  Oppeln  errichtet,  welche 
die  Kosten  der  Einrichluiii^  und  Unterlialtung  trägt.  Ihre  Orga- 
nisation ist  durch  ein  Ortsstatut  vom  8.  Februar  1 899  geregelt  >). 
Dasselbe  bestimmt  im  4,  dass  die  Stellenvermittlung  für  das 
Gesinde  unentgeltlich,  für  die  Dienstherrschaft  gegen  Zahlung  von 
5  Pros,  des  vereinbarten  Vierteljahreslohns,  mindestens  aber  i  Mk. 
50  Pfg.  erfolgt.  Die  Gebühren,  welche  lediglich  die  Kosten  der 
Unterhaltung  decken  sollen,  werden  im  Sinne  des  §  4  des  Kom- 
munalabgabengesetzes vom  14.  Juli  1893,  eventuell  un  Verwal- 
tungszwangsverfabren  beigetrieben.  Nach  §  6  des  Ortsstatuts  sind 
die  Ge»ndenehmer  verpflichtet,  der  Arbeitsnachweisesteile  von 
der  Annahme  eines  ihnen  zugewiesenen  Dienstboten  innerhalb 
24  Stunden  nach  Zuweisung  auf  dem  vorgeschriebenen  Formular 
Mitteilung  zu  machen.  Beschwerden  über  die  Arbeitsnachweise- 
stelle werden  nach  §  7  endgültig  vom  Magistrat  entschieden. 

t)  ZmdlmSk  da  Ma^itnti  ni  Oppda  «n  den  Verf. 
ZcilKbiift  für  die  g««.  Stmtswinemch.  BislonieBiJwfk  10.  10 
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Ueber  die  von  der  Anstalt  erzielten  Erfolge  wird  mitteilt, 
dass  seit  dem  Bestehen  des  Gesindenachweises  bis  28.  April  1903 
503  Angebote  und  229  Nachfragen  vorgekommen,  sowie  229  Stel- 
len vermittelt  worden  sind,  darunter  waren  2r6  weibliche  und 
13  männliche  Dienstboten.  Der  Nachteil  dieser  Organisation  be- 
steht in  der  Gebührenerhebung^.  Um  erfolgreich  gegen  die  Schä- 
den der  gewerbsmässigen  Vermittlung  anzukämpfen ,  ist  Unent« 
geltlichkeit  einer  wenn  auch  nicht  sehr  hohen  Gebührenerhebung 
vorzuziehen.  Die  Krc^cbnissc  der  Oj^jirlncr  Einrichtung  sind  be- 
scheiden. 56  Vermittlungen  durchschnitthch  in  einem  Jahr  be- 
sagen auch  lür  eine  Stadt  von  nur  30000  Einwohnern  nicht 
sehr  viel. 

2.  Karitative  n  i  c  h  t  k  o  n  f  e  s  s  i  o  n  e  1 1  e  (i  e  s  i  n  tl  e  - 
nachweise.  Der  unter  Leitimg  des  Geh.  Regiei ung.-^rals  Prof. 
Dr.  l'.  BdJiimrt  stehende  Verein  Volks  w  o  h  U  in  Dresden 
hat  zahlreiche  philanthropische  Institutionen  geschaffen,  die  für 
alle  derartigen  Bestrebungen  immerdar  leuchtende  Vorbilder  sein 
werden.  Auch  auf  «iUe  karitative  Gestndevermittlung  hat  der  Ver» 
ein  seine  reiche  Wirksamkeit  ausgedehnt.  Am  i.  Juli  1889  wurde 
ein  Mädchenheim  eröffnet,  mit  dem  seit  1890  eine  Stellenvermitt- 
lung verbunden  ist.  Das  Heim  bietet  in  behaglichen  Räumen 
stellenlosen  Mädchen  für  70  Pfg.  täglich  Wohnung,  Frühstäck  und 
Mittagessen.  Im  Gegensatz  zu  den  konfessionellen  Mädchenhei- 
men finden  hier  keine  Andachten  u.  s.  w.  statt ,  doch  ist  durch 
eine  verständige  Hausordnung  dafQr  gesorgt,  dass  grossstadtfremde 
Mädchen  vor  sittlichen  Gefahren  bewahrt  werden  und  Ersatz  für 
eine  Heimat  finden.  An  Gebühren,  die  einen  Teil  der  Kosten 
der  Unterhaltung  decken  sollen ,  werden  erhoben  von  Dienst- 
mädchen 25  Pfg.,  von  Herrschaften  50  Pfg.  Einschreibgebühr  und 
50  Pfg.  Vermittlungsgebühr. 

Die  Vermittlungstätigkeit  gestaltete  sich  in  den  letzten  Jahren 
wie  folgt: 

Jahr  Offiene  Stellen  Vermittlungen 

1897  1912  1177 

189S  t4So  857 

1899  1380  775 

1900  >«5o  597 

looi  i-,iS  7«;6 

igo.:  1120  450 

Das  nichtkonfessionelle  Mädchenheim  hat  gegenüber  konfes« 
sionelien  Schwesteranstalten  den  Vorzug,  dass  bei  der  Verwal- 
tung  nicht  konfessionelle  Gesichtspunkte  sachlichen  vorangestellt 
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werden.  Ferner  i.-.t  der  Zwang  zu  religiösen  Uebungcn  dort  nicht 
ein\\ aiidfrei,  wo  nicht  für  alle  Konfessionen  Mädchenheime  be- 
stehen und  wo  daher  unter  Umständen  Mädchen  in  das  Heim 
einer  fremden  Konfession  eintreten.  Auf  die  gemeinsamen  An- 
dachtsübangen  kann  audi  insolern  leicht  v^^chtet  werden,  als 
die  Mädchen  Zeit  haben,  die  Kirchen  ihrer  Konfession  zu  be- 
suchen, und  weil  das  Bedürfnis  nicht  dringend  ist,  da  es  sich  bei 
Dienstmädchen  meist  nur  um  den  Aufenthalt  von  wenigen  Tagen 
handelt. 

Unter  die  Kategorie  der  nichtkonfessionetten  Gesindenach- 
webe gehören  auch  die  von  Frauenvereinen  eingerichteten 
gemeinnützigen  Arbeitsnachweise,  die  allerdings  oft  ausser  dem 
Gesinde  noch  Hausbeamtinnen  u.  s.  w.  vermitteln,  aber  gewöhn- 
lich nur  an  Mitgheder.  Als  Beispiele  seien  erwähnt :  der  Berliner 
Letteverein,  der  Berliner  Hausfrauenverein,  die  Hamburger  Orts- 
gruppe des  Allgemeinen  Deutschen  Frauenvereins. 

3.  Konfessionelle  Gesindenachweise.  Der  Ge- 
sindevermittlung haben  sich  schon  früh  die  kirchlichen  Kreise  an- 
genommen ,  wie  ja  überhaupt  die  karitative  Tätigkeit  auf  die 
Kirche  /.urückzulühren  ist.  Die  in  den  grösseren  Städten  einge- 
richteten konfessionellen  Gesindenachwcisc  bieten  stellesuchenden 
Dienstboten  gegen  eine  geringe  Vergütung,  die  meist  nicht  die 
Selbstkosten  deckt,  Obdach  und  Verpflegung,  ausserdem  betrei- 
ben sie  die  Stellenvernültlung  gegen  (iebuhren  oder  unentgeltlich 
unter  Entgegennahme  freiwilliger  Beiträge.  Diese  Gesindenach- 
weise sind  alle  ziemlich  gleich.utig  eingerichtet,  die  Leistungen 
sind  je  nach  den  Einnahmen  des  Vereins,  der  die  Gesindcver- 
mittlung  in  die  Ifond  nimmt,  verschieden.  In  manchen  dieser 
Anstalten  zahlen  die  Dienstboten  gar  keine  Vermittlungsgebüh- 
ren, in  den  meisten  einen  geringen  Betrag,  der  fast  in  allen 
Fällen  niedriger  normiert  ist  als  derjenige  fUr  Herrschaften.  In 
den  Anstalten,  die  unter  Leitung  einer  Hausmutter,  Oberin, 
stehen,  herrscht  eine  strenge  Hausordnung,  und  es  besteht  ein 
Zwang  zu  religiösen  Uebungen,  dem  sich  Mädchen  auch  dann 
unterwerfen  müssen,  wenn  sie  einer  anderen  Konfession  angehö- 
ren. Einigen  konfessionellen  Gesindenachweisen  sind  auch  Haus- 
haltungsschulen angegliedert.  In  Deutschland  bestel.cn  derartige 
Nachweise  von  evangelischen  sowie  von  katholischen  Vereinen. 

a.Die  evangelischen  Gesinde  nach  weise,  meist 
Marthaheime  oder  -häuser  genannt,  haben  ihren  S  Ii werpunkt 

10* 
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in  Gegenden  mit  überwiegend  evangelischer  Bevölkerung.  Ueber 
ihre  Leistungen  als  Vermittlungsanstalten  besitzen  wir  nur  von 
einigen  grösseren  Städten  statistische  Nach  Weisungen.  Aber  auch 
diese  haben  nicht  Anspruch  auf  Vollständigkeit.  In  emzelnen 
Heimen  werden  diejenigen  Dienstboten,  die  dort  logieren,  fiber> 
haupt  nicht  eingetragen.  Die  Buchführung  bei  allen  konfessio- 
nellen Anstalten  ist  meist  primitiv.  Da  es  sich  nicht  um  gewerbs* 
mässi^e  Gesindevermittlung  handelt,  findet  eine  behördliche  Kon- 
trolle der  Bücher  nicht  statt.  Die  Gesindt  vermittlung  ist  bei  ein- 
zelnen Marthaheimen  ganz  bedeutend.  Z.  fi.  wurden  im  Dres- 
dener Marthaheim  in  der  Altstadt 

1896  470  Penonen  vermittelt  |    1900  1524  Personen  vermittelt. 

1897  926       »  * 

1898  1181        >  • 

1899  1385       >  • 

Daneben  vermittelte  das  unter  derselben  Leitung  stehende 
seit  1898  in  der  Neustadt  eingerichtete  Marthaheim 

1S98  1345  Personen  1901  1215  Personen 

1899  1149       •  j        190«  1063  * 

1900  1157       »  I 

Das  evangelische  Marthahaus  in  Stuttgart  er/.ieitc  in  den 
letzten  Jahren  in  der  Gesindevermittlung  folgende  Erfolge: 

Jahr  Offene  Stellen      Stellengesuche  Vermittelt 

1900  5$t  389  17a 

1901  2026  946  608 
1002                 2062                973  681 

Eine  Statistik  über  eine  längere  Reihe  von  Jahren  liegt  vom 
Marthahaus  in  K  a  r  l  s  r  u  h  e  M  vor. 


190 I  1489 
190a  1533  » 


Jahr 

Offene  Stellen 

Stellengesuche 

Vermittelt 

1894/5 

5012 

4970 

3091 

1896 

4620 

390« 

2895 

1897 

6395 

3160 

»343 

1898 

4090 

2280 

1647 

1S99 

43S9 

2545 

1053 

1900 

4688 

2734 

1184 

190t 

4«65 

2536 

1096 

1903 

4177 

2832 

"35 

Das  Marthahaus  in  Darmstadt  vermittelte  nach  den  Jah- 
resberichten der  Zentralanstalt  fQr  Arbeits»  und  Wohnungsnach- 
weis zu  Darmstadt 

1900  nngefthr      900  Dicnilboten 

1901  »        1000  > 

1902  •        1849  » 

1)  Mitl.  der  Marthahausvervvaltuiig  Karlsruhe  an  den  Verf. 
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b.  Die  k  a  t  h  i>  1  1  s  c  h  e  n  G  e  s  i  n  d  c  n  a  c  h  \v  c  i  s  c  ,  meist 
Marien  anstallen  (Marienhäuser)  genannt  (auch  Bezeichnun- 
gen wie  Bennostift  [Dresden],  Barmherzige  Schwesternhaus  [Darm- 
stadt]  kommen  vor)  verfolgen  die  gleichen  Ziele  wie  die  Martha- 
häuser,  jedoch  auf  katholischer  Grundlage,  und  stehen  meist  un- 
ter der  Leitung  katholischer  Frauenorden.  Ihre  Erfolge  sind  in 
überwiegend  katholischen  Gegenden  sehr  bedeutend.  So  vermit- 
telte z.  B.  die  Marienanstalt  in  München 

1900  7067  Dienstboten 

1901  6814 

Die  Marienanstalt  in  Augsburg  vermittelte  1902  nach  Mit- 
teilung der  leitenden  Oberin  ungefähr  2000  Dienstboten. 

Die  konfessionellen  Gestndenachweise  haben  im  allgemeinen 
folgende  Vorzüge: 

1.  Sie  wirken  durch  reelle  Vermittlungstätigkeit  den  Schäden 
der  gewerbsmässigen  Gesindevermittlung  entgegen. 

2.  Sic  bieten  stellesuchendcn  Dienstboten  eine  solide  Ge- 
legenheit zum  Aufenthalt  und  zur  Verkösii^ung  bei  ausserordent- 
lich billigen  Freisen.  Das  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  für 
Grossstadtf,  wo  häufig  zur  Badesaison  im  Hochsommer  das  Ge- 
sinde enliassen  wird. 

3.  Sie  bieten  Dienstboten  während  der  Slellenlosigkeit  Ge- 
legenheit zu  nützlichci  iicschattigung,  namentlich  dort,  wo  an 
diese  Heime  Haushaltungsschulen  angegliedert  sind. 

4.  Sie  kommen  den  Bedürfnissen  derjenigen  Herrschaften 
entgegen,  welche  bei  der  Auswahl  des  Gesindes  überwiegend  kon- 
fessionelle Gesichtspunkte  walten  lassen. 

5.  Sie  befriedigen  religiöse  Bedürfnisse  des  Gesindes  während 
des  Aufenthalts  bei  Stellenlosigkeit. 

Diesen  Vorzügen  stehen  folgende  Nachteile  gegenüber: 

1.  Sie  werden  geneigt  sein,  wie  bei  der  Verwaltung  des  Ge« 
Sindenachweises  so  auch  bei  der  Gesindevermittlung  konfessio- 
nelle Gesichtspunkte  andern,  z.  B.  wirtschaftlichen,  voranzustellen. 

2.  Sie  erheben  Gebühren  direkt  oder  indirekt  durch  frei» 
willige  Beiträge,  denen  sich  die  Interessenten  nicht  entziehen  kön- 
nen, während  die  allgemeinen  kommunalen  oder  karitativen  Ar- 
beitsnachweise für  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  regelmässig  un- 
entgeltlich ihre  Tätigkeit  ausüben. 

3.  Sie  üben  insofern  einen  religiösen  Zwang  aus»  als  sie 
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Dienstboten  einer  andern  Konfession  zu  Andachtsübungen  nach 
einem  ihnen  fremden  Ritus  nötigen. 

Dass  hiernach  die  Vorzüge  weitaus  die  Nachtetie  überwie- 
gen, bedarf  keiner  Auseinandersetzung.  Die  konfessionellen  Ge- 
sindenachweise  werden  besonders  dort  zu  fördern  sein,  wo  noch 
keine  allgemeinen  kommunalen  oder  karitativen  Arbeitsnachweise 
bestehen. 
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VI. 

Andere  Formen  der  Gesindevermittiung. 

I.  Gesindevermittiung  durch  Dienstboten- 
kr  an  k  e  n  k  a  s  s  e  n.  Das  badische  Gesetz  vom  7.  Juli  1892  be- 
stimmt in  §  14,  dass  die  Dienstboten  der  rcich.s_  csct/Iichen  Kran- 
kenversicherung unterliegen,  und  ermöglicht  ihn-  Versicherung^  bei 
der  Gemeinde,  in  der  sie  beschäftigt  sind,  oder  bei  einer  Orts- 
krankenkassc.  Die  Kommiinalbchördcn  in  Mannheim  entschieden 
sich  für  l  lrnchtung  einer  eigenen  ( )rtskrankcnkasse,  und  so  trat 
im  Februar  1893  die  Ortskrankenkasse  der  Dienst- 
boten in  Mannheim  ins  Leben.  Dieselbe  liat  seitdem  eine 
segensreiche  W  irksamkeit  entfaltet  und  in  den  kt/lcn  Jahren  ihre 
sozialpolitischen  Ziele  noch  weiter  gesteckt.  Da  sich  in  der  Stadt 
Mannheim  der  Mangel  an  häuslichen  Dienstboten  besonders  fühl- 
bar macht,  plante  der  Rechner  und  Verwalter  der  Kasse,  Josef 
Kempf,  anfangs  19CX},  bei  der  von  ihm  verwalteten  Kasse  eine 
gemeinnützige  Stellenvermittlung  für  Hausgesinde  einzuführen.  Er 
ging  dabei  von  dem  Gedanken  aus,  dass  Herrschaften  wie  Dienst- 
boten sich  lieber  zur  Ortskrankenkasse  begeben  als  zur  Zentral- 
anstalt für  Arbeitsnachweis,  weil  bei  ersterer  fast  nur  weibliche 
Personen  verkehren,  während  bei  letzterer  ein  Verkehr  beider 
Geschlechter  stattfindet  Zur  Verwirklichung  dieser  Idee  war  die 
Genehmigung  der  Landeszentralbehdrde  erforderlich.  Das  Grossh. 
Ministerium  des  Innern  erteilte  dieselbe  unterm  17.  März  1900  un- 
ter der  Bedingung,  dass  für  die  Stellenvermittlung  nicht  eine  Ver- 
gütung erhoben  werde,  durch  welche  mehr  als  die  baren  Aus- 
lagen und  Verwaltungskosten  gedeckt  werden.  Dabei  wurde  da- 
rauf hingewiesen,  dass  die  Verwendung  irgendwelcher  Mittel  der 
Ortskrankenkasse  für  diesen  Zweck  durch  die  Bestimmung  des 
^  29,  Abs.  2  des  KrankenversicheruDgsgesetzes  ausgeschlossen  ist. 
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Im  September  1900  wurde  die  StellenTermittluDg  eröffnet. 
Dieselbe  erfolgt  für  Dienstboten  unentgeltlich,  während  von  den 
Dienstherrschaften  för  Auslagen  eine  Geböhr  von  i  Mk.  pränu' 
merando  erhoben  wird.  Da  diese  Kasse  auch  die  Beiträge  für  die 
Invalidenversicherung  erhebt,  ist  bei  ihr  iOr  Dienstboten  die  Kranken- 
versicherung, Invalidenversicherung  und  Stellenvermittlung  in  einer 
Hand  vereinigt.  Diese  exzeptionelle  Einrichtung,  welche  sonst 
nirgends  in  Deutschland  besteht,  hat  sich,  wie  die  ersielten  Re> 
sultate  beweisen,  vorzüglich  bewährt*).  Die  statistischen  Ergeb- 
nisse der  Anstalt  sind  folgende: 

Jahr  Oflene  SteUeo        Stellengesadie  Verraittelt 

1901  189t  1780  1312 

1902  1544  1845  "83 

Von  den  Stellesucheiidcn  ütammteii  121  aus  Mannheim,  808 
aus  dem  übriLjcn  l^aden,  172  aus  der  Bayr.  Pfalz,  492  aus  Würt- 
temberg, 84  aus  Hessen  und  168  aus  sonstigen  Staaten.  Die  Ver- 
mittlungstätigkeit übersteigt  bei  weitem  diejenige  der  Zentralanstalt 
für  Arbeitsnachweis  in  Bezug  auf  Hausgesinde  Man  befürch- 
tete anfangs  Kollisionen  im  Geschäftskreis  dieser  beiden  Anstalten, 
die  aber  glücklicherweise  nicht  eingetreten  sind.  Die  beiden  In* 
stitutionen,  die  dem  gleichen  Ziel  zustreben,  den  Schaden  der  ge- 
werbsmässigen Gesindevermittlung  entgegenzutreten,  wirken  fried- 
lich nebeneinander,  sich  gegenseitig  ergänzend. 

Die  Stellenvermittlung  der  Ortskrankenkasse  für  Dienstboten 
hat  zweifellos  grosse  Vorzüge.  Die  Kasse  vermag,  da  bei  ihr 
die  An<  und  Abmeldungen  der  Dienstboten  zusammenlaufen,  einen 
guten  Ueberblick  über  den  Dienstbotenwechsel  an  sich  zu  ge- 
winnen, und  damit  erleichtert  sich  ihre  Vermittlungstätigkeit.  Sie 
steht  vor  allem  in  engem,  natürlichem  Konnex  mit  den  Dienst- 
boten, wodurch  den  Beamten  bei  der  Vermittlung  die  Personen- 
kenntnis 7u  gute  kommt.  Endlich  ist  sie  in  der  Lage,  am  besten 
zu  kontrollieren,  ob  die  Einstellung  eines  von  ihr  zugewiesenen 
Dienstboten  bei  der  betr.  Herrschaft  tatsäciilich  erfolgt  ist,  weil 
bei  ihr  die  Anmeldung  zu  geschehen  hat.  Dadurch  kann  sie  eine 
zuverlässige  Statistik  liefern,  die  für  die  Beurteilung  des  Ar- 
beitsmarkts von  höchstem  Werte  ist.  Im  übrigen  besitzt  sie  die 
allgemeinen  Vorzücjc  der  ötl'entlichen  Arbeitsnachweise  mit  einer 
Einschrankun;^  :  sie  funktioniert  für  Herrschaften  nicht  vöUig  un- 

1)  Akten  der  OrUkrankenkasse  der  Dien»tbolen  in  Mannheim. 

2)  üben  S.  116. 
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en^eltlich.  Dieser  Nachteil  ist  freilich  geringfügig,  da  die  Gebühr 
eioesteils  sehr  niedrig  bemessen  ist  und  andernteils  den  leistungs- 
flihigeren  Interessenten,  den  Diens^feber,  trifft 

2.  Die  Gesindevermittlung  durch  Fachver^' 
einigungen  von  Gesinde.  Zu  den  seltensten  Formen 
der  Gesindevermittlung  gehört  diejenige  durch  Fachvereinigungen 
von  Gesinde.  Solche  Fachvereinigungen  sind  für  männliches  Ge« 
stnde  vor  einem  Jahrzehnt  gegründet  worden. 

Heute  besteht  noch  der  1893  in  Berlin  gegründete  »Allge- 
meine Deutsche  Dienerbund«,  der  mit  der  Berliner 
Dienerschule  verbunden  bt  und  satzungsgemäss  den  Zweck  hat, 
stellenlosen  Mitgliedern  unen^eltlich  Beschäftigung  nachzuweisen. 
Der  Verein  zählt  gegenwärtig  130  Mitglieder,  die  einen  monat- 
lichen Beitrag  von  einer  Mark,  bei  der  Aufnahme  ausserdem  ein 
Eintrittsgeld  von  3  Mk.  zu  zahlen  haben.  Die  stellenlosen  Diener 
erhalten  nicht  nur  in  Berlin  Stellung  nachgewiesen,  sondern  sind 
vom  Verein  aus  im  ganzen  Deutschen  Reich  und  auch  im  Aus- 
lände (Paris,  Montenegro,  Amerika,  Russland)  plaziert  worden'). 
Ueber  die  Zahl  der  Vermittlungen  lics^en  keine  Nachrichten  vor. 

Ein  lokaler  I  )ienervercin  bestand  in  den  90ev  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  Heidelberg.  Derselbe  ist  1899  wieder 
aufgelöst  worden.  Nach  Mitteilungen  eines  früheren  Vcreinsmit- 
glieds  war  die  Slellenvermittlung  niciu  bedeutend.  Auch  an  Ver- 
suchen, das  weibliche  Gesinde  zu  koalieren,  hat  es  nicht  gefehlt. 

Im  Jahre  1899  entstand  in  B  e  rl  i  n  eine  lebhafte  Dienstboten» 
bewegung  unter  der  Aegide  des  nationalsozialen  Schriftstellers,' 
jetzigen  Retchstagsmitglieds,  ff.  v.  Gerlach.  Es  fanden  Dienst- 
botenversammlungen  statt,  die  bezweckten,  einen  Ansturm  gegen 
die  veraltete  preussische  Gesindeordnung  zu  unternehmen,  sowie 
das  Augenmerk  weiterer  Kreise  auf  die  bestehenden  Missstände 
im  Gesindedienst  zu  lenken  und  günstigere  Lebensbedingungen, 
namentlich  Gewährung  von  bestimmten  Erholungspausen,  also 
Einschränkung  der  Arbeitszeit,  zu  erringen.  Die  Frucht  jener 
Agitation  war  die  Gründung  zweier  Vereine,  die  sich  die  Ver- 
wirklichung obiger  Ziele  gesteckt  hatten.  V.s  wurde  am  12.  Ok- 
tober 1899  der  Hilfs  verein  für  weibliches  Hausper- 
sonal und  am  I.Juli  1900  der  Verein  Berliner  Dienst- 
herrschaften   und  Dienstangesteliten  gegründet. 


I)  Min.  d.  Von.  Roben  Trogisch  a.  d.  Verf. 
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Beide  Vereine  erstrebten  neben  der  Durchfuhrung  eines  ausführ- 
lichen sozialen  Programms  auch  die  EinfUhrungteines  fiir  die  Mit- 
glieder unentgeltlichen  Arbeitsnachweises.  Ihre  Wirksamkeit  muss 
aber  nur  von  kurzer  Dauer  gewesen  sein,  denn  im  Berliner  Adress- 
buch fiir  1905  sind  sie  nicht  mehr  vermerkt.  Der  Versuch,  Dienst- 
herrschaften und  Dienstboten  in  einem  Verband  zur  Durchführung 
des  oben  bezeichneten  Programms  zu  vereinigen,  musste  an  den 
Innern  Gegensätzen  scheitern. 

Somit  haben  wir  im  allgemeinen  nur  negative  Resultate  zu 
verzeichnen.  Forschen  wir  nach  den  Gründen,  so  tritt  uns  sofort 
ein  Moment  entgegen,  das  aus  der  Natur  des  Gesindeverhältnisses 
hervorgeht,  l  ^as  Gesinde  hat  durch  die  Gebundenheit  seiner  per- 
sönlichen Stellung  kaum  die  Möglichkeit,  sich  /u  koalieren.  Eine 
feste  Normierun;^  der  Arbeitszeit  rcsp.  der  Arbeitsstunden  besteht 
nirgends  für  das  Gesinde,  und  ohne  diese  stellen  sich  der  gewerk- 
schaftliclien  Vereinigung  des  Gesindes  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten entgegen.  Auch  prinzipiell  wird  die  Be.sor^iiii^  des  Ar- 
beitsnaclnveises  durch  Arbeitnehmervereinigungen  /.u  verwerfen 
sein.  Es  handelt  sich  um  eine  Angelegenheit,  an  der  die  Arbeit- 
geber in  gleichem  Masse  interessiert  sind,  und  deshalb  wird  der 
Arbeitsnachweis  nur  auf  neutralem  Boden  gedeihen  können. 

3.  Gesindevermittlung  durch  die  Tagespresse. 
Entsprechend  der  Bedeutung  und  Verbreitung  der  modernen 
Presse,  die  in  alle  Schichten  des  Volks  eingedrungen  ist,  dient 
auch  der  Anzeigenteil  der  Zeitungen  als  ein  beliebtes  Mittel  IQr 
Bekanntgabe  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkt. 
Auch  Dienstherrschaften  und  Dienstboten  (letztere  gegenwärtig 
allerdings  in  weit  geringerem  Masse,  weil  ihnen  bei  ihrer  Begehrt- 
heit genügend  andere  Wege  als  kostspieliges  Inserieren  zur  Er- 
langung einer  Steile  offen  stehen),  benutzen  für  diesen  Zweck  die 
Presse,  und  wenn  man  den  Inseratenteil  der  Zeitungen  überblickt, 
so  kommt  man  zur  Ueberzeugung,  dass  ein  erheblicher  Teil  der 
Hausgesindcvermittlung  sich  durch  die  Zeitung  vollziehen  muss. 
Das  trifft  zu  für  die  grossstädtischen  Generalanzeiger  wie  für  das 
kleinste  Lokalblatt,  durch  das  die  Frau  Landrat  oder  die  h^rau 
Professor  ein  Dienstmädchen  sucht.  Ja  für  höher  qualifiziertes 
Gesinde  und  1  lausbeamtinncn  (Stützen  der  Hausfrauen.  Kinder- 
fränlcins,  Bonnen  )  ist  der  Anzeigenteil  einiger  Eamilienzeitschi  ülcn 
(besonders  »Daheinicj  der  gangbarste  Weg  zur  Erreichung  einer 
passenden  Stelle. 
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Natürlich  ist  der  Umfang  der  Gestndevermittlung  durch  die 
Presse  statistisch  nicht  zu  erfassen.  Selbst  wenn  man  mit  Hilfe 
der  Zeitungsexpeditionen  die  Zahl  der  inserierten  offenen  Stellen 
und  Stellengesuche  ermitteln  könnte,  wobei  zu  beachten  wäre, 
dass  derartige  Annoncen  häufig  von  vornherein  in  verschiedenen 
Zeitungen  zugleich  und  mehrere  Male  veröffentlicht  werden,  so 
wüsste  man  damit  noch  nicht,  in  wieviel  Fällen  ein  Erfolg  erreicht 
worden  ist.  Dieses  Ermittelungsverfahren  würde  aber  auch  daran 
scheitern,  dass  die  Zeitungen  darin  ein  Eindringen  in  geschäft- 
liche Verhältnisse  sehen  würden,  dem  die  Konkurrenzrücksichten 
entgegenstehen. 

Um  einen  ungefähren  Alassstab  Air  die  l^enutzung  der  Presse 
auf  dem  DicnsthotcniiMil:!  zu  [^t  winnen,  wäre  immerhin  eine  Zäh- 
Umg  der  inserierten  oltcnen  Stellen  und  StelU  n^csuchc  für  einen 
einzelnen  Platz  nicht  ohne  Interesse,  da  sie  zeigen  wurde,  dass 
der  An7.eigcnteil  der  Zeitungen  in  weit  höherem  Masse  benutzt 
wird,  als  man  bei  oberflächlicher  Betrachtung  vermutet.  Der  Ver- 
fasser h.at,  nur  um  eine  Stich[)robc  zu  geben,  eine  solche  Aus- 
zaiilung  m  Frankfurt  a.  M.  vorgenommen  und,  da  dort  für 
Dienstboten  eine  I4iagige  Kündigungsfrist  besteht,  einen  Zeitraum 
von  über  14  Tagen  ausgewählt.  Danach  wurden  inseriert  iur 
Hausgesinde 
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In  den  2  Zeitungen  zusammen  ergeben  sich  für  den  2!eitraum 
von  18  T^^en  demnach  1756  offene  Stellen.  519  Stellengesuche. 
Wenn  man  diesen  Ziffern  gegenüberstellt,  dass  im  ganzen  Jahre 
1902  bei  der  Städtischen  Arbeitsvermittlungsstelle  Frankfurt  a.  M. 
3231  offene  Stellen  und  1364  Stellengesuche  derselben  Kategorie 
registriert  wurden,  so  dürfte  klar  erbellen,  welch  wichtigen  Fak- 
tor auch  die  Presse  für  den  Dienstbotenmarkt  darstellt. 

Von  einer  Vermittlung  im  strengsten  Sinne  des  Worts  kann 
man  allerdings  bei  dem  W^e  durch  die  Zettung  nicht  reden ;  es 
existiert  keine  Mittelsperson,  die  Kontrahenten  treten  einander 
direkt  gegenüber.  Nur  im  weiteren  Sinn  ist  die  Zeitung  der  Ver- 
mittler, der  auch  seine  »Gebühren«  erhebt.  Für  die  Dienstherr- 
schaften ist  dieser  Weg  im  allgemeinen  bequem,  für  das  Gesiiidt- 
aber  zeitraubend,  lästig  und  mit  empfindlichen  Kosten  verbunden. 

4.  Freundschaftliche  Gcsindevermittlung. 
Als  letzte  Kategorie  von  Vermittlungen  kommt  noch  diejenige 
in  Betracht,  welche  freundschaftlicher,  ütlalliger  Natur  ist.  Zu- 
weilen besorgen  verwandte ,  befreundete,  bekannte  Dienstherr- 
schaften einander  Dienstboten,  und  letztere  spielen  mitunter  den 
Verniiiller  tur  ihre  Verwandten  oder  cuudinnen.  In  manciien 
ländlichen  Gegenden  werden  regelmässig  die  Vakanzen  und 
Stellengesuche  privatim  bekannt  und  privatim  erledigt,  ohne  dass 
es  förmlicher  Vermittlung  bedarf.  Je  grösser  die  Städte  sind, 
um  so  mehr  tritt  diese  Vermittlungsart  in  den  Hintergrund. 

Der  Umfang  dieser  Art  privater  Besetzung  von  Gesindestellen 
lässt  sich  natürlich  auch  nicht  auf  annähernde  Weise  schätzen, 
geschweige  denn  feststellen. 
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VII. 

Kritik  und  Reformvorschläge. 
X.  Kritik. 

Die  verschiedenartijren  Formen,  in  denen  sich  die  Gesinde- 
vermittiung  vollzieht,  sind  im  ein/celnen  besprochen  und  kritisch 
beleuchtet  worden.  Aus  einer  Gegenüberstellung  der  einzelnen 
Vermittlungsformen  ergab  sich,  dass  in  den  öffentlichen  allge- 
meinen Arbeitsnachweisen,  wenn  sie  gewissen  (als  Fostulate  be- 
reits formulierten)  Anümrderungen  entsprechen,  die  rationellste 
Form  für  eine  zwedmiässige  Arbeitsvermittlung  im  Gesindewesen 
zu  erblicken  ist,  die  des  weiteren  Ausbaus  durchaus  filhig  ist. 
Und  namentlich  erscheint  der  kommunale,  auf  paritätischer  Grund- 
läge  errichtete  Arbeitsnachweis  berufen,  ein  solider  Unterbau  fiir 
die  gesamte  öffentliche  Arbeitsvermittlung  zu  werden.  Die  von 
einigen  Seiten  geforderte  Verstaatlichung  des  Arbeitsnachweises 
kann  vorerst  nicht  in  Betracht  kommen.  Auch  mit  der  obligato> 
rischen  Einführung  von  Arbeitsnachweisstellen  würde  das  Problem 
noch  lange  nicht  gelöst  sein.  Wir  besitzen  eine  Reihe  öffentlicher 
Arbeitsnachweise,  die  lediglich  auf  Initiative  der  staatlichen  Ver- 
waltungsorgane errichtet  worden  sind  und  nur  eine  Scheinexistenz 
fristen.  Der  Arbeitsnachweis  darf  nicht  künstlich  von  oben  einem 
komiTiunnlen  Organismus  eingepfropft  werden  —  er  muss  von  un- 
ten heraufwachs(  n  und  seine  LcbcnsfahiL.'keii  erweisen.  Die  Ge- 
meinde mit  ihren  intimeren  W'cchsclbe/.ii  luinc;en  zum  Publikum 
erscheint  gerade  für  die  Durchführung  der  hier  in  Betracht  kom- 
menden volkswirtschaftlichen  Aufgabe  geeigneter  als  der  Staat, 
bei  dem  sich  die  Gefahr  einer  Bureaukratisierung  —  und  diese 
wäre  der  Todeskeim  für  den  Arbeitsnachweis  —  nicht  von  der 
I  land  weisen  lasst. 
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Wie  schon  dargelegt,  haben  die  dflfentlichen  allgemeinen  Ar- 
beitsnachweise —  wo  sie  noch  karitativ  gestaltet  sind,  wird  ihre 
Kommunalisierung  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein  —  auch  für  die 
Gesindevermittlung  ihre  Qualifikation  erwiesen.  Die  erzielten  Re- 
sultate, im  ganzen  betrachtet,  sind  noch  nicht  übermässig  günstig, 
aber  auch  nicht  zu  unterschätzen  in  Anbetracht  der  Tatsache, 
dass  es  sich  um  ziemlich  junge  In>.litutionen  handelt.  Schon  jetzt 
sind  sie,  und  das  ist  ihr  grosse.^  Verdienst,  überall  für  die  ge- 
werbsmässige Vermittlung  eine  heilsame  Konkurrenz  geworden. 
Das  ist  bereits  amtlich  anerkannt.  So  bemerkt  der  preussische 
Gewe: heaiifsichtsbeamte  für  den  Bezirk  Köln  in  seinem  Jahr- 
bucli  lür  u/x^:  >I)as  X'orj^ehen  der  Arbcilsnachweisanstalt  hat  aul' 
dem  Gebiet  der  hie.sis^'cii  ;_;(  \v(  i  hMnassii^en  Stellenvermittlung  einen 
gan/Jichen  Um.schwung  hei\  ur;4erufen.  So  z.  B.  inserieren  fast 
alle  Stellenvermittlcr,  dass  Dienstmädchen  nunniclu  keine  Ein- 
schreibgebühr zu  enlrichlen  haben,  andere  bieten  «anz  kostenfreie 
\  erniilllunj^  sowie  kostenloses  Logis  bis  zur  Krlangung  einer  Stelle 
an  usw.«  Aehnlich  bemerkt  der  Aufsichtsbeamte  für  den  Bezirk 
Hessen  I,  dass  die  Benutzung  der  Zentralanstalt  für  Arbeits- 
und  Wohnungsnachweis  in  Darmstadt  für  Dienstboten  unentgelt- 
lich und  diese  Einrichtung  wohl  geeignet  ist,  die  Nachteile  der 
teuren  Privatstellenvermittlung  zu  umgehen.  Auch  das  Städtische 
Arbeitsamt  München  weiss  von  ähnlichen  erfreulichen  Erfah- 
rungen zu  berichten  >). 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  nur  dort,  wo  tüchtige  Leistungen 
der  Arbeitsnachweise  vorliegen,  die  Missstände  auf  dem  Gebiet 
der  gewerbsmässigen  Gesindevermittlung  nachgelassen  haben,  die 
Gesetzgebung  allein  hat  auf  die  Besserung  der  Zustände  nur  ge- 
ringe Wirkung  ausgeübt,  und  das  Urteil  von  Verwaitungsmännem 
lautet  allgemein  dahin,  dass  selbst  die  Ausfuhrungsverordnungen 
der  Gewerbenovelle  von  1900  —  so  trefflich  sie  in  einzelnen 
Punkten  auch  sein  mögen  —  im  allgemeinen  ungenügend  sind. 

Die  hauptsachlichsten  Mängel  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung in  Bezug  auf  die  gewerbsmässige 
Ge si  n d e  V  e  r  m  i  1 1 1  un  g  lassen  sich  in  drei  Gruppen  zerlegen; 

I.  Die  vom  G  t:  s  i  n  d  e  v  e  r  m  i  c  t  e  r  zu  erfüllenden 
K  o  n  z  e  s  s  i  o  n  s  b  e  d  i  n  g  u  n  g  e  n  sind  unzureichend. 
Da  Tatsachen  vorhegen  müssen,  welche  die  Unzuvcriässigkeit  des 


l)  Soziale  Traxis,  9.  Jaiug.,  Nr.  15. 
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Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb 
dartun,  um  zur  Versagung  der  Konzession  zu  gelangen,  so  wird 
im  allgemeinen  jeder  Nachsuchende  zum  Gewerbebetrieb 
zugelassen  werden  müssen,  denn  ehe  jemand  den  Gewerbebetrieb 

beginnt,  werden  regelmässig  solche  Tatsachen,  welche  die 
Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  Ge- 
werbebetrieb dartun,  eben  nicht  zu  erweisen  sein.  Ist  die 
konzessionierende  Behörde  geneigt,  den  s>  34  R.G.O.  streng  zu 
interpretieren,  um  alle  irgendwie  bedenklichen  Kleinentc  von  dem 
Gewerbebetriel)  fern  zu  halten,  so  ist  noch  mit  der  Judikatur  der 
Verwaltungsgcrichlc  zu  rechnen.    Davon  einige  Beispiele. 

In  XiirnbcrgM  wurde  in  letzter  Zeit  einer  Frauensperson, 
die  dreimal  wegen  gewerbsmässiger  Unzucht  und  wegen  einer 
Anzahl  anderer  Delikte  vorbestraft  war,  die  Erlaubnis  zum  Ge- 
werbebetrieb als  Ge^inde\-ermiett  rin  versagt.  Das  Rekursver  tahren 
ging  bis  zur  letzten  lubtcinz,  und  der  Verwaltungsgericht^ihof  in 
München  entschied  auf  Zulassung  ziuu  Gewerbebetrieb,  weil  seit 
der  Bestrafung  mehrere  Jahre  vergangen  waren,  in  denen  gegen 
die  Person  nichts  Nachteiliges  bekannt  geworden  war.  Auch  die 
ersten  Instanzen  lassen  es  oft  an  der  nötigen  Strenge  fehlen.  So 
wurde  in  Heidelberg  vor  einiger  Zeit  die  Ehefrau  eines  mehr* 
fach  vorbestraften»  übel  beleumundeten  Menschen  als  Gesinde- 
vermieterin konzessioniert*).  In  diesem  Falle  lagen  eben  auch 
keine  Tat s ach e n  vor,  welche  die  Unzuverlässigkeit  der  Pe- 
tentin in  Bezug  auf  den  beabsichtigten  Gewerbe- 
betrieb dargetan  haben.  Ein  Gesindevermieter  in  Leipzig, 
der  im  Jahr  1899  wegen  Diebstahls  in  12  Fällen  zu  2  Wochen 
Geiangnis  verurteilt  worden  und  dem  die  F'ortführung  des  Ge- 
W'  rbcs  untersagt  war,  petitionierte  um  Wiederzulassung.  Sein 
Gesuch  wurde  vom  Rat  der  Stadt  Leipzig  befürwortet,  in 
höherer  Instanz  aber  abgelehnt.  Ein  Gesindevermieter  in  Dres- 
den, dessen  Ehefrau  vor  einigen  Jahren  wegen  Diebstahls,  Ur- 
kundenfalschim»;  und  cfeu  ei bsmiissiger  Unzucht  mehrfach  bestraft 
worden  war,  und  dem  man  den  (jcwerbcbetrieb  untersagt  hatte, 
wurde  zu  diesem  leizimstanzlich  wieder  zugelassen  auf  Befürwor- 
tung des  Rats  der  Stadt  Dresden  ''). 

Bei  dieser  laxen  Durchführung  des  §  34  R.G.O.  in  der  Praxis 

l)  Akten  des  Magistrats  zu  Nürnberg. 
2}  .\ktcn  des  Grossh.  b;\ihsclicn  Hezirksamts  Mannheim. 
3}  Akten  des  Kgl.  Sächsischen  Minutenums  des  Innern. 
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ist  man  versucht,  die  Frage  aufzuwerfen,  aus  welchen  Tati^acheo 
oder  Delikten  eigentlich  die  Unzuverlässigkeit  iieser  Gewerbe- 
treibenden gefolgert  werden  kann.  Der  preussische  Ministerial- 
erlass  vom  12.  Februar  1898 *)  beurteilt  jedenfalls  die  reichsge- 
set/. liehen  Bestimmungen  anders  als  die  obengenannten  Be- 
hörden. 

II.  Der  Schwerpunkt  der  Bestimmungen  ist 
auf  die  Buchführung  gelegt,  die  sich  am  aller- 
wenigsten kontrollieren  lässt  Die  Buchführung  der 
Gesindevermieterinnen  entbehrt  regelmässig  der  Zuverlässigkeit. 
Missstände  können  bei  den  Revisionen  schwer  aufgedeckt  wer- 
den, denn  sobald  es  sich  luii  V'crmittclungsgcschatte  liandclt,  die 
aus  irgend  einem  Grunde  zu  beanstanden  sind,  werden  einfach 
die  Eintragungen  unterlassen.  Auch  dürfte  schwer  zu  kontrollieren 
sein,  ob  nicht  die  Gestndevermieterinnen  in  ihr  Buch  geringere 
Gebuhrensätze  eingeschrieben  haben,  als  sie  von  den  Interessenten 
gefordert  haben  —  unter  Umständen  geschieht  dies  sogar  mit 
Einverständnis  der  letzteren.  Hausfrauen,  die  dringend  ein  Dienst- 
mädchen benötigen,  drücken  der  Vermieterin  gern  einen  Extra- 
taler  in  die  Hand,  nur  um  befriedigt  zu  werden.  Da  die  Bücher 
Unterlagen  für  die  Steuerbehörden  bilden,  ist  ein  doppelter  An- 
reiz vorhanden,  möglichst  wenig  Eintragungen  zu  machen. 

Für  die  Richtigkeit  des  Gesagten  sprechen  die  Erfahrungen 
von  Praktikern.  Arbeitsamtsverwalter  Sc/iM/cr-\J\m  hat  in  fünf 
Fällen,  in  denen  er  als  Zeuge  vor  das  Amtsgericht  geladen  war, 
da  er  bei  der  Visitation  eine  unrichtige  Buchführung  ermittelt 
hatte,  bei  der  gericlitlichen  Verhandlung  dem  Richter  auf  die 
l'"iae;e,  ob  ihm  nicht  auch  die  Versäumnis  von  Mintragen  in  die 
Bücher  bekannt  sei,  die  Antwort  geben  müssen,  ausser  in  jenen 
Fällen,  hinter  die  er  durch  Zufall  gekommen  sei,  k()nne  er 
nichts  nachweisen  ^'i.  Arbeitsamtsverwalter  ////crwrr-Wiirzburg 
bemerkt  in  einem  Bericht  an  das  bayrische  Ministerium  des  In- 
nern vom  Jahre  1900:  »Die  Vermittler  kiinnen  in  ihre  Listen 
(Gcschäitsbücher)  eintragen,  was  ihnen  beliebt.  Die  Vollständig- 
keit und  die  Richtigkeit  der  Geschäftsbücher  kann  nicht  kontrol- 
liert werden,  denn  es  ist  eine  positive  Handhabe  nicht  gegeben. 
Dass  die  Stellenvermittler  nicht  alle  Aufträge  verbuchen,  ist  ziem- 

1)  üben  S.  48. 

2)  Protokoll  der  Verhandlungen  der  Verwaltangsbcauiten  der  württ.  Arbeits- 
fimter  v.  17.  Juni  1901  in  Stut^art 
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lieh  naheliegend,  denn  das  Geschäftsbuch  bildet  gegebenenfalls 
einen  Ausweis  Hir  die  Steuerbehörde«  ^).  Von  Interesse  ist  auch 
ein  Bericht  eines  PoUzeibeamten  an  die  Grossh.  badische  Polizei- 
direktion Mannheim  von  1902  Uber  die  von  ihm  vorgenom- 
menen Revisionen  der  Geschäftsbücher  der  Gesindevermieter: 
»Misstrauen  erregte  bei  mir  die  Tatsache,  dass  ich  bei  keinem 
der  Stellenvermittler  Gebührenüberforderungen  feststellen  konnte, 
trotz  vorgenommener  Stichproben  und  trotz  der  Anschuldigungen 
mehrerer  Steltenvermittler  von  Seiten  anderer.  Hieraach  scheinen 
alle  Aufträge,  die  nicht  vorschriftsgemäss  und  nicht  ohne  Gebühren- 
Überforderung  erledigt  wurden,  nicht  in  die  Geschäftsbücher  auf- 
genommen worden  zu  sein.  Eine  Prüfung  des  ganzen  Geschäfts- 
betriebs muss  deshalb  resultatlos  bleiben,  wenn  die  Ucberforde- 
rungen  nicht  durch  andere  Personen  zur  Kenntnis  der  Behörde 
gelangen«  "j. 

III,  Die  Vorschriften  über  die  Gebuhrentaxen 
sind  u  n  z  w  c  c  k  m  ii  s  s  i  rj.  Die  Polizeibehörde  hat  nach  72 
R.G.O.  auf  die  Höhe  der  (iebühren  der  Gesindevermieter  keinen 
Einfluss,  tnaif  der  Tarif  noch  so  unt^ereclit  und  ausbeuterisch  sein; 
nur  bei  Ueberschreitunf^  desselben  ist  eine  Bestrafung  möglich. 
Der  nach  §  75  a  K.G.O.  der  Ortspolizeibeliurde  einzureichende 
Gebührentarif  wird  urschriftlich  und  mit  dem  polizeilichen  Stempel 
versehen  dem  Gesindevermieter  zurückgegeben,  damit  er  ihn  in 
seinem  Geschäftsraum  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  an- 
schlage. Durch  die  Abstempelung  wird  im  Publikum  die  Vor* 
Stellung  erweckt,  dass  auch  die  Höhe  der  Gebühren  polizeilich 
festgesetzt  sei,  und  die  Gesindevermieter  nähren  diese  Annahme, 
namentlich  dann,  wenn  die  Gebührensätze  sehr  hohe  sind.  Das 
amtliche  Visum  trägt  also  zur  Täuschung  des  Publikums  bei. 
Nachdem  in  Hamburg  durch  die  Verordnung  vom  30.  April  1902 
die  Erhebung  der  s<^.  Einschreibgebühr  untersagt  worden  war, 
erhöhten  die  Gesinde  Vermieter  die  Vermittlungsgebühr  und  be- 
riefen sich  dem  Publikum  gegenüber  auf  die  neue  Verordnung. 
Dem  Verfasser  liegt  ein  Schreiben  im  Original  vor,  in  dem  eine 
Gesindevermieterin  von  einer  Herrschaft  8  Mk,  40  Pfg.  für  Ver- 
mittlung eines  Dienstmädchens  als  Provision  \  erlangte,  > welche 
nach  dem  neuen  Gesetz  4%  vom  Jahreslohn  betraget. 


1)  Akten  des  Kgl.  bayer.  Ministeriums  des  Innern. 

2)  Akten  der  Grossh.  badischen  Polizeidircklion  Mnanheim. 
Z«iucbrift  für  die  g«s.  SuauwiMeiuch.    Ergäntungsliert  lu.  1 1 
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a.  Reformvorschläge. 

Die  Missstände  der  gewerbsmässigen  Arbeitsvermittlung  durch 
Präventivmassregeln  zu  beseitigen,  ist  die  Aufgabe  von  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung.  Ueber  die  Mittet  und  Wege«  die  zur 
Besserung  der  gegenwärtigen  Zustände   eingeschlagen  werden 

sollen,  "chen  aber  die  Meinungen  noch  weit  auseinander.  Wer 
sich  vom  Banne  manchesterlicher  Anschaiuinfjen  nicht  loslösen 
kann  —  in  absoluter  Reinheit  wird  zwar  das  Laissez  faire-Vxixm^ 
in  Deutschland  von  keiner  Partei  mehr  vertreten  —  erwartet  im- 
mer noch  BesserunjT  durch  Selbsthilfe  der  Interessenten  und  hotTt. 
das^  finc  ijesundc  Konkurrenz  die  Auswüchse,  wie  sie  im  Para- 
.sitcntuni  der  Arbeits\  crmittlun^'  eiiipor^ewuchert  sind,  \on  selbst 
beseitiijeii  werde.  Duuiietral  entgci^enjJeset/.t  ist  die  Auffassung, 
dass  man  dureh  möglichst  viele  Gesetzesparagraphen  und  ein- 
gehendste poii/.eiliclie  Reglementierung  den  Uebelständen  wirk- 
sam zu  Leibe  gehen  könne. 

Beide  Auffassungen  sind  irrig.  Indem  man  freies  Spiel  der 
Kräfte  für  die  Ausbeuter  statuiert,  gelangt  man  niemals  zum 
wirksamen  Schutz  der  Ausgebeuteten,  und  bei  der  Selbsthilfe  ist 
der  wirtschaftlich  Schwache  andauernd  im  Hintertreffen.  Ganz 
besonders  triflIV  dies  auf  das  Gesinde  zu«  das  bei  geringer  Koa- 
litionsmöglichkeit sich  am  wenigsten  zu  schützen  vermag.  Ande- 
rerseits ist  durch  Polizeimassregeln  in  wirtschaftlichen  Dingen 
ein  Uebel  niemals  mit  der  Wurzel  zu  beseitigen. 

Als  radikalste  Losung  wird  von  manchen  Seiten  proponiert. 
die  gewerbsmässige  Stellenvermittlung  überhaupt  zu  verbieten. 
Derartige  Vorschläge  wurden  dadurch  gestärkt,  dass  in  Frank- 
reich die  gesetzgebenden  Faktoren  hierzu  schon  mehrfach  An« 
läufe  genommen  haben.  In  der  Session  der  Deputiertenkammer 
von  1897  wurden  über  die  Abschaflfung  der  Plazierungsbureaux 
drei  Gesetzentwürfe  eingebracht,  einer  von  Contant,  der  die  so- 
fortige Abschaliung  forderte,  einer  von  Berry,  der  eine  Frist  von 
einigen  fahren  \'orschliig,  und  einer  von  Mtsureur,  mit  bedingter 
Abschaffung,  wenn  dii'  sl  iJli^chen  Behörden  tlen  unentgeltlichen 
Arbeitsnachweis  fur  «genügend  entwickelt  ansehen.  Die  Kommis- 
sion beschloss  allinahiiche  Abschaffung  innerhalb  5  Jahren.  Am 
5.  März  1897  erklärte  sich  jedoch  der  Deputierte  GnilUinin  na- 
mens der  Minorität  der  Arbeitskommission  gegen  die  Abschaffung 
überhaupt,  sei  es  die  sofortige  oder  eine  allmähliche.  Er  äusserte 
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sich  sehr  verständig  dahin:  >In  diesem  Zeitpunkt  werden  wir 
noch  nichts  zu  stände  gebracht  haben,  wo  noch  kein  ernstlicher 
Anfang  zur  Organisation  gemacht  ist.  Von  heute  auf  morgen, 
oder  selbst  wie  es  die  Kommission  vorschlägt,  innerhalb  einer 
abgesteckten  Frist  die  begehenden  Bureaux  in  ganz  Frankreich 
abzuschaffen,  das  würde  hcissen,  den  Arbeitern  die  Möglichkeit 
einer  leichten  Arbeitsbeschaffung  nc  Innen,  ihren  wichtigst«  n  Inter* 
essen  entgegentreten«.  Am  19,  März  1897  wurde  von  der  Depu- 
tiertenkammer das  Weiterbestehen  des  privaten  Ai  biiitsnachweises 
neben  dem  öffentlichen  beschlossen,  nachdem  ihr  die  Regierung 
einen  entsprechenden  Gesetzentwurf  vorgelegt  hatte.  Auch  der 
."^cnat  hat  bis  jetzt  regelmässig  einer  Aufhebung  der  Vermittlungs- 
bureaux  Widerstand  entge!:;engesetzt. 

Am  29.  iSovcmber  1900  kam  ein  K  a  m  ni  c  r  b  e  s  c  h  1  u  s  s 
zu  Stande,  der  in  Abänderung  der  fruhcn  n  Bt  schlüsse  die  radi- 
kai>tcn  Bi  Stimmungen  traf.  Danach  wird  die  private  Stellenver- 
mittlung vollständig  zu  beseitigen  gesucht,  jedoch  ein  Kompromiss- 
weg durch  Statuierung  einer  Gnadenfrist  eingeschlagen.  Von  der 
Veröflentlichung  des  Gesetzes  ab  werden  keine  Konzessionen  zur 
Errichtung  privater  Stellenvermittlungsgeschäfte  mehr  erteilt.  Die 
bestehenden  Konzessionen  können  von  den  Gemeinden  sofort  ein* 
gezogen  werden,  jedoch  mCtssen  in  diesem  Fall  Entschädigungen 
gewährt  werden.  Die  entschädigungslose  Aufhebung  aller  pri- 
vaten Geschäfte  ist  nach  Ablauf  von  5  Jahren  gestattet.  Gemein- 
den mit  mehr  als  10  cxx>  Einwohnern  sind  verpflichtet,  unentgelt- 
liche Nachweise  einzurichten.  Die  kleineren  Gemeinden  haben 
zum  mindesten  ein  Register  zum  Eintragen  der  Stellenangebote 
und  Nachfragen  aufzulegen.  Der  Senat  hat  die  einschneidendsten 
Bestimmungen  gegen  die  Stellenvermittler  beseitigt  und  auch  sonst 
den  Gesetzentwurf  stark  modifiziert.  In  dieser  Form  ist  er  am 
3.  Februar  1902  wieder  an  die  Deputiertenkammer  gelangt,  welche 
sich  über  ihn  bis  15.  Mai  1903  noch  nicht  schlüssig  gemacht 
hatte.  Anscheinend  legt  die  Kammer  auf  die  sehr  abgeschwächte 
Vorlage  keinen  Wert  mehr. 

Im  gegenwärtigen  Stadium  enthält  der  Gesetzentwurf)  u.  a. 
folgende  Bestimmungen.  Art.  i  statuiert  für  j'-werbsinäs^ige 
Stellenvermittler  Konzessionspflicht  durch  die  Ürlsbeiiordc.  Die 

i)  Xr.  2940  Chambrt  des  Dcpulis,  7.  K'gi^lature  Session  <Ie  1900:  »Proposilion 
de  loi,  relative  au  placemcnt  des  employes  et  ouvriers  des  dcux  sexes  et  de  toates 
professions  «. 
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Genehmigung  kann  zurückgezogen  werden,  wenn  der  Vermittler 
wegen  gewisser  Delikte  bestraft  worden  ist.    Nach  Art.  16  ist 
Rekurs  an  den  Präfekten  bei  Verweij^erung  oder  Zurückziehung 
der  Genehmigung  zulässig.    Die  Anforderungen  an  die  Persön- 
lichkeit des  Stellenvcrmittlcrs  sind  nicht  hoch  geschraubt;  die 
Genehmigung  wird  erteilt       tonte  personne  majeure  de  fun  ou  de 
lautre  sext\  duuc  vioraliti  recouuuet.   Art.  4  führt  ohliffatorische 
Arbeitsnachweise  für  Städte  von  mehr  als  30000  Einwohnern  ein, 
während  es  für  kleinere  Gemeinden  hei  der  Bestimmung  des  Knt- 
wurfs  der  I  )ej)utiertenkammer  verbleibt,   wonach  diese  zum  min- 
desten ein  Rcgi.stcr  zum  Hintragen  der  Stellenangebote  und  Nach- 
fragen aufz.ulegen  haben.    Art.  7  sichert  den  Stadtbehörtien  einen 
Einfluss  auf  die  Höhe  des  Gebuhrentarits  der  gewerbsmässigen 
Vermittler.    Es  heisst  darin:  *Eiie  (rautoriti-  municipaU)  regle  le 
tarif  des  ärmU,  quipaurront  Hre  pcnus  dans  les  öureaux  faj  ants 
auiartsh*»   Art.  9  verbietet  ihnen  die  Erhebung  einer  Einschreib- 
gebühr: »/o  percepti<m  dun  droit  dinscriptum  prkalable  est  inter- 
ditet.   Eine  eigenartige  Strafbestimmung,  die  in  Deutschland  nir- 
gends eingeföhrt  ist,  enthält  Art.  13,  der  übrigens  auch  zivilrecht- 
liche Haftung  vorsiebt.    Danach  können  die  Gerichte  Urteile 
gegen  Stellenvermtttler,  die  nach  Art.  12  (Verleitung  zum  Kon- 
traktbruch etc.)  erfolgen,  auf  Kosten  der  Verurteilten  in  den  Zei- 
tungen veröffentlichen  und  an  den  Türen  des  GescbSftsbureaus 
und  des  Rathauses  anschlagen  lassen:     les  tribunaux  pourront 
ordonner  que  les  jugemeids  de  condamnation  prommcis  par  appli- 
cation  de  cet  artUU  t2,  soient,  par  extraits  ou  littiralemi  tit,  pu- 
blies dans  les  journaux  qn'ih  disigueront,  ou  affichis  aux  partes 
du  burenn  de  pUuetnent  et  de  la  mairie,  et  ce,  toujours  aux  frais 
du  fo/if/infnir* . 

Man  ersieht  raus,  dass  alle  Bestimmungen,  welche  die  De- 
putiertenkammer nn  Interesse  der  sotortigen  oder  schrittweisen 
Beseitigung  der  Stellenvermittler  getroffen  hatte,  durch  den  Senat 
ausgemerzt  worden  sind.  W  as  übrig  geblieben  ist  von  der  grossen 
gesetzgeberischen  Aktton.  ist  in  Bezug  auf  die  Stellcnvermittler 
nicht  viel  mehr,  als  was  in  Deutschland  bereits  Rechtens  ist.  Da- 
bei steht  es  noch  dahin,  ob  der  Entwurf  wirklich  Gesetzeskraft 
erhalten  wurd. 

Wir  können  daraus  die  Lehre  ziehen,  dass  die  radikalsten 
Forderungen  an  der  rauhen  Wirklichkeit  scheitern  müssen.  Man 
kann  eben  in  Frankreich  ebenso  wenig  wie  irgendwo  anders  die 
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gewerbsmässige  Stellen  Vermittlung  beseitigen,  ehe  man  für  sie 

ausreichenden  Ersatz  geschaffen  hat 

In  Deutschland  ist  der  öfft-nthche  Arbeitsnachweis  noch  lange 
nicht  in  dem  Grade  entwickelt,  um  die  gewerbsmässige  Stellen» 
vermittiung  ersetzen  zu  können.  £s  wird  daher  für  eine  Neu- 
regelung ein  vermittelnder  Uebcrgang  in  der  Weise  gefunden 
werden  iiuis-sen,  dass  die  rrewerbsniassige  Gesindevermittlung  in 
iiirer  Funktion  dort  belassen  wird,  wo  für  sie  noch  kein  genügender 
Ersatz  durch  Öffentliche  Nachweise  da  ist,  dass  aber  auch  die  Mög- 
lichkeit besteht,  überflüssige  Neukonzessionicrunc^cn  gewerbsmäs- 
siger Vermittler  zu  verhindern,  üm  dieses  doppelte  Ziel  zu  erreichen, 
glaubt  der  Verfasser  folgende  Vorschläge  machen  zu  sollen: 

A.  für  die  Gesetzgebung. 

1 .  1^  1  1)  I  u  h  r  u  n  g  des  B  e  d  ü  r  1  n  i  s  n  a  c  h  w  c  i  s  e  s  bei 
der  Konzessionierung  der  Gesindevermieter 
und  Stellenvermittler.  §  34  R.G.O.  ist  dahin  abzuän- 
dern, dass  nach  dem  zweiten  Satze  eingeschaltet  wird:  Die  Er- 
laubnis fflr  das  Geschäft  des  Gesindevermieters  und  Stellenver- 
mittlers ist  von  dem  Nachweise  eines  vorhandenen  Bedürfnisses 
abhängig.  Die  Bedürfnisfrage  ist  insbesondere  dort  zu  verneinen, 
wo  für  diese  Aufgabe  öffentliche  Arbeitsnachweise  bestehen. 

2.  Festsetzung  der  Taxen  für  Gesindever- 
mieter durch  die  Ortspolizeibehörde.  §76  R.G.O. 
ist  dahin  zu  ergänzen:  Die  Ortspoliaseibehörde  ist  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  der  Gemeindebehörde  befugt,  für  ...  .  Gesinde* 
Vermieter  *)  Taxen  festzusetzen. 

B.  für  die  Verwaltung. 

I.  Die  K  omm  u  n  a  1  V  e  r  w.4iltun  g  hat  die  Aufgabe,  öf- 
fentliche allgemeine  Arbeitsnachweise  zu  errichten  und  die  be- 
stehenden Anstalten  weiter  auszubauen.  Bei  der  Lokalitatenirage 
ist  auf  die  speziellen  Bedürfnisse  der  Gesindevermittlung  durch 

1)  WShrend  dieie  Abhandlung  sich  unter  der  Presse  beTand,  haben  Ende  Ok- 
tober 1903  in  Paris  blutige  Zusammenstösse  «wischen  den  in  der  »bourse  de  travail 
herrscbeivlen  <",eu.  rk'-rli.iften  und  der  Polizei  stattgefunden.  Die  liefliKe  .Agitation  der 
organibierlen  Arbeiter  gegen  die  piivaten  Siellcnvermiitlungsburcaux  hat  den  Krfolg  ge- 
habt, dass  am  3.  November  1903  in  der  Üeputiertenkammer  ein  GeieUentwiirf  betr. 
die  Abschaffung  der  privaten  SteDcnTermittluig^eschlfte  angenommen  worden  ist.  Der- 
selbe kann  jedoch  hier  nicht  mehr  berücicsichtigt  wer  li n  da  die  BcschafTung  des 
aathentisclien  (lest  t/estextcs  eine  Vcrrögerung  des  Druckes  herbeiführen  niüs-.te. 

2 )  Auf  GcKtzeareforroen  beziighch  der  Stellenvermittler  einzugehen,  ist 
hier  kein  Anlam. 
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Erfüllung  der  auf  S.  102  ft,  aufgestellten  Postulate  Rücksicht  zu 
nehmen.  Die  Kosten  der  Einrichtung  und  Untcrhaltunjr  der  all- 
gemeinen Arbeitsnachweise  sind  aus  den  Gcmcindeeinnahmen  zu 
bestreiten.  Wo  allgemeine  karitative  Arbeitsnachweise  bestehen, 
empfiehlt  sich  deren  Kommunalisierung,  wo  in  einem  Orte  meh- 
rere Arbeitsnachweise  neben  einander  bestehen,  ist  die  Zentrali- 
sierung im  Interesse  der  dadurch  zu  bewirkenden  grösseren  Lei- 
stungslahiL^keit  vuid  l'jnhtitlichkcit  anzustreben. 

?..  ])  \  c  s  t  a  a  1 1  1  c  ii  e  n  V  c  r  w  .1  1  t  u  n  g  s  b  e  h  ö  r  d  c  n  ha- 
ben die  allgemeinen  Arbeitsnachweise  nach  jeglicher  Richtung 
zu  fordern. 

Von  diesen  Vorschlägen  erscheint  als  der  wichtigste  die  Kin- 
lührung  des  Bedürfnisnachweises  für  Gesindevermicter.  Dadurch 
würde  erreicht  werden: 

a)  dass  keinerlei  Interessen  der  bestehenden  reellen  Gesinde» 
Vermieter  verletzt  und  alle  Härten  vermieden  werden; 

b)  dass  die  Zahl  der  Gesindevennieter  sich  nicht  ausser  Ver« 
hältnis  zur  Bevölkerungszifier  vermehrt,  wodurch  die  Kontrolle 
schwieriger  und  die  Leistungsfähigkeit  vermindert  wird; 

c)  dass  der  Nahrungsstand  dieser  Gewerbetreibenden  besser 
gesichert  und  die  Versuchung  zu  unreellem  Geschäftsbetrieb  ver- 
ringert wird; 

d)  dass  zweifelhafte  Elemente  mit  grösserer  Sicherheit  von 
diesem  Gewerbebetriebe  ferngeiialten  werden  können,  als  dies 
nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  möglich  ist; 

e)  dass  die  öffentlichen  allgemeinen  Arbeitsnachweise  bei 
ihren  Bestrebungen  auf  dem  Gebiet  der  Gesindcvermittlung  eine 
wünschenswerte  Starkuui;  erfahren,  indem  die  Zahl  ihrer  unlau- 
teren Konkurrenten  vermindert  und  das  Publikum  mehr  auf  er- 
stcre  angewiesen  sein  würde. 

Durch  die  Festsetzung  der  Taxen  durch  die  ( ^rtspolizeibehörde 
würden  freilich  die  Missstandc  iiuGcbührenu  esen  noch  nicht  be.seitigt, 
da  bei  /u  niedrig  normierten  Taxen  wieder  die  Gefahr  der  Umgeh- 
lang  derselben  besteht ,  es  winde  aber  doch  erreicht  werden,  dass 
direkt  ausbeuterische  Tarife  von  vornherein  unmöglich  sind,  und 
das  wäre  ein  grosser  Fortschritt  gegen  den  bestehenden  Zustand. 
Eine  Abstufung  der  Tarife  je  nach  den  lokalen  Bedürfnissen,  Ge- 
wohnheiten und  den  mehr  oder  minder  teuren  Lebensverhält- 
nissen würde  ja  dadurch  erzielt,  dass  die  Festsetzung  der  Taxen 
in  Uebereinstimmung  mit  der  Gemeindebehörde  erfolgt.  Hand 
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in  Hand  mit  diesen  Massnahmen  mOsste  der  Ausbau  der  kom- 
munalen Arbeitsnachweise  auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermitt- 
lung gehen.  Also  schärfere  Kontrolle  der  gewerbsmässigen  Ver- 
mittlung —  gleichzeitige  Ausgestaltung  des  öffentlichen  Arbeits- 
nachweises! Nur  wenn  diese  Reformen  sich  gegenseitig  ergänzen, 
sind  bessere  Zustände  zu  erreichen  und  kann  die  Gesindevermitt- 
lung in  gesunde  Bahnen  einlenken,  wie  es  ihrer  Bedeutung  für 
Familie  und  Volksleben  entspricht. 
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Beiträge 

zur 

Beschickte  de?  Bevölkepong  in  DeDtscUiDd 

seit  dem  Anfange  des  XIX.  Jahrhunderts. 
Uerausgegeben  von 

Friedrieb  Xulias  Nenmann. 

8. 

1.  Bund.  Zur  GfächichU;  der  Entwickelung  Ueutsciter,  polniächer  und 
jodischer  Bevölkerung  in  der  Provinz  Ponen.  Von  Eigen  v.  Bergmann 

M.  H. 

II.  Band.  Bevölkerung  und  Hausinduslrif  iui  Kreise  SclnniilkaldtMi  .seit  An- 
fang de»  XIX.  Jahrhunderts.  Kin  Beitrug  %ur  Su/.iulätatistik  und  zur 
WirtflchafUgeachicble  ThQringens.   Von  Kuii«  Frankeneteln.  M.  A.60. 

III.  Biiii«l.  D.i-^  Wa<  li>t  lim  ■Irr  lli  v "ilkri  imp  und  die  Kiit  wiekeluu«;  der  Aim- 
und  Kinwauderungun,  Ab-  und  Zn/üLTi'  in  I'reussen  und  IVeusüeu's  ein* 
seinen  Provinzen,  Bezirken  und  KreisgrujiiM-n  von  18:24  bis  1885.  Von 
Dr.  AlMlt  Markow.  11  B.-. 

IV.  Bund.  Westpi (Minsen  seit  den  ersten  Jahrzehnten  des  XIX.  .Talirhiin- 
derts.  Kill  Beitrug  zur  Geschichte  der  Kntwickelung  des  allgemeinen 
Wohlstund.s  in  dieser  Provinz  nnd  ihren  einzelneu  Teilen.  Von  Dr. 
Vallenlin.    M.  s.-. 

V.  Band.  Kindersterldichkeit  sozialer  Bev51kenin£rs<^niii|)fi)  iii-lKsoiulere 
im  preussiiteheu  Staate  und  in  seinen  Trovinzen.  Von  Dr.  Seutemann. 
M.  8.—. 

VI.  Baii'l.  Beiträge  zur  Geschichte  des  Handwerks  in  Pr<'ii>-rn,  unter  Mifc- 
Wirkung  der»  Hei ausgeliers  l>earliei*.  t  vnii  Hr.  Thissen.    M.  S. — . 

VIJ.  Band.    Entwickelung  der  Bevölkerung  m  Württemberg  und  Württem- 
.  bergs  Kreisen,  Obeniratsbezirken  und  Stildt«n  im  Laufe  des  XIX.  Jahr« 
bonderts.  Von  Dr.  H.  La»g.  Mit  Tabellen  u.  5  Karten.   IQOd.  H.  9.— 


Das  bürgerliche  Recht 

und  die  besitzlosen  Volksklassen. 

Von 

Dr.  Aiitou  Menger, 

H«Barar>Praf«M»r  der  Kerhte  an  der  UniTenttSt  Wien. 

Dritte,  verbesserte  und  vermehrte  Auflage. 

Viertes  Tausend. 


«.    1904.   M.  J.öU. 


H.  Laupp*8CUe  Buchhandlung  in  Tümnoen. 


zur  »Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaff. 

iMAboa-ImlBiml« 
nen.*)  jverluiiiC 

I.  Das  Gewerbe  in  Georgien  unter  besonderer  He-  ' 
rücksichti^uni;  de  r  in  imitiven  Bctriebsformeii.  Von  > 

Dr.  Philipp  Gogitschayschwili.    1901.       2.80. ,3.60. 

II.  WoUproduktion  undTWoUhandel  im  XIX.  ' 
Jalurnundert  mit  besonderer  Berücksichtigung  • 
Deutschlands.    Von  Dr.   Willy  Senkel.  Mit 

4  Diagrammen.     190X.  4. — .  5.—. 

III.  Der  Petroleumhandel.  Von  Dr.  Rudolf 
Schneider  1902.  2.10.^2.75. 

IT.  Die  Beiräte  für  besondere  Gebiete  der 

Staatstätigkeit  im  Deutschen  Reiche  und 
in  seinen  bedeutenderen  Gliedstaaten.  Von 

Dr.  Paul   Hacker.     1903.  2.40.  3. — . 

V.  Die  Parzellenwirtschaften  im  Königreich 
Sachsen.  Von  Dr.  Karl  Hey,  Landwirtschatts- 

Ichrcr  in  Würzen.  1903.  4.60.  6. — . 

VI.  Die  landwirtschaftlichen  Produktiv-  und  ' 
Absatzgenossenschaften  in  Frankreich.  Von 

Dr.  Arno  Pfütze.    X903.  2.IO.  2.75. 

YII.  Ostfrieslands  Schiffahrt  und  Seefischerei 
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Einleitung. 


Der  (iiossliandc'l.svciki'hr  der  T.ci])/.iy;cr  Messen  vollzieht  sicli 
lullte  für  (Iii'  l'jzi  ugnisse  der  Keramik,  dcrdlas-,  Mi  tall-,  Kurz-, 
(iaianterie-,  Spielwaren-  und  verwandten  Industrien  ni  der  |-"oini 
des  Mustcrlagcrvcrkehrs.  Diese  l'^orm  des  Verkehrs  besteht  darin, 
dass  von  den  Verkäufern  zur  Messe  nur  Muster  der  zu  verkaufen- 
den Waren  ausgestellt  werden  und  von  den  Einkäufern  nach  diesen 
Mustern  gekauft  wird,  wogegen  die  Waren  selbst  auf  der  Messe 
gar  nicht  erscheinen,  sondern  an  den  Empfänger  von  ihrem  Lage- 
rungs-  oder  Herstellungsort  aus  gelangen.  Im  folgenden  soll  dieser 
Mess-Mustcriagcrvcrkehr  des  näheren  untersucht  werden.  Die 
Punkte,  deren  Erörterung  von  wissenschaftlichem  Interesse  ist, 
sind  zunächst  seine  Entstehung  und  bisherige  Entwickelung.  Ks 
wird  darzulegen  sein,  wie  die  Mustermessen  aus  den  früheren 
W  arenuK  ssen  hervorgewachsen  sind  und  warum  sich  die  neue 
Verk(  hl  t  -rm  nur  für  die  oben  genannten  Warengattungen  heraus- 
geliildet  hat,  während  bei  anderen  Geschäftszweigen  nach  wie  vor 
die  Ware  selbst  zur  Messe  gebracht  wird  und  eine  grosse  Reihe 
von  Waren  ilein  ^h■sshande!  gänzlich  verloren  gegangen  ist.  ]m 
Zusammenlian;;  damit  soll  auch  erzählt  werden,  auf  welche  Weise 
und  durch  weiche  Mittel  die  Entfaltung  des  Musterlagerverkehrs 
gefördert  worden  ist.  Weiter  werden  wir  zu  betrachten  haben, 
welche  Ausdehnung  und  (.Gestaltung  tier  Leipziger  Mess-Muster- 
lagervi  ikehr  jetzt  nach  Zeit,  Ort  und  (legenstand  der  Ausstellung, 
sowie  nach  Zahl.  Art  imd  Herkunft  der  Teilnehmi  r  aul\V  (-ist,  \\clclie 
wirtschaftliche  liedtnitung  er  besitzt  und  welche  Stellun-  i  i  m  ljen 
den  andern  Formen  de.s  Absatzes  gewerblicher  Erzeugnisse  ein- 
nimmt. 

Zeitschrift  für  die  ge«.  Smatsiriuenteh.   Ergüntungsh«!!  11.  t 
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I. 

Die  Entstehung  des  Mess-Musterlagerverkehrs. 

Für  die  licantwortiing  der  I'Vagc,  wie  sich  der  Mcss-Muster- 
laf^crvcrkehr  entwickelt  hat,  ist  es  zunächst  wesentlich,  ob  die 
lieziehunj^en  der  an  ihni  l>etciliL:lcii  (Geschäftszweige  zu  den  Leip- 
ziijer  Mess<M"j  von  Antany  an  in  der  Ausstellun;_;  von  Mustern 
l)estanden  hal)en  oder  ob  sicli  dirse  l''orni  fiir  sie  erst  im  Laufe 
dcv  Zeit  heraus«^ ebi  Idet  hat.  I )ie  j4enannten  t^rosscn  tiru{)pen 
vtm  ( je>ehäftszweigen  be^^-eifen  sämtlich  Industrien  in  sich,  deren 
Heziehunj^jen  zu  den  Leijiziger  Messen  älter  simi  als  tlcr  Mt  ^^s- 
MusterlaLrorverkehr,  daneben  aber  auch  manche,  die  erst  wiUii  cnd 
dessen  1  Entfaltung  entstanden  sind.  Die  letzteren  haben  sich  von 
Anbeginn  an  in  der  Form  des  Mustcrausstellens  beteiligt,  jene 
schauen  daL;c  gern  zum  Teil  schon  auf  ein  Jahrhunderte  langes  Be- 
stehen zurück  und  hängen  in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung 
mit  der  ganzen  Entwickelung  der  Leipziger  Messen  eng  zusammen. 
Eine  umfassende,  quellenmässtge  Erforschung  der  gesamten  Vor- 
geschichte des  Mess-Musterlagerverkehrs,  für  die  in  den  Archiven, 
nach  den  Quellenöbersichten  Nasses  und  einzelnen  veröffentlichten 
Urkunden  zu  urteilen,  ein  reiches,  unbearbeitetes  Material  vor- 
handen sein  dürfte,  ist  im  Rahmen  der  vorlie,q;enden  Abhandlung 
und  innerhalb  der  für  ihre  Drucklegung  in  Aussicht  genommenen 
Zeit  nicht  angäl^g.  Es  muss  «i^enüi^en,  wenn  hier,  vorzugsweise 
auf  drund  cinitjer  zeitgenössischer  Schrifti-n  des  achtzehnten  und 
neunzehnten  Jahrhunderts,  angedeutet  wird,  welche  der  jetzt  im 
Messniusterlagerverkehr  vertriebenen  Wareni^attungen  schon  in 
früheren  Zeiten  auf  die  Messe  i^ebracht  wurden,  zwischen  wem 
und  in  welcher  \\'eisc>  sich  ihr  l'msatz  voIIzol^'  un<l  welche  Tat- 
sacln  n  sitäterhin  allmählich  eine  Umwandlung  und  den  Jetzigen 
Zustand  herbeiführten. 
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Gewisse  Schlösse  für  den  aiuustellcndcn  Rückblick  gestatten 
schon  die  von  734  Firmen,  etwa  einem  Drittel  der  gegenwärtigen 
Musterlager^AusstcIler,  ermittelten  Gründungsjahre  ihrer  Be- 
triebe.  Es  fallen  davon  in  die  Zeit 


bis  1700:  5 

von  1861  bis  1870:  107 

▼OD 

1701    >   1800 :  44 

»    1871    »  1880:  139 

» 

1801    »  1830:  54 

>    1881    >  1890:  123 

> 

1831    >   1860:    145  1 

>    1891    »  1900:  137 

Die  49  Betriebe,  die  hiemach  vor  1800  bestanden  haben, 

gaben  an  als 

'II  u  11  - 

il  u  n  g  &  - 

Sitz 

V  crkaui»ariikel 

jähr 

1627 

Piesau  (S.-Mein.) 

Hohlglas 

1630 

Ncuwelt  (liühmeiij 

Glas 

1643 

Allersberg  b.  Nürnberg 

Leonische  Drühte 

1656 

Kaisirswalde ,   Post  Langenbrflck 

i.  Schi. 

Krisull-  und  Farbenglas 

168S 

MSgdcsprang  a.  Harz 

Kunstgusswaren  in  Eisen,  Ztnic 

u.  s.  w. 

Porzellan 

1710 

Meissen 

1735 

1  )occia  1  Italien  1 

Keramik 

1742 

J  lochstein  u.  Kuprerschmelz  (Pfalz) 

Kun!>tgus»gegenstSnde 

1742 

GrUnhamichen  i.  S. 

Holz-  und  Blechspielwaren 

1743 

Bcrn-f  :ith  i.  S. 

l'U<  Ii-,  lasen-  und  Holzwaren 

«747 

FUrstenbcrg  a.  d.  VV. 

i'orzellaii 

1747 

Nymphcnbvig 

» 

«749 

l-'r.nikfurt  a.  d.  0. 

Wachswnren 

»755 

lUnm 

Stcin;4Ul 

«755 

H«niii-I'oi)l>clstlorf 

1760 

Siiiribach-Lichciisicin 

StahKvareii.  Werkzeuge  u.  dgU 

1 762 

VoilcMcilt  h.  KudolsUilt 

Luxus]  turzellan 

1764 

i'"reil)cr};  i.  S. 

/iimgusswaren 

•765 

Waliendorf  i.  Tb. 

Porzellan 

1766 

Lcipzifj 

Spielwaren 

176: 

RuM;l   i.  TIl. 

Tabak]  iluifcn 

170» 

Blumenbuch  b.  Siiany  (Mülireiij 

üla.s  wareil 

1768 

Nflmberg 

Zinnfiguren 

1770 

Kricdrithsfjrund  i.  Sehl. 

(ilas  imd  Kristallglas 

1772 

I.imliacb  1>.  Alsbach  i,  Th. 

l't)r/.ellaii 

1773 

Adult  b.  Winterberg  (BSlunen) 

Kristallglas 

»775 

Klingcntbal  i.  S. 

Musikinstrumente,  Sailen 

«775 

Neu-Riipitiii 

Kunstdtuckcrei-Erzeufiuisse 

«775 

Mcistcrsdorr  (Böhmen) 

i      Kristall- und  Luxttswaren 

«777 

Ilmenau  i.  Th. 

Porzellan 

■778 

I.tii>/i^-l'l,iirvvit7 

Chirurgische  Artikel 

1779 

\Vll^drllff-L)rcs^l^.•n 

Metallwarcn 

1780 

Kl.  Schmalkalden 

Eisen-  und  .Stahlkurzwaren 

17S3 

Raaenstein  b.  Eisfeld  i.  Th. 

Porzellan 

17*5 

I>aris 

Galanterie-,  Bronze-  nnd  Kurz» 

waren 

I7«5 

Nürnberg 

Spielwaren 

1785 

Haidn  i i'..'.l)nicti ) 

Kristalllilas 

1785 

(jriinh.i iiiu  hcn  i.  S. 

Uol/.-si>iel  waren 

1786 

Fürth 

Kurz-  nnd  Spielwaren 

1789 

CirUnhainichen  i.  S, 

Haus-  und  Küchengerlte,  Spiel- 

waren 
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Grün» 

d  II  n  g  s  - 
jähr 


Sitx 


Verkauf sartikel 


1790 

1792 
1792 

»793 
«795 
«795 
1797 
1797 
«799 


Haida  (BShmen) 

Mümliswyl  iSil.wii] 

W'alükirchci)  b.  Zschujiau 

Liegnitz 

Ruhln  i.  Th. 

Eisenberg  (.S.-AIlciil)urg) 

Höhr  b.  Kobletu 

Mainz 
Leipzig 


K:irtimi 

1  lul/>j)icl\vaicu 
Xinnspielwaren 
Tabakpfeiren 
Porzellan 

Brüyire-Pfcifcit 
Lilho^r.  Hcdai  Isarlikel 
Kun^igcgeiiätände 


Kristallglas 


Dass  lüzcii^nissc  dieser,  namentlich  über  das  mittlere  Dcutsch- 
lanil  verstreuten,  Hetriehe  mit  auf  den  Leipzij^er  Messen  erschieni  n, 
ist  wahrsciieiniicii.  hiklcten  docli  die  Messen  damals,  wie  ndch 
weit  ins  neunzehnte  Jahriiunderl  hinein,  die  wichtigste  Kinrichtunj^^ 
des  kaufmännischen  Verkehrs,  deren  kein  Zweig  des  Handels  ent- 
raten  konnte,  nachdem  sie  das  ganze  Mittelatter  hindurch  bb  an 
die  Schwelle  der  neueren  Zeit  überhaupt  die  einzigen  Zeiten  und 
Stätten  gebildet  hatten,  wo  Waren  im  grossen  umgesetzt  wurden. 
Von  der  Meissner  Forzellanmanufaktur  z.  B.  wird  berichtet:  >Der 
Verkauf  der  Porzellanwaren  . . .  erfolgte  anfangs  hauptsächlich  auf 
den  Leipziger  Messen«,  während  für  die  spätere  Zeit 
auch  von  Konsignationen,  von  ins  Ausland  ausgesandten  Reben- 
den und  an  grösseren  Plätzen  engagierten  Kommissionären  die 
Rede  ist  *).  Man  darf  ferner  annehmen ,  dass  ausser  den  oben 
aufgeführten  noch  viele  andere  Betriebe  gleicher  oder  ähnlicher 
Art  im  17.  und  18.  Jahrhundert  vorhanden  waren  und  zu  den 
Leipziger  Messen  unmittelbar  oder  niittclbat-  in  lU  zic  lumg  stan- 
den, die  sich  nicht  bis  heute  forteihalten  haben  oder  ihr  (iriin- 
dungsjahr  nicht  mehr  angeben  können.  Iis  gibt  ausdrück- 
liche Belege  dafür,  dass  Waren  der  erwähnten  ( Gattungen  auf 
den  Messen  jener  Zeit  eine  Rolle  spielten.  So  treten  in  einer  L"r- 
kimde  aus  dein  jahr<'  15S0  Heutier  und  'r.'iscliner,  Biii  -i  .  nl)inder, 
Nadlcr  und  Messerschmiede  auf,   vermutlich  Handwerker  und 

I  N:  (  !'  I'.i  ht-huii^ci)  <ic>  Mcss'Aasschusses  der  Leipziger  Handelskammer  vom 
Nov.  1900  und  vom  Nov.  iyo2. 

2)  Söhmert,  Urkundl.  Geschichte  a.  Statistik  dtr  M 
von  1710  bis  1880.  Zeitschr.  des  K.  Siebs.  Stat.  Bflr.  XXVL  Jabii;.  1880  S.  46. 
Vgl.  auch  StieJa,  Die  AnTlinge  der  Porxellanniltrikation  auf  dem  Thiirinijerwalde, 
Jena  1902  S.  i',S  i^i)  und  i.}y'i46  iihcr  die  teils  unmittcll>aicn,  teils  mittelbaren  Be- 
zidiungcn  der  l'oizelianlikbrtk  in  W'allendorf  zu  den  Leipziger  Me^iseu. 


Dlgitized  by  Google 


—  5  — 


Händler  oder  Verleger  in  einer  Person,  die  sowohl  im  einzelnen 
als  auch  im  grossen  verkauften,  und  1640  nennt  ein  Schreiben 
des  Leipflger  Rates  »Nömbei^er  Kurze,  Messing-  und  Pfennig- 
wertwaren«, »so  jährlich  mit  grossen  Summen  anher  kommen  und 
von  hier  weiter  auf  Hamburg,  nach  Schlesien,  Polen,  England, 
Schottland,  Preussen,  ja  sogar  nach  Ost-  und  Westindien  gehenc 
Marptrger,  dessen  171 1  erschienene  »Beschreibung  der  Messen 
und  Jahrmärkte«  eine  «grosse  Fülle,  für  unsere  l^etrachtung  wert- 
voller, Daten  bietet,  berichtet  gleichfalls  von  den  »fast  alle  Mess 
zum  Vorschein  kommenden  neuen  Inventiones  an  Nürnberger 
Waaren,  welche  die  Curiosität  angenehm,  und  zum  ersten-  und 
andernmahl,  biss  sie  endlich  gemein  werden,  verkäufflich  mache, 
von  ^in  Teutschland  von  Silber,  Stahl  und  Holtz  gemachten 
Kunstwaaren  .  inhcsondere  dem  Aui^sburgischen  Silberwerck  , 
femer  von  (ralantcrien  und  ausscttietu  ganz  aIlg(Mn<Mn  von  den 
^Xürnbergi-^chi  ii,  Augspur' nschtMi.  Thüringischen,  X'oigtiändi^chen 
und  Sächsisciicn  manulactiiren ,  weicht"  ihren  Sammclplaiz  in 
L  c  i  pz  ig  aiifgeschlngeni:,  mit  einem  1  linweis  auf  den  bi  )'  einem 
so  grossen  Confluxii  \  u  U  1  lausi^  nd  l'rembden«  möglichen  Absatz 
seiner  manufacturcn  ...  Zu  den  Nürnberger  Waren 
ist,  wie  Johann  Samuel  Heinsitis  ein  Mcnschenaiter  später  in  seiner 
>  Allgemeinen  Schatzkammer«  berichtet,  «fast  alles  zu  ^hlen,  was 
zu  des  menschlichen  Leibes  Nothdurfft  aus  Wolle,  Flachs,  Gold, 
Silber,  Messing,  Stahl  und  Eisen,  aus  Holtz  und  anderen  un- 
zehligen  Mineralien,  mehr  gedachtes  Nümbei|f  ausgiebet«,  z.  B. 
auch  >so  genannte  Poppen  oder  Docken  von  Tragant  und  Mehl, 
ingleichen  von  gepaptem  Papier,  Schachteln  und  andere  Holtz- 
waaren,  Messer,  Spiegel,  Schellen  und  dergleichen«  %  Als  Artikel, 
die  von  Leipzig  »in  weit  entlegene  I Binder  verführet  werden«, 
bezeichnet  dieselbe  Quelle  auch  »schöne  Spiegel  undTrinckgläser^. 

1)  Hasse,  (jcscluchie  der  I-eipzigcr  ^It;^>cn,  I-eip/ig  1885  S.  177  u.  459. 

2)  I  S.  361.  66.  II  S.  394.  386.  I  S.  52.  65.  67. 

3)  Leipx^  1742.  Bd.  I  S.  531,  II  S.  1322  11.  III  S.  541/42. 

4)  Von  <ltn  Nürnlietgcr  Kaulleuten  worden  tun  dieselbe  Zeit  die  lliürinj»ischen 
i Sonnebcrgcr)  mni  cr/i;t.ljiri:i^cliLi»  Hol/-  und  Sptelw.Trcn  r\nf  <]i<j  Mc-'Si-ii  ml'rnoht, 
die  Somicl)cit;cr  schon  weit  früher,  dtc  erzijebirgischcn  in  die  ersten  J.Thr/.chnle 
des  19.  Jahrhunderts  herein.  Vgl.  Sax .  Die  Hausindustrie  in  Thüringen.  I.  Das 
Meininger  Oberland.  Jena  i88a,  S.  6.  (Sanuninng  nationalökonomischer  und  Stati- 
vs i^cher  Abhandlungen  des  staatsw.  Sem.  zu  Halle  a.  S.  Hcr.iusgcg,  von  Conrad. 
II.  B<l.  Jena  1S78/88)  und  Jahresber.  der  Handels-  und  Gewcrbelcammer  Chemnitz 
auf  1S63.  S.  116. 
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Ueber  das  Silberwerk  aus  Augsburg  sagt  Heinsius  an  an- 
derer Stelle:  »Die  Arbeit  so  daselbst  verfertigt  wird,  bestehet 
meistendieils  in  getriebener  und  anderer  wohlgcmachten  Gold- 
und  Silber- Arbeit,  schönen  Schreib -Tischen,  künstlichen  Uhren, 
schönen  Schildereyen,  und  guten  Kupfer-Stichen.  Ihre  Arbeit  wird 
vor  die  feinste,  und  ihr  Silber  mit  vor  das  beste  in  Deutschland 
der  Probe  nach  i^ehaltcn.  Daher  verführen  sie  ihre  Arbeit  weit 
und  breit,  und  siebet  man  auf  denen  Leip/.ij^er  und  l-'rank- 
furter  Messen  di<'  (lewölber  derer  Auj^spurger  Silber-Händler  mit 
erstaunendem  Reichthum  anc^efiillet  '  ).  Als  Ii  a  1  a  n  t  e  r  i  c - 
Waren  endlich  werden  in  dem  nämlichen  Werke  au f^^ef üh rt : 
»Indianischec  Stoffe,  Taffete.  \tl,!^<e,  Damaste.  Strümpfe,  aller- 
hand Arten  von  CTÜldenen  imd  silbernen  Galonen.  Litzen,  Kn<(j)fe, 
Tressen,  Spit/.en,  I-iantzen,  Ouasten.  liänder,  b'charpes  vor  b'rauen- 
zimmer,  Kopf-Zeu<j^e,  Kajipen,  Mützen,  lianiischuhe,  I'lore,  Hals- 
tücher, Xacht-Zeu^e,  Nacht- Mäntel ,  ferner  Thcezeuj^,  Spiej^el, 
Kästgen,  Schcncktische,  Schreibzcuj^e,  b'uttcrale,  Degcn-Gefässe, 
Schuh-Schnallen,  Rinj^c,  l''cdcrn  auf  die  Hüte,  Schnupftobacks- 
Dosen,  Balsam-Büchsen,  Messer  und  Scheeren.  Es  wird  dazu 
bemerkt,  dass  die  Galanterien,  »welche  mehrentheits  die  Frantzoscn 
und  Italiäner  führen,  deren  auch  viele  von  Nürnberger  und  Augs- 
pui^m  verfertiget  werden«,  in  Deutschland,  »absonderlich  auf 
der  Leipziger  Ostcr-  und  Michaelis-Messe  eingckaufft  werden, 
wohin  viele  Nationcs  ihre  Galanterie-Waaren,  die  sie  absonder- 
lich machen,  bringen,  und  aus  der  ersten  Hand  verkaufTen« 

Mögen  nun  auch  die  Nürnberger,  Augsburger  und  anderen 
deutschen  imd  fremdländischen  Kurzwaren  schon  vor  zweihundert 
Jahren  für  den  Leipziger  Mcsshandcl  wichtij^  gewesen  sein,  so 
fielen  die  Hauptumsätzc  doch  jedenfalls  auf  andere  Gegen- 
stände. Die  Mengen,  in  denen  die  einzelnen  Warengattungen  um 
jene  Zeit  auf  die  Messe  Kamen,  sind  ans  den  mir  bekannten  älteren 
und  neueren  Werken  nicht  zu  eiiuitteln  und  dürften  xielleicht 
auch  auf  (irund  tU  s  in  den  Atchi\cn  ruhentlen  Aktenmaterials 
nur  schwer  und  unL;enü;^entl  fe^tzustelUm  sein.  Dagegen  findet 
sich  bei  J/tisa,  allertlin;^>  irst  für  ilas  Jahr  1S24,  eine  speziali- 
sierte üebersicht  der  zu  den  Messen  eingegangenen  Waren  ab- 
gedruckt, welche  die  1  ".iztMignisse  der  Keramik,  Kurz-  und  (ia- 
lantcriewaren  u.  dcrgl.  innerhalb  des  gesamten  Messwaren- 

1)  i  S.  304/305- 
*)  II  S.  513. 
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Verkehrs  noch  sehr  zurücktreten  lässt  und  an  andrer  Stelle  wieder- 

j^'(L;i'ben  werden  soll*).  Ein  Zeugnis  aus  dem  Jahre  1682  be- 
kundet aber  wenigstens,  welche  Artikel  überhaupt  neben  den  im 
Vorhei^ehenden  betrachteten  vorkamen  und  erlaubt,  schon  aus 
ihrer  grossen  Zahl  untl  Mannigfaltigkeit,  auch  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  auf  ihre  Bedeutung  für  den  Messverkehr  zu  schliesscn. 
Die  Waren,  die  darin  aufgezählt  werden,  sind  der  Mehrzahl  nach 
Nahrungs-  und  Genussmittel  und  sonstige  Produkte  des  Hoden- 
baus und  der  Viehzucht,  Rohinatei  ialicn  und  Hilfsstoffe  der  ver- 
schiedensten Gewerbe,  insbesoiulcre  tler  Textil-,  der  Leder-  luid 
der  Metall-Industrie,  zu  einem  kleinen  Teil  auch  Fertigfabrikate 
wie  Gewebe,  Papier  und  Waffen 

W  ober  die  verschiedenen  Waren  auf  die  Messe  kamen  und 
w  o  h  i  n  sie  von  da  gingen,  ist  teilweise  aus  den  Ausführungen 
Marpcrgers  über  die  Situation  der  Handels-Stadt  Leipzig  zu  er- 
sehen, »nadi  welcher  sie  gleichsam  das  Zentrum  eines  flori^anten 
Churfürstenthums  und  auch  zugleich  vieler  anderer  ihr  von  Osten, 
Westen,  Süden  und  Norden,  angräntzenden  herrlichen  Reichen  und 
Länder  mehr  ist,  welche  Länder  alle  vielerhand -ungleiche  Natur- 
und  Kunstgaben  ausgeben  können«  :  >. . .  da  bringet  der  Oester- 
reicher sein  Ungarisch  Lcder,  etwas  von  SafTran,  Türkischen 
Saffian,  Wein  etc.  und  erhandelt  dagegen  viel  über  und  von 
Hambufg kommende  Holländische,  T^nglische  und  Spanische  Waaren, 
allerhand  Wollen-manufacturen  an  Tüchern,  Zeugen,  Strümpfen, 
feine  Leinwand,  Coton  und  Nessel-Tuch,  und  was  Sachsen  selbst 
an  seinen  Manufacturen  auszugeben  hat . .  .  Der  Höhmische  Kauf- 
mann versilbert  seine  Landes-Waaren,  und  ziehet  hingegen  eine 
unbeschreibliche  Menge  Kram-Waaren  wieder  davor  aus  der  Messe, 
sf)nderlich  aber  solche,  die  zum  Verlegen  so  vieler  iMtlnnischer 
Grafen-  und  1  (erren-I  lr)fc  mUhig  se\  n  Schlesien  zeiget  sich  mit 
seinem  grossen  Leinwands-liandel«,  denn  wenn  auch  nach  ICngland, 
Holland  und  Spanien  viele  hundert  Kisti'n  die  (  »der  und  die 
Si>ree  imd  Llbe  hinab  gingen,  so  gi'be  es  doch  auch  noch  viele 
Kauli  i,  die  nicht  bey  so  grossen  Parteyeii  aus  SchK-sien  \ t  i- 
schreiben, sondern  lieber  ihr  Sortement  in  Leipzig  suchen,  niehren- 
tcils  darum,  weil  nicht  selten  ein  guter  baratto  gegen  andere  da- 
hin gebrachte  Waaren,  welche  Schlesien  wieder  nöthig  hat,  zu 

1)  Vgl.  S.  y  un<l  All!.  i!t  I. 

2)  Waagt;-Tax-Kcij:i>n;r  des  Kaics  Uci  Stadl,  ahjjcdruckl  ljci  Marptrger  a.  a.  U. 
I,  S.  315  ff. 
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machen  ist.  Eben  diese  Schlesische  KaufT-Leutc  führen  auch  viel 
Polnische  Waaren,  an  Leder,  Wachs*  Wolle  etc.  und  verhandeln 
solche  an  die  in  Leipzig  sich  aufhaltende  Fremde  . . .  Pommern 

und  die  Marek-Brandenburg  bringen  und  holen  diverse  Kram- Waarcn, 
und  bedienen  sich  hincivgender  Italiänischen,  die  ihnen  in  grossen 
Sortementen  an  TatTt,  Damast  und  andern  Seidrn-Zeui;  \  (>r<;elec^ 
werden:  und  «  Ii  ;  Icich  sonst  vicK  ihand  andere  Waaren  bcsaj^^ten 
Ländern  von  der  ( )st-See,  und  aut  dem  KIb-Strom.  wie  auch  von 
l)antzi[^  zu  kommen,  so  müssen  sie  doch  die  Itahänischc  aus  und 
über  Leipzij^  haben*  M. 

1  )ie  V'  e  r  k  ä  u  f  e  r  der  auf  den  Messen  erscheinenden  Artikel 
wari-n  teils  l''remde  imd  zw  ar,  wie  selion  Mar/>ir^i'r  unterscheidet, 
entweder  die-  Waren  selbst  fabri/.irrende  »Manufacturicrs«  rxler 
nur  VerleL,'ers«  (nXvr  sonsti^je  ins  (iro.ss,  das  ist  bey  ^anizeii 
Stuckt-n  und  Centnern«  handelnde  - ( irossirers ■ ,  teils  Lei[JziL;er 
Kauflcutc,  namentlich  »Commissionaircs  oder  Factors  c,  die  ^egen 
gebührende  Provision  ausländische  Kaufleute  in  Empfang  und 
Versendung  ihrer  Waaren,  Eincassiren  und  Auszahlen  ihrer  Gel- 
der etc.«  bedienten Die  Wichtigkeit  der  »commissiones  und 
Factoreycn«  und  der  Geschäfte  überhaupt,  die  die  Leipziger  Bür- 
ger in  den  Händen  hatten,  zeigt  Marperger^  indem  er  als  eine  der 
ersten  Voraussetzungen  für  die  Entwickelung,  Prosperität  und  Nütz- 
lichkeit einer  grossen  Messe  das  Vorhandensein  von  Einwohnern 
mit  hinlänglichem  Kapital  und  Kredit  hinstellt.  Diese  könnten 
sich  dadurch  »eine  gute  I'actorey-Gel)ühr  durch  Spedirung  und 
in  Empfangnehmung  der  I'remden  ihrer  Güter  verdienen,  nebenst 
den  k'remden  in  gleichem  Freiss  aus  der  Frembde  Waaren  in 
allerhand  Sortementen  darlegen,  und  Trutz  denen  kVembden  mit 
frem'h  ti  auf  die  Mess  gelockten  Käuffern  imd  X'erkäuffern  han- 
deln, und  dadurch  in  dem  Schoss  ihrer  Stadt  einen  perpetuirlichen 
Handel  ausser  und  inner  Mcss-Zeiten  sich  etabliren,  ein  Kequisi- 
tuni'  ,  dem  Leipzig  vollauf  genüge,  wie  es  überhaupt  gleich  h'rank- 
furt  a.  M.  im  Unterschied  zu  Naumburg,  Braunsehweig,  l'rank- 
furt  a.  ().  untl  andern  mehr  -alle  zu  einer  solennen  Mess  erfor- 
derte qualitäten  besitze.  Es  trifft  sicherlich  auch  für  I.(i{)zig 
zu,  was  er  in  anderem  Zusammenhang  hinsichtlich  der  Kajjital- 
kraft  Frankfurts  nochmals  besonders  hei-vorhebt,  dass  nämlich  die 
Einwohner  »den  grössten  Theil  ihrer  Mess  selbst«  machten,  »und 

1)  I  s.  63/68. 

2)  Marpti\^er,  Vorrede  an  die  Leser. 
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was  noch  die  Ausländer  thun,  doch  dcrjjo??talt  mit  durch  ihre 
Hand  gehen  lassen«  könnten,  <lass  cinij^fcn  durch  l'rovision, 
Factorey-Gebühr,  Interesse  von  Vorschuss,  Wechsel-Agio  und  der- 
gleichen ja  so  viel,  und  offt  mehr  von  des  Frembden  Waaren  an 
Gewinn  in  Mauden  bleibt,  als  der  Fremde  selbst  nicht  deren  zu 
haben  sich  rühmen    lainnte  ^j. 

So  die  Leipzii^cr  Messen  nach  Art  imd  Herkunft  der  \\  aren 
und  Fremtlen  und  tlen  Formen  des  sich  abwickelnden  Verkehrs 
am  Aus;4an<;  des  17.  und  am  An  tan  -  des  I.S.Jahrhunderts,  lüne 
ähnliche  Zusammensetzunjj^  und  Struktur  behielten  sie  nach  den 
Bcricht{Mi  der  Kommerzien-1  )('i)iitaU<Jii  lie/..  d(M-  (M-heinn  n  l'inanz- 
räte  und  nach  //assts  statistischen  Zusammeuslcllunt^en  iiher 
den  Mcs-s-Personen-  und  den  Mess-\Varen-\'erkehr  eine  Reihe  v  er- 
schiedener Jahre  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  neunzehnten 
Jahrhunderts,  doch  nahm  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  infolge 
der  glänzenden  Entfaltung  der  sächsischen  Industrie  noch  be- 
trächtlich zu,  wie  sich  auch  die  beherrschende  Stellung,  die  sie 
vom  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  an  im  Handel  des  ganzen  euro- 
päischen Ostens  eingenommen  hatten,  weiter  befestigte*).  Für 
die  Ostermesse  und  die  Michaelismesse  des  Jahres  1824  gibt  die 
bereits  erwähnte  Uebersicht  Hasses*)  von  dem  Anteil  der 
einzelnen  Warengattungen  ein  genaues  Bild.  Wie  aus 
ihr  laut  der  Anla^  J  des  näheren  hervorgeht,  fallen  von  dem 
areneingang  der  OstermcsTC  1834   Michaelismesse  1824 

auf  Kolonialwaren,  S])iriruosen,  Nah- 
runcjs-  und  Gcnussinittd 
»  Material-  und  Färb  waren,  Mine- 
ralien, Metalle  u.  s.  w. 

>  Schafwolle,  Baumwolle,  Rauch- 
waren, Leder  u.  s.  w. 

>  Wollen-,  Baumwoll-  und  Leinen- 
waren 

>  gemeine  Handwerkswaren 

»  Papier,  Bücher  u.  s.  w. 
»  Seide  uml  Galanteriewaren,  Kurz- 
waren, Glas  u.  Porzellan  u.  dt^d. 

zusammen    138761  Ztr.  116937 


28187  Ztr. 

20313 

Ztr. 

14494  , 

I4815 

> 

19013  » 

20936 

50144  » 

41  3'S5 

> 

5816  > 

5152 

» 

9817  . 

4013 

I I 2QO  » 

10323 

> 

1)  I,  S.  49.  54.  56.  6S. 

2)  Hasse  a.  o.  O.  S.  309/446,  304/309  u.  ,262/71, 

3)  Hasse  S.  3.  Wlhrend  Marferger,  aus  Höflichkeit  gegen  die  Frankfurter, 

die  grössere  Bedeutung;  der  ML•^scn  Leipzigs  nur  durchblicken  lässt,  ist  das  Ueher- 
gcwichl  Leipzigs  über  Frankfurt  bei  Savary,  Dict.  univ.  de  Coimn.,  Paris  1723  Bd.  II 
8.  105,  bereits  ausdrücklich  anerkannt. 

4)  a.  a.  O.  S.  264/267. 
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der  weitaus  ^nösste  Teil  also  auf  Nahrungs-  und  Gcnus^iiiiitcl, 
Kollstoffe,  Rauchwaren  u.  dgl.  und  rextilfabrikatc,  nur  ein  kk  nicr 
'[  eil  hinjregen  auf  (lalanterie-  und  Kurzwaren  u.  s.  w.  einschliess- 
lich der  Seide  und  Scidcnwaren. 

Eine  wesentliche  U  m  w  a  n  d  1  u  n  vollzog  sich  in  <l<  r  Gc- 
staltung  des  Messverkehrs  innerhalb  der  folgenden  Jalii/thntc 
1  )ic  Ursachen  waren  die  fortgesetzte  Ausbreitung  des  I''abrik'>\ >tems, 
di^!  rasche  W-rmehrung  und  fnMcie  Bewegung  der  Bevölkerung 
infolge  der  grossen  wirtschaftlichen  luid  rechtlichen  Reformen, 
die  daihirch  herbeigeführte  Steigerung  des  Güterverbrauchs,  dii- 
gleichzeitig  vor  sich  gehende  politische,  zunächst  zollpolitischc 
Einigung  Deutschlands  und  die  Ausbildung  des  modernen  Ver- 
kehrswesens. 

Die  einzelnen  Zweige  des  Mess Verkehrs  wurden  davon 
in  sehr  verschiedener  Weise  berührt. 

Für  eine  Reihe  von  Artikeln  war  es  beim  Messhandcl  weniger 
auf  die  Besichtigung  und  Auswahl  der  Ware  angekommen  als 
auf  ihren  Transport  und  ihren  Austausch  in  grossen,  gleich- 
artig  beschaffenen  Mengen.  Für  sie  hatten  die  Leipziger  Messen 
neben  den  andern  grossen  Messen,  insbesondere  der  Frankfurter, 
die  Stätten  gebildet,  an  denen  sich  überhaupt  ein  Umsatz  grossen 
Stils  im  Rinnenlande  hatte  entfalten  können.  Sie  hatten  dem 
Handel  neiu-  \'crbindungen  und  Absatzwege  eröffnet,  ihm  die 
V^orteile  des  Wettbewerbs  gesichert  und  zur  Anlage  oder  Aui- 
nahme  von  Kapitalien,  zur  Begleichung  und  Einziehung  der  Schul- 
den und  h'orderungen  sowie  zur  .Abwickelung  der  gesainieii  (ield-, 
Wechsel-  und  Kreditgeschäfte  {Gelegenheit  gegeben.  l'riii< tu;liciu 
und  künstlich  gefördt:rt  hatten  die  ICrfüllung  dieser  Aufgaben  die 
den  l^'remden  eingeräumten  Vergünstigungen,  xcr  allen  Dingen 
die  berühmten  kaiserlichen  Privilegien,  nach  deiii  n  sich  an  Lei!) 
und  (lUt  des  auf  der  Mt  ssr  W  eilenden  niemand  vergreifen  durfte, 
je<.icr  Reisende  auf  den  nacii  Leipzig  führenden  Strassen  mit  seinen 
Waren  kaiserlichen  Schutz  genoss  und  Leipzig  zugleich  mit  dem 
Niederlage-  und  Stapelrecht  das  Vorrecht  besass,  dass  »hinfuro 
kein  Jahrmarkt,  Messe  oder  Niederlage  inner  fünfzehn  Meilen« 
im  Umkreis  errichtet  werden  konnte.  Diese  der  Stadt  Leipzig 
1497  und  1 507  von  Maximilian  I.  verliehenen  Privilegien  waren 

l)  Das  ngch  ältere,  crsle,  von  Ki  icUricl»  III.  14OÜ  gcwaiulc  rrivilcgium  ist  we- 
niger weittragenden  Inlults  und  bezieht  sich  auch  im  Unterschied  zu  den  sinteren, 
rUr  alle  drei  Messen  geltenden,  nur  auf  die  Kcujahrsmesse.  liasfe  a.  a.  O.  &  17. 
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ihr  fast  von  dessen  sämtlichen  Nachfolgern  nach  oft  jahrelai^cr, 
grosse  Geldopfer  kostender  Bearbeitung  der  jeweilig  zu  gewinnen- 
den hohen  Würdenträger')  immer  wieder  erneuert  worden  und 

Jahrhunderte  hindurch  in  Geltunj^  und  allgemein  anerkannt  und 
gefürchtet  geblieben  *).  Der  Zerfall  des  alten  Reichs  hatte  nun 
atjcr  ihren  Unterj^antj  mit  sich  gebracht,  auch  wären  sie  in  den 
30er  und  40er  Jahren,  ebenso  wie  die  früher  so  wichtij^cn  Zoll- 
verf^ünstii^unircn,  bei  den  veränderten  \'erhnltnissen  iil)('rflüssi<^ 
und  j,^eLjenstandslos  «geworden.  Ks  war  daher  nur  natürlich,  dass 
die  mehr  dder  wenij^er  fiini;il)eln  Waren  dem  Messverkehr  nach 
und  nach  verloren  i^injcn,  nachdem  sich  der  1  landet  mit  ihnen 
auf  den  Messen  cinit;c  Zi-it  in  dem  alten  Geleise  noch  torter- 
haltcn,  zu  einem  <,Mf»ssen  Teil  aber  auch  schon  läni^^st  in  einen 
stäiuiij^en,  in  Leipzij^  ansässi^^cn,  spezialisierten  tirftSNhaiuiel  um- 
^'ebildd  hatte,  wie  es  iihnlich  mit  dem  Geld-  und  Kredit-  und 
dem  Buchhandel  der  I''all  gewesen  war.  Die  verschiedenen  Zweige 
des  heutigen  Leipziger  Grosshandels  mit  Waren  der  fraglichen 
Art,  so  namentlich  der  gesamte  Wollhandel,  der  Gamhandel,  der 
Produktenhandel,  der  Handel  mit  Tabak,  Weinen,  Kolonial-  und 
Materialwaren,  Fischen  und  anderen  Nahrungs-  und  Genussmittcln, 
der  Handel  mit  Metallen,  Farbwaren,  Drogen,  Chemikalien,  Fett- 
waren und  Gelen,  verdanken  ihren  Ursprung  und  ihre  grosse 
Ausdehnung  wohl  sämtlich  dem  früheren  Messhandel.  Sic  waren 
berufen,  dessen  für  diese  Waren  nicht  mehr  geeignete  Formen 
durch  neue,  passendere  zu  ersetzen  und  nehmen  seine  Stellung 
gcwisscrmassen  auch  heute  noch  ein. 

Bei  mehreren  von  ihnen  erinnern  an  den  Ursprung  aus  den 
Messen  besondere,  zum  Teil  den  Namen  »Messe«  tragende  Ein- 
richtungen, die  entweder  aus  den  M(  <s<  n  sc  Ibst  hervorgegangen 
oder  ihnen  in  manchen  Punkten  nachgebildet  und  verwandt  sind, 
teilw(Mse  auch  noch  mit  ihnen  zusammenhängen.  Zu  diesen  ICin- 
riclUungen  zählen  zunächst  die  Lcdermessb<")rsi>,  die  Borstenmessen 
und  Borstenmärkte,  die  Ausstellung  des  deutschen  Kürschnn- 
vcreins  und  die  rapierfachausstellung  des  Mitteldeutschen  l'apicr- 

I)  Vgl.  die  kullur^ochicliUich  intcrosanicii  MiUeiluii^cn  uiul  Ku.^tcubciccli- 
nongen  Hastn  a.  a.  O.  S.  32 — 33. 

s)  B«xeichncn«l  sind  die  Nchnrfcn  Bemerkongen  Biisch'i,  (sümUiche  Schriflen, 

dritter  !?nn<!,  Wien  1S14,  S.  ^''^o  tT.),  ans  denen  noch  ikutlicli  ilio  Mi>Ni;iinst  spriclii, 
die  dem  liinnenlandi>then  \\  etlbew erlicr  der  ^c^(■llii■k^en  W  alinuii;  und  Ansl)eutun}{ 
seiner  allen  Vurreclue  ucgen  vuii  Hamburg  aus  ciitgcgciigcbruclii  wunle. 
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industrie-Vcrcins  (  Papiermessc«),  auf  die  alle  noch  zuruclczu- 
koinincn  sein  wird.  Weiter  {gehört  da/Ai  der  zur  (^stermessc  1825 
ins  Leben  getretene  Börsenverein  der  deutschen  BuchhändlcM-,  tlcr 
rc  j^t  liTiässit,^  einmal  im  Jahre,  am  Kantatesonntag  und  den  nächst- 
toliiendcn  Ta<j^en,  in  Leipzicf  zur  H  11  c  h  h  ä  n  d  1  c  r  m  c  s  e  zn- 
samrTKMikommt.  Zu  ihr  worden  in  der  an  (l<m  i^enannten  Sonn- 
ta_Lj  statttincUmicn  ordentlichen  1  lauptvcisaninilunt^  die  (leschiitte 
des  \  crcnis  und  allj^i'meine  An^-eU  ^enheiten  des  Buchhandels 
beraten,  während  an  den  foli;enden  I  ciLien  zwischen  dem  Sortinients- 
buchliändliM  und  dem  \'erl(\iun-  otler  dessen  lV*auftrai!:ten,  dem 
Komniissiunär.  abj^evechnct  wird.  1  )ies  ^oschielit  daiiurcli,  dass 
die  dem  Sortimentsbuchliandler  seit  der  Ict/.ten  Messe  mit  der 
Berechtigung  zur  Rückgabe  übcrhissenen,  von  ihm  nicht  abgcscLztcn 
Bücher  dem  Verleger  bez.  Kommissionär  zurückgegeben  werden 
(tRcmittendcn«)  oder  ihre  weitere  Bclassung  auf  dem  Lager  des 
Sortimentsbuchhändlers  gestattet  wird  (»Disponenden«)  und  für 
die  im  vorhergehenden  Kalendeijahr  verkauften  Bücher  die  Be- 
zahlung erfolgt.  Der  Sortimentsbuchhändlcr  geniesst  seitens  des 
Verlegers  bei  diesem  Ausgleich  ein  sog.  Messagio*). 

Wie  die  Buchhändlermesse  ist  dem  Messverkehr  femer  die 
Garnbörse  entsprungen,  eine  regelmässig  im  Frühjahr  und  im 
Herbst  stattfindende  Zusammenkunft  von  Spinnern,  Händlern, 
Webern  und  andern  Grossverbrauchern,  che  dem  persönlichen 
Meinungsaustausch  sowie  auch  dem  Abschluss  von  Geschäften 
zwischen  den  Besuchern  dient.  Seit  einigen  Jahren  werden  in 
Verbindung  mit  ihr  gcwöhnHch  kleine  Ausstellungen  veranstaltet, 
nann-ntlich  von  Neuheiten  auf  textilindustriellem  Gebiet  wie  Ap))a- 
raten,  l'atentin  u.  s.  w.,  gelej^entlicl)  rmcli  von  Mustern  \u  frem- 
den Ländern  gangbarer  Gewebe,  Trobcn  von  Baumwollernten 
u.  a.  m. 

Ivine  nicht  aus  den  MesM  n  selbst  entstandene,  ihnen  aber 
nachgebildete  T'inrichtung  ist  schliesslich  die  seit  1.S9.S  jeden  Herbst 
in  Leipzig  abgehaltene  »Deutsche  Lahrrad  messe  und  M  o- 

1)  Vgl.  Ä'.  Dziaiiko,  Art.  >BuchhandcW  im  llaiidw.  d.  Siaatsw.  II.  Aull.  Jena 
1S99  Bd.  tl,  S.  1122  AT.  und  Büehtr,  Der  deutsche  Buchhandel  and  die  Wissenschaft, 
Lcipxig  1903  S.  14  AT. 

2)  l/a<!( .  Vt  rvvnlitin^sbcrichl  «icr  S(:i>!!  f  ■  :i'  ii;  für  die  jahro  |Sf)(>  1S77, 
3.  Ikü  (Allg.  Tcilj ;  1  »IC  Siatlt  l,cii»/i)i  und  ihre  l  nr^chunj;,  gcugraphi!>cli  und  st.i- 
üslisch  beschrieben.  Leipzig  1878  S.  366.  Jahrcbljcneluc  der  Plandelslcanuncr  Leip- 
zig 1901  S.  28,  1902  S.  46. 
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t  o  r  \^  a  i,'  t:  n -  A  u  s  s  t  c  1 1  u  n  L,'  .  Sic  wurde  durch  den  Verband 
deutscher  Fahrradhändlcr  gcle-^ontHch  seines  Vcrbandstagcs  im 
Jahre  1898  hervorgerufen  und  bezweckt,  soweit  es  sich  um  die 
Fahrräder  handelt,  in  erster  Linie  die  Anknüpfung  und  Förderung 
der  Beziehungen  zwischen  Fabrikanten,  Gross-  und  Kleinhändlern, 
mit  der  Motorwagen-Abteilung  dagegen  vor  allem  die  Vorführung 
der  Leistungen  dieser  Industrie  in  der  OcfTentlichkcit  Die  Aus- 
stellung erstreckt  sich  ausser  auf  Fahrräder  und  Automobilfahr- 
zeuge auf  Fahrrad-Bestand-  und  Zubehörteile  aller  Art,  Maschinen 
für  den  Fahrradbau,  Fahrrad-Ständer  und  -Körbe,  elektrische  Zünd- 
apparate, feuersichere  Benzingefässe,  AnliänL^ewagcn  u.  d<(l.,  auch 
auf  Gef:jcnstände  verwandter  Industrien  wie  Schreibmaschinen, 
Nähmaschinen,  Rej^nstricrkasscn  U-  s.  w.  und  wird  von  Firmen  aus 
allen  leilen  Deutschlands  und  in  zunehmendem  Masse  auch  von 
solchen  des  Auslandes  beschickt.  Die  Zahl  der  Aussteller  erreichte 
ino2  i,a-i;en  100,  die  der  l^esuchcr,  unter  denen  sich  sehr  viele 
Käufer  befanden,  rund  25000'). 

W'esentlicli  anders  als  bei  ii  iien  oben  betrachteten  Waren- 
LjattunLien.  für  die  die  Ik^deutun-  der  Messen  hau})lsiichlich  nur 
iji  cU  n  errirtc  rten  jjjeschichtlichen,  vom  Wesen  der  X'erkaufs^e^ren- 
stiinde  unabh.inL,M!4<"n  Talsacheii  bestanden  hatte  und  die  dem 
Messhandel  daher  unter  den  veränderten  neuen  Verhaltnissen  ver- 
loren gehen  mussten,  verhielt  es  sich  bei  einer  zweiten  Gruppe 
von  Waren.  Sie  umfasst  solche  Artikel»  bei  denen  jedes  Stück 
oder  jeder  Posten  in  seiner  natürlichen  Beschaffenheit  oder  tech- 
nischen Ausführung  eine  individuelle  Verschiedenheit 
zeigt,  sodass  der  Käufer  die  Ware,  um  die  vorteilhafteste  Wahl 
treffen  zu  können,  in  Augenschein  nehmen  muss,  wozu  ihn  die 
Messen  mit  in  den  Stand  gesetzt  hatten.  Es  gehören  hierher  die 
schon  unter  den  wenigen  Handelsartikeln  des  Mittelalters  *)  und 
vermutlich  auch  bereits  im  1 3.  und  14.  Jahrhundert  auf  den  Leip- 
ziger Messen  *)  mit  an  erster  Stelle  stehenden  Rauchwaren  und 
Tuche,  ferner  Felle,  Leder,  Borsten,  Federn  und  dergl.  und.  in 
geringerem  Grade,  die  übrigen  Wollwaren,  die  Seidenwaren,  Lcinen- 

1)  Inhrcsbcr.  d.  IlancklsU.  1902  S.  47  und  die  \'  ;  her     Innilcn  Jalirc. 

2)  BüiAer,  Eiu>l.  d.  Volksw.  3.  Aull,   Tül>ingcii  lyoi  S.  147. 

3)  Winn  die  Lcipzii^cr  Mttrkte  als  Jahrmärkte  ihren  Anfang  genommen  und 
wann  sie  sich  zu  Messen  erweitert  haben,  iSsst  sich  nicht  bestimmt  angeben.  Nach- 
weisbar ist  nnr,  dass  im  Jidiie  1170  J  n  h  r  iti  H  r  k  t  c  und  im  Jahre  1268  Messen 
vorhanden  waren,  tiasst  a.  a.  O.  S.  5/6. 
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und  liaumwollwarcn.  Kür  diese  Waren  blieb  dem  Messverieehr 
die  in  ihrem  Charakter  begründete  Bedeutung,  wenn  auch  in  sehr 
verschiedenem  Masse,  erhalten,  und  zwar  nahm  der  Messhandel 
mit  ihnen  allen  zunächst  einen  den  allgemeinen  Wirkungen  der 
Eisenbahnen  entsprechenden  Aufschwung,  der  sich  fQr  einige  von 
ihnen  von  Dauer  erwies,  fiir  die  andern  dagegen  teils  von  einem 
Stillstand,  teib  von  einem  Rüclq^ai^  gefolgt  war.  Zu  weltwirt- 
schaftlicher Bedeutung  gelangte  als  Zweig  des  Messverkehrs  wie 
des  ansässigen  Grosshandels  der  Rauchwaren  handel.  Die 
Umwälzungen  im  Verkehrswesen  erlaubten  ihm  eine  Entfaltung, 
die  bei  der  grossen  ICntfemung  seiner  Haupt-Bczuj^s-  und  Absatz- 
i,^e!)iete  sonst  undenkbar  gewesen  wäre.  Welchen  Uinfanj^  die  zu 
den  Messen,  namentlich  zur  Üstcrmcsse,  sowie  das  Jahr  hindurch 
erfolgenden  Umsätze  erreichen,  durch  die  der  ^anze  Kontinent 
vcrsorj^t  und  zwischen  den  I  lauptprochiktionsläncU  rn.  Russlaiul  und 
Amerika,  der  ge^enseitii^e  Austausch  ihrer  lüzcui^nisse  verniiltelt 
wird,  lässt  sich  nach  der  bis  1900  auf  rund  50  bezw.  40  ^hlhonl•n 
^kuk  q^estiec^enen  lün-  und  Ausfuhr  heutschlands  ^)  ermessen,  die 
fast  ausschhesslich  auf  LiM])zii;  zu  rcehncri  ist.  da  anderwärts  ein 
nennenswerter  Kauchwarenhandel  ui  iHut^chkind  niclit  besteht. 
Von  cjewisscm  Ik  lan^  ist  sodann  noch  der  Messhandel  mit  Leder, 
Fellen,  Borsten,  Rossliaarcn,  Bettfedern,  Schuhmacherbedarfs- 
artikeln, Tuchen,  Leinen-  and  Baumwollstoffen,  der  gleichfalls 
zum  Teil  in  einen  ständigen,  ansässigen  Grosshandel  übergegangen 
ist,  wogegen  eine  Reihe  anderer  Erzeugnisse  der  textilen  Indu- 
strien, die  früher  für  die  Messe  sehr  wichtigen  Seidenstoffe,  Bänder 
und  dcrgl.,  wollene  Damenkieiderstoife  u.  a.  m.  gegenwärtig  auf 
ihr  nicht  oder  fast  nicht  mehr  vertreten  sind.  Der  Grund  ihres 
Vcrschwindens  ist  darin  zu  erblicken,  dass  diese  Artikel  heutzu- 
tage in  der  Hauptsache  durch  Reisende  und  Agenten  nach  Mustern 
verkauft  werden,  die  dem  Käufer  zur  Beurteilung^  der  zu  fertigen- 
den Ware  genügen.  In  dersclljen  W  eise  vollzieht  sich  übrigens 
auch  der  Absatz  von  Tuchen  und  andern  Geweben,  von  di  nen 
noch  Lager  zur  Messe  gebracht  werden,  nebenher,  zum  Teil  auf 
den  ^h?ssen  selbst,  nach  Proben.  Die  weitere  Förderung  und 
Ausdehnung  tles  Verkaufs  von  k'abrikaton  der  Lextilbranche  inner- 
halb des  Messverkehrs  nach  Mustern  ist  vor  einigen  Jahren  vom 

i)  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Neue  Folne,  Hd,  i2().  ntrlin  1000.  Tab.  I 
S.  II  i)ti  1  24  (Nr.  405.404  and  756)  und  Monatliche  Nachweis«,  Dezember  1900, 

a.  85  uiui  167. 
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Mcs&*Ausscbus$  der  Handelskammer  auf  Anregungen  aus  Interes- 
sentenkreisen zum  Gegenstand  einer  Umfrage  gemacht  worden; 
die  von  der  Mehrzahl  der  Beteiligten  geltend  gemachten  Bedenken 
haben  es  indessen  rätlich  scheinen  lassen,  von  der  weiteren  Ver- 
folgung des  Gedankens  abzusehen.*). 

Eine  verbleibende  dritte  Gruppe  der  Waren,  die  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhuntlcrts  auf  die  Leipzic;cr  Mt  ssen  tjc- 
bracht  wurden,  hält  zwischen  fungibeln  Waren  wie  den  ins  Auge 
gefassten  Rohprodukten,  Materialwaren  11.  s.  w.  und  nicht  fun-,Mhcln 
wie  Rauchwaren,  bei  denen  jedes  Fell  individuellen  Charakter  be- 
sitzt, die  Mittr.  1  )ie  dazu  j^ehörigcn  Artikel  erheischen  nach 
Stört",  I''(>rm,  l\-irhc  und  sonstiger  Heschafi"enheit  seitens  tU-sjcniLU'n, 
der  sie  vor  ihrem  .Xnk'auf  kennen  und  bcurteiK  n  will,  jjk  ichtalls 
eine  Hesichtii^ung,  künnen  aber  mit  ganz  denselj>en,  ihnen  von 
^laschinen  oder  Menschenhand  verliehenen  Eigenschaften  in  be- 
helligen Mengen  hergestellt  und  intolgede'ison  nach  einem  ein- 
zelnen l-".x<  inplur  gewählt  werden,  heu  Seitienzeugen,  Damen- 
klcidcrstolTcn  untl  andern  Textilfabrikaten  gegenüber,  für  die  das- 
selbe in  gewissem  Grade  auch  zutrifft,  kommt  bei  ihnen  noch 
hinzu,  dass  ihr  Transport  wegen  ihres  Gewichts,  ihrer  Form  oder 
ihres  Hcrstellungsmaterials  schwieriger  und  kostspieliger  ist.  Für 
diese  Waren  —  keramische,  Glas-,  Metall-,  Holz-Papier- 
und  Lederwaren,  Spielwaren,  Musikinstrumente  und 
verwandte  Artikel  —  trat  an  die  Stelle  des  Austauschs  der  Waren 
selbst  auf  den  Messen  ihr  Verkauf  nach  dort  ausgestellten  Mu- 
stern: die  verhältnismässige,  auch  für  blosse  Probc>Exemplare 
in  Betracht  kommende  Schwierigkeit  ihres  Transports  erhielt  sie 
den  Messen  in  (lestalt  des  Mess-Musterlagerverkehrs,  iUnilich  wie 
früher  die  Notwendigkeit  der  Messen  überhaupt  in  der  allgemeinen 
Schwierigkeit  des  Warentransports  begründet  gewesen  war,  zu- 
gleich blieb  aber  die  l^leichtennv:  des  letzteren  durch  das  neue 
Verkehrswesen  auch  auf  sie  niciit  ohne  l.influss,  sondern  entzog 
dt  n  Memsen  die  (lüter  selbst,  die  fortab  nur  noch  durch  Muster 
vertreten  wunlen. 

her  Ursprung:  diesem  Mess-Musterlagerverkehis  liegt  in  der 
Mitte  des  19.  Jahi  hunth-rts.  I  )ie  allmählich  vor  sich  gehende  Um- 
wandlung wurde  schon  in  iiucn  Antang-^siadit  ii  erkannt  und  richtig 
beurteilt  und  weiterhin  fortgesetzt  beobachtet,    im  Jahre  1852 


I)  JahrcsUer.  tl.  Haiukiskamiiicr  lui  iS^jS  S.  51. 
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bezeichnete  lUibner  in  .seinem  Jahrbuch  für  V'olkswirtschnft  und 
Statistik')  als  wahrscheinHch,  dass  für  j^iwis^e  Waren  die  Mi  sscn 
in  Zukunft  ueni^jer  \Varcnlat,'er  als  Mustcrlat^or  sein  würden.  .\us 
den  6oer  Jahren  yibt  es  sodann  Zeuirnissc,  ilu.  !>ekmuic  n.  da.ss 
sich  die  Tendenz  der  Linwandhm^  um  jene  Zeil  bereits  deutlich 
äusserte.  Ein  Schreiben  des  Leipziger  Rates  über  die  Verhält- 
nisse der  Messen  an  den  Stadtrat  in  Zürich  vom  22.  Okt  1864 
enthält  die  Bemerlcung,  dass  der  Grosshandel  in  vielen  Artikeln 
»nur  durch  Musterlager«  vertreten  sei  *)  und  im  Jahresbericht  der 
Handelskammer  für  1865/66  wird  mit  Nachdruck  hingewiesen  auf 
die  >in  gewissen  Branchen  immer  mehr  und  mit  bestem  Erfolg 
sich  ausbreitende  Sitte»  die  Messe  mit  Musterlagem  zu  beziehen 
—  eine  Sitte,  welche  dem  Messgeschäft  in  diesen  Branchen  eine 
neue  zeitgemässe  und  zukunftreiche  Gestalt«  gebe").  Die  alte 
l'orm  des  Geschäfts  wich  der  neuen  indessen  nm*  schrittweise. 
In  einer  Denkschrift  der  Handelskammer  vom  Januar  '872*), 
ebenso  in  ihrem  Jahresliericlu  für  1883^)  ist  in  ähnlicher  Weise 
wie  ein  und  zwei  Jahrzehnte  vorher  noch  immer  von  der  in  man- 
chen Geschäfts^ weilten  mehr  und  mehr  aufkommenden  Gewohn- 
heit, die  Mes-.e  nur  mit  ^lu^terIa^;(M•n  zu  beziehn<  und  der  immer 
niehi  sich  vollziehenden  Uuuvandlung«,  dass  in  den  meisten 
Z\vei<^en  \  orvvicgcnd  nur  Mustcrlagcr  zur  Messe  gebracht  werden* 
die  Rede. 

Mit  diesen  Heol)achtunL;en  dräni^te  sich  nia^^-ehenden  Per- 
sönlichkeiten untl  HehiWtlen  ilie  I'rac^e  auf,  wit:  tU  r  neue,  \  ielver- 
si)rechendc  Zweiy  de.s  Mcsshandels  am  besten  zu  fördern  sei, 
insbesondere,  ob  sich  für  ihn  eine  ;\enderun^  der  seitherigen  Mess- 
Verfassung  in  der  Richtung  einer  Festlegung  und  Fröherleijung 
der  Messen  empfehle.  Die  alten  Termine,  nach  denen  die  Ostcr- 
messc  acht  Tage  nach  Ostern,  die  Michaelbmesse  acht  Tage  vor 
dem  Sonntag  vor  Michaelis  begann  und  beide  vier  Wochen 
dauerten  —  die  Neujahrsmessc  kam  für  den  Mcss>Mustcrlager> 

1)  Leipzig  1852,  S.  225. 

2)  Hasst,  Geschiebte  der  Leipz.  Messen,  S.  502. 

31  Luiii-'ii:  1867,  S.  158. 

.})  AiiULilruckt  bei  Uasst  a.  a.  O.  S.  505. 

5)  s.  2«,. 

6)  V^i.  lerner  ilic  beincikiing  Sihuilzcs  über  die  nur  in  Mu.stcru  erfolgende  /u- 
fühning  böhnuscher  GlAswaren  n.  s.  w.  »Die  Leipziger  Messen  and  die  Entwick- 
hin«^  des  I.cii./iLii  r  Handels  v-m  1835— 1875',  /.eitschf.  d.  K.  SSchs.  Stat.  Bur.  187 
S.  91,  auch  Hatse,  Die  Stadl  Leipzig  und  ihre  Umg.,  Leipzig  1878  S.  390. 
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verkehr  weniger  in  Betracht  —  waren  berechnet  und  geeignet  ge- 
wesen, die  Kunden  rechtzeitig  mit  den  gewünschten  Waren  zu 

verschen,  solange  diese  schon  vor  der  Messe  angefertij^t  waren. 
Nachdem  jedoch  für  die  betr.  üeschäftszweijjc  der  Einkauf  nach 
blossen  Mustern  und  mit  ihm  mehr  und  mehr  der  Kauf  auf  An- 
fVitiiMing  zur  Herrschaft  gelangt  war,  die  bestellte  Ware  also  nach 
der  Messe  vielfach  erst  hergestellt  werden  musstc,  konnte  die  bis- 
herige Messzeit  den  Bedürfnissen  iK  r  Käufer,  tlic  für  den  l^m- 
|)fang  der  Ware  <nif  denseil un  Zeitpunkt  angewiesen  l)liel)en, 
nicht  mehr  entspreciien.  Vor  einem  klaren  Abschluss  der  im 
Gange  befindlichen  Kntwickelung  glaubte  man  indessen,  vfm  einer 
Einwirkung  auf  .sie  durch  Umgestaltung  der  hergebrachten  Mess- 
ordnung zunächst  absehen  zu  sollen,  zumal  die  Ansichten  und 
Wünsche  der  beteiligten  Kreise  vielfach  auseinandergingen  und 
langjährige  frühere  Verhandlungen  über  Aenderungcn  der  Mess- 
terminc  und  eine  eventuelle  Festlegung  des  Osterfestes  entgegen- 
stehender Bedenken  und  Schwierigkeiten  wegen  negativ  verlaufen 
waren  Ein  Anlass,  in  den  natürlichen  Verlauf  der  Dinge,  viel- 
leicht verfrOht,  einzugreifen,  bestand  auch  umsowcniger,  als  Leip- 
zig im  Gegensätze  zu  den  beiden  Frankfurt,  denen  unter  den  mo- 
dernen Verhältnissen  nur  ihre  Leder-  und  ihre  Tuchmesse  erhalten 
blieben,  der  einzige  der  alten  Messplätze  war,  wo  sich  eine  der- 
artige Entfaltung  eines  jungen  Zweigs  des  Messverkehrs  ver- 
heissungsvoU  ankündigte.  Je  deutlicher  aber  diese  Entfaltung 
fortschritt  und  ihre  w  eittragende  wirtschaftliche  Bedeutung  verriet, 
die  der  Ausfall  der  Michaelismesse  1892  wegen  der  drohenden 
Cholcragcfahr  noch  in  besonders  helles  Licht  setzte  umso  wach- 
samer hatte  sie  I^ipzig  zu  verfolgen  und  desto  mehr  musste  es 
darauf  bedacht  sein,  sie  zu  fördern  und  ihr  jede  etwaige  Schädi- 
gung oder  Störung  fem  zu  halten. 

1)  Vgl.  ffiustt  Geschichte,  S.  219  ff. 

3)  Näheres  hierüber  sowie  über  die  im  nSchsten  AbKhnitt  berftlin«n  Gegen* 
«tSnde  enthalten  die  Jahresberichte  der  Leipziger  Handelskammer  1892  ff. 


Zeiucbrift  für  die  ges,  üuaUwiMcnsch.    HrKuniungshrlt  11. 
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II. 

Die  Förderung  und  bisherige  Entwickelung  des  Mess- 

Musterlagerverkehrs. 

Um  dem  Kate  der  Stadt  inhezug  auf  die  l^rfüllunj^  dieser 
Aufgaben  mit  Kai  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen,  trat,  infol|Te  einer 
Anroi^iin;^'  des  Kommerzienrats  C.  Gustav  Herr  mann  in  der 
otlentliclu'ii  Sit/Ain^,'  der  Handelskammer  vom  17.  (  )kt(>l)er  1S92. 
am  29.  Oktober  lSy2  aus  deren  MitL^^liedcrkreis  unter  Hcivmann^; 
Vorsitz  ein  M  e  s  s- A  u  s  s  c  Ii  u  s  s  ins  l.ebcn,  dem  zu<;leich  auch 
Vertreter  der  städtischen  Kollegien  an^ehcMten.  Seine  Täti;^keit 
richtete  sich  zunäclisl  auf  die  einer  j^MÜndHchcn  ILrörtcrunL;  bc- 
dürftij^e  ,  seit  lanLjem  schwebende  l'Vaj^e  der  zeitlichen  \"er- 
leLiun<4  der  Messen,  wurtle  alier  vor  deren  Lösuni^  in  huiu  ni 
Masse  nach  einer  andern  Seite  hin  in  Anspruch  ^i  nommen,  näm- 
lich zur  Abwehr  einer  den  Leipziger  Messen  von  aussen,  von 
Berlin  her,  drohenden  Gefahr. 

Es  hatte  sich  hier  eine  Vereinigung  einer  Anzahl  Fabrikanten 
und  namentlich  auch  Agenten  gebildet,  die  den  Messmusterlager- 
verkehr  der  keramischen,  Bronze-,  Kurz-,  Spielwaren-  und  ver- 
wandten Branchen  oder  Teile  davon  von  Leipzig  nach  Berlin  zu 
ziehen  versuchen  wollten.  Mochte  auch  Leipzig  als  geschichtlicher 
und  geographischer  Sammelpunkt  der  Vertreter  der  beteiligten  In- 
dustrien und  der  deutschen  wie  ausserdeutschen  Käuferschaft  eine 
emstliche  Gefahrdung  seiner  Messen  nicht  zu  befurchten  haben, 
so  musste  es  doch  einer  Unternehmung,  die  weite  Kreise  beun- 
ruhigen und  die  Kntwickehmg  der  neuen  Verhältnisse  beeinträch- 
tigen konnte,  mit  EntschieiU  nlieit  entgegentreten.  Dies  geschah 
dadurch,  dass  vom  Mess-Ausschuss  alle  I'irmen,  bei  denen  als 
bekannten  regchuässigen  Ausstellern  ein  wohlbegründetes  Interesse 
an  dem  Hestande  und  der  weiteren  llntlaltung  der  Leipziger  Mi-^-^en 
vorauszusetzen  war,  zu  einer  Stellungnahme  zu  den  Berliner  He- 
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strebungen  veranlasst  wurden.  Es  ward  dazu  ein  Formular  aus^ 
gesandt,  in  dem  man  die  Verpflichtung  einging,  in  iceincr  Weise 
an  den  geplanten  Berliner  Veranstaltungen  teilzunehmen,  und  die 
Hoffnung  aussprach,  die  Entstehung  einer  Doppelmesse  in  Leipzig 
und  Berlin  im  Keime  erstickt  zu  sehen.  Diese  Erklärung  wurde 
sofort  von  mehr  als  800  Ausstellern  unterschriftlich  vollzogen 
zurückgesandt,  um  dann  mit  diesem  Ergebnis  in  der  deutschen 
und  der  ausländischen  Presse  Veröffentlichung  zu  finden.  Nach- 
träglich Kiü.i;«  n  noch  weit  über  100  Erkläninj^en  desselben  Inhalts 
ein,  während  weitere  200  I'irmen,  ohne  sich  so  streng  zu  binden, 
t,deichralls  entschieden  für  I.eipzii^  Herlin  eintraten.  Damit 

hatten  sich  ziemlich  j^cnau  ^js  aller  bekannten  Mcssbcsucher  aus- 
drücklich ge^^en  das  berliner  Unternehmen  aiisijfesprochcn.  Diese 
Kollektive  !  k  !  ;i  1  u  n  <j  c  n  .  deren  erste  in  der  ^  Inldire  II 
\viederj^ci^'cl)('n  ist,  wurden  aut  W  imsch  der  Beteilii;tcn  allerwärts 
verr»tTentIicht  und  verbreitet  und  bilden  in  der  Geschichte  der 
l-cipzi;4er  Messen  ein  denkwürdiges  HIatt. 

Der  von  der  frai;lichen  Berliner  Vereinii^un;^  mit  der  Abhal- 
tung^ einer  Mi^sr  in  Berlin  kurz  vor  der  I.eipzii^er  Michaciis- 
messe  des  Jahres  iS(j3  an^jestellte  Versuch,  eine  Reihe  Geschäfts- 
zwcii^e  von  der  Lcipzii^er  Messe  loszulösen,  missj^lücktc  denn  auch 
manj^els   «jenüj^fender   Betc-ilit^auifj  ')   und    orlcl)te    keine  Wieder- 

1)  Die  ganze  A n;,'t.K  '^Lnheit  wiinlc  ftklürliclierweisc  in  <Ici  (1i  fft  ntlii  hkeil  Icb- 
hafi  erörtert.  N.icli  emcr  Klui;sclirifi  von  O.  F.  Fituie:  •l'nfrcnvillii:e-  Statistik 
der  Berliner  Herbstmesse,  Berlin,  Anl'ang  Oktober  1893,  S.  5,  liat  ein  wirklich 
mesdlhiillcher  Verkehr  nar  in  dem  in  der  Dresdener  Strasse  gelegenen  City- 
Hotel  sUttgefunden ,  wo  das  »Zemral-Bureau«  der  Messe  eingerichtet  gewesen 
ist  un<l  72  aus\v3rti};e  Firmen  mit  gtitern  Erfol«;  nusiicstellt  hal)tn  sollen.  Den 
aii'^scrh.iib  dieses  Hotels  befirulliclieü  .  niif  <iic  -'■in>iit;>  n  Berliner  Miistei lav.'er  be- 
schränkten Ausstellun^ien  sei  dayejicn  liurchaus  kcui  inessniässiger  Kindruck 
abzugewinnen  gewesen.  Eine  gttnstigere  Beurteilung  ist  dem  Berliner  Unterneh- 
men in  einer  im  Verlag  der  Tonwaren-Industrie  in  Bunslau  1893  erscliiene- 
nen  Broschibe  >Dic  S<)niler-Me«;se  in  Berlin  inid  ihr  Verhältnis  /ur  Leip/ijjer 
Messe  von  Gustav  Sttinbrecht  zu  teil  jjeworden.  dntli  wird  muh  hier  (.s.  S 
und  S.  29/30j  au:idrUcklich  anerkannt,  dass  die  Gegnerscbalt  der  Kabrikanten  Muhl 
XU  verstellen  sei,  wenn  man  sich  den  Vorteil  der  zentralen  Lage  Leipzigs  ver- 
gegenwttrtige,  sowohl  für  den  Handel  an  sieb,  als  auch  für  die  ausstellenden  Fa- 
brikanten Bayerns,  Thüriii^;ens,  Sachsens  und  Oesterreich-Ungarns.  I's  unlerlie;,'e 
ja  keinem  Zweifel,  d.Tss  die  Kabrikanten,  wissen<i ,  was  sie  in  l.eip/iij  };eiiabt 
h.'Uten,  für  eine  Messe  m  Berlin  grüsstenteiU  keine  Neigung  besässen ,  l  in  den 
Hauptgründen  wohl  einmal,  weil  ihnen,  die  sie  ja  doch  meistens  Vertreter  stetig 
in  Berlin  haben,  ihr  diiekter  Verkehr  mit  der  Kundschaft,  ihre  direkte  Einwirkung 
auf  das  Geschäft  durch  Ihre  Vertreter  al^enommen  wQrde;  dann  behaupten  i>ie 
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hf)lun*j^.  die  crfol^frcichcr  i^cwiscn  wäre.  Ks  zciLjte  sich  also  die 
W  alnhcit  des  zwei  JahrhuniU  rte  alten  Aiiss]>mclis  J /a /■/><■ /xrr's, 
das.s  die  neu  zu  iiitroducirenden  Me-^-^en  und  jähr- .Märkte,  welche 
etwan  auti"  das  lapct  gebracht  wi  rden,  vorher  wohl  üin-rlcget 
scyn«  müssen,  'Sintemahl  nicht  alle  species  der  Handlung  oder 
Commercioram  sich  ohne  Unterschied  auf  alle  Oerter  und  zu  allen 
Seiten  appliciren  und  practiciren  lassen« 

Nach  der  erfolgreichen  Zurückweisung  der  Bestrebungen  der 
Berliner  Vereinigung  konnte  der  Mcss-Ausschuss  zur  weiteren 
Klarstellung  der  Frage  einer  Neuordnung  der  Messter* 
mine  schreiten.  Die  zu  diesem  Behufe  vorgenommene  Befra- 
gung alter  bekannten  und  vermutlichen  Mcss-Ausstelter,  insgesamt 
1961  Firmen,  offenbarte  die  für  die  keramischen,  Metall-,  Holz- 
waren- und  verwandten  Branchen  nunmehr  zum  Abschluss  gelangte 
Umwandlung  der  Warenlager-  zur  Musterlagermesse  sowie  die 
schon  besprochene  Notwendigkeit  früherer  Termine  für  diesen 
Teil  des  Messverkehrs.  Zu  dem  Interesse  der  Mustcrla-j^tn -Aus- 
steller an  einer  l'>üherlegung  der  Messen  stand  jedoch  tlas  der 
nach  wie  vor  die  Ware  selbst  zur  Messe  bringenden  Verkäufer 
namentlich  des  Rauchwaren-  und  des  Ledcrhandels,  soweit  es  sich 
um  die  ( )stermcsse  handelte,  im  Gegensatz,  lünmal  sind  die 
natürlichen  Verhältnisse  dieser  (leschäftszweige  schon  an  sich  an- 
ders geartet  als  die  der  Musterlagerbranchen,  ausserdem  kam  vor 
alhm  aber  auch  die  Abhängigkeit  der  Oster-Kauchw aren-  imd 
-I  .(  (Icrmesse  \  on  den  Londoner  Rauchwaren-Auktionen  und  di  r 
l-  ranklurter  Letlermesse  in  Ik'tracht,  sodass  sich  eine  gleichzeitige 
Verschiel)ung  auch  dieser  X'eranstaltungen  nötig  gemacht  hätte. 
Angesichts  dessen  sowie  der  Unm()glichkeit,  überiiaupt  einen  ein- 
heitlichen, den  Interessen  aller  entsprechenden  l'ermin  zu  finden, 
entschied  man  sich,  für  die  am  Musterlagerverkehr  beteiligten  Ge- 
schäftszweige eine  früher  abzuhaltende  > V  o  r  m  e  s  s  e«  von  der 
allgemeinen  Ostermesse,  die  an  das  Osterfest  gebunden  blieb,  ab- 

feriicr  oder  werden  es  tun  —  nicht  ohne  (Muml  ,  um  olVen  zu  sein  —  dass  ihre 
Interessen  von  Vertretern,  die  noch  die  Inivrcbscn  von  einer  oder  mehreren,  ge- 
wOhnÜdi  konkumerenden  Fabriken  wakraunehmen  haben,  nicht  in  so  intensivem 
Masse  berttcksichtigt  werden  kOnnen,  als  sie  es  wünschen,  verlangen  und  verlangen 

müssen.  Nimmer  .luch  werden  sich  die  konkurrierenden  Kalirikanten  dazu  ver- 
stehen, vicllcichl  sellxlritl  'üe  Muster/immer  ihres  Berliner  Vertreters  als  Asyl  für 
die  Zeit  der  Messe  zu  erwählen,  um  etwa  einen  »Mühlend.imin«  iu  niüdcrncr  Auf- 
lage SU  inszenieren!« 

1^  a.  a.  O.  I.  S.  45. 
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zuzweigen.  Um  einer  etwaigen  Vctschleppung  der  Sache  zu  be- 
gegnen« die  sich  seitens  Preussens  oder  Braunschweigs  im  Falle 
ihrer  Berufung  auf  den  Artikel  24  der  alten  Zollvereinsverträge ') 
hätte  ergeben  können,  verzichtete  man  von  vornherein  für  die 
neue  sog.  Vormesse,  die  ausdrücklich  als  eine  blosse  Ausstellung 
von  Musteriagem  eingeführt  werden  sollte,  sowohl  auf  die  EröfT- 
nung  von  Messkonten  als  auch  auf  die  Aufstellung  von  Buden 
und  Ständen  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen.  Die  erwähnten 
Beschränkungen  waren  umso  unbedenklicher,  als  sich  der  Mess- 
grosshandel  der  fragl.  Gescliärtszweit^e,  für  den  die  Vormcssc  ge- 
<-h:itTen  wurde,  ausschliesslich  in  der  Form  des  Musterlaj^erver- 
kehrs  und  in  geschlossenen  Gebäuden  vollzog  und  dir  ausländi- 
schen Aussteller  sich  für  ihre  Muster  des  für  solche  bestehenden, 
Zollfreiheit  gewährenden  Vormerkverfahrens  bedienen  konnten. 

l'ür  die  Michaelismcv,.,.  H^-ss  sich  eine  ähnliche  Trennung  ver- 
meiden, da  für  sie  der  \\  ahl  eines  gemeinsamen  trüberen  Termins 
uniiherwindliche  llindernisse  nicht  im  Wege  standen.  ICbenso  be- 
v;m  te  eine  in  v\nregun'  v  brachte  anderweite  hV-stleguiiL;  »Ut 
nur  lur  Rauchwaren,  Ledei  und  dergl.  und  Tcxtilfaljrikate  in 
l'rage  kommenden  Neujahrsmesse  keinen  wcsenliiciien  Schwierig- 
keiten. 

Die  Termine,  die  nach  vt-nauer  Prüfung  und  gegenseitiger 
.Abwägung  der  vielfach  auseinanilergehendi-n  Wimsche  und  \'or- 
schläge  beim  Kcniigl.  Mini.sterium  des  Innern  schliesslich  beantragt 
wurden  und  zugleich  eine  längst  angestrebte  Verkürzung  der  üster- 
und  Michaelism^»c  von  vier  auf  drei  Wochen  vorsahen,  waren 
die  folgenden: 

Beginn:  Ende: 
Voroiease  erster  Montag  des  März  Soniiaheud  der  darauf  folgenden 

Woche. 

Otieraieise  erster  Sonntag  nach  Ostern      vierter  5>onntag  nach  Ostern. 

Micliacli>.iiic>)>c        klrter  Sonntag  de*  August        dritter  SiUinta«;  ilrs  -Septenkber. 

Neujahrsme?<c        firiiti  r  Januar  scci>/cluiter  Januar 

1)  1!^  il'iiltcii  il.iiKiiI»  ^c\vis^c  Mfs>>i>rivilfi;ict»  nicln  tiwx-itcrt  oder  neu  trleilt 
weiden.  —  i-AUc  Lutcrsuchung  der  ebenso  uitcrcäsautcn  wie  vervvickellen  recht liclicu 
Seite  der  Angelegenheit  ist  im  Rahmen  eines  bk>88en  Abschnittes  dieser  Arbeit 
leider  nicht  rofiglich.  Sie  Ultte  insbesondere  anzuiinfipfen  an  den  erwähnten 
Artikel  24  der  /u  II  Vereinsverträge  \on  1S33,  die  dazu  gehörigen  Separatartikel 
(  .WrtiH^e  und  Verhandlungen  ans  »kin  /eitraum  von  1833  Iiis  einschlies>lich  1836 
(Iber  die  Bildung  und  Au-sführung  des  deutschen  Zoll-  und  liandulsvereinä«,  Bd.  I, 
2,  3  vorhanden  in  der  Bibliothek  des  Reichstags)  und  die  bekannte  Ddbrück- 
scbe  Abhandlung  »Der  Artikel  40  der  Reichsverfassung«,  Berlin  1881. 

2)  Die  Ergebnisse  der  in  der  Angelegenheit  veranstalteten  Umfragen  sind  in 
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Sie  befinden  sich  laut  der  als  Atilage  III  beiL,<  :.:<'lH'nen  lic- 
kanntmachiinjj^  des  Rates  der  Stadt  Lei[)zig  seit  1^X94  in  Kraft. 
Hinzu/Ailiij^en  ist  noch,  dass  der  J^ei^inn  der  Lederniessen,  der 
zugleich  den  Termin  der  Ledcrmessb()rse  ^ )  bildet,  besonders,  näm- 
lich zur  Ostcrniesse  auf  deren  ersten  Monlaj^  und  zur  Michaclis- 
nirsse  seit  auf  den  Mittwoch  der  dritten  Messwoche  festgc- 

set/:t  ist,  während  er  zur  Neujahrsmesse  mit  deren  Anfang  zusam- 
menfällt. Auch  die  Borstenmessen  haben  bestimmte  Termine  für 
sich,  die  regelmässig  bekannt  gemacht  weitlen 

Nachdem  die  neue  Ordnung  geschaffen  war,  galt  es  vor 
allem,  sie  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen  und  dafür  zu 
sorgen,  dass  sie  sich  bei  Ausstellern  und  Einkäufern  einbürgerte. 
Diesem  Zweck  diente  die  vom  Mcss-Ausschuss  in  den  Jahren 
1894  bis  1896  in  zwanglosen  Heften  herausgegebene  »Zett- 
schrift des  Leipziger  Messverbands«.  Sie  stellte 
sich  die  Erörterung  und  Klarstellung  aller  die  Leipziger  Messen 
betreffenden  Angelegenheiten  zur  Aufgabe  und  wurde  den  den 
Verband  bildenden  Mcssbesuchem,  die  zu  ihm  einen  kleinen 
Jahresbeitrag^  zu  leisten  hatten,  unentgeltlich  zugesandt,  überdies 
auch  im  Buchhandel  verbreitet.  Als  sie  für  die  Zeit  des  Ucbcr- 
gangs  von  der  alten  ziu"  neuen  Mess-Ordnung  und  für  die  Periode, 
in  der  die  Berliner  Bestrebungen  noch  von  sich  reden  machten, 

Auftrage  des  Mess-Atuschusses  von  P»kU,  der  damals  zweiter  Sekretitr  der  Leip- 

zijicr  Handelskammer  war,  in  zwei  Denkschriften  zusammengestellt  worden:  »Unter- 
lagen für  die  l'rn.'e  der  /eiilichcti  Vcrkjittnj^  der  I.eipsiger  Messen«  und  »Weitere 
Unterlagen  u.      w.«,  beide  Leipzig  1893  erhcliienen. 

1)  Die  »LedermessbSrse«,  die  jedesmal  am  Anfangbtag  der  Ledermesse 
nachmittags  $ — 7  Uhr  im  grossen  Saal  der  Neuen  Börae  abgehalten  wird,  ist  eine 
Zuammenkunft  von  Iländkni  und  Industriellen,  die  der  Aussprache  über  die  Ge- 
schnftslape  und  de-  ArJi  ihüunt;  fjrrmscrei  Atiscldü-'-f  dii  ut  ,  wobei  vielfach  auc  h 
Muster  mit  vurgciegi  werden.  Ihr  lie^uch  beträgt  uacli  den  Angalien  des  Vor- 
standes der  Messbörse  fflr  Lederindiutrie  xu  Leipxig  vta  Ostermessc  gewöhnlich 
gegen  700  Personen ;  zn  den  Qbrigen  beiden  Messen  ist  er  geringer.  Genannt  werden 

an  dieser  Stelle  ferner  die  »Ausstctlunir  des  deutschen  Kürschner  Ver- 
eins«, die  rcpelmässj*;  an  einem  der  ersten  Taj;e  der  0>termesse  in  einem  anderen 
Saale  der  Neuen  Hcirse  stattfindet.  Sie  dient  der  Vorführung  der  Neuheilen  auf  dem 
Gebiete  der  Pelzkonfektion,  von  Zutaten,  Besatzartikeln,  Werkzeugen  und  Maschinen, 
Gestellen  und  ßftsten  für  Schaufenster  sowie  noch  manclten  sonstigen  Erxeugnissen 
und  wird  von  Ausstellern  und  Käufern  r.us  ^t^n/.  l)eut>chla!Kl  besucht,  TOn  denen 
viele  zu^li'irli  auch  Besucher  der  Rauchwaren,  l.ciii  i-  oder  Tuchmes>ie  sind. 

2)  Ausser  den  zur  Zeit  der  Messen  stattfindenden  drei  Borsten-Messen  besitzt 
Leipzig  noch  zwei  Borsten-Märkte,  die  am  Montag  nach  Invocavit  und  am  letzten 
Montag  im  Juni  beginnen. 
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ihren  Zweck  erfüllt  hatte,  beschloss  der  Mess-Ausschuss,  sie  ein- 
gehen zu  lassen,  um  als  Ersatz  dafür  die  Herauä<^abe  eines  offi- 
ziellen Verzeichnisses  der  Mess-Verkäufer  in  die  Hand  zu  nehmen 
und  damit  den  Messbesuchem  etwas  noch  Nützlicheres  und  Zu- 
sagenderes zu  bieten,  als  ihnen  weiterhin  eine  Zeitschrift  hätte 
sein  können.  Ein  Verzeichnis  der  Mess-Einkäufer  hatte  er  schon 
seit  1694  regelmässig  jährlich  herausgegeben  und  den  Ausstellern 
unentgeltlich  zugestellt.  In  ähnlicher  Weise  sollte  nun,  und  zwar 
zweimal  jährlich,  auclf  ein  offizielles  Verkäufer-Verzeichnis  er- 
scheinen und  gratis  den  Käufern  überlassen  werden.  Ein  nicht- 
offizielies  Ausstellcr-Adrcsscnbuch  war  von  einer  I*rivatunterneh- 
mung  seit  längerer  Zeit  bereits  aufgelegt  und  vom  Mess-Ausschuss 
melirere  Male  aufgekauft  und  unentgeltlich  versentlet  worden,  eine 
befriedigende  Vereinbarung  über  regelmässige  Abnahme  mehrerer 
tausend  Mxemplare  seitens  des  Mess-Ausschusses  hatte  sich  je- 
doch mit  der  bctrefl'cnden  l'"irnia  tiicht  erreichen  lassen.  Ausser- 
dem waren  über  die  ganze  l'^ninchtiing  des  Buches  und  die  bi-i 
seiner  n(>rau>tsibe  befolgten  (irundsätze  aus  den  Kreisen  der 
Messbesucher  häufig  Hcschwerden  laut  geworden,  die  trotz  ent- 
sprechender Schritte  des  Mcss-Ausschusses  zu  dem  erwünschten 
Krfolg  nicht  geführt  hatten,  was  für  den  Heschluss  der  Heraus- 
gabe eines  eigenen  offiziellen  Verkäufer- Verzeichnisses  den  Aus- 
schlag gab 

Die  lunnchtung  des  Inhaltes,  der  liearbeituni;  und  der  Ver- 
breitung des  i  l )  f  f  i  z  i  e  1 1  e  n  Leipziger  M  c  s  s  -  A  d  r  e  s  s- 
buchs  ( Verkäufer- Verzeichnbses)«  wie  des  offiziellen  »Verzeich- 
nisses der  auf  den  Leipziger  Messen  verkehren- 
den Einkäufer«,  die  seither  noch  verschiedentlich  Vervoll- 
kommnung gefunden  hat,  verdient  einen  kurzen  Ueberblick. 

Der  Inhalt  beider  Verzeichnisse  zerfällt  in  zwei  Abschnitte : 

1)  Einen  eigentümlichen  Verbuch  zur  Herausgabe  eine:»  oftiziellen  Leipziger 
Mess-Adrcssbocbs  stellt  bereits  eine  allerdings  nicht  xur  AusflUming  gelangte,  kar- 
flirstlichc  Verordnung  vom  Jahre  1718  dar.    Es  heisst  darin:  »Wir  vernehmen,  dass 

die  auf  die  Messe  kümmcn(kn  fremden  Knuileute  nicht  sogleich  erfahren  kt'mnen, 
in  welchen  Häusern  sowohl  in  <it  1  Sjailt,  alr  in  den  Vorstädten,  diese  oder  jene 
Ware  anzulreilen.  Da  es  aber  dem  Tublikum  zuträglich  sein  würde,  wenn  solches  durcU 
gedruckte  Nachricht  mlnniglich  kund  gemacht  wBrde;  als  ist  hiemit  unser  Befehl, 
ihr  wollet  sämtliche  Blakler  vor  euch  fordern  .  .  .  Diese  sollen  nun  vonttglich 
ein  akkurates  Verzeichnis  aufstellen  aller  Oassen,  Häuser  und  darin  befindlicher 
Gtwr>ll)c,  Lüden  und  anderer  Lanier,  der  Namen  aller  daselbst  handelnden  Personen, 
getrennt  nach  In-  und  Ausländern,  mit  Angabe  der  Waren,  mit  denen  ein  jeder 
bandelt.«   Hasse,  Geschichte  a.  a.  O.  S.  237. 
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i)  Mustcrlagerbranchen,  2)  andere  Geschäftszweige.  Das  Ein- 
käufer-Verzeichnis enthält  innerhalb  dieser  Abschnitte  die  einzel- 
nen Finnen  in  atphal>etischer  Reihenfolge  mit  Angabe  ihres  Sitzes 
und  der  genauen  Adresse,  der  von  ihnen  hauptsächlich  gekauften 
Warengattungen,  der  von  ihnen  besuchten  Messen  und  neuerdings 
auch,  soweit  als  möglich,  ihrer  Leipziger  Messwohnung.  Im  Mess- 
Adressbuch  bestehen  vier  Unterabschnitte:  Firmen-,  Branchen-, 
Strassen-  und  Ortsverzeichnis.  Im  Firmenverzeichnis  werden  die 
Aussteller  in  alphabetischer  Reihenfolge  unter  Hinzufü^ng  ihres 
Geschäftszweigs,  ihres  Herkunftsortes,  der  Messen,  zu  'a  tk  ti  -ic 
nusstcllen,  und  ihres  Messlokals  aufgenommen,  desgleichen  An- 
gaben gc-ninrfit  über  die  Xatnr  des  Betriebs,  das  Gründungsjahr, 
die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter.  (  twaige  Spezialitäten,  Aus^ 
Zeichnungen  u.  s.  w.  sowie  ferner  die  ri  legrammadrcssc,  die  Fem- 
si^rrchniimmer,  die  Namen  der  Inhaber  und  tlie  etwaigen  Zweig- 
nic'(lcilas^iing(Mi  und  ständigen  X'crtretcr  aufgelührt.  Has  Bran- 
chenverzeichnis zt'i.L;f  die  Ausstt^llcndin  mit  Herkunftsort  und 
Mcs-.I()kal  in  der  alphabetischen  Rcihentolge  der  Warengattun- 
gen. 1  )as  Strassen-  imd  das  ( )rts\  er/.cichiiis  endlich  bieten  eine 
Uel)ersiclu  der  Strass<Mi  des  Mess\  ierlcN  und  der  1  Icrkuntts- 
orte  in  al|)liabeti'^cher  Kc  ilu  ntolge.  Au'^serilem  enthält  das  Huch 
neben  dem  TroNpekt.  iler  neuen  Mes^-(  )r(.lnung  und  einer  Va- 
belle  der  iMesstermine  Tür  ilas  lautemle  und  das  jeweils  tol- 
gcnde  Jahr  einen  für  die  Zwecke  iler  Messen  besonders  bear- 
beiteten Plan  der  inneren  Stadt,  einen  kleinen  Plan  des  grössten 
Messgebäudes,  des  Städtischen  Kaufhaijses,  und  einen  Anzeigen- 
teil. Die  Aufnahme  erfolgt  wie  im  Einkäufer -Verzeichnis  un- 
entgeltlich, soweit  nicht  der  prospcktgemäss  verfügbare  Raum 
überschritten  wird.  Bei  darüber  hinausgehenden  Raumansprüchen 
ist  zur  Deckung  der  Mehrkosten  ein  im  Prospekt  und  auf  den 
Formularen  bezeichneter  Beitrag  zu  leisten.  Reklamen  irgend 
welcher  Art,  Anwendung  besonderen  Druckes,  Beifügung  von 
Fabrikmarken,  Abbildungen  und  dergl.  sind  im  Hinblick  auf  die 
Bcstimmut^  des  Buchs,  den  Einkäufern  ein  gleichmässig  und 
übersichtlich  angeordneter  Führer  zu  sein,  nur  in  dem  dafür  ein- 
gerichtet(>n  Anzeigenteil  zugelassen.  Mit  seiner  Hesorgung  und 
mit  der  des  Anzeigenteils  des  l'.inkäufer -Verzeichnisses  ist  vom 
Mcs<- Ausschuss  eine  Leipziger  Firma  betraut. 

Dil  H  c  a  r  b  e  i  t  u  n  g  der  beiden  Verzeichnisse  geschieht  auf 
Grund  jedesmal  vor  den  Messen  zur  Versendung  gelangender 
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Fragebogen,  da  sich  allein  auf  diesem  Wege  die  Richtigkeit  und 
Vollständigkeit  ihres  Inhalts  erreichen  und  den  wechselnden  Be- 
dürfnissen und  Wünschen  der  Aufzunehmenden  Rechnung  tragen 
lässt  Diese  regelmässigen,  fürs  Einkäufer -Verzeichnis  jährlich, 
fürs  Mcssadrcssbuch  halbjährlich  stattfindenden  Erhebungen,  auf 
denen  sich  jede  Auflage  neu  aufhaut,  dienen  ausserdem  zugleich 
der  statistischen  lü  fassunj:,^  des  Mcssverkehrs,  der  Festst  t/ni^.;  der 
erforiU  ilich  sclicincnden  Zahl  Bücher- Exemplare  und  der  Vor- 
merkung für  die  vorherige  G  r  a  t  i  s  v  e  r  s  e  n  d  u  n  oder  pcrsön- 
Hche  Gratisaushändigung  des  Mcss-Adrcs.shuch^  an  die 
Einkäufer,  bezw.  des  Kinkäufer-Verzeichnisses  an  die  Aussteller. 
HefraL;t  werden  dabei  alle  I''iruicn,  die  dem  Mess-Aussduiss  im 
Laufe  der  Zeit  als  Messhesucher  lHl<aiuit  i^eworden  sind,  auch 
wird  auf  die  jeweili*^  erlol^ten  L  nitra;^en  durch  Notizen  in  der 
l''ach{)resse  aufmerksam  j^^emacht,  damit  i  twa  nicht  beriicksichtii^te 
Interessenten  sich  noch  rechtzeitig;  nn-lden  k(">nnen.  küne  Va- 
^äm.un'^  und  Kontrolle  findet  die  kjnrichtunL^  in  gewissen  wäh- 
rend der  Messe  selbst  Lietrofh  nen  Massnahmen,  so  durch  die  Aus- 
bi  utuHL;  der  poli/eiliclu  n  l'remdcnzettel.  die  vor  einii,aMi  Jahren 
auf  Antrag  des  Mess-Ausschusscs  mit  einer  Zusatzfrai^e  nach  der 
Messbesucher -ICigenschaft  versehen  wurden  und  ihm  für  seine 
Zwecke  zettweise  zur  Verfügung  gestellt  werden,  namentlich  aber 
auch  durch  die  an  den  öffentlichen  Abgabestellen  geführten  Ein- 
zeichnungslisten.  Als  solche  Abgabcstellen,  an  denen  die  Mess- 
besucher das  ihnen  zugedachte  Verzeichnis,  soweit  es  ihnen  nicht 
schon  zugeschickt  worden  ist,  gegen  Eintragung  ihres  Namens 
und  ihrer  Adresse  unentgeltlich  verabreicht  bekommen,  fungieren 
die  Geschäftsstelle  des  Mess-Ausschusses  im  Städtischen  Kauf- 
hause und  eine  Reihe  im  Messviertel  befindlicher  Ladengeschäfte, 
deren  Inhaber  die  gemeinnützigen  Bestrebungen  des  Mess-Aus- 
schuss«(  dadurch  in  anerkennenswerter  Weise  unterstützen,  lieber- 
dies  wird  das  Mess-Adressbuch  in  allen  bedeutenderen  Hotels  der 
Stadt  sowie  in  den  Restaurants,  Kaffees  und  Zigarrengeschäften 
tles  Messviertels  zur  beliebigen  k.insicht  jedermanns  ausgelegt  und 
deuti>chen  und  ausländischen  Handelskammern,  deutschen  und 
fremden  Konsulaten,  wirtschaftlichen  Vereinen.  «»flVntlichen  liiblio- 
theken  und  den  Behörden  der  am  Messverkehr  beteiligten  V'er- 
wa!timt;szweige  übersandt,  um  allerwärts  imd  jederzeit  als  (  hielle 
näherer  Auskimft  üV)er  die  I.eijtziger  Messen  zu  ('iebf)te  zu  stehen. 
Meben  den  erörterten  Aufgaben,  der  Abwehr  der  lierliner 
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Agitation,  der  Neuordnung  der  Mcss-Termine,  der  Herausgabc 
einer  Zeitschrift  und  zweckdienlicher  Verzeichnisse  der  Aussteller 
wie  der  Einkäufer,  fielen  dem  Mess-Ausschuss  während  seiner  auf 
die  Förderung  der  Messen  gerichteten  Tätigkeit  noch  zahlreiche 
andere  Angelegenheiten  zu.  Sie  betrafen  hauptsächlich  dreierlei: 
l)  den  Mcss- Reiseverkehr  nach  Leipzig,  2)  den  Mess-Fremden- 
verkehr  und  die  Unterkunftsverhältnisse  in  Leipzii^,  endlich  3)  das 
Me&s-Ausstelkin^swesen  und  den  Mess-Geschäftsvcrkehr. 

Hinsichtlich  des  M  e  s  s  -  R  e  i  s  c  v  c  r  k  c  h  r  s  Hefen  fortj^csetzt 
Beschwerden  ein  über  tlie  kurze  (jültij^^keitsdauer  der  sächsischen 
und  preussischcn  Rückfahrkarten,  über  die  L'eberfülhin;^  der  Watten 
und  über  die  schlechlirn  Anschlüsse  und  \'erbinihinq;en,  auf  die 
der  nach  Leipzii^  fahrende  auL^ewiesen  ist.  bi  dem  ersten  der 
drei  Punkte  hatte  das  X'ort^ehen  des  Mess-Ausschusses  und  der 
Handelskaniun  i  im  hiteresse  der  Messbesucher  insofern  einen 
raschen,  erfrcuHchen  lüfoi«^,  als  eine  an  die  Küni^l.  (jcneral- 

direktion  der  sächsischen  Staatseisenbahnen  ijerichtete  Hin;j[abe 
die  j^ewünschte  V'erlänj^erunu:  der  K iickfahrkarten -( iühii^kcit  auf 
10  Taj^^e  am  15.  April  1.S9S  für  Sachsrn  herl)eüührte.  Krfol^^los 
blieben  dagegen  die  bei  der  Kgl.  [)reussischen  Eisenbahnvervvaltung 
in  derselben  Richtung  wiederholt  erhobenen,  zuletzt  im  Februar  1901 
dringlich  erneuerten  Vorstellungen,  die  jahrelang  und  noch  am 
18.  März  1901  unter  Vertröstung  auf  schwebende  Verhandlungen  über 
eine  allgemeine  Personentarifreform  abschlägig  beschieden  wurden. 
Umso  angenehmer  war  die  Ueberraschung,  als  sich  Preussen  end- 
lich veranlasst  sah,  dem  Beispiel  Süddeutschlands  und  Sachsens 
zu  folgen,  und  am  4.  Juli  1901  die  Geltungsdauer  alter  Rückfahr- 
karten  im  Gebiete  der  preussisch-hessischen  Eisenbahngemeinschaft, 
wie  innerhalb  weniger  Tage  darauf  in  ganz  Deutschland,  sc^ar 
auf  45  Tage  ausgedehnt  ward.  Von  gewissem  Erfolg  begleitet 
waren  femer  die  bei  den  zaständigen  Stellen  crfolj^ten  Vorstel- 
lungen weL  ( 11  der  oft  bek!a,q;tcn  Ueberfüllung  namentlich  der  von 
Nord-  und  W  estdeutschland  kommenden  Züge,  wenn  auch  die 
erwirkte  Vermehrung  der  Waffen  der  Stci^jerung  des  Verkehrs  zu 
den  Messen  zuweilen  noch  nicht  entsprach,  sodass  sich  stetii^  er- 
neute V'orstellunj^en  nötij^  machten.  VÄn  sichtbares  Zeichen  des 
Erreichten  sind  aber  z.  K.  die  seit  iSg"  an  gewi.ssen  Taigen  vor 
Beginn  der  Messen  von  Amsterdam  nach  Lcipzii,^  durchlautenden 
WaLjen,  mit  deren  lünstellunL;  ein  W  unsch  zahlreicher  holländi- 
scher Müssbesucher  in  Erfüllung  gegangen  ist.    Sehr  bescheiden 
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waren  hing^en  leider  die  Erfolge,  die  in  Beziehung  auf  bessere 
Zugverbindui^n  erzielt  wurden.  Die  zahlreichen  beim  Mess- 
Ausschuss  angebrachten  Beschwerden  und  Anträge  lieferten  eben- 
soviele  neue  Beweise»  wie  berechtigt  und  notwendig  die  in  dieser 
Richtung  seit  Jahren  von  der  Leipziger  Handelskammer  unter- 
nommenen Schritte  gewesen,  und  fanden  bei  der  weiteren  Behand- 
lung der  Eisen! )ahn-Angelegenheiten  durch  die  zuständigen  Aus- 
schüsse und  das  Plenum  und  der  Aufstellung  der  einzelnen  der 
prcussischen  Eisenbahn vcrwaltunfj  j^cgcnübcr  geltend  zu  machen- 
den Forderungen  nach  Möglichkeit  mit  Berücksichtigung.  Dem 
unausgesetzten  Bemühen  und  entschiedenen  Vorgehen  der  Kammer 
gelang  es  denn  auch,  eine  Reihe  nicht  unwesentlicher  Verbcsse- 
rungen im  Lavifr  der  Zc\\  herbeizuführen,  doch  war  das,  was  er- 
reicht wurde,  nur  ein  kIcin{M-  l^ruchteil  von  tieni,  was  jjcfordcrt 
werden  durttc.  Aui  welche  Punkte  ^ich  die  \<iii  der  Kammer 
gestellten  Anträge  im  einzelnen  heztj-cn  imd  inwieweit  den  von 
ihr  verfochtenen  Wünschen  P'rfüllung  zu  teil  ward  oder  versagt 
blieb,  zeigen  die  betr.  Abschnitte  ihrer  Jahresberichte  ^ ),  aus  denen 
hervorgeht,  dass  seitens  der  Handelskammer  Li  ipzig  nichts  ver- 
absäumt \\f>rden  ist,  Leipzig  diejenige  Stellung  im  ikutschen 
Eisenbahnnv  1/  und  diejenige  verkehr.spolitischc  Hi-handlung  zu 
sichern,  auf  die  es  vermöge  seiner  Grösse,  seines  1  landels,  seiner 
Industrie  und  seiner  Messen  Anspruch  hat. 

Wiederholt  beschäftigte  den  Mess-Ausschuss  und  das  Plenum 
der  Handelskammer  auch  die  Frage  des  Mess- Fremden- 
verkehrs und  der  Unterkunft  der  Fremden  in  Leipzig. 
Wie  an  allen  Orten,  wo  bei  bestimmten  Gelegenheiten  viele 
Fremde  zusammenströmen,  war  auch  in  Leipng  zu  den  Messen 
schon  von  alters  her  häufig  Mangel  an  Unterkunftsgelegenheit 
und  als  Folge  davon  eine  erhebliche  Steigerung  der  Wohnungs-  • 
preise  aufgetreten*).  Besonders  empfindlich  äusserte  sich  dieser 
Missstand,  als  die  Zahl  der  die  Messen  besuchenden  Personen  mit 
der  Entfaltung  des  Messmusterlagerverkehrs  anhaltend  wuchs*). 
Um  der  Ueberfüllung  der  Hotels  und  dem  Mangel  an  geeignete  n 
Wohnungen  tunlichst  abzuhelfen,  Hess  sich  der  Mess-Ausschuss 
die  Nachweisung  von  Privatwohmmgen  angelegen  sein,  zunächst 

1)  Vgl.  insbesondere  1901  S.  4  t  fT.  und  1902      55  ff. 

2)  Vgl.  s.  B.  die  1711  von  Mttr^gtr  empfohlene  ausfllhrHche  Verordnung 

K.  «.  O.  II.  S.  212. 

3)  Die  Zahl  der  beim  Polizeiamt  der  Stadt  Leipzig  zu  Beginn  der  Muster- 
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thirch  c^clci^cntlicho  l"",nt!^a\L;o!in;ihinc  v<jn  Annu'lchini;i'n  \ fiinictbarer 
ZunnK-r  und  Mitlciluni;  der  Adressen  der  V'erniiciLT  an  Nach- 
fragende, späterhin  aljer  ausserdem,  unter  Mitwirkung;  des  Leip- 
ziger Verkehrsvereins ,  durch  Errichtung  besonderer  Auskunfts- 
stellen in  der  Nähe  der  Bahnhöfe,  wofür  Zimmer  anzumelden 
die  Einwohner  der  Stadt  öfTcntlich  aufgefordert  wurden.  Die  an- 
kommenden Fremden  erhielten  von  der  Veranstaltung  durch  Pla- 
kate auf  den  Bahnhöfen  und  überdies  durch  besondere  Zettel 
Kenntnis,  die  die  beteiligten  Kgl.  Sächsischen  und  Preussischen 
Eisenbahnverwaltungen  entgegenkommender  Weise  auf  den  letzten 
Stationen  vor  Leipzig  in  die  Züge  verteilen  Hessen.  Die  Einrich- 
tung erfreute  sich  reger  Benutzung  und  wurde  in  manchen  Punk- 
ten noch  verbessert  und  weiter  ausgestaltet. 

Schwier^er  war  es,  wirksam  den  Beschw^crden  über  die  so- 
genannten Messpreise  der  Gastwirte  zu  begegnen.  Sie  lietrafen 
teils  die  Erh<)hungen  der  Preise  an  sich,  teils  sonstige,  damit  nicht 
oder  nur  bedingt  zusammenhängende  Unannehmlichkeiten,  deren 
Hauptgrund  meist  in  der  Unklarheit  der  bei  der  lumietung  der 
Zimmer  getroffenen  Abmachungen  lag.  Ein  Aufschlag  auf  die 
Preise  war  den  Gastwirten,  soweit  er  sich  innerhalb  angemes'^rncr 
Lirenzen  bewegte,  bei  dem  grossen  Andran-  wohl  kaum  zu  ver- 
argen und  jedenfalls  nicht  zu  verbieten,  in  der  Zeit,  als  eine 
Zersi)jitterung  des  M(  s>verkehrs  durch  die  ikM  Üner  A|j;itation  zu 
In-fürchten  stantl,  hatten  wohl  ein<-  Keihe  von  Hotelbesitzern  die 
I  jklärung  abgegeben,  dass  Messpreisc  fortan  nicht  meiir  be- 
rechnet werden  sollten,  ob  und  inwiclcm  jedoch  diese  Erklärungen 

lagermcsscn  zur  Anmeldung  gelangten  Fremden  lolmc  die  llcrbergsfremden)  betrug 

I90I.  '  1902.  iqo2.  1903- 

Aug.  22.        593  Febr.  28.  516  '  Aug.  28.        609  Febr.  27.  447 

•  23.        673  I  MKrz  I.  587        >     29.        616  '  >  28.  646 

*  24.        6941  »  2.  §53.        .     3...        843  I  März  I.  809 
>  25.  "I  >  3.  I  ,      .      31.  1  t  2.  ' 


»      25-  1 

(Beginn  d.  \   857  i  (Beginn  d.  }  1870   I  (Beginn  <\.  )   905  '  (Beginn  der  S  2598 

Mich-M.)  j          I  0>tcr-Vümi.  i  J                Mich  -M.  )j  Üster-Vorm  )  | 

>     26.  1870  '     Marz     4.  170S      Sepu  l.         1302  ,  März     3.  1S48 

•     27.  1770  I         »       5,  I023    ,      •      2.         1949  '       4.  125' 

»    28.  1260  »  6.  777  »3.  1451  5«  ^69 

»    29.  9S4  «  7,  571-4.  1022  I  ■  6.  633 

30.  f>-2  •  8.  482  .     5.         775  ;  »  7.  399 

31-  »JOI  >  y.  402  »     6.  565  '  »  S.  45S 

/nsamnicn^olclli  auf  (IrniKi  (icr  im  l'ulizeiamt  -.fit  imii  loot  für  div  »inzelnen 
Tage  erfolgenden  Autzcichnungcji.  Niehl  ciiUialicii  sind  ni  den  Zahlen  \iele  Mcsb- 
fremde,  die  in  Privatwohnungen  abgestiegen  und  polizeilich  nicht  angemeldet  vor« 
den  smd. 
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noch  als  bindend  an^^csehen  und  rechtlich  venn-ertet  werden 
könnten,  ist  schwer  zu  sa^cn  und  praktisch  auch  von  wenig  Be- 
deutung, da  die  Inhaber  der  betreifenden  Hotels  vielfach  gar 
nicht  mehr  dieselben  Personen  sind,  die  jene  Urkunden  vollzogen 
haben.  Soweit  die  allmählich  wieder  auftretenden  Preiserhöhungen 
aber  über  ein  gewisses  Mass  hinausgingen,  mussten  sie  unge- 
rechtfertigt erscheinen  und  auf  die  Dauer  auch  eine  Schädigung 
der  Leipziger  Gastwirte  selbst  erwarten  lassen;  z.  B.  wurde  ver- 
schiedentlich beobachtet,  dass  manche  Messfremde  ihr  Quartier 
lieber  in  Vororten  und  Nachbarstädten  I^eipzigs  aufschlugen.  Um 
solchen  ungerechtfertit,4cn  PrcisaufschlaLjen  und  namentlich  auch 
Missvcrstäntlnissen  über  die  zu  zahlenden  Preise  und  den  daraus 
folgenden  Weiterungen  soviel  als  möglich  cntgei^enzuwirken,  wandte 
sich  der  Mess-Ausschuss  an  die  Gastwirte  wiederholt  mit  Vorstel- 
lungen. Zugleich  wurde,  nach  erneuter  Verhandlung  über  die 
Angelegenheit  in  der  öffentlichen  Gesamtsitzung  der  Handels- 
kammer \om  26.  Oktober  1900.  darauf  hingewiesen,  da^s  unTu-b- 
samen  naclitr;i;_;Iichen  Auseinandersetzungen  aller  Art  und  bis  zu 
gewissem  Grade  auch  willkürlichen  Pt ei^stri'  ri  iinL;on  durch  das 
Anschlai;en  der  Preise  in  den  Zunmern  \orziibi  ugen  sein  dürfte, 
und  lieiin  Rate  der  Stadt  l)cantragt,  auf  (irund  des  75  der  (u- 
werbe-(  )i  i.lnung  eine  einsprechende  Anordnung  zu  erlassen.  Diesem 
Antrage  ist  von  den  Stadlischen  Kollegien  bei  der  Aufstellung 
des  am  I.  jaiuiar  1902  in  Kraft  getretenen  neuen  Regulativs  für 
Gast-  und  Schankwirtschaftsbetrieb  durch  die  Aufnahme  der  fol- 
genden Bestimmung  entsprochen  worden,  die  allgemeinem  Beifall 
begegnete :  >§  8.  Gastwirte  sind  überdies  verpflichtet,  ein  Ver- 
zeichnis der  Preise  für  Nachtquartier,  Licht  und  Bedienung  in  den 
dnzelnen,  nach  Nummern  bezeichneten  Fremdenzimmern  beim 
Gewerbeamte  zur  polizeilichen  Abstempelung  in  einem  Exemplar 
einzureichen  und  es  in  den  Fremdenzimmern  an  ai^enfalliger 
Stelle  anzuschlagen.  Diese  Preise  dürfen  zwar  jederzeit  abge- 
ändert werden,  bleiben  aber  so  lange  in  Kraft,  bis  die  Abände- 
rung  dem  Gewerbeamte  angezeigt  und  das  abgeänderte,  poli- 
zeilich abgestempelte  Verzeichnis  in  den  Gastzimmern  angeschlagen 
ist  —  Die  Ueberschreitung  der  Preise  ist  strafbar  75,  14R 
Z.  8  der  Gewerbe-Ordnung)« 

I)  Auf  Beschwerden  Reisender  wegen  Ueberschreitung  der  verzeichneten  Prei^ 
steht  der  OrtspolizelbehCrde  eine  TorlSufigc  Entscheidung  vorbehaltlich  des  Rechts- 
weges zu  (I  75  der  G.<0.  Ssu  3). 
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Einen  weiteren  Hauptpunkt,  wo  der  Entwickelun^^  des  Mess- 
verkehrs förderliche  Massnahmen  einzusetzen  hatten,  bildeten  das 
Mess- Ausstellungswesen  und  der  M ess-Geschäfts- 
verkehr.  Waren  früher  die  Waren  von  den  Fremden  zum 
grossen  Teil  auf  Höfen,  Strassen  und  öffentlichen  Plätzen,  in  ein- 
fachen und  engen  Buden  und  Ständen  feilgeboten  worden,  so  er- 
heischten der  Umschwung,  der  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  des 
19.  Jahrhunderts  vollzog  und  der  forlgesetzt  wachsende  Anteil 
der  Musterlagerbranchcn  andere  und  j^rössere  Räumlichkeiten,  als 
sie  dem  Besucher  der  Messen  bis  dahin  gcnüe^t  hatten.  Ks  galt 
daher,  dem  schon  seit  längerer  Zeit  beklagten  Mangel  an  solchen 
durch  llrriclitung  heller  und  <^eräumii^cr,  neuzeitlich  ausgestatteter 
Gebäude  abzuhelfen.  Den  Anfang  dazu  machte  der  auf  die  An- 
rec^im*;  und  warme  Hefürw ortunj^  llernuanns  in  tU  n  Jahren  1S95 
und  1S96  durcht^^eführte  Umbau  des  alten  (iewandhauscs  zu  einem 
allen  modrinen  Anforderunj^en  entsprechenden  Messpalast,  dem 
Städtischen  Kaufhans,  das  nach  \'( )IItMi(lunt^  des  von  den  Städti- 
schen Kolle[;ien  i.Sg.S  hcschl« »Miicn  l.r uiit(  iunL;sbaus  jetzt  einen 
L;anzen  ,Strassenbl(»ck  einnimmt  und  für  sich  allein  mehr  als  drei- 
einhalbhundert Ausstellern  Kaum  gewährt.  Nach  (km  Vorbild 
dieses  städtischen  rnteriu  lHncns  erfolgte  mit  der  anhaltenden  Stei- 
i^erung  des  Verkehis  die  lubaiunii^  einer  Rtnhe  privater  Ausstcl- 
lungsgebäude,  die  gleichfalls  für  die  Zwecke  der  Messen  beson- 
ders eingerichtet  wurden  und  zum  Teil  ihnen  ausschliesslich  dienen. 
Ihre  Zahl  ist  noch  gegenwärtig  in  beständigem  Zunehmen  be- 
grüfen.  Ausser  auf  die  Beschaffung  neuer  Räumlichkeiten  richte- 
ten sich  die  Wünsche  der  Messbesucher  weiter  vielfach  auch  auf 
den  Nachweis  in  den  Messgebäuden  freistehender  Aussteüungs- 
Lokate  und  -Stände,  auf  die  Orientierung  in  den  einzelnen  Ge- 
bäuden und  den  in  ihnen  vor  sich  gehenden  Verkehr  überhaupt. 
Eine  Nachweisung  von  Lokalen  und  Ständen  hatte  seitens  des 
Mess-Ausschusses  vor  und  während  der  Messen  schon  von  Anfang 
an  stattgefunden,  die  vermehrte  Nachfrage  führte  aber  zu  ihrer 
Vervollkommnung  durch  halbjährliche  Herausgal)e  eines  gedruck- 
ten Verzeichnisses,  das  neben  den  Adressen  der  Vermieter  ge- 
naue .\ngal)en  über  Lage,  Grösse,  I-ichtverhältnisse,  Ausstattung 
iinfl  Preis  der  verfügbaren  Räume  aufnahm  und  allen  Xachfragen- 
di:n  kostenfrei  zur  Verfügimg  gestellt  wurde.  Die  AnreL^ungen, 
die  in  Bezug  auf  die  Orientierung  in  den  Messgebäuden  aultraten, 
betrafen  teils  die  Konzentration  der  verschiedenen  Geschäftszweige 
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auf  bestimmte  Gebäude,  teils  die  Anbringung  von  Schildern  und 
sonstigen  Orientierungsmitteln  in  den  Eingängen  und  Treppen- 
häusern. Hinsichtlich  beider  Punkte  musste  die  Herbeiführung 
und  Erprobung  den  Beteiligten  zusagender  Massnahmen  in  erster 
Linie  diesen  selbst  überlassen  bleiben,  da  sich  die  Wünsche  und 
Ansichten  der  Aussteller  und  der  Einkaufer  vielfach  widersprachen. 
Der  Mess-Ausschuss  fand  indessen  Gelegenbett,  wenigstens  ge- 
wisse, auf  beiden  Seiten  erwünschte  Veranstaltungen  unmittelbar 
oder  mittelbar  zu  fördern  und  zu  unterstützen,  so  z.  R.  die  Tapier- 
fachausstcllungcn  des  Mitteldeutschen  Fapiervereins,  tlie  elektro- 
technischen Messausstcllungen  und  sonstige  Kollektiv- Ausstel- 
lungen von  r'abrikantcn  desselben  oder  verwandter  Industriezweige, 
die  Ersetzung  oder  lÜLiänzung  der  oft  in  buntem  Wirrwarr  aufge- 
hän<:ten  Reklame-Plakate  durch  rasch  übersehl)are  <:emeinschaft- 
liehe  ( )rientierungstai'cln,  vor  allein  auch  die  Bearbeitung  der  von  den 
Inhabern  der  grossen  AusstellunL;sL;i-b:iude  herausj^egebenen  be- 
sonderen l'ührer.  die  mit  lien  bezüglichen  Seiten  des  Mess-Adrcss- 
buchs  im  Manuskript  verglichi^n  wurden. 

Zwei  weitere,  mehr  den  Mess-(icschäftsverkehr  an  sich  be- 
treffende hVagen,  mit  denen  sich  der  Mess-.\usschiiss  zu  bi  lassen 
hatte,  waren  das  ötlers  l)e()l)achtete,  von  l.inkäutern  wie  Aus- 
stellern gleich  beklagte  vorzeitige  Schliessen  der  Musterlager  und 
der  Besuch  der  Messgebäude  durch  Privatpersonen.  In  ehemaligen 
Zetien  waren  Klagen  über  das  Verweilen  der  Me.ssfremden  und 
die  Hinausziehung  des  Geschäfts  über  die  Termine  der  Messen 
hinaus  an  der  Tagesordnung  gewesen.  Mit  der  Ausbildung  des 
Kauf  und  Verkauf  vereinfachenden  und  beschleunigenden  Muster- 
lagerverkehrs traten  an  ihre  Stelle  bezeichnenderweise  Beschwer- 
den der  umgekehrten  Richtung.  Manche  Fabrikanten,  die  schon 
in  den  ersten  Tagen  mehr  Aufträge  erhalten  hatten,  als  sie  über- 
haupt ausführen  konnten,  auch  solche,  deren  Kollektionen  wenig 
Anklang  fanden,  sahen  davon  ab,  ihre  Musterlager  bis  zum  offi- 
ziellen Ende  der  Messe  oder  auch  nur  bis  zum  Ablauf  der  ersten 
Woche  noch  offenzuhalten,  und  andere,  die  das  verfrühte  Ein- 
packen jener  störend  empfanden,  folgten  schliesslich  ihrem  Bei- 
spiel. Die  Folge  war,  dass  sich  der  Hauptverkehr  mehr  und 
mehr  auf  die  ersten  Tage  zusammendrängte,  wozu  die  kurze  Gül- 
tigkeitsdauer der  norddeutschen  Rückfahrkarten  und  der  Andrang 
in  den  Hotels  noch  beitrugen.  Um  Abhilfe  zu  schaffen,  wurden 
im  Städtischen  Kaufhause  und  den  grösseren  privaten  Ausstci- 
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lun^sq;cl)äiidcn  hinsichtlich  der  Zeit  des  Kin])ackfns  t^uwissc  Bc- 
schränkunsj^cn  cin*;c'iuhrt,  tlic  dem  iMissstand  auch  his  zu  gewissem 
Ciradc  steuerten.  Ausserdem  eri^iui;  an  die  Ausstellerscliaft  durch 
die  l'"ach-  untl  i'a^espresse  und  aüerwärts  verteilte  1- lu^blätter  die 
Aulforderunor,  mit  dem  I'",inj)acken  ihrer  >hister  zum  mindesten 
niclit  vor  ICnde  der  eisten  Woche  zu  l)c.L;innen,  damit  die  aller- 
seits beklagte  Storuni;  und  üi)ermässitTe  Zusammendräni^uni;  iles 
\'erkehrs  vermieden  w  erde  und  im  Interesse  aller  Beteiligten  i  ine 
grössere  Kinheitliciikcii  IMatz  greife.  Diese  Auflorderung  wurde 
allgemein  mit  Genugtuung  bcgrüs.st  und  war  von  siclitlich  guter 
Wirkung. 

Eine  Beeinträchtigung  des  Verkehrs  zwbchen  Ausstellern  und 
Hinkäufern  verursachte  ebenso  der  Besuch  der  Ausstellungsgebäude 
seitens  des  schaulustigen  Publikums,  woräber  verschiedentlich  Be> 
schwerden  laut  wurden,  die  als  einen  Hauptgrund  dieses  Miss- 
standes die  Messmuster- Verkäufe  mancher  Aussteller  an  Private 
hinstellten.  Um  Verkäufe  dieser  Art  überflüssig  zu  machen,  er- 
richtete der  Rat  in  seinem  Geschäftszimmer  im  Städtischen  Kauf- 
hause eine  Vermitteiungsstellc,  an  der  die  Aussteller,  die  ihre 
Muster  am  Schluss  der  Messe  zu  vcräussem  wünschten»  mit  Händ- 
lern, die  solche  in  grösseren  oder  kleineren  Posten  zu  kaufen 
suchten,  in  Verbindung  gesetzt  wurden. 

Ausser  den  erwähnten  Gegenständen  Ix-traf  die  Tätigkeit  des 
Mc  SS -Ausschusses  im  Laufe  der  Jahre  noch  zahlreiche  andere, 
z.  H.  die  Vermehrung  der  Droschken  an  den  Bahnhofen,  die  täg- 
liche Veröffentlichung  der  Fremdenlistcn,  die  Regelung  des  j'ost- 
sclialterdienstes.  die  Beseitigung  des  in  gewissen  Jahren  in  die 
( )stervormesse  fallenden  Busstages  ' ).  die-  zur  Messe  in  Leipzig  tagen- 
den Versammlungen  von  Interessen veihiimlen  und  die  l-.rweiterung 
der  den  Messbesuchern  gel)otenen  Gelegenheiten  zur  ICrholung 
und  Lnterhaltung  Vor  allem  unifas>te  der  Wirkungskreis  des 
Mess- Ausschusses  aber  auch  den  \  erkehr  mit  den  Messbesuchern 
und  Messinteressenten  in  Messangelegeiiheiten  aller  Art  durch 

1)  In  dieser  Anycktjciihtu  %«urdcn  von  den  .Säch!»ischcn  Handel:»-  und  Cie- 
werbekammcrn  am  15.  April  1901,  in  WeiterTerfolgung  frflherer  Schritte  und  unter 
besonderem  Hinweis  auf  die  Ostervormesse,  an  die  Ev.  Lath.  Landet-Synode  ge- 

mein'^cliaftlichc  Vorsielliin^fn  !,'crichtet,  sie  waren  jedDch  niclit  von  Erfolg  begleitet. 

2)  Nnineiitltrli  mich  <lurch  das  neue  Zcntral-'I'lieater,  dc-i-cn  rrojckl  und  Ei- 
baiiunu  dem  damaligen  Vuisiizendcn  des  Mcss-Aiisächusscs,  Sladlral  lleinric/i  Do,üi, 
in  erster  Reihe  mit  zuzuschreiben  ist. 


Digitized  by  Google 


—    33  — 


täglichen,  zeitweise  äusserst  umfangreichen  Schriftwechsel  und  ge- 
l^entliche  persönliche  Aussprache  während  der  Messe. 

Alle  diese  Schritte,  die  der  Mess-Ausschuss  im  Interesse  der 
Mi^besucher  und  der  Messen  unternahm,  trugen  wesentlich  dazu 
bei,  dass  sich  der  Messmusterlagerverkehr  günstig  fortentwickelte 
und  an  Umfang  und  Bedeutung  stctic^  gewann.  Die  von  manchen 
Seiten  gehegte  liefürchtung,  jedes  Rütteln  an  dm  althergebrachten 
Einrichtungen  könnte  den  Messen  nur  schaden,  erwies  sich  als 
unbegründet,  es  zeigte  sich  im  (iegenteil,  dass  deren  weitere  Ent- 
faltung alle  Erwartungen   übertraf  und  mit  der  I^intührung  der 
Ostcr- Vormesse  und  der  )•  rüherlegung  der  Herbstmesse  ein  äusserst 
glücklicher  (xritf  getan  worden  war.    Gelegentlich  einer  im  Jahre 
1901  im  Zusammenhang  mit  den  Ihhebun^en  tuis  Ivinkäuter- Ver- 
zeichnis vorgenonunenen  Befragung  der  Einkäufer,  welche  etwaigen 
Massnahuu-n  zur  weiteren  I'"(»rderung  des  Messverkehrs  noch  er- 
wünscht und  geeignet  scliemen  könnten,  wurde  xon  zahlreichen 
I  unicn  ausdrücklich   anerkannt  und  betont,  dass  man  mit  der 
neuen  Ordnung   das   Richtige  getroffen  habe.     Nur   eine  ver- 
schwindende Zahl,  im  ganzen  48  Firmen  oder  0,6  Proz.  der  Be- 
fragten, darunter  22  den  Musterlagerbranchen  angehörige,  oder 
noch  nicht  0,4  Proz.  der  Einkäufer  dieser  Geschäftszweige  befür- 
worteten eine  Aenderung  der  Messverfassung,  meist  dahingehend, 
dass  die  1894  als  einziger  Ausweg  erkannte  Teilung  der  Oster- 
messe wieder  beseitigt  werden  möchte  und  im  übrigen  in  so  ver- 
schiedener Richtung,  dass  eine  bessere  Vereüiigung  ihrer  Wünsche 
als  auf  die  geltenden  Termine  gar  nicht  zu  erzielen  wäre. 

Von  grossem  Hinfluss  auf  die  steigende  Ausdehnui^  des 
Messhandels  in  seiner  neuen  Form  war  aber  auch  eine  Reihe  von 
Tatsachen  allgemeiner  Natur.  Die  meisten  Industrien,  deren  Er- 
zeugnisse im  Messmusterlagerverkehr  vertrieben  werden,  hatten 
sich  in  den  letzten  Jahren  und  Jahrzehnten  ausserordentlich  ge- 
hoben. Die  Erhöhung  der  Lebenshaltung,  die  die  wirtschaftliche 
Aufwärtsbewegung  des  au.sgehenden  19.  Jahrhunderts  her\'orge- 
rufen  hatte,  und  das  mit  ihr  stärker  auttretende  Interesse  für  Ga- 
laiuerie-  und  Luxuswaren,  die  dadurch  begünstigte  Blüte  der 
Kunstgewerbe,  die  gleichzeitige  lüitstehung  sonstiger  zahlreicher 
Industrien,  ilie  mannigfache  (iegenstände  der  verschiedensten  Ver- 
weudungsarten  auf  den  Markt  brachten  und  der  alten  Aussteller- 
schatt  zuwuchsen,  nicht  zum  mindesten  auch  der  Abschhiss  der 
Handelsverträge,  der  auf  die  an  den  Messen  beteiligten  Export- 
Zeitschrift  für  die  ge».  Staatswiikentcb.   ErKanxuogtheft  11,  3 
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Industrien  ungemein  fördernd  wirkte  —  alle  diese  Umstände  fährten 
dazu,  dass  der  Musterlagerverkehr  der  Leipziger  Messen  zu  einer 
grossartigen  Entfaltung  gelangte  und  Leipzig  in  ihm  seinen  ehe- 
maligen, zum  Teil  verschwundenen  oder  zurückg(^|angenen  Mess- 
handel zu  neuem  Glanz  und  Ruhm  erstehen  sah. 

Ein  beredtes  Zei^is  des  Aufschwungs  sind  die  Zahlen  der 
Aussteller  und  Einkäufer. 

Im  Jahre  i{^3  belicf  sich  die  Zahl  der  bekannten  und  ver- 
mutlichen Aussteller  aller  Geschäftszweige,  an  die  die  en\'ähnte 
Umfrage  wegen  der  zeitlichen  Vorlegung  der  Messen  gerichtet 
wurde,  auf  1961,  wovon  1277  auf  die  Musterlagerhranchen  und 
6S4  auf  den  Handel  mit  Rauchwaren,  Leder  und  dcrgl.  und  Tcxtil- 
fabrikaten  entfielen.  Von  ihnen  antworteten  im  ganzen  925  I 'innen, 
darunter  653  Musterlai^^erausstciler  und  272  den  übrigen  Ciesehafts- 
zweiLM  U  angc  iicM  ende  '  )•  \\  ic  viele  von  den  1036  h'irmen,  du- 
sicli  nicht  äusserten,  gleiclnv(»hl  iMcsshesucher  wan  n,  niu^s  dalun- 
stehen,  jedenfalls  lilicb  aber  die  Zalil  der  wirklich  beteiligten  Be- 
triebe hintiT  der  der  herangezogenen  Adressen  zurück. 

DeniL;egenül)er  betrug  die  Zahl  der  nach  der  Festslt  llnng 
ihrer  Beteiligung  auf  lirund  ihrer  i  i-  i  nen  AiK;abi'n  ins  olti/.ieile 
Leipziger  Me.ss-Adressbuch  aufgenommenen  Aussteller 
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2437 
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2634 
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Micliaelismesse  1901  u.  Neuj.-M.  1903 
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2fi51» 

')57 
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Michaeltsmesse  1902  u  Neiij.-.M.  1903 

278U 
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57  »6 

14. 
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» 

Oster-Vor»  und  Qstenneüse  • 

m» 
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» 

• 

MichaelUm«Bse  1903  u.  Neuj.-M.  1904 
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? 

Die  Zahl  der  nach  analogen  Feststellunge  n  und  Anmeldungen 
im  Einkaufer-Verzeichnis  aufgenommenen  Einkäufer  war 


1)  PokU^  Unteriagen  8.  6, 

2)  Noch  nicht  genta  feststehend. 
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Handel  mit 
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lager- 
branehen 


Leder  und 
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Zusam- 
men 
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in  der  i.  Autlai;e  1894 

»  *  3.  •  1895 
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1429 

1485 
16B7 
1948 
3466 
4809 
5595 
6401 
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1171 
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1425 
1396 
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1864 

2023 
2072 
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3033 

3373 

5330 
6832 

7667 
8336 


1963 
3860 


2910 


Zu  biMclon  Zahlenreihen  ist  zu  bemerken,  dass  ihr  rasches  An- 
wachsen, namentlich  i^ejTcnüber  den  ersten  Auflajjen,  nicht  a  11  s- 
schliesslich  auf  der  Steii/erunj^  des  Verkehrs,  sondern  zu 
einem  'leile  auch  auf  der  forti^avsetzten  VervollkommnunjT  der 
Vorkehrungen  beruht,  (he  eine  nuighchst  erschöpfende  l'".rhel)ungj 
])ez\vecken,  doch  beweist  ^^erade  die  'I'atsache,  dass  sicli  trotz 
solcher  statistisch -technischer  Vei  bi  run^ien  Zunahmen  auch 
si>äterhin  immer  noch  aufs  neue  herausgestellt  haben,  den  wirk- 
lichen, dauernden  Aufschwung. 

1)  Noch  nicht  gouui  feststehend. 
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m. 

Die  heutige  Ausdehnung  und  Gestaltung  des  Mess- 

Musterlagerverkehrs. 

a)  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  der  Ausstellung. 

Dem  Vorbeigehenden  ist  zum  Teil  bereits  mit  za  entnehmen, 
zu  welcher  Ausdehnung  und  Gestaltung  der  Messmusterlagcrver- 
kebr  gegenwärtig  gelangt  ist.  Wie  es  sich  damit  im  einzelnen 
verhält,  soll  im  folgenden  Abschnitt  eine  nähere  Darstellung  finden. 

Ueber  seine  Gestaltung  und  Ausdehnung  in  Bezug  auf  die 
Zeit  ist  dem  Gesagten  nur  Weniges  hinzuzufügen.  Wie  wir 
sahen,  konzentriert  er  sich  auf  zwei  Zeitpunkte  im  Jahre,  die 
durch  die  Mess-Ordnung  gesetzlich  geregelten  Termine  der  Oster- 
Vormesse  und  Michaelismessc,  von  denen  die  erstere  am  ersten 
Montag  im  März,  die  letztere  am  letzten  Sonntag  im  August  be- 
ginnt Dass  sich  der  I  fauptverkehr  in  den  Musterlagern  nicht  auf 
die  vollen  13  Tage  der  Ostervormesse  und  die  22  Tage  der 
Michaelismesse  ausdehnt,  auf  die  er  sich  nach  di  r  Mcss- Ver- 
fassung erstrecken  dürftr.  sf.ndcin  in  der  Regel  aiit  die  erste 
Woche  beschränkt,  wurde  gleichfalls  bereits  erörtert.  Noch  fest- 
zustellen bleibt  dagegen,  in  welchem  Umfang  jede  der  beiden 
Messen  von  Ausstellern  und  Kinkaufern  besucht  wird.  Die  weit- 
aus iiberwicL^c  ndc  Mehrzahl  aller  Verkäufer,  ebenso  die  grosse 
Mehrzahl  der  l^inkaufer,  beteiligen  sich  sowohl  an  der  Oster- 
\'orni<  ssr  als  auch  an  der  Michaelismesse.  Nach  ilen  ILrhebungen 
lies  Moss- Ausschusses  für  die  14.  Auflagi.  des  Mcss-Adressbuchs 
und  die  10.  Auflage  des  Kinkäufer- Verzeichnisses  waren  von  der 

Gesamtzahl  der          Besucher  der  ^.      Besucher  der  q,  Besucher  g. 

Ostervormesse        Michaelismesse  bdder  Messen 

Aui^stcUcr                (2658):      2646         99.5         2414         91  2402  90,$ 

deutschen  Einkäufer   1597S):     4H85                       4498         76  3405  57 

auslilnd.        »        (louii:     1424        S9           675        42  498  31 

Einkfinfer  Uberhaupt  (7579):    6309        84          5173        69  3903  5a 
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Wie  hinsichtlich  der  Zeit  weist  der  Messmusterlagerverkehr 
auch  hinsichtlich  des  Ortes  der  Ausstellung  eine  grosse  Kon- 
zentration auf.  Die  Stätten,  an  denen  er  sich  in  der  Hauptsache 
abspielt,  befinden  sich  innerhalb  eines  wenige  Strassen  zählenden, 
annähernd  quadratischen  Viertels,  das  nicht  mehr  als  etwa  54  000  qm 
oder  noch  nicht  den  neunten  Teil  der  nur  wenig  ausgedehnten 
inneren  Stadt  einnimmt  (rund  490000  qm  ohne  die  Fläche  des 
sie  umfassenden  Promenadenrings).  Den  Rahmen  dieses  Mess- 
musterlnj^crvicrtels,  dessen  zwischen  200  und  290  m  lanj^c  Seiten 
den  vier  Himmelsgegenden  zuj:(ekehrt  sind,  bilden  im  ( Ksten  die 
Universitäts-Strasse,  im  Süden  die  Ma^azinj^asse  mit  ilirer  Peters- 
kirchhof benannten  XCrlängerung,  im  Westen  die  Petcrs-Strasse, 
im  Norden  der  Markt  und  die  Grimmaischc Strasse,  wobei  von  cinijjen 
von  aussen  einmündenden  Strassen,  wie  z.  P.  der  Reichs-Strasse, 
I  lain-Strasse  u.  s.  w.  und  verschiedenen  in  der  Nähe  des  Viertels 
•,'ele^'enen  Hotels,  in  denen  ebenfalls  aus<;estellt  wird,  abgesehen 
ist.  Ks  irehören  ferner  dazu  eine  Strasse  namens  Neumarkt,  die 
das  Viertel  nordsüdwärts  schneidt  t  und  mehrere  diese  Strasse  mit 
der  L'niversitiits-Strasse  einerseits  und  der  Peters-Strasse  ander- 
seits verbindende  Gassen  und  I  )urcligänge.  Um  die  Laj^e  der 
genannten  Strassen  zu  einander  und  innerhalb  der  inneren  Stadt 
zu  veranschaulichen ,  ist  im  Anhange  der  kleine  Stadtplan ,  den 
der  Mess-Ausschuss  für  die  Messen  bearbeitet  hat  und  den  Mcss- 
adressbüchem  einfügen  lässt,  beigegeljcn 

Innerhalb  dieses  Mcss-Viertcls  zeigt  der  Mcss-Mustcrlagerver- 
kehr  abermals  eine,  beständig  zunehmende,  Konzentration  auf 
wenige  grosse  Aussteltui^;s-Gebäude.  Nach  den  Erhebungen  für 
die  14.  Auflage  des  offiziellen  Leipziger  Mess-Adressbuchs  stellten 
1587  Firmen  oder  rund  60  Proz.  aller  Aussteller  in  insgesamt 
nur  14  Gebäuden  mit  mehr  als  je  40  Lokalen  und  Ständen  aus. 
Das  grösste  davon  ist  das  den  ganzen  Raum  zwischen  Neumarkt, 
Kupfergässchen,  Universitäts-Strasse  und  Gewandgässchen  füllende 
Städtische  Kaufhaus  mit  einer  Grundfläche  von  5300  qm  ein- 
schliesslich oder  4500  qm  ausschliesslich  des  in  seiner  Mitte  be- 
findlichen Hofes  und  einer  Ausstellerzahl  von  364  Finnen.  Es 


I)  Die  im  nördlichen  Teile  der  inneren  Sindl  lui  tiervurtretenden  (Ge- 
bäude und  Hdfe  dienen  dem  Mesa^lhndel  mit  RAUchwuen,  Borsten  n.  dergL 
(Brühl/Pvk-Str.).  Lcder  (Ritter-Str./Goctbe-Str.)  and  Tuchen  (Hain-Str./Gr.  Flei- 
scbei^asse). 
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folgten  dann  nach  der  Zahl  der  Aussteller  das  Gebäude  Peters- 
Strasse  44  (>  Leipziger  Messpalast  Rudolf  Fleischhauer«)  mit  277 
Finnen,  darunter  in  einem  Stockwerk  für  sich  123  Kollektiv- 
Aussteller  der  » Papiermesse  <t  der  »Keichshof«  (Ecke  Grimmai- 
sehe  und  Reichs-Strasse)  mit  206  Firmen,  das  Grundstück  >Auer- 
bachs  Hof«  zwischen  Neumarkt  und  Grimmaischer  Strasse  mit 
132  Ausstellern,  das  Geschäftshaus  der  Firma  Moritz  Mädicr 
(Peters-Strasse  8)  mit  114  Ausstellern,  femer  vier  Gebäude  mit 
je  etwa  80  Ausstellern  (Markt  16  —  Peters-Str.  7,  Pcters-Str.  17, 
Peters-Str.  20,  Peters-Str.  25)  und  fünf  mit  je  40 — 50  Ausstellern 
(Neumarkt  20/22,  Xt  umarkt  3,  Universitäts-Str.  18/24,  Tetcrs-Str.  24 
und  Pcters-Str.  261.  Daneben  j^nb  es  etwa  noch  ein  Dutzend  Ge- 
bäude, in  denen  je  20 — 40  ^hlsterlaf^cr  untergebracht  waren,  wäh- 
rend sich  der  Kest  der  Ausstellerschaft  auf  eine  grössere  Anzahl 
sonstirrcr  I  läuser  des  Mcssviertels  selbst  und  seiner  unmittelbaren 
Umgebung  verteilte. 

Die  Waren,  die  den  (1  e  e  n  s  t  a  n  d  der  Ausstellung^  in 
diesen  Musterlaj,'ern  bilden,  sind  der  mannigfachsten  Art.  Um 
einen  l)i  sst  ren  L'elx^rblick  über  sie  zu  gewinnen,  als  ihn  tlic  blosse 
Auizidilun«;  der  zahln  ichen  im  Uranchenteii  des  Mess-Adressbuch^ 
vt)rkommenden  (inippcn  j^ewähren  würde,  werden  wir  sie  in  ein 
möt^lichst  einhi  illichcs  S\  stem  zu  brini^m  haben.  ICs  bieten  sich 
dazu  zwei  I  laupl-l  ".iiU('ilunL,fs;4ründ<\  von  tlenen  der  eine  auf  das 
Angebot  und  die  ICrzruL^nm^,  dvr  andeif  auf  die  Nachfrai^e  und 
den  Verbrauch  hindeutet,  nämlich  Stoff  bez.  H  e  r  s  t  e  1  1  u  n  g  .s- 
a r t  auf  der  einen,  und  Gebrauchszweck  bez.  Ve r w c n- 
dungsform  auf  der  andern  Seite. 

Die  im  Musterlagerverkehr  ausgestellten  Waren  sollen  im 
folgenden  zunächst  nach  dem  ersten  und  hierauf  nach  dem  zweiten 
dieser  beiden  Prinzipien  klassifiziert  werden.  Bei  ihrer  Einteilung 
nach  Stoff  und  Herstellungsart  wird  indessen  dieses  Moment  für 
sich  allein  nicht  völlig  ausreichen,  da  viele  Erzeugnisse  nicht  aus- 
schliesslich oder  vorwiegend  aus  einem,  sondern  aus  mehreren 
Stoffen  zugleich  hergestellt  sind').  Zur  Vervollständigung  des 
Systems  wird  deshalb  nebenher  auch  das  Prinzip  der  Verwendung 

I)  Efnrnitiofiiuis  glaubt  aus  diesem  (Jrunde  <lie  rnterscheidunp  der  Waren  nnch 
«ler  V'crwemiuiii;    all^cmfin    vor/iebi)  /u   M>Hei>.  jedoch   zu.   <lass  auch  «licse 

Klas.sifikation  ihre  iMüngel  habe,  da  in  zahlroichen  Gewerben  verschiedenen 
Zwecken  dienende  Gegenstände  hei^estellt  wfirden.  AU|[.  Gewerkslelire.  Berlin 
1868,  S.  19  ff. 
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bereits  mit  herangezogen  werden  müssen,  wie  dies  die  Reichs- 
Gewerbe-Statistik  tut)  indem  sie  von  den  15  Gewerb&^jnippen 
ihrer  Gewerbe-Abteilung  B  (Industrie  einschl.  Bergbau  und  Bau- 
gewerbe) 7  nach  dem  verarbeiteten  Stoff,  5  nach  der  Art  der 
Herstellung  bez.  der  Gewinnung  und  3  nach  dem  Zweck  oder 
der  Art  der  Verwendung  bildet,  während  die  innerhalb  der 
Gruppen  unterschiedenen  Klassen  und  Arten  teilweise  und  zwar 
wiederum  vorwiegend  auf  Stoff  oder  Herstellungsart  und  teilwebe 
auf  den  genannten  andern  EinteilungsgrQnden  beruhen.  An  das 
in  dieser  Weise  aufgestellte  System  kann  sich  unsere  Klassifikation 
der  zu  den  Musterla<,^ci  messen  vertriebenen  £rzcu<;nisse  anlehnen. 

Von  welchen  einzelnen  Gewerbe-Arten  im  Messmusterlage r- 
verkehr  l'rzeugnisse  vertrieben  werden  und  wie  gross  die  Zahl 
ihrer  Aussteller  ist,  geht  aus  der  Uebersicht  der  Anlage  I\  her- 
vor Von  allen  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  zum  Gewerben 
gehörigen  Gewerbe-Arten  überhaupt  (242)  sind  danach  102  oder 
42  Proz.  an  den  Leipziger  Musterlagermessen  mehr  oder  weniger 
beteiligt  und  zwar  \  erteilen  sich  diese  I02  (iewerbc- Arten  auf  die 
sämtlichen  13  Ciewcrbe-Gruppen,  die  nach  der  Ausscheidung  det 
örtlich  gebundenen  Bergbau-  und  Hangewerbe  (Gruppen  III  u.  X\  i 
als  (icsamtheit  der  eigentlichen  Intlustrien  übrig  bleiben.  Zu  den 
Ausstellerzahlen  ist  zu  l)einerken.  dass  eine  Reihe  von  Firmen 
unter  mehreren  (jewerbe-Arten,  -Klassen  (uler  auch  -Ciruppen  zu- 
gleich vorkommen,  tlf)ch  beträgt  die  Sunmie  der  in  der  labellc 
erscheinenden  Zalileii  nur  '/i  und  einen  Bruchteil  der  wirklichen 
gesamten  Ausstellerzahl  und  dieses  V'erhältnis  wird  noch  kleiner, 
wenn  man  zum  Zwecke  eines  summarischen  Ueberbticks  wenige 
grosse  Haupt-<jru])pen  bildet,  da  hierbei  ein  Teil  der  Doppelauf- 
führungen wegfallt.  Eine  solche  Zusammenfassung  hat  am  besten 
auf  die  nachstehende  Gruppierung  hinauszulaufen  und  eigibt  dann 
das  folgende  Bild : 


1)  Diese  Uelienicht  sowie  die  gesamte  übrige  In  diesem  AbschntU  vorkom- 
mende Aussteller-Statistik  ist  auf  Gnmd  der  Erhebungen  für  die  10.  Aufl.  des  off. 
Lcipz.  Mess-AdressbnelM  (1901)  aufgemacht.  Kine  so  wesentliche  Aenderung  in 
l'nifan^  und  Zusninmensct^unii  des  Anssteller-Verkchis.  da^s  eine  \ ollsiiindigc  F,r- 
iicueruiig  des  ganzen  im  füllenden  wiederget^chenen  /.ahlcnmatennls  erforderlich 
wHre,  ist  seitdem  nicht  eingetreten.  (Vgl«  die  chrunul.  Zusammenstellung  oben  auf 
S.  34)- 
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i>  Gewerbe-Klasse  IV  d  (Kenunik)  360  AuiMellcr 

2)  *          »       IV  c  ((jla^waren)    .28t  » 

3)  »       Klassen  V  b  u.  c  (Metall waren)   550  » 

4)  >  Gruppe  XII  (Waren  aus  IIulz-  QOct  ScImitzütotTen)      57a  » 

5)  »  Gruppen  X  u.  XI  (Papier-,  Gummi-  u.  Lederwaren)    482  • 

6)  die  übrigen  Gruppt-ri  uiui  Klass^en  739  • 

Der  im  vorhergehenden  durchgeführten,  im  wesentlichen  auf 
der  Unterscheidung  nach  dem  Stoff  beruhenden  Einteilung  soll  jetzt 
eine  solche  nach  dem  Gebrauchszweck  an  die  Seite  ge- 
stellt werden.  Mehr  oder  weniger  auf  diesem  Prinzip  begründete 
Klassifikationen  finden  sich  vielfach  vor,  z.  B.  in  der  schon 
erwähnten  Mmmin^Aaus'schen  Gewerkslehre  in  dem  Katalog 
der  Pariser  Weltausstellung  von  1900')  und  in  der  systematischen 
Gruppierung  der  Waren  in  der  Handelsstatistik  zu  einer  An- 
lehnung in  ähnlicher  Weise  wie  an  die  Reichs-Gewerbe-Statistik 
bietet  sich  aber  für  unsem  Zweck  nirgends  Gelegenheit,  vielmehr 
werden  wir  uns  ein  dafür  geeignetes  System  schaffen  müssen. 
Die  Gnip])en,  die  es  zu  enthalten  hat,  und  die  Mcss-Verkaufs- 
artikcl,  die  unter  sie  fallen,  sind  die  folgenden: 

Gruppe  I,  Kunst«  und  L uxus ge g c  n  s  t  ä  n  d  e.  /.w 
ihr  sollen  die  Gegenstände  gerechnet  werden,  die  ausschliesslich 
ilc-n  (icnuss  ihres  Anblicks  zw  tn-währcn  bestimmt  siml  l'iguren 
und  Hiistcn.  NippsacluMi.  \\  amlplattcn,  Hilder.  Heili'jrn-  untl  W'all- 
fahrtsartikcl,  oder  tlie  zir^ieich  auch  einen  praktischen  Zweck  zu 
erfüllen  haben,  ihre  wesentliche  I  !i ',enschaft  als  Kunst-  luiti  Luxu-»- 
gegenstände  ahi  r  in  ihrer  Bezeichnung  andeuten  :  \'asen.  Jardi- 
nieren  und  sonstige  Hlumenhehältnisse,  Album-,  Photf)graphic-. 
Ihren-,  Lampen-  und  lioidtisch-Ständer .  Vogelkäfige,  Bilder-, 
Spiegel-  und  rhotographie- Rahmen,  Säulcji,  Saluntische,  W  and- 
schirme, Spit'gel,  h-tageren  unil  andere  Luxusmobel.    Mine  weitere 

1)  Ks  sind  dies  die  Aussteller,  die,  wie  noch  näher  zu  erörtern  sein  wird,  als 
Fabrikanten  oder  Verleiher  in  Spalte  4  der  Tabelle  voriEommen,  zusaminen  39S4, 
damnler  805  Doppelaafflihrangen,  mithin  3179  verschiedene  Finnen.  Nicht  mitge- 
zählt sind  also  die  in  Spalte  5  ini<1  6  enthaltenen  Cirussistea  u.  s.w.  und  A^'cn-.cn 
mit  denen  zusnmmen  siili  ilit  /.ilil  <U'r  nii'.'iu!kii«IcM  Kinnt-ti  auf  2445  hel.Tuft. 
Der  Unterschied  von  189  Kirmcn  gegen  die  oben  S.  34  angeführte  AiisslcUerzahl 
(2634)  beruht  darauf,  dass  eine  Reihe  Firmen  bei  der  Aufbereitung  des  Erhebongs» 
materials  auszuscheiden  waren,  z.  B.  solche,  die  ihren  Messbesuch  als  unbestimmt 
bezeichnet  i.ki  Qber  ihren  f^eüchüftszweig  nur  nan/.  allticineinc  An}::iben  ^cnucht 
hatten  u  ic  ^ Kurzwaren«,  >Galanteriewaren< ,  »BäderarlikeU,  «lütportartilcel«. 

2)  ;i.  a.  O.  S.  20  ff. 

3)  Amtl.  Katalog  d.  Aubst.  des  deutschen  Reichs  S.  419. 

4)  z.  B.  Statistik  des  deutschen  Reichs  Neu«  Folge,  Bd.  139,  Berlin  1900 

s.  366—39*. 
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Keihe  Artikel,  die  ihr  der  Beschaffenheit  nach  gleichfalls  zugeteilt 
werden  könnten,  den  praktischen  Gebrauchszweck  aber  mehr  in 
den  Vordergrund  treten  lassen,  sei  es  als  Beleuchtungsgegen- 
stände, Tafelgeräte,  Uhren,  Schreibtischutensilien  oder  Toilette- 
artikel, werden  dagegen  besser  den  nächsten  Gruppen  zuzuteilen 
sein. 

Gruppe  2,  Beleuchtungsgegenstände.    Zu  ihr 

zählen  die  für  die  Beleuchtung  gebrauchten  Gcfjenständc  ver- 
schiedenster Art :  Lampen,  Kronleuchter,  Ampeln,  Kerzen,  Leuch- 
ter, Lichtmanschetten,  Feuerzeuge  u.  dergl. 

Gruppe  3,  T  a  f  e  1  g  e  s  c  h  i  r  r  und  T  afeige  rät  c.  Sie 
vereinigt  die  auf  der  Tafel  erscheinenden  Erzeugnisse  vor  allem 
der  keramischen  und  Glas-,  aber  auch  der  Metall-  und  anderen 
Industrien :  Tafelservices,  Tafelaufsätze,  liowlen,  Syphons,  Liqueur- 
sätzc,  Hierservices,  Krüge,  Becher  und  Pokale,  Weinkühler,  Ser- 
vierbretter, Rolltischdccken,  Menagen  und  sonstige  Tafelgeräte, 
während  die  Tafel-Messer,  -L<>ffcl  und  -Ciahein,  da  von  den  in 
der  Küche  verwendeten  kaum  trennbar,  lieber  der 

Gruppe  4 ,  K  ü  c  h  i  n  g  e  r  ä  t  e  und  W  i  r  i  s  c  h  a  f  t  s  g  e- 
gen  stände,  mit  ein/uoidnen  sind,  Sie  unifasst  zwei  in  ihren 
Gebrauchszwecken  einander  verwandte  (jalttingen  von  Artikeln, 
einerseits  zur  Beschaffung,  Zubereitung  und  Aufbewahrung  der 
Nahrungsmittel  bestimmte:  Gartengeräte,  Markttaschen  und  -Netze, 
Wagen,  Kochofen,  Kochgeschirr,  Backformen,  Messerwaren,  Löffel, 
Gabeln,  Korkzieher,  Eieruhren,  Brot-  und  Gurkenhobel,  Gewürz- 
und  Eierschränke,  Salzfasser,  Eisschränke,  Küchenmöbel,  ander- 
seits der  Instandhaltung  der  Wohnung  und  Kleidung  sowie  der 
Annehmlichkeit  der  Bewohner  dienende:  Möbelklopfer,  Federwedel, 
Bürsten  und  Pinsel,  Wichskasten,  Matten,  Läufer,  Teppich-Kehr- 
maschinen, Wringmaschinen,  Gardinenspanner,  Kleiderbügel, 
Wäsch€^-Klammem  und  -Leinen,  Zuggardinen-Einrichtungen,  Jalou- 
sien, Schlösser,  Werkzeuge,  Leitern,  Mausefallen,  Schomsteinauf- 
sätze,  Thermometer,  Badeöfen,  Wärmeflaschen,  Badeartikel,  Schwäm- 
me, Hängematten,  Feld-  und  Klappstühle,  Kloset-Apparatc. 

Gruppe  5,  (Galanteriewaren,  Reise-  und  Toi- 
Ictteartikcl.  Den  zu  ihr  gehörenden  Waren  ist  im  Gegen- 
satz zu  denen  der  obigen  vier  Gruppen  gemeinsam,  dass  sie  aus- 
schliesslich von  einer  Person  benutzt  werden.  Sie  dienen  dieser 
teils  zur  Verschönerung,  Bekleiilung  oder  Schmückung  des  Kör- 
pers, wie  Kammwaren,  Frisierzangen,  Rasiermesser,  Tarfümcrien, 
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Necessaires  und  sonstige  Toiletteartikel,  Nadeln,  Knopfe,  Hosen- 
träger, Gürtel,  Hut-  und  Haarschmuck,  Ohrgehänge,  Ketten,  Bro- 
schen, echte  und  unechte  Bijouterien,  teils  als  Utensilien  oder 
Behältnisse,  die  von  ihr  dauernd  oder  zeitweise  getragen  oder 
mitgeführt  werden:  Brillen,  Klemmer,  Operngläser,  Fächer,  Pom- 
padours, Taschen,  Portefeuille,  Etuis,  Zigarrenspitzen  und  -Ab- 
schneider, Schnupftabakdosen,  Tabakpfeifen,  Schirme,  Stöcke, 
Plaid-  und  Schirmriemen,  Koffer  und  sonstige  Reiseartikel. 

G  nippe  G.  Spielwaren.  Unter  sie  fallen  die  tausen- 
tU  iU  i  Sächelclien.  die  die  künftigen  Ik'schützcr  und  Ernährer  zu 
unterhalten  und  heranzubilden  haben  :  Soldaten,  l  e^tunj^cn,  W  alTcn, 
Fahnen  und  andere  Mihtärrequisiten,  Spiel-  und  Schaukelpferde, 
Pferdeställe,  Kollwa^fen.  Ijsenbahnen.  Kaufläden,  Baukasten  und 
Laubsä^ekasten,  oder  ähnliche  Aufc^al  u  n  dir  die  dcreinstii^en  Mütter 
und  Mausfrauen  erfüllen  sollen:  H.idekinder,  Täuflinj^e,  gekleidete 
und  un;^a^kleidete  Pupjien  und  l*üppclien  aller  Grössen  und  (lat- 
tuii^(Mi,  l'ujipenstuben  und  -Küchen,  I'uppenwat^en, -Möbel,  -Betten, 
-Koffer  und  sonstii:,^*  Ausstattunj^sartikel,  Piippen-Schnittniustcr  und 
Kintler-KochluMdi'  und  endlich  solche,  die  beiden  autwachsenden 
(jeschlechtern  und  zum  Teil  auch  k'.rwachsenc  n  \  ergnü|4un_L;  und 
Anrei^uiii^  zu  {gewähren  bestimmt  sintI  :  Glas-  und  Steinmärhel. 
Gummibälle,  Weil-  untl  IMüsciitierchen,  Aufstellschachtcln,  mecha- 
nische und  optische  Spielwaren,  Kinder-Gartengeräte,  Gartcnspielc, 
Gesellschafts-  und  Beschäftigungsspielc,  Schach-  und  Damenbrettcr, 
Zauberapi>arate,  Luftballons,  Vexier-,  Scherz-  und  Juxartikel.  Nicht 
mit  hierher  rechnen  wollen  wir  hingegen  Artikel,  deren  Aufgabe 
im  Unterschied  zu  den  Spielwaren  in  engerem  Sinne  mehr  in  einer 
besonderen  Richtung,  nämlich  in  der  der  Entwickelung  ganz  be- 
stimmter körperlicher  oder  geist^er  Fähigkeiten  und  F'ertigkeiten 
liegt,  vielmehr  dürften  die  Waren  dieser  Art  —  z.  B.  Zimmer- 
tumgcräte,  Schlittschuhe,  Jugendschriften,  Kolorierbficher,  F'aiben- 
kasten,  Kindermusikinstrumente  —  zweckmässiger  anderen,  noch 
anzuführenden  Gruppen  einzureihen  sein,  von  denen  sie  sich  über- 
dies nur  schwer  trennen  lassen  würden.  Von  der  Gruppe  Spiel- 
waren seien  femer  ausgeschieden  zu  Gunsten  der 

Gruppe  7,  Dekorationsartikel,  Christbaum- 
schmuck, Attrappen,  Karneval-  und  K  <  >  t  i  1 1  o  n- 
a  r  t  i  k  e  1  eine  Reihe  von  Gegenständen,  die  wie  Attrappen  in 
(iesialt  von  Figuren  oder  Früchten,  Bigotphons.  Kotillonorden, 
Masken  u.  s.  w.  ihr  Leben  häuhg  als  Spielsachen  bcschlicssen. 
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zunächst  aber  bei  Geschenken,  Festen  und  der^r],  Gelegenheiten 
Verwendung  finden.  Ausser  Attrappen,  Bonbonni&ren,  Masken, 
Karneval-  und  Kotillongcgcnständen  begreift  die  Gruppe  noch 
andere,  vorwiegend  dekorativen  Zwecken  dienende  Waren :  Christ- 
baumschmuck, Lametta,  Däten,  Knallbonbons,  Uluminationslatemen 
und  Feuerwerkskörper,  künstliche  Blumen  und  präparierte  Pflanzen, 
Makartbouquets,  Papierausstattungen,  Blumentopfhütlen,  Fliegen- 
bälle, Lampenschirme  und  Safgvcrzierungen.  Ihr  zuzugesellen  ist 
auch  die  Warengattung  »Japan-  und  Chinawaren«,  unter  der  im 
Zwdfel  Zimmerdekorationsartikel  in  erster  Linie  stets  mit  zu  ver- 
stehen sind,  sodass  ihre  Einfügung  an  dieser  Stelle  der  ausschliess- 
lichen Ivinordnung  unter  eine  der  Gruppen  I  bis  7  oder  unter 
die  Gruppe  8  vorzuziehen  sein  möchte. 

Gruppe  8,  Schreib-  und  Z  e  i  c  h  c  n  w  a  r  e  n ,  Schul- 
und  1^  u  r  c  a  u  u  t  c  n  s  i  1  i  e  n.  Sie  enthält  einesteils  Artikel,  die 
Unterlage  oder  Mittel  der  graphischen  Darstellung  von  (ledankt  n 
sind  :  Papier,  Gratulationskarten,  Patcnbricte,  Ansichtspostkarten, 
PoosiL"ali)ums,  Xotizlnicher,  Geschäftsbücher.  l''tiketten.  Hrictuni- 
schläge,  Hlei-  und  l'^arbstifte,  Krritlc,  Schiefrt-Ciriftcl  und  -  Tatcln, 
Tinte,  I'^edern  und  P'ederhalter,  1  intenh. scher,  karben,  Tusche, 
Stempel,  Schreibmaschinen,  Kopierutensilien,  Rechenmaschinen, 
Reisszeuge,  Lineale,  Knh »rierbücher  und  Hemalungsartikcl,  Ab- 
ziehbilder, Siegelmarkcn,  Hilderbogen,  liigcndschriltcn,  Kalender. 
Bücher  uml  kachzcitschriftcn,  andcrntcils  Gegenstände,  die  Ma- 
terialien und  Utensilien  der  eben  bezeichneten  Art  oder  mit  ihrer 
Hilfe  hergestellten  lüzeugnissen  zur  Aufbewahrung  dienen  :  Schreib- 
pulte, Schreibmappen,  Schreibzeuge,  Tintenfässer,  Federkasten, 
Farbkasten,  Briefordner  und  Briefbeschwerer,  Sammelnia{)[)en, 
Schultaschen,  Briefmarken-  und  Postkartenalbums. 

Gruppe  9,  Musikinstrumente,  Uhren  und  Au- 
tomaten. Zu  ihr  gehören  Vorrichtungen,  die  das  Ohr  und 
das  Auge  durch  die  auf  ihnen  hervorgerufenen  melodischen  und 
rhythmischen  Votgänge  ergötzen,  femer  solche,  die  die  Zeit  messen 
und  deren  Verlauf  anzeigen,  endlich  solche,  die,  im  Vollzug  ihrer 
Dienste  gleichfalls  an  genau  abgemessene  Zeiteinheiten  gebunden, 
in  mit  ihnen  verbundenen  Behältnissen  Münzen  und  Gegenstände 
aufnehmen,  bezw.  automatisch  daraus  verabfolgen:  Drehpianinos, 
Harmoniums,  Pianos,  Geigen,  Mund-  und  Ziehharmonikas,  Flöten, 
Guitarren,  Zithern,  Saiten,  Holz-  und  Metall-Blasinstrumente,  Dreh- 
orgeln, Phonographen,  automatische  Musikinstrumente  aller  Gat- 
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tungcn  und  Grössen  von  den  Spieldosen  bis  zu  den  Riesen- 
orchestrions,  sonstige  Musikinstrumente Kindermusikinstruniente, 
Uhrwerk-Bilder,  mechanische  Schaufensterfiguren,  Kinematographen, 
Taschen-  und  Zimmer-Uhren,  Uhrfoumiturcn  und  Uhrgehäuse, 
Waren-Automaten  und  Kontrollkassen. 

Gruppe  lo,  Wissenschaftliche  und  gewerbliche 
Instrumente  und  Bedarfsgegenstände,  Sport- 
artikel und  I''  a  h  r  z  e  u  c.  I  *ür  diese  letzte  Gruppe  ver- 
bleiben zunächst  Gegenstände,  die  teils  für  besondere  berufliche 
und  gewerbliche,  teils  für  allgemeine  geschäftliche  Zwecke  ge- 
braucht werden :  chemische,  pharmazeutische  und  chirurgische 
Instrumente  und  Utensilien,  Bandagen,  künstliche  Augen,  Accu- 
mulatorenkasten.  Isolatoren  und  sonsti<re  elektrotechnische  W'an  n. 
Gas-  und  \\'ass(  rleitungsgegenstände,  Maschinen.  /..  IV  Kartonna^en- 
Maschinen,  Mikrometer.  Senklote.  W'asserwagen,  Massstäbe,  photo- 
graphische Hedartsartikel,  l.ui)en  und  Linsen.  I.ack.  Klei)estoftV, 
lieschläge.  Glasbuchstaben,  l'irmenschilder,  l'Iakate.  Scllaulen^ter- 
einrichtungen,  Blechemballagen,  Kisten.  Hinzugefügt  seien  duM  U 
Warengattungen  wi-iter.  /.ur  X'ermeidung  der  Bildung  noch  mehr 
kleinerer  Grupj)en,  die  noch  übrig  bleibenden,  sjiortlichen  und 
Beförderungszwecken  dienenden  Dinge  :  Sportartikel,  Jagdartikel, 
Angelutensilien,  Peitschen,  Waffen,  Schlittschuhe,  Turngeräte,  Fahr- 
räder und  Fahrrad-Garnituren,  Wagen,  Kinderwagen,  Leiterwagen, 
Krankenfahrstflhie  und  Schlitten. 

Ordnet  man  die  Aussteller  in  diese  zehn  Gruppen  ein,  so 
bietet  sich  die  Ucbcrsicht  auf  S.  45. 

In  dieser  Zusammenstellung  fehlen  eine  Reihe  von  Ausstellern, 
die  keine  näheren,  den  Gebrauchszweck  ihrer  Waren  andeutende 
Angaben  gemacht  haben.  Fär  das  Gesamtergebnis  ist  dies  in- 
dessen belanglos,  da  derartige  Fälle  verhältnismässig  selten  sind. 
Den  Zahlen  ist  femer  hinzuzufügen,  dass  viele  Aussteller  in  meh- 
reren der  zehn  Gruppen  und  manche  auch  in  mehreren  der  vier 
Spalten  a — d  zugleich  vorkommen.  Für  das  \'erhältnis  der  zehn 
Gruppen  zu  einander  und  ihrer  Verteilung  auf  die  Spalten  a  — d 
bleibt  dies  jetloch  ohne  Bedeutung.  Diese  \'erteilung  ist  übrigens, 
zumal  das  I'jhebungsmaterial  oft  nur  den  Gebrauchszweck,  nicht 
aber  zugleich  Stoff  oder  Herstellungsart  der  Ausstellungsgegen- 
stände erkennen  lässt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Klassifikation  der 

1)  V^l.  .  tn/a^t  /y  unter  VI  f.  1—4;  Kindemrasikinstrumente  sind  dort  nicht 
mit  inbegriffen« 
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Ei  stellen  am: 


i|Finiien' 


darunter  erscheinen  als  Aussteller  von 

«  iM«t.ll  Waren  aus  Gummi-, 
Kern».  «•  M«*"-|HoU  und. Papier-  «. 
,  GlMW>n»  I  waren  Schnitet.  '  L^derw. 


1)  Kuiiil-  und  Luxusjjegenblände 

2)  Iteleuchtungsgej^enstände 

3)  Tafeigetchirr  und  Tafelgerttte 

4)  Kflcliengerilte  nnd  Wirtschafts< 

ijcgenständc  

5)  Galanteriewaren,    Reise-  und 

Toilctteartikel  

6)  Spielwaren  

7)  Uekoralionsartikel,  Christbaum-, 

acbmuck,  Attrappen,  Kaine<| 
val-  und  Kotilfonartikel  . 
S)  Schreib- u.  Zeichenwaren,  Schul- 
un<l  Bureaitartikci  .... 

9)  Musikinstrumente ,    l  lirt  ii  unil 

AiUoiiiateii  

10}  Wissenschaftliche  und  ^i.werh- 
lichc  Instrumente  u.  Bedarfs- 
gegenstände, Sportartikel  und 
Fahrzeuge  ...... 


858 
244 

805 

748 
723 


394 

413 

327 


I 


431 
102 
241 

11» 

*S7 
150 


106 

37 

35 

65 


225 

98  ; 
w  I 

3.. ; 

311  ' 

' 


73 

81 


63 


178 
38 
36 

338 

300 
186 


70 
99 

38 

49 


93 
8 
163 

167 
164 


IIS 

147 

1$ 


96 


Anlage  IV.  und  die  Zusammenfassung'  auf  S*  40  erfolgt,  mit  der 
eine  genaue  Uebereinstimmung  wegen  der  Doppelaufiiährungcn 
ohnehin  nicht  zu  erzielen  gewesen  wäre.  Es  sind  daher  z.  H. 
auch  Verkäufer  von  Waren  wie  Glasinstrumenten,  Metallblas- 
instrumenten und  Holzblasinstrumenten,  die  dort  in  den  Gewerbe- 
klassen VI  f  und  g  bezw.  in  der  Gruppe  6  erscheinen,  hier  der 
Vollständigkeit  halber  mit  unter  a,  b  und  c  eingereiht. 

Die  ht  utiL^c-  Ausdehnung  und  Gestaltung  des  Mcss-Mustcrlagci- 
verkchrs  nach 

b)  Art,  Zahl  und  Herkunft  der  Aussteller. 

CjLi4ciiüber  diföer  grossen  Manni<,ffaltigkeit  und  Vielgcstaltig- 
keit  in  Bezug  auf  Stoff,  Herstellungsart  und  Bestimmung  der  aus- 
gestellten Waren  erscheint  die  Zusammensetzung  des  Leipziger 
Mcssmusterlagcrverkehrs  nach  der  Art  der  Aussteller,  so- 
weit nicht  ihr  Geschäfts-Zweig,  sondern  die  Natur  ihres  Be- 
triebs in  Frage  kommt,  bis  zu  gewissem  Grade  glcichmässig 
und  einheitlich,  insofern  nämlich,  als  die  Ausstcllerschaft  mit  Aus- 
nahme eines  geringen  Bruchteils  aus  Industriellen  besteht. 
Es  geht  dies  hervor  aus  den  in  dem  Erhebungsmaterial  und  teil- 
weise in  den  Firmen  selbst  enthaltenen  Bezeichnungen  des  Ge- 
schäftszweigs, die  fast  durchweg  mit  Worten  wie  »Fabrik«,  (Glas-) 
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<> Hätte', (Glas-)>Raffineric<,  »Manufaktur«,  »Werke«,  »Fabrikation«, 
'Herstetlungc,  »Verfertigung«,  »Erzeugung«  und  dei^l.  zusammen» 
gesetzt  und  vielfach  auch  von  Angaben  über  die  Zahl  der  be* 

schäfttgtcn  Arbeiter  be|[:;leitet  sind.    Einen  gewbsen  Anhalt  für 

die  Annahme  der  I-'i;;enschaft  als  Industrielle  bietet  ferner,  <o\\  t  it 
andere  Unterlagen  fehlen,  in  zahlreichen  Fällen  ilie  Herkunft  der 
Aussteller,  die  noch  statistisch  und  kartographisch  zu  veranschau- 
Uchcn  sein  wird.  An  dieser  Stelle  mag  aber  bereits  bemerkt 
sein,  dass  die  Mehr/ahl  aller  ausstellenden  Firmen  aus  mittleren 
und  namentlich  kleinen,  ül)er  ;.;an/  Deutschland  und  Mitteleuropa 
\ erstrcutcn  Plätzen  stammt,  z.  H.  die  grosse  Hälfte  der  die  Aus- 
stellerschaft entsendenden  Orte  noch  nicht  500»  ICinwohner  zählen. 
Im  Zweifel  darf  daher  wohl  überall  da,  wo  eine  h'irma  aus  einem 
solchen  kleinen  Ort  ausschliesslich  l  .i  Zeugnisse  e  i  11  i-  r  liesiimmten 
(lewerbeart  zur  Messe  bringt,  auf  einen  industriellen  Betrieb  j;e- 
schlossen  werden,  zumal  wenn  der  ( )rt  ein  bekannter  Standort 
der  betr.  Industiie  ist.  Iis  wäu  nun  interessant,  festzustellen,  wie 
\  iele  dii  ser  am  Leipziger  Messmusterlagerverkehr  teilnehmenJi  n 
Industriellen,  zu  denen  2ij^j  l-'irmen  oder  S9  l'roz.  der  Aussteller 
ZU  rechnen  sind,  auf  das  gewerbliche  Betriebssystem  der  Fabrik 
und  wie  viele  von  ihnen  auf  das  des  Verlags  hausindustricller 
Erzeugnisse  entfallen.  Eine  solche  Feststellung  ist  jedoch  leider 
hier  nicht  möglich.  Sie  scheitert  einmal  an  der  Unzulänglichkeit 
der  dem  Material  hierüber  zu  entnehmenden  Anhaltspunkte,  ausser- 
dem aber  auch  an  den  vielfach  vorkommenden,  oft  sogar  vor- 
herrschenden Uebcrgangsformcn,  die  ein-  und  denselben  Betrieb 
gleichzeitig  als  Fabrik-  und  Verlags -Unternehmen  erscheinen 
lassen.  Ebenso  wäre  es  nicht  angängig,  die  Aussteller  aus  be- 
stimmten Orten  und  Gegenden  bekannter  Hausindustrien  etwa 
sämtlich  ohne  weiteres  als  Verleger  zu  zählen,  da  fast  überall 
auch  eine  grössere  oder  kleinere  Zahl  daneben  l  )estehender  Fabriken 
in  Betracht  kommt  Im  allgemeinen  lässt  sich  sagen,  dass  die 
Aussteller  von  keramischen  Waren,  1  lohl-  mid  Kristallglas,  Eisen- 
guss,  Blechwaren,  Erzeugnissen  aus  Nid  el  Kupft  r.  IVonze  und 
andern  Metalllegienmgen  meist  l'"abrikanten,  die  .Aussteller  von 
Waren  aus  Papier,  Leder,  Holz  und  son.stigen  Schnitzstoffen, 
Korbwan n.  Si)ielwaren,  Christbaumschmuck,  Glasperlen  und  dergl, 
Musikinstrumenten,  Messerwaren  und  andern  Metall -Kurzwaren 
dage;^'en  teils  l'\ibrikanten.  teils  \'er]e;.;er.  in  manchen  dazu  ge- 
hürigcn    omzelncn   Industrien   auch   vorwiegend   V'crlcger  smd. 
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Was  für  Fabriken  übrigens  in  den  verschiedenen  Hauptgeschäfts- 
zweigen unter  den  ausstellenden  Betrieben  vorkommen«  zeigt  die 
Zusammenstellui^  der  freilich  nur  wenig  zahlreichen  Firnen,  von 
denen  Arbeiterzahlen  ermittelt  sind.  Von  382  Ausstellern, 
die  Angaben  darüber  gemacht  haben,  beschäftigen 

je  10—50  Arbeiter :  51  -  200  Arbeiter :  Uber  800  A  rbciter : 

1)  Keramik             ii  (ms.  330  Arb.)  33  (zus.  4565  Arb.i  41  (zus.  21  763  Arb.) 

2)  Glaswaren            8  (  »    226    *    )  i6(»  2166    »   )  t7(»  10990    •  ) 

3)  Metallwarcn         24  (  »     800     '    )  43  (  4285    »    )  18  (  »  8  580    »  ) 

4)  Uolxwtuen  etc.     33  (  •  1115    .    1  42  (  .  4490    »   )  44  {  »  14605    >  ) 

5)  Lcdcr>ii.P«pterw.36  (  •    S05    »  )  30  (  *  3310    »  >  20  (  »  13  415    >  ) 

6)  sonstige  Waren   34  {  •  1084  ►  )  48  (  »  6030    »  )  47  (  »  28  885    •  ) 

136  (aM.4360  Arb^)  213  (zus.  24846  Arb.)  167  (zus.  98  238  ~ >~) 

unter  1  — O  melirrach 

*orkoiBOiend____  32^  »_1055       )   $6  (  »   643s  ^)   4Sj.*  ao390_»_) 

i04  («».isös'Ärb.)  150  (ztts.i84ii  Arb.')~188  (sus.  77  848  Arb.) 


L  ntcr  diesen  Hetriehen  befinden  .sich  viele  AktienL^esellsclialten, 
Kommandit-Aktiengcsellschaften  und  Gesellschaften  mit  bescliiänk- 
ter  Haftung.  Die  Zahl  der  überhaupt  als  Aussteller  beteiligten 
industriellen  Unternehmungen  dieser  Arten  und  ihre  Verteilung 
auf  die  einzelnen  Geschäftszweige  stellt  sich  folgcndermassen  dar : 

Aktiengesellschaften  ,,  , 

"  ^^ju  n^u^r         Oesellschaften  luit 

und  Kunimanditeeselischat-  .  >.  t  . 

f  .,Z  beschrSnkter  Haftanc 

ten  auf  Aktien:  * 

1)  Keramik  18  aus  t8  verschied.  Orlen  15  aus  15  verschied.  Orlen: 

2)  Glaswaren  19  «14       >  »  5*5       *  * 

3)  Metallwaren  21    »   15        »  •  10  *     7        •  < 

4)  Holcwaren  etc.  10  »9        •  >  7>7       '  > 

51  I.edcr- u.  l'ai>icru,ircii     6«5  »  •  3»3  »  * 

6)  Sonstige  Waren  30    »    17         »  »         14    >    11  » 

104  aus  78  verscliicd.  Orlen      54  aus  48  vcr^chlcli.  Orlen. 

unter  1  bis  6  mehrfach 

vorkommend  34*   29        >  »         11»   18        "  > 

in:>gcsamt  70  BUS  49  vcr:>ciucd.  Orlen      43  aus  30  verschied.  Orlen. 

Neben  der  grossen  Mehrzahl  industrieller  Aussteller,  die  die 
von  ihnen  ausgestellten  Waren  in  eigner  Betriebsstätte  oder  ausser- 
halb des  Hauses  herstellen  bezw.  herstellen  lassen,  sind  am  Mess- 
mustcrlagei^erkehr  als  Verkäufer  weiter  eine  Reihe  von  Finnen 

beteiligt,  die  zwischen  den  Fabrikanten  und  Verlegern  einerseits 
und  den  deren  Waren  aufnehmenden  Händlern  andrerseits  eine 
vermittelnde  Stellung  einnehmen  :  Grosshändler  und  A  g  e  n- 
ten.  Zu  den  Grosshändlern  zu  zählen  sind  einmal  die  den  Markt 
des  Inlands  und  der  Nachbarländer  vrrson'cnden  Grossisten  im 
engern  Sinne,  sodann  die  namentlich  die  überseeische  Ausfuhr 
bewirkenden  Kommissions-  und  Exportgeschäfte,  wie  z.  B.  Nürn- 
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berg,  Sonneberg,  Wien,  Paris,  Hamburg  solche  als  Aussteller  zur 
Messe  entsenden,  ferner  die  zu  ihr  ausstellenden  Buch-  und  Kunst- 
Verlagshandlungen  und  endlich  auch  eine  Anzahl  Importfirmen, 
die  Fabrikate  Japans,  Chinas,  Indiens,  Amerikas  oder  fremdlän- 
dische Rohmaterialien  für  die  Mcssmustcrlagerbranchcn  wie  Bam- 
busrohr, Horn,  Perlmutter  und  dergl.  zum  Verkauf  bringen.  Alle 
diese  vier  Kategorien  \on  Grosshandeisuntcmchmungen  haben 
gremein,  dass  sie  selbständig  zwisciien  den  Produzenten  und  den 
weiteren  VV  iedcrverkäufem  stehen  und  die  einzelne  zu  ihnen  ge- 
höri«4^e  b'irma  weq^cn  tles  Rcziv^s  Huer  Waren  meist  mit  vielen 
Lieferanten  oder  Kommittenten  desselben  oder  verschiedener  Ge- 
schäftszweige zuj^deich  \'erl)indun;^H  n  unterhält.  Sie  unterscheiden 
sich  tladurch  von  den  Ai^enten,  die,  im  Dienste  ihrer  Geschäfts- 
herrn slilu-nd,  liM'  diese  liegen  Provision  Verkäufe  al)schliesscn 
oder  in  die  W'ei^-^e  leiten  und  in  der  Kej^'el  nur  eine  beschränkte 
Zahl  nicht  mileinamU  i  konkurrierender  l'irmen  vertreten. 

In  welcher  W  eise  sich  die  (iesamthc  it  der  Mess-Airssti  Her 
für  die  I'Lrzeiiij^nisse  der  einzelnen  ( lewerbearlen  auf  die  drei 
Gruppen  l)  I'"ai)rikanten  und  \'erk\i;er,  2)  (irossi^ten  u.  s.  w.  und 
3)  Agenten  verteilt,  erhellt  aus  der  Aft/dj^f  II'.  Zu  beachten  Ist 
darin  der  beim  Auslande  aus  naheliegenden  Gründen  stärkere 
Anteil  der  Grossisten  u.  s.  w. ,  femer  bei  den  Grossisten  und 
Agenten  aus  Deutschland  sowohl  wie  dem  Auslande  der  Umstand, 
dass  ihre  Zahl  in  den  betr.  Spalten  mehr  hervortritt  als  es  dem 
tatsächlichen  Verhältnis  zu  Spalte  4  bezw.  8  und  12  entspricht. 
Es  ist  dies  der  Kall,  weil  derselbe  Grossist  bezw.  derselbe  Agent 
fast  immer  als  Aussteller  von  Erzeugnissen  mehrerer  Gewerbe- 
arten aufzuführen  gewesen  ist,  sodass  sich  z.  B.  die  Summen  der 
Spalten  5  und  6  auf  das  bezw.  5fachc  der  wirklichen  Gesamt- 
zahlen belaufen,  während  die  der  Spalte  4,  wie  schon  früher  be- 
merkt wurde,  nur  */i  und  einen  Bruchteil  der  tatsächlichen  Gesamt- 
heit der  Fabrikanten  und  Verleger  ausmacht.  Ohne  die  Doppel- 
auffuhrungen  sind  die  Gesamtzahlen  für  die  drei  Gruppen  die  fol- 
genden : 


1)  Pftbrikanten  a.  Vcric^^er  2179 

2)  Gros>islen,  Konimi>sions- 


% 
89 


davon  aus 
Deulüchland    %     dem  Au-^landc    "  y 
1942        89,5  237  S6,5 


u.  Exportgeschäfte,  Im- 


poitftrmeD,  Bucbhandlg.  176 
3)  Agenten  <M) 


7.25 
3.75 


«45 
84 

2171 


6,75 
3.75 


3» 

6 


II, »5 


iS445 


100 


100 


874 


100 
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Sehen  wir  nun,  wie  es  sich  mit  der  Herkunft  der  Aus- 
steller im  einzelnen  verhält.  T's  l)icten  sich  dafür  vier  Gesichts- 
punkte; i)  die  l.age  der  Herkunftsorte,  2)  ihre  Grösse,  3)  ihre 
Ausstellci  zahl  und  4)  der  Geschäftszweig  der  aus  ihnen  kommen- 
den Aussteller. 

Die  Laj^e  der  die  Ausstellerschaft  entsendenden  Orte  wird 
durch  die  im  Anhang  befindliche  Karte  veranschaulicht.  Ks  sind 
daraut  die  einzelnen  Orte  je  nach  dem  Geschäftszweig,  den  sie 
auf  der  Messe  hauptsächlich  vertreten,  in  Gestalt  von  Recht- 
ecken verschiedener  I'arbe  ein«^ezeichnet,  sodass  die  Karte  zu- 
gleich ein  Bild  der  Standorte  der  betr.  Industrien  ^ibt.  Zur  Ver- 
meidung eines  zu  grossen  Formates  ist  dabei  nur  der  mittlere 
Teil  Deutschlands  zur  Darstellung  gebracht,  der  die  grosse  Mehr- 
zahl der  fragt.  Orte  aufweist,  während  die  übrigen,  ausserhalb 
des  Rahmens  der  Karte  fallenden  Orte  nach  Massgabe  ihrer  geo- 
graphischen Breiten-  bezw.  Längen-Lage  auf  dem  Rande  durch 
Pfeile  angedeutet  sind.  Angesichts  der  grossen  Zahl  der  in  Be- 
tracht konunenden  Eintragungen  und  der  Notwendigkeit  eines 
tunlichst  kleinen  Massstabs  haben  Gebilde,  Flüsse  u.  s.  w.  nicht 
oder  nur  zum  Teil  Aufnahme  finden  können,  doch  dürfte  die 
Orientierung  durch  die  auf  der  Karte  erscheinenden  Grenzen  und 
grösseren  Städte  schon  hinlänglich  gewährleistet  sein. 

Um  einen  Ueberblick  über  all  die  bunt  durcheinander  liegen- 
den Herkunftsorte  zu  gewinnen,  empfiehlt  sich  eine  Einteilung  in 
grössere,  zusammenhängende  Gebiete.  Am  zweckmässigsten  er- 
scheint mir  die  folgende: 

1)  Königreich  Sachsen; 

2)  die  Stadt  Berlin  für  sich; 

3)  Norddeutschland:  l^randcnbui^,  Posen,  Ost-  und 
VV'cstprcu.ssen ,  Pommern,  Mecklenburi^-Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz,  Schleswig-Holstein,  Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Olden- 
burg ausschliesslich  Birkenfeld,  Lippe,  Schaumburg-Lippe  tmd  die 
Provinz  Hannover  ausschliesslich  des  Regierungsbezirks  Hildes- 
heim ; 

4)  die  Provinz  Sachsen  ohne  die  Kreise  Krfurt,  Schleu- 
singen und  Ziegenrück,  die  von  ihr  umschlossenen  Teile  thü- 
ringischer Staaten  (Sondershaiisen,  Grcusscn,  l't ankenhausen, 
Allstedt,  Schlotiieim  u.  s.  w.),  Jira  u  nsch  weig,  Anhalt  und 
der  Regierungsbezirk  H  i  1  d  e  s  h  c  i  m ; 

Zeitschrift  für  die  gei.  Suauwittensch.    ErgiknzungsheU  1).  A 
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5)  <lie  thüringischen  Sta.itcn  au^^  liliessüch  der  hc- 
zoichnctcn  ( 'K'ltietstcile  und  einschliesslich  Wt  r  pi eiissischen  Kreise 
ICrfurt,  Schleusin<(en,  Ziej^eiirück  und  Schmalkalden ; 

6)  H  e  sse  n- N  a  s  s  a  u  ohne  Schmalkalden,  Ober  Ii  essen, 
Waldcck,  Westfalen,  Rheinland  mit  Birkenfeld; 

7)  der  westliche  Teil  SOddcutschlands:  Elsass-Loth- 
ringen,  Pfalz,  Kheinhessen,  Starkenburg»  Baden,  Hohenzollem, 
Württemberg ; 

8)  Bayern  rechts  vom  Rhein; 

9)  Schlesien; 

10)  Böhmen; 

11)  das  übrige  Ausland. 

Von  diesen  elf  Gebieten  sind  am  Leipziger  Mcssmusterlager- 
verkehr  beteiligt 

d.  Orle  AussteUer 


1)  das  Kgr.  Sttclisen  mit  ttS  versch.  Orten  u.  727  Ausstellern'):  19  30 

2)  Uerhn                     »        i  Ort       •  56S  »  —  t$ 

3)  Norddeutschland      >     31  >  Orlen  >  90  »  -.5  3,$ 

4)  Prov.  Sachsen  a$w.  •    36  •  »     »  88  »  :  6  3,5 

51  Thiirin<;cn                     13a  »  »      »  388  »  :  at  16 

0)  Wcslf,,  Kheinlaiid, 

Hessen             *    61  »  «      •  163  >  :  lo  6.5 

7)  das  westliche  Süd- 

deutschland       >48«  »      •  122  *  :8  5 

8)  Bayern  r.  V.  Rh.  »  46  »  >  »  155  •  :  7<5  6,5 
ot  Schlesien                •     33  ■  »      »  70  »  5,5  3 

10)  Böhmen                >     61  >  »      »  148  •  :  10  6 

11)  d.  Obrige  Ausland  »    49  »  »     »  ia6  »  :  8  5 

susammen  616  Yv«nch.Önem.£445  Ausstellern  :  100  ioö^ 


h>ie  unter  II  erscheini-ndiMi  49  ( )rte  und  126  Aussteller  ver- 
teilen sich  hauptsächlich  auf  t  >esterreich  ,  Frankreich  ,  l^ngland, 
Holland,  Belgien  und  Italien,  in  zweiter  Linie  auch  auf  die  Ver- 
einigten Staaten,  Skandinavien,  Ungarn  und  die  Schweiz. 

In  die  Augen  springt  bei  den  obigen  Zahlen  vor  allem  die 
starke  Beteiligung  des  mittleren  und  südlichen  Deutschlands  im 
Gegensatz  zu  dem  schwachen  Anteil  des  grossen  als  Norddeutsch» 
land  zusammengcfassten  Gebiets^,  besonders  wenn  man  Berlin 
für  sich  rechnet.   Unterscheidet  man,  um  wenige  grosse  Gruppen 

1)  Davon  359  aus  Leipzig. 

a)  Bei  Firmen,  die  Betriebe  an  mehreren  Orten  zujjleich  haben,  ist  an«;  pnlc- 
lischon  r.rihiikii  stets  nur  c  i  n  Ort  gerechnet.  Da  solche  Kri)li'  .  icmlich  /r^hlrcich 
vorkommen,  bleiben  die  t;ewonnenen  Zahlen  hinter  den  wirklichen  noch  zurück. 

3)  Rund  245  000  (|km  oder  45  Pro«,  des  Flächeninhalts  ganz  Deutschlands. 


^  lyui^L,^  1  y  Google 
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zu  erhalten,  einen  nördlichen,  einen  mittleren  und  einen  südlichen 
Streifen  Deutschlands,  wobei  zu  dem  südlichen  auch  Böhmen  hin- 
zugenommen  werden  soll,  so  ei^ibt  sich  das  folgende  Bild: 

%<1.  %.ier 
Orte  Aussteller 

a)  Norddeulschl.in  i  mit  licrlin  (^2  u.  ij  :     32  Orte  mit   438  Atuatellern :      5  18,5 

b)  Miitl.  Dtut  clil  iii  i  (I  4,  5,  6  u.  9) :    380    »    »  1436       >        :    61,5  59 

c)  Süddeulschlandu.  Böhmen  (7,8  u.  10):  155    >    «     425       >        :    25,5  17,5 

d)  das  übrige  Ausland  (ii):  49    *    *     126       »        :     8  5 

6iSÖrtniäir8445Äi»^  100 

Das  Gel)ict,  das  iWc  weitaus  iibci\vit  i;t,'ndc  .Mi  hrzahl ,  etwa 
97  Vro/..  aller  aiisstcllrndcii  I-'innen  sendel ,  lässt  sich  durch  eine 
Mllipse  bezeichnen,  die  in  ihren  osiHchsten  und  we^thchsten  Tunkten 
in  ( )her>chlcsien  und  lich^icn  den  mit  ihrer  tj^ross«.  n  Aclisc  zu- 
saniineiitallendcn  50.  Breitenkreis  schneidet  und  mit  ihren  beiden 
liogcn  an  der  nördhchsten  Stelle  Berlin  und  im  Süden  Wien  und 
München  noch  mit  cinschliesst  In  ihrer  Ideinen  Achse,  etwas 
nördlich  von  deren  Mitte,  also  fast  genau  im  Mittelpunkt  der  be- 
schriebenen Fläche,  liegt  die  Messstadt  Leipzig. 

Hinsichtlich  der  Grosse  der  beteiligten  Orte  gestattet  deren 
hohe  Zahl:  6l6,  davon  506  in  Deutschland  und  iio  im  Auslande, 
bereits  den  Schluss,  dass  die  meisten  nur  eine  niedrige  Einwoh- 
nerzahl haben  können,  da  es  im  ganzen  deutschen  Reich  nicht 
mehr  als  rund  400  Orte  mit  über  10  000  und  darunter  nur  gegen 
200  mit  mehr  als  20000  Einwohnern  gibt.  Eine  Einteilung  in 
sieben  Ortsgrössenklassen  mit  den  EinwohnerzÜTem  2,  5,  10,  20, 
50  und  100  tausend  als  Grenzen  führt  zu  dem  nachstehenden  Er- 
gebnis*): 

Von  Orten  mU  , 

Orte  Aussteller 

bis  zu  sooo  Einwohneni  senden  206  Orte   271  Aoisteller:  33,5  11 


ül)i.r    2  000 

bis    5  000 

> 

»43 

23 

«3 

»      5  000 

*    10  000 

» 

» 

93 

2Ü9 

* 

•5 

11 

>  10000 

»  80000 

> 

* 

7« 

• 

336 

»  : 

18 

10 

»    20  000 

-    50  noo 

» 

46 

» 

171 

7>5 

7 

>    50  000 

>  100  000 

• 

» 

16 

48 

» 

25 

2 

»  100000 

» 

» 

40 

1130 

> 

6.5 

46 

zusammen     616  Orte£446 Aussteller:  100  100 

Der  grosse  Anteil  der  untersten  Grössenklassen  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Orte,  aber  auch  in  Bezug  auf  die  Zahl 

I)  Zu  (jrunde  gelegt  ist  dabei  die  deutsche  Volks/iihlung  vom  2.  Dez.  1895 
mit  dem  »Verzeichnis  der  Gemeinden  und  Wulinplälzti  von  mindestens  2000  Kin- 
wobncro«,  Vicrteljabrshefte  sur  Statistik  des  deutschen  Reich«,  Berlin  1897  in, 
S.  3 — 44  und  Unterst  GeogT..Stat.  Lexikon,  8.  Aufl.,  Leipzig  1898. 

4* 
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der  Aussteller,  den  die  obige  Uebersicht  erkennen  lässt,  geht  noch 
deutlicher  hervor,  wenn  man  die  Zahlen  in  vier  grössere  Gruppen 
zusanunenfasst : 

K.hlK  Aussteller 
21 

9 
46 


Von' ihnen  senden 


a)  die  Orte  bis  zu 

5000 

Einw. : 

349 

Orle 

591 

Au&bteller: 

5^>.5 

b)  flbar   5  ooo  bis 

30  000 

>  : 

«65 

• 

505 

• 

27 

c)     >    soooo  » 

100000 

»  : 

63 

* 

219 

>  : 

10 

d)      >    lOO  ODO 

>  : 

40 

» 

1130 

>  : 

6,5 

616  One  8445  Aussteller:  100 


100 


Die  Zahl  der  Aussteller,  die  die  einzelnen  Orte  entsen- 
den, kann  nach  den  dargelegten  Zahlen  in  den  meisten  Fällen 
ebrnlalls  nicht  hoch  sein,  da  sie  im  Durchschnitt  nur  2445  :  616, 
also  noch  nicht  4  und  bei  Ausscheidun«,'  von  Leipzig  und  Berlin 
sojjar  nur  i/i.S  ;  613  oder  2,8  beträgt.  Im  einzelnen  verhält  es 
sich  damit  wie  folgt: 

%  % 

der  d.  Aas- 
Orte  steller 


Je 

1 

Aussteller 

senden 

3S5 

Orte 

mit    385  Ausstellern: 

62 

'55 

» 

a 

» 

83 

» 

• 

166 

»  : 

13.S 

7 

i 

3  l^is 

5 

» 

» 

83 

» 

307 

»  : 

»3.5 

'2.5 

> 

6  > 

10 

> 

36 

> 

»55 

»  : 

6 

10.5 

> 

II  > 

ao 

» 

* 

17 

» 

• 

«34 

>  : 

a.75 

» 

21  » 

30 

> 

> 

5  ') 

» 

126 

»  : 

1 

5 

» 

3«  • 

100 

» 

> 

^2 

» 

» 

«45 

I 

10 

> 

aber 

100 

> 

a 

«•) 

7*7 

0,2s 

30 

sin 

•ammen 

616  Orte  mit 

8446  Ausstellern: 

100 

100 

Auch  hier  tritt  zu  Tai^'^e,  dass  die  untersten  der  unterschiede- 
nen Kla'-scn.  die  (  )rte  mit  nur  \veni_L;en  Ausstellern,  die  grosse 
Mehr/.ahl  luUlen  und  auch  zur  ,\usstellerschalt  ein  sehr  beträcht- 
liches Kontingent  stellen.  Noch  di  utiicher  zeigt  dies  wiederum 
eine  zusammenfassende  Gruppierung : 


Orte  mit 


Von  ihnen  senden: 


%  der 
Orte 


«/oder 
Aussteller 


b)  .  3  . 
e)  >  II  > 


2  Aosstellem:  46S  Orte 

551  Ansstelter: 

75-5 

22.5 

10       >      :  119  > 

562  • 

19.5 

23 

100        »       :    27  > 

60s      »  : 

4.75 

24.5 

100         »       :      2  V, 

727 

30 

"616  Öite^ 

8445  Aussteller: 

100 

100 

Es  bleibt  noch  zu  untersuchen,  in  welchem  Verhältnis  die 


i)  Hamburg,  Köln,  Frankfurt  a.  M.,  Panh,  Offenbach  a.  M. 
3)  Dresden.  Nürnberg,  Sonneberg.  Wien,  Olbembau. 
3)  Berlin  nnd  Leipzig. 


verschiedenen  (]  c  s  c  h  ä  I  t  s  z  vv  e  i  gc  zu  den  Herkunftsorten  der  Aus- 
steller stehen.    Dieses  Verhältnis  ist  das  folgende: 

u  .     I  %  der    %  der 

1)  Fabrikanten  n.  Ver- 

leger V,  kerami- 
schen Waren         207  Orte  mit    360  Ausstellen  dieser  Art:  18  11 

2)  von  Glaswaren        126  >  >     281        •          •        •  11  8,75 

3)  »  Metallwaran       195  >  »     550        >          •       »  17  17 

4)  s  Waren  aaft  Hob 

u.  s.  w.             218  >  >      572         »           .        »  19  17,5 

5)  »  Ware» «.Leder, 

Papier  u.  s.  w.     140  »  »      482         »            »        >  12  15 

6)  »  sonsL  Waren       225  «»  »      739         »            »        »  19  22,5 

7)  Grossisten  n.  s.  w.     31  »  •     176        »           •        •  2,75  5,5 

8)  Agenten                    14  »             QO          »  »        »  1,25  2.75 

zusammen    Ii 56  Orte  mit  3250  Ausstellern  100  loo 

unter  mehrfach 
vonkomniead        _  540    »     »     805  »   

616  Orte       31445  AuBsteUer. 

Die  vorstehenden  Zahlen  ergeben,  dass  die  Erzeugnisse  jeder 
der  sechs  unterschiedenen  Industri^^nippen  von  mehreren  hundert 
Firmen  aus  etwa  hundert  bis  zweihundert  verschiedenen  Orten 
ausgestellt  werden,  die  (Gestaltung  und  Zusammenset/Aing  des 
Messmusterlagcr\'erkehrs  insoweit  also  eine  gewisse  Gleichmässig* 
kcit  aufweist,  wie  sich  eine  solche  in  anderer  Richtung  auch  in 
den  vorhergehenden  Statistiken  ausspricht ,  insofern  nämlich ,  als 
die  meisten  Aussteller-Herkunftsoi-te  Orte  Mittel-  und  Süddeiitsch- 
lands,  Orte  mit  kleinen  Einwohnerzahlen  und  Ürtc  mit  je  nur 
wenigen  Ausstellern  sind. 

Vm  zu  sehen,  ob  und  bis  zu  welcluni  (jrade  eine  solche 
(ileichni;issi<j;keit  nicht  nur  im  q;anzen,  sontlern  auch  im  einzelnen 
Ix^steht,  hat  man  die  im  \'<)rlieri,',eL;angenen  zunächst  getrennt  von 
einander  ani^mvamitcn  v  ier  ( u'Sicht^punkte  der  Lage,  ( jr«'i.s.st',  Ein- 
wohnerzahl und  l?ianclie  wechselseitig  zu  verbimlen.  Man  c  ihält 
dann,  da  sich  4  MomiMite  a,  b,  c,  d  in  der  sechst'ach  verschie- 
denen Weise  ab,  ac,  ad,  bc,  bd  und  cd  vereinigen  lassen,  eine 
sechsfache  Gliederung  des  vorhandenen  Zahlenmaterials,  wie  sie 
in  den  6  Tabellen  der  Asdage  V  durchgeführt  ist. 

Die  Haupttatsachen,  die  aus  diesem  Tabcllenwerk  hervor- 
gehen, sind  die  folgenden. 

Der  ersten  der  Tabellen,  die  zugleich  eine  Einteilung  nach 
Lage  und  Ausstcllerzahl  der  Herkunftsorte  bringt,  ist 
zu  entnehmen,  dass  bei  sämtlichen  unterschiedenen  Gebieten, 
Berlin  selbstredend  ausgenommen,  die  Zahl  der  Orte  mit  nur 
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1  Aiis^lrilrr  j^rösser,  zum  I  cil  wesentlich  i^rtisser  ist  als  die  aller 
ül)riL;cn  ( )rte  zii-saninu-n.  Sie  heträL^t  l)ei  dem  K«'>ni<::^reich  Sach- 
sen, Norddcutschland  inui  l  liuiinL;en  je  57—59  l'roz. ,  bei  Schle- 
sien, der  Provinz  Sachsen  u.  s.  w.,  Südwcstdeutschland,  dem  west- 
lichen Mitteldeutschtand  und  Böhmen  61 — 66  Proz.,  bei  dem  öbri- 
gen  Ausland  und  Bayern  74  und  78  Proz.  der  Gesamtzahl  der 
beteiligten  Orte.  Auch  die  Zahl  der  Aussteller  aus  diesen  Orten 
macht  infolgcdcsscni  obwohl  jeder  nur  eine  Firma  entsendet,  von 
der  Gesamtzahl  der  Aussteller  der  betr.  Gebiete  durchweg  einen 
sehr  ansehnlichen  Teil  aus,  bei  dem  Königreich  Sachsen,  Nord- 
dcutschland,  Thüringen  und  dem  westlichen  Mitteldeutschland  je 
19 — 20  Proz.  (bei  Sachsen  unter  Ausscheidung  Leipzigs),  bei 
Bayern,  der  Prov.  Sachsen  u.  s.  w.,  Südwcstdeutschland  und  Böh- 
men 23 — 27  Proz.,  bei  dem  übrigen  Ausland  und  Schlesien  je 
29  Proz.  l'ehereinstimmend  kommt  sodann  überall  der  grösste 
Teil  oder  doch  ein  Mauptteil  der  Aussteller  aus  den  (^rtcn  mit 

2  — lo  Ausstellern,  bei  Bayern  und  dem  Ausland  ohne  Böhmen 
freilich  nur  17  bez.  27  Proz.,  bei  allen  andern  (ie!)i<-ten  tla-ci;en 
mehr  als  40  Proz.  und  bei  Thüringen  sowie  der  l'rov.  Sachsen 
u.  s.  w.  sof^ar  die  grosse  Hälfte,  nämlich  52  bez.  63  Proz.  Mehr 
oder  wcnii:^er  Ljleichmässij.;  verteilt  auf  alle  Herkunftsländer  sind 
endlich  auch  die  20  <  )rtc  mit  iil)cr  10  Ausstellern  her.  die  aus 
ihnen  kommenden  I-irnien,  deren  Tiozcntsatz  xwar  bei  der  l'rov. 
Sachsen  u.  s.  w.  nur  13  Pro/,,  beträft  und  l)ei  Bayern  (Xürnberc;- 
I'"ürth')  61  l'ioz.  erreicht,  sich  bei  allen  iibrif^en  Gebieten  (unter 
Ausschi:iduni4  wieder  von  Lei])zi;4  und  Berlin)  hin^e^en  zwischen 
28  und  45  Proz.  der  l)t>tr.  .\usstellerm-samtzahl  bewegt. 

Beträchtlichere  Verschiedenheiten  offenbart  die  zweite  Tabelle, 
in  der  La^^e  und  IC  i  n  w  o  h  n  er  za  h  1  der  Orte  in  Beziehung,'  j^c- 
setzt  sind.  Sie  zciijt  zunaciist  ein  .starkes  Ueberwiegcn  der  C)rtc 
unter  2cxx)  ICinwohner  bei  1  hürinoen  mit  79  Orten  oder  60  Proz. 
der  Orte  und  117  Firmen  oder  30  Proz.  der  thüringischen  Aus- 
steller. Ks  erklärt  sich  dies  teils  aus  der  hohen  Siedelungsdichte 
Thüringens  an  sich,  teils  aus  der  Dezentralisation  seiner  Industrien, 
die  die  vierte  Tabelle  näher  erkennen  lassen  wird.  Aehnlich 
liegen  die  Verhaltnbse  in  Böhmen,  wo  48  Proz.  der  Orte  und 
26  Proz.  der  Aussteller  auf  Orte  unter  2000  Einwohner  fallen, 
wie  solche  Orte  weiter  auch  bei  Schlesien  und  Bayern  mit  je 
37  Proz.  der  Ortszahl  und  17  bez.  12  Proz.  der  Ausstellcrzahl 
erhebliche  Anteile  aufweisen.   In  den  übrigen  Gebieten  finden  sich 


die  höchsten  ( )ftszahl<'n  nicist  in  der  zweiten  ( )rtsLjrössenklasso, 
der  von  2000  -5000  l  inw  ohnern,  so  bei  dem  Königreich  Sachsen, 
der  ]*ro\^inz  Sachsen  u.  s.  w  .,  Xorddeutschland  und  Südwestdeutsch- 
land (mit  33.  2S,  20  und  33  Proz.  der  betr.  ( )rtszahlen ).  ferner 
in  der  Klasse  von  10000—20000  b.inwohnern  bi  im  wt  stlirhcn 
>btteldeutschland  (mit  25  Proz. )  und  in  der  Klasse  über  loocxx) 
Einwohnern  beim  Auslantl  ohne  Hohnuii  (mit  31  rroz  ).  Hie 
Mehrzahl  der  A  u  s s  t  e  1 1er  t-ntsc  ndiMi  bei  tleni  Konit;! eich  Sachsen 
(ohne  Leipzij^) ,  l'hürin^en  und  iMtlmu  n  die  drei  Klassen  von  2 
bis  5000,  5 — loooo  und  10 — 20000  Einwohnern  (die  drei  Klassen 
zusammen  beim  Königreich  Sachsen  67  Pro2.,  bei  Thüringen 
63  Proz.,  bei  Böhmen  ebenfalls  63  Proz.  der  Aussteller),  während 
bei  der  Prov.  Sachsen  u.  s.  w.,  dem  westlichen  Mitteldeutschtand, 
Südwestdeutschland  und  Bayern  namentlich  auch  Orte  von  20 
bis  50000  Einwohnern  und  bei  Norddeutschland,  Schlesien  und 
dem  Auslande  femer  die  Orte  mit  mehr  als  50000  und  mehr  als 
loooco  Einwohnern  wesentlich  mit  in  Betracht  kommen,  welch 
letztere  übrigens  bei  a  1 1  e  n  der  unterschiedenen  Gebiete  —  ausser 
Thüringen  und  Böhmen  —  zur  Ausstellerschaft  ein  bedeutendes 
Kontii^ent  stellen. 

Die  nächste  der  Uebersichten  verbindet  die  Gesichtspunkte 
der  I'inwohner-  und  der  Ausstellerzahl  der  Herkunftsorte. 
Die  Mehrzahl  der  Orte,  die  nur  einen  oder  wenige  Aussteller  ent- 
senden, hört  danach  zu  den  kleineren  Orten,  doch  zeigt  sich 
dies  in  auffälliger  Weise  nur  für  die  385  Orte  mit  je  i  Aussteller, 
von  denen  45  Proz.  unter  2000,  23  Proz.  2 — 5000,  14  Proz.  5  bis 
10000,  10  Proz.  IG — 20000  und  nur  32  Orte  oder  8  Proz.  über 
20ax)  l-.inwohner  haben.  Dagegen  verteilen  ^ich  die  ( >rte  mit 
je  2,  3  -5  und  6  10  Ausstellern  ziemlich  Ljleichmiissig  auf  die 
verschiedenen  Ortsgrössenklassen,  auch  sind  die  29  Orte  mit  mehr 
als  10  Au.sstellern  zur  Hälfte  kleinen-  und  mittlere  17  mit  unter 
loooo,  7  mit  10 — 50000  und  15  mit  über  icxjo<jo  Ivinw.).  lU-- 
achtenswert  ist,  dass  wohl  die  Mehrzahl  der  kleineren  ( )rte  bl(»ss 
duich  Wiui^r  1-u nien,  nicht  aber  uiUL^rkrhrt  die  Mehrzahl  tier 
grösseren  und  grossen  Städte  durch  /.ahlreiclie  .\u>slfll(.M  beteiligt 
ist.  Unter  den  16  Plätzen  über  50000  lünwohner  senden  z.  H. 
nur  2  und  unter  den  40  Grossstädten  nur  19  mehr  als  5  Aus- 
steller, während  reichlich  zwei  Drittel  der  65  Orte  nnit  über  5 
Ausstellern  in  den  unteren  und  mittleren  Grössenklassen  begritTen 
sind.   (26  unter  10000,  18  von  10 — 50000  und  nur  21  mit  mehr 
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als  50000  lünw.  * 

In  den  tol-;oncliMi  tlrei  Tabellen  sind  die  erniiiu  licn  Zalilcn 
nach  den  Geschäftszweigen  auf  der  einen  und  nach  Lage, 
Grösse  und  Ausstelterzahl  der  Herkunftsorte  auf  der  andern 
Seite  gruppiert. 

Die  geographische  Verteilung  der  Aussteller  der  verschiede* 
nen  Geschäftszweige,  die  im  einzelnen  durch  die  Karte  daiigestellt 
ist,  findet  in  der  ersten  dieser  drei  Zusammenstellungen  ihren  zif- 
femmässigen  Gesamtausdruck.  Die  Gebiete,  die  die  sechs  unter- 
schiedenen Industriegruppen  auf  der  Messe  vertreten,  sind  in  der 
Reihenfolge  ihres  Beteiligungsumfanges : 


FQr  Erzeugnisse  der 
Keramik: 

Aus- 

steller  „  , 
solcher  ^''^ 


Thüringen 
Böhmen 
Bayern 

d.  wesll.  Mitlel- 
detitschland 

Ausland  (ausser 

Böhmen) 
Provinz  Sachsen 

u.  s.  w. 
Kgr.  Sachsen 
Borlin 
Schlesien 
Norddeutschi. 
SW.-Deutscfal. 


43 

9 

8 

7,S 


6 

So 

2.5 

2,25 
2.25 


Für  Glaswaren: 


% 
der 

Aus- 
steller 


39 
10 

8 

10 

5 
5 

0.5 

4 
4 
4 


Böhmen 
Thüringen 
Kfjr.  Sachsen 
Berlin 
Bayern 

Sclllf-K'U 

d.  wesil.  Miuel- 
deutscUand 

Xorddeuticbl. 

Ausland 
SW.-UeuUchl. 
Prov.  Sachsen 
u.  s.  w. 


2S 

14-5 

13 

12 

8.5 

6,5 

6 

4,5 
3.5 
a.5 

1 


Für  M  e  t a  1 1  w  a r  en: 


% 

.k-r 

t  Jrtc 

25.5 
«4 
1 1 

0,75 
8 
II 

10.5 

4 

a 

4.75 

-2.5 


Ao»- 

steller 


% 

der 

Orte 


Kgr.  Sachsen 
Berlin 

d.westl.Mittcl- 
deuischland 
Thüringen 

Bavern 

SW.-Ll€Ut*chl. 
Böhmen 

Prov.  Sachsen 

u.  s.  w. 
Norddeutscht. 
Ausland 
Schlesien 


100  100 


100  100 
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Diese  Wrhaltnis/alilcn  bekunden,  tlass  bei  jedem  der  sechs 
Geschäftszweige  /.war  gewisse  Gebiete  lüt  sich  allein  den  dritten 
oder  vierten  Teil  der  in  Frage  kommenden  Aussteller  und  Orte 
in  Anspruch  nehmen,  daneben  aber  auch  alle  andern  Gebiete  mit 
grösseren  oder  geringeren  Prozentsätzen  beteiligt  sind,  also  durch- 
weg die  verschiedensten  Länder  zusammenwirken,  um  dem  Mess- 
musterlagerverkehr  seine  vielgestaltige  Zusammensetzung  zu  ver- 
leihen. Anders  verhält  es  sich  mit  den  Grossisten ,  Export-  und 
Kommissionsgeschäften  u.  s.  w.,  deren  Hauptteil  aus  nur  wenigen 
elenden  und  Orten,  namentlich  aus  den  Gebieten  mit  Plätzen 
wie  Berlin,  Hamburg,  Leipzig,  Dresden,  Wien,  Paris,  Nürnberg, 
Frankfurt  a.  M.  und  Köln  kommt  und  bei  den  Agenten,  deren 
Herkunftsorte  vor  allem  Berlin,  Leipzig  und  Hamburg  sind. 

Die  Verteilung  der  Geschäftszweige  auf  die  verschiedenen 
Ortsgrössenkla  ssen  in  der  fünften  Tabelle  lässt  bei  den 
keramischen  und  Glaswaren  in  erster  Linie  die  kleinen  Orte,  bei 
den  andern  vier  Industriezweigen  hingegen  mehr  die  mittleren 
und  grossen  Plätze  hervortreten  und  bei  den  Grossisten  und 
Agenten  einen  weitaus  überwiegenden  Anteil  der  (irossstädte  er- 
kennen. Aehiilich  steht  es  nach  der  letzten  Tabelle  mit  den  Be- 
ziehungen zwischen  IjesclKtttszwciuen  und  ()  r  ts a  u  s  s  t  e  1 1  e  r  z a  h- 
len  insofern,  als  von  den  Ausstellern  von  Mt^tallwaren ,  ilolzwa- 
ren,  Leder-  und  Pai)ierwaren  untl  Waren  der  sechsten  Gruppe  im 
Gegensatz  zu  denen  von  keramischen  und  Glaswaren  und  elienso 
von  der  Zahl  der  Grossisten  und  Agenten  ein  beträchtlicher  Teil 
auf  die  meist  grösseren  IMätze  mit  zahlreichen  Ausstellern  entfällt. 

Die  Ausdehnung  und  Gestaltung  des  Mess-Musterlagcrverkehrs 

c.  nach  Art,  Zahl  und  Herkunft  der  Einkäufer. 

Ausser  in  der  Art  und  Herkunft  der  Aussteller  zeigt  sich  die 
Gestaltung  des  Messmusterlageryerkehrs  in  der  Art  und  Herkunft 
der  Einkäufer. 

Die  Art  der  einkaufenden  Firmen  nach  dem  Geschäftszweig 
geht  aus  den  im  Vorstehenden  enthaltenen  Ausführungen  und 
Uebersichten  insofern  bereits  mit  hervor,  als  darin  die  Waren, 
die  zur  Messe  ausgestellt  und  gekauft  werden,  aufgeführt  und 
nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  klassifiziert  sind.  Ziffermässig 
festzustellen,  wie  sich  die  Gesamtheit  der  Einkäufer  n^ch  Ge- 
schäftszweigen verteilt,  ist  auf  Grund  des  vorhandenen  Materials 
nicht  angängig,  da  die  ermittelten  Angaben  vielfach  zu  unbestimmt 
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Oller  zu  allijcmein  sind,  auch  j;ciangt  nur  zur  Krhcbunjj^,  welche 
\\  arengattunt^cn  die  lKfra;^tc  1^'irma  in  dem  gecjebencn  Au<Tcn- 
blick  vorzugsweise  zu  kauten  beahsichtii^^t ;  dies  hänj^^t  aber  wie- 
der von  dem  jcweili<,^en  Vorrat  und  Hedart  ab  und  wechselt 
häufig,  sodass  dieselbe  Firma  bald  diese,  bald  jene  Waren  als 
ihre  Hauptdnkaufsartikel  nennt.  Davon  abgesehen  würde  sich 
einer  solchen  Einteilung  die  grosse  Schwierigkeit  entgegenstellen, 
dass  die  meisten  Einkäufer  nicht  wie  die  Aussteller  nur  Erzeug- 
nisse einer,  sondern  vieler,  ganz  verschiedener  Industrien  führen 
und  zwar  in  so  mannigfaltigen,  ineinander  übergreifenden  Kom- 
binationen, dass  eine  versuchte  Klassüikation  entweder  lücken- 
haft oder  zu  kompliziert  sein  müsste  und  jedenfalls  nur  beschränk- 
ten Wert  hätte.  Aus  ähnlichen  Gründen  verbietet  sich  auch  die 
statistische  Gliederung  des  Einkäufer-Verkehrs  nach  den  Formen 
der  Geschäftsbetriebe.  Es  muss  daher  genügen,  deren  Haupt- 
arten im  allgemeinen  anzuführen. 

In  erster  Reihe  stehen  tlie  Finnen ,  die  dem  Handel 
anq;ehören.  Ks  sind  zum  Teil  Grossliändler  des  In-  und  Aus- 
landes, die  die  für  eigene  Rechnung  bestellten  Waren  an  Wieder- 
verkäufer absetzen,  zum  Teil  Finkaufskt)mmissionärc  und  Export- 
agenten, die  die  Beziehungen  zwischen  dem  die  Ware  weiter  ver- 
treibenden lläntÜcr  einerseits  untl  dem  sie  liefernden  Industriellen 
andrerseits  vermitteln,  endlich  sind  es,  der  Zahl  nach  zum  weit- 
aus grössten  Teile,  Inhaber  von  Ladengeschäften,  die  sich  im- 
mittelbar  für  den  Bedarf  des  Publikums  eindecken,  von  den  alle 
denkl)aren  Dinge  \  ertu  il )i  nden  Warenhausern  bis  zu  den  vor- 
nehmsten Spezialiu'schatten  imd  von  den  ganze  Stadtviertel  ein- 
nehmenden amerikanischen  und  l'ariser  Riesenbazaren  bis  herunter 
zu  kleinen  Handlungen  bescheidener  Provinzorte.  Neben  dem 
ständigen  Verkehre  dienenden  Betrieben  gehören  dazu  auch  zahl- 
reiche Saisongeschäfte  an  Badeplätzen,  femer  Unternehmungen, 
die  sich  auf  den  Jahrmarkts-  oder  den  Hausierhandel  gründen, 
Konsumvereinigungen  und  vorübergehend  auftretende  Wiederver- 
käufer wie  Lotterien  und  Bazare  zu  Wohltätigkeitszwecken. 

Zu  all  diesen  zum  Gross-  und  Kleinhandel  zählenden  Be- 
trieben gesellt  sich  weiter  eine  grosse  Zahl  dem  Gewerbe  zu- 
gehöriger Firmen,  namentlich  Fabrikanten  und  Verlier,  die  Roh- 
materialien, Halbfabrikate,  Hilfsstoffe,  Maschinen  oder  Werkzeuge 
für  ihre  Fabrikation,  Artikel  zur  Verpackung  und  Ausstattung 
ihrer  Erzeugnisse  oder  von  ihnen  mit  diesen  zusammen  vertriebene 
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Waren  kaufen.  X'ielfach  sind  es  Industrielle,  die  /:u^dcich  auch 
auf  der  Messe  ausstellen  und  auf  diese  Weise  doppelt  an  ihr  be- 
teiligt sind,  wie  in  anderem  Zusammenhang  an  der  Hand  von 
Beispielen  näher  erörtert  werden  wird.  Endlich  kommen  dazu 
noch  viele  Handwerker,  von  denen  gleichfalls  teils  gewerbliche 
Materialien  und  Hilfsmittel,  teils  Fabrikate  zum  blossen  Mitverkauf 
an  die  Kundschaft  angeschafft  werden,  wie  z.  B.  Schreib-  und 
Zeichenwaren  von  Buchbindern,  Blechwaren  und  Lampen  von 
Klempnern,  Schirme  und  Stöcke  von  Drechslern. 

In  mancher  Hinsicht  gewährt  einen  Anhalt  für  die  Art  der 
einkaufenden  Firmen  auch  ihre  Herkunft,  im  bcsondem  die 
Lage  und  Grösse  der  Herkunftsorte  und  die  Zahl  der  aus  ihnen 
zur  Messe  kommenden  Einkäufer. 

AVic  sich  die  Einkäuferschaft  nach  der  La^e  der  H  c  r- 
k  un  f  ts  o  rt  c  auf  die  verschiedenen  Staaten  des  Deut  (  In  n  krichs 
und  des  Auslandes  vorteilt,  zeigen  die  ersten  Spalten  de  r  Anlage  VI, 
während  die  folgenden  eine  weitere  Gliederung  nach  der  Ein- 
wohner- und  der  ICinkäufcrzahl  der  Orte  geben.  I'-s  ist  aus  dieser 
Anlage  zu  sehen,  dass  sämtliche  deutschen  Einzclstaaten,  auch 
die  kleinsten,  durch  T'.ntsendung  von  Käufern  beteiligt  sind,  dass 
ferner  alle  Läiuler  lüiropas  mit  Ausnahme  einiger  kleiner  Staaten- 
gdiildr  der  drei  südlichen  Halbinseln  imd  ebenso  die  meisten 
wichtigeren  Länder  der  frenuU'n  Erdteile  zum  I-linkäuferverkehr 
beitragen,  die  Beziehungen  der  Leipziger  Messe  also  den  ganzen 
Erdball  umspannen. 

Unter  tlen  Lämlern  Deutschlands  steht  an  der  Spitze  I'rcussen 
mit  etwa  der  I  lälfte  der  deutschen  Ivinkäufer  und  Orte  in  folgen- 
der Verteilung : 

Firmen  Orte  Finnen  Orte 

Provinz  Sachsen                               —        —  —  —  580  140 

Berlin                                                  —         —  —  —  436  I 

Rheinland,  Schlesien  389  bez.  341  76  bez.  79  730  155 
Westfalen,  Hannover,  Hes* 

stij-Nassau,  Brandenburg  je  tW)$chen  341  und  163  ZW.  77  und  5«  839  349 
Schleswig  -  Molstein ,  Pom- 

incni,  Poaen,  OstpreitucD, 

Westpreussen  *        »       90    »    56  »  28        21  366  123 

Hohenxollern  •       »       —    >    —  »  —    >  —  l  l 


Es  folgen  dann 


3952  669 


Königreich  Sachsen  »       •      —  >  —   *  —    1324  184 

»        Bayern  »       —    >    —         ,  —    »  —      ^75  97 

Freie  Stadt  Hamburg  »       •      •—>—        >  —    >^     I9t>  2 


Firmeii  Orte  Firmen  Orte 

Kuiiigr.  Württemberg  —        —  —      —     113  3» 

Sachsen  -  Weimar ,  Baden, 

Grossh.  Hessen,  S.'Meinino 

gen,  Anhalt,  S.-Coburg- 

üotha,  Braunscbweig,  S.- 

Altenbwi;  je  zwitchen  104  und  55      iw.  23  und  13     619  144 

Freie  Stadt  Promcn  >        »  »^>^  2 

£ls.-Uhr.,  Mecklenb.-Schw., 

ReiMsj.L.,Scliwanb*Rad., 

Scbwanb.-Soiid«d}.,Reu«8 

a.  L.  >       >       42  >    20        »  M    •    3     '97  53 

Freie  Stadt  Lübeck  »        »       —  »—         »—    »  —       15  i 

Grossh.  Olilenhuii;,  l  iiipe, 
Schauniburg- Lippe,  Waid- 
eck, MeckleDb.-StreUts      »       »      I3»3        »7»   a      39  22 

Deutsches  Reich:     5978  sao6 

Von  der  ausländischen  l''inkäuferschaft   entfallen  ungefähr 
der  Kinnen  und      der  Herkunftsorte  auf 

Firmen  Orte 

Oesierreich-Ungarn  578  135 

davon  Böhmen  3S3  Firmen  ans  83  Orten, 

das  übrii^e  OestCfTetcb       224       >  * 

und  Unf;ain  71        »        s    21  - 

W  eitcr  folgen 

Firmen  Orte 

Grossbritannien,  Niederide., 
DKnemark,  Frankreich,  die 
Ver.  Staaten,  Rnssland, 

Schweiz  je  zwlachen  163  n.  9s  «wischen  33  n.  13     790  136 

Belgien  ,  Schweden  ,  Nor- 
wegen, Italien,  RumSnien  »       •       68»  20       •       15*4     181  43 

Serbien,  Argentinien,  Spa- 
nien, Kauada,  Australien, 

Uruguay  and  die  Obrigen  »      »        9>>       *       4*i  S> 

Ausland:    1601  338 
Deutsebland  und  Ausland  suswnmen:  7S70  1544 

Bildet  man  zum  Zwecke  einer  summarischen  Uebersicht,  wie 
oben  bei  der  Ausstellerstatistik  geschehen,  grössere  Gruppen, 
deren  jede  die  Einkaufer  und  Orte  eines  zusammenhängenden, 
geschlossenen  Gebietes  imifasst,  so  gewinnt  man  bei  Beibehaltung 
der  dort  angewandten  Einteilung  für  Deutschland  und  entsprechen^ 
der  Gruppierung  der  Zahlen  für  das  Ausland  das  folgende  Bild. 
Ks  senden 
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a)  Berlin  436     «       »        i  Ort:      7,25     5,75     —  ~ 
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In  die  AuL^cn  fällt  an  diesen  Zahlen  zunächst  der  starke  An- 
teil de  s  Auslandes  mit  mehr  als  dem  fünften  Teil  der  Gesamt- 
zahl der  l^^irmen  sowohl  wie  der  ( >rtc,  weiter  der  beträchtliche 
Anteil  jedes  einzelnen  der  unterschiedenen  neun  Gebiete  Deutsch- 
lands und  die  bis  zu  gewissem  Grade  auch  in  der  Verteilung  auf 
die  LänderL;ruj)pcn  des  Auslandes  vorhandene  Gleichinässii^keit. 
In  allen  drei  Tirnkten  weicht  die  (icstaltung  des  Tunkäuferverkehrs 
von  der  des  AusstcUerverkehrs  erheblich  ab,  wie  sich  liei  einem 
Vergleich  mit  den  oben  auf  S.  50  autgeführten  Zahlen  deutlich 
zeigt.    Es  fallen  danach  von 
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während  bei  Bayern,  Südwestdcutschland  und  Schlesien  derartig 
grosse  Unterschiede  zwischen  Aussteller-  und  Einkäuferverkehr 
nicht  obwalten.   Die  Binkäuferschaft  ist  also  der  Herkunft  nach 

Ljlcichmä.ssigcr  verteilt  als  die  Ausstcllerschaft,  was  in  dem  \  or- 
gleichsweise  schwächeren  Anteil  des  Königreichs  Sachsen»  Ber> 

lins,  Thüringens  und  Böhmens  einerseits  und  der  stärkeren  Be- 
teiligung auch  Xordtleutschlands,  der  Prov.  Sachsen,  des  westl. 
Mitteldeutschlands  und  U-^  Auslandes  ausser  Böhmen  andrerseits 
zum  Ausdruck  gelangt.  Die  Erklärung  dafür  findet  sich  in  dem 
Umstand,  dass  für  den  l^inkäuferx crkx'hr  der  über  alle  Länder 
und  Orte  verbreitete  Bedarf  massgebend  ist  im  Gegensat/,  /ii 
dem  Aussteller\ erkehr,  der  naturgemäss  hauptsächlich  aus  den 
Gegenden  hc  rriilirt,  in  denen  sich  die  Standorte  der  Erzeugung 
der  betr.  W  aren  bchnden. 

l'ine  wesentliche  Verschiedenheit  zwischen  lunkäuler-  und 
Ausstellerbesuch  besteht  auch  in  Bezug  auf  die  G  r  ö  s  s  e  der 
Herkuntt.sorte.  Sie  offenbart  sich,  wenn  man  i-ine  X'erteilung  auf 
die  oben  S.  51  unterschiedenen  7  ( )rtsgr<)ssenkiassen  vomimmt 
und  die  beiderseitigen  Veriiältniszahlen  nebeneinanderstellt.  Man 
erhält  dann  folgende  Ucbersicht : 


1)  Zu  Grunde  gelegt  ist  dabei  die  deuische  Volkszählung  vom  1.  Dez.  1900 
mit  dem  »Verzeichnis  der  Gemeinden  und  WohnpUUze  de«  deutschen  Reichs  von 
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Es  kominen  tu  Ortta 
mit 
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aus 
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Herkunfts» 
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0'„  der     i»;„  der 
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2000  Etnw. 
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284 
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18 

II 
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5  000 

» 
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389 
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25.25 

'3 

23 

5  OOI  » 

1 0  000 
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2S9 

S.5 

•9 

ti 

«5 

lOOOI  » 

20  000 

» 
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14 

10 

la 

aooot  » 

50000 

"34 
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15 

II 

7 

7.5 

50  oo  I 

I  00  noo 

63S 

72 

8.5 

4.75  a 

«.5 

über 

1 00  Oüu 

3321 

122 

44  

8        l  46 

6.5 

xusammmen 

757» 

1544 

100 

100 

100 

100 

Beachtlich  ist  dabei  in  erster  Linie  der  geringere  Anteil  der 
Orte  bis  zu  2000  Einwohnern  und  der  grössere  Anteil  derjenigen 
zwischen  20000  und  loooco  Einwohnern  auf  selten  des  Einkaufer- 
verkehrs, während  sich  die  beiderseitigen  Prozentsätze  bei  den 
Orten  zwischen  2000  und  20000  und  ebenso  denjenigen  Ober 
looooo  Einwohnern  mehr  oder  weniger  die  Wage  halten.  Die 
Einkäuferschaft  verteilt  sich  demnach  wie  nach  der  Lage  so  auch 
nach  den  Grössenklassen  der  Herkunftsorte  im  allgemeinen  gleich- 
mässiger  als  die  Ausstellerschaft,  die  sich  entsprechend  den  Stand- 
orten der  ausstellenden  Industrien  hauptsächlich  aus  kleinen  Orten 
und  aus  den  Grossstädten  rekrutiert,  im  Gegensatz  zur  Einkäufer- 
schaft, bei  der  auch  die  Plätze  mittlerer  Grösse  als  die  nach  den 
Grossstädten  wichtigsten  Konsumtionszentren  eine  bedeutende 
Rolle  spielen.  Relativ  klein,  absolut  recht  erheblich  ist  abei  auch 
der  Anteil  der  kleinen  Orte  am  Einkäuferbesuch,  vor  allem  in 
Bezug  auf  die  Zahl  der  Orte,  was  sich  aus  dem  starken  Zuspruch 
aus  Bädern  und  Luftkurorten  erklärt,  in  ilenen  (jalanteriewaren 
und  dc\-'^\.  oft  in  weit  grösseren  Mengen  umgesetzt  werden  als 
in  kleinen  und  mittleren  Städten. 

Im  gross»  n  und  ganzen  treten  die^e  Züge  der  W-rteilung  des 
gesamten  l'.mkauferverkelirs  auf  die  (  )rtsgr(>sscnkhissen  auch  bei 
den  verschiedenen  Ländern,  namentlicli  denen  Mitteleuropas,  zu 
Tage,  wenn  dabei  auch  im  einzehit  n  viele  lokal  begründete  Ab- 
weichungen vorkommen  ,  wie  dies  die  Spalten  3  bis  9  der  . 
/a^e  17  und  tlie  Zusammenstellung  in  der  Aulagr  IX  des 
näheren   zeigen.     Hervorzuheben  ist  aber  jcdenlaiis,   da.ss  ein 

2000  und  mehr  Einwobnem«,  Vicrtcljalirshefte  zur  .Statistik  des  deutschen  Reichs 
Berlin  1902.  I,  S.  log— 160,  Kitlfis  r,eogr.-St.  Lexikon,  8.  Aufl.,  Leipzig  1898  un<l 
für  die  ausländischen  grösseren  Städte  H'ichmontis  geogr.-st.itislische  Notizen  in 
»Justus  Perthes"  Taschen-Atlas«,  40.  Aull.,  Gotha  1903,  S.  25— 80. 
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sehr  bcträclitlichcr  Unterschied  zwischen  den  Ländern  dos  Deut- 
schen Reichs  und  dem  Ausland  besteht,  das  zwar  gleichfalls 
aus  Orten  aller  Gr<»sscn  Käufer  schickt,  den  Hauptteil  sei- 
ner Käuferschaft  jedocli  aus  Grossstädten  sendet,  nämlich 
67.75  l*i<^5?.  mit  Einschluss  ocU  r  79,5  l'roz.  mit  Ausschluss  Oester- 
reich-Un!jfarns,  während  lu  i  I  )rutschland  der  Anteil  scinrr  33  Gross- 
städte nur  37,5  l'roz.  ausmacht.  Welches  diese  ausländischen  Gross- 
stä(lt(*  sind,  ist  aus  der  Atilit(^f  MI  ersichtlich,  die  zu^deich  auch 
eine  Lebersicht  der  })ctrili;4ten  ausländischen  Orte  der  beiden 
nächstnicilen-n  ( ir<  >ssenklas>c-n  l;o währt. 

Der  dritte  i'.iiUeilun^^si;runil,  tler  sich  auf  das  den  l-.nikaufer- 
Vcrkchr  lictu  tTt  title  l-.rhchun^^smaterial  anwenden  lässt,  ist  die 
/  a  h  l  d  e  1  1 . 1  11  k  a  u  I  i-  r  a  u  s  jedem  Ort  c.  1  )as  Naiu  ie 
hierüber  ist  ebeiit.ills  den  Aiiltio^t-n  ['/und  /.V  sowie,  im  Zu- 
sammenhang damit,  der  Atildj^t'  17/1  zu  entnehmen,  die  die 
deutschen  Orte  mit  mehr  als  je  10  Messeinkäufem  aufwebt. 
Eine  entsprechende  Ergänzung  hinsichtlich  des  Auslandes 
bietet  die  schon  betrachtete  Anlage  VII  mit  den  ausländischen 
Orten  über  20000  Einwohnern,  unter  denen  sich  sämtliche  aus- 
ländischen Einkäufer-Herkunftsorte  mit  mehr  als  je  lO  Firmen 
mit  befinden,  wenn  man  drei  böhmische  Plätze  mit  geringeren 
Einwohnerziffem  aber  mehr  als  je  10  Einkäufern  ausnimmt.  Die 
aus  diesen  Uebersichten  hervorgehenden  Haupttatsachen  sind  ziem- 
lich einfacher  und  einheitlicher  Natur,  insofern  nämlich,  als 
auch  in  Bezug  auf  die  Ortscinkäuferzahl  und  zwar  bei  Deutsch- 
land sowohl  wie  beim  Auslande  die  Verteilung  des  I'inkäuferbc- 
suchs  eine  j^cwisse  Gltrichmässi<;keit  verrät,  wie  eine  solche  in 
anal<^er  Weise  ebenfalls  der  Ausstellerverkehr  zeigt. 

%  tler      %  ^l'-'"'       ^"u  *^er     "  ^,  der 
Es  koramcM  aus  Orlen  •  £j„.      Einkäufer-       Au»-  Ausrtdler- 

steller-  Herknnfts- 
zabl  orte 

15,5  6» 


Ein- 
ktfurer  Orten 


käufer-  Herkuaftt- 
sahl  orte 


je   I    I'irniA  765       765  10,25  40,5 

»  2  Firmen       512      256  6,75        16,25       ;      7  13,5 

3  bU     5      .         975     264        12,75      «7         1    «a.5  I3i5 


»  6  •  10  .  (19J5  134  13  S.75  I  10,5  6 

»  II  »  20  >•  1074  76  14,25  5  I  9iS  *'75 

.  ai  •  30  >  558  23  7,25  1,5  1  5  I 

>  31  >  100  >  1096  20  14,75  i*S  I  ' 


über    100       .  1606         7  21  0,5         I    30   0,25  _ 

zusammen    7679  1544       100        100  |  100  100 

Eine  cjewissc  KcLjchn.issi jla  it  lierrscht  endlich  auch  in  den 
Beziehungen  zwischen  Ort:> -Einkäufer-  und  Orts-Einwohner-Zahl. 
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Sie  spricht  sich  darin  aus,  dass  die  kleinen  Orte  natürlicher  Weise 
meist  nur  einen  oder  wenige  Käufer,  die  Plätze  mittlerer  Grösse 
hingegen  deren  oft  eine  ganze  Reihe  und  die  Grossstädte  ihrer 
vielfach  Dutzende  zur  Messe  entsenden,  woriiber  die  am  Schluss 
der  Anlage  IX  befindliche  Tabelle  näheren  Aufschluss  gibt. 
Freilich  sind  durchaus  nicht  umgekehrt  alle  grossen  und  mitt- 
leren Städte  durch  zahlreiche  Firmen  vertreten,  vielmehr  gibt  es 
deren  auch  viele  mit  nur  wenigen  oder  nur  einem  Mcss-Einkäufer, 
namentlich  im  Auslande,  wie  die  Anlagen  VI  und  VII  erkennen 
lassen. 


ZaitMhrift  Tiir  die  g«s,  Stutswlnciisch,  Ergliumgtlieft  11. 
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IV. 

Die  Bedeutung  des  Mess-Musterlagerverkehrs. 

In  der  Darstellung  der  Entstehung  und  gegenwärtigen  Aus- 
dehnung und  Gestaltung  des  Leipziger  Mess-Musterlagerverkehrs 
ist  vielfach  zut;Icich  auf  seine  wirtschaftliche  Bedeutung  und 

die  Vorteile  hint^Hnviesen  worden,  die  er  Käufern  und  Ausstellern 
bieti  t  Worin  diese  Vt)rteilc  bestehen,  soll  in  einigen  Punkten 
im  folgenden  noch  näher  betrachtet  werden. 

Von  \\'ichlij;keit  für  die  K  ä  u  f  e  r  ist  zunächst  die  Vereini- 
gung so  zahlreicher  verschiedener  fiesch.iftszweij^e.  die  sie  in  den 
Stand  setzt,  schnell  und  bequem  ihren  Bedarf  an  Waren  der  \er- 
schiedensten  Ciattun^en  zu  decken.  Die  irrossc  Mehrzahl  der 
Messi  inkäufer,  der  inländischen  sowohl  wie  der  ausländischen, 
führi!n  gleichzeitig^  Erzeugnisse  mehrerer  Produktionszweige,  ent- 
weder, wie  viele  (irosshandlungen  und  Spezialgeschäfte,  Waren 
gleich(M'  Verw c"iiilunL;sart  aber  verschiedener  llersteliung,  z.  H. 
Kunst-  und  Luxusgegenstände  aus  Porzellan,  Glas,  Metall,  Ht)Iz 
u.  s.  w.  otU  r.  wie  die  meisten  sogenannten  Kurz-,  (lalanterie-  unö 
Spielwarengeschäfte,  Waren  aus  verschiedenem  Material  und  lür 
verschiedene  Gebrauchszwecke  zugleich.  Aehnlich  wie  in  der 
grossen  Zahl  der  zur  Ausstellung  gelangenden  Warengattunp[en 
begegnet  der  Käufer  einer  ausserordentlichen  Mannigfaltigkeit 
weiter  auch  in  dem  Ai^ebot  innerhalb  des  einzelnen  Industrie- 
zweigs, das  für  denselben  Artikel  oft  einem  Wettbewerb  Dützen* 
der  von  Lieferanten  entspringt.  In  welch  hohem  Masse  die  in  Be- 
tracht  kommenden  Industrien  durch  Entsendung  von  Ausstellern  an 
der  Messe  beteiligt  sind,  würde  sich  am  deutlichsten  offenbaren, 
wenn  sich  der  Zahl  der  Aussteller  einer  bestimmten  Warengattung 
überall  die  Zahl  der  vorhandenen  Betriebe,  in  denen  diese  Waren- 
gattung hergestellt  wird,  gegenüberstellen  Hesse.    Eine  solche 
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Gegenüberstellung  ist  indessen,  aucli  imter  Beschränkung  auf  das 
Deutsche  Reich,  nur  in  sehr  unvollkommener  Weise  möglich,  da 
die  untersten  Einteilungen  der  Reichsgewerbestatistik,  die  Ge- 
werbe-Arten, neben  Messmusterlager-Branchen  meist  zugleich  noch 
andere,  dem  Messverkehr  fem  stehende  Industriezweige  umfassen. 
Ausserdem  wird  die  Vergleichbarkeit  unserer  Messaiissteller-Stati- 
stik  mit  der  Gewerbe-Statistik  dadurch  beeinträchtigt,  dass  zwischen 
beiden  ein  Zeitraum  von  mehreren  Jahren  liegt  und  ferner  die  Art 
der  Aufbereitung  des  Erhebungsmaterials,  insl)csonderc  auch  die 
Behandlung  der  zusammengesetzten  iK  tricbe,  auf  beiden  Seiten 
in  manchen  Fällen  nicht  übereinstimmen  mag,  oligleich  die  Mess- 
statislik  nach  den  (Grundsätzen  der  Keichsstatistik  aufgemacht 
worden  ist.  Iniinerhin  gibt  wenigstens  bei  einzelnen  Gewerbe- 
Arten  eine  Xebi  neinanderstellung  der  Zahl  der  l'^abrikanten  und 
Verleger  deutscher  Herkunft  i  Anlat^e  fV  Spalte  8)  und  derjenigen 
der  von  der  Reichsstatistik  im  Jahre  1895  nachgewiesenen  lietric  hc 
mit  über  lO  oder  20  Arbeitern  einen  gewissen  .Vnhait,  z.  Ji.  be- 
trägt die 

bei  Gewerbe-Att 

IV  d  4  feine  Tonwtren  u.  t.  w. 

IV  d  6  Porzellan 
IV  e  2  Glasveredelung 

Vb  7  Zinkwaren 

Vh!,  Verschied.  Mctallwarcn 
Vi  e     ZeitmesRiiuUumente  (Uhren) 
VI  f  s  Geigen 
VI  f  3  llnrmonikas 
VI  f  4  Vcr.schie<l.  Musikinstrumenie 
VI  h  Beleuchtnngnpparate 

VIII  c  2  Warhs\vr<rcn 

X  a  4  i'apicrntachö 

Xb  2  KartoniMge 

XI  c  I  Lederwaren 

XIT  d  Korbwaren 

XII  g  3  Dreh-  und  Schnibtmreik 

XII  h  I  Kammwaren 

Die  durch  die  Messe  gegebene  Vereinigung  so  zahlreicher 
Industrieller  der  beteiligten  Branchen  schliesst  für  den  Käufer 
neben  der  gebotenen  reichhaltigen  Auswahl  an  sich  den  weiteren 
Vorteil  ein,  dass  diese  Auswahl  innerhalb  der  Messstadt  wiederum 

1)  Also  einschliessUch  deijen^en  der  lebten  Spalte  mit  mehr  als  20  Penoncn. 

5* 


Zahl  der  zur  Zahl  aller  in  Deutschland 
Me^se  ausstcl-     vorhandenen  Betriebe  mit 


lenden  deut- 
schen Pabri« 
kanten  u.  Ver- 

ieger 


mehr  als        mehr  ab 

10  30 
Personen  *)  Personen 


72  88  68 

183  3 16  188 

87  106  59 

4«  5»  «7 

191  360  339 

50  103  65 

16  24  — 

t'>  53  34 

91  90  51 

I03  137  93 

iS  36  34 

17  20  13 

134  41 S  3oa 

99  333  14a 

41  117  56 

240  333  178 

19  32  20 
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auf  ein  kleines  Häuser-Viertel  von  nur  200  bis  290  m  ins  Geviert 
und  zu  60  Proz.  der  Aussteller  auf  14  Gebäude  dieses  Viertcb 
mit  je  über  40  bis  zu  364  Ausstellerlokalen  oder  -Ständen  kon- 
zentriert ist  Wollte  ein  Waren  aller  Gattungen  kaufender  Mess- 
besucher die  zur  Messe  anwesenden  Verkäufer,  deren  Ausstei» 
lungen  er  bei  seinem  Rundgang  durch  die  Musterlager  in  rascher 
Aufeinan(ii  rfoli;i'  in  Augenschein  zu  nehmen  vermag,  nacheinander 
einzeln  an  ihren  I  ierkunftsorten  aufsuchen,  würde  er  mehrere  Jahre 
hintlurch  imunterbrochen  zu  reisen  haben.  Nicht  \  icl  anders  liegen 
die  V^erhältnisse  auch  für  denjenigen,  dessen  licdarf  sich  aus- 
schliesslich auf  einen  der  hauptsächlicheren  Geschäftszweige  er- 
streckt, deren  jeder  durch  Aussteller  aus  einer  grossen  Zahl  weit 
verstreuter  Orte  vertreten  ist. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  für  den  Käufer  sowohl  wie 
den  V  e  r  k  ä  u  f  e  r  ist  sodann  der  Umstand,  dass  beide  auf  der 
Messe  als  einem  gemeinsamen,  regelmässigen  7^-cft"punkt  persön- 
lich zusammenkommen,  der  iJetaillist.  Cii  ( »sshändler,  llxporteur 
oder  lünkaufski »umiissionär  auf  der  einen,  der  Aussteller,  vor  allem 
also  der  l-aUiikant  oder  V  erleger  der  betreffenden  Erzeugnisse, 
auf  der  andern  Seite.  Die  grosse  Wichtigkeit  dieser  persönlichen 
Vereinigung  des  Käufers  und  des  Veiicäufers  ist  bereits  von  Fifk/e 
mit  Nachdruck  hervorgehoben  worden^).  Der  Nutzen,  den  sie 
bringt,  fällt  beiden  Teilen  zu.  Der  Einkäufer  hat  das  Bedürfnis, 
seine  Bestellungen  bei  dem  Fabrikanten  bezw.  dem  Verlier  selbst 
aufzugeben,  um  beim  Einkauf  zugleich  über  die  verschiedensten 
die  Fabrikation  und  die  Fabrikationsbedingungen  betreffenden 
Gegenstände  Auskünfte  zu  haben,  die  kein  anderer  zu  erteilen  in 
der  Lage  ist.  Er  will  wissen,  welcher  Veränderung  die  Ware  in 
Beziehung  auf  Form,  Farbe,  Ausstattung  und  Material  fähig  ist, 
um '  vielleicht  selbst  Vorschläge  zu  neuen  Mustern  machen  zu 
können,  denen  sich  nach  seinem  Dafürhalten  die  allgemeine  Ge- 
schmacksrichtung zuwenden  wird,  oder  um  nach  seinen  eigenen 
Angaben  bestimmte  Typen  anfertigen  zu  lassen,  die  speziellen  in 
seiner  Heimat  herrschenden  Bedürfnissen  Rechnung  tragen.  Weiter 
hat  die  unmittelbare  persönliche  Bi  rührung  und  Gelegenheit  zur 
Aussprache  den  Vorzug,  dass  sich  Miss  Verständnissen  aller  Art 
und  den  aus  ihnen  entstehenden  Weiterungen  in  vielen  Fällen 
vorbeugen  lässt,  ganz  allgemein  aber,  und  das  ist  wohl  mit  das 


i)  Unterlagen  u.  s.  w.  S.  31. 
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Wichtigste,  auch  den,  dass  sich  Käufer  und  Verkäufer  überhaupt 
näher  kennen  und  beurteilen  lernen,  als  es  ein  nur  schriftlicher 
oder  mittelbarer  Verkehr  erlaubt. 

Die  ausserordentlich  üfrosse  Zahl  der  Einkäufer,  die  sich  aus 
nah  und  fern  zur  Messe  einfindet,  ist  für  den  V'erkäufer  von 
ähnlicher  Bedeutung  wie  die  grosse  Zahl  der  anwesenden  Aus- 
steller für  den  Käufer.  Es  wäre  auch  hier  wieder  sehr  interes- 
sant, der  Zahl  der  zur  Messe  kommenden  deutschen  Firmen  die 
der  im  Jahre  1895  reichsstatistisch  nachgewiesenen  Betriebe  gegen- 
Oberzuhalten,  um  festzustellen,  welcher  Prozentsatz  aller  als  Mess- 
einkäufer in  Betracht  zu  ziehenden  Finnen  am  Messmusterlager- 
verkehr  teilnimmt.  Eine  solche  Gegenüberstellung  ist  jedoch  f&r 
die  Einkäuferbeteiligung  noch  weit  schwier^er  als  für  den  Aus- 
stellerverkehr, soll  indessen  unter  den  nötigen  Vorbehalten  und 
Zuhilfenahme  einer  Schätzung  wenigstens  versucht  werden.  Der 
Punkt,  an  dem  sie  einsetzen  kann,  ist  allein  die  Gewerbe-Art 
XVUIa  13,  Handel  mit  Kurz-  und  Galanteriewaren,  die  16  811  Be- 
triebe zählt  und  wohl  mindestens  die  Hälfte  aller  in  Deutschland 
als  Messcinkäufcr  in  Frage  kommenden  Geschäfte  umfassen  dürfte. 
Ausser  Betracht  gelassen  werden  müssen  dajjegen  die  verschieb 
denen  übrigen  zum  I  landcl  gehörigen  Gewerbearten,  u.  a.  XVIIIa  5 
Handel  mit  Metallen  und  Metallwaren,  XVIIIa  6  Handel  mit  Ma- 
schinen, XVIIIa  14  Handel  mit  verschiedenen  Waren,  und  die  zum 
Gewerbe  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  gehörenden  Gewerbearton, 
die  gleichfalls  eine  absokit  nicht  unbedeutende,  im  Verhältnis  zu 
ihren  Gesamtzahlen  sowie  zur  Ciewerbeart  XVIIIa  13  aber  nur 
eine  kleine  Zahl  für  den  Besuch  der  Messe  in  Betracht  kommen- 
der Betriebe  enthalten.  Rechnet  man  auf  die  ausser  Betracht  zu 
lassendi  n  (iewerbcartcn  zusammen  die  Hälfte  der  5978  deutschen 
Kinkäutcr,  so  würden  für  die  in  der  Giucrbeart  XVIIIa  13  ver- 
einigten Kurz-  und  Galanteriewarenhandlungen  rund  3CXX)  Ein- 
käufer-! irmen  verbleiben,  die  den  16S11  Betrieben  der  Gewerbe- 
art gegenüberzustellen  wären,  sodass  also  ohne  Rücksicht  auf  den 
Umfang  der  Betriebe  und  die  Grosse  und  Entfernung  der  Her- 
kunftsorte jedes  fünfte  bis  sechste  aller  im  ganzen  I>eutschen 
Reich  vorhandenen  Kurzwarengeschäfte  als  Messeinkäufer  anzu- 
sehen wäre.  Dieses  Verhältnis,  das  ohne  Zweifel  als  ein  Zeugnis 
der  grossen  Bedeutung  der  Leipziger  Messe  fQr  die  auf  ihr  Ab- 
satz suchenden  Industrien  gelten  kann,  steht  hinter  dem  wirklichen 
aber  vielleicht  noch  wesentlich  zurück,  da  man  den  Anteil  der 
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Gewcrbcart  XVIIIa  13  ohne  grosse  Gefahr  schliesslich  auch  auf 
schätzen  darf,  in  welchem  l'^alle  sich  dann  schon  etwa  jeder 
vierte  Betrieb*  als  Messeinkäufer  darstellen  würde,  j^anz  abgesehen 
da\  r)n.  (lass  die  Zahl  der  die  Messe  zum  Einkauf  besuchenden 
nur  unvf)llstandiu;  zu  ermitteln  ist. 

Weit  sicherer  und  klarer  als  aus  derartigen,  zum  Teil  auf 
Schätzuni^en  ani^ewiesenen  \'eiL,deichen  mit  der  Reich.s-Cjewerl)e- 
Statistik  erhellt  al)er  das  X'erhaitni^  der  durch  den  Messmuster- 
lac^erverkehr  vermittelten  Xachfrat^e  zu  dem  «gesamten  über  Deutsch- 
land verzweigten  Bedarf  aus  den  X'erhältniszahlen  der  zum  Einkäufer- 
verkehr beitragenden  grösseren  Orte.  Nach  der  letzten  Volks- 
zählung gibt  es  in  Deutschland 

Orte  mit  davon  senden  Binklurcr 

10  bis    2u  ooi>  Einwohner;  249  166  oder  67*^11 

30  »    50000        »       :  153  13a    »     87  • 

50  »  100  000       •      :  41  41    »   100  >  *} 

Ober    looooo        *      :   35  33    •    100  » 

Ausser  diesen  allgemeinen  Vorteilen,  die  die  zur  Messe  ge- 
botene grosse  Auswahl  und  die  regelmassige  Zusammenkunft 
Tausender  von  Ausstellern  und  Käufern  beiden  Teilen  gewährt, 
entspringen  dem  Messmusterlagerverkehr  für  gewisse  Klassen  oder 
Gruppen  von  Käufern  und  Verkäufern  noch  manche  besonde- 
ren Vorteile. 

Die  unter  den  Ausstellern  befindlichen  Inhaber  kleinerer 
Fabriken  und  Verlagsgeschäfte  besitzen  in  der  Musterlagermesse 
vielfach  das  einzige  Mittel  selbständigen  Absatzes.  Der  geringe 
Umfang  ihres  Betriebs  und  ihr  beschränktes  Kapital  würden  ihnen 
oft  gar  nicht  erlauben,  den  Vertrieb  ihrer  Waren  anstatt  oder 
ausser  auf  der  Messe  noch  durch  mehrere  Reisende  und  Agenten 
oder  auf  sonstigem  Wege  zu  suchen,  denn  hierzu  wären,  wie  wir 
weiter  sehen  werden,  bedeutend  höhere  Autvcndungen  erforder- 
lich, als  ein  jährlich  zweimaliger  kurzer  Besucli  I  s  meist  wenig 
entfernten  Leipzig  und  die  dortige  vorübergehende  Ausstellung 
nur  einer  Musterkollektion  erheischen.  Einen  besondern  Nutzen 
hat  die  Messe  ferner  für  viele  Inhaber  kleinerer  Geschäfte,  die  zuin 

l)  In  den  Slali^likcn  der  Aniage»  VI  und  IX  i>ind  die  sclbsländigun  über 
50  000  Einwohner  zllblenden  Vororte  Berlin-Rixdorr,  Berlin-Schöneberg  und  Hao- 
novcr-Linden,  aus  denen  ebenfalls  Messeinklurcr  kommen,  mh  su  Berlin  bez.  Han- 
nover {;ciecli!>Lt.  soihiss  dort  nur  38  Orie  vun  50  bis  100  000  Einwuhiicrn  erschei- 
nen, währen«!  in  Wirklichkeit  alle  41  Orte  dieser  Grüs^enkla&se  durch  Küufer  zur 
Mc!>:>c  vcrirelen  sind. 
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Einkauf  kommen.  Sie  verschafft  ihnen  die  Möglichkeit,  gleich 
den  Leitern  grösserer  Unternehmungen  Hunderte  verschiedener 
Kollektionen  zu  besichtigen  und  ihren  Bedarf  u.  a.  bei  manchem 
leistungsfähigen  Lieferanten  zu  decken,  der  sich  sonst  um  ihre 
Kundschaft  kaum  bewerben  würde,  die  ihm  zur  Messe  gegebenen 
kleinen  Aufträge  aber  ganz  gern  mit  ausführt.  Besonders  nütz- 
lich ist  der  Besuch  der  Messe  für  solche  Vertreter  kleinerer  Laden* 
geschäfte  weiter  insofern,  als  er  ihre  Kenntnisse  und  ihren  Ge- 
sichtskreis erweitert,  sie  vielleicht  bestimmt,  sich  den  einen  oder 
andern  für  sie  gut  verkäuflichen  Artikel  zuzulegen  und  sie  vor  allem 
veranlasst,  dem  Einkauf  m^eteiltes  Interesse  en^egenzubringen. 
Zu  Hause  bei  ihnen  ist  das  letztere  oft  nicht  möglich,  vielmehr 
erfolgt  dort  die  Dtn  r  hsicht  von  Mustern  und  Katalogen  und  die 
Erteilung  von  Bestellungen,  wegen  der  anwesentk  n  Kundschaft 
oder  mangels  genügenden  Platzes,  liäuiig  nur  nebenher  und  unter 
erschwerenden  L'mständen. 

Wie  den  kleineren  Betrieben  bringen  die  Musterlagermcsscn 
aber  auch  den  grossen  manche  be-^onderen  Vorteile.  Der  grosse 
Detaillist,  der  Grosshändler,  der  deutsche  Kommissionär  und  Ex- 
porteur, der  ausländische  Importeur,  dm  W'arenhanscinkäufer  — 
man  denke  an  die  ihre  I*!inkäufer  zur  Messe  sendenden  Unterneh- 
mungen John  VVanamaker  in  Philadelphia  und  New- York  und 
Louvre  und  Hon  Marche  in  Paris  —  sie  alle  k«'>nnen  bei  der 
Deckung  ihres  vielseitigen  und  umfangreichen  Bedarls  aus  der 
Mannigfaltigkeit  der  vorhandenen  Auswahl  und  dem  Wettbewerb 
der  Aussteller  in  ganz  besonders  hohem  (irade  Xutzen  ziehn, 
Aehnlich  steht  es  mit  den  grösseren  Verkäufern,  die  im  Mcss- 
musterlagcrverkehr  ihre  Leistungsfähigkeit  durch  die  Ausstattung 
und  Reichhaltigkeit  ihrer  Kollektion  am  augenfälligsten  zu  offen- 
baren verm^en. 

Eine  besondere  Bedeutuf^  hat  die  Musterlagcrmesse  femer 
für  die  Finnen  Le  i  p  z  i  g  s,  die  sie  ohne  Aufwand  an  Zeit  und 
Geld  für  die  Reise  nach  Belieben  besuchen  können.  Sie  setzt 
manchen,  der  als  Inhaber  eines  Geschäfts  gleichen  Umfanges  aus 
Königsberg  oder  Metz  kaum  kommen  würde,  in  die  Lage,  sich 
im  Einkauf  und  dadurch  auch  im  Wettbewerb  den  grösseren  Be- 
trieben gegenüber  leichter  auf  der  Höhe  zu  halten,  was  bis  zu 
gewissem  Grade  auch  (Ür  die  Einkäufer  aus  der  Umgebung  Leip> 
zigs  und  den  weniger  entfernten  Gegenden  überhaupt  gilt  Von 
erheblicher  Wichtigkeit  ist  sodann  der  Messmusterlagerverkehr 
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für  eine  Reihe  Leipziger  Finnen  und  den  Handel  und  die  Industrie 
Leipzigs  insofern,  als  er  in  einzelnen  der  beteiligten  Gesdiäfts- 
zweige  die  Entfaltung  eines  hervorragenden  ansässigen  Gross- 
handels und  einer  regen  industriellen  Tätigkeit  herbeigeführt  hat, 
so  für  Kurz-  und  Galanteriewaren,  Papierwaren,  Holzwaren,  Me- 
tallwaren  und  vor  allem  auch  Musikinstrumente.  Es  wäre  eine 
sehr  lohnende  Aufgabe,  die  hier  aber  nicht  gelöst  werden  kann, 
zurfickzuverfolgen,  wie  die  betreffenden  Zweige  des  heutigen  Leip- 
ziger Handels  und  Gewerbfleisses  im  Zusammenhang  mit  der 
neueren  Entwickelung  der  Messen  Fuss  gefasst  oder  an  Ausdeh- 
nung gewonnen  haben.  In  welchem  Umfange  Leipziger  Betriebe 
zur  Zeit  als  Verkäufer  beteiligt  sind  und  wie  sie  sich  auf  die 
Haup^^eschäftszweige  verteilen,  ist  aus  den  statistischen  Ueber- 
sichten  hervorgegangen.  Beachtenswert  ist  dabei,  dass  sich  das 
Messgeschätt  bei  ihnen  meist  ebenso  wie  bei  den  auswärtigen 
Ausstellern  vollzieht,  z.  B.  viele  Leipziger  Firmen,  die  nicht  schon 
selbst  ein  passendes  1  «okal  im  Messviertcl  besitzen,  daselbst  gleich 
den  fremden  Ausstellern  für  die  Dauer  der  Messe  ein  solches 
mieten.  Nach  den  zu  den  obigen  Statistiken  benutzten  lü  hel)ungen 
war  dies  bei  nicht  wenit^er  ais  i  14  Leipziger  l""irmen  der  I'all. 

Resondere  Vorteile  gewährt  der  MessmusterlaL;er\ erkehr  end- 
lich denjenigen  Firmen,  die  zugleich  ausstellen  und  ein- 
kauten. Die  Zahl  der  Firmen,  von  denen  Angaben  über  eine 
solche  dopi)elte  Heteiligung  an  der  Messe  vorliegen,  beträgt 
etwa  400.  Diese  Zifter  dart  jetlocii  nicht  als  genau  zutreffend 
angeschen  u  c  iden,  da  manche  Finnen,  die  sich  zugleich  als  Ein- 
käufer und  Vorkäufer  bezeichnen,  gleichwohl  kein  Ausstellungs- 
lokal angemeldet  haben  und  andrerseits  von  manchen  Ausstellem, 
die  zugleich  Käufer  sind,  dies  nicht  angezeigt  worden  sein  dürfte. 
Einen  gewissen  Anhalt  gewährt  übrigens  auch  die  Zidil  der  Orte, 
die  ausstellende  und  kaufende  Firmen  entsenden.  Sie  beläuft 
sich  auf  357,  kann  aber  nur  in  sehr  beschränktem  Umfang  zu 
Schlüssen  benutzt  werden,  da  die  Aussteller  und  Einkäufer  aus 
diesen  Orten  vielfach  nicht  identisch,  sondern  ganz  verschiedene 
Firmen  sind,  auch  bei  den  dazu  gehörigen  kleinen  Orten,  die  oft 
zugleich  Standorte  von  Hausindustrien  und  Bäder  oder  Luftkur- 
orte sind,  als  solche  aber  einerseits  Industrielle  und  andrerseits 
Inhaber  von  Ladengeschäften  zur  Messe  schicken. 

Nichtsdestoweniger  sind  die  l'älle.  in  denen  sich  die  Mess- 
Einkäufer-  und  die  Mess- Verkäufer-Eigenschaft  verbinden,  jeden- 
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falls  sehr  häufig.  Den  Gegenstand  des  Einkaufs  der  ausstellenden 
Firmen  bilden  dabei,  wie  schon  oben  auf  S.  58  bei  der  Betrach- 
tung der  Art  der  Einkäufer  beiläufig  erwähnt  wurde,  teils  Mate- 
rialien, Bestandteile  oder  Hilfsmittel  fQr  die  Fabrikation,  teils 
Artikel  zur  Ausstattung  und  Verpackung  der  eignen  Erzeugnisse, 
teils  endlich  mit  diesen  zusammen  vertriebene  Waren.  So  kaufen 
z.  B.  Aussteller  von  Bronze-,  Alfenide-,  Britannia-  und  andern 
Metallwaren  Montierungsartikel  von  Glas,  Porzellan,  Fayence  und 
Majolika,  Glasraffinerien  und  Aussteller  von  Hoh^lanteriewaren 
bronzene  Beschläge,  Porzellanmalereien  und  Anstalten  (ur  Photo- 
keramik weisses  Porzellan,  halbfertige  Pfetfenkdpfe  und  dergl. 
In  ähnlicher  Weise  beziehen  Industrielle  der  Kurz-  und  Spiel- 
warcnbranchen  von  andern  Mess -Ausstellern  Abziehbilder  für 
Schatullen  und  I*"cderkästen,  gestanzte  Räder  zu  Wägelchen,  Eisen- 
teile  zu  Holzgewehren,  Lcderbälge,  Musikschwenker  und  sonstige 
Artikel  zur  Puppenverferli^ung,  kleine  Püppchen,  Porzellan-  und 
Metallsächelchen  zur  Ausstattung  von  Puppenhäusem.  Zur  fer- 
tigen Ausstattung  oder  zur  wirkungsvollen  Aufmachung  der  eigenen 
Erzeugnisse  in  den  Schaufenstern  der  Almchincr  werden  ferner 
gekauft  Porzellanküchengarnituren  für  abgepasste  Regale  von  Holz- 
warenfal)rikanten,  Vasen  und  Korbwaren  von  l'abrikanteii  künst- 
licher l^lumen,  Brote  und  Gurken  aus  Wachs  oder  l'ajjpe  \<)n 
Ausstellern  vnn  Hrotschneitlemaschinen  und  Gurkeniiobeln,  wäh- 
rend als  Beispiel  neben  den  eigenen  W  aren  vertriebener  fremder 
Artikel  der  Ankauf  von  Koloriei inichern  und  Bilderbogen  durch 
Verleger  \nn  b'arbenkasten  angeführt  sein  mag. 

Sind  die  erörterten  aligemeinen  und  besonderen  Vorteile, 
die  der  Leipziger  Messmustcriagerverkehr  dem  Käufer  und  dem 
Vericäufer  gewährt,  darin  begründet,  dass  er  Angebot  und  Nach- 
frage in  einem  bestinunten,  regelmässigen  Zeitpunkte  an  einem 
Orte  zusanunenführt,  so  ist  der  Umstand  einer  solchen  zeitlichen 
Vereinigung  dabei  für  eine  grosse  Reihe  von  Geschäftszweigen 
noch  in  einem  besonderen,  engeren  Sinne  wesentlich,  nämlich  für 
alle  die  Geschäftszweige,  deren  Artikel  einem  periodisch 
auftretenden  Konsum  dienen.  Es  sind  das  teils  Waren, 
für  die  die  Zeit  des  Bedarfs  die  Sommer-  und  Reisezeit  ist,  so 
die  Bäder-  und  Andenken-Artikel,  die  Reiseartikel  und  die  Sport- 
artikel, teils  sind  es  Waren,  deren  Hauptverbrauch  auf  ein  paar 
Wintermonate  beschränkt  ist,  so  die  vor  Weihnachten  am  stärk- 
sten gehenden  Spielwaren,  die  Christbaumverzierungen  und  son- 
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st^en  Weihnachtsartikel,  wie  äberhaupt  zahlreiche  Artikel  der 
Luxus-  und  Galanteriewarenbranche  vornehmlich  zu  Weihnachts- 
Geschenken  gekauft  zu  werden  pflegen,  endlich  auch  alle  jene 
Erzeugnisse  der  Kartonnage,  die  ihre  Bestimmung  im  Kotillon 
oder  im  Karneval  erfüllen.  Dass  für  die  Beteiligung  dieser  Ge- 
schäftszweige an  den  Musterlagcrmessen  und  für  den  ganzen 
Messmusterlagerverkehr  diese  Periodizität  des  Bedarfs  von  wesent- 
licher Bedeutung  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  besondere  Unter- 
suchung der  Absatz-  und  Produktionsverhältnisse  jeder  der  frag- 
lichen Branchen  für  sich  würde  zugleich  ergeben,  inwiefern  die 
Ausfuhr  nach  fremden  Ländern  mit  andern  Sitten  und  Jahres^ 
Zeiten  die  ungieichmässige  Verti  ilun«,'  der  Beschäftigung  für  den 
mitteleuropäischen  Markt  ausgleicht  und  in  weichem  Grade  die 
I  fhaltung  des  I^xports  für  solche  Saison4ndustrien  eine  Lebens- 
bedingung bildet. 

Ik'i  einer  Untersuchung  dieser  Art  würde  sich  auch  otien- 
haren,  welche  wirtschaftlichen  Tatsachen  auf  der  Si  it(^  des  Kon- 
sums wie  der  Produktion  das  \\  csen  und  die  J^eticutunt;  des 
Leipziger  Mcssmusti  rlagerverkehrs  in  letzter  Linie  im  {Mn/cincn 
bi  stimmeii.  Was  d\c  wi'^scnschaftlichc  Literatur  an  einschlägigen 
Abhandlungen  oder  ( Jiu  llcnmaterial  zur  Zeit  aufzuweisen  hat,  ist 
recht  bescheiden.  Am  besten  steht  es  tlabei  noch  hinsichtlich 
der  1  lausiutlustrie,  die  seit  der  Klarung  und  Bereicherung  des 
historisch-ökonomischen  Wissens  über  die  gewerblichen  Betriebs- 
systeme ein  Gegenstand  zahlreicher  Forschungen  geworden  ist, 
nachdem  den  gewerblichen  Zuständen  in  ihren  konkreten  Erschei- 
nungen seit  dem  Weichen  der  alten  Kameralistik  Jahrzehnte  hin- 
durch eine  nähere  Beobachtung  überhaupt  versagt  geblieben  war. 
Behandeln  die  vorhandenen  Schriften  und  Aufsätze  über  Haus- 
industrien in  erster  Reihe  gewöhnlich  nur  die  Arbeiterverhältnisse, 
so  lassen  sie  doch  in  manchen  Fällen  auch  die  Stellung  und 
Tätigkeit  des  Verlegers  und  die  Bedingungen  des  Vertriebs  der 
Produkte  bis  zu  gewissem  Grade  mit  erkennen       Schon  soweit 

t)  Vgl.  beispielsweise:  Hausindustrie  and  Heimarbeit  in  Deutschland  und  Oester- 
Teicb  in  den  Schrirten  des  Vereins  fär  Sozialpolitik  Bd.  LXXXIV,  Lcip/i^^  i$99. 
S.  155  IT.:  ühlfdder.  Die  Ziiinmalci innen  in  Niinilnr;^  nnd  Fürth,  lUi.  LXXXVI,  Leip- 
zig l.Sqo  S,  31!;  IT.  Ehtetiberti,  Die  SpicKvarcnliausindustric  des  Kreises  S^mie- 
bcrg ;  370  Ii".:  Wiljliiig,  Die  Ilauhiuihiatric  u.  lleimaibcil  auf  «1.  Gebiete  <\. 
Kamm-  und  Fttchermacherei  in  Wien;  S.  481  ff.:  Kts^,  Die  Heimarbeit  in  der 
ITohlßlastndustrie  Nordbuhmens :  Bd.  LXXXVIII,  Leipzig  1900,  S.  ^  ff. :  Grunow, 
Die  Solinger  Industrie ;  Aber  dens.  Gegenstand  ebenda  S.  51  ff. ;  femer  die  verachie- 
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danach  und  auf  Grund  persönlicher  Beobachtung  des.Messverkehrs 
ein  Ueberblick  zu  gewinnen  ist,  sind  die  Verhaltnisse  nicht  nur 
innerhalb  der  einzelnen  Geschäftszweige  sondern  auch  an  den 
einzelnen  Standorten  der  Industrien  und  bei  den  einzelnen  Be- 
trieben dermassen  verschiedenartig  und  vielgestaltig,  dass  an  dieser 
Stelle  von  einem  Versuch,  sie  auch  nur  in  einigen  HauptzC^en 
anzudeuten,  schlechterdings  abgesehen  werden  muss. 

denen  im  Anschluss  an  die  lleruls-   und  liewerhtzrihlun^  v.  in   der  Zeitschr. 

des  K.  Sächä.  Stal.  HUr.  erüchienenen  Aufbaue  und  bctrciTä  der  ciz(<cb.  Hulz-  uud 
Spielwueneneugniig  die  zum  Teil  sehr  eingehenden  Beschreibangen  und  Angaben 
in  den  Jahresberichten  der  Handeklcammern  Dresden  und  Chemnitx  fttr  1863 
S.  100  ff.  bczw.  115  ff.  und  die  spSteren  Jahre. 
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V. 

Die  Stellung  des  Mess-Musterlagerverkehrs  neben  den 
andern  Formen  der  Absatzgewinnung. 

In  den  vorhergehenden  Abschnitten  ist  besonderes  Gewicht 
darauf  geleckt  worden,  den  Ursprung  des  Messmusterlagerverkehrs 

aus  den  früheren  Warenmessen  darzutun  und  hervorzukehren, 
dass  er  mit  ihnen  in  der  Periodizität,  der  räumlichen  Konzen- 
tration, dein  Umfang  wie  der  Vielgestaltif-^keit  von  Angebot  und 
Nachfrage  und  dem  unmittelbaren  persönHchcn  Verkehr  zwischen 
Käufern  und  Produzenten  noch  wesentliche  Bcrühnmjjspunkte  be- 
sitzt. Wie  wir  nesehen  haben,  sind  es  aber  nur  i^t^wisse,  wenn 
auch  sehr  zahlreiciie  Zweige  der  imhistriellen  Produktion,  die  sich 
für  den  Vertrieb  ihrer  Erzeugnisse  dieser  neuen  Form  des  Mcss- 
handels  bedienen,  während  für  die  meisten  der  übrigen  ehemals 
auf  den  Messen  gehandelten  VVarengattungen  dvr  Absatz  heute 
in  anderen  b'ormen  erfolgt.  Solche  Formen  sind  die  Absatzver- 
mittelung durch  die  Reklame,  durch  Reisende  und  Agenten,  Aus- 
fulnnuisterlager  und  Ausstellungen.  Warum  sie  den  an  den 
Musterlagermessen  beteiligten  Geschäftszweigen  nicht  genügen, 
ist  bereits  verschiedentlich  mit  gestreift  worden,  hat  aber  inner- 
halb der  bisherigen  Betrachtung  noch  nicht  im  Zusammenhang 
beleuchtet  werden  können.  Im  folgenden  soll  das  Verhältnis  des 
Messmusterlagerverkehrs  zu  jenen  andern  Absatzformen 
gezeigt  werden. 

I.  Die  Vorzüge  der  Reklame  als  Mittel  der  Absatzge- 
winnung liegen  in  verschiedener  Richtung.  Der  Absatz  suchende 
Fabrikant  oder  Verleger  kann  durch  die  öffentliche  Anzeige  oder 
gedruckte  Preislisten  und  Kataloge  seine  Ware  zahlreichen  In- 
teressenten anpreben,  die  er  sonst  mit  seinem  Angebot  nicht  er- 


—   77  — 


reichen  würde.  Dir  Kreis  ist  schon  bei  Aussendung  mehrerer  hun- 
dert Anerbietungen  oder  bei  Benutzung  einer  einzigen,  zweck- 
mässig gewählten  Veröffentlichung  sehr  gross  und  lässt  sich  noch 
beliebig  vervielfachen.  Adrcsshücher  und  Adressen-Bureaux,  Fach- 
und  Tageszeitungen,  Zeitschriften  und  Inseratenblättcr  <(cben  mit- 
einander wetteifernd  reiche  Cielcgcnheit  dazu.  VÄn  weiterer  Vor- 
zug ist  die  M<>glichkcit  nachlialtiL;cr  ICinwirkung  auf  die  heranzu- 
ziehenden Käufer  durch  iiäufige  W'iedcrliolung  des  Anerbietens. 
Zu  dessen  V'ielfähigkeit  und  Nachhaltigkeit  gesellt  sich  oft  eine 
grosse  Mannigfaltigkeit  oder  eine  streng  individuelle  Ausprägung 
der  gewählten  Kcklanic.  Durch  den  Reiz  steten  Wechsels,  Auf- 
treten in  tä;,jflich  neuem  Kleide,  an  täglich  andern  Stellen,  eliensr» 
durch  den  Ausdruck  erhalxMier  Ruhe.  l\rscheinen  in  sit  ts  gleichem 
Gewände,  an  stets  gleicliem  l  )rte,  weiss  die  Keklanie,  auf  beiden 
W  egen  sicii  ewig  verjüngend,  beständig  zu  locken  und  fortgesetzt 
zu  wirken. 

Diese  Vorteile;  werden  indessen  durch  beträchtliche  Mängel 
und  Schwierigkeiten  eingeschränkt.  Von  den  Tausenden  von  Per- 
sonen, an  die  sich  die  Anpreisung  richtet,  lesen  und  beachten 
sie  nur  die  wenigsten,  dafern  sie  nicht  durch  ihren  Umfang  und 
ihren  Charakter,  ihr  Vorkommen  an  allen  Orten,  zu  allen  Zeiten 
oder  in  allen  Gestalten  das  Auge  in  ganz  besonderem  Grade  ge- 
fangen nimmt.  Hierzu  bedarf  es  aber  grosser  Uebung  und  Ge- 
schicklichkeit, guten  Geschmackes,  unerschöpflicher  Erfindungs- 
gabe, zäher  Ausdauer  und  vor  allem  sehr  ausgedehnter  Geldopfer. 
Erfüllen  sich  diese  Voraussetzungen,  so  ist  damit  ein  wuldicher 
Erfolg  doch  noch  keineswegs  sicher.  Die  Reklame  wird  selbst 
dann  den  Unternehmer  in  der  Regel  nur  bekannt  machen,  viel- 
leicht auch  tatsächlich  zu  Geschäftsabschlüssen  fuhren,  in  den 
seltensten  Fällen  aber  für  sich  allein  genügen,  den  gesamten  er- 
forderlichen Absatz  zu  vermitteln. 

Ihr  Anwendungsgebiet  wie  ihre  Leistungen  sind  hiernach  von 
vornherein  beschränkt.  Sie  sind  es  namentlich  bei  den  Geschäfts- 
zweigen, die  im  Mittelpunkt  unsrer  Betrachtung  stehen.  Ein 
grosser  Teil  der  Verlags-  und  I'^abrikbetriebe  der  Spielwaren-  und 
Musikinstrumenten-,  Kurz-  und  Galantericwaren-  wie  auch  der 
keramischen,  Glas-  und  Metallwarenverfcrtigung  könnte  die  hohen 
Kosten  einer  ausgedehnten  Reklame  überhaupt  nicht  tragen.  He- 
triebsumfang  und  l'roduktionsfähigkeit  wären  viel  zu  gering,  die 
Aufwendungen  für  eine  solche  zu  ersetzen.    Sehr  wesentlich  ist 
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dabei,  dass  diese  Industrien  vielfach  in  erster  Linie  für  die  Aus- 
fuhr arbeiten,  die  Kosten  und  Schwierigkeiten  wirksamer  Ver- 
breitung der  Anpreisung  sich  also  noch  ungemein  vermehren 
würden.  Aber  auch  für  die  dazu  zählenden  j^rösseren  Hctriehc 
bildet  die  Reklame  bei  der  Vcrschiedenarti^keit  von  Stoff  und 
I-'orm,  Ausführung  und  Gebrauchszweck  der  Erzeugnisse  kein  selb- 
ständiges Instrument  der  Absatzgcwinnuntj,  sondern  in  der  Haupt- 
sache nur  ein  Mittel,  den  Absatz  selbst  vorzubereiten  und  zu 
fördern. 

2.  Die  im  alli^omeinen  wichtiL^ste  und  verbrcMtctstc  Form  des 
Vertrieb.s  oe\verl)liclier  l-lrzeui^ni.ssi-  ist  die  Al)satz\  crinittclung 
durch  Reisende  und  A  c  n  t  e  n.  Ihr  llauptNnrtiMl  Ln-^on- 
i'iher  der  Aus.scncUinj^  vervieltalti<:^ter  AniM"hictunq;en  vuid  der  «"»tiVnt- 
Uchcn  Anzeii^c  in  der  Pres.se  beruht  darin,  da.s.s  der  Käutcr  von 
dem  Angestrllu  11  oder  Vertreter  des  Industriellen  an  Ort  und 
Stelle  aufj^esucht  wird.  iJie  Mittel  des  An;^ebots  .sind  wirksamere 
als  Schritt  und  Hild  :  das  «.jesprochene  Wort  und  die  Ware  selbst, 
diese  meist  in  der  Gestalt  des  Musters,  das  gewöhnlich  vermöge 
seines  geringen  Umfangs  bequem  zu  befördern  ist  und  die  Ware 
für  den  Abschluss  des  Geschäfts  in  genügender  Weise  vertritt. 
Die  Kosten  bewegen  sich  unter  normalen  Verhältnissen  innerhalb 
massiger  Grenzen.  Der  Absatzsuchende  bringt  seine  Erzeugnisse 
durch  einen  oder  wenige  Reisende,  die  er  unterhält,  an  den  ver- 
schiedensten Orten  auf  den  Markt  und  findet  für  seine  Ausgaben 
an  Gehalt  und  Spesen  in  dem  erzielten  Umsatz  meist  den  erfor- 
derlichen Ersatz.  Verwendet  er  statt  fest  angestellter  Reisender 
Provisionsreisende  oder  an  den  wichtigeren  Orten  ständige  Agen- 
ten, so  vermindern  sich  seine  Aufwendungen  unter  Umständen 
noch,  da  sie  dann,  von  der  Beschaffung  der  Muster  abgesehen, 
vorwiegend  nur  in  einer  Verkaufsprovision  bestehen. 

Auf  der  andern  Seite  zeigt  die  Vermittelung  des  Absatzes 
durch  Reisende  und  AgentcT^  uianche  Schwächen.  Der  Zahl  der 
Orte  und  der  Personen,  auf  die  sie  sich  erstrecken  kann  ,  sind 
ziemlich  cw^c  Schranken  gezogen.  Der  Reisende ,  der  binnen 
kurzer  Zeit  ein  aus^^edehntes  Gel)iet  bereisen  iniiss ,  vermag  von 
der  in  Hetracht  konmienden  Kundschaft  nur  einen  leil  zu  be- 
suchen, l'.liensoweni;^  ist  durch  .AL^enten  ,  die  allein  für  ihren 
Wohnsitz  oder  eine  bestimmte  (jeL^H'nd  bi-stellt  sind,  auf  alle  dem 
(jeschäftszw-eige  angeh'Menden  Kreiste  einzuwirken ,  wenn  nicht 
ihre  Bezirke  und  Beziehungen  zusammen  das  ganze  Land  bc- 
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decken.  Damit  sich  Kundenkreis  und  Absatz  in  der  erforder- 
lichen Weise  ausdehnen,  muss  die  Zahl  der  Reisenden  und  Agen- 
ten daher  häufig  verhältnismässig  gross  sein.  Die  allgemeinen 
Geschäftskosten!  insonderheit  auch  die  Aufwendungen  für  die 
Kollektionen,  erreichen  dann  aber  eine  beträchtliche  Höhe. 

Sind  die  Herstellungskosten  der  Muste  r  an  sich  schon  be- 
deutend und  die  Muster  wc^^on  ihrer  BcschaiTenhi  it  ausserdem 
schwer  zu  versenden  oder  mitzutiihrcn,  so  wird  der  L'nternehmer 
die  Dienste  von  Reisenden  und  Agenten  nur  in  beschränktem 
Masse  verwenden  und  verwerten  können.  Ht  i  drn  Waren,  deren 
Vertrieb  wir  hier  ins  Au<^c  fassen,  ist  dies  der  Fall.  Ihre  Kii^en- 
art  und  Mannij^l'altifjkeit  bedin<^a^n  die  Vorführung  ijanzer  Stücke 
und  dazu  noch  einer  rcichhaltii^cn  Auswahl  solcher,  da  Material, 
l'"orm  und  /Vusstattunj^  der  Ware  anders  nicht  j4cnÜL;cnd  zu  zeugen 
sind.  Wie  die  Anfertit^uni;  der  rri)l)estück('  lu-^-nnders  hohe 
Kosten  erheischt,  so  auch  ihre  Hef()rderun;^s  bestclui  sie  tioch  aus 
Torzellan,  Glas,  Metall,  Holz  und  deiL;leichen  Stoffen,  dii"  sir 
schwer,  zerbrechlich  oder  sperrig  machen.  Dazu  k(jUHiit,  dass 
der  Kreis  der  zu  j^ewnuu  niU  n  Abnehmer  imd  mithin  die  erfor- 
derlich werdende  Zahl  von  Reisenden  und  vV^entcn  grö.sser  ist 
als  bei  den  meisten  andern  Geschäftszweigen.  Nicht  nur  der 
jTTosse  Käufer,  der  Exporteur,  der  Grosshändlcr,  das  bedeutende 
S[>ezialgeschäft,  das  Warenhaus,  auch  der  gesamte  mehr  oder 
weniger  spezialisierte  Kleinhandel  bis  herunter  zu  den  beschei- 
densten Betrieben  kleiner  Orte  und  zum  Handwerker  zählen  viel- 
fach mit  zur  Kundschaft.  Andererseits  ist  das  in-  und  ausländi- 
sche Absatzgebiet  oft  so  ausgedehnt,  der  Ort  des  Bedarfs  so  ent- 
legen, dass  sich  die  Bereisung  oder  eine  ausreichende  Bestellung 
von  Vertretern  verbietet.  Entscheidend  sind  dabei  vor  allem  die 
Kosten  der  Herstellung,  Beförderung  und  Instandhaltung  der  Muster. 
Das  Reisenden-  und  Agentengeschäft  trägt  aus  diesen  Gründen, 
soweit  es  nicht  wie  namentlich  bei  geringerem  Umfang  der  Unter- 
nehmungen überhaupt  fehlt,  oft  einen  andern  Charakter  als  den  ge- 
wöhnlichen. Seine  Bedeutung  beruht  dann  weni<;er  in  der  Darbie- 
tung einer  vollständigen  Auswahl  als  in  der  Vorzeigung  von  ein- 
zelnen besonders  gangbaren  oder  besonders  neuen  Artikeln,  ge- 
wissermasscn  nur  von  Mustern  von  Mustern,  weniger  in  der  ICin- 
holung  der  Bestellungen  als  in  der  blossen  Einleitung  und  Unter- 
stützung des  Absatzes. 

3.  Eine  dritte,  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  entstandene 
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Form  der  Absatzgewinnung  ist  die  Einrichtung  der  Ausfubr- 
musterlager.  Es  sind  dies  nichtöfTcntliclic  dauernde  Muster- 
Ausstellungen  genossenschaftlich  vereinigter  Industrieller  in  einer 
gemeinschaftlich  unterhaltenen  \nstalt,  die  den  Zweck  verfolgen, 
den  Absatz  nach  dein  .Auslände  zu  vermitteln.  Sie  sollen  den 
im  Lande  weilenden  fremden  Käufer  und  den  heimischen  Expor- 
teur mit  den  l'>zeugnissen  der  Beteiligten  bekannt  maclirn  und 
sie  veranlassen,  Bestellungen  darauf  zu  erteilen,  sei  es  an  <  )rt  und 
Stelle  durch  den  Leiter  des  Instituts,  in  späterem  schriftlichen 
Wrkehr  oder  im  Wege  des  Besuchs  der  Ausstellenden  an  den 
meist  nahe  gelegenen  l'roduktionsorten. 

Ihr  Nutzen  für  den  Absatzsuchenden  wird  aus  dem  Prinzip 
der  Assoziatif^n  hergeleitet.  Man  erblickt  ihn  hauptsächlich  darin, 
dass  ein  solches  Institut  Industrielle,  die  ihren  Kundinkins  auts 
Ausland  auszudehnen  w  ünschen.  (\\c  Kosten  der  Absatzr^ewinnunii 
auf  eigene  I-'aust  aber  noch  nicht  auf  .sich  zu  nehmen  vermögen^ 
den  im  ICxpurtgeschäft  bereits  eingeführten  Firmen  gegenüber 
zum  Wettbewerb  befähige.  Die  Aufwendungen,  die  die  Beteili- 
gung an  einem  Ausfuhrmusterlager  voraussetzt,  sind  in  der  Tat 
auch  verhältnismässig  gering.  Bei  dem  ältesten  und  bekanntesten 
dieser  Institute,  dem  1882  auf  Vorschlag  Hubers  ins  Leben  ge- 
rufenen Exportmusterlager  in  Stuttgart,  beträgt  z.  B.  der  jährliche 
Beitrag  für  einen  Geviertmeter  Raum  und  die  Aufnahme  in  den 
von  der  Direktion  verbreiteten  Katalog  fünfzig  Mark.  Zu  vergüten 
sind  daneben  eine  mit  dem  Aussteller  vereinbarte  Provision  auf 
alle  zwischen  ihm  und  den  Besuchern  des  Musterlagers  im  Laufe 
der  Zeit  zustandekommenden  Geschäfte  sowie  die  Porti  und  son- 
stigen Auslagen  ' ).  In  engen  Grenzen  bleiben  die  Aufwendungen 
namentlich  aber  insofern,  als  nur  eine  Kollektion  nötig  ist,  Her- 
stellungs-  und  Beförderungskosten  der  Muster  sich  also  entspre- 
chend beschränken.  IM)enso  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  ein  Aus- 
fuhrmusterlagcr  durch  die  Vereinigung  von  Mustern  verschiedener 
Industrieller  die  Orientierung  über  vorhandene  Bezugsquellen  we- 
sentlich erleichtern  und  sich  einer  vielseitigen  Benutzung  und  ge- 
deihlichen I  jitwickc  lung  erfreuen  kann.  So  beliefen  sich  bei  dem 
Stuttgarter  L'nternchnn-n  im  jaliK*  11)02  dw  Zahl  der  Firmen,  die 
am  Lager  und  .schriftlich  bestellten,  auf  406.  die  Zahl  der  von 
ihnen  gegebenen  Aufträge  auf  1828  und  die  Zahl  der  Empfänger 

I)  Au^älcUuiiga-BcUinguugen  des  Exportmu^terlagers  Stuttgart  §^  l  und  7. 
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dieser  Auftrage  auf  506,  während  ausserdem  noch  weitere  65  Auf- 
*  träge  durch  Agenten  an  andern  Plätzen  und  917  durch  die  in 
Hamburg  unterhaltene  Filiale  des  Instituts  eingingen  Die  Orte, 
aus  denen  die  Besucher  und  Aufträge  kamen,  verteilten  sich  auf 
alle  wichtigeren  Länder  Europas  und  der  fremden  Erdteile. 

Nicht  zu  verkennen  sind  auf  dor  andern  Seite  aber  auch  die 
Sch\vieri<(kciten ,  mit  denen  ein  Ausfuhrmusterlai^er  zu  kam[)fen 
hat.  Es  gehören  ilazu  vor  allem  das  schwer  erfüllbare  Erfonler- 
nts  steter  Instandhaltun«r  und  Erneuerung  der  ausgestelhcn  Muster 
und  die  notwendige  Heschränkunj^  des  einzelnen  Ausstellers  auf 
einen  en<;en  Raum  V.mc  weitere  Schwierij^keit  erwächst  aus  der 
üblichen  AusdehnunLj  der  Ausstellung  auf  hlrzeui^nisse  nicht  nur 
verwandter  Industrien  und  eines  bestimmten  Induslne-Hezirks,  son- 
dern alier  denkbaren  (jewerlu-  imd  sein"  \ er-^chiedener  I".r/euLjunf;s- 
orte,  die  an  die  Waren-  uml  l u-^chättskintitnis  tles  lA-iters  der 
Anstalt  ausserordentlich  hohe  .Xnlurderuuj^eii  stellt.  Sehr  «.-rschwe- 
rt^nd  kann  auf  die  Mntfaltun^  des  Unternehmens  endlich  auch  der 
L  nisl.ind  wirken,  dass  die  Hestellini^en  \  ieHach  nicht  an  ( )rt  und 
Stelle,  sondern  nachtriij^lich  im  Wege  unmitteÜjaren  Verkehrs  zwi- 
schen dem  Kaufenden  vmd  dem  Lieferanten  erteilt  werden,  wenn 
der  letztere  in  solchen  meist  unkontrollierbaren  Fällen  die  Zah- 
lung der  Provision  an  das  Institut  zu  vermeiden  sucht.  Ks  können 
dann  die  Einnahmen  der  Anstalt  leicht  so  zusammenschrumpfen, 
dasH  der  ganze  Betrieb,  wie  z.  B.  kürzlich  bei  dem  früheren  Ex- 
portmusterlager in  Frankfurt  a.  M.,  wegen  ungenügender  Renta- 
bilität eingestellt  werden  muss. 

Für  die  Keramik,  die  Glas-,  Metall-  und  Holzwarenfabrikation, 
die  Verfertigung  von  Kurz-  und  Spielwaren  und  dei^I.  kommen 
diese  Mängel  und  Schwierigkeiten  in  besonders  hohem  Masse  in 
Betracht.  Gerade  der  rasche  Wechsel  des  Geschmacks  und  der 
Bedürfnisse,  die  rastlose  Schaffung  von  Neuheiten,  der  Reichtum 
und  Umfang  der  vorzuführenden  Kollektionen  sowie  die  Mannig- 
faltigkeit der  Industrie-Zweige  und  Produktions-Standortc  bilden 
hier  die  Bedingungen,  denen  die  l'Ormen  des  Vertriebs  gerecht 
werden  müssen.  Das  genossenschaftliche  Ausfuhrmustcrlager  mag 
\vr»hl  dem  Aussteller  von  Erzeugnissen  dieser  Industrien  recht 
gute  1  Dienste  leisten,  wird  im  allgemeinen  aber  nur  einen  gewissen 
Icil  den  Absatzes  der  betr.  Firmen  zu  vermitteln  imstande  sein 

I)  Jahresbericht  des  K\|>ortmusterl.  Sttittg.  nnf  1902. 
Z«iucbrift  für  die  ges.  Staauwisienich.    Ergantunj[»heft  11.  6 
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und  auch  den  Absatz  selbst  weniger  bewirken  als  nur  an- 
bahnen. 

4.  Es  verbleiben  für  unsere  Betrachtung  die  öffentlichen  Aus- 
Stellungen.  Sie  unterscheiden  sich  von  den  bisher  besproche- 
nen Formen  der  Absatzvermittelung  zunächst  dadurch,  dass  sie 
einem  doppelten  Zweck  dienen.  Grundsätzlich  sind  sie  Veran- 
staltungen gemeinnütziger  Natur,  die  die  Leistungsfähigkeit  eines 
bestimmten  Bezirks,  eines  bestimmten  Gesch  ifts/w  ( iL;s  oder  aller 
Länder  und  Gewerbe  überhaupt  vor  Auijen  tühren,  die  gewerb- 
liche Technik  wie  den  Handel  mit  dem  In-  und  Auslände  heben 
und  f()rdorn  und  weiten  Kreisen  mittelbar  zuj^ute  kommen  sollen. 
Zut^lcich  sind  sie  aber  für  den  einzelnen  Ausstellenden  eine  (ie- 
legenheit,  die  Aulnierksamkeit  auf  sein  Unternehmen  zu  lenken, 
von  mancher  Seite  Hestelluni^en  zu  erhalten  vmd  zahlreiche  neue 
lieziehunj^^en  anzuknüpfen.  In  ilieM^r  zwiiten  Hinsicht  allein,  als 
l*"orm  i,n'schäftlicher  Absatzgewinnung,  haben  uns  die  Ausstellungen 
hier  zu  beschäftigten. 

Die  Vorteile,  die  sie  dem  Absatzsuchenden  giu Million,  sind 
zum  Teil  soeben  angedeutet  worden.  Der  Aussteller  ist  in  die 
I^ge  gesetzt,  seine  Erzeugnisse  einer  grossen  Zahl  zusammen- 
strömender Interessenten  ai^enfällig  zu  unterbreiten,  sofort  manche 
Umsätze  zu  erzielen  und  sich  namentlich  fOr  späterhin  neue  Ab- 
satzwege zu  öffnen.  Ausserdem  kann  er  unter  Umständen  auf 
das  Privat-Publikum  einwirken,  es  von  den  Vorzögen  seines  Fa- 
brikats uberzeugen,  allerwärts  Nachfrage  danach  hervorrufen  und 
auf  diese  Weise  durch  unmittelbare  Beeinflussung  des  Konsums 
seinen  künftigen  Absatz  steigern.  Neben  der  Förderung  des  Ab- 
satzes an  sich  bieten  die  Ausstellungen  noch  andere,  mehr  mittel- 
bare Vorteile.  Dazu  gehören  die  Auffuhrung  in  den  Katalogen, 
die  Erwähnung  in  den  Berichten  und  vor  allem  die  Vcricilmng 
dem  An  sehn  und  weiteren  Erfolg  der  Unternehmung  förderlicher 
Auszeichnungen. 

Diese  Vorteile  sind  jedoch  meist  teuer  erkauft  und  werden 
in  ihrer  Wirkung  durch  mancherlei  Umstände  wesentlich  beein- 
trächtigt, so  durch  die  Verteilung  und  Al  l«  tikung  des  Interesses 
der  Anwesenden  infolge  der  überwältigenden  Vielheit  des  Sehens- 
werten und  der  zahlreich  gebotenen  ICrholungen  und  X'er^nü- 
gungen.  ferner  durch  den  einherwogenden  Verkehr  schaulu>ti;^er 
Privatpersonen,  der  in  tler  Regel  von  Ausstellern  und  Kaulin- 
tercssenten  gleich  lästig  empfunden  wird.    In  erster  Linie  von 
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Belai^  bt  aber  die  ausserordentliche  Höhe  der  Kosten.  Um  von 
seiner  Beteiligung  Nutzen  zu  haben,  muss  der  Aussteller  durch 
seine  Schöpfungen  selbst  wie  durch  den  Geschmack  und  die 
Grossarti|^keit  ihres  Auf  baus  hervorragen,  auf  den  Beschauer  von 
Fach  Eindruck  machen,  das  PubHkum  in  Stninv  n  und  Entzücken 
versetzen.  Dazu  bedarf  es  aber  langer  Vorbereitungen,  grossen 
Aufwandes  an  Zeit  und  Geld,  Material  und  Ausstattung,  auch 
beträchtlicher  Ausgaben  für  dio  WMpackung  und  den  Transport. 
Ist  das  Ausstellen  an  sich  oft  mit  nur  geringen  Kosti-n  verknüpft, 
so  kosten  der  Aufentlialt  in  iler  von  l'"remden  erhillten  Aus- 
stellungsstadt imd  die  au>gi  cK'hnten  Reklamm cranstaltungen,  von 
denen  der  lüfolg  nicht  /.um  mindesten  mit  ahliängt,  umsoniehr. 
.\ls  Kosten  eigentlicher  Absatzgewinnung  lassen  sich  indessen 
diese  .\ut\\  i  ndungen  kaum  ansehn.  .Sie  sind  weniger  laufende 
Au.sgalien  im  regelmä.ssigen  Geschäftsbetrieb  als  eine  Kapitalan- 
lage, die  den  Gewinn  erst  im  Laufe  der  Zeit  bringen  soll  und 
vielen  unmöglich  ist  oder  nicht  notwendig  scheint. 

Bei  den  Erzeugnissen  der  Kunst-  und  Luxusgewerbe,  der 
Wirtschaftsartikel-,  Galanterie-  und  Spielwaren-Industrien  erhei- 
schen Anfertigung.  Beförderung  und  Anordnung  der  auszustellen- 
den Gegenstände  wegen  ihres  Stoffes,  ihrer  Ausführung«  ihres 
Umfangs  und  ihrer  Verschiedenartigkeit  besonders  hohe  Aufwen- 
dungen. Nichtedestoweniger  pflegen  gerade  diese  Geschäftszweige 
auf  den  Ausstellungen  an  erster  Stelle  mit  vertreten  zu  sein,  weil 
in  Waren  der  gedachten  Arten  fortwährend  neue  künstlerische 
Ideen  zur  Verkörperung  gelangen,  praktische  Vervollkommnungen 
auftauchen  oder  sonstige  Neuheiten  herauskommen.  Von  dem 
Stande  solcher  fortschreitender  Entfaltung  von  Zeit  zu  Zeit  ein 
Zeugnis  abzulegen,  sind  die  Ausstellungen  der  rechte  Ort.  Es 
gilt  dies  hier  umsomehr,  als  für  Gegenstände,  die  den  Körper, 
die  Tafel  oder  die  Wohnung  schmücken,  ihre  Hcstimmung  im 
Haushalt,  im  Familienkreise  oder  bei  froher  Festlichkeit  erfüllen, 
nicht  nur  Gewerbetreibende  und  I  laudier,  sondern  alle  Schichten 
des  Volkes  Sinn  und  Verständnis  besitzen,  einer  Vorführung  in 
der  ( )effentlichkeit  daher  desto  grössere  BedeutunL;  zufällt.  I'rei- 
lich  kann  sich  der  Kreis  derer,  die  in  den  Wettkampf  eintreten, 
nicht  sehr  weit  erstrecken.  Nur  irrössere  und  mittlere  Betriebe 
werden  sich  den  an  den  Teilnehmer  gestellten  Anforderungen 
gewachsen  fühlen,  während  der  gro'^stMi  .Schar  kleinerer  Unter- 
nehmungen eine  Beteiligung  meist  kaum  möglich  sein  dürfte. 

6* 
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Auch  für  die  Beteiligten  stellen  jedoch  die  Ausstellungen  kein 
eigentliches  Mittel  des  Absatzes  dar.  Selbst  wenn  sie  in  erster 
Linie  nicht  einer  einmaligen  oder  in  längeren  Zeitabständen  wie- 
derholten Reklame  sondern  einem  regelmässigen  Warenvertrieb 
dienen  wollten,  würde  sie  bei  den  fraglichen  Geschäftszweigen 
schon  die  Beschränktheit  des  verfügbaren  Raumes  hierzu  unge- 
eignet machen,  die  den  einzelnen  gewöhnlich  nur  ein  Plätzchen 
für  einige  wenige  Schaustücke  finden  lässt,  ihm  keinesfalls  aber 
die  Ausbreitung  einer  umfangreichen  Auswahl  erlaubt. 

5.  Neben  diesen  Formen  der  Absatzv  crmitlelung  durch  die 
Reklame,  durch  Reisende  und  Agenten,  Ausfuhnnusterlaj^cr  und 
Ausstellungen  steht  der  Musterlagerverkehr  der  Leip- 
ziger Messen. 

a)  Den  Gegenstand  des  Absatzes  bilden  bei  ihm  Kr- 
zcugnisse  aus  Glas,  Porzellan,  Ton,  Stein,  Metall,  Leder,  Tappe, 
Hol/  und  noch  vielen  antk  rn  Stoffen.  Dinj^e,  deren  Herstellung, 
Gestalt  und  Verwendung  gleich  nianni-fach  sind. 

Die  Reklame  kann  ihren  W-rtrich  L^ünstiiistenfalK  nur  wirk- 
sam unterstützen,  nicht  alxT  für  sich  alK-in  bewerksteiliL^en.  Sic 
könnte  es  nicht,  selbst  wenn  die  AbbiMuni;",  die  lk\schreibunij 
oder  die  einfache  Hezeichnunt;  solcher  W  aren  tleren  Vorführung 
zu  ersetzen  veinnjchte.  Auch  zur  l)loss<*n  Aufzählun;;  wäre  die 
Zahl  der  sänUlichen  Artikel,  die  der  einzelne  Industrielle  anzu- 
bieten hat,  oft  zu  <;ross. 

Das  Reisenlassen  ^^enü^jt  als  Mittel  der  Absatzgewinnung 
gleichfalls  nicht  Die  Kollektionen  büssen  durch  Bruch  und  Be- 
schädigung bei  der  Ueberführung  von  Ort  zu  Ort  erheblich  ein 
und  müssen  vor  allem  beschränkt  sein.  Sie  können  nur  einen 
Teil  der  Erzeugnisse  des  Absatzsuchenden  begreifen,  dessen  I^i- 
stungsfahigkeit  nicht  im  vollen  Lichte  zeigen. 

Der  Fabrikant  unterhält  deshalb  häufig,  mag  er  Reisende 
ausschicken  oder  nicht,  bei  Agenten  an  Hauptabsatzzentren  stän- 
dige Musterlager.  Auch  diese  werden  jedoch  im  allgemeinen 
kaum  viel  vollständiger  als  die  Reisemuster  sein,  schon  weil  der- 
selbe Agent  oft  ein  Dutzend  und  mehr  Fabrikanten  zugleich  ver- 
tritt, deren  ganze  Kollektionen  er  gar  nicht  bei  sich  unterzu- 
bringen wüsste. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  genossenschaftlichen  Ausfuhrmuster- 
lager, wo  der  dem  einzelnen  ZU  gewährende  Raum  noch  hc- 
schränkter  ist  und  bis  zu  gewissem  Grade  auch  für  die  öffent- 
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liehen  Aus.stelh!nL,^(  n,  flcren  Tcilnohnier  in  dieser  Hinsicht  nur 
sehr  bescheidene  Ansprüche  erheben  tlürfen. 

Anders  beim  Leipziger  i\Iessmu>terla[(erveikchr.  I\s  stehen 
hier  dem  Verkäufer  offene  Stände  und  i^eschlosseni'  Lokale  jeder 
(irosse  /ur  WrfÜL^unf^,  sodass  die  -VussteUuni];;  einer  einzi<^en 
l-'irma  zuweilen  für  sich  mehr  Kaum  einnimmt,  als  ein  A^^cnt 
oder  ein  mittleres  i\ii>luhrmustcrlar;er-Institut  allen  Vertretenen 
zusammen  /u  bieten  halu-n.  1  »er  einzelne  Aussteller,  der  betreffende 
Goschäft-szwcig  und  die  i;an/.e  (iruppe  verwandter  bidustrien  .sind 
infolgedessen  in  der  Lage,  dem  Käufer  ein  erschöpfendes  lüld 
von  dem  zu  geben,  was  der  Gewetbfleiss  und  der  Wettbewerb 
auf  dem  fraglichen  Gebiete  zu  leisten  vermögen.  Die  Messe  ist 
daher  für  den  das  erste  Mal  als  Käufer  kommenden  Gründer 
oder  Uebemehmer  eines  Geschäfts  eine  Enthüllung  alles  Wissens- 
werten, für  den  regelmässigen  Messbesucher  die  günstigste  Ge- 
legenheit, die  im  Einkauf  zu  befolgende  Richtung  zu  erkennen 
und  seine  Auswahl  zu  treffen,  für  den  Absatzsuchenden  der  beste 
und  oft  der  einzig  gangbare  Weg,  seine  Erzeugnisse  abzusetzen. 

b)  Neben  der  Beschaffenheit  der  ausgestellten  Waren  ist  von 
Wichtigkeit,  dass  der  Bedarf  an  ihnen,  z.  B.  bei  Bäder-  und  Ge- 
schenkartikeln, Reise-  und  Sportutensilien,  Weihnachts-,  Kotillon-, 
Karneval-  und  ( )stcrartikeln,  mit  dem  Wechsel  der  Jahreszeiten 
imd  Geschmacksrichtungen,  der  Vergnügungen  und  Feste  perio- 
disch auftritt. 

Die  cinmalij^e  oder  nur  in  langen  Zeiträumen  wiederkehrende 
öfTentliche  Ausstellung  kann  als  Hauptform  der  Alisatzgewinnung 
hier  nicht  L;ecignet  sein,  ebensowenig,  angesichts  der  Schwierig- 
keit steter  h'ii/änzung  und  lüneuerung  der  Muster,  das  ständige 
Musterlager  i)eim  Agenten  oder  im  genossenschaftlichen  Ausfuhr- 
musterlager-lnstitut. 

Die  Reklame  \md  das  Angebot  durch  Keisende  vermögen 
den  gedachten  Verhältnissen  eher  Rechnung  zu  tragen,  die  Rc- 
klam(\  indem  sie  innerhalb  einer  kmzeren  Zeitdauer  desto  aus- 
gedehnter und  nachhaltiger  angewi-mlet  wi-rden  kann,  das  Keisc- 
geschäft  insofern,  als  es  sich  ohnehin  gewöhnlich  nur  auf  einen 
kleinen  Teil  des  Jahres  erstreckt. 

Tritt  die  Unzulänglichkeit  der  beiden  zuletzt  genannten  Ab- 
satzformen  in  der  fraglichen  Hinsicht  hiernach  weniger  zu  Tstge^ 
so  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Bedeutung  des 
Mes&>Musterlagcrverkehrs  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Zeit  nicht 
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bloss  auf  einer  Periodizität  beraht,  wie  sie  unter  Umständen  auch 
anderen  Vertriebsarten  eigen  sein  kann,  sondern  auf  einer  in  ganz 
bcstimtritcn  Terminen  ausgedrückten  Periodizität,  der  Abhaltung 
in  einem  ein  für  allemal  festgesetzten,  allgemein  bindenden  Zeit- 
punkte. Nur  dadurch  ist  es  möglich,  dass  die  Kollekti(>nen  aller 
jener  Imhistriellen  vollständig  ausj^erüstet  und  bis  zum  letzten 
Augenblick  het  eichert  z  u  <^  1  c  i  c  h  auf  dem  Platze  erscheinen  und 
Käufer  und  Verkäufer  die  Vorteile  p;enie.ssen,  die  eine  derartiL,'e 
zeit!irh(  Konzentration  von  Angebot  und  Nachfrage  zu  gewähren 
vcrniüL;. 

c)  Mit  dieser  zcillichen  Konzenlratirtn  verbunden  ist  eine 
räumliche  und  p  e  r  s  <)  n  I  i  c  h  e  Vereini;.;unL;,  die  den  Mess- 
musterlaj;erverkehr  ehenfalls  von  den  andern  Formen  der  Absatz- 
gewinniin;^  unterscheidet. 

Iki  dei  k(  k!aine  finden  wir  das  (ie^enteil  einer  räumlichen 
Zcntrali>ation.  Sie  darf  sich  nicht  damit  l)e<;nüi(cn,  nur  an  einem 
einzij^en  verkehrsreichen  Platze  oder  nur  in  einer  einzi^^m  wich- 
tigen Veröffentlichung  aufzutreten,  sondern  muss  sich  aller  Ge- 
legenheiten bedienen,  an  allen  Orten  werben.  Sie  wendet  sich 
dann  wohl  an  eine  grosse  Zahl  von  kauffähigen  l'ersonen,  diese 
wird  jedoch  in  den  meisten  Fällen  immerhin  ziemlich  beschrankt 
sein,  denn  selbst  die  weitestgehende  Reklame  kann  alle  einon 
Geschäftszweige  im  In-  und  Auslande  angehörenden  schlechter- 
dings nicht  erfassen. 

Verstreut  sind  auch  die  Orte,  an  denen  die  Tätigkeit  des 
Reisenden  einzusetzen  hat.  Die  Gebiete  und  die  Zahl  der  Plätze 
und  Händler,  die  er  zu  besuchen  vermag,  sind  gleichfalls  be- 
grenzt. Gerade  bei  den  fraglichen  Industrien  wollen  aber  Kunden- 
kreis und  Absatzgebiet  ausgedehnt  sein.  Um  seine  Beziehungen 
zu  vermehren  und  zu  erweitem,  sucht  deshalb  der  Produzent  seinen 
Absatz  vielfach  auch  an  dritten  Orten,  indem  er  an  Plätzen,  die 
vermöge  ihrer  Lage  und  ihres  Verkehrs  dazu  besonders  geeignet 
scheinen,  bei  Agenten  oder  in  einem  genossenschaftlichen  Aus- 
fuhrmusterlagcr  .ständig  eine  Kollektion  unterhält  oder  die  an 
solchen  Orten  stattfindenden  öffentlichrn  Au.sstellungen  beschickt. 
Die  Zahl  der  Käufer  bleibt  jedoch  auch  liier  überall  in  mehr  oder 
weniger  engen  Schranken,  es  handelt  sich  immer  nur  luii  gewis.se 
Grupju  ii  von  l'ersonen,  nur  um  einen  Teil  der  Gesamtlieit  der  in 
l'rage  k(»inmenden  Abnehmer. 

iJcr  Musterlagerverkehr  der  Leipziger  Messen  umfasst  da- 
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gegen  mit  scinm  Hc/irhuiv^cn  nicht  nur  bcstimnitr  l'Iätzr  otl<M- 
Gebiete  und  bestimmte  (itu|>i)cn  von  I'eisonen,  sondern  fast  siimt- 
lichc  \vichtif:jt  rcn  Plätze  lünopas  und  der  ;j;^anzrn  ICrde,  Tausonde 
von  Absatzstättcn  von  den  Metroj)olen  und  den  <,'ros.sen  Welt- 
handelshäusern herab  bis  zu  ( )rlen  und  Helriei)en  der  bescheiden- 
sten Art,  alle  ^geschäftlichen  Kreise,  die  im  Vertrieb  von  Waren 
der  fra^Kchen  Gattungen  überhaupt  irgendwo  tätig  sind.  Er  ver- 
einigt jedesmal  nicht  weniger  als  2 '/«tausend  Absatzsuchende 
aus  mehr  als  600  verschiedenen  Orten  mit  einer  nachgewicsener- 
massen  dreifachen,  vielleicht  aber  noch  weit  höheren  Zahl  von 
Käufern  aus  allen  Weltteilen  und  schafft  dadurch  eine  Konzen- 
tration von  Angebot  und  Nachfrage,  wie  sie  in  ähnlicher  Weise 
nirgends  auf  dem  Erdball  wieder  vorkommt. 

Was  die  Musterlagermesse  zum  regelmässigen  Sammelpunkte 
der  Kaufenden  und  Verkaufenden  macht,  ist  die  Lage  I^eipags 
inmitten  der  beteiligten  Industriebezirke.  Die  Gebiete,  in  denen 
die  vertretene  n  (lowerbe  ihre  Standorte  haben,  lic^jen  entweder, 
wie  das  K(jnigrcich  und  die  Provinz  Sachsen,  Thürinj^a^n,  tlas 
nördliche  Höhmen,  Über-  imd  l  nterfranken.  in  nahem  Umkreise 
oder,  wie  die  übrigen  mittel-,  süd-  und  westdeutschen  Produktions- 
länder ,  noch  in  wenig  erheblicher  Entfernung ,  in  konzen- 
trischen Kreisen  um  ihren  verkehrsgeographischen  Mittelpunkt, 
die  Messstadt  Leipzig.  Dieser  Umstand  verbürgt  die  X^irführung 
vollständiger,  reichhaltiger  Kollel^tionen  und  vor  allem  auch  die 
pers«)nliche  Anwesenheit  der  inrlustriellen  sell)st. 

Während  die  Reklame  als  e  ine  mehr  oder  weniger  un))ersön- 
liclu\  an  alle  Welt  gerichtete  Anpreisung  in  der  Regel  nui  wenig 
B<*achtung  findet  uml  das  Angebot  durch  den  Reisenden,  den 
Agenten,  das  Austuhrnuisterlager,  oft  auch  das  auf  der  Ausstel- 
lung, ein  Angebot  tiurch  einen  Wrtreter  darstellt,  verkehren  auf 
tlen  Leipziger  Musterlagermessen  I'roduzent  und  Käuter  mitein- 
ander persönlich.  Der  Produzent  ist  dadurch  in  den  Stand  ge- 
setzt, die  Bekanntschaft  seiner  Abnehmer  zu  machen,  sich  mit 
ihnen  über  alle  mit  dem  Geschäft  zasammenhängenden  Punkte 
auszusprechen  und  bei  der  Bewirkung  der  Verkäufe  Kenntnisse 
und  Kräfte  zu  verwerten,  die  ihrer  Natur  nach  nur  er  in  sich  ver- 
einen kann.  Ks  sind  das  seine  Erfahrungen  als  Industrieller,  seine 
genaue  Kenntnis  der  technischen  und  ökonomischen  Bedingungen 
der  Produktion,  sein  Interesse  nicht  nur  an  dem  augenblicklichen 
Kaufabschluss,  sondern  an  der  Unternehmung  als  solcher  und 
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ihrem  dauernden  Gedeihen,  Kenntnisse  und  Kräfte,  die  lediglich 
da  in  den  Dienst  der  Absatzgewinnung  treten,  wo  zwischen  dem 
Produzenten  und  dem  Kunden  eine  unmittelbare  Berührung  Phitz 

j^reift 

d)  Wie  wir  gefunden  haben,  sind  die  Vorteile,  die  den  uns 
beschäftigenden  Geschäftszweigen  die  Reklame,  die  Verwendung 
von  Reisenden  und  Agenten,  das  genossenschaftliche  Ausfuhr- 
musterlager und  die  öffentliche  Ausstellung  bieten,  denen  des 
Messmusterlagcrverkehrs  nicht  entfernt  vergleichbar.  Dieser  allein 
vermag  als  Form  der  Absatzvermittelung  allen  Anforderungen  zu 
entsprechen.  ]>ie  Aufgaben  jener  liegen  mit  den  seinigen 
wohl  insofern  in  derselben  Richtung,  als  es  sich  ebenfalls  um  die 
Vcrmitteiung  des  Absatzes  handelt.  Die  Reklamt\  der  Reisende 
oder  Agent,  das  Ausfuhrmusterla^^er  und  die  Ausstellung  wollen 
dabei  aber  in  erster  Linie  den  Absatzsuchenden  und  soino  1-t- 
zcugnisse  bekannt  machen,  einführen,  den  Absatz  anbahnen  oder 
unterstützen,  \vcniq;er  ihn  seihst,  wie  der  MossmustcrIat(cr\ crkchr. 
bewirken.  J  )icscr  bedient  sich  daher  auch  vieltach  jrner  andern 
Mittel,  um  sich  diuch  sie  v* »rzubei  eiten  luid  zu  erifanzen.  1".^'  '^'ilt 
das  von  den  Rt  isrncK  ii  und  .\:_;entc  n,  tUc  eien  Kunden  l)e\\ i-^^i-n, 
sich  die  Mc'^saussteüniv;  ilu  es  Cji!schalt>hc  1 1  u  an/useheu.  ihn,  wie 
es  häufig  im  IlxpoM-ochäft  «^^"schieht,  zum  h^inkaut  nacli  I  .eijszi;^' 
bei^lciten  oder  nach  der  Messe  die  in  Leipzii,'  entstandenen  He- 
/.iehun<:jen  erhalu  ii  utid  pHeijen  und  dasclhsl  cini^elcitete  Geschätte 
zum  Al)sclihi>s  brini^ron.  Aehnlich  \riliali  es  sich  mit  den  Aus- 
fuhnnustcrlaj^^ern  und  öffenthclu  n  Au.vsteikm^en  insofern,  als  deren 
Besucher  mit  ihnen  dort  bekannt  gewordenen,  gleich  ihnen  zur 
Messe  kommenden  Firmen  auf  dieser  Geschäfte  machen'),  so- 
wie mit  der  Reklame,  die  in  allen  ihren  Formen  zur  Steige- 
rung des  Messverkehrs  beiträgt. 

t)  So  besuchen  nach  Angabe  des*  Leiters  des  Stattgarter  Exportmusterlagen 

von  der  (<c>nTnt1u:it  <kr  dort  nlls^^1cllL■n<lcn  Firmen,  die  auch  zahlreiche  Aussteller 
nicht  :iiir  «ici  Mc^m;  veriricheiiur  Waren  wie  Chemikalien.  VVtinc.  IJk"tre,  /iijar- 
rvn,  Kulüiiialwarcn,  Koii:>vrvcii,  (]umcni,  Metalle,  (janic,  (icwclie,  Bander,  Spitzen 
u.  dergl.,  fertige  Kleider  und  Wäsche,  Schuhe,  Handschuhe,  Strumpf»  und  Wirfc- 
wiiren  und  noch  vieler  anderer  Artikel  tunfasst,  ca.  lO  Proz.  die  Leipziger  Messe, 
vvrmiitlich  >\\c  u'i  -v  Mchr/ahl  der  den  Messmuhierlagerbranchcn  an^'ehSrigen 
Miii:lic«ii;r.  tltu:n  Zahl  icli  niclit  }»en:ui  hah.-  t-nniiit-ln  können.  Khtiisu  l>c^ibt  sich 
<ler  Leiter  «U^  i:<.'iiiviiiucn  liistitutä  seit  ik>ai>cn  Gründung  im  Jahre  1882  regelmässig 
auf  die  Lcip^i^cr  l-  rühjahrsmesse  ,  um  hier  mit  Fabrikanten  und  Einkäufern  zu 
sprechen. 
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Das  ganze  Jahr  über  werden  die  Beteiligung  an  der  Messe 
und  das  Messlokal  am  Kopfe  der  Briefbogen  und  Rechnungen, 
der  Preislisten  und  Kataloge,  in  Inseraten»  Bezugsqucllenlisten  und 
Adressbüchem  angezeigt,  beim  Herannahen  der  Messe  ausserdem 
noch  in  Tausenden  von  Messcinladungen  durch  Zirkulare  und 
Bekanntmachungen  in  der  Fach-  und  Tagespresse,  Zeitschriften 
und  OfTertcnblättem.  Auf  der  Messe  selbst  begegnet  der  Fremde 
auf  Schritt  und  Tritt  Veranstaltungen  der  Reklame,  durch  die 
ihn  jeder  an  sich  zu  ziehen  strebt  Die  Aussenwände,  Eingänge 
und  Treppenhäuser  der  Gebäude  des  Messviertels  treten  ihm  mit 
Schildern  und  Plakaten  bedeckt  entgegen,  in  deren  Zahl  und 
Grösse,  Aufschrift  und  Farbe  einer  den  andern  zu  übertreffen 
sucht.  In  ihren  Dutzenden  von  Wictloiholungen  dienen  sie  dem 
Käufer  oft  von  der  Strasse  bis  ins  Zimmer  des  Ausstellers  als 
willkommener  Wegweiser,  oft  verwirren  sie  ihn  aber  auch,  indem 
sie  den  Namen  des  einzelnen  in  dem  bunten  Clewimmcl  gleichsam 
untergehen  lassen.  Zu  der  an  den  Ort  rbuMdi  ivn  Reklame  ge- 
sellen sich  die  wandernde,  die  rollende,  du  m  Ii webende,  die  all- 
gegenwartige  :  die  Ki-klame  durch  l'lakallräger,  Triumphwagen, 
fliegende  Drachen  und  Luftballons,  Scherz-  und  V'exierfiguren 
der  wundersamsten  ,\rlen,  zu  der  auf  das  Augi-  wirkentlen  die 
t(»nende,  die  duftende,  die  wohlschmeckende;  die  Reklame  durch 
die  im  Sange  wetteifernden  Stimmen  der  rhonograi»hcn,  die  an 
die  Menge  verbreiteten  Slrau>schen,  Xi})j)-rarfümerien,  Konfekt- 
imd  Zigarettenschachtelchen ,  zu  der  einfachen  die  potenzierte: 
die  Reklame  tler  1\(  klauK ai  tikelfabrikaiUen. 

Als  nützlichste  aller  Reklamen  wirkt  für  die  Mess-Aussteller 
zweifellos  aber  ihre  Aufführung  im  offiziellen  Leipziger  Mess- 
Adressbuch.  Vor  jeder  Herbst-  und  PViUijahrsmcsse  tragt  es  als 
Vorbote  des  grossen  Wettkampfes  die  Namen  der  sich  einfinden- 
den Firmen  in  die  Welt  hinaus,  in  Tausenden  von  Exemplaren, 
die  den  Messeinkäufem  unentgeltlich  und  portofrei  vor  ihrem 
Messbesuch  zueilen.  Während  der  Messe  wird  es  den  Käufern, 
die  es  nicht  schon  besitzen,  kostenlos  ausgehändigt  und  überdies 
zu  beliebiger  Einsicht  allcrwärts  ausgelegt.  Nach  Erfüllung  seiner 
Aufgabe  als  Messführer  dient  es  dann  noch  bis  zur  nächsten 
Messe  täglich  als  Adressennachschlagebuch  und  Bezugsquellen- 
nachweis. Ks  vermittelt  somit  auf  dem  Schauplatze  des  Mess- 
verkehrs selbst  wie  fem  von  ihm  jährlich  Hunderttausende  einzel- 
ner Beziehungen  und  macht  auf  diese  Weise  nicht  nur  für  den 
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einzelnen  Reklame,  sondern  für  alle  Aussteller  zugleich,  für  die 
Institution,  für  die  Stadt,  für  ganz  Deutschland  und  Mitteleuropa, 
ßir  Hunderte  von  Zueigen  des  deutschen  und  fremden  Gewerb- 
flctsses. 

e)  Wie  verhält  es  sich  nun  mit  dem  Messmusterlagerverkehr 
im  Vergleich  zu  den  übrigen  Formen  der  Absatzgewinnung  hin- 
sichtlich der  Kosten? 

Die  Aufwendungen,  die  eine  ausgedehnte  Reklame  erheischt, 
erreichen  aus  den  erörterten  Gründen  eine  beträchtliche  Höhe, 
ebenso  die  Kosten  erfolgreicher  Beteiligung  an  öffentlichen  Aus- 
stellungen. Recht  teuer  sind  auch  die  Beschaffung  einer  Mehr- 
zahl von  Kollektionen  für  Retsende  und  Agenten  und  ihre  Vor- 
fühmng  an  einer  Reihe  verschiedener  Plätze.  Wcnii^cM-  kostspielig 
scheint,  wenn  auch  vielleicht  nicht  immer  im  V'erhältnis  zu  dem 
erzielten  Nutzen,  die  Unterhaltuncj  einer  Auswahl  von  Mustern  in 
einem  «jenosscnschaftlichen  Ausfuhrmusterlai^er/ 

Die  Kosten  der  lYMlnahme  an  den  Musterlagermcssen  werden 
im  wesentlichen  bedin^jt  durch  die  Anfcrtijrung^,  Versendung  und 
Unlcrhrini,nnK:  i1<m  Muster  sowie  die  Reise  und  den  Aufenthalt 
des  /Xu^stcllcndrti  und  seines  Personals. 

Die  Aut Wendungen  tiu-  die  Herstellung  der  Mess- Kollektion 
sind  nicht  unbedeutend,  uir>gen  sie  auch  hinter  denen,  die  zu- 
weilen öffentliche  Ausstellungen  veranlassen,  zuriicksteiun.  l!s 
kann  inde^srn  frai^lich  scheinen,  ob  diese  Aufwendungen  ühi-r- 
haupt  in  die  Kosten  des  Messl)esuchs  eingerechnet  werden  mü-srn, 
da  eine  vollständige  K(»llekti<»n  doch  jeder  I-'abrikant,  gleicliviel 
an  welchem  ( )rte,  schliesslich  braucht.  Aber  selbst  wenn  es  zu 
geschehen  hat,  bleibt  die  Anfertigung  einer  einzigen,  in  sich  ab- 
geschlossenen Kollektion  immer  noch  ebenso  billig  wie  die  einer 
ganzen  Anzahl  einen  Teil  der  Muster  begreifender.  Eine  abso- 
lute Ersparnis  tritt  jedenfalls  da  ein,  wo  die  Messkollektion  die 
alleinige  ist,  Vervielfältigungen  von  ihr  gar  nicht  bestehen,  die 
Darbietung  der  Erzeugnisse  nur  zur  Messe  und  etwa  noch  am 
Froduktionsortc,  nicht  ausserdem  durch  Reisende  oder  Agenten 
erfolgt. 

Beträchtlich  sind  desgleichen  die  Kosten  der  Beförderung  der 
Kollektion  auf  die  Messe,  die  ihrer  Ausstellung  daselbst,  die  der 
Reise  und  des  Aufenthalts.  Oft  sind  es  zehn  bis  zwanzig  grosse 
Kisten,  die  aus  einer  einzigen  Fabrik  ihren  Weg  ins  Messlokal 
nehmen,  nicht  ein  blosser  Stand  oder  ein  kleineres  Zimmer,  son- 
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dcrn  weite  käuniliclikeiten,  die  die  Ausstellung  des  einzelnen  ein- 
nimmt, nicht  ein  Industrieller  allein,  sf)ndern  ein  t^anzer  Stab  von 
Inhcii)ern  oder  Direktoren  und  Angestellten,  die  genieinschattlich 
zur  .Messe  fahren,  alle  dort  wohnen,  essen  und  trinken  müssen, 
etwas  sehen  und  sich  verj^^nü^^t  machen  wollen. 

Ermässij^aMid  aui  Transport-  und  Reisekosten  wirken  al)er  die 
zentrale  Lage  Leipzigs  und  der  Umstand,  dass  die  Messmustcr 
nicht  wie  die  Muster  des  Reisenden  eine  fortwährende,  sondern 
nur  eine  ein-  oder  höchstens  zweimalige  BefSrderung  verlangen, 
nicht  wie  oft  die  zahlreichen.^;enten-KolleIctionen  auf  dem  teuersten, 
sondern  auf  dem  nur  bei  einer  grössern  Sendung  benutzbaren 
billigsten  Wege  ans  Ziel  gelangen  und  vielfach  auch  wie  in  stän- 
digen Musterlagem  dauernd  am  Platze  bleiben,  um  zur  nächsten 
Messe  wieder  ausgepackt  und  teilweise  erneuert  zu  werden. 

Auch  auf  die  Aufwendungen  für  die  Ausstellung  der  Muster 
üben  gewisse  Tatsachen  einen  mindernden  Einfluss.  Das  Städtische 
Kaufhaus,  das  zur  Zeit  etwa  i4Proz.  aller  Aussteller  beherbergt, 
bietet  seinen  Raum  zum  Selbstkostenpreise,  braucht  keinen  Gc- 
winn  abzuwerfen,  sondern  nur  das  Areal-  und  Baukostenkapital 
zu  verzinsen  Aehnliche  Vorteile  in  Beziehung  auf  Lage,  Aus- 
stattung und  Preis  der  Lokale  suchen  in  gegenseitigem  Wettbe- 
werb die  grossen  privaten  Bauunternchmungcn  zu  gewähren 
die  mit  dem  Kaufhause  bereits  6o  Proz.  der  Aussteller  aufnehmen 
und  an  Zahl  fortgesetzt  noch  wachsen.  Dazu  kommt  endlich  da'- 
Angebot  von  Räumlichkeiten  in  jedem  Mause  und  Stockwerke 
der  im  Messviertel  gelegenen  Strassen  seitens  (lewerbetreibender 
und  Privater  ^j,  die  sich  mit  ihrem  Betrieb  oder  1  lauühalt  während 

1)  Nach  Angaben  des  Rates  und  den  Hausbaltplinen  und  Rechnungen  der 

Stadt  Leipzig  stelllcn  sicli  mit  dem  Vcrgr«'j;>>,cruiii;>l)au  die  Are:dkosteii  auf  rund 
2  Millionen  Mark,  die  Baukosten  ^leic)ifall>,  auf  rund  2  Millionen  Mark,  der  Brutto- 
ertrag und  die  Unterbaltungbku^tcn  im  Durch.^chnill  der  letzten  Jahre  auf  etwa 
200  000  bes.  35  000  Mark,  der  Nettoertrag:  .ilao  auf  etwa  165000  Mark  oder 
4V4  Proz.  Dabei  sind  noch  keinerlei  ROcklagen  für  ausserordentliche  Ausgaben 
oder  AbecbrdbOflgen  gerechnel  und  ebensowenig  ein  Betrag  für  Gehälter  des  Ver- 
waltunp*>|icrsonals  und  sonstige  den  Helrieb  hela^tLtult  illLicim  inc  Kosten  <  in<r( - 
stellt.  Die  Beme&äuiig  der  Mictprcibc  für  die  einzelnen  Räume  lai  nach  Stockwerk 
und  Lage  ▼eraehieden.  Der  Sats  flir  den  Geviertmeter  schwankt,  von  den  Laden 
im  Erdgeschoss  und  etlichen  besonders  vorteilhaft,  z.  B.  an  den  Kreuzpunkten  der 
(länfje  Iiei;en<lcn  Mu>ttrzimmern  abgesehen,  zwischen  12  und  3**  Mark  jährlich. 
Die  Musler  können  das  jähr  über  am  I'latze  bleiben. 

2)  Nach  dem  Vcrzeichtu>  I r<. i-ielieudcr  Mcsälokale  wurden  z.  B.  gefordert:  iu 
einem  der  neuen  privaten  Mc>->gcbäude  in  der  besten  l.a^e  für  Geviertnirter  und 
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der  Messen  in  die  hinterste  Ecke  des  Ladens,  in  die  Werkstatt, 
in  Küche,  Schlaf-  oder  Kinderzimmer  zurQckziebcn,  um  aus  dem 
besten  Teil  ihrer  Räume  den  Nutzen  zu  ziehen,  der  ihnen  als 
Hausbesitzern  in  Gestalt  einer  Mes&<}rundrente  anheimfällt  oder 
als  Mietern  im  Wohnungspreise  oft  schon  mit  angerechnet  ist. 

Am  stärksten  zeigt  sich  die  Wirkung  des  sich  vieltausendköpfig 
zusammendrängenden  Verkehrs  bei  den  Aufenthaltskosten,  in  dem 
zuweilen  auftretenden  Mangel  an  Gelegenheit,  in  der  gewünschten 
Weise  unterzukommen  und  in  der  dem  Andrang  entspringenden 
Steigerung  der  Unterkunftsprei.se,  den  sogenannten  Messpreisen 
der  Gastwirte.  l"^s  sind  hier  nicht  nur  die  Firmen,  sondern  die 
Personen  und  üicht  nur  die  auf  Seiten  des  Verkaufs  beteiligten, 
sondern  auch  die  Käufer,  deren  J^erntt  r  und  Keisegcfälirten,  Fa- 
milienangehörige und  Angestellte,  die,  den  sonstigen  J'reindcn- 
verkehr  vervielfachend  eine  schwer  zu  befriedigende  allscitiL^e 
NachfraL^f  hi  ri)(Mführen.  Aber  auch  hier  fehlen  nicht  ausL^deichende 
Kräfte  \(  imchrten  und  «geregelten  .Angebots.  Mit  ihren  zahlreichen 
Gasthäusern,  in  denen  die  Zimmerpreise  zu  Messzeiten  wohl  einen 
Aulschlag  erlalTi-n  infolge  tle*^  Zwanges  der  poli/i  ilichen  Ab- 
stempelun<(  wnd  des  .\nsclilagcns  der  Preise  al)er  nicht  jeden 
y\ugenl)lick  willkmlich  verändert  werden  können,  mit  ihren  weiten 
Kreisen  von  liiirgern,  die  wie  den  Mustern  des  1-remden  im  Mess- 
viertel  so  dem  l-'remden  selbst  in  allen  leilen  der  Stadt  l'nter- 
kunft  zu  gewähren  bereit  sind  'j,  mit  ihren  neu  erstehenden  Cie- 

J.^hr  jc  nach  dem  Stockwerk  15 — 60  Mark;  in  einem  zvreiten,  Kbnlichen,  fflr  einen 
Raum  von  t2  Geviertmetem  im  2.  Stock  300  Mark  für  die  Messe  oder  400  Mark 

jährlii  li;  in  sonstigen,  niclit  au»»ch1ic».s1icfa  Mess7.\vccken  dienenden  Hiln^cni :  für 
ciiu-i)  I,:i(lr nimmi  von  20  'I  M.  n  ich  i!cr  l'iiivcrs.-Sir.  («1cm  Kinirii  iiepciiiiher)  mit 
Schaulcuaicr  und  niclircitn  1  alcln  550  .M:irk  jährlich;  für  ein  /unnicr  vun  4O  G.M. 
im  I.  Stock  nach  der  Grimm.-Str.  (zw.  Un.>Str.  nnd  Neumarkt)  350  Mark  fBr  die 
Messe,  650  Mark  jährlich;  Itlr  ein  xweifenstr.  Zimmer  %'on  15  G.M.  im  1.  Stock 
im  Gewandjiäs^ciitn  fticm  Kuut  !i.-iu>  i^if^rentihcr)  200  M.nrk  für  «iic  Ml»c ;  für  einen 
R:uiin  \on  20  <i.M.  im  l-'.nli;cr,i  lnis>  um  Ii  iluni  W  tim  nkt  450  Mark  für  bi.iiii.-  Mes- 
sen zusammen,  für  2  Stunde  und  2  kleinere  /inmier  im  2.  Stock  eines  der  raei>t- 
iMinutisten  Mfiuser  der  Peters-Strabsc  je  30—50  Mark  fQr  die  Messe,  60— lOO  Nfark 
für  das  Jahr.   Die  Preise  schliessen  Heizung  und  Beleuchtung  ein. 

1)  V^l.  ohen  S.  27,  Anm.  3. 

2)  In  niniiclicn  '  iiiMhiinscrn,  wn  (iic  Messpreise  n  e  1»  e  11  den  {jewühnlii  hen  ati- 
Hesclilajjen  sind,  einen  yewiss  niclu  als  übcrtnSsM^  hoch  anzusehenden  .■\ufschlag 
von  10 — 15  Proz.,  in  andern  allerdings  oft  aucli  eine  weit  belrSchtlichere  Erhöhung. 

3)  Der  Preis,  der  rOr  1  Zimmer  mit  i  Bett  einschl.  FrühstOck  und  BedienuqE 
gefordert  wird,  ist  gewöhnlich  3  Mark,  zuweilen  auch  nur  2  Mark  filr  die  Nacht 
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bauden  und  Strassen,  die  allcrwärts  an  den  Stätten  alter  cmpor- 
schiesscn  und  Bewohnern  und  Gästen  alle  neuzeitlichen  Annehm- 
lichkeiten darbieten,  mit  ihren  grossen  anmutigen  Vororten  endlich, 
die  unter  Aufopferung  weniger  Pfennige  und  Minuten  für  die 

Strasscnbahnfahrt  jeden  Augenblick  mit  dem  Messvicrtcl  leicht 
vertauschbar  sind  mit  allen  diesen  Mitteln  erschliesst  die  Mess- 
stadt jedem  l^remden  ein  i^eei^metes  Ouartier.  Kr  braucht  sich 
nur  ein  solches  zu  wählen  und  zu  sichern,  den  ihm  gebotenen 
Wohnungsnachweis  oder  die  Zeitung  zu  benutzen  und  recht- 
zeitig; eine  Postkarte  zu  schreiben ,  um  ilann  nicht  Ijei  seiner 
Ankunft  in  (U  r  Nacht  mit  andern  \veni«(  Weitblickenden  von  Motel 
zu  Motel  w  Uidern  und  tiiu  vielleicht  recht  kostspielige  Schlaf- 
stättc  airt  L  nuvei^en  suciien  zu  miissen. 

Nach  allfdem  werden  die  Kosten  der  r)rteili:4un^f  am  Mcss- 
musterla^er\ i-ikchr  an  sich  wie  im  Ver|_.deich  zu  cU  n  al)>-*>Kitcn 
Kosten,  die  die  andern  h'ormen  der  Al)satz«;ewinniuii;  l)i-din-cn, 
als  ani^emessene  zu  bezeichnen  sein.  Man  wird  sie  namentlich  als 
solche  anzusehen  halben,  wenn  man  in  Ixlracht  zieht,  dass  tler 
Mu^lcrlagerverkehr  der  Leipzij^er  Messi  n  in  dein  j^c-^anUen  Ab- 
satzsystem der  fraglichen  Protluktionszweii^e  den  Mitteljnmkt  ein- 
nimmt, indem  er  jene  andern  Formen,  soweit  er  sie  nicht  ver- 
drängt und  ersetzt,  mitbenutzt  und  ihrer  Entfaltung  die  Grund- 
lage gewährt.  Der  Käufer,  der  vor  oder  nach  der  Messe  den 
Produktionsort  besucht,  den  der  Reisende,  der  Agent,  das  Aus- 
fuhrmusterlager, die  Ausstellung  oder  die  Reklame  heranziehen, 
den  der  Kommissionär  oder  Exportagent  zum  Einkaufe  nach 
Leipzig  führen,  er  erscheint  an  dem  gemeinsamen  Treffpunkte,  an 
dem  sich  Verkäufer  und  Käufer  aller  Länder  regelmässig  ver- 
sammeln. Ebenso  greifen  zahlreiche  auf  schriftlichem  Wege  oder 
durch  Vermittelungspersonen  ausser  Messzeiten  zustande  gekom- 
mene Geschäfte  auf  zur  Messe  angeknüpfte  Verbindungen  oder 
dort  erteilte  l'robeaufträge  zurück.  Der  Mess-Mustcrlagervi  rkehr 
bedeutet  für  die  beteiligten  Industrien  etwa  dasselbe  wie  fin  die 
Landwirtschaft  die  Kmtc,  er  l)ringt  auf  dem  mühevoll  vorbereiteten 
Boden  die  Früchte  zur  Reife,  die  teils  selbst  erst  wieder  Frucht 
tragen  sollen,  zum  gr^issten  leile  aber  unmittelbaren  Nutzen 
geben.  Die  Kosten  des  Dienstes,  den  er  dem  Absatzsuchenden 
leistet,  dürfen  daher  nur  im  Zusammenhantf  der  .\bsalzgewinnung 
im  i^anzen,  unter  Berücksichtigung  aller  mit  der  Messe  in  der 
einen  oder  andern  Weise  zusammenhängender  Verkäufe,  in  Bc- 
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Ziehung  auf  den  j^esamten  Jahresumsatz,  gemessen  und  beurteilt 
werden.  iJcr  Mustcrlap^ervcrkehr  der  Leipziijcr  Messen  hat  d.Tnn 
alter  nicht  nur  als  die  an  sich  vorteilhafteste,  sondern  auch  als 
die  kauftniinni^ch  lohnendste  und  volkswirtschaftlich  hillic^-te  I*'orm 
der  X'erniittelun;^  des  Al)satzes  zu  igelten.  jene  Hundeile  v<in 
Iniiabern  mittlerer  und  kleinerer  lietriehe.  die  weder  Reklame 
machen  und  die  (tftentlichen  Ausstelhint^a-n  beschicken  noch  reiM  U 
lassen  oder  Agenten  besitzen,  die  Aufwendimyen  dafür  /.u  traj^cn 
oft  auch  gar  nicht  imstande  waren,  würden  und  kr)nnten  sonst 
doch  nicht  an  der  Messe  teilnehmen,  unil  aul  tier  .mdeiii  Seite 
würden  und  koimten  doch  auch  nicht  alle  jene  grossen  Unter- 
nehmungen, die  alle  Mittel  der  Reklame  benutzen,  auf  allen  Aus- 
stellungen vertreten  sind,  überalUiin  Reisende  senden,  allcrwärts 
Agenten  und  ständige  Musterlager  haben,  gleichwohl  auf  die 
Leipziger  Mtlsterlagermessc  angewiesen  bleiben,  die  regelmässige 
Beteiligung  an  ihr  allem  voranstellen,  sie  als  das  beste  und  haupt- 
sächlichste Mittel  des  steten  Absatzes  und  dauernden  Erfolges 
betrachten. 
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FlugbläUer  u.  dcrgl.  1892 — 1903. 

Poliselamt  Leipzig:  Aufteichnnngen  des  Meldeamtes  Ober  cten  Fremden- 
verkehr der  einxetnen  Tage  1901 — 1903. 

Rat  der  Stadt  Leipzig:  Regulativ  fttr  Gast-  und  Schankwirtschaftsbetrieb 
vom  I.  Januar  1002. 

Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeitraum  von  1833  bis  cinschliess- 
lieb  1S36  aber  die  Bildung  und  AusfUhrung  des  deutscbm  Zoll-  und  Handels- 
vereins, 3  B.,  vorhanden  in  der  Bibliothek  des  Reichstags. 

Bükmirt:  Urkundl.  Geschichte  und  Statistik  der  Meissner  Poraellanmanuraktur  von 

!7io~iSSo  V.  itw  lir.  <]c>  K,  Sachs.  Stat.  Bür.  26.  Jahrg.   Dresden  1880.  4«). 

liüchtr:  Entstehung;  ilei  Volkswirtschaft.    3.  Aufl.  Tübingen  1901.  8". 

BtUktr:  Der  deutsche  Buchhandel  und  die  Wissenschaft   Leipzig  1903.  8*. 

Büsth:  Stantliche  Schriften.   3.  Bd.  Wien  1814.  8*. 

Delbrück:  Der  Artikel  40  der  Reichsverfassung.    Berlin  iSSi.  S^. 

Dzialzko:  » Bncbhaiidt-lc  (Handwörterb.  d,  Staats«.   2.  Aufl.    Jena  iSqq.    2.  Bd.  8"). 

Mkrenberg :  Die  Spieiwarenhausindusiric  ties  Kreises  .Sonneberg  (Schriften  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  Bd.  LXXXVI  Leipzig  1899.  8«). 

E$mmHgkßus:  AUg.  Gewerkslehre.  Bertin  1868.  8*. 

Exportmvsterlager  Stuttgart:  Ausstellung  - r.cdingungett.  4*. 

Eporlinustcrln{ier  Stuttt;art:  Jahresbericht  auf  i()02.  4' 
/•Intke:  » Unfreiwillige«  Statistik  der  Berliner  Herbstmesse.     Berlin  1893.  16* 
Grimm:  Die  Solinger  Industrie  (Schriften  des  Ver.   f.  Suzialpol.  Bd.  LXXXVIIL 
Leipzig  1900.  V). 

Handelskammer  Leipsig:  Jahresberichte  1863—1902.  31  B.  Leipsig.  8*. 

lÄandclska  m  m  c  r  Leipzig;:  Unterlajjen  för  die  Frnijc  der  zeitlichen  Ver- 
legung der  Leipziger  Messen.  Im  Auftrage  des  Mcss-i\usschusses  der  Handels- 
kammer zusammengestellt  von  Dr.  L.  Pohle,  Leipzig  18^3.  8".  —  Weitere  Un- 
teriagen  fSr  die  Frage  der  seitlichen  Verlegung  der  Leipziger  Messen.  Im  Auf- 
trage des  Mess-Ausschnsses  der  Kandelskammer  snsammengestellt  von  Dr.  L. 
Pohle.    Lei{»zig  1893.  8". 

liandelskammer  Leipzig:    Offizielles  Leipziger  Mess-Adressbnch  (Ver- 
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knurcT-Vt-r/ciclini^),  la'r.-ni-<L:cu.  vrjin  Meiui'Ausschuss  der  UandeUkamiiier  Leipzig. 
15  Autla^'cn.   iS(y7  — ii)03  I.ci|i/ii;.  S", 

II  a  n  «1  c  I  s  k  a  m  in  er  L  c  i  i>  /-  i  g  :  Verzeichnis  der  auf  den  Leipziger  Messen  ver- 
kehrenden EinkMurcr,  herausgeg.  vom  Mess-Ausschuss  der  Handebkammer  Leipug. 
10  Auflagen  1894—1903.   Leipzig.  8*. 

Handelskninnicrn  rhcmnitx  und  Dresden:  Jahresberichte  auf  1863 
und  die  s]>iUr(.ii  jnlirc.  S". 

//•;..  <' .  (icftchichle  der  I.eip/.ij;er  Messen,    Leiji/.iy  1885.  gr.  8". 

Ha  Sit:  Die  Stadt  Lei(>üg  und  ihre  Umgebung,  geographisch  mid  statistisch  be-  . 
schrieben.    (Vcrwahungsbericht  für  die  Sudt  Lcipsig  fflr  die  Jahre  1866—1877. 

Ikn  (All-.  Tfi!)  I.cip/i-.  1S7S.  S"). 
Hiuii  ni;:  A'l  jriiu  :ih-      li.u /k.iiniiicr  <lor  K  iiifTinaiiiiM/hart.    I  in|>zij;  174J.   3  B.  fol* 
Uuiniir:  Jalirt/ucli  iiir  Vulksvs irucliall  und  .Slatislik.  1S52.  Leipzig.  8'. 
Kaiserl.  Statiüt.  Amt:  Statistik  des  deutschen  Reichs.  Gewerbe-Statistik 

von  1895  (Bd.  113/119).   Auswärtiger  Handet  (Bd.  129).  Berlin  189S — 1900.  fol*. 
Kaisi  i  l.  Statist.  Amt    Monatliche  Nachwci>e  (I<)oo).  8". 
Kni->erl.  .Statist.  Amt:  Vicrteliahrshcfic  iS<i7.  III  und  1002,  I.  fol". 
K  i>  n  i  g  1.   Sachs.   iS  t  .i  l  i  s  t.    Hürcau:   /eiischi  .  des  K.  Sächs.  Si.  B.  Auf- 
sätze im  Anschluss»  au  die  Berufs-  und  Gewerbezilhlung  von  1S95.    Dresden  44. 

bis  46.  Jahrg.  1898—1900.  4*. 
Kostka   Dil  iK  im  irinii  in  der  Hohlglasindusttic  NordbShmens  (Schriften  de»  Vcr. 

f.  Si-  ial]...!.  I, XXXVI,   Lcip?!};  1809.  8"). 

Marptr^ir  .  Beschreibung  der  Messen  und  Jahrmärkte.    2  B.  Leipzig  1711.  8". 
Pariser  Weltausstellung  von  1900:  Amtl.  Katat«^  der  Ausstellung 

des  deutschen  Reichs.   Berlin.  8*. 
R  ri  t  iI  c  i  S  t  a  d  i  L  e  i  p  z  i  g :  Haushaltungsplltne  und  Rechnungen  auf  die  Jahre 

iSfH  )T.     I.Li|izi^».  fol". 
ktlUi- :  (icdgr. -Statist.  Le.xikun.    S.  AuÜ.    Leipzig  iSy8.  2  B.  gr.  8". 
Savary:  Dictionnaire  univ.  de  Commerce.    Paris  1723.    3  vol.  fol*. 
5iijr.'  Die  Hausindustrie  in  ThQringen.   L  Das  Meininger  Oberland.   Jen«  1882 

(Sannnlimg  nationalOknn.  und  Statist.  Abhandhin^'cti  dc-<  >i.iatsw.  Sem.  zu  Halle 

a    S.     Hfi.nust;c^    V.  roiirad      2.  Hd.     leiin  1S7.S  SS.  S"). 
S<huUze:   l>ic  Leipz.   .Messen  uml   die   Km«,  d   Leipz.  Handels  von  1835  —  1S75. 

(Zeiischr.  des  Kön.  Sftchs.  Stat.  BUr.    21.  Jahrg.  Dresden  1875.  4^). 
Sttinbrtcht:  Die  Sonder-Mcsse  in  Berlin  und  ihr  Verhältnis  zur  Leipziger  Messe. 

Bnnidati  18133.  8*. 

btu-.td.  I  >i<'  Aiifriiiiji'  der  l'oi .'cllaiifal)i ikal ii >ii  auf  dfiii  'riniriiitjerwaldf    |ena  1902. 
Lnijdiicr:  iJic   /innmaierinnen   in  Niiiiibi  ri;   und   Fürth.    (Schriften  des  Ver.  .f. 

Sozialpul.    Bd.  LXXXIV.  Leipzig  1899  8"). 
Withmann:  Wichmann's  gcogr .-stallst.  Notizen  in  Justus  Perthes*  Taschen-Atlas. 

40.  Aul1:ii;i.-.    (iiiilia   190J  8*. 
Wilffhii; :    1 'il    11,111  iiuiu--trie    und  I  k  iiiiai  heil    auf   dem   tjcbictc    der  Kamm-  und 
l'achci  tn.uheici  m  Wien  (.Schriften  des  Ver.  f.  Suzialpol.  Bd.  LXXXVI.  Leipzig 
i8yy.  8"). 
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Anlüge  11. 

Erklärung, 
die  sogenannte  Berliner  Vormesse  betr. 

nie  Handelskammer  Lei|5zig  ist  ermächtigt,  im  Namen  der  unten 
\  ci/.cichnetcn  Firmen  ,  deren  Inhaber  zu  den  regelmassigen  Besuchern 
der  Leipziger  Messe  gehören,  die  Krklarung  abzugel)en,  dass  dieselben 
sämtlich  in  ihrem  eigenen  Interesse,  wie  auch  in  dem  ihrer  Kundschaft 
sich  verpflicbtet  haben,  an  der  in  Berlin  für  Ende  August  und  Anfang 
September  d.  J.  von  einzelnen  Firmen  geplanten  sogenannten  V  orm  esse 
in  keiner  Weise  sich  zu  beteiligen.  Durch  diese £rkllning,  zu 
deren  Vermittelung  die  Mandelskammer  von  einer  grossen  Anzahl  bedeu- 
tender Industrieller  der  keramischen  Branche  angeregt  worden  ist.  wird 
hoti'entlich  die  fiir  Fabrikanten  wie  Einkaufer  gleich  \ erhani;nis\olle 
Entstehunf,'  einer  1  )oj)pclmcsse  in  Leipzig  und  Berlin  im  Keime  erstickt 
werden  1  Andernfalls  würden  die  unausbleiblichen  Folgen  sein :  teil- 
weise Auflösung  der  Messen  in  Fachmessen,  wodurch  die 
Vorteile,  die  aus  der  gleichzeitigen  Vertretung  aller  überhaupt  die  Messe 
besuchenden  Geschäftszweige  entspringen,  verloren  gehen  müssten. 
Ferner:  Zersplitterung  des  Besuchs,  was  die  Fabrikanten  in 
die  Notwendigkeit  versetzen  würde,  in  Berlin  und  in  Leipzig  auszu- 
stellen, woflurch  ihnen  ohne  Erhöhung  des  Gewinns  nur  doppelte  Kosten 
erwachsen  wurden. 

Zu  dieser  Erklärung  haben  sich  die  unterzeichneten  Firmen  um- 
somehr  veranlasst  gefühlt,  als  sie  durch  die  ihnen  von  der  Handels- 
kammer zugegangenen  Mitteilungen  die  Gewissheit  erlangt  haben,  dass 
der  Rat  der  Stadt  Leipzig  sowie  die  Handelskammer  Leipzig  den  be- 
rechtigten Wünschen  und  Beschwerden  der  Messbesucher  bezüglich  ver- 
schiedener I'e1)c1stände,  die  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  hervor- 
getreten sind  .  das  weitgehendste  Entgegenkommen  zeigen.  Besonders 
freuditr  i^t  es  in  dieser  Hinsicht  begriisst  worden,  dass  der  vom  Rate 
beschlossene,  mit  grossen  Kosten  verknüpfte  U  m  I)  a  u  des  alten 
(lewandhauses  zu  einer  M  e  s  s  -  A  u  s  s  l  e  11  u  n  g  s  h  a  1 1  e  voraus- 
sichtlich schon  bis  zur  nächsten  Ostermesse  soweit  gefördert  sein  wird, 
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tUlss  eine  grössere  An/alil  /.wccknia.s.sigcr  Ausslelluniisruume  zu  aiii^e- 
messcuen  Preisen  den  Messbesuchein  zur  Verfügung  gestellt  werden 
kann. 

Die  listige  Wirkung  dieser  Massregel  —  Verhütung  der  Preis» 
Übervorteilung  Messfremder  —  wird  durch  die  schon  zur  nächsten 
Herbstmesse  unter  Mitwirkung  der  Handelskammer  ins  Leben  tre- 
tende N  e  u  -  O  r  g  a  n  i  s  a  1 1  o  n  des  \V  o  h  n  u  n  g  s  -  N  a  c  h  w  e  i  s  e  s 
für  Messfremde,  worüber  s.  Z.  die  Handelskammer  nähere  Bekannt- 
machungen erlassen  wird,  noch  verstärkt  wenlen. 

Endlich  wird  zu  dem  eben  erwähnten  Zeitpunkte,  einem  oft  aus- 
gesprochenen Wunsche  der  Mess-Interessenten  entsprechend,  von  der 
Handelskammer  die  tägliche  Herausgabe  einer  Liste  der 
cum  Besuche  der  Messe  eingetroffenen  Fremden,  eventuell 
in  der  C'orm  eines  besonderen  Messanzeigers  eingerichtet  werden. 

Allen  Wünschen  und  Beschwerden  der  Messbesucher  hat  die  Han- 
delskammer auch  weiterhin  sorgfaltige  Prüfung  und  tatkräftige  Förde- 
rung zugesagt.  Insonderheit  irilt  «iies  von  den  ihr  vor  kurzem  über- 
mittelten Wünschen  in  betreti  einer  zeitlichen  \  e  r  1  e  g  u  n  g  der 
Messen,  die  gegenwärtig  noch  zusammengestellt  werden  und  auf  Grund 
deren  die  Handelskammer  sich  dann  schlüssig  werden  wird,  was  sie 
dem  Ministerium  in  dieser  schwierigen  Frage  vorzuschlagen  hat. 

Leipzig,  den  12.  August  1893. 

Die  Handelskammer. 
A.  T  h  i  e m  e,  Vorsitzender.   Dr.  Pohle. 

Es  folgen  hierunter  verzeichnet  842  Firmen. 
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Aali^^  in. 

Bekanntmachung^ 

die  Leipziger  Messen  betreffend. 

Zufolge  der  von  uns  im  Einvernehmen  mit  der  hiesigen  Handels- 
kammer und  der  Gewerbekammer  gestellten  Anträge  hat  das  König- 
liche Ministerium  des  Innern  im  Einverständnis  mit  dem  Königlichen 
Finanzministcriuni  und  nach  Vernehmung  mit  der  Königlich  Preossi- 
sehen  und  Her/.oi.'li(h  P>raiinf;rh\vei£^isrhen  Repfierun;^  wegen  nnder- 
weiter  Festset/un:^  der  Zeit  und  Dauer  der  hiesigen  Mes- 
sen Folgendes  In  stimmt : 

1.  Die  Neujahrs  messe  beginnt  fortan  am  3.  J  an  u  a  r  und  endigt 
am  16.  Januar. 

II.  Die  Ostermesse  beginnt  fortan  für  Gross-  und  Klein- 
handel am  Sonntage  Quasimodogeniti  (erster  Sonn- 
tag nach  Ostern)  und  währt  unter  Beibehaltung  der  Bezeich- 
nungen »Böttcherwoche«,  »Messwoche«,  »2^hlwo<!i<    bis  zum 

Sonntage  C  a  n  t  a  t e  (vierter  Sonntag  n  a  f •  h  * )  s  t  e  rn) 
einschliesslicii.  Das  Kinläuten  erfolgt  am  Sonntage  M  i  s  e  r  i  c  o  r- 
d  i  a  s  D  o  m  i  n  i  (  /,  \v  e  i  t  c  r  Sonntag  nach  (1  s  t  e  r  n) ,  das 
Ausläuten  am  Sonntage  J  u  b  i  1  a  t  e  \^d  r  i  1 1  e  r  Sonntag  nach 
Ostern). 

III.  Die  Michaelismesse  beginnt  fortan  für  Gross-  und  Klein- 
handel am  letzten  Sonntage  im  August  und  währt  unter 
Beibehaltung  der  Bezeichnungen  »Böttcherwoche«,  »Messwoche«, 

Zahlwoche«  22  Tage.  Das  Finl  ititcn  erfolgt  am  zweiten,  das 
\itslautcn  am  dritten  in  die  Messe  fallenden  Sonntage. 
Durcli  liicse  neuerliche  Festsetzung  der  Zeit  und  Dauer  tler  hie- 
sigen Messen  wird  im  übrigen  an  den  liestehenden  Eiurichtungea  und 
Zuständigkeitsverhältnissen  etwas  nicht  geändert. 

Sodann  haben  wir  mit  Genehmigung  des  Königlichen  Ministeriums 
des  Lnnem  und  im  Einvernehmen  mit  der  hiesigen  Handelskammer  und 
Gewerbekammer  beschlossen, 

in  der  Zeit  vom  ersten  Montag  im  März  bis  zum  Sonn- 
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abend  der  darauf  folgenden  Woche  fortan  alljährlich  eine 
sog.  Vorm  esse,  d.h.  eine  Ausitelluni(  von  ^^uslclkollcktionen 
und  Musicrlaui  in  in  cjrdsserem  l  infani^e  t'ur  die  am  Schlüsse 
aufgeführten  \\  arcnj;attiingen  stattiirMU  n  /n  lassen,  durch  welche 
den  Interessenten  die  Anschaliunt;  liues  Bedarfs  durch  Ankaut 
nach  Probe  oder  Muster  ermöglicht  werden  soll. 
Messkonten  für  diese  Vormesse  werden  nicht  eröffnet  Ebenso 

wenig  wird  die  Aufstellung  von  Buden  und  Ständen  auf  öffentlichen 

Strassen  und  Plätzen  gestattet. 

Zur  Vormesse  zuijelnssen  werden  nur: 

Porzellan-,  .Majolika-,  Stcini^ut- ,  Terracotta-  und  Ton-,  Kristall-, 
Glas-,  Bron/c-,  Eisen-  und  Zinkmisswarcn,  .Muminium-,  .Mfenide-, 
Nickel-  und  sonstige  .Metalhvarcn  aller  Art.  Beleuchtungsartikel. 
Lederwaren,  Photographie-Albums ,  1  ioi/.vvaren ,  Rorbwaren,  l'a- 
pierartikel,  Bijouterieartikel,  Japan-  ttnd  Chinawaren,  künstliche 
Blumen,  Puppen  und  Spielwaren  aller  Gattungen,  Eisenwaren, 
Haus-  und  Küchengeräte,  Drahtwaren,  Musikinstrumente,  optische 
Waren,  Seifen  und  Parfümerien,  Stöcke,  Peitschen,  Luxusartikel, 
Kurz-  und  Galanteriewaren  aller  Art. 

Leipzig,  am  2,  Juni  1894. 

Der  Bat  der  Stadt  Leipzig. 

Dr.  Georgi.  Lampe. 
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Aulniee  IV.    Die  Ausstellerscbaft  d.  Leipz.  Musterlagermessen  nach  Warengattungen. 
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Die  Einkäuferschaft  ausländischer  Herkunft  aus  Orten  mit  mehr  als  20000  Einw. 


Es  kummen  aus 

Zahl 
der  Firmen 

1 

Es  kommen  aus 

1  

Zahl 

derrirmen 

_  

Es  kommen  aus 

Zahl 

derrirmen 



Wien 

148 

1031 

53  «079 

London 

ij« 

Cleveland 

3 

Malmö 

3 

Kopeabagen 

Si 

Inilianaiiulis 

2 

Ac^rani 

2 

Paris 

74 

1  .iverpoul 

2 

Groningen 

2 

Amsterdam 

61 

Lütticl) 

2 

Kowno 

2 

Frag 

5« 

Madrid 

Leiden 

2 

Ofenpest 

48 

Marseille 

2 

M  insk 

2 

l'nissel 

46 

Mihvaukee 

2 

Xashville 

New- York 

4« 

l'ittsburg 

2 

Pilsen 

3 

Wanchao 

28 

Plymotith 

3 

Temesvar 

2 

Rotterdam 

24 

Triest 

2 

Arad 

1 

Stockholm 

»9 

Wilna 

3 

Bialystock 

, 

Zürich 

»9 

Alexandria 

Brüi»ge 

I  lang 

1 7 

Bristol 

(iiovsw  ardein 

Kristiania 

»7 

Cardiff 

Haarlem 

Mailand 

«3 

Dublin 

LImoges 

Basel 

ta 

Gent 

Mecheln 

J 

Bukarest 

Halifax  (England) 

l'cona 

1 

Lodz 

1 1 

Hamilton  (V.  St.)!  t 

i'rcssburg 

1 

Riga 

II 

Hiill 

Reading 

Philaddphia 

fO 

Kairo 

Samara 

San  Franniko 

10 

Kansas  City 

Theresiopel 

Genf 

9 

Manila 

l'ourcoing 

, 

Buenos  Aires 

8 

Mexiko 

Thinlaii 

Moskau 

8 

Montreal 

Baltimore 
Gothenburg 

7 
7 

Nancy 
Nantes 

Neapel 

aus  34  tj  r  t  e  n 
50000  b.  100000 

— ~ 

7 

Einw. 

87 

iiinuingham 
Chicago 

6 

New-Orleans 

6 

Palermo 

Rcichenberg 

16 

tienua 

6 

Prc^ton 

Aussig 

7 

( »ra/ 

6 

l'rovidence 

üilense 

7 

Lille 

6 

Saloniki 

St  Gallen 

7 

.Manchester 

6 

Santiago  de  Ch. 

Drammen 

4 

St,  Petersburg 

6 

Soerabaja 

Ncuchätcl 

4 

Hoston 

5 

.Szegedin 

Biel 

3 

Montevideo 

5 

Turin 

Breda 

Sydney 

5 

Venedig 

Budweia 

'1"'  irmito 
Antwerpen 
Brünn 
(llasjjow 

Chaux  de  Fonds 
Brzniysl 
Norrküpping 
r  lume 

5 
4 
4 

ans  89  Orten 

mit  in  ehr  als 
100 000  Einw. 

1079 

3 

3 
3 

4 

2 

Lecds 

4 

Krakau 

9 

Helstngborg 

3 

Lembeis 

4 

Aarbos 

7 

Hereogenbusch 

2 

Kiew 

3 

Belgrad 

7 

Innsbruck 

2 

1  .Von 

3 

Bern 

6 

I.uzern 

2 

Utrecht 

3 

Hcisingfors 

6 

Möns 

8 

Barcelona 

6 

Salzburg 

3 

BoTileaux 

Amheini 

3 

Stavanger 

3 

Buffalo 

» 

B'-Tgen 

3 

\'erv;er-; 

2 

Charkow 

2 

Lil>au 

3 

Winterthur 

2 

Cincinnati 

2 

Linz 

3 

Aalborg 

1 

1031 

53  "079I 

84  1166 
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TU  (Scblass). 


Es  kotnmca  nus 


Zahl 
jd<r  Finnen 

I    84  1166 


Charleroi 
Craiova 
Karlskrona 
Kascbau  (Ungarn) 
Laibach 
Lnxemburg 
M.uibti  iclit 
Mantua 
Nimwcgen 
enburg 

SantM  (Brasilien) 


96  1 166 


Es  kommen  aus 


Simbirak 

Tropjmu 

Vitoria  (Spanien) 
Zomhor  (Ungarn) 

Zwolle 

aus  40  Orlen 
mit  30  000  bis! 
50000  Einw, 

au'i  163  Orten  mit; 
mehr  als  20  ooo 
Einwolinem 


Es  kommen  aus 


Zahl 
der  Finnen 

1267 


aus  50  Orten  mit 
10  000  bis  20000 

Einwolincrn 
«US  40  Orten  mit 
5000  bis  10  000  E. 
aus  30  Orten  mit 


2000 ! 


.0  K. 


101 

aus  49  Orten  mit 

bis  tn  3O0O  E. 

61 

aus  33S  Orten  des 

1267 

Auslandes 

1601 

1367 

102 
53 
58 


Digitized  by  Google 


—    113  — 


Au  läge  Tin. 

Die  Bink&uferachaft  deutscher  Herkunft  aus  Orten  mit  mehr  «Is  je  zo  Einkftufem. 


Berlin 

Leipzig 

393 

Hamburg 

«95 

Dresden 

184 

Nürnberg 

1 19 

aus  5  Orlen  mit 

über  100  Ein« 
käofern 


3  t  bisiooEink. 


1327 


Breslau 

89 

Cbemaits 

70 

Frankfurt  a.  M. 

65 

Magdeburg 

6[ 

Köln 

56 

Mflnchen 

54 

Fürth 

52 

Halle 

50 

Erfurt 

46 

Hannover 

42 

Du»seldoif 

38 

Bremen 

37 

Kassel 

aus  ijOrten  mit 

Dessau 

30 

PlAuen  i.  V. 

30 

Altenburg 

2q 

Stuttgart 

29 

Königsberg 

28 

Solingen 
Gera 

28 

26 

Görlitt 

26 

Stettin 

25 

Zwickau 

^5 

Braunschweig 

24 

Hildesbeiin 

24 

Mannheim 

24 

Wiesbaden 

24 

Zittau 

*4 

Altona 

22 

Elberfeld 

22 

Posen 

22 

Sonneberg 

2t 

aus  1  9  0  r  t  r  n  mit 

21  bis  30  £ink. 


693 


4S3 


«503 


Es  kommen  aus 


Zahl 
der  Firmen 


Eisenach  I 

Dortmund 

Freiberg  i.  S. 

Halberstadt 

Quedlinburg 

Kiel 

Bcmburg 

Eisleben 

Gotha 

Remscheid 
Bayreuth 

Naumburg  ' 

N'orclhausen  ' 

Würzburg 

Barmen  i 

Duisbui^  ' 

Essen 

Jena 

KarUrobe  i.  B. 
Krimmitfchau 

Lübeck 

Meissen 

OfTenbaeh 

( )snabriick  j 

Strassburg  , 

Wernigerode  1 

Atinaberi^  i.  S. 
BauUen  . 
Beuthen  | 
Dübeln  , 
Krefeld 

MiihUiausen  i.  Th, 
Otbeinhau  i.  S.  . 
Weimar 
Aschersleben 
Darmstadt 
Göttingen 
Hagen  i.  W.  j 
Mainz  I 
Mittweida  i.  S.  1 
Riosa 
Zeiti 
Bielefeld 
Flensburg 
Heidelberg 


3503 


30 

9 

9 

9 

9 
8 

7 
7 
7 
6 
6 
6 
6 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
5 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
3 

3 
3 

3 

* 

3 

3 
2 


678  2503 


Ea  kommen  aus 


Zahl 
Ider  Firmen 


678  2503 


Koburg 

Müni>ter  i,  W. 

RudoUudt 

Trier 

Ulm 

Weiasenfels 

Worms 

Aue 

Auerbach  1.  V. 

A  u::;^.l  nirp 

brcmcrliaven 

Forst 

Frcibiir^^  i.  Er, 

Glauchau 

Hof 

I  .i-Ljmt.^ 
Saalteid 
Schwerin 
WaittTshausen 

aus  0  4  O  r  t  e  n  mit 
iibis2oE{nk. 

aus  loi  Orten  mit 
mehr  als  IG  Eink. 

aus  104  Orten  mi. 
6  bis  10  Eink. 

aus  222  Orlen  mit 
3  bis  5  Eink. 

aus  2C10  Orten  mit 
2  Fmkaufcrn 

aus  579  Orten  mit' 
I  Einkäufer  , 

aus  1206  Orten  I 
Deutschlands 


894 
3397 

780 
S22 
400 
S79 


597« 


2dCschrift  für  di«  g«s.  Siaauwiisensch.  firtantuassheft  II. 
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Karle  der  Standorte  der  ani 
Leipziger  Mess-Muslerlager-Verkelir 

beteiligten  Indus tilezwei^e. 


Karle  der  Standorte  der  am 

Leipziger  Mess-^Husterlager^Veikefar 

beteiligten  Industriezweige. 


»i^i'i!«.^ 


Ii  I 


4. 


Vbhlau  von  J.  C.  iL  MuHU  (Fall  SSikbi-x-kj  ix  Tciüngkn  van  LmvxiG. 

Italiens  Volkswirtschaft. 

Ein  Vortrag 
von 

Dr.  Edaard  Ton  der  Hellen. 
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Ä.  Grundlagen  und  Ursachen  der  städtischen  Schulden 

im  Mittelalter. 

Die  von  heute  i^esehcn  nu  rkwürdii^en  h'ormen  des  (itTcntlichen 
Kretlitcs  in  den  dciitsciu-n  Städten  fies  Mittelalters  kr.nncn  nur 
aus  ihren  ali^cnieiniMi  und  hesondert-n  histr)rischen  lieduij^unj^en 
heraus  vrrst.uiden  werden.  Das  städtische  Schuldenwesen  ist  all- 
uu  ui  abhäni^ijj;  von  den  «^a^samtcn  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen X'erhältnissen  seiner  Zeit.  Ks  ist  besonders  aMiän-ii;  von 
der  ICnlwicklunj^sstufe,  auf  der  sein  unmittelbarer  Trä<^'cr,  das  tniltel- 
ahi  rliche  städtische  Gemeinwesen,  als  politischer  K()rper  und  als 
Kollektivwirtschaft  steht.  Der  Zusanum^nhan^  mit  den  allgemei- 
nen Zuständen,  besonders  mit  privatrechtlichen  Institutionen,  soll 
zugleich  mit  der  Entstehung;  der  Schuldformen  und  ihrer  Neben- 
erscheinungen dargestellt  werden.  Es  bleibt  demnach  zuerst  eine 
kurze  Charaktmstik  des  mittelalterlich  städtischen  Gemeinw^ens 
übrig,  soweit  es  Bedingung  seines  Schuldenwesens  ist. 

Die  Städte  haben  sich  als  grössere  Verbände  materieller  und 
geistiger  Interessen  aus  der  Zahl  gleichförmiger,  sich  selbst  ge- 
nügender Einzelwirtschaften  abgesondert  und  zusammengeschlos- 
sen. Anfangs  tragen  sie  noch  hervorragend  die  Merkmale  ihrer 
naturalwirtschaftlichen  Herkunft.  Neben  dem  Markte  wohnte  zu- 
erst noch  eine  zahlreiche  rein  ländliche  Bevölkerung»  die  erst  all- 
mählich in  den  Verkehr  hineingezc^en  wurde,  bis  schliesslich  nur 
wenig  naturalwirtschaftlichc  Spuren  übrig  blieben.  Die  arbeits- 
teilige Produktionsweise  mit  wechselseitigem  Güteraustausch  ergriff 
die  ganze  Ansiedelunj;  und  verwandelte  sie  in  einen  wirtschaft- 
lichen ()r5.janismus,  dessen  Teile  einander  ergänzten  und  so  von 
einander  abhingen,  dass  sie  nicht  mehr  für  sich  allein  bestehen 
konnten. 

ZeitMbrifk  für  die  ges.  SiMUwiuensch.   Ergästuiigitteft  12.  1 
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Wie  als  Wirtschaftseinheit!  sonderte  sich  die  Stadt  auch  als 
militärischer  Körper  ab;  äusserlich  zeigte  sich  das  an  durch  die 
UmgOrtung  mit  Festungswerken.  Der  Markt  wurde  zugleich  Burg. 

Mand  in  Hand  mit  dieser  Entwicklung  ging  die  Umbildung 

der  sozialen  Struktur  der  Bevölkerui^,  die  Entstehung  neuer  Rechts- 
und Verfassungsformen.  Die  Bevölkcrunij,  die  den  Verkehr  ver- 
mittelte, erkmi^te  grössere  persönliclu  I  reiheit  und  gelangte  bald 
dahin,  in  der  Stadt  unter  freien  Leiheverhältnissen  zu  wohnen. 
Neues  Kccht  mit  dem  Z necke,  Verkehr  zu  schützen  und  zu  för- 
dern, entstand  im  Markti  trcht ;  es  erweiterte  sich  durch  ^Vutnahme 
InuLncchtlichcr  liestandteile  zum  Stadtrecht.  Zugleich  machten 
sich  neue  oticntHche  ( )p.;anisati( )nen  tiTitii^r.  Ks  entstand  städtisches 
Beamtentum  und  schliesslicii  eine  städiische  Rej^ierun«^,  zum  ersti  n- 
male  ein  (iffentUches  Organ  ausschhesslich  für  den  Dienst  einer 
Allgemeinheit. 

Diese  Neubildvmgcn  vollzogen  sich  anfangs  imtcr  der  förti<  in- 
den  lünwirkung  aller  nnturalwirtschaftlichen  Mächte.  Der  Stadt- 
herr war  an  der  Vergriisseruiig  und  Belebung  besonders  fmanziell 
interessiert.  ¥a  war  e^,  der  häufig  seine  Hintersassen  hei  Hess, 
der  den  Zuzieiu.iKlen  Land  zu  freier  Leihe  gegen  niedrigen  Zins 
austat,  der  neues  Recht  bestätigte  und  seine  Ministerialen  der 
Stadt  als  Beamte  vorsetzte,  eben  um  mit  Hilfe  der  neuen  wohl- 
habenden Bevölkerung  die  Einkünfte  aus  seinen  Gerechtsamen  zu 
steigern  und  neue  zu  begründen. 

Diese  finanziellen  Interessen  des  Stadthcrm  und  die  wirtschaft- 
lich-rechtlichen der  Stadt  mussten  bei  deren  weiteren  Entwicke- 
lung  kollidieren.  Es  musste  der  Augenblick  konunen,  da  sich  die 
Bürger  in  der  Entfaltung  ihrer  Kräfte  zum  Zwecke  grösseren  Wohl- 
standes durch  ihren  Herrn  gehemmt,  bedrückt  und  ausgebeutet 
fühlten.  Es  entstand  ein  tiefer  Gegensatz  zwischen  den  beiden 
Interessenten  an  der  Stadt.  Der  Stadtherr  wollte  seine  Hoheits- 
rechte im  alten  Stile  weiter  ausüben  und  ihren  Ertrag  immer  mehr 
steigern.  Die  Bürger  aber  wollten  einen  Gebrauch  dieser  Rechte 
zu  ihren  Gunsten  und  anspruchten  sie  schliesslich  ganz  für  sich 
selbst.  So  wollten  sie  niedrige  Zolle,  während  der  Herr  hohe 
wünschte.  Sie  verlangten  eine  beständige  und  gute  Währung,  der 
Herr  dagegen  übte  sein  Mi'mzrecht  mit  Münzverruf  und  -Verschlech- 
terung aus.    So  war  es  für  ihn  rentabler. 

Die  Stadt  war  aus  ihrer  innerer!  Xatur  heraus  •.;\  n(>tigt.  die 
errungene  Sonderstellung  inuner  weiter  auszubilden  und  sie  in  Un- 
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abhängigkeit  zu  verwandeln.  Diesem  Zwange  gesellten  sich  ge- 
meinwirtschaftliche  Motive  hinzu.  Fast  jedem  Hoheitsrechte  ent- 
sprach ein  direkter  wirtschaftlicher  Ertrag,  der  zur  Aneignung 
reizen  half.  Der  Besitz  von  Gerichtsbarkeit,  Geleite-  und  Fremden- 
recht,  Mftnz-  und  Steuerrecht,  Judenschutz  und  Allmende  war  zu- 
gleich der  Besitz  von  zum  Teil  sehr  ergiebigen  Finanzquellen. 

In  den  Besitz  der  (  u  rr(  bi^miir  konnte  die  Stadt  auf  verschie- 
dene Weise  «^^elangen.  Selten  wurden  sie  dem  Stadiherm  mit  dem 
Schwerte  abj^enin<;^cn.  Sie  wurden  vielmehr  durch  gewisse  her- 
vorragende Dienste  erworben.  Die  Stadt  leistete  ihrem  Herrn  bei 
seinen  p)olitischcn  Unternehmungen  Kriegs-  und  Geldhilfe  und  er- 
langte dafür  Pri\  ilrpion  Ms  sei  nur  an  das  Verhältnis  der  Städte 
zu  den  Saliern  erinnert.  V^on  überwiegender  Bedeutung  beim  Kr- 
werbc  der  I  loheitsrechte  aber  war  der  Kauf.  Der  wachst  nde  städ- 
tische Wohlstand  Hess  Kreditge.schältc  zwischen  dem  geldbedürf- 
ti-i  n  Herrn  und  der  Stadt  entstehen.  Da  das  Mittelalter  Personal- 
kredit in  der  Hau[)tsache  nicht  kannte,  vollzogen  sich  diese  meist 
in  Gestalt  des  Kaufes.  Der  Stadtherr  nuisste  deti  (iläubiger  sat- 
zungsmässig  sichtMU.  nn«^!  er  tat  das  durch  l  ebcrlragung  von  Ilo- 
hcitsrcchtcn  zur  .Xutzniosuug  bis  /.ui W  iedereiulösung.  Diese  blieb 
aber  oft  genug  aus,  und  wenn  sie  befristet  war,  ging  das  Eigen- 
tumsrecht an  die  Stadt  über.  Sehr  häufig  fiel  der  Weg  über  die 
Satzung  weg.   Es  fand  direkter  Kauf  statt. 

Auf  diese  Weise  entwickelte  sich  die  Stadt  zur  Unabhängig- 
keit Der  Grad  derselben  war  zum  guten  Teile  von  der  wirtschaft- 
lichen Ausstattung  der  Stadt  bedingt.  Damit  ist  ein  wichtiger 
Erklärungsgnind  für  die  so  vielartige  staatsrechtliche  Stellung  der 
deutschen  Städte  des  Mittelalters  gegeben.  Die  Lebensbeding- 
ungen der  einzelnen  waren  ja  sehr  verschieden. 

So  wiesen  schliesslich  die  Städte  eine  Reihe  von  Abstufungen 
öfTentlichrechtlicher  Stellung  auf,  von  den  Freistädten  über  die 
Reichsstädte  zu  den  geringeren  Graden  der  Landeshoheit  in  den 
Territorialstädten,  und  innerhalb  jeder  Art  glich  keine  völlig  an 
Machtumfang  <\cv  anderen.  Jede  Stadt  war  ein  Individuum. 

Die  entwickeit.sten  unter  dieseu  ( "umeinwesen  w  aren  für  ihre 
Zeit  fertige  Staaten,  die  in  vieler  Beziehung  zugleich  die  Entw  ick- 
lungsträgcr  zum  modernen  Staat  bildeten.  Dieser  kleine  Stadt- 
staat« knüpfte  selbständig  auswärtige  Beziehungen  an.  ICr  .schloss 
Verträge  ab  und  ging  Bündnisse  ein  zur  Wahrung  und  Erweite- 
rung seiner  politischen  Macht  und  zur  Enttaltung  seiner  Wirtschafts- 

I* 
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kräfte.  Es  mögen  nur  die  grossen  Städtebünde  und  die  zahlrei- 
chen kleinen  Einungen  angedeutet  werden,  die  Münzverträge  und 
-Unionen,  die  Verträge  über  Niederlassung,  frdes  Geleit,  gegen- 
seitigen Büfgerschutz  und  Gerichtsstand.  Gegebenen  Falls  führte 
die  Stadt  Krieg  mit  eigenem  militärischen  Aufgebot. 

Die  innere  Politik  suchte  durch  bis  ins  einzelnste  gehende  Mass- 
nahmen die  Wirtschaftsverhältnisse  zu  ordnen  und  zu  fördern,  zu 
grösstmöglicher  Wohlfahrt  der  Büiger.  Die  Stadt  unterhielt  öifent* 
liehe  Verkaufsstände,  W^agen  und  andere  Messungen.  Sie  besass 
eigene  Wirtschaftsbetriebe,  wie  Mühlen,  Brauhäuser,  Herbergen, 
Färbereien,  Bleichen,  Lohl^user,  Zi^eleien,  Steinbrüche,  Schmelz- 
hütten und  Münzen,  meist  Betriebe,  die  vom  einzelnen  wegen  der 
Grösse  ihrer  Produktionsmittel  nicht  errichtet  werden  konnten  oder 
deren  Brv.  ii  tschaftung  durch  die  <)tTentliche  Gewalt  aus  Gründen 
der  Sicherheit  und  Solidität  des  Verkehrs  und  der  Versorgung 
(\cv  Würger  mit  unentbehrlichen  Gütern  geboten  war.  Es  waren 
das  zum  Teil  Punktionen,  die  schon  Fronhof  und  Dorfgenossen- 
schat't  ausgcül^t  hatten  und  die  dann  von  der  Stadt  in  grösserem 
Massstal)e  w  eiteri;cbildel  wurden. 

Diesen  Ma^snahnu  n  stand  die  Ausübung  der  Gerichtsgewalt 
und  der  l'oli/.ei  zur  Seite. 

Von  (K  n  Aut;^Mben  des  Gemeinwesens  werden  sein  Bedarf 
und  seine  Aus-aben  betlingt. 

Die  fortwährenden  Aufgaben  der  Verwaltung,  der  äusseren 
Politik  und  L;i  \visse  Leistungen  an  den  Herrn  stellten  den  ordcnt- 
liclien  Hi  clait  der  mittelalterlichen  Stadt  dar.  Die  ihm  entsjire- 
chenden  Ausgaben  erstreckten  sich  auf  die  liesoldung  von  Hürgcr- 
meistcrn,  Ratsbeamten,  Wächtern,  Henkern,  .Spielleuten,  Söldnern, 
Schornsteinfegern  und  sonstigen  Beamten,  auf  die  Erhaltung  öf- 
fentlich-städtischer Gebäude,  der  Befestigungen  und  Waffen.  Dazu 
kamen  Kosten  für  Schreib-,  Bcleuchtungs-  und  Heizmaterial,  für 
Speisung  der  Katsherren  und  Wegzehrung  von  Ross  und  Mann 
bei  Gesandtschaften  nach  auswärts.  Endlich  mussten  Abgaben 
an  den  Stadtherm  geleistet  werden,  Zahlungen  für  freies  Geleit 
oder  Bundessteucm. 

Bcamtengehältcr  sind  besonders  in  früheren  Perioden  noch 
selten  und  in  geringen  Summen  vertreten,  die  den  tatsächlichen 
Einnahmen  des  Beamten  nicht  entsprechen.  Seine  Besoldung  be- 
ruhte vielmehr  noch  auf  dem  Dotationsprinzip,  das  aus  natural- 
wirtschaftlichen Zuständen  herübergenommen  war  und  dem  Lchns- 
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wesen  seine  Kntstehung  verdankte.  Der  Beamte  bezog  seinen  Ge- 
halt aus  Nutzungen,  womit  sein  Amt  ein  für  allemal  ausgestattet 
war,  oder  er  behielt  die  aus  sdnem  Amte  direkt  hervorgehenden 
Einnahmen  mindestens  teilweise  für  sich.  Der  städtische  Haus- 
halt konnte  so  die  Sorge  um  Beamtenbesoldung  ausschalten,  und 
die  Stadtrechnungen  befassten  sich  auch  nur  wenig  damit.  Aehn> 
lieb  war  es  mit  den  öffentlichen  Nutzungen.  Sie  waren  meist  ver- 
pachtet, und  der  Pächter  hatte  für  die  Instandhaltung  des  Betrie- 
bes selbst  zu  sorgen.  Die  Stadt  war  nur  an  dem  r^elmässigen 
Eingange  des  ihr  gebührenden  Ertragsteiles  interessiert 

Die  ordentlichen  Ausgaben  standen  in  den  verschiedenen 
Städten  natürlich  nicht  in  gleichen  Verhältnissen  zu  einander. 
Einige  kamen  in  manchen  Städten  überhaupt  nicht  vor.  Charak- 
teristisch für  das  Mittelalter  ist  nun,  dass  sie  auch  in  derselben 
Stadt  von  Jahr  zu  Jahr  stark  schwanken,  sehr  oft  um  das  Mehr- 
fache. Der  Bau  einer  neuen  Brücke,  (  in<  r  Mauer,  eines  Turmes 
Hess  die  Ausgabesummen  häufig  plötzlich  em])orschnellen.  Das- 
selbe i(cschah,  wenn  die  Stadt  neue  auswärtige  Beziehunfjen  an- 
knüpfte oder  in  eine  l'chdt*  verwickelt  wurde  1  )ann  erhrdu-n  sich 
die  Botenlöhne  und  -auslr)SunL,'en  beträchtlich,  lüne  Gesandtschaft 
an  den  König  oder  nach  Rom  kf)nnte  das  finanzielle  (ileichne- 
wicht  ins  Wanken  bringen,  ähnlich  der  Hesucli  <les  KoniL^s  oder 
eine  fürstliche  Hochzeit.  Als  Bci>piel  für  den  wantlclbarcn  Charak- 
ter der  ordentlichen  Ausgraben  mögen  die  Mainzer  Stadtrechnungen 
von  143S — 43  dienen').  Die  regelmässigen  Ausgaben  (  stediges  ge- 
meines ussgei)en    und   ussgeben  des  unkostes  )  beliefen  sich  dort : 

1438  auf  45yo  i'fd.  1441  auf  5707  Pfd. 

1439  .     5089    »  1442         5842  » 

1440  -     4754    »  1443    *    4004  » 
Davon  entfielen  auf 

Gesandtschaften  (reide)  Bantcn  Beamte 

143S:  534  Pfd.  774  Pfd.  1566  Pfd. 

1439:  760    »  761    »  1236  > 

1440:  332    »  :?o2S    »  799  > 

1441:  620    »  2182    >  165S  > 

144a:  II39    »  1289    •  1415  > 

1443:  389    >  1083    >  I3t8  »*). 


1)  fftge/t  SUIdtechNmiken  17,  s.  114  ff. 

2)  Van  anderen  Etats  sei  noch  der  Hamliurj^er  herangezc)>:en :  Ausgaben  fUr 
Bewachung  des  Turmes  zu  Neuwerk:  1350:  88  Pfd.  I354:  63  Pfd.  1356:  I99. 
1358:  88,    1376:  268.    1378:  317  I>fd. 

Für  bauten:  Arbeitslohn:  1350:  88  Pld.   1351  :  O9.    1353:  204.   1358:  79. 
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Die  Gesamtausgaben  sind  also  1442  fast  i,5mal  so  hoch  wie 
1443- 

Die  Gesandtschaften  von  1442  erforderten  beinahe  das  3,5- 
fache  von  1440.  1442  schloss  die  Stadt  nämlich  einen  Bund  mit 
dem  Pfalzgrafen  Ludwig,  sie  holte  atisserdem  vom  Könige  eine 
Bestätigung  ein  und  hatte  Einui^sverhandlungen  mit  dem  Kölner 
Erzbischof  zu  fahren.  Dabei  wurden  insgesamt  1019  Pfd.  2  sch. 
verritten. 

Die  Baukosten  sind  1440  und  1441  fast  300  Proz.  von  denen 
in  den  Jahren  vorher.  Ursache  war  die  Errichtung  eines  Eisbre- 
chers im  Rheinstrome. 

Die  Gehälter  und  Besoldungen  schwanken  um  das  Doppelte: 
vgl.  1440  mit  1438  und  1441.  1438  wurden  die  Söldner  neu  ein- 
gekleidet; 1441  fanden  Gehaltserhöhungen  statt,  der  Rat  erhielt 
eine  »presencie«,  und  die  Kleidung  der  Söldner  wurde  zweimal 
bezahlt.    Das  bedeutete  Rüstung^  gegen  den  Erzbischof. 

Die  Ausgaben  der  Stadt  stiegen  aber  sehr  bedeutend,  wenn 
es  i^ralt,  ausserordentliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Der  schon 
vorhin  erwähnte  Erwerb  von  Hoheitsrechten  war  sehr  kostspielijj. 
Zwar  handelte  es  sich  dabei  meist  um  erwerbs-  und  staatswirt- 
schaftliche Anlagen,  die  einen  direkten  oder,  indem  sie  der  All- 
gemeinheit zu  gute  kamen,  einen  indirekten  Ertrag  lieferten.  Aber 
doch  konnte  die  Stadt  den  ani^enhlickiichen  Anforderungen  bei 
ihrem  Kaufe  meist  nur  vmter  grossen  Anstrengungen  genügen,  — 
Der  i^e-^itz  dei"  (lerechtigkeitcn  mu.sste  dann  häufig  beim  \\  echsei 
des  Stadliieirn  neu  bestätigt  werden.  Das  ging  auch  nicht  ohne 
erhel)liche  Ke>sten  ab.  Dii'  Reichsstädte  zahlten  an  den  König 
bedeutende  Summen,  um  nicht  verpfändet  zu  werden  und  dadurch 
an  ihren  b'reiheiten  Verluste  /n  erleiden. 

Sehr  m  Ans|)ruch  wurde  die  Stadl  auch  genommen,  wenn  .>-ie 
ihrem  Herrn  Ki  edit  gewähren  umsste  oder  wenn  sie  in  kriegerische 
Verwicklungen  geriet.  Erlitt  sie  dabei  Niederlagen,  so  bedeutete 
das  die  Zahlung  hoher  Kiiegsentschädigungen  und  Lösegelder. 
Nicht  zu  vergessen  sind  die  schweren  Schäden,  die  der  aus  Holz, 

13O0:  131.  1370:295.  1371:432.  1373:690.  1380:339.  1386:  1070.  Achtilich 
für  Kalk:  1350:  —  Pfd.  1351:  2  Pfd.  1352  5.  1353:  —  Pfd.  1355:  66  Pfd 
1356:  163.  1358:  2  Pfd.  Die  Ausg.  fBr  Ziegel,  Hob  nod  Eisenwerk  scbwanlceo 

ganz  torallul. 

Für  .-Keinen*:  1350:  135  Pfd.  ly^i:  f,o.  1352:  S4.  1353:  77-  '355=  •^34- 
1356:  27S.  1357:  70.  1360:  3«3.  »370;  lyö.  137«:  398.  1372:  15S.  1374:  St>7- 
1377  •  75  ^f^'  Koppmtamt  Kimmereirechnaiigen  der  St.  Hemburg.  I,  s.  LXXXK  ff.) 
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Fachwerk  und  Stroh  leicht  gebauten  Ansiedelung  aus  den  häufi- 
gen Feuersbrünsten  erwuchsen. 

Das  Verhältnis  der  ausscrorclcntlichen  zu  den  ordentlichen 

Ausgaben  mögen  folgentlo  Beispiele  veranschaulichen. 

fiasel  kaufte  1373  die  bischöflichen  Zölle,  Fronwa^^e,  Mutt- 
amt  u.  a.  für  12  5CX>  Gulden,  die  Münze  für  3000;  im  Jahre  1386 
die  Reichsvogtci  für  looo  Gulden,  1386—92  Kleinbasel  für  35300, 
1404  das  Viztum-  und  Brotmeisteramt  für  400;  1424  das  Ober- 
zunftmeisteramt für  20(X).  Seine  ordentlichen  Ausi^'abcn  bctvi  ;<  n 
1361/62  aber  nur  6X30  (iuldcn,  dir  ordentlichen  l'.innalimcn,  die 
hier  schon  an;^a'führt  werden  m<»f;en,  rund  6S90  dulden'). 

Mainz  zahlte  1436  für  ein  Darlehn  an  den  Grafen  von  Virne- 
burg 6500  Gulden.  1438  an  den  Mrzbischof  tür  Bestäticiuni^  der 
Privilej^fc  1200;  1439  verursachte  ihr  sein  I'-inzuL^  200  Gulden  Kosten, 
die  Ivinung  mit  dem  K(>lner  1400;  1441  ein  l'rozess  '^a'gen  den 
Ivrzbischof  630.  Der  Besuch  des  Konii^s  im  Jahre  1442  kostete 
880  Gulden  nml    las  Bündnis  mit  dem  Tfal/LMafen  3250 '■'l. 

Dorlnuind  kaufte  in  den  Jahren  1286  und  1313  V« 
der  Gerichtsbarkeit  je  für  400  Mark^  i,  1343  die  halbe  Grafschaft 
für  2277  Mark*),  1376  den  grossen  Königshof  für  6800  Gulden*), 
eine  Fehde  mit  dem  Erzbischof  von  Köln  und  dem  Grafen  von 
der  Mark  kostete  im  Jahre  1388  38  337  Gulden  zur  Kriegführung 
und  17636  zum  Friedensschlüsse,  zusammen  also  fast  56 ooo  Gul- 
den; die  laufenden  Ausgaben  aber  betrugen  ungefähr  2200,  die 
Einnahmen  hielten  sich  noch  darunter'). 

Nürnberg  hatte  1388/89  89444  Pfd.  ordentliche  Ausgaben, 
als  ausserordentliche  kamen  hinzu  76466  Pfd.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  beliefen  sich  auf  107255  Pfd. 

Köln  hatte  in  den  70er  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  jährlich 
70000  Mark  ordentliche  Ausgaben.  1376—80  führte  es  eine  Fehde 
gegen  den  Erzbischof.  Die  Ausgaben  im  ganzen  stellten  sich  nun: 

1376  auf  170544  Mark  1379  auf    98  541  Mark 

1377  »    162  22Ö    >  l3So    »    135941      »  *>. 
«37«   »  157  S9«  » 

i)  Sehöniergt  FbanxTCrh.  d.  StB.,  s.  66  ff. 
3)  Hegilt  VJ,  s.  105. 

3)  Dortm,  U.H.  I,  nr  176  tt.  3»6. 

4)  Ebd.  I,  nr  385. 

5)  Kbd.  II,  I  nr  58-60. 

6)  Küöel,  Dortin.  Finanz-  a.  Stenerverh.  s.  27.        7)  Htgei,  1,  s.  293  f. 

S)  JCnt^fhtg,  Schttldenw.  d.  St.  K.  (Westd.  Ztscbr.  f.  Gesch.  u.  Kunst  XIII 
1894),  s.  348. 
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Die  ungemein  schwankenden  ordentlichen  Ausgaben^  brachten 
zusammen  mit  den  hohen  ausserordentlichen  in  die  städtische  Fi- 
nanzwirtschaft grosse  Unsicherheit.  Das  Gemeinwesen  war  noch 
zu  unreif  und  im  Verhältnis  zu  seinen  umfassenden  Aufgaben  zu 
klein,  als  dass  es  niü^^Kch  gewesen  wäre,  künftigen  Ikdarf  vor- 
herzusehen und  einen  ihm  entsprechenden  Ivtat  aufzustellen.  Man 
lebte  aus  der  Hand  in  den  Muml,  befriedigte  die  Bedürfnisse,  wie 
sie  plötzlich  auftraten,  aus  Mitte  ln,  die  man  in  cUmsi  Iben  Aujijen- 
blick  erst  ausfindif^  machte  rintl  die  sich  gerade  darboten.  —  Der 
Unreife  des  öffentlichen  Haushaltes  entsprach  eine  {gewisse  Unreife 
der  K()pfe ,  ökonomische  Herechnuni^en  anzustellen  und  geordnet 
aufrecht  zu  erhalten.  Man  verstand  das  l  ic^entliche  Rechnen  nur 
nianj^elliafl  und  war  im  UmganL;c  mit  Zaiilen  sihr  iinl)(^hollcn. 
Die  RechnuuLJisbiichi'r  tU-r  Städte  beweisen  das  deutlich.  l)ie 
einzelnen  Posten  sind  häuflif  nicht  i;eniiL;end  geordnet,  oft  sind 
sie  durchgestrichen  und  mit  undeutlichen  Darüberschriflen  ver- 
sehen. Es  ist  schon  als  Fortschritt  zu  bezeichnen,  wenn  VAn- 
nahmen  und  Ausj^^aben  getrennt  gebucht  sind.  1  )azu  hat  man 
sich  häufig  verschrieben,  falsch  addiert  und  subtrahiirt.  l-"ine 
Abrechnung,  die  auf  Schilling  und  Pfennig,  ja  aui  das  Pfund 
stimmt,  ist  selten.  l*eriodischc  Ueberblicke  über  den  Gang  der 
Wirtschaft  werden  erst  später  eingeführt.  Ks  war  mancher  blutige 
Aufstand  nötig,  bis  die  Gemeinde  die  herrschenden  Geschlechter 
zu  vierteljährlichen,  monatlichen  oder  häufigeren  Abrechnungen 
zwang. 

Schwankend  wie  die  Ausgaben  waren  auch  die  Einnahmen. 
Sie  flössen  der  Stadt  aus  Gerechtigkeiten  und  Nutzungen  zu  und 
wurden  durch  Steuern  ergänzt.  Die  Stadt  bezog  Gebühren,  Bussen, 
Schlagschatz,  Zinse,  Geleit-  und  Schutzgelder.  Dazu  kamen  Zolle 
und  Verbrauchsabgaben  (Ungelder,  Accisen),  die  sich  von  Wein, 
Bier  und  Getreide  in  späteren  Jahrhunderten  auf  fast  alle  ofient- 
lich  umgeschlagenen  Güter  ausdehnten.  Daneben  wurden  direkte 
Steuern  erhoben :  Kopf-,  Vermögens-  und  Grundsteuern.  Ab  und 
zu  wurden  ausserordentliche  Kinnahmen  gemacht,  so  in  Konzessions* 
gebühren  von  Juden  und  Lombarden  oder  aus  Gedingnis. 

Die  ordentlichen  Ausgaben  wurden  meist  durch  die  Einkünfte 
aus  Gerechtigkeiten  und  Nutzungen  bestritten,  ergänzt  durch  Un- 
gelder, die  sich  dann  sogar  zum  Hauptfaktor  der  Deckung  des 
l'inanzbc  darfs  aufschwingen.  Sie  waren  ebenso  unbestimmbar  wie 
die  Ausgaben  und  ähnelten  ihnen  auch  in  der  Unregelmässigkeit 
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des  Auftretens. 

Die  Mainzer  Stadtrechnung  zählt  für  die  Periode  von  1438 — ^43 
folgende  Einnahmesummen  auf : 


Die  Höhe  der  Einnahmen  ist  also  auch  unbeständig,  freilich 
nicht  in  dem  Masse  wie  die  der  Ausgaben.  Die  Schwankung 
beträgt  nur  etwa  20"/  ,   v-^^l.  1441  und  1438). 

Ein  Vergleich  der  absoluten  Einnahme-  und  Ausgabehühen 
zeigt  nun,  dass  die  Einnahmen  tlic  ordentlichen  Ausgaben  bei 
weitem  übertreffen,  sodass  man  lortwähnncU;  L  tlti  rschüsse  ver- 
muten könnte.  Tatsächhch  ist  das  aber  nicht  der  l'all.  1  )icse 
Kinnahmen  von  wenig  verschiedener  I  löhe  wurden  nicht  nur  zur 
Deckung  der  ordentlichen,  sondern  auch  der  ausserordentliclien 
Ausgaben  erzielt.  Sie  entsprachen  der  Summe  aller  Ausgaben 
und  nivellierten  deren  grosse  Unterschiede  rechnerisch  auf  Durch- 
schnittsfiöhen.  Der  unvorhergesehen  eintretende  l^cdarf  konnte 
durch  die  regelmässigen  alten  h'innahmen,  die-  den  ordentlichen 
Ausgaben  etwa  die  Wage  hielten,  natiulich  nicht  gedeckt  werden. 
Das  konnte  nur  ausstirordentlich  geschehen.  Dazu  stantlen  der 
Stadt  verschietlcne  Wege  offen.  Sie  verkaufte  entweder  l\igen- 
tum,  oder  sie  schrieb  ausserordentliche  Steuern  aus,  oder  sie  nahm 
Anleihen  auf.  Sie  bevorzugte  meist  den  letzten  Weg.  Die  Auf- 
nahme von  Anleihen  war  technisch  am  einfachsten,  sie  stellte  in 
kurzer  Zeit  fast  beliebig  hohe  Summen  zur  Verfugung.  Da  der 
ordentliche  Bedarf  bereits  sehr  schwankte,  kamen  Anleihen  in 
jedem  Jahre  vor.  Sie  waren  ordentliches  Deckungsmittel  der 
städtischen  Finanzwirtschaft  und  unterschieden  sich  dadurch  wesent- 
lich von  den  Anleihen  des  modernen  Staates. 

Die  Steuer  folgte  nun  der  Anleihe  nach.  Sie  diente  der 
Schuldentilgung  und  -Verzinsung.  Dazu  fQhrte  man  sie  ein  und 
erhöhte  sie  durch  Aufschläge  oder  durch  mehrmalige  Erhebung 
innerhalb  ihrer  Periode.  Besonders  bevorzugt  waren  dabei  die 
direkten  Steuern.  Sie  lieferten  einen  Ertrag,  der  ungefähr  sicher 
berechnet  werden  konnte  und  zu  bestimmten  Terminen  einkam. 
Damit  Hessen  sich  die  Schulden  planmässig  verwalten,  die  nach 
Zinszahlung  und  teilweise  nach  Tilgung  ebenfalls  terminisiert  und 


1438:  «2  347  Pfd. 
1439:  26  252  • 
1440:  26S10  > 


1441:  27083  Pfd. 
1442:  26  261  » 
1443:  24580M. 


t 


1)  üegtlt  17,  s.  III  ff. 
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der  Höhe  nach  bestimmt  waren.  Sie  stellten  gewissermassen  eine 
Antizipation  der  Steuer  dar,  freilich  der  Steuer,  die  erst  noch  zu 
errichten  oder  zu  erhöhen  war. 

Die  Steuern  zur  Schuldzahlung  bewirkten  also  die  oben 
konstatierte  Gleichmässigkeit  der  ( Ii nmteinnahmen.  Sie  selbst 
hielt  man  auch  für  ausscrortlentliclic  Kinnahmen,  und  man  beab- 
sichtij;te,  sie  nach  ErfüUung  ihres  Zweckes  wieder  fallen  zu  lassen, 
l'^rcilich  Idiehcn  sie  in  den  meisten  Fällen  bestehen;  denn  der 
ik-darf  der  Stadt  komplizierte  und  vergrösscrte  sich,  und  die  Fi- 
nanzlaia^  wurde  oft  i^nug  schlimmer  statt  besser. 

1  )ic  oben  genannten  Mainzer  Einnahmen  enthielten  ebenfalls 
Steuererträge  zu  Schuldzahlungen.  Die  Stadt  hatte  Anleihen  auf- 
genninnicn  und  verzinste  und  tilgte  sie  durch  eine  Vernn')gens- 
steuer,  die  durch  Ungclder  ergänzt  wurde.  Das  zeigen  die  Rach- 
tung  von  1437^)  und  die  Details  der  Rechnung  von  1444.  Die 
Schätzung  wurde  auf  14  Jahre  von  l  Proz.  auf  l  Proz.  des  Ver- 
mögens erhöht. 

Köln  erhöhte  im  Jahre  137S  die  Wein- und  I  laferaccise.  Der 
Rat  sagte  am  Schlüsse  der  entsprechenden  Verordnungen :  Item 
so  wat  van  de.scr  vurs.  a.ssyscn  kumpt,  dat  sal  man  keren  an  die 
Schölt  der  Steide,  doch  also  dat  der  stat  blyven  sal  alsulegen  gelt, 
as  der  Steide  uysgcscheiden  is  in  yr  behouf,  as  vurs.  is« 

Aehnlich  verfuhr  die  Stadt  mit  der  Grundsteuer.  1385  ver- 
sprach sie  ihren  Bürgern  auch  die  Abschaffung  der  Accise  auf 
Wein  und  Grut,  sobald  die  Schulden  von  2500  und  500  Gulden 
an  zwei  Gläubiger  abgezahlt  wären,  ebenso  die  Aufhebung  der 
grossen  Accise  auf  Fleisch  und  des  Weisspfennigs  an  dem  Mot- 
ter nach  Tilgung  einer  Schuld  von  4000  Gulden  an  die  Stadt 
Mainz 

Dortmund  wollte  die  Weinacdse  im  Jahre  1377  solange 
um  einen  Vierling  pro  Quart  erhöhen,  als  die  Leibrentner  lebten, 
die  durch  den  Kauf  des  Königshofes  entstanden  waren*). 

Hildesheim  erhob  1342  zur  Schuldentilgung  eine  einmalige 
Vermi^enssteuer  von  sc^ar  10  Proz.,  die  fast  den  Anschein  einer 
Zwangsanleihe  hat,  aber  von  vornherein  ohne  die  Absicht  der 

1)  17  s.  86, 17. 

2)  Sfehi,  Akten  II,  nr  .19  n.  50. 

3)  Entttn-Eckertz,  Quellen  zur  Gesch.  il.  St.  K.  5,  nr  337. 

4)  Dorün.  Ü.B.  II,  1  nr  66,  vgl.  228. 
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Rückzahlung  ausgeschrieben  wurde  und  auch  nie  zurückgezahlt 
worden  ist^). 

Der  städtische  Haushalt  zeigt,  wie  schon  aus  der  kurzen  Dar- 
stellung hervorgeht,  geldwirtschaftlichc  Merkmale  und  entspricht 
damit  der  Entwicklungshöhe  des  städtischen  Wirtschaftslebens, 
das  sich  durch  Kundenproduktion  und  Tausch  unter  Vcrmittelung 
des  Geldes  charakterisiert.  Die  Stadt  bezog  den  weitaus  grossten 
Teil  ihrer  Einnahmen  in  Geld.  Mit  Naturalien  wusste  die  städti- 
sche Verwaltung  nur  wenig  anzufangen.  Daher  wurden  die  städti- 
schen Nutzungen  mebt  verpachtet.  Sie  sollten  (}eld  ertra«^cn. 
Geldwirtschaftlich  war  auch  das  Wehrsystem.  Der  persönliche 
Heeresdienst  der  Bürger  hörte  auf,  sie  wurden  durch  Söldner 
vertreten.  Die  Beamten  wurden  immer  mehr  in  (icld  besoldet, 
und  ihre  Minkünttc  aus  dctn  Amt  gingen  in  Geld  ein.  \hc 
Nutzun<;cn,  womit  dieses  d(»ticrt  war,  bewirtschafteten  sie  meist 
nicht  mehr  selbst.    Sie  bezoj^^eii  Geldleistunj4en  da\on. 

Auch  das  städtische  Schuldcnwcscn  ist  geldwii-tschaftlich  ge- 
artet. 

nie  stäiltischcn  Schuliien  \saren  schwebend  oder  fundiert, 
beides  im  Sinne  der  älteren  TerminoloLjie. 

Die  fundierten  Schulden  wurden  auf  Grund  eines  Vertrages 
aus  bestimmten  I-ünnahmen  verzinst,  die  dem  GlTtubit^'^er  bei  Zah- 
lunf^'sverzut,^  verfallen  sollten,  ein  Kriterium,  das  den  schwc-henden 
Schulden  fehlte.  Im  Laufe  der  mittelalterlichen  l^ntwicklung  fand 
jedoch,  wie  sich  noch  zeigen  wird,  eine  Annäherung  beider  in  der 
Richtung  statt ,  dass  die  speziell  bestimmte  Garantieleistung  für 
die  fundierte  Schuld  wegfiel. 

Beide  Arten  wurden  noch  zu  gleichen  Zwecken  aufgenommen, 
zur  Deckung  des  schwankenden  ordentlichen,  wie  auch  des  ausser- 
ordentlichen Bedarfes. 

Im  Vordergrunde  des  städtischen  Schuldenwesens  standen 
die  fundierten  Schulden  als  Leibrentenschuld  und  Ewigrenten- 
schuld. 

i)  DofiMr,  l,  nr  918. 
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B.  Die  Formen  der  Schulden. 

I.  Die  Leibrentenschuld. 

I.  Die  Entstehung  der  Leibrente  und  ihre  Ueber- 

nahme  durch  die  Stadt. 

Die  Leibrente  ist  als  Form  des  öiTentlichen  Kredites  der 
Städte  kein  votlständtg  neues  Institut.  Sie  ist  aus  Rechtsverhält- 
nissen hervoigcganL;cti ,  die  lange  vor  der  Entstehung  der  deut- 
schen Stadt  schon  gebräuchlich  waren.  Sie  wurde  von  der  Stadt 
nur  übemonunen  und  weitergebildet. 

Die  Entwicklung  der  Leibrente  geht  von  den  Schenkungen 
aus,  die  der  Kirche  zu  Scelgerätcn  dargebracht  wurden.  Diese 
treten  sofort  mit  deren  Begründung  auf  deutschem  Boden  im  frühen 
Mittelalter  auf. 

Die  einfachste  Fonn  ist  die  unbedingte  Schenkung,  bei  der 
die  Kirche  sofort  Eigentumsrecht  und  die  mit  Usufruct  verbun- 
dene Gewere  am  Gute  antritt: 

Ein  gewisser  Kodulf  schenkt  »dem  heiligen  Gallus  ein  Ge- 
höft zu  II()nstetten  itn  1  Tegau  mit  allem  Zubehör.    Um  700*). 

Das  Ehepaar  Adalbert  und  Krmensina  ■schenkt  (»pro  anime 
nostrac  rcmcdium  )  dem  Kloster  Fulda,  das  der  noch  lebende 
Erzbischof ,  lionifacius  gestiftet  hat,  einige  Grundstücke.  750*). 

Aus  späterer  Zeit :  Kin  gewissi  i  Adalbert  schi  nkt  St.  Peter  in 
\Vih/l)urg  einen  Weingarten  von  hint"  Joch  >pro  remedio  ani- 
mae  suae   und    absfiue  aliqua  conditionis  intericctione. ■  1105^). 
1  läutig   verpflichtete   der  Schenker  die  Kirche   zu  gewissen 
Kulthandlungen  zu  gunstcn  seiner  Seele,  oder  er  schränkte  den 

1)  ii  artmann,  U.B.  der  Abtei  Sl,  Gallun  I,  nr  2,  vgl.  nr  I.  3.  4  u,  v.  a. 

2)  Sekannat  C,  Trad.  Fuld  nr  I  «.  a. 

3)  SeAatmat,  Vind.  litt.  I,  t.  64  nr  30,  vgl.  ebd.  s.  46.  Mittelrh.  U.B.  III,  nr  U4- 119. 
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Genuss  des  Giitsertrages  dadurch  ein,  dass  er  Almosenverteilungen 
davon  verordnete.   Beides  musstc  an  bestimmten  Tagen,  etwa  an 
seinem  Todestage  oder  dem  Tage  eines  Heiligen,  ausgeführt  wer- 
den.  Die  Kirche  hatte  da  ein  Anniversar  abzuhalten,  dessen  Ver- 
lauf manchmal  bis  ins  einzelnste  vorgeschrieben  war,  oder  der 
S{>ender  verlangte  die  Unterhaltung  einer  ewigen  I^mpe  an  seinem 
Grabe  oder  bei  einem  Altare.   Man  stiftete  Kerzen,  Bilder  und 
Altäre  aus  den  Einkünften  der  geschenkten  Güter. 
König  Karl  schenkt  St.  Gallen  den  Hof  Stamheim  unter  der 
Bedingung,  dass  davon  zu  Ehren  St.  Otmars  fortwährend  acht 
Menschen  genährt  werden  sollen.  879'). 

Derselbe  schenkt  St.  Gallen  einen  Hof  mit  einer  Kirche, 
woraus  für  sein  Seelenheil  auf  dem  St.  Victorsberg  immer  zwölf 
Pilger  verpflegt  werden  sollen.  885-). 

Der  Kanonikus  Friedrich  von  W'iirzburg  schenkt  dem  Klo- 
ster St.  Michael  in  Bamberg  100  Tfund  Silber  zum  Ankauf 
eines  (Grundstückes,  von  dessen  Ertrag  eine  Memorie  des  Stif- 
ters abzuhalten  ist'). 

Die  Gräfin  Luccardis  von  Saarbrücken  und  ihr  Sohn  Si- 
mon schenken  10  sol.  Zinsen  von  Liesdorf  dem  Kloster  W'al- 
gassen  zu  einer  ewigen  Lampe  über  dem  Grabe  des  verstor- 
benen Grafen.   12 18'). 

Die  letztgenannten  Beispiele  stammen  aus  späterer  Zeit;  sie 
zeigen  schon  geldw  irtschat'lliches  Gepräge. 

Die  Schenkung  konnte  auch  so  bedingt  werden,  dass  ihr  tat- 
sächlicher Vollzug  von  dem  Eintritt  eines  bestimmten  lüeigni.sses. 
nämlich  dem  sicheren  Tode  des  Stifters  abhängig  gemacht  wurde. 
Es  entstand  die  donatio  post  obitum.  Oder  sie  erfolgte  so,  dass 
die  Kirche  sofort  Eigentumsrecht  und  Besitz  erhielt,  dem  Schenker 
aber  den  Besitz  zurückgeben  musste.  In  diesen  Fällen  lagen 
precaria  oblata  oder  precaria  remuneratoria  vor.  Diese  drei 
Schenkungsformen  wurden  angewendet,  wenn  der  Schenker  min- 
der begütert  war  und  die  Nutzimg  nicht  entbehren  konnte,  — 
besonders  dann,  wenn  er  sein  ganzes  Eigentum  hingab.  Dem 
ideellen  Motive  gesellten  sich  hier  wirtschaftliche  Rücksichten  zu, 
die  mitunter  so  vorherrschend  wurden,  dass  jenes  nur  ein  äusserer 

1)  ll'ar/maftn,  II,  nr  612. 

2)  Wartmann,  II,  nr  642. 

3)  IS.  Jahrh. }  SeJUmnat,  Vind.  litt.  I,  s.  47  nr  19. 

4)  lnOttelrli.  U.B.  HI,  nr  95.   Vgl.  Brem.  U.B.  I,  nr  459. 
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Schmuck  des  abgeschlossenen  Rechtsverhältnisses  blieb,  ja  schliess- 
lich ganz  verschwand,  besonders  seit  sich  die  Stadt  des  Institutes 
bemächtigte. 

Donatio  post  obitum  und  precaria  oblata  brauchen  sich  in 
ihren  praktischen  Wirkungen  nicht  von  einander  zu  unterschei- 
den; sie  können  es  aber;  denn  bei  der  Prckaric  konnte  die  Fa- 
milie des  Schenkers  nach  seinem  Tode  im  freien  Leihebesitz  .U  s 
Gutes  l)leiben.  Stets  aber  unterscheiden  sich  beide  rechtUch.  Bei 
beiden  findet  eine  Schenkung  statt,  aber  ])ei  der  donatio  post 
obitum  wird  ein  Eij^a^ntumsrccht  des  lit-^rhrnkten  erst  mit  dem 
Tode  des  Schenkers  begründet,  während  das  bei  der  precaria 
oblata  und  auch  der  remuneratoria  schon  mit  der  Ueber^abe  der 
Urkunde  Ljeschieht.  Der  JU  schenkte  hatte  darnach  aber  die  Ver- 
pflichtunj:^%  das  Gut  dem  Stiller  zur  lebenslänglichen  Iviutzung  zu- 
rückzuleihen  (per  jirecariam  prestare). 

\'m  die  hier  beabsichti.4ten  Untersuchiintj^cn  kommen  die 
juristischen  Unterschiede  zwischen  den  cinzehien  Geschäften  nur 
insofern  in  I'Vaj^c,  als  es  plt,  von  ihnen  aus  den  Wc[f  zur  st.idti- 
schen  I,cil)rente  zu  finden.  Und  so  ist  zu  konstatieren,  dass  die 
donatio  post  obitum  in  dieser  Richtunj^  nicht  entwicklungsfähig 
sein  konnte ,  und  das  eben  ,  weil  sie  kein  sofortiges  Kigentums- 
recht  des  Beschenkten  lu  -rimdete.  Der  Schenker  blieb  in  allen 
seinen  Rechten  ungeschmälert,  er  war  nur  in  der  Weiterbegebung 
des  Gutes  bei  seinem  Tode  gebunden.  Es  kommen  also  hier  nur 
die  Prekarien  in  Betracht,  zuerst  die  precaria  oblata. 

Hrothardus  überträgt  an  Sanct  Gallen  setnen  gesamten  Be- 
sitz mit  der  Formel  «cum  domibus,  edificiis,  viniis,  mancipiis, 
hortiücis,  pumificis,  pratis  ,  campis,  silvis,  aquis  aquarumque 
decursibus,  mobilibus  atque  immobilibus,  cultis  et  incultis«  vom 
Tage  der  Ausstellung  der  Urkunde  an.  Er  bedii^  sich  aus, 
dass  er  alles  zur  Leihe  zurückerhält:  »in  eam  vero  rationem, 
ut  per  precariam  de  vobis  hoc  recipiam«;  er  verpflichtet  sich 
aber  dafür  zu  einem  Zins  von  jährlich  30  Mass  Bier,  40  Bro- 
ten, 3  Frontagen  und  3  Frischingen.  Die  Precaria  ist  erblich. 
762 »). 

Rodsinda  hat  dem  Kloster  St.  Gallen  ihre  Güter  geschenkt. 
Der  Al)t  Johannes  und  der  Convent  geben  ihr  alles  zu  lebens- 
länglichem Niessbrauche  und  gegen  Zins  zurück:  »pro  preca- 

11  iVartßnamt,  I,  nr  33.  —  Ueber  erbliche  PFekarien  Tgl.  «.  SteUgtr,  Grund« 
herrsch,  s.  50  T. 
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riam  (!)  prestavimus  ut  ipsa  diebus  vite  sue  aimis  singulis  inde 
censum  solvat  de  ipsa  terra.«  Diese  Leihe  ist  nicht  erblich, 
vermutlich  war  die  Schenkerin  kinderlos.  762^). 

Walranunus  schenkt  dem  Kloster  Fulda  Ackerland,  Wein> 
bei^e  und  Hörige  unter  Vorbehalt  des  Niessbrauches :  >ea  sei- 
licet  ratione,  ut  dum  ad  vixero,  sub  usu  et  beneficio  tantwn, 
absque  ullo  preiudicio  vel  dominatione  aliqua,  rem  antedictae 
Basiticae  excolere  dcbeam.«  765*). 
Die  Zahlung  eines  Zinses  als  Rekognitionsgeböhr  war  nicht 
unbedingt  erforderliches  Merkmal  der  Prekarie.   Sie  wird  manch- 
mal nicht  verabredet,  und  doch  geht  aus  dem  Wortlaut  der  Ur- 
kunde hervor,  dass  der  Schenker  das  Gut  nur  per  precariam  be- 
hält, vgl.  Trad.  Fuld.  Nro.  21  und  34. 

In  den  Städten  erscheint  die  precaria  häufig  als  Iläuserleihe: 

>Ich  maister  Heinrich,  zicgelmaister,  tun  chunt  allen  den 

di  disen  brief  lesent,  hoerent  oder  sehent,  daz  ich  min  hus,  daz 
an  dem  bruekline  Ht  vor  dem  obren  badhuse  und  tlic  hofstat,  da 
daz  hus  ufstat  und  alle  hofsache  vor  und  liintcn ,  daz  min  rech- 
tes aigen  was,  gogclien  han  dem  heiligem  gaiste  ut  daz  s[)ital  7.c 
Augspurch  vnd  han  im  daz  ufgel)en  und  han  mich  sin  verzigen 
mit  gelesten  Worten  nach  dirre  stet  rehl ;  und  han  ich  hus  und 
hofstat  und  allez  daz  dcrzu  gehoert  her  wider  cnj)hangcn  \on  des 
sjtitals  maister  Hermannen  von  Bannacher  ze  cinein  cinsi^  y.c  mi- 
nem  libc,  daz  ich  ellin  iar  —  —  —  geben  sei,  die  weil  ich  leb.  - 
1285^). 

Der  Priester  Ulrich  von  St.  Moritz  in  Constanz  schenkt  der 
Donikuche  ein  Haus  zu  seinem  Seelgerät.  !•>  erhält  es  mit  einem 
VVachszinse  belastet  zurück.  Nach  seinem  Tode  geht  der  Besitz 
auf  seinen  Sohn  Konrad  Über  gegen  drei  Schiltinge  jährlich.  Alle 
weiteren  Prekaristen  Zinsen  vier  Schillinge.    11 76*). 

Die  Prekarie  musste  nicht  nur  auf  die  Nachkommen  vererbt 
werden,  sie  konnte  auch  auf  Personen  nachreichen,  die  dem 
Schenker  irgendwie  nahe  standen: 

Woifger  schenkt  einen  Hof  zu  Pfohren  an  St.  Gallen  unter 
Vorbdialt  des  Niessbrauches  gegen  einen  Zins  von  2  Pfennig 

1)  IVartmantt,  I,  nr  36,  \^\.  nr  17.  82.  83.  84.  85.  87  tT.  u.  viele  andere. 

2)  Trati.  Fuld.  s.  11,  iir  21  dgl,  nr  34  (772)  35  (772). 

3)  U.B.  d.  Sl.  Augsburg,  I,  nr.  95. 

4)  Biyerh,  Gnindeigentainsverb.  i.  K.  H,  nr  5;  vgl.  6^  8. 9.  13.  16  (V*  Haus), 
17.  23  o.  a.  KSlner  Schreinsk.  I,  s.  16  11.  34.  Bremer  U.B.  I,  nr  329. 
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oder  ein  Malter  Korn.  Die  Prekaric  soll  auf  seine  Schwester 
nachreichen  f  die  aber  dann  4  Pfennig  oder  zwei  Malter  Korn 
zu  Zinsen  hat.  842 

Der  Canonicus  Johannes  errichtet  eine  Stiftui^  zum  Ora- 
torium der  heiligen  Catharina  in  Coblenz.  Er  behalt  den  Niess- 
brauch,  der  nach  seinem  Tode  auf  den  Scholaren  Wienand 
und  dessen  Mutter  übei^eht.  1212 
Häufig  sind  mehrere  Personen  Schenker,  oder  ein  Schenker 
zieht  andere  in  den  sofortigen  Genuss  des  Gutes  mit  ein.  Sie 
erhalten  die  Nutzniessung  zu  gesamter  Hand  zurück.   Nach  dem 
Tode  des  einen  geht  sie  unverkürzt  auf  den  anderen  über.  Manch- 
mal zahlt  dann  der  Ueberlebendc  einen  Seeizins  für  den  Ver- 
storbenen. 

Das  Ehepaar  AruLjis  und  Gomahill  schenkt  für  sein  Seelen^ 
heil  dem  Kloster  Fulda  Güter  und  Höric^c ;  auf  ;^\vei  Leben  soll 
die  Nutzniessung  zurückgegeben  werden.    Mainz  772 

Perahtold  und  seine  Gattin  Gersinda  übertragen  an  St.  Gallen 
eine  Kirche,  ihren  Besitz  in  RcutlinL^endorf,  zwei  Drittel  einer 
Hufe  und  ' Miihli-  in  MrJiringen.  l^ridc  l^lcihcn  im  Genüsse 
der  (iülcr.  diesrr  reicht  aber  nur  aut  die  i  rau  nach.   790  *). 

(iisela  von  Bachfeld  schenkt  St.  Michael  in  Bamberg  15 
Hufen.  Sie  und  ihr  tiatte  sollen  den  N'iesshrauch  haben,  so 
ian;.;('  sie  leben,  gegen  i  sol.  jährlich.     iJ.  Jalirh.  j. 

lün  Bremer  Bürger  sclu  nki  an  St.  Anschar  in  Bremen  ein 
Haus.  l'"r,  seine  I'^rau  und  Sophia  W'olsulver  bewohnen  es 
gemeinsam  weitei',  alle  bis  an  ihr  Lebensende.  iz(.A)''). 

Beim  Tode  eines  der  l'rekaristen  kann  ein  Teil  des  tnites 
vollständig  an  die  Kirche  übergehen,  der  Ucberlebende  behält 
nur  das  übrige  bis  zu  seinem  Tode. 

Egispertus  und  seine  Gattin  Machtildis  schenken  St.  Feter 
in  Würzburg  ein  Gut  und  acht  Joch  Weinland.  Sie  behalten 
sich  Nicssbrauch  gegen  Zins  vor.  Stirbt  der  Mann  zuerst,  so 
behält  die  Frau  nur  das  Gut;  stirbt  aber  sie  früher,  so  bleibt 


1)  JVarfmavtt,  II,  nr  384. 

2)  Mittelrh.  U.B.III,  nr  2  vL.ßeyer/r,  II,  nrii  vgl.  bes.  tu  Seeiiger,  Grandhcrr- 

»cliaft  4(). 

3)  Tnid.  Fiild.  s.  20  111  37. 

4)  U'arff/iamt,  1,  iir  1,27. 

5)  Sckannaf,  I,  s.  44. 

6)  Bremer  U.B.  I,  nr  329. 
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der  Mann  nur  im  Besitze  des  W  einberges.     1 103  '). 

Ein  anderes  Ehepaar  schenkt  zwei  Weinberge  an  St.  Peter 
in  Würzburg  gegen  lebenslänglichen  Niessbrauch  unter  jähr- 
lichem Zins.  Der  Ueberlebende  behält  nur  einen  Weinberg. 
1113  *). 

Das  wirtschaftliche  Moment  tritt  noch  schärfer  hervor  bei  der 
precaria  remuneratoria.  Sie  unterscheidet  sich  von  der  oblata 
dadurch,  dass  der  Schenker  hier  nicht  nur  sein  daigebrachtes 
Gut  zurückerhält,  sondern  obendrein  noch  ein  anderes,  das  bisher 
der  Kirche  gehörte.  £r  benützt  beide  bis  zum  Tode  und  eriidht 
dadurch  seine  Lebenshaltung. 

Der  Abt  Gottfried  gibt  einer  Witwe  den  Weingarten,  den 
sie  St.  Stephan  und  St.  Peter  in  Würzburg  geschenkt  hat,  zur 
lebenslänglichen  Nutzniessung  zurück,  dazu  erhält  sie  auf  ihre 
Bitte  ein  Viehgehege  und  täglich  die  Praebende  eines  Mönches. 
Alles  soll  auf  ihre  Tochter  nachreichen,  »si  ea  se  taliter  ut  decet 
virginem,  sine  crimine  et  infamia  continucrit  i.    11 14  ''). 

Der  edle  Kleriker  Diotbald  übergibt  dem  Erzbischof  von 
Salzburg  eine  H(>rige,  Chriza,  mit  ihren  drei  Kindern  und  erhält 
dafür  auf  die  Zeit  seines  Lebens  und  seiner  Verwandten  Kisala 
•  zwei  Knechte  und  zwei  Mägde  mit  ihren  Kindern.  925 

Die  Salzburger  Traclitionsbücher  enthalten  zahlreiche  Beispiele 
von  precariae  rcmuneratoriae 

Die  Prekarie  verwandelte  sich  nun  in  Kaut,  wenn  die  Wieder- 
verleihung durch  den  Hcschenkten  ausblieb,  dieser  alle  Rechte  am 
Gute  erhielt  und  sich  nur  zu  vertragsmässig  festbestimmten  perio- 
dischen Leistungen  an  den  Schenker  verpflichtete.  Die  Leihe 
hörte  auf,  indem  statt  eines  immobilen  Gutes  das  Recht  auf  Rent- 
genuss  zurückgegeben  wurde.  Die  vom  Beschenkten  gezahlte 
Rente  enthält  keine  Anerkennung  eines  Eigentumsrechtes  des 
Schenkers,  dieser  iiatte  sich  ja  dessen  ausdrücklich  begeben.  Sie 
ist  vielmehr  Kaufpreis,  Entgelt  für  ein  erhaltenes  Kapital.  Der 
Beschenkte  wird  zum  Rentverkäufer,  der  Prekarist  wird  Rentkäufer. 

Uebergangsformen  von  der  Prekarie  zum  Rentkauf  liegen  vor, 
wenn  sich  der  Schenker,  der  das  Gut  zur  Nutzniessung  zurück- 

1)  S./i.innat,  I,  s.  63. 

2)  Kba.  1,  s.  6S. 

3)  Ebd.  I,  s.  69,  ur  34. 

4)  Sabb.  U.B.  I,  Codex  Oddberti  nr  15. 

5)  VgL  auch  RctA,  Feudalült.  s.  147  ff. 

Zeiuduift  i&r  dit  gM.  StulswiMCMch.  Bryüntungtfatft  13.  2 
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erhalten  hat,  für  Zeiten  der  Not  und  des  Alters  Versoigung  im 

Kloster  ausbedingt.   Er  gibt  dann  die  Gewere  auf  und  bezieht 

im  Kloster  eine  Rente. 

Liutprecht  schenkt  sein  Eigentum  in  Lautrach  unter  Vor- 
behalt des  Niessbrauchcs  gegen  einen  Zins  von  zwei  Pfennig. 
Kr  darf,  wann  er  will,  ins  Kloster  ziehen  und  sich  dort  für  den 
übrigen  Teil  seines  Lebens  kleiden  und  nähren  lassen.  Der 
Besitz  Ljcht  in  diesem  l-'alle  ans  Kloster  über.  Lebt  abi  r  in 
diesem  Augenblicke  seine  Gattin  Hildebrich  noch,  so  sollen  ihr 
vier  Morgen  zur  Nutzniessung  bleiben ,  solange  sie  lebt  Die 
2  Pfennige  zahlt  sie  aber  weiter.  855 

Ein  q^e\vi«;sor  Hemme  schenkt  an  St.  Peter  in  Würzburg 
ein  prncdium  unter  X'orbehalt  des  Niessbrauchcs,  wird  er  krank 
oder  alt,  so  will  er  im  Kloster  X;ihruni^  und  Kleidung  erhalten 
(ut  si  vcl  afflicto  iul'iriTiilate,  vel  drucu-nti  scncctute  necessaria 
vitae  d(>ricerent  a  claustro  victum  et  vcstitum  quodusquc  vive- 
rem,  reciperem).  Knde  12.  Jahrh.  -). 

Leihe  in  Verbindung  mit  Rentkauf  liegt  auch  in  folgendem 

Falle  vor: 

Der  Priester  lüisfried  zu  XW  lschbillii:  schenkt  dem  Kloster 
I  fimnicrode  einen  Weinberg  zu  Trier.     Er  behalt  Zeit  seines 
Lebens  liesit/  und  (jenuss  gegen  zwei  Eimer  jährlichen  Zins. 
iNach  seinem  Tode  sollen  Abt  und  Konvent  einer  Erau  und 
ihrer  Tochter  für  die  Zeit  ihres  Lebens  jährlich  acht  Malter 
Weizenmehl,     Malter  Hülsenfrüchte,  ein  Quart  Zukost,  je  einen 
Mantel  und  ein  Paar  Schuhe  zahlen.  Die  Ueberlebende  bezieht 
nur  die  Hälfte  weiter.  1231 
Die  Entwickelung  zum  Kauf  konnte  auch  von  der  precaria 
remuneratoria  ausgehen.    Es  sei  hier  nochmals  auf  die  oben 
S.  17  zitierte  Urkunde  hingewiesen,  wo  die  Prekaristin  nebenbei 
eine  Praebende  erhält.  Schärfer  tritt  der  Uebergang  hervor,  wenn 
der  Schenker  zu  seinem  eigenen  Gut  nicht  ein  der  Kirche  ge- 
höriges Grundstück  bekommt,  sondern  jährlich  bestimmte  Ein- 
künfte : 

Das  Ehepaar  Ramoald  und  Gotala  schenkt  St.  Peter  in 

Würzburg  einen  Besitz  (posscssionem  quantulumcumquc)  imd 
neun  Hörige  als  Seelgerät.  Dafür  haben  beide  lebenslängliche 

l)  IVarlmann,  II,  nr  443;         nr  403  (S47;  AUcrsversorgun};). 
3)  Seiatmat,  I,  s.  86,  nr  77;  vgl.  s.  56,  nr  8;  s.  58,  nr  11* 
3)  Mittelrh.  U.B.  III,  nr  445. 
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Nutzniessung  und  erhalten  dazu  jährlich  vier  Quart  Getreide, 
vier  Quart  Malz  und  ein  mittelmässiges  Schwein,    i  io8 

Ein  edler  Mann  namens  Scrot  schenkt  dem  Hochstift  Brixen 
einen  Besitz  in  Tristach  bei  Lienz.  Er  erhält  ihn  mit  seiner 
Gattin  zum  lebenslänglichen  Niessbrauch  zurück,  ausserdem 
sechs  Hufen  in  Asling  und  jährlich  ein  Pferd  und  vier  Quart 
Wein.    1050  *). 

Beispiele  von  reinem  Rentkauf  kommen  schon  frOh  vor,  und 
zwar  stets  im  Zusammenhang  mit  dem  Eintritt  ins  Kloster.  Mönch 
und  Nonne  können  ihren  Grundbesitz  nicht  mehr  selbst  bewirt- 
schaften, sie  bringen  ihn  daher  dem  Kloster  zu  und  erwerben 
damit  das  Recht  lebenslänglicher  Versorgung. 

Habraam  schenkt  sein  ganzes  Eigentum  an  St  Gallen  >pro 
remedio  anime  suae  vel  parentorum  suorum  et  propter  nutri- 
mentum  dicbus  vite  sue.<  774')- 

Henker  schenkt  dem  hl.  Petrus  in  Rangendingen  seines 
Eigentums.  Dafür  zahlt  ihm  das  Kloster  als  Rente  Unnene  und 
wollene  Kleider,  Tuch  und  Nahrungsmittel.    795  *). 

Cospeit  schenkt  St.  Gallen  verschiedene  liesitzungen.  Das 
Kloster  hat  ihm,  solange  er  weltlich  bleibt,  jährlich  8  sol.  zu 
zahlen  in  Silber,  in  Kleidern  oder  in  Vieh  (ut  illis  oportunum 
esse  videtur) ,  ausserdem  gibt  es  ihm  einen  Knecht  und  eine 
Magd.  Wenn  er  zur  Pfalz  oiU  r  nach  Italien  zieht,  hat  es  ihm 
einen  berittenen  Mann  und  ein  starkes  Pferd  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Tritt  er  ins  Kloster  ein,  so  will  er  eine  besondere 
Zelle  für  sich  haben ,  die  Prac^hende  zweier  Mtmche ,  jährlich 
ein  Wollkit  id,  zwei  Leinenkieider,  sechs  Schuhe,  ein  Paar  Hand- 
schuhe und  andere  Kleider.  816^). 

Godilda,  Herzogin  von  Lothringen,  schenkt  der  Abtei 
Echternach  verschiedene  Hufen  im  Gau  Mainfeld  und  einigen 
Dörfern,  ausserdem  eine  Mühle  und  Weinland  gegen  eine  lebens- 
längliche Praebende.   Erste  Hälfte  9.  Jahrh.  '^}. 

Die  Rente  reicht  nach,  so  wie  die  precaria  erblich  ist: 


1)  Sekatmatt  l,  s.  67,  nr  28. 

3)  Acut  Tirol.  I,  nr  73;  vgl.  auch  das  Otat  bei  IVepftuTt  Gesch.  der  freien 
bftaerl.  F.rhicihc  in  ncutschtirol:  Steir.  U.B.  I,  nr  246. 

3  )  H  'arlmatitt,  I,  iir  73;  vgl.  9.  It.  44.  45.  198.  20t.  230. 

4)  Ebd.  I,  nr  139. 

5)  Ebd.  I,  nr  221. 

6)  Mittelrli.  U.B.  II,  Nachtr.  nr  33;  vgl.  48. 
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Ein  Ehepaar  und  ihr  im  Kloster  eingetretener  Sohn  schenken 
St.  Matthias  bei  Trier  drei  Weingärten  bei  Coblenz.  Die  Eltern 
sollen  ^9  des  Ertrages  während  der  Zeit  ihres  Lebens  erhalten, 
ausserdem  6  Malter  Weizen,  12  Malter  Weizenmehl«  ein  Malter 
Erbsen,  zwei  Lammfelle  jährlich.  Auf  den  überlebenden  Teil 
reicht  die  halbe  Rente  nach.  1214^. 

Die  kinderlosen  Eheleute  Heinrich  und  Christine  von  Engers 
schenken  dem  Kloster  Wülfersb«[g  Ackerland  gegen  eine  jähr- 
liche Rente  von  vier  Malter  Weizenmehl.   Zwei  davon  geben 
auf  den  Ueberlebenden  über.  1245 
Die  Rente  wird  später  geldwirtschaftlich  gewendet: 

Arnold  von  Chunstat  schenkt  St.  Michael  in  Bamberg  ein 
praedium  bei  Fullebach.  Dafür  soll  seine  Tochter  Bertha  eine 
Praebende  und  jährlich  ein  halbes  Pfd.  erhalten.   12.  Jahrh.'). 

Heinrich  von  Villich,  Bürger  zu  Köln,  und  Mechthild,  seine 
Frau,  haben  tler  Kirche  zu  Sayn  lO  köin.  Mark  geschenkt. 
Damit  hat  diese  einen  Weinberg  in  Metternich  gekauft.  Sir 
zahlt  davon  beiden  jährhch  vier  Eimer  Wein  auf  eigene  Kech- 
nun;r  ,ind  Gefahr  in  Köln.  1248*). 

im  letzten  Falle  wird  die  Rente  auf  Grund  einer  Geldzahlung 
noch  natuialwirt.schaftlich  fundiert  und  dann  in  Naturalien  geleistet. 
Aucii  in  den  Städten  vollzieht  sich  der  Rentkauf  im  Anfange 
noch  unter  diesen  lüsclieinnngen. 

Der  I  )(»inluMT  Magister  Alexander  schenkt  dem  Paulskloster 
in  liremen  und  dem  Marienkloster  in  lleiligenrode  30  Mark 
Sill)er.  1  )afür  wird  ihm  der  Zehnte  zu  Driftsethe  und  der 
Zehnte  nehst  zwei  Hufen  zu  Hagen  gegeben.  1157*). 

l)as  Krcuzkloster  in  l^raunschweig  verkauft  einem  Kaplan 
ein  Haus  auf  Lebenszeit.  1326"'). 

Das  Klostei  St,  Aegidien  in  l^raunschweig  verkauft  der 
Klausnerin  Druden  für  fünf  Mark  Silber  eine  jährliche  Leibrente 
von  2  chori  Roggen,  einem  chorus  Weizen  und  einem  Mass 
Weizenmehl.  1339')- 


1)  MiUelrh,  U.B.,  nr  21,  vgl.  nr  445. 
3)  Ebd.  III,  nr  7&5. 

3)  SJuittuat,  I,  s.  50,  nr  26. 

4)  Mittclrli.  U.l!.  III.  nr  944. 

5)  Brem.  V.W.  I.  nr  45. 

6)  HatHsehiianti,  III,  i.  nr  177;  vyl.  192.  203;  Doihur,  IV,  nr  486.  503. 

7)  Haensetmann,  III,  a,  nr  603;  vgl.  III,  i  nr  17.  Si. 


Digitized  by  Google 


—    21  — 

Der  Neustädtcr  Rat  zu  Braunschweig  bekundet,  dass  Herr 
Ludolf  von  Dungclbeck  von  St.  Andreae  für  lo  Mark  ein  Leib- 
gedinge von  einer  Mark  gekauft  hat.  1322 
Der  Rentkauf  bat  im  letztgenannten  Falle  den  Qiarakter  der 
religiösen  Schenkung  ganz  abgestreift.   Bei  einigen  der  Käufe 
sonst  behält  sich  der  Rentner  einen  Seelzins  vor,  der  in  den  schon 
erwähnten  verschiedenen  Gestalten  geleistet  wird.  Aber  die  For- 
meln pro  remedio  anintae  oder  gar  die  langen  Einleitungen  reli- 
giösen Inhalts  fehlen,  die  in  den  alten  Schenkungsurkunden  einen 
breiten  Raum  einnehmen.   Es  heisst  in  den  Briefen  nun  einfach: 
>Nos  NN  vendidimus  x  marcas  pro  x  marcis.«  oder  NN  hat  ge> 
kauft  X  Marie  Geld  auf  seinen  Leib  für  x  Mark. 

Der  Rentkauf  hat  zugleich,  besonders  wenn  er  ohne  satzungs- 
mässige  Sicherung  des  Käufers  abgeschlossen  wird,  den  Charakter 
eines  Kreditgeschäftes  angenommen.  Der  Käufer  erhält  für  die 
Ucbcp^'abe  seines  Kapitals  künftige  Leistungen  zugesichert ,  ein 
Recht  auf  Rentgenuss.  Aeusscrlich  drückt  sich  das  dadurch  aus, 
dass  der  Austausch  von  Vertragsurkunden,  der  lui  tler  precaria 
stattfand,  fortfällt.  Nur  der  Verkäufer  -  d<'i  Iriiherc  Beschenkte 
—  übergibt  ein  Instrument,  den  Rentbrief,  der  den  andern  in 
seinem  Rechte  sichert. 

Derartige  nicht  natmalwirtschaftlich  gesicherte  (1(  S(  häft»  konn- 
tt.  n  \  (>r  der  Ivntstehung  der  Stadt  als  Ri'cht'-siibjckt  nur  mit  .geist- 
lichen Korporationen  abgeschlossen  werden.  Nur  diese  konnten 
den  unbeschadeten  Gcnuss  einer  Rente  für  unabsehbare  Zeit 
garantieren.  Einzelnen  Personen  w  ar  das  unmüi;lich  ;  ihnen  ge- 
währte man  im  Mittelalter  nur  in  sehr  beschränktem  L'mfangc 
Kredit  ohne  dini^liche  Sicherung.  Starb  iler  Schuldner,  so  starb 
nach  der  Rechtsanschauung  auch  seine  Schuld.  Der  Gläubiger 
konnte  sich  allentalls  aus  seiner  fahrenden  1  labe  schadlos  halten. 
»Swer  so  daz  erbe  nimt,  der  sal  durch  recht  die  schult  gelden 
aisö  veme,  so  daz  erbe  gcwerct  an  vamder  habe«  Die  geist- 
liche Korporation  war  aber  unsterbliche  Persönlichkeit;  sie  fiel 
nicht  unter  jenen  Rechtssatz,  ihr  allein  konnte  daher  Kredit  ohne 
dingliche  Sicherstellung  gewährt  werden.  Damit  hat  sie  neue 
verkehrswirtschaftliche  Erscheinungen  geschaffen  und  entwickeln 
helfen. 

Mit  der  Stadt  war  nun  eine  zweite  unsterbliche  Persönlichkeit 

1 )  llaensclmann,  III,  i,  nr  58 ;  vgl.  nr  119 ;  UI,  2,  nr  496.  597. 

2)  Ssp.  Ldr.  1,  6. 
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entstanden,  die  als  Rentverkäufer  ähnlich  in  Frage  kommen  konnte. 
Und  tatsächlich  griff  sie  die  Leibrente  auf  und  benätzte  sie  als 
Anleiheform.  Sie  befriedigte  dadurch  eigene  Bedürfnisse  und  kam 
zugleich  denen  der  Kapitalisten  entgegen,  die  ihr  Geld  sicher  an- 
legen wollten,  schon  aus  äusseren  Gründen.  Wenn  sie  es  in  ihren 
leichten  Häusern,  dazu  unter  geringer  öffentlicher  Sicherheit  auf- 
bewahrten, konnte  es  sehr  leicht  durch  Diebstahl  oder  Brand  ver- 
loren gehen.  Bei  einer  Korporation  aber  erwarb  man  dafür  ein 
immaterielles  Gut,  das  nicht  verderben  konnte,  das  zugleich  auch 
einen  wirtschaftlichen  Ertrag  sicherte.  Daher  kam  es,  dass  man 
der  Stadt  wertvolle  Urkunden,  fahrende  Habe  und  so  auch  Geld 
als  Depositum  übergab.  Selten  mag  man  in  dem  Vertrauen  auf 
sichere  Auf l)c\vahrung  getäuscht  worden  sein.  Zufälle  waren 
trotzdem  nicht  ausjrcschlossen.  Das  Kloster  Teistungenburg  hatte 
dem  Rate  zu  Que(!linl)urg  einmal  200  Gulden  als  Depositum 
übergehen;  das  wurde  diesem  »met  oreme  eigen gelde«  gestohlen. 
Kr  mu-^Nte  sich  verpflichten,  dafür  einen  ewigen  Jahreszins  von 
einer  1  onne  Heringen  zu  zahlen.    1437  i). 

Die  Reception  der  Leibrente  durch  die  Stadt  ist  nicht  ohne 
allmählichen  rchcr-ang  erfolgt.  Es  sind  Leibrentverträge  mit 
Stätlten  überlietcrt,  die  zugleich  die  Stiftung  eines  Seelzinses  ent- 
halten und  auf  den  Ursprung  dieses  städtischen  Kreditgeschättes 
hintleuten.  Der  kcntkäufer  virptlichlete  die  Stadt,  nach  seinem 
Tode  an  eine  isilu  hr  Anstalt  zugunsten  seiner  Seele  weiterzu- 
zahlen. Es  kam  auch  vor,  dass  tlie  Kirche  ausgeschaltet  wurde. 
Die  Stadt  mu^^tt•  si  lbst  an  einem  be^tinmiten  Tage  die  Rente  zu 
wuliliat  1  ;i  n  Zwecken  \ itw i  ndcn.  Die  Lntwicklung  dieser  Geschäfte 
mag  hui  und  ».ia  liadurch  gefördert  worden  sein,  dass  die  Stadt 
in  den  Besitz  von  Spitälern  gelangt  war  oder  Patronatsrechte  über 
sie  und  auch  über  Kirchen  ausübte. 

Der  Neustädter  Rat  zu  Braunschweig  verkauft  im  Namen  der 
Kirche  zu  St.  Andreas  an  die  Witwe  Johann  Saigens  und  ihre 
Tochter  Elisabeth  eine  Mark-Leibrente  für  12  Mark.  Die  Pro- 
visoren der  Kirche  sollen  sie  zu  Michaelis  und  Fasten  je  zur 
Hälfte  auszahlen.   Der  Rat  bürgt  dafür.  1322*). 

Die  Witwe  Friedrichs  von  Welle  stiftet  dem  städtischen  Spi- 
tal in  Braunschweig  40  Mark  gegen  ein  Leibgedinge.  1334') 

l)  U.B.  d.  81.  (^»uedliuburg  II.  ni  184. 
3)  HetnseimaHH  III,  1,  nr  44,  vgl.  nr  45. 
3)  Ebd.  III,  a  nr  447 ;  vgl,  524. 
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Der  Rat  zu  Hildesheim  verkauft  eine  loprozentigc  Leibrente 
an  Hildebrand  von  Uppen.  Nach  seinem  Tode  soU  damit  eine 
ewige  Lampe  in  der  Andreaskirche  erhalten  werden.  1338^). 

Halberstadt  verkauft  eine  Rente  an  einen  Magdeburger,  die 
nach  seinem  Tode  an  das  Kloster  Marienstuhl  gezahlt  werden 
soll.  1457*)- 

Göttingen  verkauft  eine  Leibrente ;  nach  dem  Tode  des  Rent- 
ners sollen  »to  eynem  tröste  Hanses  des  Goltsmedes  und  siner 
eyliken  husvrowen  seelen  unde  siner  elderen  und  aller  kristenen 
lüde  seelec  am  ersten  Montag  in  den  Fasten  an  jeden  Armen 
ein  Brot  und  ein  Hering  gegeben  werden ;  am  Sonntai^e  vorher 
sollen  die  Herren  des  sitzenden  Rates  je  ein  Quart  Wein,  zwei  Käm- 
merer imd  ein  Schreiber  je  Stübchen  »vor  ore  at!)cyd  de 
almosen  unde  spende  also  uttoghevende  unde  entrichtende«  er- 
halten. 1380*). 

Sehr  häufig  zahhe  der  Rat  die  Rente  schon  bei  Lebzeiten 
des  Rentners  zu  frommen  Zwecken  aus.  Hier,  wie  bei  den  sf)- 
cben  [genauer  zitierten  Beispielen,  liegt  jedoch  schon  ewige  Renti', 
oder  mindestens  eine  Kombination  derselln-n  mit  der  Leibrente 
vor;  das  ^deiche  ist  der  Fall,  wenn  die  Kirche  die  ihr  zu  Seelzins 
übergebenen  Gelder  bei  der  Stadt  weiter  anlegt.  iJiese  (jeschättc 
sind  daher  an  anderer  Stelle  ausführlicher  zu  behandeln,  hier  be- 
weisen sie  nur  den  Zusammenhang  der  städtischen  Kreditformen 
mit  Einrichtungen,  die  vor  der  Zeit  der  Stadt  bereits  üblich 
waren. 

Die  Uebernahnu'  der  Lc  iljn^nte  cUiicli  die  Stadl  ging  in  eini- 
gen Fällen  so  weit,  dass  diese  das  Recht  der  Kirche  zu  Leib- 
rentverkauf zu  beschränken  suchte  und  es  sogar  vollständig  auf- 
hob. Sie  sicherte  sich  das  MonopoL  Eine  Beschränkung  Hess 
sie  namendich  eintreten,  wenn  die  Käufer  der  Kirche  liegendes 
Gut  statt  Geld  übergaben.  Dann  entstand  die  Gefahr,  dass  sich 
in  der  toten  Hand  zuviel  Grundbesitz  anhäufte,  ein  Umstand,  der 
der  Stadt  besonders  darum  zum  Schaden  gereichte,  weil  das  Kir- 
chenvennögen  wen^stens  in  früheren  Zeiten  der  städtischen  Ent- 
wicklung steuerfrei  war.   So  gebot  Konstanz  der  Kirche  den  so- 


i)  Docbntr,  III,  Nachtr.  nr.  iü2,  vj^l.  ebd.  IV,  nr  504:  Der  Seelzins  wird  vou 
der  Stadt  niedriger  an  da^  Domkapitel  gezahlt. 
3)  Magd.  U.B.  II,  nr  373;  toL  378* 
3)  U.B.  d.  St.  Gdttingen,  I,  nr  293. 
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fortigen  Verkauf  der  von L.eibrentiiem  übergebenen  Grundstücke*). 
Das  gleiche  war  im  Züricher  Stadtrecht  angeordnet*). 

Das  Monopol  für  Leibrentverkauf  lässt  sich  in  Braunschweig 
und  anderen  Städten  nachweisen. 

Braunschvveiger  Stadtrecht  von  1349:  >we  lifgeding  kopen 
wil,  de  scal  it  kopen  van  deme  rade  undc  anders  neigen,  he  en 
do  it  mit  des  radcs  vulborde,  bi  X  marken*^). 

Soest  1365:  »Niemand  soll  lyfftrccht  kopen  oder  verkopen, 
se  ene  kopen  de  weder  den  Rad  van  Soest  un  weder  deghene 
de  van  des  Kades  weghen  un  von  der  meynheit  wegen  darto  ge- 
sät sint< 

Nordhausen  1 30S :  ^Nichein  bur^er  sal  nicheinerlei  zu  Üben 
koufen,  dan  czu  unsen  bürgern  auf  dem  hus» 

2.  Die  £ige ns chaf  ten  und  Arten  der  L e ib renten- 
schuld. 

Schon  oben  wurde  das  Wesen  des  Rentvertraj^es  von  dem 
der  Leihe  unterschieden.  Der  Rent vertrag  war  ein  Kaufvertrag. 
Die  Leistung  des  Käufers  bestand  in  der  Uebergabe  eines  Kapi- 
tals, die  des  Verkäufers  in  «U-r  Zusicherung  eines  l-'ordcrungsi echtes 
auf  die  Rente.  Daraus  folgt,  dass  tk  r  X  crkauf  von  Leibrenten 
nur  in  beschränktem  Sinne  ein  Kreditgeschäft  war.  Rentkäuter 
und  -Verkäufer  standen  einander  nicht  so  gegenüber  wie  Gläubi- 
ger und  Schuldner.  Der  sog.  Gläubiger  hatte  hier  das  Eigentums- 
recht auf  sein  Kapital  vollständig  und  für  immer  aufgegeben. 
Beim  Rentverkauf  kontrahierte  die  Stadt  demnach  eine  von  seiten 
des  Gläubigers  unkündbare  Schuld. 

Dieser  wieder  verfolgte  beim  Abschluss  des  Vertrages  den 
Zweckf  sich  lebenslänglich  eine  Einnahme  zu  sichern,  sich  woh 
gar  lebenslänglich  vollständig  dadurch  zu  versorgen  und  für  immer 
vor  Mangel  zu  schützen.  Ueberdies  erhoffte  er  noch  einen  be- 
sonderen Nutzen  daraus.  Wenn  er  nämlich  lange  lebte,  so  über- 
stieg die  Summe  aller  Renten,  die  er  erhielt,  den  von  ihm  einge- 
zahlten Betrag.  Er  hatte  also  ebenüalls  kein  Interesse  an  der  Auf- 

1)  Ct'lfieln,  Wirtschafts^escli.  des  Schw.nrzwaldes,  s.  165. 

2)  Zür.  .St.idtb.  I,  nr  4S  d^l.  Anm.  s.  10;  Vcrordu.  aus  i.  H.  d.  14.  J.  m  i>7. 
3J  Haensthnattn,  I,  nr  39     56 ;  vgl.  nr  53  §  65  (13S0);  —  nr  61  §  163;  nr  62 

S  107.  ~  nr  68  I  20— ai  (1445). 

4)  Seibert»,  U.B.  II,  nr  773. 

5)  FSrtttmanns  Mitteilg.  des  thOr.-silchs.  Vereins  lU,  4  s.  37. 
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hebung  des  Verhältnisses.  Die  Leibrente  war  daher  auch  von 
Seiten  der  Stadt  unkündbar. 

Nur  durch  besondere  Vereinbarung  bei  Abschluss  des  Ver- 
träges  konnte  die  Stadt  das  Recht  der  aktiven  Kfindbarkeit  er- 
halten. Solche  Erscheinungen  waren  jedoch  Ausnahmen,  die  sel- 
ten vorkamen.  Bei  dringendem  Hedarfe  musste  die  Stadt  Leib- 
renten zu  jedem  nur  annehmbaren  l'reise  verkaufen;  es  konnte 
sich  dabei  erei^mcn,  dass  auch  }un'^c  Leute,  die  voraussichtlich 
lange  Zahlungen  beanspruchten,  Leibrentner  wurden  Das  einzige 
Mittel,  hier  Nachteile  zu  vermeiden,  war,  dass  h  'i  idt  Ab- 
lösungsrecht ausbedang.  Dann  entstand  ein  Geschält,  das  ein 
AnaIo<;jon  zu  l'rckaricnvcrträj^cn  liefert,  bei  denen  sich  der  Pre- 
karist  den  Rückkauf  des  lüi^entumsrechtes  am  (iute  oftc*n  Hess'). 

K<")ln  verkaufte  seit  1416  ablösbare  I .i-ibrenten.  Als  es  der 
Stadt  aber  unm()_L;lich  wurde,  die  Kapitalien  zurückzuzalilen,  <;ab 
sie  den  Brauch  wieder  auf  und  behielt  ihn  nur  jungen  Leuten 
gegenüber  bei 

Zu  ICnde  des  15.  Jahrh.  sieht  man  sie  dagegen  wieder  Leib- 
renten ablösen  ^) : 

»Item  Herr  Sybolt  Inccus  hait  kauft  of  sine  leptaj:je  —  26  Gul- 
den gelts  an  ^i^olde  —  um!  er  hat  danimme  [;eben  312  an  ;.;oldc; 
mit  solicher  soiniiu  n  i^elts  der  raid  die  i^ülte  widder  abclosen 
mag,  wanne  imv.  tuglichen  würdet.«    Mainz  1437'*). 

Aus  Ihaunschweig  ist  ein  viel  früherer  1-all  bedingter  Ab- 
lösung überliefert:  Der  Rat  verkaufte  im  Jahre  1306  an  einen 
Geistlichen  eine  Leibrente  von  10  Mark  für  iio  Mark.  Binnen 
vier  Jahren  durfte  er  sie  zurückkaufen^). 

Die  ablösbaren  Leibrenten  in  Köln  und  Mainz  unterscheiden 
sich  von  den  gewöhnlichen  unkündbaren  auch  durch  einen  niedrig 
geren  Rentfuss.  In  beiden  Städten  zahlte  man  sie  zu  8>/s  statt 
10  Proz.  Hier  fallt  ein  Teil  der  Amortisationsquote,  die  die  Leib- 
rente ja  enthält,  weg,  weil  die  Stadt  das  Kapital  zurückgeben 
durfte. 

Die  Leibrente  tritt  als  städtische  Schuldform  in  verschiedenen 


0  Vgl.  Steligtr,  Gmndhemcliafl  s.  21  und  die  dort  citterten  Vertrftge  aus 

I/Vartmann. 

2)  fCtiifpitii,',  s.  358. 

3;  Vgl.  Sitiit,  Akten,  II,  nr  443:  14S4,  ebd.  or  458:  i486. 

4)  Htgtlt  18  s.  105. 

5)  ilatMst/$KaHn,  II,  nr  3<i4. 
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Arten  auf,  die  denen  der  precaria  oblata  ganz  entsprechen.  Ty- 
pisch ist  die  Leibrente  auf  ein  Leben.  Sehr  häufig  wird  aber 
auch  die  Leibrente  auf  mehrere  Leben  angewendet,  die  nachrei- 
chende Gülte,  die  auch  hier  ihre  verschiedenen  Gestalten  annimmt 

1.  Mehrere  Personen  kaufen  eine  Rente  gemeinsam.  Sie  er- 
halten sie  zu  gesamter  Hand  und  verzehren  sie  gemeinsam.  Nach 
dem  Ableben  des  einen  bleibt  der  andere  im  Genüsse  der  Rente. 

Der  Rat  zu  Lübeck  verkauft  eine  Leibrente  von  20  Mark  für 
200  Mark  an  Johann  Woltfogel  und  seine  Ehefrau.  Der  über- 
lebende Teil  bezieht  das  Geld  unverkürzt  weiter:  >uno  autem 
eorum  dcccdcnte,  nihilominus  supcrstiti  modis  prchabitis  ipsos 
redditus  sine  diminuciune  qualibet  integraliter,  quamdiu  vixerit, 
persolvcmus.«  1286'). 

»Dith  is  lifohedini;,  dat  tlc  Rad  utj,nft:  ....  Hannen  unde 
Sophien  Borchwcdc  */a  fcrt  to  paschen,  '/a  tcit  Michaelis  tu 
erer  beyder  live.  .  .  Thideric  van  V'orden  und  Sophie  van  (larde 
leghe  hebbe  i^ekoft  van  deme  Rade  Iii  marc  geldes  to  crer 
beyder  Hve.«  Um  1320 -). 

2.  \)\c  Stadt  zahlt  an  jede  von  mehreren  Personen  auf  Gnmd 
desselben  Kapitales  bestimmte  (Juotcn  als  Kenten.  Mit  dem  Tode 
eines  jeden  erlischt  auch  sein  Teil. 

1341  kauft  ein  lUir^er  vwiii  Kate  zu  Aui^sbuii;  für  sich,  st-inc 
Frau  und  Tochlcr  für  300  l'fd.  eine  jährliche  Leibrente  von 
50  Pfd.  Der  Rat  hatte-  davon  an  den  Käufer  selbst  25  i'fd. 
zu  zahlen,  an  seine  Frau  15  Tfd.  und  an  die  'l\jchter  lO  Pfd. 
Mit  dem  Tode  eines  jeden  fiel  die  entsprechende  Rente  we<^j^). 

Hans  Winterkaste  in  Mainz  kauft  seine  Töchter  ähnlich  ein.  Er 
Übecgab  der  Stadt  260  Gulden  gegen  eine  jährliche  Rente  von  26 
Gulden,  jede  Tochter  sollte  Zeit  ihres  Lebens  13  Gulden  erhalten*). 

3.  Die  Stadt  verkauft  die  Rente  zunächst  nur  an  eine  Person 
und  verspricht,  sie  nach  ihrem  Tode  an  eine  andere  von  ihr  be- 
stimmte weiter  zu  zahlen. 

»Der  Tunden vischen  i  mr.  to  paschen,  i  mr.  Michaelis. 
Wanne  se  sterft,  so  vallet  de  sulven  II  mr.  up  ere  sustcr  de 
Keyeschen,  oc  to  crem  live.«*) 

1)  U.B,  LOb.,  I,  nr  493;  vgl.  nr  535.  Dortm.U.B.  II,  1,  nr  259  Ba  (1390  ff.). 

2)  I/aentelmann,  II,  nr  872  s.  511,  \%\.  Hegel,  t,  s.  366:  Nürnberg.  U.B.d.St. 

üo-'lar  [II,  nr  419  a.  u.  c. 

3)  U.U.  d.  St,  Auijsburj;,  I,  nr  ^Sj. 

4)  Hegtl,  18  s,  100.  ebd.  1,  s.  2O6. 

5)  Ua*Hsti$ttatm,  II,  nr  872  .s.  511.  —  Vgl  nr  304. 
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Meist  wurde  die  Rente  auf  das  zweite  Leben  erniedrigt  ge> 
zahlt:  Lübeck  verkaufte  1289  40  Gulden  für  400  Gulden.  Der 
Ueberlebende  erhielt  nur  25  Gulden;  d^l.  1290:  8  Gulden  stattt 
10  Gulden  von  einem  Kapital  von  100'). 

Die  Mainzer  Stadtrechnungen  fuhren  an:  >lipgcdinges  gulte, 
die  man  halb  bi  leben  und  halb  nach  dode  gibit«  *).  Hier  wurde 
also  schon  an  den  ersten  Rentner  weniger  gezahlt,  ein  Modus, 
der  auch  sonst  die  Regel  gewesen  ist,  wie  aus  dem  Vergleich  der 
Rentfttsse  im  weiteren  Verlaufe  der  Untersuchung  noch  hervor- 
gehen wird. 

IIL  Die  fiwigrentenachuld. 

I.  Die  Entstehung  der  Ewigrente  und  ihre  Ueber- 
nähme  durch  die  Stadt. 

Aus  der  prccaria  ist  der  Leibrentkauf  entstanden.  Ebenfalls 
aus  einer  naturalwirtschaftlichen  Leiheform  entwickelte  sich  die 
Ewigrente,  und  zwar  aus  der  Erbleihe. 

Es  war  im  Mittelalter  eine  alltägliche  Erscheinung,  dass  der 
Grundherr  Land  zu  freier  Leihe  austat  und  dafür  einen  Zins  be- 
zog, der  einen  Ertragsanteil  am  Gute  ausdrückte  und  zugleich 
die  Anerkennung  eines  Eigentumsrechtes.  Der  Bcliehene  besass 
das  Gut  erblich  und  konnte  vom  Herrn  nicht  daraus  vertrieben 
werden,  ausser  wenn  er  den  Vertrag  verletzte.  Bei  Erbgang  und 
manchmal  auch  beim  Wechsel  des  Herrn  hatte  der  Bcliehene  eine 
Rekognitionsgebühr  (Ehrschatz,  Besthaupt)  zu  entrichten. 

Arnold  hat  die  Weiterentwicklung  dieses  ländlichen  Leihver» 
hältnisscs  in  der  Stadt  klar  und  umfassend  dargestellt*),  sodass 
hier  nui  in  grossen  Zügen  auf  diesen  Vorgang  eingegangen  wer- 
den soll. 

Die  Erbleihe  tritt  in  der  Stadt  hauptsächlich  als  lläuserleihe 
auf.    Den  aufblühenden  Städten  zogen  zahlreiche  landlose  Leute 

zu,  die  nun  von  den  (Inindhcrrcn  Land  gegen  einen  Zins  zur 
Leihe  nahmen,  um  sich  darauf  als  Handwerker  und  Kauflcute 
niederzulassen.  Sie  zahlten  den  Grumlzins  in  Cield.  Sie  lietrieben 
Landwirtschaft  h()ch^tens  als  Xehenc^u'werhe  otlcr  überhaupt  nicht 
mehr.     Der    Grund  und  Boden    kam  für  sie  nicht  mehr  als 

1 )  U.B.  Lfib.,  I,  nr  536  a.  nr  555.  Vgl.  HatHStIm,  II,  nr  315.  U.B.  d.  St.  Goslar 

III.  nr  419a. 

2)  Hegel,  17,  s.  91.  99  ff. 

3)  Arnold,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutschen  Sifidten. 
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direkter  Produktionsfaktor,  sondern  als  Standort  der  Untemehmui^ 
in  Frage,  er  konnte  also  keinen  Naturalertrag  mehr  liefern.  Die- 
ser städtische  Zins  deutete  an,  dass  sich  neben  dem  Boden  ein 
anderer  Produktionsfaktor  verselbständigt  hatte,  die  Arbeit,  und 
dass  ein  dritter  sich  zu  künftiger  Geltung  zu  entwickeln  begann, 
das  Kapital. 

Auf  dem  geliehenen  Boden  wurde  nun  das  Haus  gebaut, 
und  man  erkannte  sofort  seine  wirtschaftliche  Bedeutung  für  den 
Besitzer  und  damit  weiter,  dass  hier  ein  neues  Objekt  entstanden 
war,  das  Zinse  tragen  konnte.  Alsbald  begann  man  auch,  es  da- 
mit zu  belasten.  Das  geschah  schon,  wenn  der  Grundherr  das 
Haus  bereits  auf  dem  zu  verleihenden  Hoden  besass,  oder  wenn 
er  die  Mittel  zum  Bau  gab.  Der  Belieliene  zahlte  dann  einen 
Grundzins  und  einen  ffauszins. 

Zuj^leich  aber  setzte  nun  eine  Entwicklung  ein,  die  von  der  . 
Leihe  ab  und  zum  Rentkauf  hinüberführte.    Dieser  Uebergang 
wurde  auf  verschiedene  Weise  \cnnittelt. 

Man  schenkte  ilas  Haus  der  Kirche  und  empfing  es  zur  Leihe 
zurück,  aber  belastet  mit  einem  ewiL^en  Seelzins. 

1  )er  i'ricster  Ulrich  von  St.  Moritz  in  Konstanz  schenkt  der 
Domkirche  ein  Haus  zu  seinem  und  des  Ma^'isters  l'dalrich 
Seel<4erät.  Kr  erhält  es  zur  Nutzniessuni^  zurück,  die  auf  seinen 
Sohn  Konrad  nachreichen  .soll.  Dii  ser  hat  tlaiui  jährlich  3  Schil- 
linj^e  Seelzins  zu  entrichten,  jeder  fernere  Besitzer  zahlt  4  Schil- 
linge, II^Ö'l 

Der  Handwerker  konnte  auch  zum  Bau  des  Hauses  oder  zu 
dessen  luweiterung  und  Ausbau  (meiioratio)  Geld  leihen  müssen. 
Da  öberlicss  er  dem  Darlehngeber  sein  Haus,  um  es  von  ihm 
zur  Leihe  zurückzuerhalten  imd  ihm  davon  einen  Zins  zu  zahlen, 
der  nun  als  zweiter  Hauszins  galt,  der  Zins  von  der  Besserung. 
Der  Darlehngeber  tritt  als  Erbzinsmann  an  die  Stelle  des  ersten, 
dieser  selbst  wird  Afterleiher. 

Frau  Margareta  von  Oberwinterthur  empfängt  von  Frau  Ag- 
nes der  Meigerin  180  fl.  und  verkauft  ihr  dafür  lO  fl.  Rente 
von  ihrem  Haus,  das  vom  Domstift  zu  Erbe  geht.  Sie  lässt  die 
Rentkauferin  vom  Stift  beleihen  und  ninunt  dann  von  ihr  das 
Haus  zu  Erbleihe  gegen  10  fl.  und  1  sch.  Ehrschatz.  Basel  1 337  •). 

I)  Beycrlt,  II,  nr  5  vi;I.  4.  0  u.  s.  w.  Kölner  Schrcinsk.  I,  s.  16  III,  nr  2.  Von 
*/«  Haus  wird  Seelzins  gezahlt.  Vgl,  Amoid  a.  a.  O.  -s.  97  ff. 
a)  Arnold^  s.  108. 
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Im  weiteren  Verlaufe  fiel  dann  das  Moment  der  Leihe  cranz 
aus.  Der  Geldgeber  übcrliess  sein  Kapital,  ohne  dass  ihm  das 
Haus  fibertragen  wurde,  einfach  ^e^en  einen  Zins;  anfangs  war 
dieses  Geschäft  noch  vom  Grundherrn  zu  genehmigen,  dann  fiel 
auch  das  weg.   Jetzt  lag  reiner  Rentkauf  vor. 

Wir,  Friedrich  von  Karben,  ritter,  schultheizze  .  .  die  scheffen 
imd  der  rait  zu  Frankinvort,  bekennen  uffenliche  an  diesem 
Briefe  .  .  daz  Heilmann  . .  unde  Cyse  sine  eliche  wirten  vor  uns 
stunden  an  unsir  geinwortekeit  und  irkanten  sich  uffinberliche,  daz 
sie  mit  gesameter  hant  betten  virkauft  eine  marc  geldcs  eweger 
gulde  uf  irme  hus  .  .  Hcilmanne  von  Rendele  .  .  Mctzen  siner 
elichen  wirten  und  iren  erben  .  .  um  nunzehen  marc  penningc 
gcngcr  und  geber.  Und  ist  die  marc  geldcs  der  erste  cyns  und 
feilet  alle  layr  auf  den  sundag  zu  mittefasten.  .  .  1333'). 
Die  Rente  wurde  für  immer  vom  Hause  j^czahlt,  daher  ewige 
GultC' ,    Rwi^eld  ,  oder,  da  sie  auf  die  ICrben  des  Käufers  über- 
ging, »Erbrente  < .    Sic  war  eine  Reallast  wie  der  Grundzins,  dem 
sie  nachcreahmt  war. 

Mit  der  Leibrente  bat  die  Ewigrente  gemein,  dass  sie  auf 
Grund  eines  Kaufes  gezahlt  wurde,  der  mit  cndt^ültiger  Ucbcr- 
gabe  eines  Kapitales  an  d(  n  \'<  ik:iufer  vollzogen  w  orden  war. 
Während  jedoch  die  Ewigrentc  klar  dem  Grundzins  entspricht, 
ist  die  Leibrente  hLntschädigung  für  entgangene  Xiitzniessung,  und 
ihr  Zweck,  den  Rentner  leljenslänglich  zu  versorgen,  lässt  die 
Entstehung  aus  der  Leihe  weniger  L;enau  erkennen.  Dazu  kommt, 
da>s  siir  nach  der  Uebergalir  des  Grunilstückes  und  später  des 
Geldka[)itals  selten  dinglich  gesichert  erscheint.  Sie  ist  nach  ihrer 
vollen  Ausbildung  niemals  eine  Reallast.  1  )aher  weiilen  Leihren- 
tenkäute  vorheri sehend  nur  mit  juristischen  Peistjuen  abgeschlos- 
sen, während  Lwigrcntcn  sehr  häufig  von  einzelnen  Privatpersonen 
erworben  werden. 

Die  Leibrente  ist  auf  dem  Lande  entstanden  und  von  den 
Städten  fertig  übernommen  worden.  Sic  hat  dort  nur  eine  Um- 
wandlung in  geldwirtschaftUchem  Sinne  erfahren.  Die  Ewigrente 
ist  ein  Produkt  des  städtischen  Verkehrs,  ein  eigentümlich  geld- 
wirtschaftliches Institut,  wiewohl  im  engen  Anschlüsse  an  natural- 
wirtschaftliche Einrichtungen  entstanden.  Sie  bildete  sich  erst  aus, 
nachdem  die  neue  städtische  Wirtschaftsweise  Gcldkapital  ent- 

1)  ßöämert  U.B.  Fraokf.  s.  532.  Bsp.  für  die  Einwilligung  des  Leiheherrn  uaU 
reine  Rcntkiliife  s.  AmoU,  s.  113  ff. 
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wickelt  hatte;  denn  sie  wird  stets  mit  Geld,  nie  mit  liegendem 
Gute  gekauft,  wie  ursprünglich  die  Leibrente.  Aber  das  Geld 
wird  ge  Wissermassen  durch  die  Sicherung  in  ein  solches  verwan- 
delt Daher  hielt  das  Mittelalter  die  Rente  auch  nie  für  Zins  im 
modernen  Sinne,  und  eine  bewusste  Umgehui^  des  kanonischen 
Zinsverbotes  konnte  darum  beim  Rentkauf  nicht  vorliegen. 

Die  stadtische  Finanzwirtschaft  übernahm  die  Ewigrente  in 
den  Formen,  die  zwischen  Einzelpersonen  üblich  waren  und  ent- 
wickelte sie  weiter. 

Bemerkenswert  ist  hier  zunächst  der  Verkauf  von  Seelzinsen, 
der  i  Behandlung  der  Leibrente  bereits  gestreift  wurde  und  der 
häufii^  kombiniert  mit  ihr  auftritt. 

Die  Stadt  erhielt  ein  Kapital  geilen  die  \''erp^lichrnn■[,^  an  eine 
bestimmte  Kirche  nach  dem  J  ode  oder  auch  schon  bei  Lebzeiten 
des  Rentners  Zins  zu  zahlen  oder  Almosen  ZU  verteilen.  So  Hess 
sie  für  ihre  »tiläubii,^er«  Kerzen  und  ewige  Lampen  brennen, 
Messen  lesen  oder  bestimmte  Gesänge  anstimmen. 

I  )v  1  Ivat  zu  llildesheim  verkauft  dem  Dominikanerkonvent  von 
M  l'aul  lür  12  Mark  eine  Rente  von  einer  Mark.  Dieses  Geld 
hatte  Heinrich  von  Ursleben  zu  seinem  Seeli^cräte  gestiftet. 
Der  Konvent  überc^ab  es  aber  liem  Kate;  sibi  affcctantes  dic- 
tas  marcas  in  loco  tuto  reservarc«.  1333 

Der  Rat  zu  Magdelnirg  verkauft  dem  Kl<»strr  S.  Laurentius 
eine  Mark  Silber  für  i  5  Mark,  die  I  lans  von  l.wiczen  und  seine 
Frau  zu  Seel<;erät  [gestiftet  hatten.  1435"). 

Der  Rat  zu  Leipzig  verkauft  an  die  Seclwarten  des  Nikolaus 
Moller  30  H.  für  500.  1432 

In  den  genannten  Beispielen  legt  die  Kirche  ein  Kapital, 
das  ihr  selbst  zu  Scclzins  übergeben  worden  ist  und  das  vielleicht 
einst  Leibrentenkapital  war,  bei  der  Stadt  weiter  an.  Es  wird 
sich  später  zeigen,  dass  auch  der  umgekehrte  W  eg  möglich  war. 

Aber  ebenso  häufig  treten  die  Privatpersonen  zu  gleichen 
Zwecken  direkt  mit  der  Stadt  in  Verbindung. 

Der  Rat  zu  Chemnitz  verkauft  an  Nickel  Romer  und  andere 
für  140  fl.  jährlich  11  fl.  Rente  zu  einem  ewigen  Salve,  das 

1)  D.'thner.  I,  nr  866. 

2)  V.W.  M.-.ld,-.  II,  nr  .V|0.  vi^l.  III,  nr  7.V 

3)  Cod.  dipl.  .s.Tx.  II,  Q  „,  205  ;  Kiil.  ebd.  II.  6  nr  iSo  ,  —  v^\.  U.U.  Magd.  Iii. 
nr  798;  nr  lai^;  L .IJ.  d.  Si.  lialbersiadl  U,  nr  915.  —  U.ii.  d.  .Si.  Basel  VII,  nr  50; 
VIII,  nr  413. 
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alltäglich  zu  singen  ist.   Freitags  soll  man  nach  dem  Salve 
mit  brennenden  Kerzen  vor  des  heiligen  Kreuzes  Altar  treten 
und  die  Antiphonien  o  crux  gloriosa»  o  crux  adoranda  u.  a. 
singen,  dann  wird  eine  Kollekte  gesprochen.  Halb  zu  Michae- 
lis und  zu  Walpufgis  zahlt  der  Rat  die  Rente  folgendermassen : 
Der  Pfarrer  erhält  davon  jährlich  einen  Gulden,  seine  Kapläne 
2,  der  Schulmeister  für  das  Singen  6,  der  Kirchner  fQr  das 
Läuten  2.  Der  Stifter  hat  das  Seelgerät  ausserdem  mit  ewigen 
Zinsen  zu  dem  Geleuchte  beim  Salve  ausgestattet.  1436  >). 
Nach  einer  anderen  wegen  ihrer  Details  ebenfalls  sehr  inter> 
essanten  Urkunde  stiftet  ein  Priester  eine  Predigersteile  zu  dem 
neuen  Altar  von  St  Jakob  in  Cliemnitz.  Er  kauft  dazu  für  300  fl. 
vom  Rate  eine  Rente  von  15  t1.,  die  dem  Predij^er  als  Gehalt  ZU 
zahlen  sind.    Der  Rat  sichert  sich  im  Rentliriefe  ein  Mitvvirkungs- 
recht  bei  der  Besetzung  der  Stelle  und  fordert  eine  bestimmte 
Vorbildung  von  dem  anzustellenden  Geistlichen :    >  I'^yn  prediger 
den  eyn  icczlichcr  pfarrer  adcr  sein  statheldcr  wirt  uflfnemcn,  der 
sal  sein  ein  liccntiat  in  der  heilij^en  schrifft  edder  ein  baccnlau- 
rcus  in  der  he\  li^cn  schrifft  adder  eyn  meister  in  den  freyen  kun- 
stcn,  der  do  bewert  ist  in  eyner  universitet  adder  ein  baccalau- 
reus  in  den  geistlichen  rechten.    Und  wenn  ein  pfarrer  had  tleis 
gcthan  und  kan  keynen  predii^er  j^ehaben   in   mossen  als  oben 
bcrurt  ist.  so  maj,'  er  uft"nemen  eynen  baccalaurcum  arcium  adtler 
sust  einen  .siechten   nicht  baccalaurcum,  der  doch  ein  bewerter 
.sitij^cr  undc  gelarter  ist,  uff  cync  Irist  undc  zccit  ane  gefcrde. 
1467 

Magdebur<T  zinst  auf  Grund  einer  Stiftung  an  eine  Kirche 
Wachs.  1466^'). 

Zu  manchen  dieser  mit  der  Errichtunj^  einer  Stifung  verbun- 
denen Rentverträge  war  die  Genehmigung  der  vorgesetzten  Idrch- 
licben  Behörden  nötig,  von  Bischof,  Kapitel  oder  Probst*). 

Die  Rentkaufe  zu  frommen  Stiftungen  wurden  auch  unter 
Ausschaltung  der  Kirche  abgeschlossen.  Der  Rat  verteilte  die 
Rente  an  Arme  oder  wandte  sie  zu  irgend  einem  anderen  wohl- 
tätigen Zwecke  an. 


1)  Cfi<l.  dipl.  Sax.  II,  6  nr  ii8  vgl.  119.  171. 

2)  Cod.  dipl.  Sax.  n,  6  nr  195 

3)  U.B.  Magdeburg  III,  nr  20. 

4)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  S  nr  390. 
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Pctcr  Schober  kauft  vom  Rate  zu  Leipzig  für  200  fl.  eine 
jährliche  Rente  von  1 1  fl.  Dieser  zaiilt  sie  an  den  Käufer  aus, 
der  damit  vier  Tücher  kaufen,  zuschulden  und  an  Arme  ver- 
teilen soll.  Er  ist  verpflichtet,  das  Geld  in  keiner  Weise  in  sei- 
nen eigenen  Nutzen  zu  kehren.  Nach  seinem  Tode  übernimmt  • 
der  Rat  die  Verteilung.  1452^). 

Der  Rat  zu  Hameln  verkauft  im  Jahre  1441  für  100  fl.  eme 
Rente  zu  7  fl.  Jährlich  in  der  Meindwoche  soll  er  damit  armen 
Leuten  eine  Spende  geben.  Jeder  Stadtkämmerer  soll  dabei 
'/s  Stübchen  Wein,  drei  Stadtknechte  ein  Quart  erhalten*). 
Dass  aber  die  fromme  Stiftung  des  Rentners  von  Seiten  der 
Stadt  als  Kredi^eschäft  aufgefasst  wurde,  beweist  der  Wortlaut 
der  Briefe.  Die  Stadt  sagt  ausdrücklich,  sie  habe  das  Geld  sofort 
in  ihrem  Nutzen  verwendet:  >und  wir  dy  genanten  .  .  gülden 
vorder  an  unser  stat  nutz  und  fromen  schynbarlich  brocht  und 
gewand  haben«*),  noch  etwas  deutlicher:   »an  unser  stat  nutcz, 
huwc  und  fromen  schynbarlich  und  nutzclich  gekart  und  gewand 
habin«  *).    Vor  allem  aber  behielt  sich  die  Stadt  immer  ein  Ab- 
lösungsrccht  vor. 

Die  üebernahme  der  rein  wirtschaftlich  gearteten  l'^wigrente 
konnte  der  Stadt  nicht  schwer  fallen,  da  sie  Besitzer  zahlreicher 
Wirtschaftsbetrielu-,  Häuser  und  Nutzungen  war.  Sie  hatte  also 
Objekte,  die  sie  mit  Kenten  belasten  konnte. 

Die  eisten  Rentenscluilden  sind  demnach  in  der  Regel  spe- 
ziell auf  ein  städtisches  immobiles  Gut  fundiert. 

Der  Rat  zu  Dortmund  verkaufte  im  Jahre  1377  für  246  fl. 
dem  x\'.  ...  und  synen  ervcn  jarliker  rente  sestin  gudc  aide 
guyldene  sware  schylde,  ghuyd  van  gholdc  und  swair  van  ghe- 
wychte  uythe  unseme  gruythaus ;  to  solen  dey  gruytmi  isti  re 
de\  to  der  tiit  synt,  alle  jar  to  twen  teilen  in  dem  jare  als  half 
to  Michelc''  bezaiik^n 

1373  verkauft  der  Rat  eine  Rente  von  einer  Mühle,  er  betont 
dabei:  ^und  s\'nt  dey  ersten  rente  dy  uthe  desser  molen  und 
al  eren  behoryncgen  vorg.  gae.« 


1)  Cud.  dipl.  Sax.  II,  S  nr  390. 

2)  Mnnardus,  U.b.  d.  St.  u.  des  Stiftes  Hameln  I:  Z7«ifal,  nr  126. 

3)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6  nr  195. 

4)  Ebd.  II,  8  nr  7 00. 

5>  D.-nm.  II.  H.  II,  j  nr  68. 
ü)  Ebd.  II,  I  nr  38. 
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Aehnlich  bezoLjon  andere  (jläubiL^cr  Renten  von  sUultischen 
Wohnh.iiis(Tn,  Umlen,  Hanken,  Läden  unil  erhielten  sie  von  den 
In  wohnern,  Hctriehslt  ilern  odei  ITu  litern  direkt  ausi;ezahlt.  Zu 
(hülsten  der  (iruitliausrentner  verordnete  die  Stadt,  niemand  solle 
anderes  als  Gniitbicr  verkaulcn,  bis  die  daraiii  lundierlen  Renten 
abj^clöst  wären 

Eine  Rente  konnte  auch  auf  mehrere  Immobilien  zugleich  ge- 
legt werden.  1336  verpflichtete  sich  Dortmund  einem  Bürger  zu 
einem  »redditus  3  marcarum  et  6  solidonun  bonorum  denariorum 
....  de  quibus  due  marce  solventur  cx  domo,  quc  dicitur  lohus, 
prout  Sita  est  in  festo  nativ.  dorn.,  8  sol.  ex  cubiculo  iuxta  Bcrcho- 
ven  et  10  sol  ex  cubiculo  Teleke  barbitonsoris  et  Jo.  de  Dingen 
mediatim  in  festo  pasche  et  mediatim  die  Victoris«^). 

Bremen  verkaufte  Wurtzinse,  Schlagschatz  u.  a.  Schliesslich 
scheint  der  grösste  Teil  der  Nutzungen  und  Gerechtsame  be- 
lastet gewesen  zu  sein.  1330  gebot  die  Stadt  wenigstens  jedem 
Katsherren,  binnen  acht  Tagen  nach  seiner  Wahl  mindestens 
eine  Mark  zur  Ablösung  der  Renten  und  Entlastung  der  Ein- 
künfte zu  zahlen.  Die  Renten,  die  er  abgelöst  hatte,  genossen 
er  und  seine  l'>bcn  so  viel  Jahre  lang,  ab  er  Mark  cjcopfcrt  hatte'). 
In  Hameln  und  Lübeck  sind  Renten  von  Mühlen  gebräuclilich. 
Sic  werden  von  den  Müllern  direkt  an  die  Gläubii^cr  gezahlt*). 

Auch  Wechsel  der  i'  undierung  war  möglich.  Eine  Dortmun- 
der Rente  wurde  1374  von  einem  Pclzcrhause  auf  eine  Sattler- 
budc  verlegt  ')• 

Die  I'flei'iM-  (  ines  Seelcierätes  in  AuuisliurL,'^  vertiffentlichen  eine 
Bestimmung,  wonach  der  Rat  die  Fundicrung  der  Rente  verlegen 
darf.    1 364  I. 

Die  I'.rwerhseinkünfte  der  Stadt  konnten  jedoch  den  sich  vcr- 
grö.ssernden  Bedarf  in  immer  geringerem  Masse  decken.  Von  grös- 
serer Hedeutiing  wurden  dazu  vielmehr  di(^  Steuern  ,  deren  S\  - 
.stem  sich  vergrtisserte  und  ausgestaltete.  Ivs  vei schaffte  schliess- 
lich der  Statit  den  gr()ssten  'IVil  der  ncitigen  Deckungsmittel.  Die 
Steuern  flössen  aus  den  I  kmden  der  HeauUen  der  Sladtkassc  zu 

1)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  68,  3$. 

a)  Ebd.  I,  I,  nr  535;  vgl.  II,  t,  nr  31:  vgl.  Brem.  U.B.  III.  nr  179. 

3)  Brem.  U.B.  II,  nr  313. 

4)  Meinardtts  I,  DiMiai,  nr  135  (1350)  nr  151;  Lüb.  U.B,  I,  nr  62. 

5)  Duitm.  L'.B.  II,  I,  nr  46. 

6)  Augsbb  U.B.  II,  nr  5S1. 
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und  bewirkten,  «iass  diese  sich  zur  Zentrale  der  Finanzwirtschaft 
entwickelte  und  sich  beherrschend  über  die  kleinen  öffentlichen 
Nebenhaushaltc  der  wirtschaftlichen  Unternehmungen  erhob.  Diese 
Zentralisation  der  Einnahmen  hatte  auch  die  der  Ausgaben  zur  Folge. 

Da  sich  nun  die  Schulden  der  Stadt  parallel  zu  ihrem  Bedarf 
vergrössertcn  und  schliesslich  über  den  Ertrag  der  Erwerbsetn- 
künfte  hinauswuchsen ,  so  dass  der  Stadt  nichts  mehr  zur  Be- 
lastung übrig  blieb,  so  wurden  auch  die  Steuererträge  die  Quelle« 
woraus  Rcntzahlungen  erfolgten.  Daher  zentralisierten  sich  diese 
ebenfalls  auf  die  Stadtkasse.  Auf  diese  wurden  die  Rentner  nun 
angewiesen.  Die  spezielle  Fundierung  der  Renten  auf  einzelne 
Immobilien  wurde  durch  die  allgemeine  auf  die  Gesamtheit  der 
städtischen  I^innahmen  ersetzt,  eine  Entwicklung,  die  mit  dem  ein- 
fachen Zalilungsversprechen  der  Stadt  abschloss. 

Eine  Ücbcri^anLjsförm  kann  aus  Goskir  ani^cfiihrt  werden  :  Die 
Stadt  will  von  ihren  Mühlen  zahlen,  geschieht  an  diesen  Schaden, 
so  von  anderen  I-.inkünften:    in  quo  si  defectus  aliquis  fuerit,  de 
ahis  nostrüs  rcdditibus  sine  contradictionc  qualibet  persolventur« 
1311. 

Anl'anj^s  khnv.M-n  aucli  gewisse  h'ormchi  in  den  Vertriit^en 
norli  an  die  der  fnihcren  sjie/.icllen  l'undierun,Lj  an.  Der  Rat  ver- 
spracii  noch,  wovon  er  alli^eniein  zahlen  wollte:  Chemnitz  \ erkauft 
14V'^  «  ine  Rente  vom  Rathause  imd  von  allen  reiUen  der  stat 
Kt  iupnic/i  und  von  allen  Lintern,  die  liarc/u  «gehören,  usweiuii*^ 
und  inwenni;^  -').  Laulenhuri^  verkauft  l3riS'  Renten  an  F)asel  >ah 
der  Stadt  Allmende  und  l'.inkonnnen  <hU  i  »von  tien  Stadti;ü- 
tern  1.  andere  Städte  von  allem  nutze  und  ahekomniunt^e  der 
Stadt  ,  von  alkn  nut/tn,  renten  und  zinsen  dei  Stadt  ,,  »aus  der 
Stadt aus  unser  stad  schote,  rente.  i^adde  und  f^ude^  de  no- 
strac  civitatis  camera  seu  redditibus  ,  de  fisco  nostrac  civitatis«, 
»de  promptuariis  nostrac  civitatis«  »de  tabula«.  In  Lübeck  Wes- 
sen die  Ewigrenten  >Weichbildr^ten€. 

Nur  in  kritischen  Zeiten  griff  die  Stadt  zu  naturalwirtschaft> 
liehen  Fundierun^s  formen  zurück,  entweder  zur  Realbelastung  oder 
sie  sicherte  den  Forderungsberechtigten  durch  Satzung. 


1)  r.i:.  .1.  Si.  <;,,sl,.i  II.  nr  --,8. 

2)  Cod.  »lii-l.  Sa\.  11,0,  iir  llS. 

3)  U.B.  d.  St.  Basel  IV,  nr  326.  VIII,  nr  203. 
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2.  Die  VV  i  e  d  c  1*  k  a  u  f  s  r  e  n  t  e. 

Die  Ewigrente  konnte  sich  als  regelmässig  anwendbare  or- 
dentliche Form  des  öffentlichen  Kredites  nur  einbürgern,  wenn  es 
der  Stadt  möglich  gemacht  wurde,  sich  wieder  davon  zu  befreien, 
wenn  sie  also  Ablösungsrecht  erhielt.  Sic  wäre  sonst  bei  ihrem 
for^csetzt  wachsenden  und  dabei  immer  sprunghaft  eintretenden 
Bedarf,  der  ja  die  Anleihe  zum  ordinarium  machte,  nach  und 
nach  mit  einer  uni;t  lK  urcn  Sclmld  belastet  worden,  die  schliess- 
lich eine  Finanzwirtschaft  überhaupt  unmöglich  gemacht  hätte. 
Femer  hätte  sie  nie  von  dem  Sinken  des  Kentfusscs  dadurch 
profitieren  können,  dass  sie  die  SchuKlformen  umtauschte. 

Tatsächlich  schloss  sie  aiicli  die  I-^\\M\i;rcntkäuf(>  nur  unter  der 
Hedini^uini;  des  Ablösungsrechtcs  ah.  Sic  brachte  liirr  ein  wich- 
ti;4es  mittelalterliches  Kechtsinslitut  in  Verbind imi,^  mit  dein  Kcnt- 
kaut,  den  X'erkauf  auf  W  iederkäut.  Die  iijjrente  wurde  W'ieder- 
kaulsrenle  (LosunL;s;^äilte).  1  )ie  AhUisharkeit  der  RentiMi  ist  nicht 
von  den  Städten  m  u  einL^eluiirt  worden;  sii-  hatte  sich  schon  hei 
privaten  Kent\ erlrä-m  entwickelt,  wenn  der  kentenpfliclUigc  ein 
Intere.sse  an  der  Lösuni;  des  Verhältnisses  hatte. 

Die  Ablösung  war  manchmal  stadtrechtlich  befohlen,  so  in 
Lübeck  seit  1240.  in  Hamburg  seit  1270,  in  Danzig  .seit  Hndc 
des  14.  Jahrhunderts  'j. 

Zahlreiche  Kenlbriefe  deult  n  auf  die  Umbildimt;  der  l'ui^- 
rente  hin  imd  damit  auf  die  st-kiindäre  iMitstelumj;  der  W'ieder- 
kaufsrente.  Wo  nämlich  kein  Gesetz  die  Ablösbarkeit  aller  l-wig- 
renten  forderte,  wurde  sie  dem  Rate  durch  besondere  Verein- 
barung^ mit  dem  Käufer  zugestanden  und  von  jenem  als  Begün- 
stigimg betrachtet.    Der  Wortlaut  der  Urkunden  beweist  das. 

Dortmund  verkauft  1336  eine  Rente,  »hac  tamen  apposita 
condtciöne,  quod  ex  speciali  favore  et  amicicia  possumus  dictos 
redditus  reemerec  *). 

Der  Rat  zu  Braunschweig  schreibt  in  einem  Briefe  von  1338 : 
»De  gnade  hebbct  sc  uns  ghedan,  dat  we  moghen  de  marck  ghel- 
des  wedcrkopen  umme  alsodannc  ghelt,  swanne  we  willet« 

Dortmund  1373:  »und  umme  sunderlix  vrentschap  undgunst 
so  hevet  Johann  Mureman  ....  gegeven  alsodane  maicht,  dat  wii 

1)  Aiumann,  (icscli.  d.  Wuchers,  s.  234  IT. 
3)  Dortm.  U.B.  I,  2,  nr  525  a. 
3)  Haemtlmann,  III,  3,  nr  569. 
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van  cme  cfT  van  synen  crvcn  mc^en  desse  vorg.  elleven  gu>  Iden 
geldes  alle  jacr  bjrnncn  veyrttcn  naichten  na  sunte  Mertjms  ko- 
pen  ...'). 

Halberstadt:  >wc  hcbbe  uns  de  macht  beholden,  dat  we  de 
vif  mark  mögen  wcddcr  afgevcn«.  1437 

Chemnitz :  »Wen  wir  aber  so  stathaftig  worden  und  die  gnan- 
tcn  wir  schock  czinsis  weder  kouffen  ader  abelosen  weiden,  des 
wir  ganczc  macht  haben«).  1445.  >Auch  haben  sie  uns  dy 
gonst  getan  solch  zins  wen  wir  so  stathaftig  worden  abczulosen«. 
1458 

Basel :  >Man  sol  ouch  wissen,  daz  die  vorgenanten  von  Basel 
uns  und  unser  nachkomcn  dem  rate  und  den  bürgern  von  Louf- 
fembcrg  in  disem  kouffe  ein  semlich  gnade  und  fruntschaft  getan 
hant,  ...  so  sollcnt  si  uns  die  voigenanten  zweyhundert  und 

dry  und  drissii^  j,mltlin  i^i  Ii  -  -niscs  widerumb  geben  ze  kouffcnde 
und  discn  bricf  lidig  und  los  wider  antwurtcn  umb  dieselben  3500 
guldin  ane  alle  Widerrede  und  anc  alle.s  verziehen« 

Der  Käufer  konnte  auch  dem  Rate  eine  besondere  Urkunde 
ausslellcn,  worin  er  das  Rückkaufsrecht  ausdrücklich  anerkennt '  ). 

Die  Abl(')sun^'  war  hiiufii^  i^^e^vi^scn,  sie  beeinträchtit^enden 
Redin^uni^cn  unterworfen.  Der  Rat  zu  tjoslar  verkaufte  eine  Rente 
an  einen  J^ür'^cr,  die  erst  nach  ivückkauf  aller  anderen  Renten 
abgelöst  werden  durfte:  non  licebit  n(»l)is  reeniere  dictos  reddi- 
tus,  nisi  ])rius  omnis  census  redimendus  reemptus  fuerit  et  ex- 
tinctus  .    1 32 1  "). 

Der  Rückk.iuf  durfte  manchmal  nicht  vor  Ablauf  einer  be- 
stimmten Zeit  (»rfolL^en :  entweder  er'^t  nach  l  iniy^en  Jahren  oder 
er  war  nach  Ablauf  einer  Zeit  niclu  nu  In  ei  laubt^).  Kr  konnte 
auch  an  Kündigungstai;e  und  -fristen  und  Rückzahlungstagc  ge- 
bunden sein. 

Die  Kündigung  war  z.  B.  nur  zwischen  Ostern  und  St.  Jo- 

I  )  Dortin.  l  .B,  II,  i,  tu  vS. 

2)  U  M.  V.  IlnllHi^li.U.  II,  iir  8S2. 

3)  <  i'U,  dlj»!.  S.i\.  II,  iir  i;3. 

4)  Kbd.  nr  iSo,  vgl.  195. 

5)  U.B.  d.  St.  Basel,  IV,  nr  326. 

6)  r^oriin.  U  B.  II,  I,  nr  206b  {1388). 

7)  t'.H.  (I.  Sl.  Cosl.ir.  III,  nr  557  b. 

>i)  libd.  Iii,  ni  643  b  u.  c  (1323):  erst  nach  2  Jahrch;  A/einaräus  I,  nr  2S6:  uach 
3  Jahren. 

9)  Dortm.  U.B.  l,  3,  nr  52$»:  Eine  Rente  ist  «per  annos  qaattaor«  ablitebar  (1336). 
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hanncs  gestattet,  worauf  dann  die  Kiick/.ahluni;  zu  Michaelis  er- 
folgte') ;  ähnlich:  Kimdii^rmg  in  der  Meindwoche  mit  Ahl(">sung 
7A\  ()stern*i,  —  KiindiL^ung  nur  zu  Michaelis  oder  Ostern  mit 
Rückzahlung  ein  Vierteljahr  darnach^). 

Die  Bindung  der  Kündigiin;^  an  einen  hcslinunlcn  Tag  fällt 
weg,  es  bleibt  ai)cr  eine  Kiuuligungsfrist  bestehen''). 

Kündigung  und  Rück/ahhmg  fallen  /usanmu-u,  sind  aiM  r  an 
eine  bestimmte  Zeit  im  Jahre  gebunden,  /..  B.  an  die  Woche  nach 
Ostern  oder  Michaelis '^|.  an  die  Woche  nach  Mili\uuler  *  ),  nin- 
zwischen  St.  Johannes  und  Mittsommer  "),  an  St.  Tcter  und  Paul  ''J, 
St  Walpurgis     St.  Michaelis' Weihnachten"). 

Die  Ablösung  der  Seclzinsc  stand  der  Stadt  ebenso  offen 
wie  die  der  Renten.  Aber  sie  war  verpflichtet,  sie  so  vorzuneh- 
men, dass  der  Zins  nicht  einging. 

Leipzig  1470:  »unde  auch,  wenn  wir  solch  summe  geltis,  a!so 
obfurmelt  ist,  nach  seynem  todc  wider  abekouffen  wurden,  vns 
zcubeflissigen,  das  dy  sechs  hundert  güldenen  widdcr  nutczlich 
Sölden  angelegt  werden,  vnde  das  mit  Wissenschaft  adcr  voKvort 
des  altaristen  des  gnanten  altars  sant  Ganggolffs,  das  sein  solche 
andacht  nicht  zcurucke  ginge  adcr  vcrkurtczt  wurde- 

Chemnitz  1467:  »Dyselbigen  (vom  Rat  abgelösten)  drcyhun- 
dert  gülden  sal  alsodannc^  der  pfarrer,  der  iczunt  ist  oder  zu- 
kuniftig  sein  wirt  mit  willen  umle  wissen  unscrs  raths  alt  und 
new  an  andere  gewisse  ende  leyhen  uff  das  sulchs  gestififtc 
nicht  vorgehe«  ^^'). 

Im  Jahre  1449  l«»ste  Chemnitz  eine  Re^i  -  von  27  fl.  mit  441  Ii. 
ab,  die  bisher  an  die  Pfarrkirche  zu  einer  Seelenmesse  ging.  Der 

1)  Hameln:  Meinartlus,  I,  Donat  nri35,  so.  Vgl.  cbil.  135.  3:  CHuni-Pfin{«.stcn 
und  Michaelis. 

2)  Mäitardus  I,  Donat,  nr  135,  21. 

3)  Hildcshcim,  134.';  Dochtei\  T,  nr  034. 

4)  Cianzjährlich  :  t^od.  dipl.  .S.ix.  II,  (>,  111195  ;  S  ü  jalu  licii :  Mniianiiis  l,  Duiuil. 
135,  17.  V*j**»dich:  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr  99. 

5)  Doitm.  U.B.  II,  I,  nr  206b  (1388). 

6)  Ebd.  II,      I    1041  (1400). 

7  \  A'<h!<irdu<,  iJoiiat,  nr  135, 14. 

t>)  nr  135,  2. 

9)  Ebd.  nr  135,  3. 
10)  Ebd.  nr  135,  5. 
ti)  DoTtm.  U.B.  I.  3,  nr  525. 

12)  r<i(I.  (lipl.  S.ix.  II,  9,  nr  277;  vgl.  nr  248. 

13)  Ebd.  II,  6,  nr  149. 
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Rat  L;ab  ela.s  Kaiiital  dem  Al)t(>  (U  r  Kircli(\  dieser  le;_^tr  Ii.  Iiin/ii 
un<l  kaulti"  nun  von  der  liot/o^^in  Mai'i;aictf  \(»n  Sachsen  v\nv 
Ki  iilc  \(>n  30  n  auf  das  Schl<>ss  C'olditz.  1  lic^c  zweite  Anlai^e 
war  y linst iL;e:  als  die  erste,  der  KentcnlLis.s  crliöhtc  sich  dabei  von 
6V7  Vnrz.  auf 

In  l^asel  fand  die  Al)l«)sun;4  liolier  Kenten  aueh  ratenweise 
statt.  1452  zahlte  es  von  Soo  (1.  loo  zurück  und  erniedrigte  da- 
durch die  Rente  um  5  fl. 

Der  grosse  l'ortschritt  in  kreditwirtschaftlicher  Richtung,  der 
in  der  Ablösbarkcit  der  Rente  lag,  wurde  nun  vervollständigt, 
wenn  dem  Rentenberechtigten  ebenfalls  das  Kündigungsrecht  zu- 
gestanden wurde.  Damit  war  der  Charakter  des  Rentkaufcs  be- 
seitigt. Der  Rentkauf  verwandelte  sich  in  das  Geschäft  des  künd- 
baren Darlehens,  und  die  fundierte  Schuld  der  Stadt  wurde  in  die 
schwebende  übergeführt. 

III.  Die  schwebende  Schuld. 

I.  Die  Entstehung  der  schwebenden  Schuld. 

Die  schwebende  Schuld  trat  in  den  mittelalterlichen  Städten 
in  der  Form  des  beiderseits  kündbaren  Darlehens  auf.  Dieses  ist 
auf  dem  Boden  des  alten  Konsumtivkredites  entstanden.  Es 
konnte  sich  in  sp.ätercr  Zeit  aber  auch  aus  der  W'icderkaufsrente 
entwickeln.    Dieser  i*rozcss  \erlicf  nicht  ohne  Uebergangsstufen. 

Das  Kündigungsrecht  des  Rentners  konnte  an  gewisse  Be- 
dinguni^cn  ;.;<>knii|)ft  sein: 

Der  Rat  zu  I  lamein  verl:  nift  an  zwei  Brüder  für  44  Mark  eine 
Wiederkaufsrentc  von  4  Mark.    X'erzieht  der  Rat  mit  der  Zah- 
lun-  zu  St.  Walpurgis,  so  hat  er  (Um  Ki  ntner  {»innen  J'^^^i" 
Kapital  und  \  ersessene  Zinsen  zurückzuzaliK-n.  I  jide  14.  jahrh.'). 
l)erl\rntner  wurde  hier  in  seinem  Rechte  auf  Rente  dadurch 
gesichert,  dass  sich  sein  Eigentumsrecht  am  Kapital  erneuerte,  so- 
bald der  Rat  in  Verzug  geriet.     Dasselbe  kf>nnte  bei  Seelgerät- 
stiltungen  eintreten,  die  in  der  I-'orm  des  Rentkaufs  gemacht  wurden. 
In  Hameln   wird  ein  w  iederkäuflicher  Seelzins  in  der  \\\  isc- 
gesiclu  l  t.  dass  di-r  Stifter  oder  S(Mne  kaben  lU  in  Rate  das  Ka- 
pital kündigen  dürfen,  lails  er  den  Zins  nicht  mehr  an  die  Armen 


1)  Cod.  <li[>l.  S.Lx.  II.  0,  m 

2)  Afeittanfus,  I,  Donai,  nr  141.  * 
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verteilt.  Die  Pflege  des  Seelgerätcs  geht  dann  an  sie  über.  1441 
Aus  Basel  wird  ein  Fat!  erwähnt,  dass  der  Rentner  den  Rat 
gebeten  hat,  einen  Teil  des  Kapitals  abzuzahlen.    Der  Rat  gibt 
ihm  von  2200  fl.  200  zurück  und  beseitigt  damit  zugleich  20  fl. 

Rente.    1471  -). 

In  Gosiar  kommen  frühzeitig  l)eider.seits  kündbare  Kcntvcr- 
trä'^c  vor.  Rentner  und  Rat  haben  Kündigungsrecht  nach  zwei 
Jahren  vom  Ahschluss  des  W-rtragcs  an;  es  wird  dann  mit  Be- 
achtung^ einer  b  rist  von  ^jt  Jahr  austrcübt  In  einem  anderen 
I'\ille  hat  nur  der  ]\at  zwei  Jahre  abzuwarten,  der  Rentner  darf 
jederzeit  achtwochentiicii  kiinchLii'n,  und  zwar  das  i^anze  Kapital 
oder  nur  einen  Teil  davr.n  Die  zwei  Jahre  fallen  auch  wei;, 
es  bli  iht  nur  l  inc  l\iunli_L;un;4sfrist  übrii;.  I  )ii  se  ist  in  e  inem  l-'alle 
in  ihrem  lU-^inn  f(  ^t  bestimmt,  l-'ür  den  Rat  ist  i  s  der  Monat 
vor  Weihnachten,  für  den  Rentner  der  M(>nat  vor  St.  Johannes. 
Zu  anderer  Zeit  darf  nicht  gekündigt  werden  ').  Meist  fällt  aber 
diese  He.schränkunL;'  fort''). 

l)er  Lünebmmr  Rat  verkaull  an  einen  liannovtraner  eine 
Wiederkaufsrente.  Hi'ide  Te  ile  dürfen  zu  eleu  /u<)lf  Nächten  vor 
unii  nach  Weihnachten  küneligen ;  zu  Ostern  zahlt  der  Rat  zu- 
rück»). 

Auch  in  Braunschweig  kommt  beiderseitige  Kündigung  vor 
Zu  den  ebengenannten  Zwischenformen  ist  zu  bemerken,  dass 
mit  ihrer  Aufzählung  nicht  zugleich  behauptet  wird,  die  Kntwickc- 
lung  der  Wiederkaufsrente  zum  beiderseits  kündbaren  Darlehn  habe 
sich  überall  notwendig  auf  diesem  fein  at^estuftenWcgc  vollzogen. 
Sehr  häufig  mögen  überhaupt  keine  allmählichen  Uebcrgängc  vor- 
angegangen sein,  ebenso  häufig  blieb  die  Entwicklung  des  Kün- 
digungsrechtes im  Mittelalter  ganz  aus.  Auch  zeitlich  ist  sie  ver- 
schieden eingetreten,  in  Gaslar  schon  im  14.,  an  anderen  Orten 
erst  im  1 5.  Jahrhundert  Der  Unterschied  zwischen  Wiederkaufs- 
rente und  schwebender  Schuld  konnte  sich  aber  fast  auf  einen 
Namensunterschied  reduzieren.   Die  so  entstandenen  Darlchnsver- 

1)  Aftiaarduff  1,  Donat,  nr  126. 

2)  l'.B.  d.  St.  H.iscl,  VIII,  III  397, 

3)  tu.  tt  St.  (i  ol.Ti,  III,  nr  643c  (1323)  vgl,  0046. 

4)  tbil.  III,  nr  643b. 

5)  Ebd.  III,  nr  23S  (131 1). 

6)  Ebd.  III,  516,  a.~c  (1320).  604a.  c.  (1322).  nr  643a.  d.c. 

7)  St/titiuAir/,  IV,  s.  184. 

S)  üatHitimann,  Iii,  2,  nr  571,  I4. 
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träge  zeichneten  sich  vor  den  anderen  nur  dadurch  aus,  dasssie 
langfristigere  Schuldvcrhältnissc  b^^ndeten  und  häufigere  und 
geregeltere  Zinszahlungen  vorsahen. 

Der  grösste  Teil  der  schwebenden  Schuld  ist  ohne  Zusammen- 
hang mit  der  fundierten  entstanden.  Sie  hiess  -Leihgcld'  oder 
> rechte  Schuld«  und  wurde  damit  scharf  vom  Rentkauf  unter- 
sclii.  (im.  Das  Mittelalter  erkannte  diesen  sehr  richtig  nicht  als 
Schul« Ii uini  an.  IVi  Hi -riinclun.L;  der  rechten  Schuld  war  der 
eine  Teil  allein  dn  (ul>encie,  der  immer  ein  l\ij4(  ntum^r(  cht  an 
seinem  Kai)ital  lu  hielt.  I-'r  war  >Gläubis.jcr«,  die  Statlt  Scinild- 
ner,  der  die  rthcht  liatte,  das  Darlehn  pünktlich  mriick/u/.ahlcn. 
Die  rechte  Schuld  war  ausgesprochenes  Kreditgeschäft  ohne  Fun- 
dierun 

l)ic  kiii/.tVist!L;'e.  lu-idei seits  kihidhate  .Anleihe  !iat  ilire 
l)il(lei-  el>enla!ls  in  natnraKvirtschaftlichen  In^lnulen.  .Sch^n  tViih 
hat  eine  W'irlsehatt  von  der  anderen  iii  Zeiten  ansscrordentiiclun 
oder  sonst  ei;^enarti;_;en  Hedai  ts  X'eizi  imm^' :^iiter  <>def  (ield 
lieheii,  l)ei  Missn  nte  oder  zw  Miti^iit.  L<«se-eld,  Bus>-(  n  und  1  lei-r- 
l'ahrt.  I  )as  dcKi  ci  ianLite  als  Leih-nt  tlit-  (  )lierhaiul.  in  den 
meisten  hallen  kleidete  man  aber  das  Kredii^^eschalt  in  du-  l'oim 
des  Kaufes.  Der  (lläui)i-iT  liivs>  sich  dinL^lieli  siciiein,  imd  Ju- 
beiden  Sat/.un;^i'n  oder  X'crkaul  aul  Wiederkäut  sind  dabei  die 
■'ewohnliehen  Mittel. 

Die  städtische  1  aiiwickkniL;  hat  auch  hier  in  kreditwirtschatt- 
lichein  Sinne  fördernd  eingewirkt.  Kaufmann  und  Handwerker 
konnten  die  Satzung  mit  Gewcre  des  Gläubigers  nicht  mehr  an- 
wenden, weil  sie  keine  liegenden  Güter  mehr  besassen,  die  sie 
dem  Gläubiger  zur  Nutznicssung  überlassen  konnten,  und  diesem 
wäre  das  selbst  lästiL:  ijewcsen.  Er  hatte  denselben  Beruf  wie 
der  Schuldner  und  konnte  sich  kaum  noch  mit  Landwirtschaft 
befassen.  Mäuscr  kamen  aber  zur  Satzung  in  geringer  Zahl  in 
Betracht.  Dazu  kam,  dass  die  Entwicklung  des  Betriebskredites 
zahlreicher  als  je  kurzfristige  Schuldvcrhältnissc  entstehen  li&ss, 
deren  dingliche  Sicherstcllung  zu  verkehrshemmend  war.  Man 
Hess  sie  daher  fallen  und  wandte  das  auf  Pcrsonalkredit  beruhende 
kurzfristige  Dariehcn  an.  Diese  Aendcrung  des  Kreditgeschäftes 
liat  aber  auf  die  Entstehung  des  Kapitalzinses  fördernd  cingew  itkt. 
Dieser  führte  sich  immer  mehr  statt  der  satzungsmässigen  Siche- 
rung ein. 
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2.  Die  Eigenschaften  der  schwebenden  Schuld. 

Das  Geld  erschien  dem  Mittelalter  noch  lange  als  Verzeh- 
rungsfonds, der  bei  seiner  Verwendung  verschwand.  ICist  alhnäh- 
üch  t-rkanntC  man  die  irlnitv^t'n.  die  /ur  Produktion  haben 
kann,  dass  es  Kapital  tiarstclk-n  und  imlin  kt  i-in(  n  Krtra^^  vim- 
anlasscn  kann  Von  Lcihgcld  wurde  daher  kein  Zins  j;czahlt. 
Rechtlich  kk'itictc  -'\rh  dii^scr  Zustand  in  das  kanonische  Zins- 
verbot, das  frcilicli  otli/.irll  erst  auftrat,  als  man  die  kapitalistische 
Natur  des  (idd.'^  bereits  einzuselun  l)e-.;ann.  I'.s  wurde  dann 
durch  die  Auiuiitilt  der  Bibel  und  durch  scholastische  Beweis- 
führungen L^estützt. 

Aus  (  irimdi  n  lU  s  kanoni-^cht  n  Zins\ rri)ütcs  ist  ein  grosser 
Teil  der  schui  hendi-n  Schuld  un\ erziuslich. 

K(>ln  hell  1379—92  76S  94S  Mark.  \'on  146  ( däuiji-i  rn 
verkuv^ten  137  keinen  Zins,  darunti  r  l)i  lan<ien  sich  eini'.;e  (iross- 
kaiifleule  uul  sehr  bedrutciulen  I x  ihkapilaüi-n ,  so  Ilrinrich  \  <in 
der  kaen  mit  iGorx)  fk.  Johann  I  (ii  tzelin  mit  10730  und  11122  Mark, 
das  h(')chste  Kapital  i)elii'r  sich  aul  53  333  Mark.  Durchschnittlich 
kamen  auf  jeden  Ciiäul >i;.'er  30CX)  M.  *  1. 

llildc.shcim  hezo^  im  Jahre  I3rvj  von  Ihaunschweit;  ein  un- 
entgeltliches Darlehn  von  1100  Mark,  das  in  Jahresraten  von 
100  Mark  zurückgezahlt  werden  sollte 

Göttingen  lieh  ebenso  zinsfrei  von  Erfurt  1500  fl.  im  Jahre 
1437.  Dieses  hatte  freilich  das  Recht  der  Zinsaufnahme  bei  Juden 
oder  Christen,  wenn  die  Rückzahlung  nicht  pünktlich  erfolgte  '). 
Hier  lag  also  die  Möglichkeit  vor,  dass  die  Schuld  verzinslich 
wurde. 

Augsburg  bezog  im  Jahre  1389  vom  Bischof  ein  Darlehn  von 
7000  fl.   Die  Rückzahlung  erfolgte  in  Raten  *), 

Im  Jahre  13 12  lieh  das  belagerte  Rostock  von  Lübeck  un- 
verzinslich für  1000  Mark  Mehl,  Bier,  Fleisch  und  Pfeile'^). 

Diese  Anleihen  wurden  gewöhnlich  auf  kurze  Zeit  aufgenom- 
men, ^liy  ein  ganzes  Jahr.  Durch  Verzug  der  Rückzahlung 
dehnten  sich  diese  Fristen  aber  auch  auf  sehr  lange  Zeit  aus.  So 

1)  Ä/y//////^;.  s.  350. 

2)  Uoe/'Mfr,  II,  nr  1O4. 

3)  U.B.  d.  .St.  GöUingen  II,  nr  183. 

4)  U.B.  Augsb.  II,  nr  761. 

5)  Lttb.  U.B.  I,  nr  450. 
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schuldete  Dortmund  der  Stadt  Stralsund  500  fl.  trotz  wiederholter 
Mahnungen  20  Jahre  lan^  '). 

Die  unverzinslichen  Leihgclder  bestanden  häufig  auch  in  1  )e- 
positen,  die  von  der  Stadt  mit  verwendet  wurden.  Dafür  Ijietet 
T-iibeck  sehr  interessante  Ikispicic,  die  zugleich  zeigen,  welchen 
Anteil  das  stätllisclic  Sclnildenwescn  an  der  Entwicklung  der 
kreditwirtiichattlichcn  Geldsurrogate  hat. 

Lübeck  empfing;  am  4.  Auj^ust  i^vS;  von  dem  päpstlichen 
Lei^Mtcn  Kayneriiis  de  Orio  den  Zehnten  tler  l)i(izcscn  1  .iiheck 
und  Ratzel )iir;4  im  Hetra;_;e  \  nn  I5(x)tl.  als  Depositum.  1-^s  stellte 
darüber  einen  .Sclniltl>elu-in  aus  und  \ers|)rach  die  Rückzahiuni; 
des  (jcldes  an  den  Inhaber  des  l'ajjieres  in  HriiL;!.;e,  und  zwar 
durch  RobiMt  de  Hursa  und  in  turonischen  (iroschen  (  I2.S  1'1'd.)  -}. 
Das  i^e^chah  auch.  Roliert  ile  Hursa  zahlte  ;  nomine  et  ex  parte« 
der  Stadt  an  den  Lombarden  Hunilaz  iK-  (  )ri(>  M. 

Der  Sinn  dieses  X'orL^ani^es  ist  fol;^ender:  Lübeck  bet; iedit^te 
mit  der  Aufnahme  des  Depositums  ein  AiiU  Uu.-bedürtniN.  I  h  v 
päpstliche  (ji!sandte  erlani^te  damit  Sicheili-  ii  lür  die  ihm  anver- 
trauten Gelder  und  ersparte  die  kosts])ieli-e  und  riskante  Bar- 
sendung. Er  schickte  an  einen  pä}).stlichen  Geschäftsträger  (Bo- 
nifaz  de  Odo)  nur  den  Schuldschein  der  Stadt.  Diese  selbst  ver- 
mied die  Barsendung  ebenfalls.  Sie  Hess  einen  Brüg^cr  Ge- 
schäftsfreund für  sich  zahlen,  den  sie  wahrscheinlich  schriftlich 
benachrichtigte.  Sie  vertauschte  also  die  Gläubiger.  —  Wie  Robert 
de  Bursa  entschädigt  wurde,  kann  man  aus  Urkunden  von  1290 
entnehmen.  Die  Stadt  beauftragte  einen  ihrer  Bürger,  Keineke 
Momcvech,  der  sich  in  Geschäften  in  Brügge  aufhielt,  an  ihre 
dortigen  Gläubiger  zu  zahlen  und  sich  das  Geld  dazu  durch  An- 
leihen zu  verschaffen  *).  '  (Er  soll  das  vor  Zeugen  tun  und  sich 
nach  der  Bezahlung  die  Schuldbriefe  zurückgeben  lassen).  Momc- 
vech lieh  nun  u.  a.  von  zwei  Hamburger  Kaufleuten  Herding 
von  Werder  und  Lüdekc  Buck  150  Mark  am  i.  Aug.  1290  und 
gab  ihnen  dafür  Anweisungen  auf  die  Stadt  Lübeck: 

>Confiteor  et  recoj^nosco,  me  l^rui^is  reccpissc  et  habuisse 
de  HerilinL;o  de  werdcre  et  ludckino  dicto  bouc,  civibus  ham- 
buri^'ensibus  centum  et  quinquaginta  marcas  sterlingorum  per 

1)  Dortm.  U.B.  II,  i,  m  229  (1390).  III,  I,  nr  ^t>o  (1407)  ;  451  li4>oj. 

2)  U.B.  Augsb.  II,  nr  761. 

3)  iJih.  l'.H.  I,  nr  461, 

4)  Ebd.  II,  I,  nr  75. 
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decem  solidos  ad  opus  et  utilitatem  civitatis  Iiibicensis  pro 
quibus  denariis  teneor  et  promitto  darc  et  solvcre  in  lubcke 
antcdictis  herdingo  et  ludekino  vel  eorum  alten  aut  ipsorum 
mandato  vcl  alterius  eorum  ccntum  et  quinquaginta  marcas 
argenti  lubicensis  pagamenti  infra  quindcnam  postquam  pre- 
dictus  herdingus  et  ludckinus  venerint  in  hamborgh  sine  dtla- 
tione  ulteriori*). 

An  demselben  Tage  schickte  Momcvcch  an  den  lübischen 
Rat  einen  Avisbrief  über  die  Anweisung  mit  dem  Ersuchen,  dieser 
zu  entsprechen. 

>Vestrc  (liscrcte  honcstati  notum  facimus,  qiiod  in  brugis 
rccepimiis  ad  ulilitatciii  vestram  de  herdingo  et  ludekino,  civi- 
bus  hamburgensibus  latoribus  prcsencium,  centum  marcas.  Hinc 
est,  quod  vestre  honestati  supplicamus,  exorantes  in  quantum 
possumus,  ut  quotienscunquc  vel  quandocunque  ipsi  m  I  alter 
ipsorum  mit  eorum  nimcius  vcl  unius  coriim  socum  deferens 
littoras  patentes  super  dictis  denariis  confectas,  ad  \<>s  venerit, 
ij)sis  vel  eoruni  alteri  .  .  .  taliter  solvere  et  ddihnre  tlii^ni'mini  ne 
ob  mc  aliqiias  exjx'nsas  scu  danif)nin"n  aliquod  incurrant,  quia 
ipsis  tcnemur  retundere  per  ipsorum  simplex  vcihuni.  Ceterum 
r();.;annis  vestram  honestatem,  si  a!i(|ur)  modo  hoc  lacere  jios- 
srtis,  ut  prrdictns  tlenarios  iu    hamhor^h  reddcre   et  sol- 

\ere  ad  ip-^oruni  \olunlalcm  taccrctis,  scilicet  ccnlum  .  .  .  .  mar- 
cas ....  f)a<;amenti  -). 

l)i<  >c  i  liiief  \vurd("  also  den  (jläiii)i;4ern  zucdeicli  niiti^iM^fclx  ii. 
Diese  waren  Kaufleute,  die  Geschätte  in  Lülicek  01.U1  iimulolin.s 
in  Hamburg,'  verrichteten.  Sic  cntlcdi,i;ten  sich  wie  der  päpstliche 
Legat  des  Risikos,  das  Geld  auf  ihrer  Reise  zu  verlieren.  Sie 
erhielten  es  14  l  äge  nach  ihrer  Ankunft  in  Hamburg  ausgezahlt, 
14  Jage  nach  Sicht  des  Briefes,  —  in  anderen  Fällen  auch  an 
einem  bestimmten  1  age  des  Jahres  Momevech  gab  der  Stadt 
Gesamtbericht  über  die  für  sie  gclebtcten  Zahlungen  und  die  Ein- 
nahmen, die  nieist  aus  Anleihen  stammten.  Es  waren  4371  Mark 
Au^aben  mit  34  Mark  Unkosten  und  4405  Mark  Einnahmen. 
Beide  Posten  hoben  einander  also  auf*). 

Aehnliche  Geldgeschäfte  wie  Lübeck  nahm  Danzig  vor.  Im 

I)  Lüh.  V.U.,  L  nr  556;  vjjl.  ni  55S. 

a»  Kbil.  I,  iir  557  ;  vgl.  Icrntr  111  559.  500.  500.  507.   II,  nr.  73.  74. 

3)  Ebd.  I,  nr  558:  Ostern. 

4)  Ebd.  I,  nr  56S. 
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Jahre  1409  lieh  der  preussischo  Sendbote  Dassel  in  London  von  einem 
Ritter  80  Nobel.  Er  stellte  ihm  eine  Anweisung  auf  Danzig  aus,  das 
die  Summe  aber  an  den  Brcslaucr  Bürger  Schwane  zahlen  sollte 

Auch  in  Danzig  hatte  die  Kirche  grössere  Sununen  (Ablass- 
gcidcr)  deponiert.  Im  Jahre  1448  forderte  der  Papst  den  Hoch> 
mcister  auf,  diese  Gelder  einzuziehen.  Die  Stadt  hatte  sie  aber 
verbraucht  und  stellte  dafür  zwei  Schuldscheine  aus,  jeden  über 
250  Gulden  und  nach  '/^  bez.  i  Jahr  zahlbar^. 

Neben  der  unverzinslichen  schwebenden  Schuld  nimmt  aber 
auch  die  verzinsliche  einen  breiten  Kaum  ein.  Wurde  sie  bei 
Christen  bezogen,  so  musstc  das  Zinsverbot  auf  irgend  einem 
Wege  umgangen  werden,  und  das  spätere  Mittelalter  war  darin 
sehr  erfinderisch. 

Am  vcrbroitctstcn  war  die  X'crtaiisclninj;  dos  Wortes  Zins 
durch  ein  andcMes.  da-  harmloser  klanj;.  Wenn  nätnlich  lUe  Stath 
auf  kurze  l-Vist  v<»n  ihrtMi  J}ürj;ern  heh,  etwa  auf  ^/j  bis  ein  Jahr, 
so  v  ersprach  sie,  bei  Versäumnis  der  RückzahUing  ein  loprozen- 
ti;^es  I  land-eld  'pena  et  intcrcssc,  capcio)  als  \'erzuijszins  zu  ent- 
richten. 1  )arnacii  hatte  sie  das  Recht,  sich  di>s  Kapitals  noch 
i-inmal  auf  die  ausl)i-dun;^enc  Zeit  /.u  bedienen.  Dieser  Vorgang 
konnte  sich  dann  ui  iteihin  wieilerholen. 

Am  25.  I'ebruar  IV)0  Weh  Dortmund  von  einer  l""ran  von 
Kerpen  (xxx)  ( liihien.  tlic  am  TJ).  Juni  1391  zuriicki;ezahh  werden 
.sr)llten.  I  )ie  Stadt  In  land  ^ich  nun  in  so  bedr.inL,'ter  LaL^e,  dass 
man  bei  Ah'^chluss  (Ks  t jcschäl'tes  auf  beiden  Seiten  wiesen 
konnte,  wie  unmr»L;lich  die  hänhaltunjj;  des  Ternunes  war.  Dem- 
nach musstc  man  auch  sicher  mit  di-r  Zahlung  des  l  hmdL^eldes 
rechm-n.  das  auf  TkK)  ( Inlden  ü-st;^eset/t  war  uml  binnen  14  Taj^en 
nach  ilem  Termin  entrichtet  wertU  n  nuisste.  I  )as  Kajjital  sollte  dann 
ein  weiteres  jaln  im  Besitze  des  Rates  l)leiben  "M.  Aehnliche  Ver- 
träi;e  schk>ss  che  Stailt  über  ^ax:),  lexx),  300  und  250  Gulden  ab 

Basel  wurde  am  28.  Juli  1373  dem  l^r/.priester  Wemcr  Schal 
2860  fl.  schuldig,  bis  zum  16.  Oktober  zahlbar.  14  Tage  nach 
der  Mahnun:^^  des  Gläubigers  hatte  die  Stadt  10  Prozent  Verzugs- 
zins zu  zahlen 

1)  Xtumanit,  (jesc!ii<  Iii.         \\  cchsels,  s.  ia8. 

2)  Ntum.nnr  «m  m  :'.  <1i  .  W  ichfefS,  S.  86. 

3)  Duriiii.  Ü.i'..  ii,  I,  iir  24<... 

4)  Ebd.  II,  I,  nr  240  ff.  u.  260  II  47  a.— c;  4S  — 51. 

5)  Ü.B.  nas«l  IV,  nr  368. 
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In  allen  diesen  Fällen  liegen  deutliche  Umgehungen  des 
Zinsverbotes  vor. 

Hierher  gehören  auch  die  Tuchgeschäfte,  die  Breslau  zu  An- 
leihezweckcn  abschloss  Die  Stadt  übernahm  von  einem  Gross- 
händler ein  Leihkapital  in  Tuch,  das  sie  als  Naturalleistung  — 
Steuer  an  den  Herzog  —  weiter  reichte.  Der  Kaufmann  erhielt 
nach  einiger  Zeit  Geld  zurück,  den  angeblichen  Kaufpreis  des 
Tuches.  Tatsächlich  übertraf  aber  dieser  den  Marktpreis  bedeu- 
tend, so  dass  in  Wahrheit  eine  kurzfristige  verzinsliche  Anleihe 
vorlag. 

Die  Tuchgeschäftc  wurden  später  im  geldwirtschaftlichen  Sinne 
weiter  au^ebildet.  Der  Gläubiger  ^ab  der  Stadt  nicht  mehr  das 
Tuch,  sondern  das  Geld,  das  scheinbar  in  Tuch  umjjcrcchnet 
wurde.  Der  Kaufmann  crliiclt  nn  hi  (leld  /.urück.  Die  Differenz 
war  in  Wahrheit  Kapitalzins.  Die  Stadt  aber  buchte  ihn  als 
'perdicio  in  paunis  . 

Das  Zin'iv  erbot  wurde  auch  umt^angfen,  wenn  eine  Schuld  in 
srhfrrhteni  Geldc  gemacht  und  die  Rückzaliluni^  in  j^utcm- verein- 
bart wurde.  In  lireslau  war  das  ircpräs/te  Geld  '/-,  wrini^er  als 
FeinsiUn-r.  so  ilass  solclic  AnKihen  mit  20"/,,  verzinst  wurden^). 

Verwandt  damit  ist  die  kückzahhmL;"  zu  hr>herem  Kurse.  Der 
DanziL^er  ( iesehaltstrii-cr  in  Hrüs^^i.je  lieh  von  einem  Kölner,  namens 
Swarte ,  100  l'iW.  zu  X  Mark  und  versprach  ihm,  das  Pfd.  zu 
II  Mark  zurückzuzahlen.  \  )n-  Stallt  war  aber  ntu'  mit  10  ein- 
verstanden.    l"s  kam  zum  rm/t-vs.    Swarte  gewann  'j. 

Unverhüllt  trat  der  Kapital/.ins  auf,  wenn  es  sich  um  Ank-ihen 
von  Judin,  CawerziMi  odf^r  Lombarden  handelte,  und  zwar  unter 
dem  .\amen  Scliadi,  n  uml  W  ucher.  Die  Juden  li.ilU  n  das  Zin.s- 
I)rivi]et;  all^^emein  ,  die  christlichen  (leldhandler  iiesassen  es  per- 
sönlich; jene,  weil  sie  aussiMhalb  der  Chri.stenhcit  standen,  diese, 
weil  sie  sich  allj^emein  und  nicht  zum  wenigsten  der  Kirche  un- 
end)ehrlich  gemacht  hatten.  Sie  nahmen  von  der  Stadt  10 — 15 
Es  kamen  so^r  Zinseszinsen  vor: 

Dortmund  lieh  1 390  von  einem  Juden  800  fl.  zu  1 5  */o.  Die 
versessenen  Zinsen  waren  zum  Kapital  zu  schlagen  und  mit 
diesem  weiter  zu  verzinsen*). 

1)  ß^vfr,  SchiiMciiwcscn  der  St.  Breslau,  s.  73  ff. 

2)  /Jever,  a.  a.  ().  s.  77. 

3)  Neumaun,  (Jcsch.  <1.  \Vccli>cI»,  s.  157. 

4)  Dortm.  U.B.  II,  t,  nr  35$. 
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IV.  Die  Verwendung  der  einzelnen  Schuldformen  im  stadti- 
schen Haushalte. 

I.  Das  gegenseitige  Verhältnis  der  Schuldformcn. 

Das  Verwendungsverhältnis  der  drei  Sctiuldformcn  im  städti- 
schen Haushalt  war  lokal  sehr  verschieden. 

In  manchen  Städten«  wie  in  Au^sburt^r  oder  Breslau  scheint 
die  schwebende  Schuld  vor  der  fundierten  eingesetzt  zu  haben. 
Die  Urkundenbücher  überliefern  wenigstens  für  jene  ältere  Nach- 
richten. Breslau  nahm  nach  dem  Henricus  paiipcr  in  den  Jahren 
1299 — 1337  9315  Mark  schwebende  Anleihen  auf,  10818  Mark 
wurden  in  derselben  Zeit  zurückgezahlt ,  so  dass  man  lückenhafte 
Buchungen  vermuten  muss  >).  Das  erste  Zeugnis  eines  Rentkaufs 
ist  erst  aus  dem  Jahre  1337  erhalten. 

Aus  den  meisten  Städten  wird  die  Anwendung  beider  For- 
men von  Anfang  an  zugleich  überliefert. 

Sehr  verschieden  ist  nun  das  gegenseitige  Verwendungsver- 
hältnis der  einzelnen  Formen  nach  ihrer  Höhe. 

Breslau  nahm  1337— S7  77^^  M^-  Rentensclnild  und  5S96  Mk. 
schwebende  Schuld  auf.  In  den  nächsten  drcissig  Jahren  trat 
letztere  zu  gunsten  jener  weit  zurück:  1357—97  verkaufte  die 
Stadt  im  i^mzcn  für  29025  Mk.  wiederkäuflichc  Krbrcnten  iin<l 
für  9300  Mk.  Leibrenten  und  zahlte  13^57  etwa  1330  Mk.  jahrlich. 
Ihre  onlentlichcn  Aiisr^Mlien  hetriii^cn  4033  Mk.,  die  Schuldver- 
zinsun::.,^  bennsi)riichte  alsci  fast  33  IVoz.  davon.  I3.S7~I4I.S  nahm 
.sie  53650  Mk.  llrhrcntenschuld  und  i7i7oMk.  Leibrentcnschuld 
auf,  darunter  I40<)  allein  1 1  7S6  Ml<.  und  i.:^40  Mk. '^I. 

Autfallcnd  ist  also  das  L'ebcrw ie-cn  eler  lül)rrmi'n-schultl. 
Ihic-  häufii;ere  Anwenihmi^;  i;eL^^i:niil)er  der  -schwebenden  .Schuld 
erklart  sich  daraus,  dass  die  Statlt  bei  iiir  Micfcntünierin  des  Ka- 
l)itals  wurde  und  dii-  Til^un^^  vollsl;intlii^  selbst  bestimmte.  Ik-i 
kurzfristiL^en  .Anleihen  wäre  sie  an  Riickzahlungsterminc-  L:ebunden 
oder  der  Gefahr  der  Kündi;^funL;  ausL;esetzt  t.;ewe.sen,  wenn  i;eL;en 
diese  nicht  bcstinunte  Zahltemiine  schützten.  Besonders  in  kriti- 
schen Zeiten  wäre  dieser  I'all  .sehr  häufig  eingetreten.  Die  Lage 
der  Stadt  konnte  dann  j.;cradezu  verhängnisvoll  werden,  —  Ausscr- 

1)  Beyer,  a.  «.  O.  a.  80. 

2)  Ebd.  s.  80. 
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dem  war  der  Ztnsfuss  der  schwebenden  Schuld  beträchtlich  höber 
als  der  Rentenfuss. 

Die  Bevorzugung  der  Erbrente  vor  der  Leibrente  wird  durch 
das  Verhältnis  der  Rentenfussc  bewirkt.  Für  jene  betrug  er 
8V3  Proz.,  für  diese  10— ri2  Proz.  Der  Unterschied  ist  relativ  ge- 
ring. Die  Rentkäufer  zogen  daher  Erbrenten  vor.  Sie  konnten 
hier  immer  hofTen,  ihr  Kapital  zurückzuerhalten,  und  sie  bezogen 
doch  eine  im  Vergleich  zu  den  Leibrenten,  bei  denen  das  Kapi- 
tal endgültig  verloren  war,  hohe  Rente.  Diese  reichte  aber,  auch 
wenn  die  Stadt  keine  Ablösung  vornahm,  auf  die  ICrhcn  nach. 
In  dem  X'erhältnis  beider  Rentarten  in  der  Stadtschuld  drückt 
sich  also  die  Zwangslage  der  Stadt  bei  der  Aufnalime  der  An- 
leihen aus.  Sie  inusstc^  sich  dem  Angebot  der  Darleiher  bis  zu 
einem  j^^'wissen  (iradc  fügen. 

Sie  hätte  freilich  von  dt-r  Vorherrschaft  der  lA  ii»rente  Nutzen 
gehabt,  (ie.sctzt,  sie  verkaufte  zwei  pfleiclilidic  Renten,  die  eine 
als  Leibrente  zu  10  Proz.,  die  andere  als  ahl(»sbare  l'rlncntc  zu 
SV';  Proz..  ^o  TTiusste  sie  für  dit"<<Mnit  Ablcsuni;  stets  mehr  zaiiltn 
als  für  Jene.  Rentabler  war  die  \\  iederkaufsrente  erst,  wenn  der 
Leibrentner  länt:^er  als  60  Jahre  nach  Abschluss  des  \'ertraL;t's 
lebte.  Dieser  l''all  trat  s<-Ibsi\ erständlich  kauiu  ein.  ih-yrr  ist  es 
Ljelun^L^en,  aus  den  Hreslauer  Rentverzeichnissen  die  L(  1  K  tisdaucr 
von  64  Leibrentnern  zu  ermitteln.  I".s  lebten  davon:  i  Rentner 
noch  30  Jahre  ;  1  Rentner:  37  Jahr(>;  I  :  36;  i  :  32;  3:  2S:  2:  26; 
2:  23;  2:  22;  i:  21;  3:  20;  21:  10  —  20;  20;  I  -10;  3:  I  Jahr. 
Nimmt  man  von  den  10 — 20  imd  l  — 10  Jahren  die  mittleren 
Jahre  15  und  5  als  Durchschnittsjahre  an,  so  ergibt  sich  als 
Durchschnittslebcnsdauer  der  64  Rentner  ein  Zeitraum  von  I4  Jah- 
ren. In  dieser  Zeit  zahlte  die  Stadt,  wieder  icx>  Mk.  Kapital  an- 
L^cnommen,  an  die  Leibrentner  140  Mk.,  an  die  Wiederkaufs« 
rentncr  mit  Ablösung  2 16''/ 3  Mk. 

In  Köln  war  das  Verhältnis  der  Schuldformen  ganz  anders 
geartet.  Die  Stadt  nahm  hier  sehr  hohe  schwebende  Schulden 
auf  und  bevorzugte  unter  den  Rentschulden  die  Leibrente.  Erst 
im  15.  Jahrhundert  .steht  dieser  die  Wiederkaufsrente  ebenbürtig 
zur  Seite.  Im  Jahre  1393  hatte  die  Stadt  eine  schwebende  Schuld 
von  i35i84Mk.  und  nahm  64428  Mk.  I^eibrentenkapital  auf. 
1 414— 31  bezog  sie  354728  Mk.  Leihgeld  und  478627  Mk.  Ren- 
tenkapital. Von  diesem  entfielen  aber  jetzt  24447  5  Mk.  auf  ?  pro- 
zentige  Leibrenten.    1432 — 73  nahm  sie  542685  Mk.  in  Leibren- 
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tcn  und  335989  Mk.  in  Krbrcnten  auf*). 

Der  Zinsunterschied  von  5  Proz.  hat  jedenfalls  die  anfäng- 
liche Vorherrschaft  der  Leibrente  begründen  helfen.  Für  die  Stadt 
wurden  diese  erst  nach  20  Jahren  kostspieliger  als  die  Wieder- 
kaufsrente.  Dass  aber  diese  trotzdem  neben  jener  Geltung  er- 
langte, ist  daraus  erklärlich,  dass  der  dringende  Bedarf  der  Stadt 
doch  zu  ihrer  Anwendung  nötigte  und  dass  auf  der  anderen  Seite 
die  Gläubiger  sehr  oft  nicht  willens  waren,  sich  ihres  Kapitals 
endgültig  zu  entäusscm.  Sie  wollten  es  nur  vorübergehend  an- 
legen; denn  sie  wussten,  dass  die  Stadt  doch  schliesslich  die  Ab- 
lr)sunL{:  vornehmen  würde.  Von  j^iosscm  lünflussc  war  hier  auch 
che  \Vciterlj(  [;chungsfähi<4keit  des  Rentbriefes,  die  sich  zu  gunsten 
der  Rc  ntrnbcrcchtigtcn  aUmählich  (entwickelt  hatte.  Er  konnte 
den  V>\iv\\  damit  also  sein  Recht  aut  Rente  verkaufen,  wenn  die 
Stadt  mit  der  Kündigung  des  Kapitals  zauderte.  Ferner  kommt 
hier  von  Seiten  der  Stadt  nocli  in  Betracht,  dass  die  Wieder- 
kaufsrente  momentan  i^eringere  periodische  ZahUmgen  l)eanspruchte 
als  die  Leibrente,  eine  Eigenschaft,  die  der  Stadt  in  schwierigen 
Lagen  nur  erwünscht  sein  konnte. 

Aehnhciie  Lrscheiiuingen  wie  in  K«)ln  bietet  die  Schuld  in 
allen  Städten,  die  gUnch  holie  /in.sunter^chiiule  autweisen.  Jede 
der  beiiU  n  Renttoinien  hatte  hier  ihre  intli\ iduelU-n  N'orteile  für 
Rentenkäufer  und  -Verkäufer,  und  beide  hielten  einander  in  der 
Verwendung  un<^efähr  die  Wage. 

Mainz  zahlti:    1437   9403  fl.  jiduliche  Wiederkaufsrente  und 
9095  fl.   LeilMcnte ;   für    1444  sind  die  entsprechenden  Zahlen 
10372  fl.  und  9510  fl.    Die  Anlcihckapitalc  betragen  für  die 
Wiederkaufsrenten  143;:  ^39193      und  1444:  249418  fl. 

Leibrente  1437:  rund  91000  fl.    »    1444:    95000  fl. 

Der  Rentfuss  betrug  bei  Wiederkaufsrenten  3.  i'/s»  4  tind 
5  Proz.,  für  Leibrenten  10  Proz.  Schwebende  Schulden  kamen 
wenig  zur  Anwendung,  nur  einmal  nennt  die  Stadtrechnung  ein 
Leihgeld  von  8000  fl. 

Nürnberg  bevorzugte  anfangs  Leibrenten,  später  aber  erlang- 
ten die  Wiederkaufsrenten  mindestens  die  gleiche  Bedeutung: 

1389/90  zahlte  die  Stadt  jährlich  6427  Pfd.  Leibrenten,  die 
Wiederkaufsrenten  sind  in  ihrer  Höhe  nicht  sicher  zu  ermitteln, 
Nfff^e/  nennt  382  Pfd.  1433/34  belief  sich  die  Leibrente  auf 
103 16  Pfd.,  das  Ewiggeld  auf  8292  Pfd.;  1442  auf  7469  Pfd.  und 

I)  A'mp/^m^,  a.  a.  O.  s.  352. 
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19 641  Pfd.  —  Die  Gesamtausgabc  betrug  1433/34  59955  Pfd., 
die  Verzinsung  der  Schuld  nahm  mit  18608  Pfd.  etwa  33  Proz. 
davon  in  Anspruch;  1442  steigerte  sich  das  Verhähnis  bei  einer 
Ausgabe  von  60660  Pfd.  auf  45  Proz.  Sie  verschlang  den  gröss*- 
ten  Teil  der  Einnahmen,  die  auf  etwa  35000  Pfd.  standen*).  Die 
Stadt  war  daher  fortgesetzt  zu  neuen  Anleihen  genötigt,  nur  um 
den  dringendsten  Bedarf  zu  befriedigen.  Die  Folge  musste 
eine  vollständige  Zerrüttung  ihrer  Finanzen  sein,  die  nicht  ohne 
schädliche  Wirkungen  auf  ihre  Machtstellung  bleiben  konnte.  Tat- 
sächlich hat  der  Ruin  des  Haushaltes  bei  mancher  Stadt  an  dem 
Verfall  ihrer  Selbständigkeit  grossen  Anteil  gehabt. 

2.  Die  K  o  !i  V  e  r  s  i  o  n  e  n. 

Die  verschiedene  Rentabilität  der  einzelnen  Schuldarten  und 
die  UnibilduniTt-n,  die  jede  im  Laute  diT  Zeit  erfuhr,  veranlasste 
sehr  häuli^f  K«>nversi()nen.  Die  Stadt  ersetzte  eine  SchuUlMHti- 
lUirch  eine  vorteilhaftere  oder  entlastete  schwierige  Finanzperio- 
den /u  unci^nnsten  /ulviinfti^er. 

Die  Koiu  c  r'-ioncn  konnten  innerhalb  der  gleichen  Schuldform 
vori^enommen  werden. 

VAnc  Form  der  Leibrente  wurde  in  eine  andere  verwandelt, 
in  Mainz  z.  B.  die  volle  in  eine  solche  auf  mehrere  Leben;  ver- 
einzelt sogar  so,  dass  der  Rentner  für  seine  Lebenszeit  vollständig 
zum  Besten  seiner  Erben  verzichtete*). 

Zweck  dieser  Operation  waren  momentane  Erleichterung  der 
finanzteilen  Verpflichtungen  und  ihre  Verschiebung  auf  spätere 
Zeiten ;  denn  die  Rente  auf  mehrere  Leben  wurde  auch  bei  Leb- 
zeiten des  ersten  Rentners  niedriger  gezahlt;  sie  betrug  statt 
10  Proz.  nur  8^3  Proz.,  in  Mainz  sogar  nur  die  Mälfte  der  vollen 
Rente.  Die  Rechnung  spricht  von  Renten,  die  »halb  bi  leben 
und  halb  nach  dode«  zu  zahlen  sind. 

Da  der  Leibrentenvertrag  unkündbar  war,  konnte  er  nur  auf 
dem  Wege  gütlicher  Vereinbarung  beider  Teile  geändert  werden. 
In  Zeiten  der  Not  gelang  es  dem  Rate  auch  nicht  selten,  seine 
Leibrentner  zur  Bewilligung  von  Nachlä.ssen  an  der  jährlichen 
Rente  oder  auch  von  Kapitalerh')hungcn  zu  veranlassen ,  ohne 
dass  er  bei  diesen  ZU  grösseren  Zahlungen  verpflichtet  wurde. 
Die  Räte  von  Braunschweig,  Dortmund  und  Mainz  erhatten  7s 

1}  i/tge/t  t,  s.  294  fr. 

2)  Ebd.  17,  s.  108. 
ZtitMhrift  fiir  die  gei.  StamliwuMiisch.   Ergckniungskeft  lt.  A 
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oder  ^/a  der  jährlichen  Rente  nachgelassen.  Auf  versessene  Zinse 
wird  häufig  verrichtet. 

Die  Stadt  Köln  erlangte  in  den  90  er  Jahren  des  14.  Jahr- 
hunderts von  einigen  Leibrentnem  nachtiäglich  Ablösungsrecht, 
sogar  unter  Erniedrigung  des  Rcntenfusses  von  10  auf  S'/sProz.'). 
Seit  1422  aber  konvertierte  sie  wieder  umgekehrt,  da  die  finan- 
zielle La^je  Ablösunjj  nicht  zuliess. 

Die  Konversion  der  Wicderkaiifsrcnte  war  insofern  leichter, 
als  die  Stadt  hier  auf  Grund  ihn  s  Kündit^iiTv.^^s rechtes  ohne  Ein- 
willigung der  Rentner  vorgehen  konnte,  freilich  nur  in  günstigen 
Zeiten. 

Wenn  der  Rcntenliiss  sank,  wurden  Renten  verkauft  und  mit 
den  Kapitalien  die  alten  hohei  vcMzinslichen  abgelöst.  In  Breslau 
beauftra-tc  der  Rat  die  Hüri^er,  die  Renten  zum  neuen  l'u^se 
kaufen  wölken,  ihr  Kapital  den  alten  Rentenberechtigtsten  direkt 
zu  zahlen.    Kr  stellte  linien  dann  neue  Reniln  iefe  aus 

Hasel  hatt(^  l'.nde  des  14.  jahrhumlerts  W'iederkaufsrenten  zu 
7 — 10  Proz.  verkaufen  müssen.  Als  iler  Rentfuss  von  Jahr  zu 
Jahr  auf  4  l'roz.  sank ,  nahm  der  Rat  forti^esetzt  ents))rechende 
Konversionen  vor.  l^r  verkaufte  Kenten  zu  dem  nieilriL^eren  l""usse 
und  löste-  mit   den  dabei  erhaltenen  Kapitalien  die  alteren  ab  ')- 

Breslau  verwandelte  um  1370  seine  loprozentige  VVicdcr- 
kaufsrente  in  eine  8 '/.jprozentiiie 

Köln  löste  im  14.  Jahrhundert  wiederholt  sprozentige  Erb- 
renten mit  4prozentigen  Rentkapitalien  ab*). 

In  zahlreichen  Fällen  blieben  die  Gläubiger  dieselben.  Der 
Rat  veranlasste  sie  zu  Aufzahlungen  auf  das  Kapital,  ohne  dass 
sich  dadurch  die  Rente  erhöhen  sollte.  Das  geschah  in  Breslau*) 
und  Magdebutg').  Von  den  zahlreichen  Baseler  Beispielen  seien 
hier  nur  einige  hervoigehoben.  Die  Stadt  konvertierte  im  Jahre 
1454  Wiederkaufsrenten  von 
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l)rÄ'ir^j»/«/,  ».  358. 

a)lBfxer,  s.  8. 

j,)  Si  ho>il>er^^,  t.  113  ff. 

i)',Btyer,  s.  89. 

5)  Knipping,  s.  361.  370. 

^A^Bn■cr.  s.  Sg. 

7)  iU.li.  d.  Sl.  Magdeburg,  III,  nr  2. 

8)  .U.B.  d.  St.  Basel.  VII,  nr  411.  VIII,  nr  9. 
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Die  Hamburger  Kämmereirechnungen  fuhren  u.  a.  Buchungen 
äber  Schuldenverzinsung  und  Tilgung  an  ^) : 


peeunia  accepta 

pro  cetiKU 

pro  censu 

suprn  ccnsum: 

rcdempto ; 

r 

d.ito : 

246  Pfd. 

244  Pfd. 

314  i'W- 

9  sch 

135«  J 

194   »   8  sch. 

»3  » 

18  > 

295  » 

«353: 

570  • 

136  » 

304  » 

»354: 

688  > 

368  » 

«355= 

312  . 

77  » 

341  » 

»356: 

1040  > 

16  > 

371  » 

1357: 

392  . 

«4  » 

72  . 

433  » 

1360: 

715  » 

449  » 

6  > 

1370: 

360  » 

70S  . 

567  « 

»371: 

458  > 

1290  > 

501  . 

8  . 

I'^s  wurden  also  fortgesetzt  Renten  zugleich  verkauft  und  ab- 
gelöst. 

l'.inc  verst<-cktc  Konscrsion  fand  statt,  woiin  man  die  Renten 
in  schlechterem  Gclde  als  das  I  laii|)tü[cld  bezahlte*). 

Konversionen,  die  keinen  direkten  Nutzen  zum  Ziele  hatten, 
wurden  vortrenommen,  wenn  man  einen  Rentner  durch  den  an- 
deren ersetzte ''l. 

Die  Position  des  Rentners  war  in  Zeiten  di-r  Kon\  ersionen, 
die  zugleich  Zeiten  günsti^cer  k'inanzlaije  waren,  ziemlich  schwach. 
l'>  musstc  sich  meist  fügi  n  umi  auf  das  ihm  unj^ünstigc  Geschcäft 
eingehen.  ICr  musstc  vielfach  zufrieden  sein ,  dass  er  für  sein 
Kapital  überhaupt  noch  eine  Anlagestcllc  fand.  Eine  Magdebur- 
gerin bat  einmal  den  Rat  zu  Zerbst,  die  Kündigung,  die  er  gegen 
sie  hatte  eigehen  lassen,  doch  zurückzunehmen,  sie  wollte  gern 
4  Proz.  statt  5  beziehen,  wenigstens  solange  sie  lebte.  (»Ersamen 
leven  herren  bewiset  mik  hir  guden  willen  ane,  des  und  alles  gudes 
ik  mik  juk  wol  vermode  und  genczliker  ghetruwe,  dar  na  do 
gij  mik  besunderen  wol  to  danke« Der  Kanonikus  Hordorp 
hat  vom  Zerbster  Rate  ebenfalls  Kündigung  erhalten.  Er  unter- 
handelte wenigstens  erst,  bevor  er  das  Geld  in  Magdeburg  weiter 
anlegte;  er  schrieb  dem  Rate  seine  »andacht«  gegen  die  Kündi- 
gung. Dieser  antwortete  aber  abschlägig,  dass  er  das  Geld  nicht 
behalten  wolle'). 

1)  Kcppmatiu,  I,  s,  XXVL 

2)  Knipping,  s.  361  f. 

3)  Sehönüerg,  s.  103  ff. 

4)  U.B.  d.  Sl  Magdebuig,  III,  nr  3  (1465). 

5)  Ebd.  III,  Nftcbtr.  nr  15. 
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J)ic  zweite  Art  der  Konversion  ist  die  Vertauschung  einer 
Schuldart  mit  einer  anderen. 

Da  Leibrenten  nur  sehr  ausnahmswdse  ablösbar  waren, 
konnten  sie  zu  Konversionen  wenig  in  Betracht  kommen.  Sie 
waren  ja  dadurch  eine  günstige  Schuldform,  dass  sie  in  vielen 
Fällen  durch  den  Tod  des  Rentners  rasch  getilgt  wurden. 

Wicderkaufsrentcn  Hessen  sich  leicht  in  Leibrenten  umwan- 
deln. Die  Stadt  verkaufte  Leibrenten  und  löste  mit  den  Kapita- 
lien Wiederkaufsrentcn  ab.  Ganz  besondere  Anregungen  empfing 
sie  dazu,  wenn  der  Fuss  der  letzteren  hoch  war.  Die  langdauemde 
Verzinsung  dieser  Schuld  war  dann  sehr  lästig;  deshalb  schritt 
sie  zur  Konversion,  sobald  sich  die  Finanzlage  einigermassen 
besserte. 

Köln  löste  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  4-  und  sprozcntige 
Wicderkaufsrcnten  mit  S'/aprozcntigcn  Leihrentenkapitalicn  ab. 
Nach  lU  r  Revolution  von  1512  wurde  der  Rat  beauftraq;t,  für  jede 
absterbende  L<  ihr^  Titr  eine  ncue  gleichliohe  zu  verkaufen  und 
mit  dem  Oelde  WiedcrkauCsrenten  abzulösen'). 

In  l  'rankhirt  empfinffen  einmal  fünf  Ratsherren  aus  der  Stadt- 
kasse 2SS'r)  fl.,  ilio  durcli  Leil);4edinj;svcrkauf  ein<;ekomnien  waren, 
um  'damide  widderkaufe  abe  zu  losen,  als  in  der  Rad  daz  be- 
folcn  hat  '■'). 

Mainz  veranlasste  thirch  Zusicherun;^'^  iioluTer  Renten  ciniLie 
Wiederkautsrentner ,   ihre  Renten  in  Leibrenten  zu  \er\\;iniielii  ) 

Die  kurzfristige  beiderseits  kündbare  Anleihe  gewährte  der 
Stadt  einen  Augenblicksvorteil.  Sie  gelangte  dabei  rasch  in  den 
Ik'sitz  beliebig  grosser  Summen,  was  in  Zeiten  grossen  und  sehr 
dringenden  Bedarfs  von  hoher  Hcdeutung  war.  Nachher  aber 
traten  die  lästige  Xfrzinsung  an  Juden  und  Lombardi'U  und  die 
Zahlung  ik  r  I  landgekler  ein,  und  sie  machten  die  rechte  Schuld  zur 
kostspieligsten  von  allen.  Die  Stadt  suchte  sich  ihrer  daher  mög- 
lichst bald  wieder  zu  entledigen.  Sic  verwandelte  die  schwebende 
Schuld  in  fundierte  Rentcnschuld. 

Aus  diesem  Grunde  verkaufte  Köln  ebenfalls  die  bereits  be- 
sprochenen zahlreichen  Leibrenten.  Die  Zahlen  für  die  schwe- 
bende Schuld  werden  daher  durch  die  Rentenkapitalien  zum 
grossen  Teil  aufgehoben.  Man  darf  beide  Zahlen  nicht  addieren, 

1)  Ä  ;,'/.Y/«C,  s.  378  f. 

2)  A',  uj;i,  b.  393. 

3)  Äfjfrf,  17,  s.  129. 
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um  ein  Bikl  der  Gcsamtvcischukhini;  zu  erhalten. 

Ein  Dortmunder  Geschäftsträger  verkauft  im  Jahre  1390  in 
Köln  Renten  und  löst  mit  den  Kapitalien  Schuldbriefe  auf  die 
Stadt  bei  Juden  ein:  »Ende  och  ich  sey  gerne,  dat  wy  cen  dcel 
annewardes  van  den  Juden  comcn  konnten« 

Der  grosse  Rat  von  Augsburg  beschloss  im  Jahre  1341,  Leib- 
renten zu  verkaufen,  um  damit  die  Stadt  >von  den  Juden  zu 
lösen«  und  »mit  dem  mindern  schaden  den  groezzem  schaden 
fuerchoemen«  *). 

Auf  der  anderen  Seite  nehmen  die  Städte  aber  vereinzelt 
auch  schwebende  Schulden  auf,  um  fundierte  damit  abzulösen, 
—  so  Hildesheim.  Das  schon  genannte  Darlehn  von  iioo  Mk. 
vom  Braunschweiger  Rate  wurde  zur  Einlösung  verpfändeter  städti- 
scher Nutzungen  verwendet.  Aehnliche  Zwecke  wurden  mit  den 
anderen  Anleihen  eines  Stadtrates  hei  einem  anderen  verfoli^t. 

Diese  Art  der  Konversion  in  eine  ScliuUlform.  tlie  oben  als 
die  kostspielij^ste  gekennzeichnet  wurde,  ist  hier  aber  leicht  ver- 
ständlich.  Alle  diese  Darlehen  waren  unverzinslich. 

I)  Dortm.  U.B.  II,  I  nr,  359, 1. 
3)  U.B.  d.  St.  Augsbuis  I,  nr  383. 
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C.  Die  aUgemeinen  Zustände  des  städtischen 

Schuldenwesens. 

I.  Die  Personen. 

I.  Der  Schuldner. 

Das  Ri'cht,  öffentlichen  Kredit  hcliebiq;  in  Ansj^nich  zu  neh- 
men, hatten  die  Freistädte  und  die  Keichsstädle.  I'*ür  diese  lä^st 
sich  weni^^stens  aus  den  benutzten  Quellen  nicht  das  (u'.L;enleil 
beweisen  ,  dass  der  König  sie  in  dieser  Beziehung  eingeschränkt 
hätte,  .'\nders  war  es  bei  vielen  Städten  der  Landes-  oder  Grund- 
hcrrcn.  Diese  waren  häufig  und  besonders,  wenn  es  sich  um 
grosse  Summen  bandelte,  an  die  Genehmigung  des  Herrn  ge- 
bunden. 

Breslau  musste  sich,  seit  es  unter  der  Krone  Böhmens  stand, 
häufig  den  Direktiven  des  Königs  unterwerfen.  Er  genehmigte 
Höhe  und  Form  der  Anleihen  und  schrieb  manchmal  auch  die 
Gläubiger  vor.  Karl  IV.  erlaubte  der  Stadt  1361 ,  Leibrenten 
und  1378, 1000  Schock  Groschen  Wiederkaufsrenten  zu  verkaufen'). 
Er  schränkte  den  Verkauf  an  Geistliche  ein 

Viele  Landstädte  kamen  bei  ihren  wenig  umfassenden  Auf- 
gaben freilich  nicht  in  Versuchung,  bedeutende  Anleihen  aufzu- 
nehmen, —  ausgenommen  die  Hansestädte,  die  ja  auswärtige 
Politik  im  grössten  Stile  trieben  und  sich  Oberhaupt  einer  freieren 
Stellung  unter  ihren  I  lerren  erfreuten.  Treten  alle  jene  Gemein- 
wesen dennocli  als  Schuldner  für  grössere  Summen  auf,  so  hat  das 
einen  Grund,  der  eben  mit  ihrer  Stellung  zum  Landesherren  zu- 
sammenhängt. Sie  mussten  häufig  ihren  Kredit  in  dessen  Dienst 
stellen  und  in  seinem  Auftrage  und  Interesse  leihen.   Die  Stadt 

1)  Btycr,  s.  94;  vgl.  s.  96:  Wenxel. 

2)  Ebd.  s.  192  r. 
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trat  als  Schuldnerin  an  seine  Stelle  und  nahm  die  Anleihen  als 
eigene  auf.  Das  erklärt  die  häufige  starke  Verschuldung  von 
Städten  wie  Braunschweig«  Lüneburg  und  Hildesheim. 

Besonders  beliebt  war  die  Benützung  des  städtischen  Kredites 
bei  den  ^nosscn  Landesherren  des  Ostens. 

Für  Johann  von  Brandenburg  müssen  u.  a.  foljjende  Städte 
Anleihen  aufnehmen  :  Im  Jahre  1490  Saizwedel  I20O  Gulden  gegen 
eine  jährliche  Wiederkaufsrente  von  72,  und  400  Gulden  gegen 
24  in  Magdeburg  ebenso  Brandenburg  lOOO  Gulden  gegen  60*), 
im  Jahre  1491  Stendal  1000  Gulden  gegen  60^)  und  Gardelegen 
noch  einmal  die  gleiche  Summe  *).  Der  Markgraf  stellte  allen 
diesen  Städten  Schadlosbriefe  über  alle  in  seinem  Interesse  auf- 
gewendeten Summen  aus. 

Aehnlich  verfahren  die  sächsischen  Landesherren  mit  ihren 
Städten  : 

Freiberg  verkauft  im  Auftrage  des  Kurfürsten  ]'"ricdrich  11. 
emc  W'icderkaulsrentc  von  100  Schock  Groschen  tur  3(xx)  rheini- 
sche Gulden.  1  )er  Kurfürst  verspricht  in  einem  besonderen  Briefe, 
die  Stadt  schadlos  zu  halten.  1447-'''). 

ICbenso  leihen  Lei})zig  imd  Zwickau  i^cnicinsam  für  Kurfürst 
lunst  und  flerzoL;  Albrecht  23000  Gulden*'),  Chemnitz  leiht 
3000  ')  und  verkauft  für  die  Fürsten  eine  Rente  von  30  Gulden 
für  600^). 

Dobeln  verkauft  für  Herzog  Georg  eine  Wiederkaufsrente  von 
300  Gulden  für  6000*). 

Auch  zahlreiche  Städte  Mitteldeutschlands  und  Norddeutsch- 
lands, die  dem  Erzbischof  von  Magdeburg,  den  Herzögen  von 
Braunschweig,  dem  Landgrafen  von  Thüringen  und  den  Grafen 
von  Schwarzbuig  gehörten,  wurden  häufig  für  diese  Schuldner 


1)  Cod.  dip],  Brand.  I,  14  nr  $15. 

2)  Ebd.  I,  9,  nr  31  j. 

3)  Ebd.  I,  15,  nr  472. 

4)  L'.H.  d.  St.  Magdeburg  III,  nr  779. 

5^  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr  140  und  141. 

6)  Ebd.  U,  6,  nr  225. 

7)  Ebd.  nr  24?. 

8)  Ebd.  ur  229. 
g\  Ebd.  nr  450. 

lo)  U.B.  Magdeburg  III,  nr  531  :  Harby  ;  nr  911 :  Siassfurt ;  nr  927  :  Salze ;  nr  987  : 
SodcnbuTg ;  nr  9H8 :  Burg ;  nr  993 :  Gross^abe ;  nr  1204  Halle.  —  XbsUnueH,  Der  öffenu 
Kredit  im  MA.  s.  9.  —  Jenaer  U.B.  nr  369.  —  AmsUdter  U.B.  nr  184  ff.,  194  ff.i 
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In  den  unabhängigen  Städten  lag  die  Aufnahme  von  Anleihen 
vorwiegend  in  den  Händen  des  Rates.  Dieser  entschied  in  seiner 
Gesamtheit  über  Höhe,  Form  und  Tilgung  der  Schuld.   Er  ver* 

trat  äusscrlich  auch  die  Stadt  als  Schuldner.  Daher  beginnt  jeder 

Schuldbrief  mit  der  Aufxählung  der  Katsmitglieder  und  ihrem 
Schuldbekenntnis  :  >\\  ir  NN  .  .  .  l^ürc^enm  ister  und  Rat  der  Stadt 
.  .  .  bektMifK-n  und  bczeujjen  in  diesem  Brief  ,  oder  »machen  be- 
kannt allen,  die  diesen  Brief  sehen  oder  hören  lesen,  dass  wir  .  .  .* 
Der  Rat  war  der  Gemeinde  für  den  Stand  der  Schuld  auch  ver- 
antwortlich. Liess  er  Misswirtschaft  t'inrcissen,  so  konnte  das  y.u 
schweren  inneren  Krisen  führen  ,  in  ik  nen  der  Rat  gestürzt  und 
durch  einen  aiuleren  ersct/t  wurtle  ;  man  ver)ai:^tc;  seine  MitL^^lictler 
und  konfiszierte  ihr  (iut.  Cierade  der  ültle  Stand  der  Finanzen 
lieferte  eine  der  häufigsten  Ursachen  zu  den  sozialen  Bcwe- 
c^unj^en  in  den  Städttn  des  si)äteren  Mittelalters.  Das  war  so 
in  Mainz,  wie  in  Hraunschwei;^  und  Breslau  und  anderen  Städten 
Das  k'rp^ehnis  («Ines  jcnlen  dieser  Aufstämk'  waren  immer  ver- 
schärfte KontrollniassrcL^eln  hei  der  Verwaltung  tUs  städtischen 
Haushaltes  und  l)e^(>nders  bei  der  Aufnahme  von  Anleihen.  Der 
Rat  musste  häuhj;er  Ri  chnunt^  lei;en  und  sich  die  Teilnahme  der 
Gemeinde  in  der  Schuldenverwaltung  gefallen  lassen.  In  Mainz 
musste  z.  B.  die  Gemeinde  die  Rentverkäufc  genehmigen.  Er 
teilte  also  sein  Recht,  im  Namen  der  Stadt  Anleihen  auCzunehmen 
mit  dieser*). 

Etwas  lockere  Zustände  scheinen  bei  der  Aufnahme  von  An- 
leihen zeitweise  in  Augsburg  geherrscht  zu  haben.  Dort  hatten 
die  Herren  angeblich  auf  den  Namen  der  Stadt,  tatsächlich  jedoch 
in  ihre  private  Tasche  geliehen,  so  dass  zahlreiche  Leute  zu  Scha- 
den gekommen  waren,  als  sie  ihr  Geld  zurückerhalten  wollten. 
Am  2$,  Juni  1303  verordnete  daher  der  Rat  »daz  nieman  niht 
auf  die  gemain  borgen  sol  an  der  gemainen  wort  und  willen;  imd 
swer  darüber  borgen  welle,  der  borge  auf  sin  reht  und  vorder 
sin  gelt  von  den,  den  er  geboi^et  hat,  der  stat  an  schaden« 


207  ff.,  446.  447.  448.  455.  800.  —  Errurter  XJ.li.  nr  9S9.  —  ^udendorj,  IV,  nr  74: 
Lanebnrg.  —  B^tr^  s.  86,  94 :  Breslau. 

1)  Hegett  17  s.  4.  4S.  50.  —  X9Sianteki  s,  44  ff.  —  Beyir,  s.  too. 

2)  Vf^l.  autli  Rrcsl.-iu,  ßeycr,  II30. 

3)  U.B.  d.  St.  Augsburg  I,  s.  191. 
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2.  Die  Gläubiger. 

Dem  Stadtrat  als  einzigem  Vertreter  des  anlcihebcdürftigcn 
Gemeinwesens  stellte  sich  bei  der  Begründung  der  Schuldvcrhält- 
nissc  eine  Schar  von  sehr  verschiedenen  Gläubigem  gegenüber. 
Der  Ausdruck  Gläubiger  mag  hier  der  Kürze  halber  für  das  rieh- 
tigere  Rentner  und  Gläubiger  oder  zusammengefa.sst  Forderungs- 
berechtitjto  erlaubt  sein. 

An  ihre  Personen  stellten  die  meisten  Städte  keine  besonderen 
Anforderungen.  Jeder,  der  ein  Kapital  zu  günstigem  Preise  dar- 
bot, war  im  Bedarfsfalle  als  Gläubiger  ziit,^elasscn. 

In  einzelnen  Städten  konnten  jedoch  die  neistlichen  ausjje- 
schlosscn  sein.  Ks  wurde  schon  crwälint.  dass  Karl  in  der 
Stadt  lireslau  die  Ahlösunfj  der  an  Geistliche  verkauften  Kenten 
befahl.  I  )ie  Stadt  lai^  auch  zeitweise  mit  den  J )omgeistUclien 
im  Streite  und  vermied  daher  Krntverkäufe  an  sie 

.Auch  in  Bremen  scheint  man  Sonderbestimmunj^en  inbe/.ui,^ 
auf  (reistliche  {gekannt  zu  halien,  \vi'nii;>tins  wird  einmal  die 
Weiterbcgebung  eines  Rentbnefcs  an  Geistliche  ausdrücklich  ver- 
boten : 

»Licebit  etiam  jirefatis  I.udero  el  lurcdibu^  suis  vcMidere, 
oldigarc  civibus  nostris  quiiniscunque  \  ()luerint,  freier  ecclcsia- 
sticas  personas  predictos  retlditus.«     1361  *). 

Beim  Verkaufe  von  Leibrenten  beachtete  man  das  Alter  der 
Käufer. 

Das  Nordhausener  Gesetz  von  1550  gibt  ganz  bestimmte 
Vorschriften  Über  die  Höhe  der  Rente  je  nach  dem  Lebensalter. 
An  Rentner  im  Alter  von  40 — 50  Jahren  soll  die  Stadt  für  10  Mark 
eine  Mark  zahlen,  von  50—60  für  8  Mark,  bei  älteren  Personen 
ist  die  Hdhe  der  Rente  der  Willkür  des  Rates  überlassen.  Die 
Uebertretung  dieser  Vorschriften  wird  mit  10  Mark  bestraft'). 

In  Mainz,  Dortmund  und  Köln  haben  die  Zünfte  an  der  Finanz* 
Wirtschaft  des  Rates  auszusetzen,  dass  er  Leibrenten  an  zu  junge 
Leute  verkauft  habe.  Der  Vertrauensmann  der  Stadt  Dortmund, 
der  in  Köln  Renten  verkaufte,  fragt  einmal  bei  seinem  Rat  be- 
sonders an,  ob  er  Leibrenten  an  eine  36  jährige  und  an  eine  24- 


1)  Beyer ^  s,  129. 

2)  Bremer  U.B.  III,  nr  179. 

3)  Nene  MkteilanKeD  dei  thfir.-sichs.  Vereins  III,  4,  s.  37. 
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jährige  Person  absetzen  solle.   Es  wurde  ihm  nicht  erlaubt 

Für  offen  verzinsliche  Anleihen  kamen  nur  Juden  und  Lom- 
barden (Cawerzen)  in  Betradht  Zur  Ausübung  ihrer  Geldgeschäfte 
in  der  Stadt  hatten  sie  sich  vom  Rate  Niederlassungscriaubnis 
auszuwirken.  Sic  erhielten  dann  gcj^^en  Abgaben  befristete  Kon- 
zesstonen (auf  drei,  vier,  sechs  Jahre),  die  immer  wieder  erneuert 
werden  mussten 

Sonst  rekrutierten  sich  die  Gläubiger  der  Stadt  aus  allen 
Scliichten  der  Bcvölkcruni^ :  aus  geistlichen  und  weltlichen  Kor- 
f)orationcn  (Hospitäler,  Domkapitel,  Klöster,  Kirchen,  Innungen, 
l"ahrik("n,  Stadtgemeinden),  aus  adeligen  Herren,  einzelnen  Geist- 
lichen. I  landwerkern,  Kaufleuten,  IChefrauen.  \\  itwen,  Dienstboten 
und  Kindern.  Die  geistlichen  Korp^jrationen  sind  ilurch  ^^ahlreiclu- 
Dotationen  vermögend  geworden.  Innungen  untl  (iildcn  haben 
Kassen  gegründet.  Handwerker  und  Kautieute  langen  an,  au-^ 
dem  Absatz  ihrer  Produkte  und  W'ari-n  Kapitalüberschusse  zu 
machen.  Frauen  sicherten  sich  duich  ck  n  Kauf  einer  Leibrente 
ihren  Unterhalt  bis  zum  lOiU"  odci-  wurcK-n  durch  testamentarische 
Bestimmung  liii  t  i  \  ait  i  uiui  M.mner  gi  sichert.  Eltern  kaufen 
iiire  Kinder  ein^  i,  ebenso  Dienstherren  ihr  (iesindc 

Zahlreiche  Gläubiger  waren  auswärtige  Bürger,  so  dass  die 
Stadt  oft  weithin  Schuldner  war.  Köln  nahm  Anleihen  auf  in 
Mainz,  Aachen,  Frankfurt  und  Dortmund.  Dieses  war  an  Städte 
in  Süddeutschland  und  Holland,  an  der  Nord-  und  Ostsee  ver- 
schuldet. Ks  hatte  sogar  Gläubiger  in  Dorpat  ')  und  London 
Die  Gläubiger  von  Mainz  wohnen  in  den  Städten  von  Basel  und 
Augsburg  an  bis  hinab  nach  Wesel  und  Dortmund,  die  der  meiss- 
nischen  Städte  zum  Teil  in  Oberdeutscbland.  Hameln,  Braun- 
schweig, Lüneburg  und  Breslau  sind  an  zahlreiche  Nachbarstadte 
verschuldet;  Breslau  auch  an  Köln  und  Soest  und  bis  nach  Ost- 
preussen  und  Polen  hinein.  Das  sind  Erscheinungen,  die  rege 
wirtschaftliche  Beziehungen  unter  den  einzelnen  Städten  beweisen. 
Manchmal  überwiegen  sogar  die  auswärtigen  Gläubiger.  Mainz 
zahlte  im  Jahre  1444  8256  Gulden  Rente  an  eigene  Bütger,  fast 

1)  Dortm.  U.B.  II,  I,  nr  259(1390). 

2)  r.hd.  If,  I.  nr  10  IT.  (1373  —  77). 

3)  IJc^d,  18,  s.  lob;  eW.  i,  s.  2O6. 

4)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  259  (1390). 

5)  Ebd.  III,  I,  nr  363. 

6)  Ebd.  III,  I,  nr  307. 
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12  000  aber  nach  auswärts.  Die  Ursache  ist  wohl  Kapitahnangel 
auf  dem  heimischen  Geldmarkte,  der  nicht  wenig  durch  die  demo- 
kratbche  Bewegung;  mit  hervorgerufen  wurde;  denn  diese  veran- 
lasste zahlreiche  wohlhabende  Patrizier  zur  Auswandcrui^.  Dazu 
können  vielleicht  noch  politische  Erwägungen  des  Rates  gekom- 
men sein.  Er  bevorzugte  auswärtige  Gläubiger,  um  den  Einhei- 
mischen nicht  noch  mehr  Gründe  zu  liefern,  sich  um  die  städtische 
Verwaltung  zu  kümmern  und  sie  zu  beeinflussen.  Welche  nach- 
teiligen Folgen  die  Verschuldung  an  das  »Ausland«  aber  auch 
haben  konnte,  wird  sich  im  weiteren  Verlaufe  der  Untersuchung 
zeigen. 

Unter  den  auswärtigen  Gläubigem  verursachten  die  Leib- 
rentner besondcri^  Schwierigkeiten,  da  die  Stadt  ihre  Lebensdauer 
nicht  genau  kontrollieren  konnte.  Sic  suclUc  dann  auf  verschie- 
dene Weise  Nachrichten  über  den  Tod  dieser  Rentner  zu  erlai^en 
und  war  für  jede  in  ihrem  Sinne  günstige  Botschaft  dankbar. 

In  Mainz  führt  die  Stadtrechnung  als  stcdiges  gemeines  uss- 
geben-  an:  ^bodenbroit  zu  geben,  als  die  gultc  abcstorbit 

I-rankfurt  sandte  1357  den  Stadtschreiber  nach  Oppenheim, 
-  um!)  zu  l)esehene,  die  lypgedinge  uff  der  stad  han,  ob  die  noch 
lebetin.  1397  verzeichnete  es  16  Schilling  >eim  zu  bodcnbrode, 
der  luis  sagte,  dass  einer  tot  war,  der  300  gülden  geldis  uff  der 
stat  hatte  .  140.S  schickte  der  Rat  Leute  nach  Aachen  »rech- 
nunge  zu  virhoren  und  auch  zu  tun  mit  den,  dxc  lypgedinge  uff 
der  stat  hatten  uml  auch  zu  Cobelentze  und  zu  Collen  zu 
irfarn,  wer  von  todes  wegen  abgegangen  wer-.  1440  wurde  >l 
gülden  der  von  Coln  boden  geschenkt,  der  uns  sagete,  daz  uns 
da  faste  lipgedinge  abegestorbin  weren  ^). 

Im  Leibrentenbuche  von  Köln  sind  Lebensbescheinigungen 
überliefert.  Dortmund  schreibt  in  einem  Falle  an  Köln:  ». .  wy 
b^heret  uw  to  wetene,  tat  Rechard  van  Aiferden  unse  böigere 
lyvede  unde  levede  uppe  den  dagh  sunte  Gereonis  unde  Victoris 
nest  geleden  vor  datum  desses  breves  unde  ok  Agnetell  zyn  wyf 
de  livet  unde  levet  uch  unde  dis  is  uns  wittich  unde  kundich, 
des  möge  gy  uns  to  betruwen  .  .  .c  *).  1400. 

Dortmund  sandte  un  Jahre  1394  auch  an  Dubburg  die  Liste 

1)  //ege/,  17,  S.I09. 

2)  Kriegk,  s,  92. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  2,  nr  887.  —  Vgl.  Dortmander  BewheinigungeD  fflr  Kdln 
ebd.  in,  I»  nr  430.  431. 
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seiner  dortigen  Leibrentner  und  bat  um  Bezeichnung  der  Ge- 
storbenen *). 

II.  Die  Verzinsung  der  Schuld. 

1 .  n  c  r  J\  c  n  t  c  n  f  u  s  s  und  der  Z  i  n  s  f  u  s  s. 

Mit  der  Be;^iiindiin|4  des  Scliuldverhältnisses  ging  die  Stadt 
eine  Reihe  von  Verpflichtungen  ein,  womnter  die  periodischen 
Gei^enleistunjjjen  mit  am  wichtigsten  sind.  Diese  bestanden  in 
Renten-  und  Zinszahhin«jen. 

Sie  ertV)lL;ten  in  einem  liestimniten  Verh.iltni^^e  zum  Grund- 
kapital, zu  einem  bestimmten  Fusse,  für  dessen  l'um  nnuuLj  man  meist 
nocii  nicht  die  heute  übliche  Relation  aut  loo  hatte.  Man  setzte 
vielmehr  den  Zins  «.  K  ich  einer  \\  ähnini^seinheit  und  sa^te  dann, 
fin  wie  \  iel  dai-  <  boU  ne  andere  man  sit^  zahlen  wollte :  tur  lo  fl. 
einen,  für  li,  12,  13  ....  20,  25,  30  einen,  hn  Rentenbriefe 
aber  wurde  die.ses  L^ekürzte  Verhältnis  von  Kapital  und  Rente 
noch  nicht  zu  deren  Hestimnumi;  l)eniitzt.  Man  nannte  die  Rente, 
wie  sie  wirklich  Ihr  das  erliaiteiu-  is.apital  i^ezahlt  werden  sollte. 
Auch  Zills  unil  1  landL;c'ld  wurden  L;leich  in  absoluter  Zahl  i^e- 
nannt,  wiewohl  man  immer  erkennt,  dass  sie  in  einem  bestimm- 
ten, abgerundeten  Verhältnis  zum  Kapital  gezahlt  wurden.  Der 
Zins  wurde  auch  in  Summen  benannt,  die  wöchentlich  oder  mo- 
natlich gezahlt  werden  sollten. 

Der  Rentenfuss  war  örtlich  und  zeitlich  sehr  verschieden. 
Am  meisten  zeichnete  sich  noch  der  der  Leibrente  durch 
Beständigkeit  aus.  Man  kann  sagen,  dass  er  sich  durch  das  Mit- 
telalter hindurch  in  den  meisten  Städten  auf  10  Proz.  hielt.  Das 
ist  im  Vergleiche  zum  Ewigrentfuss  hoch,  aber  dadurch  erklärlich, 
dass  die  Leibrente  eine  Amortisationsquote  für  das  daigereichte 
Kapital  enthielt  und  zugleich  dem  Rentenpflichtigen  sehr  günstige 
Aussichten  bot,  in  absehbarer  Zeit  von  seinen  Verpflichtui^n 
befreit  zu  werden.  Ausnahmen  vom  loProz.-Fuss  kamen  natürlich 
vor.  In  manchen  Städten  entwickelte  er  sich  erst  im  Laufe  des 
14.  Jahrhunderts  aus  höheren  Füssen.  So  wurden  in  Goslar  zu 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  12 '/s  Proz.  gezahlt ,  si)äter  noch 
11^/9,  bis  schliesslich  lo  Troz.  vorherrschend  wurden,  ähnlich  war 
es  in  Hameln,  Dortmund  und  Nürnberg.  In  der  Stadt  Dortmund 


1)  Dortm.  U.B.  II,  3,  nr  944. 
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mag  die  durch  schwere  politische  Verwicklungen  veranlasste 
schlechte  Finanzlage  zu  I^de  des  14.  Jahrhunderts  Rückschläge 
mit  sich  gebracht  haben.  Es  wurden  dort  um  diese  Zeit  12  ^/s 
bis  II  Proz.  gezahlt,  während  sich  rings  in  den  Nachbarstädten 
längst  10  Proz.  eingebürgert  hatten.  Der  Geschäftsträger  der  Stadt 
in  Köln  schrieb  auch  manchmal,  dass  er  Leibrenten  nur  zu 
niedrigen  Preisen  losschlagen  könne,  da  die  Stadt  weniger  Kredit 
habe. 

Jedenfalls  hat  man  auch  im  Einzelfalle  manchmal  Ausnahmen 
zu  gunsten  des  Käufers  zugelassen,  wenn  er  in  sehr  hohem  Alter 
stand.  In  Chemnitz  z,  B.,  das  in  der  Höhe  seines  Kentfusses  den 
anderen  meissnischen  Städten  ähnelt,  kommt  trotzdem  noch  im 
Jahre  1423  ein  Leibrentverkauf  zu  14  Proz.  vor. 

In  anderen  Städten  war  der  I  )nrclischnitt  von  10  Proz.  im 
15  Jahrhundert  untiMschrittcn :  so  in  Hannover  mit  SV-'.j  Proz,,  in 
Magdeburg  und  Zerbst  mit  8  und  9  l'roz.,  auch  in  Köln  kommen 
vereinzelt  S^/s  Proz.  vor,  ebenso  in  Lüneburg  und  Hraunschwrig: 
hier  schon  einmal  im  Jahre  1307.  Vielleicht  sind  in  solchen 
Fällen  dii  Käufer  noch  jung  gewesen. 

Im  Osten  hielt  er  sich  daL^egen  sehr  lange  bedeutend  höher. 
In  Breslau  sind  10  l'roz.  im  14.  Jahrhundert  eine  seltene  Aus- 
nahme; vorherrschend  waren  vielnu  hr  15  "o,  13'/  ;  und  12  Tm/  ■ 
aus  dem  Jahre  1347  wurden  so^ar  einmal  16-/3  Proz.  genannt, 
auch  im  15.  Jahrhundert  wurden  i3'/j  j^ezahlt, 

I  )ie  Leibrente  auf  mehrere  Leben  hatte  einen  L^erin-eren  b"u>s, 
chnn  sie  wurde  länger  ausgezahlt;  die  Regel  waren  S'  ;  Proz.  bei 
10  l'roz.  der  Rente  auf  ein  Leben,  in  Städten  mit  hr.lu  rem  Pussc 
stand  sie  jedenfalls  hoher,  in  Dortmund  um  1390  auf  etwa  y  l'roz. 
und  darüber,  111  l^reslau  auf  lO  l'roz. 

Dagegen  kommen  in  Hasel  auch  7'/"  ''^  Nürnberg  5^/9 

Proz.  vor.  Auch  hier  mochten  wohl  eigentümliche  Linzelfälle 
Ausnahmen  verursachen.  Es  ist  denkbar,  dass  die  Stadt  eine 
Leibrente  niedrig  zahlen  wollte,  wenn  sie  auf  Söhne  oder  Töchter 
mit  voraussichtlich  langer  Lebensdauer  nachrcichen  musste. 

Der  Wiederlcaufsrentfuss  weist  grössere  Verschiedenheiten  auf 
als  der  Leibrentfuss.  Durch  das  ganze  Mittelalter  hat  er  uberall  fal- 
lende Tendenz.  Zugleich  aber  ist  er  auch  sonst  zeitlich  und  ört- 
lich grösseren  Schwankungen  unterworfen.  Kr  spiegelt  immer  die 
wirtschaftliche  und  politische  Lage  einer  Stadt  treu  wieder,  ebenso 
die  verschiedene  Entwicklungshöhe  der  grösseren  Wirtschaftsge- 
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biete  Deutschlands  in  einer  bestimmten  Zeit. 

Am  niedrigsten  ist  er  im  Rheingebiet  und  in  Süddeutschland. 

Dort  sank  er  in  l>asel  von  7  und  noch  mehr  Prozenten  im  14. 
Jahrhundert  auf  4  Proz.  und  ticfi  r  im  1 5.  Jahrhundert.  Xt  umaTin 
gibt  auf  seiner  Rentenfusstabelle  höhere  Zahlen  an').  Diese  be- 
ziehen sich  aber  auf  den  privaten  Rentfuss.  Die  Stadt  bot  grös- 
sere Sicherheiten  als  der  einzelne  Verkäufer.  Sie  war  eine  un- 
sterbliclie  l'ersönlichkeit,  das  Haus  des  Privatmannes  aber  konnte 
abbrennen  oder  verlassen  werden,  und  so  konnte  das  Recht  des 
Käufers  auf  die  Rente  einschlummern,  sehr  häiifiL^  vielleicht,  um 
nie  wieder  zu  erwachen.  Niemand  wollte  ja  die  Brandstätte  neu 
Ijebaiun  ntler  das  leere  Haus  kaufen  ocUi  beziehen;  denn  wer 
das  unternahm,  hatte  alle  darauf  lastenden  RentleistunL^en  weiter 
zu  erfüllen.  Und  nicht  einmal  einer  der  dazu  gehörigen  Rentgläu- 
biger wagte  es,  das  ihm  von  Rechts  wegen  zustehende  Haus  zu 
übernehmen,  weil  er  dann  an  seine  Mitgläubiger  deren  Kenti  n  zu 
zahlen  hatte.  Auf  eine  nähere  Betrachtung  di/r  eijaMUümlichen  Er- 
scheinung, da.ss  in  den  miltelallerlicheii  Städten  zahheiche  Häuser 
unbewohnt  waren,  niuss  hier  natürlich  verzichtet  werden. 

Der  öffentliche  Rentfuss  hielt  sich  daher  unter  dem  priva- 
ten. In  Basel,  Mainz  und  Köln  entwickelte  er  sich  im  1$. 
Jahrhundert  zu  sehr  modernen  Höhen.  Es  kommen  3  und  3'/ 3 
Proz.  vor.  Dem  kulturell  hochentwickelten  Westen  standen  die 
Hanse-  und  ostfölischen  Städte  (Hannover,  Hildesheim,  Hameln, 
Braunschweig,  Lüneburg)  nur  wenig  nach.  Hier  Überwegen  6  und 
5  Proz.').  Bremen  hatte  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrtitm- 
derts  6^/4  Proz.  Das  ist  weniger  als  Basel,  Köln  und  Dortmund 
um  dieselbe  Zeit  aufwiesen. 

Auch  die  obersächsischen  Städte  erfreuten  sich  eines  mässi- 
gen  Rentfusses.  In  Leipzig,  Freiberg,  Chemnitz,  Magdebui^^, 
Zerbst  und  Halberstadt  waren  sogar  4  Proz.  im  15.  Jahrhundert 
keine  Seltenheit.  Sonst  herrschten  5  Proz.  vor.  —  Am  weitesten 
im  Rückstand  war  der  Osten.  In  Breslau  bezeichneten  10  Proz. 
und  8^/3  Proz.  die  gew()hnliche  Höhe.  Geringere  Füsse  von  7^/7 
und  6  Proz.  sind  als  Ausnahmen  zu  betrachten.  Neumann  be- 
zeichnet sogar  10  Proz.  bis  über  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
als  den  alleinherrschenden  Privatrentfu.ss,  erst  am  l^nde  desselben 
Jahrhunderts  lässt  er  ihn  auf  9  7s  Proz.  sinken,  und  die  Höhen 

1)  (icsch.  des  Wuchers,  s.  26S, 

2)  VgU  auch  die  Zahlen  bei  Ntumann^  s.  266  ff. 
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von  Nordwest-  und  Mitteldeutschland  werden  erst  tief  im  i6.  Jahr- 
hundert erreicht.  Die  preussischen  Städte  und  Danzig  bestätigen 
mit  ihrem  Rentfusse  die  im  Vet^leich  zum  Westen  geringere  Ent- 
wicklungshöhe des  Ostens*). 

Die  Abwärtsbewegung  des  Rentfusses  vollzog  sich  in  vielen 
Städten  unter  Rückschlägen,  die  von  irgendwelchen  Unglücksfällen 
verursacht  wurden. 

In  Mainz  hielten  im  Jahre  1437  der  3'/s  und  5  Proz.-Fuss 
einander  die  Wage,  1444  überwog  aber  der  letztere.  Die  Stadt 
hatte  in  dieser  Zeit  eine  schwere  Finanzkri.se  zu  durchlaufen  ^'1. 
Dortmund  war  durch  seine  Fehde  mit  dem  Kölner  Erzbischof 
und  den  Grafen  von  der  Mark  in  eine  ähnliche  Lage  geraten. 
Die  Leibrenten  stiegen  daher  wieder  auf  12  */a  Froz.  und  die  Wie- 
derkaufsrenten  vereinzelt  sogar  auf  10  Proz.  (i4CX))^).  —  In  liraun- 
schwcig  bewirkte  der  Aufstand  der  Zünfte  im  Jahre  1374  ein 
plötzliches  Steigen  der  Wiederkaufsrenten  von  6  auf  10  uml  11 
Proz.*).  —  Breslau  stand  1417  am  Vorabend  eines  Aufstandes. 
1460  führte  es  Krieg,  erst  um  1470  trati  n  wieiU  r  normaK  rr  Ver- 
hältnisse ein.  Jene  Zustände  aber  musstcn  natürlich  ebenfalls  ein 
Sinken  des  Rentfusses  verhindern. 

In  l^asel  trat  einmal  eine  vorschnelle  .\l)wärtsbewegung  ein: 
1430  auf  4  l'roz.  Ursache  davon  war  die  Ausprägung  besserer 
Münzen  während  des  Konzils  ■').  Später  erhöhte  sich  der  i'  u.ss 
vorläufig  wieder  auf  5  Proz. 

Ob  die  einheimischen  und  fremden  Rentner  bei  Bemessung 
der  Rente  verschieden  behandelt  wurden,  lässt  sich  nicht  mit  Sicher- 
heit erkennen.  In  Basel  scheint  es,  als  wären  die  auswärtigen  Ren- 
ten niedriger  als  die  einheimischen.  Jene  wurden  auch  häufiger 
von  Konversionen  getroffen.  Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Stadt 
Fremden  manchmal  nur  einen  niedrigeren  Fuss  zu  bewilligen 
suchte,  weil  sie  Unkosten  hatte,  wenn  sie  das  Geld  schickte. 

Die  schwebende  Schuld  verpflichtete  zu  den  höchsten  perio- 
dischen Lebtungen,  zu  Zinsen  im  Stile  des  Mittelalters.  15 — 20 
Proz.  bilden  in  allen  Städten  den  Durchschnitt,  wiewohl  auch 
weniger  vorkommen,  in  Nümbei^  z.  B.  abwärts  bis  zu  10  Proz. 


1)  Ntumann,  s,  271i 

2)  Hegel,  17. 

3)  Dortin.  Ü.B.  II,  2,  nr  1042. 

4)  KotUoMthit  s.  45. 

5)  Sckiniirgt  %.  108  11.  las. 
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Dieser  Zinsfuss  ist  mit  dem  von  Privaten  zu  zahlenden  verglichen, 
25,  30  Proz. ,  immer  noch  als  niedrig  zu  bezeichnen.  Für  die 
Stadt  machte  sich  der  Vorteil  der  ewigen  Persönlichkeit  auch  in 
diesem  Falle  geltend.  Dass  der  Zinsfuss  al)er  hülier  steht  als  der 
Rentfuss  bcgri'mdct  sich  damit,  dnss  der  kurzfristigen  Anleihe  die 
Fundicrunj^'  und  fast  immer  die  dingliche  Sicherstellung  fehlte, 
woran  das  Mittelalter  so  sehr  ge\vr)hnt  war.  Der  Zins  musste  die 
cntL^an^enc  Xutzniessunj^  eines  Pfandes  ersetzen  und  für  ein  be- 
deutendes Risiko  entschädi;^en. 

Hr  war  besonders  hfjch  bei  Judendarlehen.  Die  mittcl- 
altcrliclirn  Juden  wariMi  ihres  lü^entums  nie  sicher.  Als  des  Kö- 
ni,L;s  Kaniuierknechte  waren  sie  seiner  W  illkür  vollkommen  jireis- 
i;«-i.;(d)en  ;  er  konnte  die  Städte  mit  einem  PrivilcL,^  zur  Judenvor- 
foli^ami,^  ausstatten,  die  dann  unter  ideeilem  Vorwand,  al>er  mit 
materiellen  Zielen  nur  zu  gründlich  au^^eiiihrt  wurde,  l'.iner  der 
ij^rossartit^sten  diesti  Heut<-zii;_^fe  i^e'^r^n  tlie  andersL;laul)i<.;en  (ield- 
händler  wuide  im  Jahre  13S5  xon  Kön'vj^  Wenzel  gemeinsam  mit 
.dem  schw al iisciien  Slädtebuudc  unternommi-n. 

38  Stallte  \.  i  ial)reileten  im  Juni  <lieses  Jahn  s  aui  dem  Taf^e 
zu  Ulm  Til^v^ung  der  Judenschulden').  König  Wen/.el  erteilte  tro- 
gen Zusicherung  von  40 000  fl.  aus  der  zu  erhebenden  Beute  seine 
königliche  Gnade  dazu.  Die  Städte,  sowie  die  Privatschuldncr  in 
Gestalt  von  F'ürsten,  weltlichen  und  geistlichen  Herren,  Bürgern 
und  Bauern,  Männern  und  Frauen  sollen  Nachlass  der  Schulden 
erhalten  in  der  Weise,  dass  von  den  innerhalb  des  letzten  Jahres 
vor  dem  Tage  der  Verabredung  kontrahierten  Schulden  nur  das 
Kapital  zurückgezahlt  werden  solle.  Von  den  älteren  Schulden 
seien  Kapital  und  Zinsen  zu  addieren  und  von  der  Summe  nur 
V«  zu  zahlen  Die  privaten  Schuldner  haben  der  Stadt,  wo  ihre 
jüdischen  Gläubiger  eingesessen  sind,  Sicherheit  für  die  Zahlung 
zu  leisten  und  zwar  mit  Pföndern,  wie  sie  üblich  von  sterblichen 
Personen  gesetzt  werden  mussten  —  guten  Schlössern,  Dörfern  und 
anderen  Pfändern.  Die  Sichcrstellung  soll  durch  ein  Schiedsge- 
richt von  vier  angeschenen  Männern  bc  stimmt  werden,  von  denen 
je  zwei  durch  den  SchuUlncr  imtl  durch  die  Stadt  zu  berufen  sind. 
Kommen  diese  nicht  überein,  so  haben  des  Königs  Landgraf 
Hans  von  Leuchtenbetg  und  Bcrchtold  Pfinzinger  von  Nürnberg 


1)  Rcichsl.ifisakten  I,  nr  272  ff. 

2)  Reichstagsakieii  I,  nr  267  11.  372. 
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ihnen  einen  nommnen  Mann  zur  cndL;ulti;;cn  Entscheidung  lu  izu- 
;4eben.  Die  Sclniklner  haben  7Avei  Jahre  h'rist,  müssen  aber  das 
Kapital  mit  lo  Proz.  verzinsen;  i-ij^emn  lUin^^ern  darf  die  Stadt 
andere  IVisten  steHen.  Wer  mit  der  Teilung  nicht  einverstanden 
ist,  j^eht  ihrer  Vorteile  verlusti:^. 

liei  dieser  Vereinbarung'  Hess  man  sich  von  keinem  anderen 
Zwecke  leiten  als  dem,  die  Städte  von  ihren  eigenen  Judenschul- 
den  zu  befreien  und  obendrein  als  Gläubiger  an  Stelle  der  Juden 
den  Privaten  gegenüber  einzusetzen. 

Die  Ausführung  des  Planes  wurde  damit  eii^eleitet,  dass  am 
i6.  Juni  1385  in  allen  Städten  zugleich  die  Juden  verhaftet  wur- 
den. Die  nicht  ansässigen  wurden  an  ihre  Heimatsstadt  ausge- 
liefert. Darauf  nahm  man  die  Tilgui^  der  Judenschulden  zu 
gunsten  der  städtischen  Finanzen  vor. 

Der  Stadt  Nürnberg  brachte  das  Unternehmen  allein  80986  Gul- 
den ein;  davon  war  sie  selbst  7000  Gulden  schuldig  gewesen 
(»und  dieselben  brief  sind  zersniten«  15000  Gulden  waren  an 
den  König  abzuliefern.  —  Der  Burggraf  wurde  der  Stadt  durch 
den  Wechsel  der  Gläubiger  8000  Gulden  schuldig ;  er  musste  sie 
durch  Verpfändung  von  Gericht  und  Zoll  sicher  stellen. 

Nichts  destoweniger  wurden  die  Borggeschäfte  zwischen  Bür- 
£rcm  und  Juden  sofort  wieder  aufgenommen,  so  dass  bereits  im 
Jahre  1390  ein  neuer  Schuldcncrlass  vorgenommen  wurde*). 

Nichtigerklärung  von  Judenschulden  durch  den  König  kamen 
auch  anderwärts  vor. 

]m  Jahre  1353  riefen  die  IJüri^^M-  vf)n  Augsburg  die  k<)nig- 
liche(inaile  gegenüber  den  bösen  brieten  umb  unredliche  schukle«- 
der  Juden  an.  Karl  lV.  erklärte  die  Stadt  aller  Judenschulden 
für  ledig  und  verbot  Fürsten,  Cjrafen  und  Herren  und  allen  Leu- 
ten, weder  die  Klagen  der  Juden  gegen  die  Stadt  anzunehmen, 
noch  ihnen  irgend  welche  Hilfe  zu  leisten-^). 

Die  Juden  wurden  aber  nicht  nur  als  ausserordentliciie  ki- 
nanz(4at  llrn  in  Anspruch  genommen,  sondern  auch  als  ordent- 
liche. Sie  inussten  die  ungestörte  (!)  Ausübung  ihrer  Geschäfte 
durch  hohe  Jährliche  Schutzgeldcr  erkaufen. 

So  war  es  nur  natürlich,  dass  sie  ihre  verlorenen  Vermögen 
und  die  bedeutende  Ausnahmesteuer  möglichst  rasch  durch  hohen 

I)  lieget,  I,  s.  123  f. 
3)  Ebd.  s.  26. 

3)  U.B.  d.  St  Augsboig  II,  nr  395. 
Zcitiebrifk  IBr  di«  gw.  SMMttwinemch.  Erg iniingsbieft  IS.  ^ 
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Zinsfuss  zu  ersetzen  suchti-n.  Dazu  kam  k  rner,  das'^  sie  als  (ielJ- 
händler  uiui  1  )ai leiher  nahezu  unentbelirlich  waren:  der  \<)n  ihnen 
geforderte  Zinsluss  war  Monopolpreis.  ScliIiessUcli  uiaj;  auch  das 
Odium,  das  ihrem  Berufe  unter  dem  kanonischen  Zinsverbote  an- 
haftete, den  Zinsfuss  etwas  mit  erhöht  haben. 

Das  Handgeld,  das  sich  die  Christen  zahlen  Hessen,  belief 
sich  in  den  meisten  Fällen  auf  lo  Proz.  Damit  ist  das  Risiko 
dieser  Gläubiger  ausgedrückt  £s  war  geringer  als  das  der  Juden, 
trotzdem  grösser  als  das  der  Rentner.  Man  schätzte  die  Sicher- 
heit des  Darlehns  geringer  ein  als  die  der  Rentforderung. 

2.  Die  Z  a  h  1  u  n  g  s  f  o  r  m. 

l^ei  Festsetzung  der  periodischen  Leistungen  war  zunächst 
die  Bestimmung  der  Währung  wiclitiLs  in  der  sie  zu  erfolgen 
hatten,  und  das  aus  doppeltem  Grunde. 

Zuerst  war  die  Währung  von  Ort  zu  Ort  verschieden.  Jede 

Stadt  bildete  ein  selbständig  entwickeltes,  in  sich  geschlossenes 
Wirtschaftsgebiet,  d(^ssen  lünrichtungen  etwa  «^henso  individi^ll 
waren,  wie  heute  die  der  grossen  Nationalstaaten. 

Der  zweite  Grund  war  in  der  immer  mehr  zunehmenden 
Münzverschlechterung  gegeben.  Der  Gläubiger  musste  gewärtig 
sein,  dass  ihm  die  Stadt  für  sein  gutes  Geld  schlechtes  zurück- 
zahlte. 

Der  Baumeister  einer  I-abrik  in  Magdeburg  beschwert  sich 
einmal  beim  Rate  zu  Zerbst ,  dass  ihm  dieser  eine  Rente  in 
schlechtem  und  fremdem  (jelde  geschickt  habe:  »ock  weren  itlicke 
groschen  dar  manck,  dede  gülden  X  alsze  grote  Stalebcrger, 
Henneberger  und  andere  bosze  groschen,  so  feylen  daran  eyn 
gulde  Werth  geldes  und  ....  VI,  grote  penningc  Magdeburgisch.« 
1504»). 

An  anderer  Stelle  wurde  schon  erwähnt,  dass  die  Stadt  die 
Zahlung  in  anderer  Währung  auch  zwai^weise  vornahm  und  so 
versteckt  den  Zinsfuss  erniedrigte. 

Beiden  Gründen  entsprechend  nennt  die  Währungsklause, 
der  Schuldurkunden  die  Währung  eines  bestimmten  Ortes  und 
die  Qualität  des  Geldes.  Die  Stadt  will  zahlen  mit  ihrer  »witte 
und  wighte«,  oder  »wighte  und  were«,  »gutes  löthiges  Silber« 
Gulden  >gut  von  Golde  und  recht  von  Gewichte«  oder  »boni 
denarii  apud  nos  usualesc. 

I)  U.B.  d.  St  Magdebuig  III.  nr  1298. 


In  Hasel  wird  im  Jahre  1390  d'iv  W  ährung  der  Schuidzah- 
lungen  aussertlem  thirch  einen  Spruch  der  I  lausqcnosscn  geregelt : 
Alle  Scluildcn  sollen  in  der  Währung  des  Schuldbriefes  gezahlt 
werden 

Wie  etwa  verfahren  wurde,  wenn  die  Stadt  ihre  Währung 
ändi  rte,  lässt  eine  Züricher  Münzordnung  von  1351  vermuten: 
Bei  Aenderung  tler  Währung  setzte  die  Stadt  eine  I Jreierkommis- 
sion  ein,  die  die  Schuldzahlung  in  der  neuen  Münze  berechnete '^i. 

Zahlungstermine  waren  bei  Abschluss  des  Kreditgeschäftes 
für  die  Renten-  und  Zinszahlungen  und  meist  auch  für  die  Til- 
gung der  Darlehensschuld  besonders  zu  vereinbaren. 

Die  Renten  wurden  wöchentlich,  vierzehntäglich,  monatlich, 

Vr  und  ganzjäbrlich  gezahlt  Am  gebräuchlichsten  war  der 
Halbjahrstennin.  Hierbei  entstanden  Terminpaare  aus  symmetrisch 
in  den  Halbjahren  gelegenen  Tagen,  die  sich  über  das  ganze 
Jahr  verstreuten:  Ostern-Michaelis,  Ostern-Remigius,  Walpurgis- 
Aller-Heiligen,  Pfingsten-St.  Martin,  Urban-Andreas,  Urban-St.  Ka- 
tharina, Johannes  Bapt.  —  Weihnachten,  Johannes  ^  Zwölf  Nächte, 
Mariae  Himmelfahrt  —  M.  Reinigung,  Lambert — Gertrud,  Mat- 
thäus —  M.  Verkündigung.  Die  Paare  Ucssen  sich  aus  den  Ur- 
kunden noch  vermehren. 

Die  Verteilung  der  Termine  über  das  ganze  Jahr  entsprach 
dem  Eingange  der  Erträge  aus  den  städtischen  Nutzungen  und 
Ungeldern.  Kr  erfolgte  unregelmässig  von  Tag  zu  Tag,  und  da 
die  Stadt  ihre  Finanzwirtschaft  zunächst  besonders  auf  diese  Ein- 
künfte l)asierte,  war  sie  genötigt,  die  Termine  zu  zerstreuen.  Ein 
Sammeln  für  eine  bestimmte  Zeit  zum  Zwecke  der  Bedarfsdeckung 
L^ah  es  nicht.  Das  änderte  sich  erst,  als  die  direkten  Steuern 
imter  den  ICinnahmen  in  den  Vordergrund  traten.  Diese  waren 
be.stimmt  terminisicrt ,  und  man  konnte  nun  Rentterniin  und 
Steuertermin  zusammenlegen.  Damit  ist  zugleich  eine  gewisse 
Reife  der  städtischen  I'inanzwuischaft  gekennzeichnet.  Die  Stadt 
fängt  an,  Bedarf  und  Deckung  v(jrauszul)erechnen ,  ein  Budget 
aufzustellen.  Die  Zusammenlegung  der  Termine  ist  zugleich  ein 
Zeichen  fm  die  gcldwirtschaftlichc  Fundierung  der  Schuld  auf  die 
städtische  Kanuner.  —  Während  des  Mittelalters  ist  die  aus- 
schliessliche Bevorzugung  ganz  weniger  Termine  jedoch  nirgends 
durchgedrungen. 

I)  Ü.B.  d.  Su  Basel  V,  nr  140. 
3)  ZOrcb.  Stadtb.  I,  1,  nr  35S. 
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Sehr  häufi,Lj  ist  nohc  n  dem  'I'cnnin  eine  Frist  von  acht  odct 
vieizi-hn  l'aj^cn  i Mcnidw ochi-,  Z\\*»lliiachtc,  (  )stenvochei  anj^esetzt. 
Hierin  zeigen  sich  naturahvirtschafthche  Spuren.  Die  Naturallei- 
stungen der  früheren  Zeit  konnten  meist  nicht  an  einem  bestimm- 
ten Tage  eifolgen,  da  sie  sehr  häufig  von  natOriichen  Bedingungen 
abhingen,  besonders  von  der  Reife  der  FrQdite  und  der  Tiere. 
In  den  Städten  behielt  man  die  damals  üblichen  Fristen  noch 
bei,  zum  Teil  gewohnheitsmässig,  zum  Teil  aber  auch  aus  Not- 
wendigkeit ;  denn  die  städtischen  Nutzungen  und  Ungelder  liefer- 
ten während  des  Jahres  ungleiche  Erträge.  Es  konnte  kommen« 
dass  die  Stadt  gerade  am  Fälligkeitstage  einer  Rente  keine  Bar- 
vorräte hatte  und  daher  die  Zahlung  um  einige  Tage  verschieben 
musste.   Sehr  oft  nicht  um  einige  Tage,  sondern  um  Wochen! 

Dortmund  fundierte  im  Jahre  1377  die  Zahlung  bestimmter 
Renten  auf  die  Weinaccise.  Diese  ergab  im  Sommer  weit  mehr 
als  im  Winter.  Die  l'olge  war,  dass  besonders  im  Winter  die 
den  Terminen  beigegebenen  Fristen  erlieblich  überschritten  wur- 
den, sodass  starke  X'erzögerungcn  eintraten.  Die  gleichen  Er- 
scheinungen finden  sich  an  allen  Orten.  Die  Gläubiger  der  Stadt 
nahmen  deren  Unpünktlichkeit  jedoch  nicht  allzu  tragisch  auf. 
Man  war  dergleichen  im  Mittelalter  L^cwöhnt.  Die  Tugend  der 
Pünktlichkeit  ist  erst  unter  den  erschwerten  Hedingungen  ge- 
schalfen  woiden ,  die  das  VV'irtschaitsieben  der  neueren  Zeit  den 
Menschen  stellt. 

In  dem  Dortmunder  Leihrentcnbiich  ist  u.  a.  aul  lilatt  2  eine 
Leibrente  \  on  20  (jiildcn  eingetragen'),  die  von  der  Stadt  zu 
Ostern  zu  zahlen  war.  1^79  geschah  (las  pünktlich.  13S0  aber 
am  7.  Mai,  13.S1  am  27.  Juli,  13S2  am  16.  Juni,  13S3  am  1 1.  Nuv., 
1384  am  6.  Dez.,  1385 — 90  \  (»n  denen,  die  auf  dem  Königshof 
sasscn«,  1591  am  7.  Juli,  1392  am  17.  Sept.,  1394  am  13.  April. 

Im  Dortmunder  Urkundenbuch  sind  zahlreiche  Mahnbriefe 
wegen  versessener  Renten  gesammelt.  Im  Jahre  1393  fordert  da 
ein  Gläubiger  von  der  Stadt,  sie  möge  ihm  die  Leibrente,  die  er 
nun  schon  zu  10  Terminen  nicht  eriialten  habe,  endlich  aus- 
zahlen *)! 

Auch  Zerbst  bekam  zahlreiche  Mahnbriefe  zugeschickt  Nur 
einige  seien  besonders  henroigehoben:  Bethmann  Losze  ersucht 
den  Rat  um  Zahlung  von  15  Gulden,  nachdem  er  schon  fünf 

1)  Dortm.  U.B.II,  i»  nr  69. 

2)  Ebd.  II,  2,  nr  676. 
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Mahnbriefe  darum  vergeblich  i^eschriehi  n  '  1. 

Jakob  Qucrstcde  mahnt  im  Jalirc  I49<S  den  Rat  wegen  rück- 
ständifjcr  Renten  aus  den  Jahn  n  1491—93  '*). 

Auch  Marlin  Sehnsen  zu  MaL;clel)urL,'  mahnt  (He  Stadt  \ve,Ljen 
einer  Rente,  die  schon  mrhreie  Jahre  hindurch  \ eisessen  ist^). 

Die  VereinlKirun^jen  über  den  ZalihmjT^sort  sind  überaus  man- 
nigfaltig, sodass  sich  kein  aligemein  gültiges  Prinzip  dabei  fest- 
stellen lässt.  Die  Stadt  Hess  Renten  vmd  Zinsen  durch  den  He- 
rcchtigten  holen,  sie  brachte  sie  aber  auch.  Beides  lässt  sich  zu- 
gleich z.  B.  in  Magdeburg  und  Zerbst  nachweisen,  wo  die  reich- 
halt^n  Ueberlieferungeti  überhaupt  einen  der  besten  Einblicke 
in  die  Erscheinungen  des  städtischen  Schuldenwesens  gewähren. 

Zu  Weihnachten  1446  kamen  Kämmerer  von  Zerbst  nach 
Magdeburg  und  zahlten  dort  »vielen  Leutenc  ihre  Renten  aus*), 
ein  andermal  tat  das  der  Bevollmächtigte  der  Stadt,  Heinz  Scone- 
mann*).  Eine  an  eine  Magdeburgerin  verkaufte  Rente  soll  jähr- 
lich im  Hause  »zur  goldenen  Leuchte«  in  Magdeburg  gezahlt 
werden').  1509  quittiert  ein  Magdcbiuger  an  Zerbst  über  eine 
Rente  von  50  Gulden,  die  ihm  der  Bote  Hans  Winkel  gebracht 
hat').  Im  Jahre  1468  schickt  dagegen  ein  Magdeburger  einen 
Boten  nach  Zerbst,  um  70  Gulden  zu  holen*).  1469  verkaufte 
Magdeburg  an  das  Kloster  Lehnin  100  g  für  700  g.  Das  Kloster 
hat  die  Rente  durch  einen  Boten  holen  zu  lassen.  Die  Stadt  muss 
ihn  aber  zwei  Tage  und  zwei  Nächte  lang  frei  beherbergen"). 
Diese  Verpflichtung  deutet  wohl  an,  dass  der  auswärtige  RentlKf 
von  der  Stadt  die  Ucberscndung  des  Geldes  atif  ihre  Kosten  er- 
wartete. Diese  ist  auch  in  anderen  Städten  häufig.  Mainz  führt 
z.  B.  die  auswärtigen  Renten  u.  a.  an  die  Kasse  der  Stadt  ab, 
wo  der  Rentner  wohnte.  Dieser  holte  sie  ilann  ab*").  Hamburg 
ist  verpflichtet,  eine  Rente  auf  seine  kosten  und  aventure  in 
Lübeck  auszuzahlen").    Riga  gibt  einmal  einem  seiner  Bürger, 

1)  U.B.  d.  St.  Magdebaig  III,  nr  1150  (1500). 
»)  Ebd.  Nacbtr.  nr  150. 

3)  Ebd.  nr  I169. 

4)  Ebd.  II,  nr  516. 

5)  Ebd.  II,  nr  704. 

6)  Ebd.  II,  nr  797. 

7)  Ebd.  in,  nr  1464. 

8)  Ebd.  III,  nr  81 ;  vgl.  nr  167 ;  III,  Nachtr.  nr  74. 

g)  Ebd.  III,  nr  103. 
10)  /ie^e/,  17,  vgl.  Knipping,  s.  387.  Ii)  Lüh.  U.B.  X,  nr  6ib. 
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der  in  Geschäften  nach  Lübeck  fährt,  200  Gulden  zur  Zahlung 
an  den  Lübecker  Rat  mit,  dem  es  das  Geld  schuldete.  Hier 
scheint  es  sich  jedoch  um  die  Rückgabe  eines  Darlehns  zu 
handeln 

Köln  hingegen  scheint  im  allgemeinen  an  dem  Brauche  fest- 
gehalten zu  haben,  dass  es  für  auswärtige  Gläubiger  selbst  Zah- 
lungsort sei*). 

Für  schwebende  Schulden  konnte  einer  der  grossen  Handds- 
plätze Zahlstelle  sein  oder  der  Wohnort  der  dritten  Person,  auf 
die  der  Gläubiger  die  Summe  anwies  (s.  oben  S.  42  ff.). 

Manchmal  ist  der  Zahlui^ort  in  das  Belieben  der  Rentner 

gestellt,  so  in  Hameln.  Die  Betreffenden  dürfen  hier  wählen  zwi- 
schen Hameln  und  Hannover,  Hildesheim-Hameln-Hannovcr,  Hil- 
desheim-Hannrn  (  1  ^) 

Zahlreiche  Schuldurkundcn  enthalten  keine  Bestimmung  des 
Zahlungsortes.  Dann  ist  wohl  die  leihende  Stadt  als  solcher  an- 
zunehmen. 

III.  Die  Sicherung  der  Gläubiger  und  die  Mobilisierung  der 

Rente. 

1.  Die  dingliche  Siciierung  der  Gläubiger. 

Die  Forderunj^cm  der  Gläubiger  mussten  von  der  Stadt  sehr 
häufii:  im  ausgedehntesten  Masse  gesichert  werden.  Sie  tat  das 
dinglich  und  persönlich. 

Die  direkte  din{.[liclu-  Sicherung  war  durch  die  Belastung  der 
städtischen  Immobilien  mit  Renten  zum  Teil  unmöglich  geworden. 
Ihre  alten  naturalwirtschat'tlichen  l'nnnen ,  die  beiden  Satzun_i,'en, 
konnten  daiier  nicht  mehr  hervorra;^end  zur  Verwendung:  kommen. 
1  )ir  Stadt  hatte  nichts  übrig,  was  sie  dem  l-'orderunc^sberechtig- 
ten  zur  Nutzniessung  überlassen  oder  vorbehalten  konnte. 

Ganz  verdrängt  ist  die  Satzung  gleichwohl  nicht,  und  Bei- 
spiele ihrer  Verwendimg  liegen  immer  noch  vor. 

Hiaunschwcig  sicherte  am  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  si-ine 
Leibrentner  satzungsmässig  durch  Häuser  und  Kramläden.  Die 
Objekte  wurden  ihnen  zur  lebenslänglichen  .Nutzung  überlassen, 
nach  dem  Tode  fielen  sie  an  die  Stadt  zurück. 

>Dhe  Rat  heft  vorkoft  Santberghe  dat  hus  bi  sunte  Pctcrc 

1)  Xettmanti,  Gesch.  des  Wechsels,  s.  8S. 

2)  Kmpping,  s.  394. 

3)  Mdtuuriutt  I,  Dooat.  nr  135  ;  vgl.  Knipping,  s.  394. 
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mittere  stenkamerc  dhar  dhe  jodhen  mne  wesen  hadden  vor  XX 
marc  to  semme  liven.  Svan  sin  to  kort  wert,  so  valt  dhat  weder 
an  dhen  Rat  in  dher  Oldenstatc  1312^). 

Dortmund  verkauft  13 16  einen  Garten  auf  vier  Jahre  für  19 
Mark.  Wird  er  binnen  dieser  Zeit  nicht  eingelöst,  so  verfällt  er 
dem  Käufer  und  seinen  I'rben  für  immer*). 

Dortmund  verkauft  im  Jahre  1384  an  den  Rürc^er  Johann 
Gravcnkamp  und  seine  Hausfrau  Grete  einen  (iaden  für  lO  Mark, 
Der  Käufer  muss  dem  Rate  jährlich  2  Mark  zahlen,  ausserdem 
behält  dieser  sich  das  Recht  des  Wiederkäut's  vor ')• 

In  den  beiden  zuletzt  zitierten  h'ällen  liei;!  Verkauf  auf  Wieder- 
kauf vor,  der  sich  praktisch  und  auch  rechtlich  nur  wenig  von  der 
Satzung  mit  Gewcre  des  Gläubi^^ers  unterscheidest. 

Im  Jahre  13S6  \  erkauft  diesell)c  Stadt  an  den  Priester  Christian 
Rudenhovede  den  Teich  vor  dem  Ustloii>  auf  Lehenszi-it  *  1. 

Die  Ratsherren  von  LünehurL;  verpfändi-n  13S4  an  die  Ritter 
Hermann  und  Hans  Spörken  die  Schl(>sser  DannenberLi  und  Pret- 
zetze für  1750  (hilden  zu  lo  I'roz.,  dazu  die  Hälfte  der  Voigtei 
beider  Schlösser  bis  zu  loo  Mark  ihrer  b.inkünfte.  Die  bi  itlen 
Gläubi«jer  sollen  Hurg  und  \  o<^tei  besclunnen  und  verwalten  und 
alle  Einkünfte,  die  den  pflichliL;cn  Zins  der  Stadt  übersteigen,  an 
diese  abführen.  Sind  sie  aber  geringer,  so  will  die  Stadt  das  Feh- 
lende zubessem.  Sie  darf  Schlösser  und  Vogtei  jederzeit  einlösen. 
Die  Rente  wird  dann  von  ihr  nach  >antale  der  tijt  in  deme  iare< 
entrichtet.  Die  Saat,  die  bei  der  Ablösung  auf  dem  Felde  steht, 
wird  von  der  Stadt  nach  Schätzung  von  beiderseitigen  »Freun- 
den« besonders  vergütet '^). 

In  einem  anderen  Falle  borgt  Lüneburg  von  einer  Vikarie  in 
Lübeck  61$  Mark.  Es  verspricht,  dafür  die  Einkünfte  von  einem 
Wispel  Salzrente  zu  zahlen  oder  einen  Wispel  für  die  Vikarie  an- 
zukaufen*). 

In  Göttingen  werden  Teile  des  Stadtgrabens  und  Häuser  auf 

Lebenszeit  verkauft'). 

Auch  Todsatzung  kommt  vor. 

1)  H«i$uelwumn,  II»  375 ;  vgL  310.  329.  332. 

2)  Dortm.  U.B.  I,  i,  nr  351. 

3)  Ebd.  II,  I,  nr  151. 

4)  Ebd.  II,  I,  nr  179. 

5)  SKimdorf,  IV,  nr  74. 

6)  U.B.  d.  Sc  Lfinebiug  I»  sr  617  (1369). 

7)  U3.  d«  St.  GOttiiigMi  I,  nr  93a  (1365);  ar  388  (1378):  auf  zwei  Leben. 
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Lüneburg  verpfändet  Sülzgut  an  einen  Gläubiger  in  der  Weise, 
dass  »se  schöllet  de  dree  wispel  soltes  also  lai^e  in  den  weren 
behölden,  dat  se  de  vorscr.  summen  gheldes  suender  jenigen  brock 
dornt  f^oboret  hebben«  M- 

Die  Anwendung  der  Satzung  auch  ohne  Gcwcrc  des  Gläubi- 
bigers  in  ihrer  naturalwirtschaftUchen  Form  in  den  Städten  nach- 
zuweisen, stösst  auf  Schwierigkeiten.  Die  Rente  ist  ablösbar 
und  dadurch  ilcr  sog.  jüngeren  Satzung  so  ähnlich  geworden, 
dass  man  beide  schwer  von  einander  unterscheiden  kann. 

1  SatzuiiLC  wurde  nun  auch  wie  manches  andere  natural- 
wirtschaitliche  histitiit  in  tien  Städten  i^eldwirtschaftlich  weiter  ent- 
wickelt. Aus  ihr  sind  Stcuervcrpachtung  und  Stcucrvcrpiändung 
hervorgegangen. 

Die  Steuerverptändung  (Steucrverkaut;  wurde  so  vorgenom- 
men, dass  die  Stadt  den  Rentner  oder  Gläiibiger  in  Besitz  und 
Nuticung  der  Steuer  einsetzte,  solange,  bis  sie  diese  wieder  ein- 
löste oder  l)is  sich  der  (Gläubiger  bis  zur  I  löhe  seiner  1'  orderung 
daraus  schadlos  gehalten  iiatte.  Diese  letzte,  der  Todsatzung 
nachgebildete  Form  konnte  natürlich  nicht  bei  Rcntcnschuldcn 
angewendet  werden. 

Dortmund  verkaufte  im  Jahre  1336  die  Weinaccisc  auf  Wieder- 
kauf für  26  Mark  6  sol.  in  der  Weise  »quod  nemo  a  vectura  de- 
ponere  debet  vina,  nisi  cum  scitu  trium  et  nisi  prius  accisa  sIt 
promissa«  bei  10  sol.  Strafe 

1407  überlässt  die  Stadt  einem  Gläubiger  wegen  250  Gulden 
und  der  davon  versessenen  Zinsen  und  wegen  versessener  Leib- 
renten die  Acciscwage  auf  10  Jahre'). 

Köln  ubergab  im  Jahre  1389  einigen  Gläubigem  zur  Abtra- 
gung einer  Schuld  die  Fleischaccise :  »so  hayn  wir  die  vuige- 
nante  unsc  samenburgere  darumb  gesät  ind  setzen  overmitz  die- 
sen bricif  in  unser  steede  assyscn,  die  wir  Häven  an  dem  vleyssche 
. . .  ind  yn  volkomen  moege  ind  macht  gegheven,  dieseive  assy- 
sen  upzobueren,  upzoiieyvcn  ind  zo  untfangen  ind  die  voigenante 
schoult  danneafT  zo  betzalen  also  lange,  bis  die  vurgenante  schoult 
volkoemeligcn  verricht  ind  wail  betzailt  sy«-  *). 

Aelinlich  überlässt  die  .Stadt  schon  3  Jahre  früher  Heinrich 
van  der  l  >en  für  1S60  Gulden  die  Accise  vom  Bestadepfennig  und 

1)  U.B.  d.  St.  Lüneburg  II,  nr  98a  (IJ83). 

2)  Dortm.  U.B.  I,  1,  nr  525  c. 

3)  Ebd.  III,  I,  nr  34S. 

4)  Etmen-BebTtB^  V,  nr  4S7. 
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verpflichtet  sich  daneben  zu  einer  wöchentlichen  Zahlung  von  20 
Goldgulden,  bis  die  Schuld  durch  beides  getilgt  ist.  Damach  soll 
der  Gläubiger  noch  ein  Jahr  lang  (als  Zins!)  die  Weinaccise  be- 
ziehen 

Die  Gewere  Ober  die  Steuer,  die  dem  Gläubiger  in  den  eben 
zitierten  Fällen  zugestanden  wurde,  konnte  auch  ausbleiben. 

Dortmund  erhöhte  im  Jahre  1377  den  Schoss  um  einen  Vier- 

linj^  von  der  Mark,  um  einen  Gläiibij,^er  für  1333  Gulden  rechter 
Schuld  zu  sichern.  Der  Schossmeisler  übergab  das  Geld  den 
sechs  Büreten  der  Stadt,  und  diese  führten  es  an  den  Gläubiger 
ab  Der  Steuerzuschlag  fiel  weg,  nachdem  die  1333  Gulden  be- 
zahlt waren. 

Die  Steuer  wurde  auch  als  Verfallpfand  gesetzt,  falls  die 
Stadt  mit  den  Zahlungen  in  W-rzug  geriet. 

Köln  w  andte  diese  Form  ebenfalls  an,  wie  aus  einer  Urkunde 
von  1275  hervorgeht  3) :  Wenn  die  Stadt  an  neun  Bürger  1530 
^lark  Leihgeld  nicht  zum  l)cstimmten  Termine  zurückzahlt,  wird 
ihnen  der  Malzplennig  zur  X'erfügung  gestellt,  bis  sie  daraus  \ 
ständig  befriedigt  sind.  Die  Stadt  crhf)h  die  Steuer  aber  selbst 
und  gab  nur  ihren  Ertrag  an  die  Gläubiger  ab. 

Mainz  verpfändete  für  den  Verzugsfall  den  Zoll.    1444  )■ 

Mit  der  Steuerverpfändung  ist  die  Steuerverpachtung  ver- 
wandt, nur  dass  hier  der  Rückgang  der  Steuer  an  die  Stadt  zeit- 
lich bedingt  war  und  nicht  mehr  dadurch,  dass  der  Gläubiger  in 
der  Hohe  seiner  Forderung  glatt  entschädigt  wurde.  Der  Pächter 
bezog  Zinsen  in  dem  Ueberschusse,  den  ihm  die  Steuer  während 
der  Pachtfrist  bringen  konnte.  Er  unterlag  aber  auch  einem  Ri> 
siko ;  denn  die  Steuer  konnte  auch  unerwartet  weniger  einbringen, 
als  er  Facht  gezahlt  hatte. 

Köln  verpachtete  im  Jahre  1275  den  Braupfennig  für  2704 
Mark  auf  vier  Jahre  an  ein  Konsortium  kölnischer  Büfger.  Diese 
wurden  sogar  gegen  ein  etwaiges  Defizit  gesichert.  Der  Rat  ver- 
sprach, es  zu  decken*). 

Für  eine  nicht  genannte  Sunnme  überliess  die  Stadt  einem 
Bürger,  seiner  Frau  und  seinen  Erben  die  Accise  vom  Gewand- 


1)  Ennen-Eckertz,  V.  nr  ^^54  (1386). 

2)  Dnrtm.  U.B.  II,  i,  nr  7S 

3)  Ennen-Etiuriz,  III,  nr  109. 

4)  «t^a,  17,  s.  97, 33. 

5)  Brnnm^EditrUt  III,  nr  113. 
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schnitt  auf  zwei  Jahre  1381*);  ebenso  den  Ertrag  des  Molters 
auf  ein  Jahr  *),  femer  die  Bieraccise  auf  zwei  Jahre die  Accise 
von  der  Domwage  und  der  Eisenwage  *),  Tonnen-  und  Salzpfennig*). 

Im  Jahre  1387  verpachtete  die  Stadt  an  Heinrich  Mölenpesch 
und  Ambrosius  \'on  Husti  die  Krahnaccise  auf  zwei  Jahre.  Die 
Pächter  zahlten  nicht  eine  einmalige  Summe,  sondern  verpflichte- 
ten sich  schriftlich  und  durch  Kidschwur  auf  die  Heiligen,  wöchent- 
lich iio  Mark  an  die  Rentkammer  abzuliefern*'). 

IV)''  wurde  auch  der  Unterkauf  von  Obst  gegen  jährÜche 
Zahlungen  von  165  Mark  an  zwei  Terminen  verpachtet'). 

hn  Jalire  139K  erliess  der  Rat  eine  Verordnung  über  die  Ac- 
cisepacht :  W  eder  Amt  noch  GatTcl  sollen  Accise  pachten.  l)ie 
Pacht  soll  vielmehr  auf  dem  Rathaus  ausgerufen  (meistbietend 
versteigert)  werden.  Mehr  als  zwei  haben  sich  nicht  an  einer 
Pacht  zu  beteiligen,  die  l'ächter  müssen  daiaui  Brief  und  Siegel 
geben  und  Bürgen  setzen.  Uebertretungen  werden  mit  i  Jahr  Turm 
bestraft 

Direkte  Steuern  wurden  häufig  derart  verpfändet»  dass  der 
Gläubiger  eine  Summe  zahlte,  gegen  die  er  für  eine  gewisse  Zeit 
steuerfrei  blieb. 

Im  Jahre  1 390  kaufte  ein  Dortmunder  Bürger  der  Stadt  eine 
Rente  von  28  Mark  für  232  Mark  ab.  8  Mark  davon  behielt  der 
Rat  immer  als  Steuer  zurück,  während  er  die  übrigen  20  von  ver- 
schiedenen Nutzungen  wirklich  erhielt  *). 

Die  Stadt  erteilte  Wucherkonzessionen  an  Juden  auf  sechs 
Jahre  unter  der  Bedingung,  dass  diese  ein  einmaliges  Darlehn  ge- 
währten.  Dafür  blieben  sie  vom  Judenschutze  frei'*). 

Die  Stadt  Erfurt  befreite  die  Juden  von  allen  städtischen  Ab- 
gaben gegen  jährliche  Pauschalsummen  von  250  Pfd.  1375  '').  Im 


1)  Ennen-Eckertz,  V,  nr  261. 

2)  Kbd.  V,  nr  360.  —  Vgl,  tu  StttHt  Akten  II,  nr  8  (1335). 

3)  i:i)ci.  V,  nr  437. 

4)  r.bU.  nr  425. 

5)  Ebd.  nr  434. 

6)  Khd.  nr  390.  —  Vgl.  das  Verzeichnis  der  Paclittennine  fBr  verschiedene 
Accisen  bei  Stein,  Akten  II,  nr  67  (1382). 

7)  Ebd.  nr  260. 

8)  Sunt,  Akten,  II,  nr  76. 

9)  Dorun.  U.B.  II,  i,  nr  236. 

10)  El)d.  n,  I,  nr  »8  (1379). 

11)  Erf.  U.B.  11,  nr  754. 
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Jahre  1380  nuis^ten  sie  einmal  2200  Mark  in  drei  Raten,  ausser- 
dem für  die  nächsten  fünf  Jahre  je  kxx)  l'td.  l'fi  nni^i-  und  50  Mark 
zahlen,  ebenfalls  i^e^en  Abj^^abenfrt  ihcit  ' ).  'ratsächlicli  kann  es 
sich  hier  jedoch  um  Zusammenlet^unL;  von  Steuern  handeln. 

Der  Rat  zu  Zürich  eriiess  139H  einen  Aufruf  an  die  l>ür<;er, 
der  Statlt  Geld  luin  ivathausbau  zu  leihen ;  sie  sollten  das  dann 
"weniger  an  Steuern  zahlen.  Wer  grössere  Summe  leihen  würde, 
sollte  sie  aus  einer  neu  einzuführenden  Steuer  zurüclcerhalten 

Neben  der  Sicherung  durch  Liegenschaften  und  Steuern  wurde 
in  manchen  Städten  auch  die  durch  Faustpfand  verwendet. 

Mainz  war  an  den  Rat  zu  Frankfurt  und  an  andere  Orte  ver- 
schuldet Es  hatte  dafür  den  Silberschatz,  Gülte  und  Briefe  ver- 
pfändet *). 

Lüneburg  sicherte  den  Rat  zu  Hannover  für  eine  Schuld  durch 
die  Auslieferung  von  Kriegsgefangenen.  Aus  dem  zu  erwartenden 
Lösegeld  sollte  sich  Hannover  schadlos  halten.  1371 

Bei  Anwendung  von  Satzung  und  Faustpfand  wurde  der  Gläu- 
biger durch  ein  ganz  bestimmtes  Gut  gesichert.  Dazu  aber  war 
er  auch  allgemein  gesichert  dadurch,  dass  er  sich  aus  irgendwel- 
chen Vermögensteilen  der  Stadt  entschädigen  konnte.  Dazu  ge- 
hörte auch  —  und  das  war  besonders  wichtig  —  das  \'ermögen 
aller  ihrer  Bürger.  Man  sah  die  städtische  (unieindo  als  eine 
Genossenschaft  an,  in  der  die  Allgemeinheit  für  das  \\ Ohl  ihrer 
Glieder  bis  ins  einzelnste  sorgen  sollte,  wo  nlier  auch  diese  mit 
Leih  und  Gut  für  jene  einzustehen  hatten.  Die  l'.ür;ft«r  waren  für 
die  hnanziellen  Verpflichtungen  des  r.  ff  entliehen  Haushaltes  Xiclit- 
genossen  geL,a*nüb(.'r  solidarisch  haftliar  mit  ihrem  c^anzen  V«'rni(ii;en. 

Um  I4(X)  wurden  die  Güter  der  Dortmuntler  KauHeutc-  rings 
im  I.anile  L^ekrodet^),  tlie  Bürger  s<.>li)St  sogar  gefangengesetzt"). 
])en  Gliiubigern  der  Stadt  war  ausdrücklich  in  den  Verträgen  zu- 
gestanden worden,  das  Gut  der  Stadt  »kümmeren,  harren  ind  ar- 
restieren,  antasten  ind  gryffen^  zu  dürfen^). 

141 8  befahl  der  preussische  Grtjssmeister  die  Beschlagnahme 
alles  Breslauer  lugentums  zu  Gunsten  der  hier  ansässigen  Gläubiger*"). 

1)  Krf.  U.R.  II,  nr  S34. 

2)  Zürch.  Siadlb.  I,  2,  nr  149.  150. 

3)  fffgtl,  17  s.  aas- 

4)  U.B.  d.  St.  Lüneburg  II,  714. 

5)  Dortm,  U.B.  II,  2,  nr  1030.  1031,  IO43.  IO46.  1O47,  III,  3l<h-*3a  «.a. 

6)  l  l>a.  III,  I,  nr  320.  335.  332. 

1)  Ebd.  II,  l,  nr  258.  6)  iieyer,  s.  103. 
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Mainzer  Bürgern  wurden  um  1440  ihre  auswältigen  liegenden 
und  fahrenden  Güter  genommen'). 

Köln  verbot  im  Jahre  1484  den  Bürgern  der  fremden  Städte, 
die  nach  Köln  Renten  schuldeten,  freies  Geleit  zu  gewähren 

Die  Beschlagnahme  fand  unter  Mitwirkung  des  auswärtigen 
Gerichtes  statt,  bei  dem  sie  vom  Gläubiger  beantragt  wurde 
Unbedingt  notwendig  scheint  jedoch  die  Mitwirkung  des  Gerichtes 
nicht  überall  gewesen  zu  sein.  Nach  einer  Magdeburger  Urkunde 
bat  der  Gläubiger  nur  den  Rat  der  Stadt  um  Erlaubnis,  das  an- 
we.s(  ndc^  Gut  der  schuldenden  Stadt  (Zerbst)  bekümmern  zu  dürfen*). 

Vauc  andere  Form  der  Hckümmerung  war  die,  dass  sich  der 
Gläubiger  das  (iut  nur  als  Unterpfand  sistierte  und  die  Stadt  ver- 
anlasste, es  mit  der  Schuldsumme  zu  lösen.  So  verfuhr  der  Graf 
von  der  Mark  zu  Gunsten  eines  seiner  Untertanen  mit  Dortmunder 
Eigentum    in  Köln.    Dieses  wurde  »hinter  das  (lericht  j^clegt«  °). 

Ob  die  betroffenen  ]iiir;_M  1  von  ihrer  Stadt  entschädi£:ft  wur- 
den, ist  nicht  immer  sicher  zu  ermitteln.  In  Mainz  war  es  der 
l'all.  Dort  wurde  ein  l'^hepaar,  dem  ein  (iläul)iL,H'r  der  Stadt  aus- 
wärtige Grundstücke  aberklaq;t  hatte,  durch  eine  Leibrente-  auf 
zwei  Leben  abi^efunden.  Andere  erhielten  einmalige  Geldentschä- 
di^iMij^en  /.u;.;el)illigt.  Die  Stadtrechnung  von  1444  erwähnt  1488 
(juldcn  >unge verlieh  uberslagen<;  als  bezahlt  »von  aberclaijcter 
guter  wegen,  die  den  burgern  von  der  stedte  schult  wegen  abcr- 
clagl  waren«"). 

Die  solidarische  1  laftpflicht  der  Bürger  hatte  zur  Folge,  dass 
diese  es  am  eigenen  Vermögen  ganz  empfindlich  spüren  mussten, 
wenn  sich  die  Stadt  in  schlechter  Finanzlage  befand.  Die  privaten 
auswärtigen  Beziehungen  wurden  dann  stark  gefährdet  und  oft 
ganz  gestört.  Jeder  hatte  daher  ein  eigenstes  lebhaftes  Interesse 
an  einer  soliden  Finanzwirtschaft.  Die  Soltdarhaft  der  Burger 
macht  die  Heftigkeit,  mit  der  die  revolutionären  Bewegui^n  in 
den  Städten  manchmal  auftraten,  mit  begreiflich. 

Sie  veranlasste  aber  in  schlechten  Zeiten  auch  zahlruche 
Bfirgerschaftsaufsagen.   Ein  Dortmunder  Kaufmann  schreibt  an 


1)  ifegel,  17,  8.  361. 

2)  SUin,  Akten,  II,  m  4.}6. 

3)  //«-^v/,  17.  s.  2bi.  —  Dortm.  L'.U.  III,  i,  nr  331  U.  23«. 

4)  U.B.  d.  St.  Magd.  III,  iir  1453. 

5)  Dort».  U3.  III,  I,  nr  33t. 

6)  IfefH,  17.  I.  105  u.  130. 
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seine  Stadt:  »W'ctct,  dat  myn  dink  also  gelegen  es,  dat  ich  wan- 
deren wil  undc  moet.  unde  ani;cst  lu  hhc  gekrodc  t  to  sine  of  in 
kroet  to  komcne  van  der  stadt  wegen  von  I  )oi|)miinde ;  war  ume 
ich  dar  inne  vorwaren  wel  unde  segge  op  niinc  burgerschap  to 
Dorpraunde  op  jue  genade.   Vart  wol  in  gode«^ 

Diese  Aufsagen  gingen  besonders  von  Kaufleuten  aus,  die  ja 
besonders  ausgedehnt  mit  dem  »Auslande«  verbunden  waren.  Sie 
gehörten  meist  den  Geschlechtem  an,  die  als  Inhaber  der  städti- 
schen Gewalt  für  die  Finanzwirtschaft  verantwortlich  waren.  Sie 
l^en  keine  hohen  Proben  von  Patriotismus  ab,  wenn  sie  die 
Stadt,  die  sie  mehr  oder  weniger  selbst  in  eine  schlimme  Lage 
gebracht  hatten,  dann  im  Stiche  Hessen.  Ihre  Handlungsweise  wurde 
dadurch  noch  unfeiner,  dass  gerade  sie  als  die  Wohlhabendsten  in 
schlimmen  Zeiten  die  berufensten  Stützen  des  Gemeinwesens  wa- 
ren. So  aber  verschärften  sie  die  Situation  noch  dadurch,  dass  sie 
der  Verschuldung  der  Stadt  erhebliche  SteuerausföUe  hinzufilgten. 

Die  Stadt  suchte  daher  manchmal  die  Abwanderui^  zu  be- 
schränken oder  unmöglich  zu  machen. 

Aii^burg  hatte,  durch  starke  Verschuldung  veranlasst,  neue 
Steuern  eingeführt  und  die  Auswanderung  während  der  Dauer 
dieses  Zustandes  verboten.  Trotzdem  wari^n  einige  Hiii;.;<  r  aus 
der  Stadt  gefahren.  Da  erteilte  Karl  IV.  im  Jahre  1376  der  Stadt 
die  Macht,  alle  Aus;j;<M"ahrcnen  und  die,  die  noch  ausfahren  wür- 
den, an  allem  ihrem  dute  in  jeder  Weise  bekümmern,  anp;reifen 
und  aufhalten  zu  dürfen,  bis  sie  mindestens  die  dreifache  Steuer 
geleistet  hätten.  JJie  iieti offenen  sollten  deshalb  vor  niemand  ein 
Klagerecht  gegen  die  Stadt  haben  *). 

Mainz  verpllichtete  im  Jahre  1428  alle  Auswanderer,  eine 
Vermögenssteuer  noch  10  Jahre  lang  weiter  7.\\  zahlen^). 

T^ie  grosse  politische  Hedeulung  der  Solidarhaft  veranlasste 
die  Stitdte  häufig,  sie  durch  Sonderverträge  aufzuheben.  So  er- 
hielten die  Dortmunder  Bürger  im  Jahre  14CK)  trotz  der  starken 
Verschuldung  ihrer  Stadt  an  Köln  dort  freies  Geleit,  nachdem 
sich  Dortmund  unter  Vermittelung  des  Kölner  Rates  mit  einem 
Teile  der  Leibrentner  auf  bestimmte  Termine  geeinigt  hatte,  zu 
denen  die  versessenen  Renten  gezahlt  werden  sollten  *). 

1)  DoTtfii.U.B.  II,  2.nr  1049 ;  vgl.  II,  nr  105S.  1159.  III,  t,  nr  IS3. 134. 187  (i~4). 

2)  r.B.  d.  St.  Augsburg  II,  nr  667. 
.V)  ^egel,  17,  s.  60  ti.  69. 

4)  Dortm.  U.B.  Ii,  2  nr  1053.  1054. 
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Zwischen  Lüneburg  und  Lübeck  bestand  cbcnfaUs  ein  Ver- 
tracjsvcrhältnis  über  freies  Geleit,  das  jedoch  für  besondere  Falle 
aufgehoben  wurde.  1371  lieh  Lüneburg  von  Lfibeckem  2900  Gul- 
den. Der  lübische  Rat  verbüiigte  sich  für  die  Stadt  seinen  Bür- 
gern gegenüber.  Dazu  wurde  diesen  das  Recht  zugestanden,  die 
Lüneburger  zu  bekümmern').  Dasselbe  geschah  in  einem  Ver- 
trage von  1375,  nur  wurde  hier  die  Bekümmerung  auf  Lünebuiger 
Gut  in  Hambuig  und  Lübeck  eingeschränkt 

Aus  Westdeutschland  liegen  zahlreiche  andere  Vertrage  vor : 
Köln  und  Soest  hoben  1276  gegenseitig  die  Gemeinbürgschaft  auf 
und  vereinbarten,  dass  die  Bürger  beiderseits  nur  noch  für  per- 
sönliche Schulden  zu  haften  hätten  *).  Aehnlich  vertrug  sich  Köln 
mit  Lüttich  *),  mit  Huy  •),  mit  St.  Trond  •),  mit  Deventer  ^)  und 
Nürnberg.  Dieses  erteilte  wenigstens  den  Bürgern  von  Köln  und 
ihrem  Gute  auf  I^itten  ihres  Rates  vom  7.  Dez.  1394  bis  zum 
I.  Mai  1395  freies  Geleit^). 

Eine  weitere  Form  der  Sicherstellung  ist  die  Zinsaufnahme 
auf  Kosten  der  Stadt.  Der  Gläubiger  hat  das  Recht,  das  fällige 
Geld  bei  Verzug  auf  Kosten  der  Stadt  von  Juden  oder  Christen 
zu  beziehen. 

Mainz  1441  :  Das  ist  zu  w'isscn,  wer  es  sache,  das  sich  die 
rcchcnun;4x^  of  eine  vierzc-hen  tage  verstiessc  ...  so  sollen  ine  .  . 
denselben  gülden  geltis  .  .  erlollen  und  darnach  in  den  andern 
vierzchen  dagen  uf  den  niondag  unverlustig  geben  an  alle  gcverde. 
geschee  aber  alsdan  soliche  bezalunge  auch  nit  .  .  so  mögen  die 
vorgenanten  eelude  Ileintz  und  l'.lse  (Rebstock)  oder  wem  sie 
die  forderunge  gebent,  des  verfallen  geltis  zu  stund  oder  wann 
sie  wollent  die  erschienen  gultc  cntnemen  und  ussgewdnnen  zu 
cristen,  Juden,  caiuverzenen  oder  wo  sie  die  gewinnen  mögen  of 
ge wonlichen  schaden,  und  die  entnemunge  solicher  gulten  .  .  sol- 
len sie  vierzchen  dage  zuvorhine  .  .  .  uns  oder  unsem  nachkom- 
men zu  ieder  zit  verkondigen  und  wissen  lassen,  of  das  wir  und 
unser  nachkommen  uns  darnach  wissen  zu  richten  und  was  scha- 

1)  U.B.  d.  St.  Lüneburg  II,  nr  707. 
3)  Mendorf,  V,  nr  6s. 

3)  Bnnm-Eckerix,  III,  nr  137. 

4)  LacfitH&lei,  II,  nr  702. 

5)  F.nnen-Eckerlz,  III,  nr  153. 

6)  Ebd.  nr  154. 

7)  Lae»m6let,  II,  nr  610. 

8)  Bmun^EekertM,  VI,  nr  S05. 
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den  dan  also  darof  gehet,  den  schaden  sollen  wir  richten  und 
bezalen  mit  der  d'^chienen  gulten  und  iendes  teren  einfeltigen 
Worten  zu  gloubcn  V). 

Auch  Basel  l<'rankhiii  Köln  *),  I-cipzit^  ^)  und  Chemnitz") 
kennen  die  SicheiunL;;  duich  Zinsautiiahnic,  und  Stralsund  lässt 
sie  i.  J.  1410  Dortniund  androhen I  )ie  Stadt  wurde  dabei  zu 
der  sehr  unliebsamen  Kon\  ctsion'  einer  Kentenschuld  in  eine 
schwebende  «^enötij^t,  die  vom  (iläubii^er  LjeUündi<;t  werden  durfte 
und  auch  hohe  Verzinsunj^  erforderte.  Die  Städte  schienen  diese 
Massnahme  auch  zu  fürchten,  sie  j^estanden  tlaher  das  Kecht  dazu 
häufiej  erst  nach  der  erfolglosen  Anwcuthni!^  anderer  Mittel  zu; 
in  Köln'')  und  Laufenburg  (Hasel)'')  erst  nach  vierwöchigem  Ein- 
lager  des  Rates.  In  Mainz  musste  sie  nach  der  oben  zitierten  Ur- 
kunde 14  Tage  vor  Vollzug  angezeigt  werden. 

Die  Entschädigung  des  Gläubigers  durch  ausserordendiche 
Zahlungen  bei  Verzug,  etwa  durch  Verzugszins  oder  seine  Abart, 
den  Rutschersins,  ist  bei  Anwendung  des  öffentlichen  Kredites  in 
den  Städten  selten  geübt  worden.  Dem  Verfasser  gelingt  es  nicht, 
allgemeingültige  Beweise  dafür  zu  erbringen.  Knipping  findet  das 
Recht  auf  Verzugszins  in  Köln  bei  Renten  des  14.  Jahrhunderts, 
anfangs  i6'/sFroz.,  um  1360  ii^sProz.,  um  1380  loProz.,  1433 
8^8  Pi^z*  monatlich  ^^).  Das  bereits  besprochene  Handgeld  hatte 
ebenfalls  den  Charakter  des  Verzugszinses. 


2.  Die  persönliche  Sicherung. 

Die  allgemeine  dingliche  Sicherung  des  Gläubigers  wurde 
durch  eine  persönliche  ergänzt.  Die  Stadt  stellte  häufig  beson- 
dere Bürgen,  die  mit  Leib  oder  Vermögen  oder  mit  beidem  zu- 
gleich einzustehen  hatten.  Das  ;.^e<chah  vorzüglich  bei  rechter 
Schuld  —  wiewohl  die  Bürgschaft  auch  mit  Rentverkauf  verbun- 


I)  Hegü^  17,  s.  a6off. 

a)  U.B.  d.  St  Basel.  IV,  nr  326  (1368). 

3)  Böhmer,  U.B.  d.  R  .  St.  Frankf,  I,  s.  745  (1376). 

4)  Knippbts^,  s    387  (1377). 

5)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  8,  nr  270  (.1451). 

6)  Ebd.  If,  6.  nr  loi  (1423). 

7)  Doctm.  U.B.  in,  I  nr  450. 

8)  Knipping,  s.  387. 

9)  U.B.  d.  St.  Basel,  IV,  nr  368. 
10)  Knipping t  %.  385  f. 
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den sein  koiuUf  —  und  weiter,  wenn  es  sich  um  hohe  Summen 
handelte  und  der  (iläuhij^er  auswärts  wohnte. 

Die  berufensten  Bür<;cn  waren  die  Ratsherren,  die  im  Namen 
der  Stadt  die  Anleihe  aufnahmen.  Aber  auch  andere  wohlhabende 
Bürger  konnten  in  Betracht  kommen.  Ihre  Zahl  ist  sehr  verschie- 
den, 2,  4,  8,  12  bis  24,  30  und  36,  überhaupt  der  ganze  Rat  kön- 
nen es  sein 

Manchmal  wird  der  Rat  einer  oder  mehrerer  befreundeter 
Städte  als  Bürge  gesetzt  So  haftet  Basel  für  Strassburg  um  12500 
Gulden  gegen  einen  Schadlosbrief').  Freibui^  bittet  Basel  um 
den  gleichen  Dienst  *).  Die  Rate  von  Aschersleben  und  Quedlin- 
burg haften  wegen  1700  Gulden  für  Halberstadt 

Besonders  charakteristisch  ist  die  leibliche  Haftung  in  Gestalt 
des  Einlagers  (obstagiiun,  Giselschaft).  Der  Rat  musste  inneibalb 
einer  bestimmten  Frist  nach  dem  Verzuge  »mit  zwei  oder  drei 
Pferden«  in  die  Stadt  des  GläubiL^^ers  oder,  wohin  dieser  wünschte, 
einreitcn  und  dort  soIan,<;e  auf  eigene  Kosten  leben,  bis  die  Schuld 
bezahlt  war.  Das  Hinlager  konnte  demnach  eine  sehr  teure  Art 
Bürgschaft  werden;  w  sollte  ein  starker  Ansporn  zur  Erfüllung 
der  übernommenen  Verpflichtungen  sein.  Beispiele  für  die  An- 
wendunj;  dt  s  Einlagers  liei^cn  aus  den  verschiedensten  Städten 
vor,  aus  Dortmund^)  und  Köln*^),  aus  Erfurt')  und  Chemnitz ''j, 
Basel")  und  Zürich"). 

In  K(iln  wurde  Einlasrer  vier  Wochen  nach  \  c  i/ul;  l>ezo;4en; 
in  Dortnumd  nach  einem  der  Verträ*;e  vierzehn  1  ai^r ,  nachdem 
der  Glcäuhii^er  heim  IMörtiier  des  Dsttores  einen  Mahnbncl  hatte 
al)t(el>en  lassen;  auch  in  Hasel  war  eine  I'rist  von  14  TaLjen  nach 
der  Mahnunt^f  -i-lassi-n.  In  ]'"rfurt  trat  es  8  Tai^^e  nach  Verzui; 
ein.  In  Chemnitz  war  keine  besf)ndere  hrist  bestitnnu.  der  Ort 
aber  auf  einen  Umkreis  von  5  Meilen  von  der  Stadt  beschrankt. 


1)  l'.n.  <1.  .St.  Basel  Vir,  nr  206.  277.  27g.  VIII,  nr  10,  II,  35,  III,  203,  403  IV. 

2)  Kb.l.  VI.  nr  102  (I416). 
31  Klul.  IV,  nr  325. 

4)  U.B.  d.  St.  Halberstadt  II,  nr  9(6  (1441). 

5)  Dortm.  U.B.  II,  1  nr  426.  255  (1390),  III,  1  nr  109.  671.  716. 

6)  h'uippitti,',  s.  3S7  (1377). 

7)  Krfurt.  U,I5.  nr  S;,:;  '  I3S1). 

S)  ("od.  dipl.  .Sax.  II,  6,  nr  178  (14571. 
9)  U.B.  d.  Sl.  Basel  IV,  nr  326.  30S  (i  308). 
10)  ZDrch.  Stadtb.  I,  2,  nr  8  (1371). 
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Wurde  einer  der  Bärgen  durch  eine  echte  Not  an  der  Er« 
föUung  seiner  Verpflichtungen  verhindert,  so  musste  sofort  oder 
auch  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ein  Ersatzmann  gestellt 
werden,  oder  der  Gläubiger  durfte  einen  solchen  zitieren.  In 
Basel  war  es  dem  Bürgen  erlaubt,  einen  berittenen  Mann  als 
Vertreter  zu  senden;  dieser  musste  jedoch  »als  vil  zeren,  als  er 
selber  tete  ane  geverde«*). 

Den  Juden  g(  i^cnüber  scheint  man  in  der  Zubilligung  von 
Hinlager  zurückhaltend  gewesen  zu  sein.  Ks  stellte  eine  Art 
Knechtschaft  dar,  und  Juden  sollten  nicht  christliche  Knechte 
haben.  Sicher  hat  dieser  Grundsatz,  der  sich  schon  in  den  Ka- 
pitularien Karls  des  Grossen  findet  -),  hier  eingewirkt.  So  ist  viel- 
leicht ein  komplizierter  Fall  von  IHirgs;chaft  in  Dortmund  ver- 
ständlich. Dort  versprachen  im  Jahre  1390  drei  Kölner  Bürger 
für  eine  Schuld  der  Statlt  von  1000  Gnlclcn  an  zwei  Juden  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  zu  halten.  Der  Rat  vnn  Dnrtiinind  aber 
leistete  ihnen  Rückbürgschaft,  indem  er  sich  erst  ihnen  gegenüber 
zu  lünlagcr  verpflichtete 

In  Zürich  wurde  das  Kinlager  im  Jahu:  1372  nur  den  in  der 
Stadt  ansässigen  Lombarden  gegenüber  erlaubt*),  nicht  aber  den 
Juden,  die  zu  ähnlichen  Zwecken  vorhanden  waren   wie  jene''). 

In  I^rfurt  aber  verpflichtete  sich  der  Rat  wegen  einer  Schuld 
von  1000  Gulden,  mit  vier  Pferden  Einlager  in  den  Häusern  der 
Juden  zu  halten 

Die  Sicherung  des  Gläubigers  wurde  durch  ein  Klagerecht 
gegen  die  Stadt  vervollständigt. 

Er  durfte  diese  zunächst  auf  ihre  Kosten  mahnen.  Dabei 
konnte  eine  dem  Einlager  verwandte  Institution  zur  Anwendung 
kommen,  die  immissio,  das  Einlager  des  Gläubigers  beim  Schuld- 
ner. Dortmund  erlaubte  einem  Gläubiger  wegen  4000  Gulden  mit 
6,  12,  18  oder  24  Pferden  in  die  Stadt  zur  Mahnung  einzurei- 


1)  U.B.  d.  St.  BmcI  IV,  nr  326.  368. 

2)  Cftpitnlaw  de  Jndaeis:  Ut  nollus  Jndeus  neminem  christiannm  in  wadinmab 
vllo  Jadeo  aut  ab  alio  Christiane  mittere  praesumat,  ne  deterior  fiat;  quod  si  fa- 
ccrc  praesumat,  sccnndum  suam  legem  lestitoat  et  debitom  et  wadinin  simol  per> 
dat.    M.G.L.L.  I,  IQ4,  iS. 

3)  Dortm.  U.B.  il,  1,  nr  255. 

4)  ZOtcher  Stadtb.  I»  2,  nr  19. 

5)  Ebd.  I,  z,  nr  415  (I3^)- 

6)  Erf.  133,  II,  nr  835. 
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ten*),  —  einem  anderen  wegen  looo  Gulden  mit  i-^s  Pferden*). 

Die  erfolglose  Mahnung  zog  die  Klage  vor  einem  weltlichen 
oder  geistlichen  Gerichte  nach  sich.  Die  Stadt  wurde  zur  Zahlung 
verurteilt.  Der  Gläubiger  erhielt,  wenn  sie  nicht  erfolgte,  Anldte 
in  das  Gut  der  Stadt.  Diese  musste  die  Kosten  des  Verfahrens 
tragen. 

Die  Kla.L;o  konnte  hei  jedem  Gerichte  anj^ebracht  werden, 
ein  Umstand,  der  sehr  häufig  ausserpoHtische  Verwicklungen  nach 
sich  zog.  Ein  ausführliches  Beispiel  dafür  lidert  Dortmund.  Die 
Stadt  wurde  im  Jahre  1397  vom  geistHchen  Gerichte  des  Kölner 
Erzbischofs  wecken  ihrer  Schulden  an  Geistliche  gemahnt,  mit  Ex- 
kommunikation bedroht  und  auf  Klage  der  Glaubiger  vorgeladen. 
Als  sich  die  Stadt  nicht  unterwarf,  wurde  die  l-^xkommunikation 
im  Jahre  1399  campanis  pulsatis,  candelis  accensis,  extinctis  et 
in  terram  proiectis  Vf>l!z(\Lien  Da  aber  die  Klaj^en  vor  dem 
Kr)]ni'r  ( Xfi/.ial  nicht  aiillKutcn  imd  die  I{.\kf>inmunikation  ihre 
verhänt/nisvollen  W  irkun^m  Itnul  machte,  wandte  sich  dii- .^t.uit 
nach  Rom  um  Hilfe'*).  Hnml.i/.  beschränkte  darauf  iliien  (u- 
richtsstand  auf  das  Gericht  lUs  Dortnuuuler  1  )(  chanten  und  bc- 
auttrauti'  den  Hi-rhof  \  <>n  I'ailerborn  mit  der  Aufhebimq;  der  Kx- 
kommunikatinii.  Sehr  wahrscheinlich  'j^'uvj;  der  l'ajtst  hier  bewusst 
gesetzlich  vor  und  zwar  im  Sinne  einer  X'erordnunL,'  Hunifaz'  VIII.. 
wonach  wegen  Gcldfordcrungen  niemals  das  Interdikt  verhängt 
werden  dürfe 

Von  bedeutenden  l'olgen  war  für  dieselbe  Stadt  der  Recht.s- 
zug  an  das  k(>nigliche  Ilofgericht,  wo  sie  ebenfalls  von  ihren  Gläu- 
bigem verklagt  wurde.  Nach  Privilegien  Karls  IV.  und  Ruprechts 
konnte  die  Stadt  zwar  nur  vor  ihrem  eigenen  Gericht  verklagt 
werden*),  sie  hatte  sich  jedoch  um  ihres  Kredites  willen  in  spe- 
ziellen Fällen  dieses  Rechtes  ausdrücklich  begeben').  Mehrere 
Gläubiger  reichten  nun  wirklich  Klage  bei  dem  Hofgericht  ein, 
und  so  wurde  die  Stadt  im  Jahre  1404  wiederholt  zur  Zahlung 


1)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  252  (1391). 

2)  Ebd.  nr  353. 

3)  Ebd.  in,  1»  nr  45.  i~7. 

4)  F.bil.  nr  134—138. 

5)  Vgl.  Verkündigung::  des  Mainzer  Erzbischofs  an  Frankfurt:  Bahitur^  U.B.  d. 
R^hsit.  Frankf.  I,  s.  450  (,1319). 

6)  Dortm.  U.B.  II.  l,  nr  83;  III,  1.  148.  16a. 

7)  Ebd.  II,  1»  as>  ff-  HI.  i,  164. 179. 
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verurteilt  und  den  Gläubigem  Anleite  in  das  Stadtgut  gegeben 
Auf  Befehl  des  Königs  wurde  diese  für  die  Gläubiger  von  Mini- 
sterialen vollstreckt.  So  soll  Jobann  von  Wyenhorst  28  genann- 
ten Bürgern  (Ratsherren)  an  all  ihr  Gut  gehen,  9es  sy  dorffere, 
erbe,  e^en,  lehen,  pfandschafte,  zinse,  gulte,  rente,  libgedingc, 
zefaenden,  koufmanschatze,  heuse,  hofe,  ekere,  wben,  holzer,  Was- 
ser, Wunne,  weide,  lüde  oder  gute,  vamdes  oder  ligendes,  be- 
suchts  und  unbesuchts,  nichtsz  ussgenommen  unune  achttusend 
gülden  minner  oder  merc«  —  sechs  Wochen  und  drei  Tage  lang. 
Der  König  fügt  hinzu:  »Wann  tust  du  des  nicht,  man  richtet 
darumb  zu  dir  als  recht  ist«  *).  Zum  Teil  scheinen  die  Gläubiger 
auch  jetzt  trotz  der  wohlwollenden  Ratschläge  des  Königs  ^)  nicht 
befriedigt  worden  zu  sein,  finde  1404  tat  der  Hofrichter  l^ngcl- 
bart  von  Weinsber;^  die  Stadt  Dortmund  in  die  Reichsacht  *). 
Nur  die  Gnade  des  Königs  verhinderte,  dass  diese  tatsächlich 
wirksam  wurde 

In  einem  Frankfurter  Kalle  griff  aber  der  König  Karl  IV". 
ganz  energisch  trotz  eines  Urteils  des  Hofgerichtes  zu  gunslen  tlcr 
Stadt  ein.  l'.r  vernichtete  mit  l  ineni  Briefe  gcnczlichen  und  leu- 
tcrlichen  solch  ladunge,  klag,  anleite,  eht  und  nutzgewer'.  die 
der  Ministerialc  Eberhard  l^raun  von  Zürich  vor  dem  Hofgericht 
auf  Bürgermeister,  Schöffen,  Ival  und  Bürger  von  Frankfurt  er- 
langt hatte.  Die  Stadt  aber  hatte  dem  König  und  dem  Reich  oft 
»nuczlichen,  unverdrozzen  und  getrewlichen  hilf,  stete  vlcissig  und 
merklich  dinst  getan« 

Im  Jahre  1 509  verwickelte  der  Magdeburger  Simon  Rode  die 
Stadt  Zerbst  in  einen  Prozess  wegen  einer  l''orderung  von  62  Gul- 
den. Von  beiden  Seiten  wurden  die  Herzöge  von  Braunschweig 
und  Fürsten  von  Anhalt,  der  Kurfürst  von  Brandenburg,  der  Erz- 
bischof  und  die  Stadt  Magdeburg  in  den  Streit  hineingezogen, 
der  drei  Jahre  dauerte  und  zahlreiche  Verhandlungen  zwischen 
den  einzelnen  Teilnehmern  verursachte'). 

Aus  Niedersachsen  kann  endlich  noch  eine  andere  üble  Folge 

1)  Dortm.  U.B.  III,  i,  nr  200.  201.  220. 
3)  Ebd.  III,  I,  nr  aoo  (1404). 

3)  Ebd.  III,  I,  nr  204.  309—11.  217.  337. 

4)  Ebd.  III,  I,  nr  220. 

5)  Ebd.  III,  I.  nr  325^.527. 

6)  Bokma,  U.U.  d.  Kcicks.-,t.  KrankC.  I,  s,  73S  ti374'- 

7)  U.B.  d.  Sc.  Magdeburg  III,  1,  nr  1404.  1414.  1418—20.  144S.  145a  145t. 
146S.  1479.  1481.  1484—85.  149a  1500.  1504.  1509.  1516.  1519.  1522. 
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nachgewiesen  werden,  von  der  die  Stadt  bei  hartnäckigem  Zah- 
lungsverzug betroffen  werden  konnte.  Das  ist  die  Ehrloserldärung. 
Der  Gläubiger  liess  rings  im  Lande  Briefe,  —  Flugblätterl  — 
umgehen,  worin  er  aller  Welt  mit  derben  Schimpfworten  die  Zah- 
lungsunfähigkeit der  Stadt  verkündete.  • 

Ein  drastisches  Beispiel  gibt  ein  Brief,  den  ein  gewisser 
Dietrich  von  Altena  an  die  Städte  Dortmund,  Unna,  Minden  u.  a. 
sandte,  und  worin  er  die  Stadt  Iserlohn  wegen  nicht  bezahlter 
77  Gulden  ehrlos  erklärte.  Kr  habe  das  grosse  Siegel  der  Stadt 
Jahre  lang  einer  Sau  und  darnach  einer  Katze  umgebunden,  so 
dass  es  so  bc  schmutzt  und  »smelick  unvledich«  gemacht  sei,  dass 
CS  kein  ehrenhafter  Mann  mehr  an  seinem  Briefe  tragen  könne. 
Er  habe  »over  dcssc  vorgcnanten  hosen  wichtere  gescreven  in 
dren  heren  landen,  dar  umme,  dat  men  ze  erkenne  vor  anderen 
erbercn  luden-  —  »und  Icyven  vrende,  ich  warne  ju  undc  alle 
jjute  lüde  vor  drey  vorj^enanten  bt)sen  wichtere,  borj^ermcstcrc  to 
Isercnlon  unde  vor  erme  falschen  segele  undc  vor  crc  sckcrhcid 
lovede  unde  truwen,  alz  vorgescreven  steid«'). 

Im  Jahre  1392  ^clin  iht  der  Dortmunder  Rat  an  den  von 
Unna,  Johann  Mimniann  habe  seine  verfallene  \\  iederkaulsicntc 
von  Unna  nicht  erhalten  und  daher  den  Brief  der  Stadt  schmäh- 
lich >auf  die  Strasse  tragen  wollen«.  Unna  solle  die  Sache  rasch 
regeln  - 

Die  Räte  der  verschiedenen  Städte  treten  überhaupt  häufiij 
in  Schuldangelegenheiten  in  gegenseitige  Verhandlungen  ein.  Die 
Stadt  nimmt  sich  ihrer  liiirger  für  ihre  1''(M(U  ruiigen  gegen  ainlere 
Gi-meinwesen  an  otler  bittet  sie  auf  deren  Ail  iichen  inn  (iedukP). 

Die  Ilnt  Wicklung  der  Schuld  Verhältnisse  suchte  in  der  Siche- 
rung des  Gläubigers  immer  grössere  Vereinfachung  eintreten  ZU 
lassen.  Eine  Garantie  nach  der  anderen  fiel  fort,  und  die  Schuld- 
urkunden beschränkten  sich  mehr  auf  wesentliche  Teile.  Der 
öffentliche  Kredit  befestigte  sich,  begünstigt  durch  die  allgemeine 
kreditwirtschaftliche  Entwicklung.  Eine  ganz  abnorme  Erscheinung 
und  ganz  von  lokalen  Zuständen  bedingt  waren  aber  trotzdem 
jene  Kölner  Anleihen,  die  überhaupt  ohne  Ausfertigung  von 
Schuldverschreibungen  aufgenommen  wurden.   Es  kam  hier  vor, 

1)  Dortm.  U.R.  III,  nr  69  (1400). 

2)  Ebd.  II,  nr  642. 

3)  Ebd.  II  n.  III.  —  U.B.  d.  St.  Magdebaig  III,  nr  71s.  891  nr  1556.  —  VA 
d.  St.  Lttncbttig  II,  707.  —  üffffl,  17. 
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dass  die  Fmambeainten  die  Schuld  nur  in  das  Register  eintrugen, 
der  Gläubiger  aber  kein  Beweismittel  seines  Forderungsrechtes 
erhielt  1495  schrieb  der  städtische  Kämmerer  Gerhard  von  We- 
sel: »wer  solchs  sijns  glienden  geltz  umb  loven  ind  sterven  be- 
gerden  ejsn  warzeidien  ader  zedel  van  bewijsen  van  der  rentka- 
meren  zu  haven,  sculden  men  engheven,  we  whale  solchs  unge- 
wonlich  is« 

8.  Die  Mobilisierung  der  Rente. 

Die  Vereinfachung  der  Schuldverträge  ging  Hand  in  Hand 
mit  einem  anderen  ICntwicklungsvorgang  in  kreditwirtschaftlicher 
Richtung.   Es  ist  die  Mobilisierung  der  Rente. 

Der  Rentner  hatte,  wie  bereits  gesehen  wurde,  nur  in  selte- 
nen Fällen  das  Ablösungsrecht  erhalten  und  befand  sich  dadurch  » 
dem  Verlcäufer  gegenüber  in  einem  gewiss» -ti  \achteilc,  der  frei- 
lich notwendig  aus  dem  Wesen  des  Rcntkautcs  folgte.  liei  dem 
sich  immer  mehr  bereichernden  Wirtschaftsleben  der  Städte,  das 
zu};li'ich  inuncr  häufi<_UMe  wechselseitiL^'e  ZahhinL;sverj)flichtuiii,H'n 
mit  sich  brachte,  wai-  (\s  nun  notweniÜL;,  dass  der  KeiUner  in  den 
Stand  gesetzt  wurde,  im  iSOltalle  sein  lorderungsreclit  oder  we- 
nigstens eine  einzige  RcntzahlunL;  an  einen  anderen,  seinen  (iläu- 
bigcr,  abtreten  zu  können.  Die  Rente  mu.sstc  mobilisiert  werden. 
Zur  Entwicklung  ilieser  Einrichtung  war  nicht  eine  Ncuschöpfung 
nötig;  man  konnte  sich  auch  hier  an  alte  Vorbilder  anlehnen 
und  r.\var  an  die  Verkäuflichkeit  des  Rechtes  auf  Zins,  dem  ja 
iitc  wichtigste  Renttonn,  die  J^wigrentc,  nachgebildet  war.  Es  ' 
braucht  hier  nicht  erst  nachgewiesen  zu  werden,  dass  dieser  Zu- 
stand längst  bestand.    Es  ist  eine  bereits  feststehende  Tatsache. 

Man  übertrug  ihn  nun  auf  das  Rcntcngcschäft  und  zwar  in 
ziemlich  früher  Zeit,  freilich  lokal  mit  sehr  verschieden  rascher 
Weiterbildung. 

Zuerst  fand  die  Weiterbegebung  des  Rentbriefes  auf  Grund 
eines  Vertrages  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Rentberechtig- 
ten statt.  Er  wurde  vor  Zeugen  und  vor  Gericht  abgeschlossen 
und  äusseriich  durch  einen  Willebrief  ausgedrückt.  Der  Rentbrief 
selbst  ermächtigte  dazu  durch  die  Ordrcklausel  »oder  wer  diesen 
Brief  mit  seinem  Willen  inne  hat«. 


1)  Xkif^ui^  s.  383- 
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in Basel  verkaufte  Peter  Schorler  von  Todtnau  vor  dem  bi- 
schöflichen Ofiiäal  eine  städtische  Rente  von  14  fl.  für  350  fl. 
an  das  Kloster  St.  Maria  Magdalena.  Zeugen  sind  Johann  Botz- 
mann  von  Durlach  und  Burckart  Segenser^).  1482. 

Hin  Rentbrief  in  Mainz  von  1441  sagt:  »oder  wcme  sie  disen 
brief  mit  wissen,  willen  und  reddelicber  kundschaft  ingebcnt 

'  .  .  dem  sollen  wir  plichtig  und  gehorsam  sin  diese  vorgeschrie- 
bene gulte  usszurichten  und  zu  bezalen«^  ^). 

In  Dortmund  lautet  die  Wciterbcgcbungsklausel:  »cff  dem- 
helderc  dis  breyfs  mit  ercn  willen«.  1388 

Auch  Schuldverschreibungen  sind  hier  wcitcrbegebungsfähig: 
»cfte   dec   disses  breyves  en  holdere   is  mit  Hinrikes  willen  =  *). 

In  .M:i;:^^delnin^'^  wird  eine  Rente  vor  Zeugen  geschenkt  '•').  1475. 

In  Köln'  I,  den  ostfaüschen  Städten")  und  in  Breslau^)  ist 
die  Weiterbegebung  mit  VVillcbriet  gleiclilalls  nachgewiesen 
worden. 

Die  umständliche  Ausstellung  des  W'illcbricfes  fiel  später  in 
den  meisten  Städten  dem  Verkchrsbediu  fnis  zum  Opfer.  1  )ie 
Ordrcklausel  wurde  ersetzt  durch  die  alternative  Inhaberklausel 
»oder  wer  diesen  Briet"  inne  hat«. 

Dieser  Lebergang  vollzog  sich  manchmal  mit  Hilfe  gewisser 
Zwischenformen:  Die  Klausel  wurde  so  gehalten,  dass  sie  ein 
Widerspruchsrecht  des  ersten  Inhabers  gegenüber  dem  zweiten 
bestehen  liess.  Der  Brief  musste  von  ihm  freiwillig  übergeben 
worden  sein. 

»Wy  borghermestere  on  de  Rad  der  stad  to  Luneb.  beken- 
ned  un  betughed  in  dessem  breve  dhe  ghevestend  is  nnit  unsser 
stad  inghesegele  dat  we  rechter  schuld  schuldigh  sin  Joanne 
Tureken  etc.  .  .  on  deme  de  dessen  bref  heft  ane  ore  wedder« 
sprake  hundert  mark«.  1372'). 

In  Magdeburg  wurde  der  Rat  einfach  vom  ersten  Inhaber 

1)  UB.  d.  Su  BiUtel  VIII,  nr  634;  vg).  nr  224;  nr  145:  Schenkung  einer 
Rente. 

2)  ffi^ät  17  8.  360. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  206. 

4)  V.hil.  U,  I,  nr  245;  v^l.  244. 

5)  H.H.  tl.  St.  Mnndeburg  III,  nr  242. 
Oj  hnippitig,  s.  389. 

7)  Kostanteki,  s.  89. 

8)  B«ytrt  s.  136  (F. 

9)  Smdntdor/t  IV,  nr  263. 
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beauftragt,  die  Rente  auf  den  anderen  zu  fibertragen,  oder  der 
Handwcchsel  wurde  ihm  einfach  angezeigt: 

Amd  Bordmann  bittet  den  Rat  von  Zerbst,  lo  Gulden  Rente 
auf  das  Kloster  S.  Maria  Magdalena  zu  überschreiben*).  1440. 

Die  einfache  Anzeige  ist  jedenfalls  darum  geblieben,  weil  der 
Rat  die  Rente  schickte*). 

Ein  sehr  frühes  Beispiel  für  die  unbeschränkte  Weiterbegebung 
liefert  ein  Lübecker  Rentbrief  von  den  städtischen  Mühlen.  Die 
Urkunde  war  von  1290.  Der  Rat  schrieb  darin:  »eam  preterea 
dicto  Volmaro  concedimus  potestatem,  ut  ipsos  redditus  sicut 
suas  res  mobiles  et  merces  dare,  legare,  vendere  vel  alienare  possit, 
ita  tarnen,  quod  reemcndi  auctoritas  per  hoc,  quam  nobis  reser- 
vamus  non  ledaturt  •''). 

Sonst  kommt  dit'  durch  die  alternative  Inhaberklausel  mobi<- 
lisierte  Rente  allijemein  meist  erst  im  15.  Jahrhundert  vor. 

Ein  Baseler  Rentbriet  wurde  im  Jahre  1447  in  Mainz  j^^epfän- 
det.  I^r  war  von  1423  und  iautcte  auf  zwei  Leben  und  26  Ik 
für  312  fl.  (8>/.T  Pro/,.),  l^as  Mainzer  (n-richt  versteigerte  das  Pa- 
pier meistbietentl  und  erzielte  dafür  1S2  fk,  so  dass  es  sich  nun 
zu  14 '/t  Proz.  verzinste- .  Man  kann  hier  schon  \uii  Rentenkuis 
reden,  der  durch  das  Alter  der  Leibrentner  bestinunt  wurde  und 
vielleicht  auch  durch  eine  f^ewisse  Zahluni^sunsicherheit,  die  j^erade 
bei  einem  Leibrenti  nl)rief  auf  zwi'i  Le  ben  eintreten  konnte.  Der 
Käufer  hatte  richtig  geurtcilt;  denn  im  Jahre  1449  musste  er  die 
Stadt  Basel  wegen  Verzugs  vor  dem  Mainzer  Gerichte  verklagen. 
Erst  die  Verurteilung  scheint  die  Rente  gesichert  zu  haben*). 

Ein  regelrechter  Kurs,  der  jedenfalls  vorherrschend  von  dem 
Kredite  der  Stadt  abhif^,  hatte  sich  auch  fQr  Danziger  und  Bres- 
lauer Rentbriefe  und  Schuldscheine  entwickelt.  Die  Danziger 
Chronik  berichtet  aus  dem  Jahre  1466:  »Auch  so  musste  die 
gemeine  geloben,  das  niemand  brife  kaufen  solde,  die  auf  die 
Stadt  lauten,  er  solde  sie  in  der  stad  beste  kauffen  und  dem  rath 
zur  hand  weisen«*). 

Der  Rat  wollte  also  Briefe  auf  die  Stadt  in  die  Hände  seiner 
Büiger  brii^en,  doch  so,  dass  diese  ihm  erlaubten,  sie  zum  Kurs- 

1)  r.H.  d.  St.  Magdeburg  II,  DT  403. 

2)  Ehii.  III,  nr  187. 

3)  LQb.  U.B.  I,  nr  63. 

4)  U.B.  d.  St.  B«se1  VI,  nr  903,  VII,  nr  115  n.  199. 

5)  Wemreük,  Duniger  Chronik,  s.  4. 
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werte  einzulösen,  und  auf  einen  Gewinn  zu  gunsten  der  Stadt  ver- 
ziditeten. 

Der  Stadt  Breslau  wurde  im  Jahre  1439  vom  Landesherm 
erlaubt,  gewisse  Renten  zu  dem  Preis  abzulösen,  wofür  sie  ge- 
kauft worden  waren'). 

Auch  in  Köln  ist  die  alternative  Inhaberklausel  angewendet 
worden:  »off  beheldere  dies  briefs«,  1444^).  In  Magdeburg  geht 
sie  aus  den  formlosen  Schenkungen  von  Renten  an  geistliche  In- 
stitute hervor^). 

Aus  dem  eben  erwähnten  Baseler  I-'alle  wurde  schon  ersicht- 
lich, dass  auch  die  Leibrentenbriefe  verkäuflich  waren;  nur  bot 
hier  der  Altersunterschied  der  späteren  Rentner  von  den  ersten 
Schwierigkeiten.  In  Köln  und  jedenfalls  auch  sonst  wurden  diese 
so  gelöst,  dass  der  Rat  die  Rente  nur  solange  zahlte,  als  der  erste 
Rentner  lebte.  Der  zweite  musste  daher  stets  eine  Lebensbe- 
scheinigung des  ersten  beibringen,  bevor  er  die  Rente  erhielt.  Im 
Jahre  141 8  hob  der  Rat  diese  Bestimmung  für  Aachen  auf.  Da- 
für wurde  ein  Kolner  V^ertrauensmann  in  Aachen  beauftragt,  der 
Stadt  den  Tod  jedes  ersten  Rentners  anzuzeigen  *). 

In  Breslau  waren  Leibrentenbriefe  nicht  weiterbegebungs- 
fahig»). 

Auch  in  (Boslar  scheint  das  der  Fall  gewesen  zu  sein.  Die 
Stadt  verkauft  1327  eine  Rente,  die  nur  an  den  ersten  Kaukr 
und  seinen  sicheren  Boten  ausgezahlt  werden  soll ;  bei  einem  an- 
deren Kauf  will  der  Rat  nicht  verpflichtet  sein,  die  Rente  einem 
Dritten  auszuzahlen,  an  den  ne  verkauft  oder  verpfändet  ist*). 

Wie  der  Rentbrief  war  auch  die  einzelne  Rente  weiterbege- 
bungsfähig.  Sie  war  ja  zum  Teil  Holschuld.  Schon  daher  wurde 
Stellvertretung  bei  der  Erhebung  eingeführt.  Diese  geschah  durch 
den  Dritten  auf  Grund  einer  Vollmacht,  die  als  AufTorderung  an 
den  Pflichtigen  Rat  abgefasst  war. 

Solche  Anweisungen  sind  in  allen  Städten  üblich.  Besonders 
zahlreich  und  verschiedenartig  sind  sie  aus  Magdeburg  überliefert 
Die  Stadt  verrichtet  hier  die  Dienste  einer  Bank,  die  für  Kunden 


1)  Beyer,  s.  105. 

2)  Knippins:,  s.  3S9. 

3)  U.B.  d.  St.  Magdcbg.  III,  nr  299  (1478) ,  vgl.  nr  1457  (1509). 

4)  Kuippin^,  s.  395. 

5)  B^er,  s.  143. 

6)  U.B.  d.  St.  Goslar  III,  nr  770,  t  n.  4. 
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auf  Grund  ihrer  Guthaben  Zahlungen  leistet  Der  Erzbiscbof  lässt 
z.  B.  eine  Rente  des  Rates  von  Salze  for^esetzt  an  einen  seiner 
Gläubiger  in  Magdeburg  zahlen.  Ein  Magdeburger  bittet  den  Rat, 
34  fl.,  db  ihm  fällig  sind,  an  einen  dortigen  Bürger  zu  zahlen, 
dem  er  die  gleiche  Summe  schuldet  ^). 

In  anderen  Fällen  ersucht  der  Dritte  den  Rat  um  Auszahlung. 
Klaus  Regenwart,  Bürger  zu  Magdeburg,  ersucht  den  Rat  von 
Zerbst  um  Auszahlung  einer  Rente  von  i6  Schocic  Groschen,  die 
ihm  ein  Hallenser  Bürger  schuldet 

Die  Anweisung  der  Rente  und  auch  des  Darlehns  auf  den 
Gläubiger  in  der  pflichtigcn  Stadt  hilft  jedenfalls  die  auswärtigen 
Gläubiger  erklären.  Diese  standen  häufig  in  Geschäftsverbindungen 
mit  Bürgern  der  Stadt  oder  mit  Leuten,  die  dort  ebenfalls  Ge- 
schäfte besorgten,  und  wurden  deren  Schuldner.  Sie  bezahlten 
diese  dann  an  ihrem  Wohnorte  oder  ihrem  Verkehrsorte  mit 
Hilfe  der  Anweisung.  So  wurde  die  riskante  und  kostspielige 
Barsendung  vermieden.  Es  wurde  schon  an  anderer  Stelle  auf 
diese  Geldgeschäfte  eingegangen  und  gezeigt,  wu-  die  Stadt  an 
der  b'ntstehung  der  Geldsurrogate  beteiligt  war.  Hier  mcigen  nur 
noch  zwei  Dortmunder  Anwcisungsbeispiele  gegeben  werden : 

Diederich  Stovehase  in  London  bittet  Dortmund,  seinem  Be- 
vollmächtigten, Albert  Swarte,  eine  Leibrente  von  30  g.  auszuzah- 
len. Etwaige  Reste  weist  er  auf  Gerwin  von  Altenbrekerfelde 
in  Köln  an«). 

Stralsund  webt  250  g.  von  den  500,  die  ihm  Dortmund  schul- 
det, auf  den  Rat  von  Lübeck  an,  zahlbar  in  Heidelberg,  wo  sich 
dieser  ai^nblicklich  befindet'). 

Die  Zahlungsanweisung  lautete  stets  auf  den  Namen  eines 
Dritten.  Sie  ist  damit  weniger  mobil  gewesen  als  der  Rent-  und 
Schuldbrief;  aber  auch  diese  haben  im  Mittelalter  die  reine  In- 
haberidausel  noch  nicht  erhalten.  Auch  sie  blieben  Namenpapiere. 
Inhaberpapiere  zu  entwickeln  blieb  erst  emer  späteren  Zeit  vor- 
behalten. Die  unbeschränkt  verkäuflichen  Papiere  des  städtischen 
Kredits  waren  aber  nicht  mehr  weit  davon  entfernt.   Wie  der 


1)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,'  nr  1274,  vgl.  II,  nr  516;  III,  nr  129.  973. 
II 46;  Nachtr. :  nr  46.  83.  —  Vgl.  Lttb.  U.B.  Ii,  2  nr  1041.  1093.  —  Kni^ingt 
s.  381. 

2)  U3.  d.  St  Migdelnirg  III,  nr  211  (1473). 

3)  Dortm.  U.B.      t,  nr  307. 

4)  Ebd.  I,  nr  415.  421.  426.  432.  (1409). 
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städtische  Kredit  in  seinen  Anfängen  deutlich  überall  die  Spuren 
seiner  naturahvirtschaftlichcn  Herkunft  zei-^t,  so  ragt  er  am  Ende 
des  Mittelalters  in  kreditwirtschaftliche  Ent\vicklunc;sstufen  hinein, 
und  er  hat  an  der  Sch()[)funi;  modern  kreditwirt^chaltlicher  hi- 
stitutionen  einen  ganz  hervorragenden  Anteil  genommen. 
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Die  £evölkeriiii<i^  von  Frankfurt  am  Main 

im  XiV.  nud  XV.  Jahrhundert. 

Sozialstatistische  Studien 

von  T>\\  Karl  Hncher. 
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8.   1886.  11.  Ib.—, 

Beiträge 

zur 

Geschictile  der  Bevölkerung  in  Deuisctiland 

86it  dem  Anfange  des  XI3L  Jahrhunderts. 

Ih  iiiu'.gt'^<'ln'n  von 

Friedrich  Julius  Neumauu. 
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I.  Band.  Zur  (i)'.schichte  der  Entwickelung  deutscher,  polnischer  und 
jQdischer  Bevölkeruns  in  der  Provinz  Posen.  Von  Eumr  v.  Bcromuia. 
1883.  M.  a~. 

H.  Bund.  Bevölkerunfj  und  Hau!?ni(lii>lri.'  im  Krei.^e  Soluniilkaldeu  .^fit  An- 
fang des  XiX.  Jahrhunderts,  iiliu  Beitrag  zur  Soi^ialstatistik  und  zur 
Wirtflchaftsfrescbichte  Thttrinf^s.  Von  Kuno  Frankenttotn.  1887.  H.  6.60. 
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und  Einwujiderungen,  Ab-  und  Zuzüge  in  l'reussün  und  Preu.ssen's  ein- 
seinen Provinzen^  Bezirken  und  Krei«^:rup|)en  von  1824  bis  1885.  Von 
Dr.  Alexis  Markow.    1889.   M.  8  . 

IV.  Band.  Westpreu.ssen  seit  dfu  t-r-^tfu  Jaluv.ehnten  dt>s  XIX.  Jalirhun- 
dtifts.  Ein  Beitrag  zur  (Ji'schiclit»'  der  Kntwickcluug  des  allgtMn«>inen 
Wohlstands  in  dicsrr  Pruvinz  nnd  ihren  einzelnen  Teilen.  Von  Br. 
VaJIentin.    Iä9:i   M.  b.-. 

y.  Band.  Kindersterblichkeit  .sozialer  Bevölkeningi^gnippen  iu^ '  ndere 
itn  prenssis«  hon  Staate  und  in  seinen  Provinzen.   Von  Br.  SeuteiMM. 
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Wirkung  des  Herausgeber»  bearbeitet  von  Dr.  Tkitten.    I9ül.    M.  Ö.— . 
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Der 


Frondienst  als  Arbeitssystem. 

Seine  Entstehung  und  seine  Ausbreitung 

im  Mittelalter. 


Von 


Dr  Oskar  Sisbeck. 
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1904. 
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Vkulag         II.  L\uiT'f>('Hr.N  IU  tiiuandluxg  in  TObinokn. 


Die  Landarbeiter 

in  den 

evaBgelischen  Gebieten  Norddeutschlands. 

In  Binzeldarstellnngen 

nach  Erhebnn^^en  des 

Evangelisch-Sozialen  Kongresses 

berattsgegeben  von 
Dr.  Max  Weber, 

Profenaor  der  Poliliichen  Oekouoinie  «n  d«r  UnUeniUt  Ueidotberg. 

Die  Gründe  der  , Leutenot*  de»  platten  Landes  beäcbilftigeu  uuaubge- 
aetsst  die  Öffentliche  Aufmerksamkeit,  üeber  die  Lage  der  Landarbeiter  ein 

objr'ktivt^Ä  Hil*l  zu  gewinnen,  ist  fat-t  unmöglich.  Die  Leute  selbst  nach  ihren 
Verhältni.-isen  zu  fragen,  geht  kaum  an.  da  sie  im  uUgemeinen  auf  einem 
zu  tiefen  Niveau  stehen.  Die  bi.-herigen  P^nquöten  (Ende  der  yier/.iger,  An- 
fang der  siebziger,  Aiiluiig  der  neunziger  Jahre)  fassen  einseitig  auf  Angaben 
der  Arhfitgeber.  Der  Evaugeli^ch-Soxiale  Koncrres«;  Imt  den  glücklichen 
Gedanken  gehabt  und  durch  seineu  früheren  GeneraUekretär,  Paul  Qöhre, 
ausführen  lassen,  die  Landgeistlichen  als  unparteüscbe  Gewährsmänner  henm» 
xnaehen,  und  es  ist  gelungen,  dm^  h  diese  indirekt  anch  die  Arbeiter,  wi  lche 
ihren  Seel-^irc^m  Aus^^iagen  nKiriitcn.  zu  Worte  kommen  zu  lassen.  Daria 
liegt  das  Ki^'t  naitige  des  Materiai.s,  welchem  hier  verarbeitet  ist. 

Die  „Landarbeiter"  orselieincn  in  Kwanerlosen  Heften.  Preis  pro  Bogen 
in  der  Subseription  30   35  Vf,^  im  Einxelrerkauf  40-50  Pf. 

Zur  Ausgabe  gt'lai)gt<'n: 

Erstes  Heft:  Die  Landarbeiter  in  der  Provinz  Sachsen,  so» 

wie  den  llerzoirtüinf'ni  Braunscliweiij  und  Anhalt  dargestellt 
von  Dr.  S.  Goidscbmidt.    Mit  einer  Vorbemerkung  von 

Max  Webor. 

Gi-OM  8.    1899.   Im  Abonnement  M.  3.50.   Im  Einzelverkauf  M  5.-. 

Zweites  Heft:  Die  Landarbeiter  in  den  ProTlnzen  Sclileswig- 

Uolsteiii  und  Hannover  östlich  d<'r  Weser,  sowie  in  dem  (le- 

biete  des  iMir.^tentums  Lübeck,  der  freien  Stüdfce  Lübeck,  Harn- 

buri«;    und   Bremen.    Von  Dr.  A.  Grnnenberg. 
Gro.s.H  8.  Im  Abonnement  M  4.80.   Im  Einzelverkauf  M.  6.60. 

Dritte.s  Heft:  Die  liandarbeiter  in  Nieder-  nnd  Mittelsehlesien 

und  der  Siidliülfte  der  Mark  Brandenburg.    Von  Dr.  A.  Klee. 
Gross  8.    Idu2.  Im  Abonnement  M.  3.80.  Im  Einzelverkauf  IL  5.50. 


H.  Ladpp'sgkk  Boohhanoluko  ht  TObxh&en. 
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zur  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft 

Groa»  8. 


I.  Gogitschayschwili ,  Ph.,  Das  Gewerbe 
iuQeorfiiexL  uiUcr  bei>on<Jerer  Berücksichtigung 
der  primitiven  Betriebsfonnen.  1901. 

II*  Senkel,  W.,  WoUproduktion  und  WoU- 
handel  im  XIX.  Jahrhundert  mit  beson- 
derer Berücksichti^ng  Deutschlands.     Mit  4 

Diapframmcn.  1901. 

HI.  Schneider,  R.,  Der  PdtroleumhandeL 

190a. 

lY.  Hacker,  P.,  Die  Beiräte  für  besondere 
Qehtote  der  Staatstätigkeit  im  Deutschen 
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Einleitung. 


Es  ist  bekannt,  daß  jene  denkwürdige  cjcsctzj^ebcrische  Täti<^- 
keit  aller  deutschen  Staaten,  die  man  j;eineinhin  unter  dem  Namen 
Bauernbefreiung^  zusammenfaßt,  eine  der  unerfreulichsten  Perioden 
in  der  Geschichte  unsrer  Landwirtschaft  abschließt.  Das  i8.  Jahr- 
hundert ist  erfüllt  von  Zwistii^keitcn  der  Bauern  imd  ihrer  Herr- 
schaften, denen  jene  bald  mit  offener  Gewalt  den  Gehorsam  ver- 
weigerten, bald  durch  l'rocessc  allerhand  Zugeständnisse  abzutrotzen 
versuchten.  t'.  Polenz-  hat  in  seiner l)orftia;_;()(!ie  -Junker  und 
l-'röner«  ein  überaus  lebenswahres  Bild  dieser  Zustande  entworfen. 

Den  Haupt[^eq;enstand  des  Streites  bildeten  fast  immer  die 
Frondienste.  Ivs  darf  uns  daher  nicht  Wunder  nehmen,  wenn 
diese  in  der  juristischen  Literatur  jener  Jahre  eine  große  Rolle 
spielen,  und  man  sollte  denken,  daß  die  Auffassung,  die  die  Wis- 
senschaft von  der  rechtlichen  Natur  dieser  Arbeitsleistungen  hatte, 
ffir  die  in  jenen  Processen  geübte  Praxis  entscheidend  geworden 
wäre.  Aber  bei  einer  eingehenden  Prüfung  der  Literatur  des 
i8.  Jahrhunderts  über  diesen  Gegenstand  sieht  man  sich  in  dieser 
Erwartung  getäuscht  Es  hat  sogar  im  Gegenteil  den  Anschein, 
dass  das  Interesse  des  grundbesitzenden  Adels,  dem  in  den  mei- 
sten Fällen  ein  Recht  auf  »ungemessene  Dienste«  zugesprochen 
wurde,  ausschlaggebend  war  für  die  Entscheidung  der  großen  Mehr- 
zahl der  damaligen  Juristen  und  Cameralisten  in  der  Frage:  Wor- 
aus erklärt  sich  die  Verpflichtung  des  Bauern  zu  Frondiensten, 
specicll  zu  gutsherrlichen  Diensten? 

Mit  geradezu  verblüficnder  Uebereinstimmung  und  Kritiklosig- 
keit wird  diese  Frage  beantwortet.    »Ostendam  cgo  operas  esse 

Zcttsehrtft  fttr  dis  gts.  8iMUwiMeB«eli.  Erg&tnmctbaft  19.  t 
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servitutis  effectum  apud  Geimanos«  schreibt  Jo.  Georg  Estor  1742*). 
»Die  Frohndienste  kommen  von  der  Leibeigenschaft  her«.  Denn 
tjeder  Leibeigene  musste  frohnen.  Es  sind  daher  die  Frohnen 
nach  dem  ersten  Ursprünge  als  ein  Ausfluß  der  ehemaligen  Leib- 
eigenschaft zu  betrachten«  heißt  es  1759  in  Laukn's  »Abhandlung 
von  denen  Frohndiensten  der  Teutschen«  *)  und  1776  bei  Johann 
Wiegand ') :  »Die  Urheber  (der  Sklaverey)  waren  Ueberwinder  und 
die  Ueberwundenen  wurden  Sklaven;  welche  ihren  Herren  die 
häußliche  Arbeit  verrichten  und  als  Knechte  das  Feld  bebauen 
mußten,  woraus  nachher  die  Frondienste  entstanden  sind«. 

Ohne  Wahl  ^ing  diese  Darstelliusgsweise  in  die  cameralbti- 
schen  Sa^nmelwerke  jener  Zeit  über,  so  z.  V>.  in  Bergins  Policey- 
und  Camcralmagazin :  »Die  bVonden  haben  ihren  Ursprung  aus 
der  alten  deutschen  Leiln  igenschaft  und  die  Befugniß  solche  von 
denen  Unterthanen  zu  forderUf  gründet  sich  in  der  potestate  do- 
minica«  *). 

Man  muß  von  außen  kommende  Einflüsse  der  oben  erwähnten 
Art  annehmen,  wenn  man  die  Gi  nisscnhcit  begreifen  soll,  mit 
welcher  diese  Gelehrten  einen  Mann  ignorierten,  der  schon  lange 
gegen  diese  Auffassung  von  der  I  -tUslchung  der  h'rondienste  I'ront 
machte.  joJi.  I.conli.  IhiitscJiHd,  Keclitsconsulent  zu  Dresden,  gibt 
denn  auch  in  seinen  Juristischen  .Abhandlungen«  vom  Jahre  l/"!  ^) 
seinem  berechtigten  Groll  Ausdruck:  »Ks  ist  fast  unglaublich,  wie 
blind  die  Historici  und  Jui  (Juristen)  einander  in  di-r  Beschreibung 
der  Frohndienste  gelobtet  (pag.  6».  l'"r  hält  die  übliche  Erklärung 
des  W  ortes  l*'ron  i=  heilig,  1  Icrr)  für  unrichtig,  nach  seiner  An- 
sicht enthält  es  vielmehr  in  der  Grundbedeutung  etwas  gemein- 
sames und  allgemeines,  das  auch  pro  publice  angenommen  werden 

0  Jo.  G(i}rg  Ks  tot ,  (\»iniTientalio  de  pracsumtione  conUR  nisticos  in  caasis 
opcrarurn  liarumque  edemptione  licita.  Jena  1742,  pag.  9. 

3)  Beruh.  Friedr,  Rudolf  Laukn^  Abhandtang  von  denen  Frohndiensten  der 
Teutschen  1759,  p.  4. 

3)  Johann  Wiegand^  Oekonomiscbe  Betrachtongen  Aber  die  Leibcigenschalt 

Wien  177b.  pn'^.  7  f. 

4j  Jon.  iitinr.  Luihv.  beigius,  Policey  und  Camcralmagazin,  9  Bfinde  Frank- 
.  fnit  e.  M.  1767 — 74.  Vgl.  Band  II,  s.  t.  Dienstwesen  pag.  166. 

5)  a.  Juristische  Abhandlungen  von  Bauern  und  den  Frohndiensten,  auch  der 
in  Rechten  gegründeten  Vermnthnng  ihrer  natürliehen  Freiheit.  Dresden  und  Leip- 
zig i77>- 

b.  Die  in  a.  pag.  66— 116  enihaltcne  Schiid  von  173S  (!)  ist  mir  nicht  zugäng- 
lich gewesen.  Sie  erschien  unter  dem  Titel:  De  praesumtione  pro  übertäte  naturali 
in  caosts  rusticorum.  Dresden  1738. 
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kann«  (pag.  7).  Und  so  sind  auch  die  Fronen  oder  Frondienste 
diejenigen  gewesen,  »welche  allgemein  aufgebothen,  angesagt  und 
gefordert  und  vom  gemeinen  Landvolke  mit  Bewilligui^  geleistet 
worden«.  »Von  solcher  allgemeinen  Dienstleistui^  heißen  sie  auch 
in  Bayern  Scbarwerk«  (p.  9).  Ja  schließlich  definiert  er  die  Fron- 
dienste ihrer  ursprünglichen  Gestaltung  nach  als  »operae  omnibus 
indictae  et  exactae,  welche  dem  ganzen  Haufen  des  Landvolkes 
abgefordert  worden  und  sonsten  auch  petitiones,  preces,  Beethen, 
Beetdienste  id  est  gebethene  oder  aufgebothcne  Dien- 
ste hießen  V  (p.  11). 

Seine  Gegner  scheinen,  wenn  sie  sich  überhaupt  die  Mühe 
gaben,  ihn  zu  widcrlc;4cn,  mit  eigentümlichien  Waffen  gekämpft  zu 
haben.  \V  enigstcns  bemerkt  er  einmal  von  einer  solchen  Gegen- 
schrift, von  tlcr  dos  Joachim  Jahob  Rciueccius  ^) :  Wci-  sich  ab- 
müßigen kann  und  will,  seinen  Tractat  zu  lesen,  der  muß  seine 
allcgata  l)C^onders,  w  as  alte  hänkische  und  teutsche  Gesetze  be- 
tritit,  nachschlagen  und  da  wird  er  finden,  daß  r)ttors  in  dem  alle- 
L;.tif^)  gar  nicht  stehet,  was  seine  thcscs  beweisen  solle,  wie  schon 
Dut  einem  und  anderem  angezeiget»  {IlaitSf  lnld  a.  a.  ( ).  pag.  162). 

So  erfreulich  an  sich  I[aiisci>i/if>  ( ipposiLii  .n  ist*)  und  so  s«'hr 
CS  zu  bedauern  ist,  dass  ei  jahr/t  hnte  lang  unbeachtet  blieb  — 
denn  in  seinen  Gedanken  steckt  wie  unsere  L'ntersuchunir  ergeben, 
wird,  ein  gesunder  Kern  —  von  einer  wirklichen  Erfassung  des 
Problems  ist  bei  ihm  so  wenig  die  Rede  als  bei  seinen  (Gegnern. 

Die  Kenntnis  von  der  unglaublichen  Mannigfaltigkeit  der  Fron- 
dienste in  der  neueren  Zeit  ist  so  allgemein,  daß  man  Bedenken 
tragen  muß,  einen  so  selbstverständlichen  Satz  wie  den  auszu- 
sprechen, daß  ein  Zurückführen  aller  dieser  Verpflichtungen  auf 


1)  Joathtm  Jakot  HeiuetcitiSt  De  rustico  qaondam  strvo  coimnentatio,  Jena  1745. 

2)  Man  vergleiche  das  Loblied  des  Magdeburger  Jastb-Coimnissarius  und  No- 

tarius  Fird.  Frhiir.  IVeic/iscl:  »Obschon  des  tn^fniclicii  ^gründlichen  //.'s  Stcirulpunkt 
und  Ziel  nur  hescIirHnkt  waren,  so  leiiclitcfcr  liorh  iI-;  ein  so  herrliches  Cicslirn 
vor  allen  übrigen  Schrifutcllcrn  in  dieser  .Matciie  hei  vur,  daß  die  letzteren  in  der 
Tat  sich  Tor  -ihm  UUten  schümen  müssen,  wen»  diese  Art  Leute  ftberhaupt  Ar 
Wahrheit  und  grflndliche  Forschung  mehr  Sbin  gehaix  und  sich  nicht  bloß  in  einem 
übertönenden,  wenn  .nuch  noch  so  leeren  Geschrei  gefallen  hHtten!  .  .  .  IMe  spitere 
/i  it  wird  [jewiß  den  Namen  die>es  Mannos.  «  ii-  er  es  verdient,  weit  über  so  viele 
unverdient  berühmte  Namen  erheben.«  Kcchlithiatorische  Untersuchungen  dab  gutsherr- 
licb-bäaeifi^VeridUlmft  in  Deutschland  betreflTend.  aTheile.  Als  3.  Tbeil  Beitrüge 
zur  Charakteristik  des  gutsherrlich-biaerlichen  Verhiltnisses  tat  Deutschland,  Zerbst 
1830.  Bd.  UL  pag.  33. 
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eine  gemeinsame  Wurzel,  der  Nachweis  einer  einzigen  Art  von 
Beziehungen  in  der  socialen  Gliederung  unsrer  Vorfahren,  von 
Oi^^anisationsformen  ihres  Wirtschaftslebens,  aus  denen  diese  Ar- 
beitsverhältnisse abzuleiten  wären,  unmöglich  ist.  Aber  soviel  um 
die  Wende  des  i8.  und  19.  Jahrhunderts  über  die  Entstehung  der 
Frondienste  geschrieben  wurde,  der  erste,  der  in  dieser  Hinsicht 
klar  sah,  war  Paul  Wigand'^^  —  soweit  meine  Kenntnis  der  Li- 
teratur reicht.  In  seiner  1828  erschienenen  Schrift  über  die  Ent- 
stehung etc.  der  Dienste  unterscheidet  er  servicium,  officium,  opus 
und  definiert: 

1.  servicium  =  jeder  Waffen-  und  Heerdienst,  und  alles, 
was  ans  dem  voml^canitenvcrhältniß  nun  sich 
losreißenden  Lebnsverhältniß  hervorgeht  und 
damit  zusammcnli:in<;t. 

2.  otticium.  .\mt  —  jeder  1  )icnst,  der  vermöge  eines  Anftrai^s 
ge;4t-n  l)clohnuni4  odi  r  ein  iiencticium  oder  frciwiHi;^  \  (  rni<)u;i'  ticr 
Ministerialität,  und  mit  liozichung  auf  den  Grundljc.sit/  i^rscliii-ht. 

3.  Jeder  andere  Dienst  der  nicht  vom  Heerbann,  von  der 
fränkischen  Beamtenverfassun-^,  vom  Kric;.;s-  und  1  .elmwoscn  aus- 
lieht, hat  seinen  Ursprung  in  der  Hörigkeit,  und  hcilit  zur  Unter- 
scheidung OjJUS  .  .  . 

Paul  Wigand  erkennt  zum  ersten  Mal  die  Hedeutunpf  des 
scharfen  tkgensatzes  zwischen  ülicnllichcm  Dienst  und  l'rivat- 
dienst  oder  solchem,  der  auf  eine  Verbindung  mit  dem  Gut  und 
auf  ein  Hürigkeitsverhältniß  sich  gründete  für  die  Frage  der  Ent- 
stehung der  Dienstpflicht.  Unter  den  Begriff  des  öffentlichen 
Dienstes  fallt  für  ihn  nicht  allein  »der  öffentliche  Dienst  des  Krie- 
ger- und  Beamten s t a n d e s«  und  »die  allgemeine  Pflicht 
für  die  Bedienung,  Unterhaltung  und  Fortschaffung  Jener,  wenn 
sie  im  öffentlichen  Dienst  sind,  zu  sorgen«,  sondern  auch  Dienste, 
die  aus  einer  Gemeindepflicht  abzuleiten  sind,  »denn  jede 
Gemeinschaft  und  Genossenschaft  ist  zu  wechselseitigen  Hülfs- 
leistungen  verpflichtet  und  es  giebt  da  manches,  was  mit  gemein- 
schaftlichen Kräften  muß  bewirkt  werden« 

Wenn  wir  den  Dienst  des  Lehnsmanns  (vgl.  oben  2)  aus- 
scheiden, haben  wir  in  den  Unterscheidungen  Wigande  schon  das 

1)  Dr.  Paul  ll  i^^auä.  Die  Dienste,  ihre  Emstchung,  Naiur,  Arten  und  .Schick- 
sale, mit  b«8.  Rttckskht  auf  die  Geschichtsquelten  der  ebemaligen  Abtei  Conrey, 
Hannover  1828,  p.  35. 

2)  a.  a.  O.  pag.  90. 
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Pro^rainm  liir  unsere  i,anze  Untersuchung. 

Was  in  späterer  Zeit  »Frondienst«  heißt,  geht  zurück  auf 
eine,  unter  Umständen  auf  »mehrere  der  drei  ursprünglichen  Ge- 
staltungen des  ArbeitssystemSf  die  mit  wenigen  Worten  wie  folgt 
skizziert  werden  können: 

1.  Der  fränkische  Staat  verlangte  von  seinen  Mi^liedem  Ar- 
beitsleistungen verschiedenster  Art.  —  Staatliche  Fron- 
dienste. 

2.  Auch  die  kleineren  genossenschaftlichen  Verbände  der 
deutschen  Bauern  zogen  ihre  Genossen  zu  allerhand  Arbeiten 
heran.  —  Genossenschaftliche  Frondienste. 

3.  Eine  grosse  Rolle  spielen  die  Frondienste  endlich  in  der  Groß- 
grundherrschaft des  früheren  Mittelalters.  Dieses  spezifisch  grund- 
herrschaftliche Arbeitssystem  ist  von  besonderem  Interesse,  weil 
eine  befriedigende  Lösung  der  Frage  von  seiner  Entstehuni,^  auch 
für  die  so  viel  umstrittene  Frage  nach  der  Entstchunc^  der  Grund- 
herrschaft selbst  einige  neue  Gesiclitspunkte  wird  eröffnen  können. 

—  Gr  und  herrschaftliche  Frondienste. 

Auf  die  Cirundherrschaft  wurden  sjtäter  vom  Staat  öffentliche 
Rechte  übertragnen;  außerdem  gelangten  die  Grundherren  in  man- 
chen Mark;4enosscnschaftcn  zu  einer  überragenden  Stellung.  Daraus 
folgte  für  sie  tk'r  l-iiipfang  von  Arljeitsleistungen,  die  bisher  die 
hihaber  dit'ser  Gewalti'n  bezogen  halten.  Von  diesen  soll  im 
zweiten  Teile  der  Untersuchung  gruntls^itzlich  abgesehen  werden. 
Diese  Uebertragunga-n  und  Vermengungen  iles  Arbeitssystems 
sollen  in  einem  letzten,  dritten  Capiul  liehandelt  werden. 

Die  Anfänge  der  \\  andiuni.'cu,  deren  zuletzt  gedacht  wurde, 

—  für  die  urspriuiglichen  Gestaitimgen  des  Arbeitssystenis  (i  —3) 
versteht  sich  das  von  selbst  —  sind  ebenfalls  schon  lange  vor 
der  Wende  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  zu  erkennen.  Für 
die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  dieser  Zeit  bietet 
aber  fast  nur  der  deutsche  Südwesten  genügende  Quellen.  Hs  ist 
ja  bekannt»  daß  die  Entwicklung  der  ländlichen  Besitz-  und  Ar- 
beitsverhältnisse in  diesen  Teilen  Deutschlands  einerseits,  in  Ost- 
deutschland —  im  großen  und  ganzen  in  den  Gebieten  östlich 
der  Elbe  —  andrerseits  zu  allen  Zeiten  der  Geschichte  tiefgehende 
Gegensätze  aufwebt.  So  verlockend  ein  Vei^leich  der  Ausbil- 
dung des  Systems  der  Fronden  in  den  beiden  Gebieten  gewesen 
wäre,  so  mußte  doch  von  einem  solchen  Abstand  genommen 
werden.   Denn  da  sich  die  neuere  Forschung  mit  diesen  Fragen 
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noch  kaum  beschäftigt  hat,  schien  es  wünschenswert,  zunächst  die 
Genesis  des  Arbeitssjrstems  darzustellen.  Und  diese  ist  aus  dem 
oben  atigefjähften  Grunde  im  Südwesten  Deutschlands  zu  suchen. 

Das  Afbeitssystem  der  neuzeitlichen  Gutsherrschaft  des  deut« 
sehen  Ostens  ist  übrigens  von  einem  Zeitgenossen,  demPopuku> 
Philosophen  und  Üebersetzer  Adam  Smitk%  dem  Breslauer  CMri- 
stÜM  Garve  nach  der  psychologisch-ethischen  Seite  er- 

schöpfend dargestellt  worden.  Man  merkt  seinen  Vorlesungen 
»Ueber  den  Charakter  der  Bauern ^  an,  dass  die  Ethik,  wie  er 
selbst  urteilte,  stets  sein  cii^cntlichcs  Arbeitsgebiet  war*).  Denn 
die  günstigen  so  gut  wie  die  schädlichen  Wirkungen,  die  der  Fron- 
dienst jener  Zeit  auf  Leben  und  Wirtschaftsführung  des  Bauem- 
standes ausübte,  werden  hier  mit  erstaunlicher  Tiefe  erfaßt. 

l)  Christian  Gart  e,  Uelicr  den  Charakter  der  Bauern  und  ihr  Vcrhäkniß  gegea 
die  Gutsherrn  und  gegen  die. Regierung.  3  Vorlesungen  in  der  Schlesischen  Oeko- 
Boroiscben  Gesellschaft  gehalten.  Breslau  1786.  Vgl.  dazu  Aligemeine  deutsche 
Biographie.  Band  VIII  385  fT.  —  >Da8  ist  gerade  die  Arbeit,  die  ich  am  liebsten  und 
wie  ich  denke  am  iwsten  tue.« 
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Erstes  Kapitel. 
OefTentliche  Dienste. 

Einen  Unterschied  zwischen  öflcntlichcm  und  privatem  Recht 
kennt  das  frühe  Mittelalter  nicht,  dem  {»lattcn  Lande  ist  er  bis 
in  die  \eir/:eit  hinein  fremd  geblieben.  \''on  einem  (ie;j^ensatz 
von  öttcntlichen  Diensten  einerseits,  j)rivaten  Herrschaft^-dirnsten 
andrerseits  kann  also  zunächst  nicht  die  Rede  sein.  Auch  die 
Getjenüberstellung  von  öffentlichen  Diensten  und  einem 
grundherrlichen  Arbeilssystem  hat  ihre  Hedenken.  1  )enn 
wenn  man  von  Grundherrschaft  redet,  hat  man  im  all  yeiTieinen  eine 
Form  der  wirtschaftlichen  inid  socialen  (  h  i  aiiisalion  im  Ausze 
für  die  gerade  gewisse  Befugnisse  bezeichnend  sind,  die  ihr  nur 
durch  Uebertragung  von  öffentlichen  Gewalten  liei  zukummen. 

Aber  auf  dem  Gebiete  des  Dienstwesens  —  ein  Ausdruck 
unter  dem  die  Literatur  des  i8.  Jahriiunderts  (Bergius  u.  a.)  alle 
Arten  von  Diensten  zusammenfaßt  —  kann  man  bei  den  germa- 
nischen Völkern  von  vorneherein  unterscheiden: 

1)  Arbeitsleistungen,  die  der  einzelne  als  Angehöriger  eines 
genossenschaftlichen  Verbandes,  als  Volksgenosse  der  germani- 
schen civitas,  als  Marl^enosse,  als  Mitglied  eines  Deichverbandes 
u.  dgl.  zu  verrichten  hat  und 

2)  Dienste,  die  er  im  Interesse  einer  einzelnen  Wirtschaft,  zu 
der  er  in  einem  anderen  Verhältnis  steht  als  zu  der  Wirtschaft  der 
Qbrigen  Genossen,  die  er  im  Interesse  seiner  Grundherrschaft  lei- 
sten muß.  Auf  einer  gewissen  Stufe  der  Entwicklung  angelangt, 
vermag  eben  diese  Grundherrschaft  die  Arbeitslcraft  der  von  ihr 
abhängigen  Leute  in  verstärktem  Maße  anzuspannen,  weil  sie  in 
manchen  Punkten  das  Erbe  jener  genossenschaftlichen  Verbände 
angetreten  hat. 

Die  älteste  Genossenschaft  germanischen  Rechts,  bei  der  wir 
über  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  hinreichende  Nachricht 
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haben,  ist  die  civitas  der  Stammesgenossen,  die  Völkerschaft. 
Träger  tler  öffentlichen  Gewalt  ist  stets  aiissciilicsslich  das  con- 
cilium,  die  Versammlung^  aller  wehrhaften  Volksgenossen.  Ihre 
vornehmste  Anfi:;^abe  ist  nach  innen  Wahruni;  des  Volkshicdi-ns, 
nach  außen  Schutz  L;e,L;en  l'eindliche  Anj^^rifte.  Um  dii  sen  Zwi  cken 
gerecht  zu  werden,  nimmt  die  civitas  in  ausgedehntem  Maßstab 
die  Arbeitskraft  tlcr  Volksgenossen  in  Anspruch. 

Man  hat  sich  gewöhnt,  Dingpllicht  und  W'chi i ithcht  als  die 
wichtigsten  öffentlichen  rtlichten  des  freien  Germanen  anzusehen. 
Das  ist  nur  unter  der  Voraussetzung  zutreffend,  daß  man  mit  dem 
Worte  Dingpfiicht  nicht  ausschließlich  die  Verpflichtung,  bei  den 
Gerichtsversammlungcn  zu  erscheinen  und  an  der  Rechtsprechung 
teil  zu  nehmen,  im  Auge  hat.  Denn  in  Zeiten,  da  die  allgemeine 
Teilnahme  an  der  Findung  des  Urteils  aufgehört  hat,  bleibt  in 
den  Genossenschaften  germanischen  Rechts  eine  andere  allgemeine 
Pflicht  der  Genossen  bestehen:  die  Pflicht  dem  »Gcrüfte«  zu  fol- 
gen, d.  h.  auf  Anrufung  hin  einen  Mißetäter  zu  verfolgen  und 
handfest  zu  machen.  Diese  bei  allen  germanischen  Völkern  ver- 
breitete Institution  geht  darauf  zurück,  daß  jeder  Volksgenosse 
für  die  Wahrung  des  Volksfriedens  mitverantwortlich  ist  und  des- 
halb jeden  friedlosen  Menschen,  wo  er  ihn  finden  mag,  töten  muß 

Es  ist  zur  Genüge  bekannt,  dass  an  diesem  genossenschaft- 
lichen Charakter  der  germanischen  Verfassung  nichts  geändert 
wurde,  wenn  an  der  Spitze  der  civitas  ein  König  stand.  Selbst 
in  den  grossen  Stammesreichen,  wie  im  fränkischen  Reich  die 
Merowinger,  sind  die  Könige  noch  in  den  wichtigsten  Fragen  an 
die  Kntscheidung  der  Reichsvcrsamndnn  gebunden-).  Krst  eine 
so  gewaltige  Persönlichkeit  wie  Karl  der  Große  war  imstande 
hier  Wandel  zu  schatten.  Aber  er  tat  es  in  der  für  eine  solche 
Ge'^talt  untl  unter  den  gegebenen  \'erhil!lnissen  einzig  m<); glichen 
Art.  Die  öffentliche  Gewalt,  die  bisher  die  Versammlung  ailer 
Genossen  inne  gehabt  hatte,  wurde  nun  vcillig  mit  der  Person 
des  einen  K<>nigs  identificiert.  Nicht  der  Gedanke  an  die  Zuge- 
hörigkeit zu  einem  mächtigen  Staate  macht  tiem  einztMnen  ge- 
wisse Leistungen  zur  Pflicht,  sondern  die  Treue,  die  er  dem  Kö- 
nige zugc-scli  A  on  n  hat. 

Dieses  .S)slem  des  Königsdienstes,  soweit  es  für  die  l^ni- 
stehung  von  l'rondienslen  von  l>edeutung  geworden  ist,  erit>rdert. 

Brunncr,  Alispälti'.iigcn  der  Frieillu>i'^'kcit.   /.tschr.  für  K.ü.  1890  XL  62  ff. 
i)  fFai/z,  DcuiMihc  Verfassungsycsthtchte  I  '  361  f. 
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zunächst  unsere  Beachtung.  Da  es  sich  in  der  Hauptsache  um 
unbestrittene  Dinge  handelt  t  ist  eine  cursorische  Betrachtungs- 
weise am  Platze. 

I.  Abschnitt. 
Servitium  regia. 

Unter  dem  Namen  »Königsdienst«  hat  man  sich  entsprechend 
dem  Sprachgebrauch  des  frühen  Mittelalters  gewöhnt  die  ver- 
schiedenartigsten Leistungen  zusammenzufassen:  Beherbergungs- 
und Verpflegungspflichten,  Aljj^Mben  und  Materiallieferungen  neben 
Arbeitsleistungen  aller  Art  Für  uns  haben  natürlich  nur  die 
letzteren  Interesse,  aber  auch  nur  insoweit,  als  auf  sie  die  spätere 
Bezeichnung  »Frondienst«  i^ißt.  Damit  scheiden  alle  diejeniL^en 
Dienste  aus,  die  in  der  Feudalität  ihren  Ursprung  haben,  das  ist 
in  der  I  lauptsache  der  Krio;^^sdienst. 

Die  Bezeichnung;  servitium  re^äs  trifft  in  der  Tat  i^anz  das 
Richtij^e.  Was  der  einzelne  in  der  germanischen  Zeit  dem  Volke 
schuldet,  dem  er  ilurch  Stammesverwandtschaft  anm  lioit,  muß  er 
seit  Karl  dem  Großen  dem  Kfinijie  leisten,  ilem  er  Treue  ge- 
schworen hat.  Darüber  lassen  die  OuelK.n  der  Carolin 'ischen  Zeit 
keinen  Zweifel,  liin  Capitiilar  von  S53  Icilet  die  l'llicht ,  jeilen 
Verbrecher  zu  verfolgen,  aus  dem  iMuelitätseid  ab  ^).  Dasselbe 
lässt  sich  für  die  allL;emeine  W'ehriilhcht  nachweisen^). 

Die  X'eranderungen  in  der  AusIrIuhu^  /.u\u  ls.ricL,sdienst  unter 
der  Regierung  Karls  des  Großen  sind  bekannt.  Nicht  sowohl 
diese  als  noch  vielmehr  die  stets  zunehmende  Bedeutung  der 
feudal  ofganisierten  Reiterhecre  machte  die  al^emeine  Aushebung 
aller  Volkskreise  zum  Dienst  im  Felde  immer  mehr  zur  Aus- 
nahme. Sie  erfolgte  nur  noch  gegen  besonders  gefährliche  Geg- 
ner, wie  gegen  die  Sorben*),  oder  wenn  der  Feind  schon  im 

1)  Maurer,  Ueschichte  der  KroiihJlfc,  der  Baucruhüfe  uad  der  Hofverfa:>sang 
in  Deutschland.  Erlangen  1S62/63.  I.  40^  (f. 

3)  Cap.  Kark  II.  S53  MG.  Cap.  II.  370  f.  cap.  4:  De  latronibus  aatem  com- 
mendaverunt,  nt  inlssi  omuibus  denuntient  inillafidelltate,  quamDco 
et  r  e  ?  i  u  n  u  5  q  ii  i  s  q  u  e  il  e  b  c  t  et  p  r  o  m  i  s  s  a  m  habet,  et  in  illa  chrislia- 
uit.iic,  qua  pacem  pruximo  unus<|uiMiiii;  vcrvrirc  dcl>ct,  ut  sine  exteplione  alicuius 
pcrsonae  nec  pru  amicitia  vcl  piopinquiute  aut  atnoie  vel  timore  ulluä  lalronem 
celet,  scd  fllnm  missis  fllonun  manifestet. 

3)  Borttius,  Beiträge  zur  Capitularienkritik.  Leipzig  1874.  pag.  io3. 143. 

41  Cap.  de  causis  div.  807  -  MG.  Cap.  1. 136  cap.  2:  si  vero  circa  Sambia  patria 
defendenda  neces^itas  fuerit,  tunc  oranes  geucralitcr  veuiant. 
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Lande  war,  wenn  also  unmittelbare  Gefahr  für  das  Vaterland 
drohte  Während  sonst  nur  die  Lehnsleute  unter  ihren  seniores 
ins  Feld  zog^en,  mußten  zur  lantweri,  ad  patriae  defensionem  alle 
ohne  Ausnahme  (omnis  populus)  in  der  Zusammensetzung,  wie 
sie  der  Zufall  ergab  (communis),  ausziehen.  Ks  ist  dasselbe  Ver- 
hältnis, wie  wenn  heutzutage  der  Landsturm  aufperufen  wird. 
Auch  Geistliche,  die  sonst  von  allen  Lasten  befreit  waren,  mußten 
diesem  Aufruf  h'olge  leisten  Wer  dem  Aufgebot  zur  lantweri 
nicht  nachkam,  verfiel  der  Buße  von  60  solidi,  die  allein  auf 
Nichtbefolgung  königlicher  Gebote  gesetzt  war,  dem  Königsbann 
oder  wie  er  in  allen  Stiaftailen,  die  sich  auf  die  Landesverteidi- 
gung l)e7.ogen,  hieß:  dem  Heerbann^).  Wer  den  Heerbann  für 
vcrsäunUeu  lantweri-I  )ienst  nicht  bezahlen  konnte,  geriet  iu  scrvi- 
tium  regis  solange  bis  die  volle  Summe  entrichtet  war.  iJie  Be- 
stimmung ist  denen  über  V'ersäunniis  des  Dienstes  im  offenen 
Felde  nachgebildet. 

Unter  dieselbe  Strafe  ist  die  Versäumnis  von  einer  Reihe 
andrer  militärischer  Dienste  gestellt,  zu  denen  alle  Untertanen  des 
Königs  in  gleicher  Weise  verbunden  sind  und  die  den  Zwecken  der 
Sicherung  dienen  sollen.  In  den  Grenzmarlcen  *)  und  an  der 
Meeresküste*)  waren  diese  natürlich  besonders  dringlich. 

Schon  ein  Capitular  Karls  des  Großen  von  81 1  bestimmt,  der 
Graf  dürfe  den  Heerbann  nicht  selbst  eintreiben  >non  per  aliquem 

1)  IVwi»  TV*  574-  616.  —  CoBT.  apud  Mannam  847,  MG.  C«p.  II.  71.  Karl 
der  Kable  Terordnet  cap.  5:  Etvolnnus,  tttcuiuscnnque  nostrumhoiiio,  in  coinscoiiqae 
regno  sit,  cum  seniore  suo  in  bostem  vel  aliis  suis  utilitatibut  pergat;  nW\  lalts 

regni  invnsi"  '|mm  lantweri  dicunt,  quod  absit,  accitlerit ,  Ut  omnis  populus  illius 
regni  ad  t;ain  repclicndam  communiter  per^^at.  —  Edict.  Pist.  864,  MG.  Cap.  II.  322. 
c.  27 :  ad  defensionem  patriae  omnes  sine  ulla  excusatione  Teoiant.  —  Vgl.  aucb 
BMamms,  Daa  Heerwesen  unter  den  spKteren  Karolingern  1879.  pag.  51  f. 

2)  Cap.  T.  Qoiercy  877.  MG.  Cap.  II.  358.  c.  lO.  Si  (aliquis  cx  fidelibus  no- 
stris  sertilo  .  .  .  rcnnritiare  volucrit  .  .  .  et  si  I  in  alode  suo  miipte  vivere  voluerii.  tiullu» 
ei  aliquod  impcdimentum  fncere  praosuTnat,  ncque  aliud  älii^uid  ab  eo  requimtur, 
nisi  solummodo,  ui  ad  patriae  dctensionera  pergal. 

3)  Karl  d.  Kable  bestimmt  im  Mersener  Convcnt»»  847  MG.  Cap^  II.  71  c.  5 : 
Et  >|uia  in  bostem  aut  propter  terram  defendendam  ant  propter  terram  adqoirendam 
itur,  d  c  1  a  n  t  w  e  r  i  ,  id  est  de  patriae  defensione,  non  aliter  nisi  se- 
cundum  istum  inodunn  in  lege  aut  in  capitulis  de  pniiperibus  Francis,  qui  si  n^ii 
habent,  ande  heribannum  persolvant,  ut  in  servitium  regis  tradanl,  et  lamdm  in 
eodem  serritio  maneant,  usque  dam  Ule  beribannns  fiat  penolntns. 

4)  t9^Mt»  IV«.  616  f. 

5)  rori-;t  de  eviu  i.  Benev.  866  MC  Cap.  II.  95  c  I.  Paoperef  Teto  persoQts 
ad  cusiodiam  maritimam  vel  patriae  pergant. 
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occasionem,  nec  de  wacta  nec  de  scara  nee  de  warda  nec  pro 
heribcrgarc  neque  pro  alio  aliquo  banno«.  Der  Heerbann  steht 
natürlich  nur  auf  Nichtbefolgung  ir^^end  welcher  Gebote  (banni), 
die  auf  den  Krieg  Bezug  haben;  »heribergare«  ist  Einquartierung 
und  Verpflegui^  des  Königs  oder  seiner  Beamten,  »wacta«  und 
»warda«  sind  offenbar  dasselbe  Wort  in  der  deutschen  (wacht)  und 
in  der  romanischen  (quarde)  Form.  »Scarac  kann  ein  Botendienst 
sein,  wie  Brutmer^%  Watts*),  Lamprecht*)  ganz  allgemein  an- 
nehmen.  Doch  scheint  mir  hier  wahrscheinlicher  zu  sein,  dass  es 
eine  dritte  Bezeichnung  für  dieselbe  Sache  ist.  Es  würde  dann 
soviel  heißen  wie  Scharwache,  eine  Wache,  bei  der  sich  einzelne 
Mannschaftsj^ruppen  ablösen  *\  Maurer  übersetzt  dieselbe  Stelle 
kurz  nacheinander  einmal  mit  Wachedienst ,  das  andremal  mit 
Anlage  und  Unterhaltung  von  Warten  und  Wachttürmen  Mit 
beiden  trifft  er  das  Richtige.  Wo  befestigte  Plätze  angelegt  wur- 
den, wurden  ohne  Zweifel  diejenigen  lievölkerungskreise,  die  im 
Kriegsfall  als  Wachmannschaften  einrücken  mußten,  zu  l^nu-  und 
Instandset/.ungsarbcitcn  heran'»c7.r»gen.  Als  im  lO.  Jahrhundert 
der  -'Burgbann«  an  die  verschiedensten  particularen  Gewalten  ver- 
liehen wurde,  erwarben  diese  damit  den  Anspruch,  dass  die  Um- 
wohnenden nicht  allein  ^ad  civitalcm  confugere«,  sondern  auch  in 
ea  operari'  mußten*).  Der  Burgbann  des  lo.  Jahrhunderts,  ein 
vom  König  erteiltes  Privileg,  ist  im  9.  Jahrhundert  noch  integrie- 
render Bestandteil  des  konijjjlichen  Heerbannes. 

Der  Dienst  zur  lantweri  und  der  Sicherungsdienst  haben  mit 
dem  regulären  Kriegsdienst  im  oflencn  Felde  das  gemeinsam, 
daß  sie  alle  unter  Iieerl>ann  stehen,  ihre  Unterlassung  wird  mit 
der  höchsten  Buße,  die  allein  der  König  durch  seine  Beamten 
verhängen  kann,  geahndet.  In  anderer  Beziehung  stehen  sie  aber 
im  scharfen  G^ensatz  zum  Dienste  in  der  mobilen  Armee.  Diese 

1)  Deutsche  Rechtsgc>chichte.  1887/9«.  >3>- 

2)  Verfnssiingsycschicluc  IV*  26  n 

3)  I)eiits(  lies  Wirisrhnff sieben  im  Miltel.iltcr.   Leipzig  1885/86,  I.  8it. 

4)  Grimm,  Wb.  VIII.  2227  s.  v.  Scharwache. 

5)  FrofiMfe  I.  447  n.  448. 

6)  Vgl.  die  Urkunde  Ottos  lltr  Conrei  940  MG.  DipIomaU  L  113  f. . . .  ut 

ornnes  .ibbatcs,  qui  super  monnchos  in  Nova  Corbc'a  .  .  .  coTistinicninr  .  bannum 
lialtfuil  super  honiines,  qui  ad  prclatinn  cocnobiuin  et  ad  civitatctn  cirta  ill'id  de- 
bent  constructam  confugere  et  in  ea  operari . . .  nullus  . .  .  potestatem  habc.a  cxcr- 
cendi  allins  bamii  quem  bnrgbsn  Tocsnt,  nisi  ipsius  nxmasterit  ebbe  et  cni  ipse  vialt 
coamitteie.  —  Daxn  Ed.  Pist.  864.  c.  37:  ad  ciTitetes  noves  operentar. 
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ist  im  9.  Jahrhundert  in  der  Hauptsache  zusammengesetzt  aus 
den  Contingenten  der  königlichen  Lehensträger,  aus  Leuten,  die 
von  mehreren  kleinen  Grundbesitzern  ausgerüstet  sind  und  aus 
mittleren  Grundbesitzern,  die  vermöglich  genug  sind,  um  sich 
selbständig  auszustatten.  Der  sicherlich  beträchtliche  Rest  der 
Bevölkerung  genügt  seinen  militärischen  Pflichten  durch  lantweri 
undwactae.  >Ut  illi,  qui  in  hostem  pergere  non  po- 
t  u  e  r  i  n  t ,  iuxta  antiquam  et  aliarum  gentivitn  consuetudinero  ad 
civitates  novas  et  pontes  ac  transitus  palucliuin  operentur  et  in 
civitate  atquc  in  marca  wactas  faciant;  ad  dcfcnsionem  patriae 
omnes  sine  ulla  exciisatione  vcniant«  bestimmt  864  Karl  II.  im 
ICdictnm  Pistensc  ^).  a  u  p  e  r  o  s  v  c  r  o  p  c  r  s  o  n  a  c  ad  custt>- 
diani  maritimam  vel  patriae  {>ergant^  iiicf.s  es  in  dem  Mobilma- 
chuiv.^sbefehl  für  die  expeditio  Heneventana  von  Shü  "-')  die  pau- 
pcrese:,  die  nicht  Icistungsfähi:;  genug  sind,  um  sich  für  den  1  >icnst 
im  oftcnen  Felde,  »in  hostcnu,  auszurüsten  sind  ausschlief- >-lich  zu 
dieser  Art  von  Uien.vt  verplhchtet.  Denn  wenn  das  iüdurfnis 
darnach  eintrat,  dann  war  jedesmal  die  Feldarmee  schon  nK»i)il, 
oder  sie  wurde  mindestens  gleichzeitig  mobil  gi  macht.  Dadurch 
wurtlen  lantweri  und  wactae  zu  einem  wenii^er  vornehmen  iniii- 
taiischen  Diinst.  Ks  sind  hier  schon  die  Anfänge  des  späteren 
Zustandes  zu  erkennen,  wo  die  »Landfolge«  ein  für  den  Bauern- 
stand charakteristischer  öffentlicher  Dienst  ist. 

Dieselbe  Bedeutung  wie  dem  Dienst  in  der  mobilen  Armee 
(de  hoste  publico)  und  dem  Sicherungsdienst  (wacta)  legt  eine 
Urkunde  Karls  der  Arbeit  zum  Bau  von  Brücken  bei  (pontes  com- 
ponendum) Dementsprechend  wird  verhältnismäßig  lange  an 
dem  Grundsatz  festgehalten,  daß  die  Immunität  von  der  Ver- 
pflichtung zum  Brückenbau  nicht  befreie:  »non  anteponatur  erou- 
nitas«  bestimmt  in  dieser  Richtung  ein  italienisches  Capitular  Pip- 
pins, des  Sohnes  Karls  des  Großen  *).  Auch  das  Bannrecht  findet 
darauf  Anwendung'). 

Ludwig  der  Fromme  befiehlt  seinen  missis  zu  verschiedenen 
Malen  strenge  Aufsicht  über  den  Bau  und  die  alljährlich  im  Früh- 


l)  MG.  Cap.  II.  321  f.  c.  27. 
3)  ibid.  pag.  95.  c.  I. 

3)  bei        IV«.  36. 

4)  M(i  I.  192.  c.  4.  Vgl.  ßrmiHer,  Recbugescbichte,  II.  294» 

5)  H  aitz  IV  i.  35. 
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jähr  notwendige  Instandsetzung  der  Brücken  an*).  Zur  Arbeit 
aufgeboten  wurden  die  Einwohner  durch  die  comites.  Wenn  im 
Gau  eines  Grafen  die  Brücken  nicht  in  Ordnung  waren,  so  mußte 
sich  der  Graf  rechtfertigen,  warum  er  seine  pagenses  nicht  aufge- 
boten oder  warum  er  die  Säumigen  nicht  gemeldet  hatte  *). 

In  italienischen  Capitularien  wird  wiederholt  auf  >antiqua  con- 
suctiido«  Bezuf^  tjcnommcn,  wenn  von  der  Verpflichtung  zum  Brük- 
kenbau  die  Rede  ist Man  darf  daraus  vielleicht  schliessen,  daß 
es  sich  in  den  Gegenden,  für  die  diese  Capitularien  erlassen  sind, 
um  bloße  Xcubelehung  römischer  Institutionen  haiukll.  Mit  aller 
Schärfe  ist  das  für  eine  letzte  Gruppe  von  Diensten  behauptet 
worden,  die  in  karolini,nscher  Zeit  dem  Kr»ni;4e  geleistet  werden 
mußten :  für  die  Transportdienste.  Wenn  dem  Könige ,  seinen 
Beamten  und  anderen  von  ihm  ermächtigten  l'iMSoncn  Pferde 
(veredi)  und  Beipferde  (paravercdi),  oder  ISetorderung  zu  Wagen 
(angariae  und  parangariae)  gewährt  werden  mußten  ,  so  sei  das 
nichts  weiter  als  eine  Uebertragung  der  römischen  Posteinrich- 
tungen auf  deutsche  Gebiete*).  Dem  kann  zugesliinint  werden, 
nur  darf  man  nicht  übersehen,  dafJ  eine  solche  Uebertragun  >  nicht 
möglich  gewesen  wäre,  wenn  ihr  nicht  uralte  germanische  Sitten  zu 
liilfe  gekonunen  wären.  Denn  es  war  l'lhcht  i;ines  Jeden,  der 
nicht  in  üblen  Ruf  kommen  wollte ,  Fremde  nicht  nur  gastlich 
aufzunehmen,  sondern  auch  seinen  Gästen  mit  frischen  Pferden 
weiterzuhelfen  und  ihnen  das  Geleite  zu  geben 

In  der  2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  legt  Karl  n.  diesen 


1)  Cap.  miss.  821  c.  11 . . .  MG.  Cap.  I.  301.  hi  pi^enses,  qui  eos  ((><  ie- 1  f  icere 
dfbent ,  a  missis  nostris  admonennliir  ,  ut  eos  relcritcr  ^cst.^t^rent  .  .  .  Adinonitio 
S23 — 25  Mü.  cap.  I.  303.  c.  22.  Ut  ubi  pontcs  aiuiquiuis  fitcrunt  ....  rcstiiuantur 
et  renoTcntur,  itt  at  ad  missam  S.  Andrea«  restaurati  fiant ...  Et  missi  nostri . .  . 
volnmiis  ut  renuntient  in  quibiis  locis  nostra  iussio  impleta,  in  qaibiu  sit  neglecta 
nut  aliqua  impossibilitate  vel  ccrt.i  rntionc  dilala. 

2)  Cap.  Miss.  Worin.  S29.  M';.  f'ap  II.  16,  c.  11  :  De  ponti!)Us  publici-  de- 
siructis  placuit  nobis,  ut  hi,  qui  iussionum  nostram  in  reparandi.-.  pontibus  conluinp- 
serunt,  volumus  ac  iubemus,  ut  omncs  hoinincs  nobtri  in  nostram  pracsentiam  vciiiant 
rationes  reddere,  cur  nostram  iussionem  ausi  sunt  conteropnere;  comites  autem 
reddant  rationcm  de  eorum  pagensibus,  cur  eos  aut  non  constrinxerunt,  nt 
hoc  faccrcnt,  aut  nobis  uniitiarc  nctjlcxcrunt. 

Caji.  Manlnaniim  II.  MM.  Cap.  I.  197.  c.  7.  De  pontibus  vcro  vel  rciitjuis 
similibuä  operibu^  que  cccksiastici  per  iusiitiam  al  antiquam  consuctudincin  cum  re- 
llqao  popnlo  faceie  debent  hoc  precipimos  . . .  Vgl.  aucb  Pippini  Ital.  reg.  cap.  c.  4, 
MG.  Cap.  I.  191  f.  4)  Brunntr  IL  229. 

5)  Kalu$td  in  Pttuti  Grundr.  d.  German  Philol.  t.  A.  II.  3. 249i     Aufl.  III,  451. 
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Transportdiensten  noch  denselben  Wert  bei  wie  dem  Dienst  im 
offenen  Felde.   Das  Edictum  Pistense  von  864  verbietet  den 

Grafen  und  sonstigen  öffentlichen  Beamten  widerrechtliche  Ein- 
griffe in  den  Vermögensbestand  ihrer  Gaiileute,  des  besonderen 
nocli  das  Wei^nehmen  von  Pferden,  weil  diese  sonst  nicht  fähig 
wären  >  hostem  facere  et  debitos  paraveredos  secundum  antiquam 
consuetudincm  nobis  exsolverc«. 

Wenn  überhaupt  in  jener  Zeit  von  Öffentlichen  Pflich- 
ten die  Rede  sein  kann,  so  ist  das  am  ehesten  bei  den  im  Vorher- 
q^ehendcn  ;:,M"<chiIdcrten  Verhältnissen  der  Fall.  Der  einzii^e  Rechts- 
y;rund,  demzufolge  diese  I  )ienste  geleistet  werden  müssen,  ist  der 
dem  Konica  j^^eleistete  l'idi  lit.itseid.  Und  der  König  ist  eben  für 
die  Auffassung  jener  Zeit  der  alieinige  Träger  der  (öffentlichen  Gewalt. 

Um  die  verschiedenen  Arbeitsleistungen,  die  so  im  engeren 
Sinne  als  servitium  regis  zu  bezeichnen  sind  —  in  der  weiteren 
Bedeutung  umfaßt  das  Wort  Königsdienst  auch  Abgaben  und 
Naturalleistungen  aller  Art  —  nochmals  zu  überblicken,  so  waren 
CS  in  ei.Nh  i  Linie  militätische  Dienste  zur  \'erleidiL;img  des  durch 
Angriff  bedrohten  Vaterlandes  {lantweri,  wactaej,  die  als  allge- 
meine, gleiche  Pflicht  aller  bestellen  blieben ,  als  der  Dienst  in 
der  mobilen  Armee  nur  noch  Pflicht  der  X^hnsträger  des  Königs 
war.  Die  Leute,  die  im  Kriegsfall  als  Besatzung  für  Befestigungen 
eingezogen  wurden,  mufiten  auch  im  Frieden  an  den  Befestigungs- 
anlagen arbeiten.  Die  Verkehrswege,  vor  allem  die  Brücken, 
wurden  ebenfalls  durch  öffentliche  Dienste  der  Untertanen  unter- 
halten. Endlich  wurden  diese  —  ebenso  wie  einst  im  römischen 
Reiche  —  für  die  Beförderung  des  Königs  und  der  öffentlichen 
Beamten  nutzbar  gemacht 

Nicht  alle  diese  »Dienste«  freilich  waren  Arbeitsleistungen. 
Wenn  bloß  ein  veredus  gestellt  werden  mußte,  mußte  niemand 
zur  Begleitung  mitgegeben  werden.  Und  das  unterblieb  offenbar 
ziemlich  häufig.  Denn  es  bestehen  Bestimmungen  für  die  Em- 
pfänger  von  veredi,  die  die  Rückgabe  unterlassen  oder  durch  Fahr- 
lässigkeit den  X'eihist  t)der  Untergang  der  Tiere  verschuldet  ha- 
ben. Das  ist  doch  wohl  nur  möglich,  wenn  das  Pferd  ohne  Be- 
gleitung mitgegeben  wurde 

I)  Praccepttun  pro  Hispanis  844.  MG.  Cap.  II.  359  c.  1 :  Si  «ntcm  hi,  qai 
Ttredos  acceperint,  reddere  eo«  neglexeriot,  «t  eonim  intcTveiiietit«  nq^lcgenti«  per- 
diti  seu  mortui  fuerint,  secnndmn  l^em  Ffaaooram  eis,  quonim  fnentnt»  sine  dik- 
tione  lestituantur  vel  restaatCDtur. 
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Auch  wenn  ein  paraveredus  gefordert  wurde,  war  die  Ab- 
sicht des  Empfängers  lediglich  die,  durch  ein  weiteres  Pferd  die 
Beförderung  zu  beschleunigen  und  zu  erleichtem,  der  Besitzer  des 
Pferdes  oder  sein  Knecht  ging  nur  >en  qualitä  de  conducteur« 
{Guirard)  mit  Aber  immerhin  war  die  Arbeitskraft  des  Beglei- 
ters für  die  Dauer  der  Reise  ihrer  normalen  Bestimmung  ent- 
zogen 

II.  Abschnitt. 

Genossenschaitliche  Dienste. 

Jede  Genossenschaft  hat  gemeinsame  Interessen,  setzt  sich 
gemeinsame  Zwecke,  deren  Kosten  aus  Beiträgen  der  Genossen 
gedeckt  werden  mössen,  wenn  sie  nicht  durch  deren  persönliche 
Arh(  it  erfüllt  werden.    In  den  bäuerlichen  Genossenschaften  des 

Mittelalters  wird  man  von  vorneherein  nicht  anders  erwarten,  als 
daß  Arbeiten,  die  im  Interesse  clor  Genossenschaft  nötii,'^  werden, 
von  den  MitL;licdern  selbst  geleistet  werden  '^).  Wie  tief  dieser 
Grundsatz  noch  heute  in  den  Anschauungen  der  deutschen  liauem 
begründet  liegt,  hat  sich  erst  in  jüngster  Zeit  aus  Anlaß  der 
j:]^roßcn  Ucbcrschwcmmunj^cn  in  Schlesien  wieder  gczei}4t.  In  der 
Gemeinde  Altmohrau  (Kreis  Mabelschwerdt)  verweigerten  sämt- 
Hclic  27  GcmcindemitL;lie(ler  die  Zahlung  der  außerordentlichen 
Wasscrsteiiern  und  erklärleti  sich  dafür  in  einem  Schreiben  an 
den  Landeshauptmann  bereit,  die  Ufer  ^«  ri)>t  wiederlier/.u>tellen 

In  der  mittelalterlichen  Markgeno  >enschaft  nimmt  das  Princip 
der  ^Mitarbeit  der  Genossen  für  gemeinschaftliche  Zwecke  eine  be- 
deutungsvolle Stelle  ein.  Denn  sie  dient  der  Krfüllung  von  Zwecken, 
die  in  der  Neuzeit  zu  einem  guten  i  eil  Aufgaben  des  Staats  und 
anderer  über  der  modernen  Gemeinde  stehender  Verbände  ge- 
worden sind. 

Die  Markgenossenschaft  des  Mittelalters  fällt  entweder  zu- 
sammen mit  der  Gesamtheit  $ler  in  einem  Dorfe  begüterten  und 
wohnenden  Bauern  oder  sie  umfaßt  mehrere  DorfverbSnde  zu- 
gleich. Wenn  wir  zunächst  den  ersten,  einfacheren  Fall  anneh- 
men, so  ergibt  sich  für  unsere  Darstellung  der  Vorteil,  daß  wir 
leichter  einen  Ueberblick  über  die  Gesamtbelastung  der  bäuer- 

1)  Guirar d,  Polytyque  de  I'abbc  Irminoa  de  St.  Geraum  I.  819. 

s)  Hmütr^  Institndoiiea  des  dentichen  PriTKtrechto.  Leipsig  1885I86.  I.  397. 

3)  Berliner  Ti^blatt  Tom  3.  Jenmr  1904. 
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Hcjien  Wirtschaft  durch  genossenschaftliche  Dienste  überhaupt  ^^c- 
winnen. 

Die  Markgenossenschaft  des  Mittelalters  ist  in  erst^  Linie  — 
wie  die  germanische  civitas  im  großen  —  eine  Rechts-  und  Frie« 
dcns|:^emeinschaft.  Wie  die  Volksgenossen  der  civitas  sind  daher 
die  Markf^'cnossen  verpflichtet,  vor  Gericht  zu  erscheinen,  wenn 
nötii,',  das  Recht  zu  weisen,  vor  allem  auch  das  Gericht  in  der 
Vollziehung  des  Vorteils  m  unterstützen.  Der  Polizeidienst  ist 
ebenso  auf  die  Dienstlcistunc^cn  der  Genossen  basiert,  wie  dies 
in  der  j^a^rmanischen  civitas  der  l'^ail  war^i. 

I'lntsprechond  den  kleineren  Verhältnissen  \i:'rl)indet  das  ta;^- 
liche  Leben  die  Markt^^cnossrn  mit  der  Ze  it  enger  untereinander, 
als  dies  in  jener  inüßeren  Geuieiiischalt  vielii  icht  je  der  l-'all  t,'e- 
wescn.  Daln  r  viTLuTL^en  nicht  nur  der  Schutz  der  L^emeinen  Mark 
gelten  Waldfrevel,  die  riffentliche  Sicherheit  und  der  DorftVieden. 
sondern  auch  die  Siclu:rheit  jedes  einzelnen  Genossen  und  der 
Friede  seines  Hauses  jederzeit  die  Hilfsbereitschaft  der  Nachbarn  *|. 
Zur  Pflicht  den  Rechtszustand  wahren  zu  helfen,  kunnut  die  nach- 
barliche lieistandspflicht. 

l'.in  ähnliches  Nebeneinander  von  Pflichten  läßt  sich  deutlich 
erkennen  bei  den  Bestimmungen  über  maikgenossenschaftliche 
Feuerpolizei.  Dem  vom  Feuer  bedrängten  Genossen  muß  geholfen 
werden,  darum  müssen  alle  herbeieilen  und  löschen  helfen.  Aber 
auch  die  Allgemeinheit,  das  ganze  Dorf  ist  bei  jedem  Brande  in 
Gefahr.  Es  ist  darum  in  aller  Interesse,  daß  es  gelingt,  das  Feuer 
auf  seinen  Herd  zu  beschränken.  Darum  müssen  die  Löscharbeiten 
möglichst  bald  begonnen  werden.  Strenge  Strafen  treifen  daher 
den  Brandbeschädigten,  der  das  Feuer  in  seinem  Hause  nicht  so> 

1)  Aftturfr,  Geschichte  der  Marken  Verfassung  in  Deutschland.  Erlange  ii  i  S5  6.  p .  1S9  f. 

2)  W«  Mayenbui^!,  Oest.  W.  V.  171.  18.  Umb  lötter  und  freihart,  die  den  lea- 
ten  in  ihre  heuser  gecnt  Aber  ihren  willen,  die  die  Icut  umb  ^'.-xb  n".tten  \v511en.  da 
soll  ain  nnchpnur  dem  nnflcrn  zittrcttcn  und  dem  andern  liclfen.  —  \V.  RaUciibcrg, 
Ochi.  W.  11. 112,  29:  Wenn  einer  im  Haus  durch  unverschämte  Heltlcr  belästigt  wird, 
dann  sollen  ihm  die  Nachbarn  »mä  gcwerter  band  su  hilf  komen,  den  nottftdinger 
gueilichen  abweisen;  wo  das  nit  helfen  (tet),  ine  ermanen,  mit  inen  zu  der  herr- 
schaft  gecn  oder  sich  gcfninN  ii  l  en  ;  woli  er  des  kains  thuen,  so  SOlten  sie 
inc  imd  z\i  i^urklils  iiLindoii  hrini,'cn.  wie  sie  der  kunncii  bckomen:  o')  er 
sicli  aiicr  zu  wolir  stellen,  und  si  ine  kiiini]»  nnd  lamp  oder  gnr  zu  todl  schbcgcn, 
SO  sollen  si  es  aber  gegen  der  herrächalt  auch  mcniglichen  onentgolten  sein,  allain 
gegen  goU  verantworten  sies;  darzue  sollen  edl  und  nnedl,  reich  und  arm,  niembt 
ausgeschlossen  verholfen  sein«. 
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fort  »beschreit«  oder  gar  seine  Sachen  austrägt,  ehe  er  es  be- 
schrieen hat>).  Für  Schaden,  der  anderen  erwächst,  weil  der 
Genosse«  in  dessen  Haus  es  brennt,  nicht  rechtzeitig  Feuerlärm 
gemacht  hat,  muß  dieser  aufkommen.  In  Fällen  der  Not  mässen 
also  alle  Nachbarn  dem  gefährdeten  Genossen  beispringen,  aber 
zugleich  muß  er  das  Interesse  der  Allgemeinheit  wahren  helfen. 

Ganz  selbverständlich  ist  es,  daß  alle  Genossen  zur  HUfs- 
leistui^  bereit  sind,  sobald  für  irgendwelche  Sachen,  die  im  Ge- 
samteigentum  aller  stehen,  Gefahr  im  Verzug  ist.  Die  Verpflichtung 
zur  Feuerfolge  bei  Bränden  im  Allmendwald  ist  bekannt  Im 
Hochgebirge  ist  der  Grundbesitz  der  Genossen  durch  die  Fähr- 
lichkeiten  der  Jahreszeiten  und  der  Witterung  noch  besonders  be- 
droht     Wenn  eine  >lähn«  (Lawine)  losgeht,  müssen  daher  in 


1)  W.  Staus,  Oest.  W.  II.  169.  5 :  Item  ob  ain  prunst  aufkim  ainem  in  sein 
haus  und  {lemjlchcii ,  der  soll  das  beschrcicii ,  alshald  er  du^'^fii  tjt-war  wicrt,  un«l 
soll  seiues  guetü  nicht  austragen.  Tuet  er  das  uud  bat  das  leur  laut  bescln  irn :  auf 
auf,  lieben  iiaclipaiiml  es  print  in  meinem  baus!  so  ist  er  acmcu  nachpaurn 
oder  dem  geriebt,  nocb  niemant  nicbts  danmb  schaldig;  tat  aber  ainer  oder  ains 
das  nicht,  und  beschrir  das  feur  nicbt,  als  vorsteet,  und  trie(,'  sein  guet  aus,  der 
ist  schuldig,  allen  schaden  ab/vitrn^en  und  .  u  piessen.  —  Aehnlich  bestimmt  W.  Wcer, 
Oest.  W.  II,  172.  9  ...  tat  aber  ainer  das  nicht  und  Iruef;  aus  und  bcschieiet  das 
nit ,  so  dan  nach  derselben  prunst  ainer  oder  tner  auch  schaden  beschach,  den 
ist  er  rerfallen  umb  ir  schaden  und  dem  gericht  zween  und  fünfzig  phunt  pemer.  — 
W.  Bruneck,  Oest.  W.  V.  483.  5:  Item,  wann  ein  Teur  in  einem  hause  anfkumlit  und 
Murd  es  offenlich  beschrirn  von  dem  wirt  im  hause  oder  von  andern,  die  im  hause  sind, 
ee  dann  das  feur  über  das  dach  kumbt,  so  ist  er  der  lierschaft  chain 
j>en  schuldig ;  kumbt  aber  das  feur  über  das  dach,  so  ist  er  vervalien  L  fj^  perner. 
—  W.  Rum  1540,  Oest.W.,  II.  319.  6:  Item  ob  auch  ain  feur  in  ainem  haus  auf- 
kim, so  soll  derselb  oder  desselben  leate  von  stund  an  ain  geschrai  machen,  da- 
mit  man  bei  zeit  mug  gercttcn;  ob  aber  das  nit  t;cschäch,  und  was  scha- 
den daraus  geschech,  darumb  soll  derselb  verfallen  sein.  —  Nur  die  dem  unmittel- 
bar Beschädigten  zunächst  wohnenden  Nachbarn  durften,  weil  für  sie  die  Gefahr 
b«  einer  weiteren  Verbreitung  des  Feneis  am  größten  war,  dann  denken,  die  eigenen 
Sachen  zu  retten.  W.  Kematen,  Oest.  W.  II.  a6o.  18.  a  H.  14  Jhs.  ob  ain  feur  aaf- 
gieng,  das  niemant  außtragen  soll ,  dann  die  negstcn  drei  heuser  unten  und  oben, 
die  an<k  rn  sollen  /.uclaufen  und  sollen  helfen  reten  und  welcher  das  nicht  tät,  der 
war  komcn  umb  5  pfunt. 

2)  MaurtTy  Markenverfassung  188. 

3)  W.  Täufers  1568,  Oest.  W.  IV.  114.  30 :  So  ver  man  aus  wasser-  oder  fenrs- 

not  oder  ander  beweglicher  ursach,  davor  gott  der  hcrr  sein  und  bcwarcn  well,  den 
gloggenstraich,  die  j;cmain  in  der  eil  zu  herueffen ,  verursacht,  soll  ieder  iinclipnr 
in  der  gcmain  von  stund  an  zu  crröttung  desselben  am  platz,  oder  wo  diu  notlurft 
erfordert,  erscheinen  und  wer  darin  ohn  bewegliche  ursach  außbleibt,  soll  umb  ain 
gülden  gephendt  werden.  —  W.  Graun  1617,  Oest.  W.  III.  335. 34 : . . .  wann  mer  ain . . . 
ZcitteiMift  f&r  die  ges.  StMMwiucaieh.  Ergioiuagsbeft  IS.  % 
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den Gemeinden  der  tirolischen  Hochtaler  alle  Mann  auf  sein,  um 
zu  verhindern»  daß  sie  einen  andern  Weg  nimmt  als  durch  den 
»runst«,  die,  eine  öde  Talrinne,  jedes  Jahr  von  neuem  so  hergerichtet 

werden  muß,  daß  die  zu  Tal  gehenden  Erd-  und  Schneemassen 
kein  Hindernis  und  keinen  Aus\ve<j  finden  (Tsekengels),  Außer 
zu  den  Notstandsarbeiten  werden  die  Gemeindegenossen  hier  zu 
regulären  Arbeiten  herangezogen,  die  zu  Prohibitivzwecken  nötig 
werden. 

Der  reguläre  Arbeitsbedarf  der  mittelalterlichen  Markgenossen- 
schaften ist  auch  sonst  recht  beträchtlich.  Die  für  die  tirolischen 
Gemeinden  wichtigsten  Arbeiten  faßt  das  Dorfbuch  von  Marter  zu- 
sammen als  'die  vier  gmain  arbeiten  in  jar  :  erstlichen  ain 
der  Ktschwali,  die  ander  an  der  Etsch,  die  dritt  an  der  aib,  und 
noch  ainc  an  gemainen  weg  auf  all  zufall«  ^). 

Tille  setzt  für  Arbeit  am  Etschwal  schlechtweg  Arbeit  an 
den  Walen.  Das  ist  richtig,  denn  die  Instandhaltung  der  W'äle 
(Wal  vom  rem.  äquale)  aller  Art  war  für  die  Tiroler  Gemeinden 
besonders  wichtig.  So  wasserreich  die  Hochtäler  der  Alpen  zu 
allen  Zeiten  des  Jahres  sind,  so  schwierig  ist  doch  eine  regel- 
mäßige Wasscrversorgimg.  Oft  ist  es  überhaui)t  nicht  möglich, 
dl  s  reißenden  IClenu  nti  s  Herr  zu  worden.  l  )a  nehmen  denn  in 
den  tirolischen  W'i  islüiiiern  die  Ik^stinimungen  über  die  Herstel- 
lung  unil  Instandhaltung  dcrWäle,  Tragwäle.  Hrunnen  und  Wasser- 
leitungen einen  breiten  Raum  ein.  Auch  der  Mühlbach  wurde 
von  der  Gemeinde  gepaut  und  ausgeschöpft^.  Die  Gemeinde  Gaiss 
hatte  dafür  einen  >  gemainen  pfiueg«  *),  zu  dessen  Bedienung  die 


huchgevviter  anfallen  thuci,  also  daß  zu  besorgen,  der  pach  müchte  außprüchen,  so 
sollen  die  dorrmaister  und  fiinfer  bei  nächtlicher  weil  tr  fleissigs  aufsechen  «id  guet 
acht  haben,  darmit  man  dem  gwalt  zeitlichen  firkamen  and  schaden  verhiet  werd, 
und  ob  si  hilf  bedörfcn ,  soll  man'  inen  gehorsamb  sein.  —  W.  Tschengcls,  Oest. 
W.  IV.  iSi  30:  Sobalt  die  l.ihn,  so  Gott  pnildig  verbieten  wolle,  anfall .  b.nt  die 
tjanzc  gniaiii  sieb  auf  den  runst  zu  begeben  und  auf  alle  mögliche  grüde  nach  ein- 
zulaitcn  und  zu  erhalten,  darbei  aber  kein  aigncs  oder  particulär  intreße  zu  schaden 
der  gtnain  oder  aincs  dritten  nicht  ra  saechen,  allermaflen  dann  sollicher  mnst  alle 
johr  der  gröde  nach  (m  gerader  Richtung)  aufisustScken  und  zu  eröifiien  ist ....  —  Zu 
>llhn<  vgl.  Schme!!et\  Hayr.  Wb.  I.  I399.  Sc/töf>/,  Tirol.  Idiotikon  364 

1)  W.  Mortcr,  Oc-t.  W.  IV.  22S.  5:  Vgl.  TilU,  Die  bäuerliche  Wirtschafts  Ver- 
fassung des  Vinlüchgaues.  Innsbruck  1S95. 

2)  W.  Gaiss  V.  507.  ao:  es  solle  jerlichen  . .  das  mülpichl  mgever  omh  Mi- 
chaeli, wo  nit  awo*,  doch  wenigist  ainmahl ,  mit  dem  darzue  verhandnen  genwinen 
pilueg  aufs  fleissig-  und  tiefist  gepaut  und  atisgeschöpft,  und  zu  dem  ende  die  ge> 
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Bauern,  »so  gemeend  vich  haben <  (Zugvieh,  spannfähiges  Vieh) 
ihre  Gespanne  stellen  mußten. 

Die  zweite  Gruppe  von  Gemeinarbeiten  {IV,  Marter:  arbait  an 
der  Etsch)  bezieht  sich  auf  Bauten  zur  Sicherung  der  Flußufer, 
die  in  Tirol  ganz  allgemein  »archen«  (vom  lat.  arceo)  heißen.  Der 
Archenbau  gab  Anlaß  zur  Bildung  von  besonderen  Arbeitsgenos- 
senschaften, auf  die  wir  später  zurückkommen  werden. 

Die  Gemeinarbeit  an  der  alb  war  besonders  im  Frühjahr  not- 
wendig, da  die  Weide  den  Winter  über  und  noch  mehr  zur  Zeit 
der  Schneeschmelze  oft  starken  Verwüstui^en  ausgesetzt  war. 
Ehe  das  Vieh  hinauf  getrieben  werden  konnte,  mußten  die  Vieh- 
wo^e  und  Stege  hergerichtet  werden,  und  die  Weide  selbst  mußte 
jedes  Jahr,  »sobald  es  äpper  ist  und  vor  das  vich  außgehet«,  ge- 
putzt und  geräumt  werden  M.  hi  Mieders  mußte  die  Nachbar- 
schaft außerdem  noch  auf  der  gemeinen  Weide  einen  Zaun  oder 
Graben  machen,  »damit  die  stier  und  jungen  kalbelen  in  schieben 
nit  untereinander  gehen  c  Ganz  von  selbst  versteht  es  sich,  daß 
ein  Jeder  so  schnell  als  möglich  txxx  Milte  herbei  eilte,  wenn  das 
Vieh,  der  wertvollste  Besitz  jeder  Wirtschaft,  auf  der  Alb  in  Ge- 
fahr kam,  sei  es,  dal.s  es  von  einem  schlimmen  Wetter  überrascht 
wurde  ^)  oder  daß  gar  Wölfe  in  die  Herden  eintielen  *). 


mnin,  insonderheit  die  pniirn,  so  gcmccnd  vich,  es  seie  ross  oder  oxen,  haben,  hier- 
2UC  durch  die  dorfniai>-tcr  anjicwissi  wcnicn. 

1)  W.  liokgau,  üest.  VV.  III,  12S.  6.  —  VV.  Klirsch  HI.  246.31:  Eh  vor  diser 
viehaiisU>&  geschiecht,  sind  die  Tiehwege  und  stege  gut  herzoricliten,  welches  der 
dorfmeister  su  besorgen  und  Qffentlich  kund  ni  nucben  hat.  W.  Elbigenalp.  III.  122. 
38:  Damit  ...  die  gemainen  chehaften  und  vichwaiden  durch  die  iberle<;te  stain 
(Steiii'schlägc  sind  wälirctu!  der  SchntcsclnncLc  bch.  häufii;)  und  iberzognes  cemmat 
(Gestrüpp?)  nit  mehr  also  minieret  werden,  wie  es  sich  de  facto  befunden,  sollen 
Sit  fQrters  fifters  geianmbt  ond  geputxet  werden.  Dir  dam  Aufgtbottnt  soU,  es  msg 
hernach  atUi  zwai  oder  drei  tag  erfordern,  dessen  keines  wegs  zuwider  haben. 

2)  W.  Mieders,  Oest.  VV.  H.  271  note. 

3)  W.  Reschtn,  Oest.  W.  Ilf.  326.  5  :  Wenn  eine  ungünstige  sehne ewittcrung 
b«im  vieh  im  berge  einfallen  oder  ein  wildes  thier  unter  das  vieh  kommen  sollte, 
«o  sollen  den  hirten  und  scMfem  Icnte  in  hinllnglicher  ansahl  nach  maas  des  be- 
darfes  eilfertigst  zugeschiket  werden,  und  ieder,  der  hierzu  nach  der  rod  aufgebo- 
then  wird,  hat  sich  keinerdings  zu  widern ,  sondern  seine  hilfe  bestermassen  und 
schleunigst  zu  leibten. 

4)  W.  Kufstein,  Oest.  W.  II.  iS:  Wann  uian  auf  des  pern,  wolf,  lux,  wiltschweiu 
und  dergleichen  scbedlicbe  thier  gejaid  aufpcut,  das  alsdann  ain  jeder  auf  seie  und 
an  das  gejaid  ziehet.  Es  ist  iezeiekneud,  dass  erst  so  jungt  Wtisttmtr  (W.  Reschen 
stanunt  vcm  1794,  W.  Kufstein  aus  dem  Anfang  des  17.  Jahrb.)  Btstimmtmgtn  ühtr 
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An  letzter  Stelle  nennt  das  Morterer  Dorf  buch  unter  den  Ar- 
beiten »noch  aine  an  gemainen  weg  auf  all  zufalU.  Der  letzte  Zu- 
satz bezieht  sich  offenbar  darauf,  daß  Wege  und  Straßen  nur  in  Aus- 
nahmefällen durch  Gemeinarbeit  im  Sinne  von  gemeinsamer  Ar- 
beit der  Genossen  hergestellt  wurden.  Für  gewöhnlich  war  jeder 
einzelne  für  die  Erhaltung  der  Wegstrecken,  die  über  sein  Grund- 
stück oder  daran  entlang  führten,  verantwortlich.  Nur  wenn  der 
Schaden  so  groß  war,  daß  seine  eigenen  Arbeitskräfte  nicht  mehr 
ausreichten,  konnte  er  die  Hilfe  der  Genossen  bcanspnichen  ^). 
Es  machte  dabei  keinen  Untcj  scliicd,  ob  es  sich  um  einen  Feld- 
weg oder  des  Reiches  Straße  handelte. 

Wenn  ein  solcher  Weg  von  einem  Zaun  gekreuzt  wurde,  mußte 
der,  der  den  Zaun  errichtet  hatte,  gleichzeitig  dafür  sorgen,  daß  der 
Zaun,  wenn  nicht  geöffnet,  so  doch  überstiegen  werden  konnte 
DicKc  Verpflichtung  zeic^'t  deutlich,  auf  welche  Weise  diese  Wege- 
baulasten entstanden  sind.  l'r^pnnv.'Hcb  i'<t  der  lnhul)er  eines  Grund- 
stücks nur  verpachtet ,  seinen  Nachbar  oder  auch  tnchrere  Ge- 
nossen über  einen  I  cil  seines  Besitzes  liehen  und  fahren  zu  lassen. 
Bei  manchen  dieser  ^WegC'  wurde  mit  der  Zeit  ein  Mindestmaß 
von  kimstlicher  Anlage  wimschenswert,  schon  im  Interesse  des 
Inhabers  des  belasteten  Grundstückes.  Denn  je  besser  der  Weg, 
desto  weniger  sind  die  Ik'nützer  genötigt,  bei  na.sscm  Boden  vom 
Wege  abzuwciciien.    l>s  war  daher  ganz  natürlich,  daß  Jeder  für 


ßeistandspjiicntcn  der  in  Kcdc  stehenden  Art  entkaiten,  J-i  u/icr  bt  auckle  man  da/Sr 
keine  Varsckrißen. 

t)  W.  Hefenboren,  <?rriNM«  V.  128.  §  35 :  Wo  tondstni0en  «wüschend  gOeteien 

hingond  und  dieselben  laiidstraßen  geprJtsthaftig  werdend,  da  sollend  die  anstoßet 
die  cinanderen  helfen  machen.  Ob  aber  preß  schlipfmcn  oder  ander  landprcsten 
kernend,  so  i<üllend  in  ein  gemaind  die  hcli'cn  machen...  —  W.  Magdcnau,  Grimm 
V.  190.  §  27  r.  Wo  ainer  guot  hat,  das  an  des  riete  Straß  stofiet»  der  sol  die  straH 
bowan  und  machen,  das  si  iedennan  wol  mag  riten  und  gon.  Und  ob  er  das  nit 
t'i  *  >  in:u;  ictlicher  und  welcher  wil,  den  liag  ufbrcchcn,  wcdcrthalb  er  wil,  und 
farcii  il-.ir»  h  kl  .rn,  durch  huu  und  was  da  ist,  und  unethalh  wider  unibhcr,  und  ouch 
die  heg  ufbrcchen,  das  er  damit  nit  fräfnet ,  noch  wider  rcchtz  tuot  .  .  .  Wo  snraicr 
guter  an  des  richs  Straß  zämen  stoßent ,  da  sol  ietwedra  tail  die  straft  YOii  sinem 
guot  machen  siben  schuo  «it,  und  wSr  dazwischent  me  ze  machen,  das  sol  die 
gemaind  tuon  und  machen.  Hcschäch  aber  deheinost,  «Iis  wnotgessincn  (wütende 
Wasscruiisse)  <j  icr  i  i.il  riit  l!  l;:imint,  davon  ain  wetj  verschlipfti ,  den  sond  pmain 
nachburcn  dein  helfen  machen  und  wider  rc  Iniw  bringen,  wenn  er  si  dazuo  berüft. 

s)  W.  Peitingau,  Grimm  III.  654.  §  62:  Alsbald  er  dan  den  ackher  zugesät, 
so  soll  er  die  gnssen  paid  Tcrzäunen,  und  sol  ein  gute  stigel  machen,  da0  ein  jeg- 
licher mann  oder  fran  mit  einem  sack  wol  darOlier  steigen  mag. 
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sich  für  den  Teil  des  Weges  aufkam,  der  über  sein  Land  i;in^^ 
und  es  ist  auch  nicht  weiter  zu  verwundern,  wenn  selbst  die  ein- 
zige interlocale  Verkehrsader  des  Mittelalters,  »des  retchs  strass«, 
soweit  sie  durch  Dorfgemarkung  ftihrte,  durch  Baulasten  der  An- 
lieger unterhalten  wurde. 

Führte  ein  Weg  über  die  gemeine  Mark,  so  fiel  die  Baulast 
natürlich  der  Gesamtheit  zu*). 

Brücken  wurden  fast  immer  von  allen  Genossen  gemeinsam 
gebaut  Doch  konnte  es  vorkonunen,  daß  ein  Steg,  der  beide 
Ufer  auf  dem  Grundbesitz  eines  Bauern  berührte ,  von  diesem 
in  Stand  gehalten  werden  mußte  *). 

Im  Gebirge  gibt  es  außer  Feldwegen  und  Dorfstraßen  noch 
andere  Anlagen,  die  den  Wirtschaftsbetrieb  erleichtern  können. 
Wenn  b(.  i  solclien  alle  gleichmäßii^  interessiert  sind,  wird  zu  ihrer 
Herstellung  ebenfalls  zur  Gemeinarbeit  aufj^eboten.  Auf  diese  Weise 
wird  in  Nassereien  alljährlich  die  haubtheiriße<  (Riese  =  eine 
Einrichtung,  um  Holz  und  andere  Lasten  zu  Tal  zu  bringen)  in 
Stand  gesetzt,  und  wenn  das  Heu  zu  Tal  gezogen  wird,  muß  die 
ganze  Gemeinde  helfen  *). 

Die  Marki^cnossenschaft  ist  nicht  blos  eine  G  e  ni  e  i  n  s  c  Ii  a  f  t 
zur  Wahrung  von  Recht  und  Frieden  und  als  Eigen- 

i)  W.  Sarntbeim,  Oest.  W.  V.  274,  36:  Es  solle  auch  ain  ieder  gesessner  ge- 
richtsman  fUr  sein  hofmarken  weg  und  steg  machen  und  in  gueten  wirden  hnUcn, 
wie  von  nltei  her  keinen  ist  .  .  .  Dann  in  wäldern  und  auf  der  pcmain  s<jllen  die 
nachpern  alle  niii  ainandcr  zu  machen  und  die  weg  zu  bessern  schuldig  sein,  wie 
von  alter  herkomen  .... 

a)  W.  Natnrns,  Oest.  W.  V.  aa,  i :  Ittem,  wann  man  die  hohpniglccn  oder  den 
Etscbwall  machen  will,  das  solt  man  am  suntag  vor  der  kircben  bemeffen,  und  so 
man  die  glocken  Icidt  zum  dritten  mall,  und  so  soll  aus  ieden  haus  ein  redlich 
mensch  da  sein,  das  woll  arbailcn  ma.g. 

3)  W.  Mieders,  Oesi.  \V.  II.  273,  i :  die  pruggen  unter  dem  Müntes  soll  Paul 
Pnmner  w^en  aines  Hecks  in  der  örUtn  machen,  und  den  gatter  darbet  Valtin 
Wtser  auch  wegen  eines  flecks  gmnts  in  der  driau. 

4)  W.  Nasserein,  Oest.  VV.  III.  256.  21:  wegen  der  gmainen  haubthcirißcn  ist 
von  fimainswcjjen  hiemil  licschlussen  worden,  nemblichen,  wann  die  zeit  de?,  hei- 
ziechens  vcrhanden,  solle  mau  aigentliche  anstatt  machen,  vor  der  Kirchen  otfcnt- 
Hchen  su  ieder  menigelichs  nachricht  außriefen  lassen,  aufwelichem  tag  die  anstatt 
gemacht ;  und  welicher  auf  gedachten  rifien  ...  bei  sn  siechen  hat ,  den  meerem 
tbaü  nit  rifien  helfen  wurde,  dem  solle  durch  den  verordneten  gcrichtsfronboten  von 
gmainswctjcn  auf  selbij;en  riß  das  hei  711  Tiicchen  auf  vierzechen  tag  lani^  gerr/lichen 
abgcslelt  und  verpoten  sein.  AucA  W.  Elbigeualp,  Oest.  W.  III.  122. 10:  rechnei  unter 
di$  grossen  G«mii»dtarMien  «msstr  arcligepeas  noch  riß-  weg-  und  straßmachen, 
neb  waidpusen  und  dergleichen. 
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tümerin  der  Allmende  und  in  sofern,  als  sie  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  gegenüber  den  particularen  Sonderinteressen  das  öffent- 
liche Interesse  wahrt,  eine  Wirtschaftsgenossenschaft, 
sie  bt  im  Mittelalter  auch  eine  religiöse  Gemeinschaft 
Daher  finden  wir  auch  in  den  verschiedensten  Gebieten  Deutsch- 
lands die  Auffassung  vertreten,  daß  der  kirchliche  Dienst  nichts 
anderes  als  Gemeindedienst  sei.  Wie  zur  Gemeinde  arbeit  wird 
auch  zu  den  Kreuzgängen  angetreten  >). 

Entsprechend  der  M<'hrhcit  von  Zwecken,  denen  die  mittel- 
alterliche Markgenossenschaft  zu  dienen  berufen  ist,  nimmt  sie  die 
Arbeitskraft  ihrer  Mitijieder  nach  den  verschiedensten  Richtungen 
in  Anspruch.  Als  Rechts-  und  I*'riedensgcmeinschaft  verlangt  sie 
nicht  nur  Teilnahme  an  der  Rechtssprechung .  die  der  einzelne 
eher  für  sein  gutes  Recht  als  für  seine  Pflicht  halten  mochte;  der 
gesamte  Polizeidienst  wird  durch  Dienste  der  Genossen  geleistet 
Ruhe  und  Ordnuni:  ini  I  )orfe  zu  wahren,  die  Friedensstörer  /.n 
verfolgin  und  zu  ei  rntni,  jedem  Xaehham  beizus])ringcn,  wenn 
er  in  seinem  Hause  durcli  auldringliehes  Volk  belästigt  wunle, 
zu  retten  und  zu  helfen,  wenn  die  lUemente  den  Hesitz  eines  Ge- 
nossen t)der  die  gemeine  Mark  bedrohten,  war  Pflicht  eines  Jeden. 
Lange  Zeit  genügte-  das  S(jlidaritätsgefühl  der  Markgenossen,  das 
Bewußtsein,  dal.s  man  se  inem  Nachbarn  zur  Hilfe  in  der  Not  ver- 
pflichtet i.sl,  um  die  Befolgung  dieser  Pflichten  zu  uaiirleisten- 
Erst  in  späterer  Zeit  wurde  es  notwendig,  diesen  Porderungen  der 
Sitte  durch  gesetzliche  Bestimmungen  Nachdruck  zu  verleihen. 

Aehnlich  mag  es  bei  den  genossenschaftlichen  Diensten  der 
Fall  gewesen  sein,  die  man  unter  dem  Wort  der  tirolischen  Weis- 
tümer  »Gemeinarbeit«  zusammenfassen  kann.  Es  sind  das 
zum  kleineren  Teil  Arbeiten  auf  dem  im  Gesamteigentum  der 
Genossen  stehenden  Grund  und  Boden  (Arbeiten  auf  der  gemeinen 

l)  7/AV  .1.  a.  O.  pai,'.  166.  —  W.  S.  l'eter  1  Schwarzwald),  Grimm  I.  355.4-:  uß 
iuiiciii  huß  sol  ein  erber  bot  gan,  wan  man  mit  dem  crütz  gai,  dcu  ein  luiprie^tcr 
für  gut  nimpt.  —  W.  Cappel  bei  Adlern  (Baden),  Grimm  I.  417:  Item  so  num  mit 
den  crfltxen  gat,  so  sol  aß  jedem  huß  ein  mensch  mit  gon,  das  da  oplferbar  i&i. 
Bcschicht  das  nit,  so  vcrfcllct  derselbe  der  kirclicn  ein  pfunt  wachs,  snd  daran  soll 
man  niü/it  vrlicntkcn.  —  \V.  I.aiiiiiaiifcrs,  Oc^t.  W.  III.  341 :  .  .  .  <Inß  man  jiott  umb 
alle  gnaden  und  gaben  sich  demietig  und  duu  k^arlich  solle  einslellea  umb  bittUji 
oder  kreuzgcng  und  wan  man  mit  fcreitz  zugdm  i>ietet,  solle  von  teder  ehe  ain  per« 
söhn  mit  kreutz  gehn,  welcher  al>er  hngehorsamb  erfunden  (sie  I) ,  solle  gepfendt 
M'erden .... 
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Weide).  Wichtiger  sind  die  von  allen  Genossen  ausgeführten  Ar- 
beiten, die  erst  eine  zweckmässige  Wirtschaftsführung  für  den 
einzelnen  ermöglichen:  Wasserversorgung,  Bau  von  Wegen  und 
Brücken.  Die  Sicherung  der  Flußufer  durch  Archen  kam  zunächst 
den  Inhabern  der  am  Wasser  gelegenen  Grundstücke  zugute.  Eine 
größere  Ueberschwemmui^  konnte  aber  den  gesamten  Bestand 
an  Feldern  bedrohen.  Alle  diese  Arbeiten  wurden  ebenfalls  ohne 
Zweifel  von  allen  lanf^e  Zeit  bereit\villiL;st  getan,  ohne  daß  ein 
gesetzlicher  Zwang  bestanden  hätte.  Ich  kenne  keine  bessere  Ver- 
anschauUchunLi^  für  diesen  Zustand  des  selbstverständlichen  Zu- 
sammenarbeitens aller  und  für  seine  Motive  als  den  Eid,  den  noch 
im  1 5.  Jahrh.  in  Hreitenbach  (Hessen)  neu  aufgenommene  Genossen 
schwören  mußten:  »er  sal  unsern  rechten  hern  ;,'e!nbcn  truwe  unde 
holt  zu  syne  unde  iren  schaden  zu  warnen,  zu  tag  und  zu  nacht, 
undc  wclciie  zyt  cn  des  noid  sy;  he  sal  daß  selbe  geloben  den 
nackeburn  unde  tlem  lantmann,  he  sal  auch  geloben,  daß  he  wolle 
buwcn  Wege  und  stege  mit  andern  sinien)  nackeburn,  al  leine 
k  a  n  er  nicht  v  e  1  e  g  c  ni  a  e  h  e  n  '  ' ). 

Es  ist  selbverständlich  ,  daß  der  neue  Genossi:  auch  seinen 
Nachbarn  hiitt  »iren  schauen  zu  warnen  zu  tag  und  zu  nacht  und 
daß  er  mit  ihnen  für  die  öffentlichen  Bedürfnisse  arbeitet,  denn 
»alleme  kau  er  nicht  vele  gemachen«  ;  ohne  daß  die  allgemeinen 
Bedürfnisse  der  Sicherheit  und  des  Verkehrs  (wege  und  stege) 
befriedigt  werden,  ist  seine  Existenz  gar  nicht  möglich.  Solange 
diese  Solidarität  der  Interessen  allen  bewußt  blieb,  war  eine  ge- 
setzliche Regelung  der  in  Rede  stehenden  Pflichten  entbehrlich. 
In  der  Tat  sind  die  Weistümer,  aus  denen  unsre  Kenntnis  über 
Gemeinarbeit  u.  s.  w.  geschöpft  ist,  ohne  Ausnahme  sehr  jung, 
und  wenn  es  noch  eines  Bewebes  dafür  bedürfte,  daß  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  ihre  Ausführlichkeit  nur  dem  Schwinden 
des  genossenschaftlichen  Geistes  verdanken,  so  würden  einige 
wenige  Belege  aus  den  Tirolischen  Weistümem  genügen'). 


i)  Grimm  III.  355. 

3)  W.  Elbigenalb,  Oest.  W.  III.  122.  20  :  dteweilen  Sei  den  grosnii  Cemelnds- 
arhdtcjt  aine  f:;r«ßc  uiiordnuii}»  und  nachläßi^keit  vcrmtirkct,  infknic  oftiniilils  kauinb 
fünfzehn  biß  zwainzij^  personen  darbei  zugegen  erfunden,  niurde  beschlossen,  daß  so- 
dann auß  iedem  also  aufgcbottnen  bauss  das  stärkste  darzu  zu  gehen  schuldig . . . . 
—  W.  Humingen,  Oest  W.  III.  66. 5 :  dieweil  bißliero  von  jar  zu  jarn  in  den  genutinen 
Mfpoten,  es  sei  zum  wdg,  pnuinen  madien  oder  andemerts,  gar  schlechter  gehorsam 
venpiit,  auch  iheweib  durch  wolangesessene  nachpeni  schlechte  pueben  oder  mftd- 
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Es  leuchtet  ein,  daß  es  sich  hier  um  zwei  grundsätzlich  ver- 
schiedene Arten  von  genossenschaftlichen  Diensten  handelt.  Im 
Gegensatz  zu  den  Polizei-  und  Sichcrheitsdiensteni  die  im  öffent- 
lichen Interesse  notwendig  sind,  kommt  jene  andere  Gruppe  von 
Diensten,  die  wir  unter  dem  tirolischen  Wort  ><^emeinarbeit«  zusam- 
men;:^^c'ta!>t  haben,  nur  solchen  Genossen  zugute,  die  eine  eigene 
Wirtschalt  haben.  Ursprünglich,  solange  die  Markgenossenschaft 
identisch  war  mit  der  Gesamtzahl  allrr  im  Dorfe  ansässigen  Haus- 
wirte, bt'chirtte  die  Krage,  wer  zu  den  geno>^<;cnschaftlichen  Dien- 
sten verj)t1ichtrt  war,  keiner  besonderen  Regelung.  Alle  Genossen 
mussten  in  t^lcicher  Weise  mitarbeiten.  Der  Stand  des  einzelnen 
machte  dabei  keinen  I  nterschied.  Wenn  in  Nauders  Archen  ge- 
baut weiden,  sollen  alh^  hauswirt,  edl  und  unedl,  dahin  komen 
mit  ihren  hacken,  und  wdliche  edlleiit  mil  hauen  und  mit  gumpfcn 
an  ir  ar})eit  geent,  sollen  daran  arbeiten,  welche  edlleut  das  aber 
nicht  tuent,  die  sollen  der  arbeit  daran  vertragen  und  iberhoben  sein, 
aber  mit  andern  iren  waffen  sollen  sie  dannocht  darzue  komen« 

Das  wurde  erst  anders,  als  in  den  deutschen  Landgemein- 
den Leute  Eingang  fanden,  denen  nicht  mehr  volles  Genossen- 
recht erteilt  wurde,  Handweiker  und  Tagelöhner,  die  kein  eigenes 
Feld  bebauten,  unter  Umständen  nicht  einmal  im  eigenen  Hause 
wohnten.  Sic  sind  unter  dem  Namen  Kötter,  Brinksitzer,  Bei- 
sitzer, Tauner  (nicht,  wie  man  vermuten  könnte,  von  tafem,  son- 
dern von  tagwen  =  tagwerk)  in  ganz  Deutschland  nachzuweisen  *), 
Daß  sie  zu  Polizei-  und  Sicherheitsdiensten  (Gerichtsfolge,  Feuer- 
folge u.  s.  w.)  genau  so  wie  die  Marl^enossen  verpflichtet  waren, 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Die  Wahrung  der  öffentlichen 
Sicherheit  lag  ja  auch  in  ihrem  Interesse.  Und  in  den  meisten 
Fällen  handelt  &  sich  hier  um  rasche  Hilfe  in  der  Not,  bei  der 
es  ziemlich  belanglos  ist,  ob  der  einzelne  dabei  einer  rechtlich 
festgelegten  Pflicht  gemäß  handelt,  oder  ob  er  gegen  ein  Gebot 
der  Sitte  verstößt,  wenn  er  den  Nachbar  im  Stiche  läßt. 

Anders  bei  d  r  <  n-ni t  iTKu  l  u  it.  Die  alten  Markgenossen- 
schaften verwandelten  sich  durch  den  Ausschluß  der  l  auner  in 
Nutzungsgenossenschaften.  Die  Nutzung  der  gemeinen  Mark  blieb 

Icn  d.irzue  geschickt,  so//  künjtig/tin  ain  iedcr  nachher  selbs  pcrsohnlich  oder  durch 
•inen  taugenlichen  starken  Unecht  zu  rechter  stunt  erscheinen  .... 
i)  W.  Nauders,  Oest.  W.  III.  31$,  10. 

21  Cin  ke.  D  is  dctii  Ii.  <  :ci)ossenschartsrecht  I.  607  f.  HttuifTy  Institutionell 
des  deutschen  Privatrechts  1.  289. 
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den  alten  Markgenossen  vorbehalten.  Arbeiten,  die  allein  die« 
sen  zugute  kamen,  mußten  natürlich  auch  von  diesen  allein  ge- 
tan werden.  So  teilt  z.  B.  noch  heute  die  Fronordnung  der 
Gemeinde  BretzwiP)  die  Fronen  in  Fronen  erster  und  zweiter 
Klasse.  In  die  erste  Klasse  fallen  die  Fronen  an  den  Wald* 
wef^cn  der  Gemeinde  und  die  an  den  Gemcindeallmenden.  Diese 
>sin(l  einzig  den  Ortsbürgern,  so  die  Gemeindenutziin<j^cn  genießen, 
Überbunden  und  sollen  von  denselben  zu  L,Hcichen  Teilen  getragen 
werden«.  Zum  Putzen  und  Räumen  der  Albweide  sind  daher  nur 
die  *so  albsorcrechtij^keit  haben  und  die  alb  genießen  wollene 
»so  vich  aufkern«;  ^)  verpflichtet. 

Auch  an  anderen  Anstalten,  die  durch  Gemeinarbeit  herge- 
stellt wurden,  waren  gewisse  Giiippen  unter  den  Dorfgenossen 
vorwiegend  oder  ausschliesslich  interessiert,  so  besonders  die  Hc- 
sitzer  von  W'iesengrund  an  der  Instainlhaltung  der  W'iile.  1  )aruni 
sollen  in  Perfuchs  die  Wäle  durch  diejenigen,  so  »die  rod  darinnen 
haben,  geschöpft,  gemacht  und  die  notwendigen  rinnen  darzue  gc- 
richt'  werden*);  in  Xaturns  sollen  zum  W'alhau  alle  aufgeboten 
werden,  si>  daraus  wassern  =  '').  Jlin  Hauer,  der  \\  ie>t  n  besitzt,  hält 
natürlich  N'^ich.  In  den  meisten  Gemeinden  waren  daher  die,  die 
aus  dem  Wal  wässern,  dieselben  wie  die,  die  Albsgerecluigkeit 
haben.  1  >arum  bestinunt  aucii  \V.  ( )berlana  daß  schuldig  .sind, 
den  wal  zu  machen  >alle,  die  äcker  und  wiscn,  oder  vich  für  den 
hirten  haben  zu  schlagen«. 

Während  also  die  Gerichts-  und  Sicherheitsdienste  zweifellos 
zu  allen  Zeiten  von  allen  Einwohnern  des  Dorfes  geleistet  wer- 
den mußten,  sind  zu  den  Herstellungsarbeiten  nur  diejenigen  ver- 
pflichtet, für  deren  Wirtschaftsführung  sie  von  Bedeutung  sind. 
Nur  wer  die  Nutzungen  einer  Albweide,  eines  Wals  etc.  genießt 
wird  zu  den  Arbeiten  herangezogen,  die  notwendig  sind,  um  diese 
Nutzungen  in  ihrem  Bestand  zu  erhalten. 

Zum  kirchlichen  Dienst  ist  offenbar  jeder  Vorsteher  eines  Haus- 

1)  Durch  die  (k-mumdevcrsatnralung  II.  gcneluuigl  19.  X  1S73,  im  Druck  er- 
schienen Lie:>tal  1S74. 

2)  W.  Taneh,  Oest.  W.  IV.  288.  17. 

3)  W.  Maaren,  Oest.  W.  IL  293.  13. 

4)  \V.  I'crfuchs,  Oest.  W.  III.  206.  35.  rod,  rudd  (rotuhisi  Ret;ister  =  die, 
die  im  Nuizunjjsrcf;ister  ein^jf trnijf n  sind,  die  die  Nutzung  darin  haben. 

5)  W.  Naturns,  Uest.  \V.  V.  21.  20. 

6)  W.  Oberlam»  OesL  W.  V.  155.  i. 
1)  Vgl.  anch  TUIe  a.  a.  O.  164. 
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halts  verpflichtet,  selbst  2U  erscheinen  oder  einen  Boten  zu  schicken. 
Nach  den  oben  citierten  Weistümem  muß  ein  Mann  erscheinen 
»uß  iedem  huß«     oder  »uß  ieder  ehe« 

Es  wurde  schon  zu  Beginn  dieses  Abschnittes  daran  erinnert, 
daß  durchaus  nicht  immer  Dorfverband  und  Markgenossenschaft 
zusammenfielen.  In  vielen  Fällen  war  eine  Marie  im  Besitz  von 
mehreren  Dorfschaften.  Alle,  die  in  dieser  gemeinsamen  Mark 
VVunn  und  Weide  genossen,  wurden  natürlich  zu  den  Markfronden 
herangezogen.  Sie  alle  mußten  die  Mark  schützen  gegen  Feuers- 
und Wassersnot,  sie  mußten  böswillige  Eingriflfe  in  den  Bestand 
der  ]\Tark  verfolgen  und  zur  Anzeige  bringen,  sie  mußten  endlich 
zu  den  in  der  Mark  notwendigen  Instandsetzungsarbeiten  ihre 
Arbeitskraft  stellen. 

CJenieinsamer  Grundbesitz  mehrerer  Dörfer  war  aber  nicht 
der  einzige  Anlaß  zu  einer  Arbeitsgemeinschaft  über  den  einzelnen 
Dorfverband  hinaus.  Die  W'eistümer  des  späteren  Mittelalter^ 
enthalten  verschiedentlich  freie  Abkommen  mehrerer  Gemeinden 
mit  tlem  ausgesprochenen  Zweck,  die  gi  nii msame  Erledigung  ge- 
wisser großer  Arbeiten  zu  regeln.  Die  Dörler  I  Jmen  und  Klimm 
im  Li  chta]  haben  »wegen  machung  des  nolhw  cndi;^en  archeni^e- 
päus,  auch  anderer  gemainsamben  Sachen  lialber«  eine  Archen- 
wesens-verbrüderung  geschlossen  Der  Testwal  bei  Mals  machte 
soviel  Arbeit,  daß,  »wenn  si . .  ains  tags  ainig  werden,  ihn  ze  ma- 
chenc)  nicht  nur  die  Nachbarn  von  Butgeis  und  von  Mals,  sondern 
auch  eine  ganze  Anzahl  umliegende  Höfe  »ausserhalben  der  baiden 
paurschaften«  helfen  müssen*).  Die  Vintschgauer  Gemeinden 
Stahlen  und  Tablant  9sambt  iren  mitverwonten,  den  Höfem  und 
perkleiten  (den  höher  gelegenen  Höfen,  die  nicht  zum  Dorf  ge- 
hören, Wunn  und  Waide  aber  mit  den  Dorfleuten  genießen)«  haben 
ein  Abkommen  getroffen,  damit  »ain  ieder  angeseßne  und  ver- 
wonter , . .  sein  auferlegte  schuldige  robatt  und  dienstperkait  in 
den  ehaften  gemainen  arbaiten,  pruggen-  und  wassei^epeuen  dar- 
zustrecken  wiße«.  Außer  den  Arbeiten  auf  der  gemeinsamen  Waide 
(ehaften  gemainen  arbaiten),  wird  auch  der  Bau  von  Archen 
und  Brücken  gemeinsam  erledigt.  Jedes  Dorf  hat  femer  bestimmte 

1}  W.  S.  l'elcr  und  (.apj'cl,  Grimm  I.  353.  417, 
3}  W.  Langtaufers,  Oest.  W.  III.  341.  41. 

3)  Oest.  W.  III.  117. 27. 

4)  W.  Ellmen  und  Klimm,  Oest.  W.  III.  71  f. 
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Wegstrecken  zu  unterhalten.  Wenn  es  grössere  Beschädigungen 
nicht  innerhalb  14  Tagen  repariert,  ist  es  dem  andern  Dorf  zu 
einer  Conventionalstrafe  von  5  Pfund  Bemer  verfallen  >). 

Auch  sonst  lassen  sich  in  Deutschland  Arbeitsgenossenschaf- 
ten nachweisen,  die  durchaus  nicht  an  den  Dorfverband  gebun- 
den sind,  im  Binnenlande  außer  zu  Vorkehrungsmaßregeln  gegen 
Bergrutsche,  Ueberschwemmungen  u.  dgl.  zur  Entsumpfung  und 
Trockenlegung  von  Morasten,  an  der  See  die  Deich*  und  Siel- 
genossenschaften *). 

1)  W.  Stäben  und  Tablant,  Ocst.  W.  IV.  32S,  28  f.  —  Wo  al»cr  ainer  oder 
der  andern  nacbparscbait  ir  toil  angemelten  Stäbner  weg  auß  guttsgwalt  duich 
Mut,  wolkenbrnch,  gerigen  oder  wasserguß  zerrissen»  zerbrochen  oder  verderbe 
wurde,  so  solle  alsdann  dieselb  ^cmnin  ircn  tnil  am  selben  weg...  in  vicr/cchen 
taf^en,  den  negsten  nach  <Ir\to  solliche.-,  sthadens,  cm  kns^ern  verziisj  wiilcruinben 
Diachen  und  pessern,  damit  niauglhalbcn  tics  \vc(;s  nicinands  an  seinen  nutzen  auf 
den  veld  von  ungewiter  schaden  neme,  auch  gcfcrligkait  dc^  »cgs  an  vich  und 
leuten  verhuet  werde.  Wo  aber  dieselb  genuin  solchen  Iren  teil  am  weg  in  den 
bcstimbten  negstcn  vierzechen  tagen  darnach  nit  widerumben  pessern  und  ganz 
mnchcn  wurde,  dnmil  er  ^'um  falircti  £;eliraucht  müg  werden,  so  soll  si  alsdann  der 
andern  nachperschaft  fünf  [>t'und  ferner  pucß  und  straff  verfallen  sein  .... 

2)  Hiusitr,  I.  296.  Cierkt  I.  613  f- 
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Zweites  Kapitel. 
Grundherrliche  Dienste. 

In  diesem  Teile  unsrer  Untersuchung  soll  uns  ausschließlich 
das  für  die  frühmittelalterliche  Grundherrschaft  charakteristische 
Arheit'^systrm  beschäftigen.  Es  wird  sich  ergeben,  daß  diese  pri- 
vaten Wirtschaftsdicnsto  auf  herrschaftlichem  Grund  unil  Boden 
nicht  —  wie  man  allgemein  annimmt  —  eine  Neuschöpfung  der 
organisatorischen  Tätigkeit  der  Grundherren  der  fränkischen  Zeit 
sind.  Vielmehr  bestanden  schon  in  germanischer  Zeit 
ähnliche  Arbeitsverhältnisse  zwischen  Herren  und  unfreien 
Hintersassen.  Dircn  I )ienstc  waren  so  geartet,  liaß 
I"  r  e  i  e ,  die  sich  seit  HcL^inn  der  fränkischen  Zeit  in  ähn- 
liche Abhängigkeitsverhältnisse  begaben,  sich  zu  solchen  Arbeits- 
leistungen verpflichten  konnten,  ohne  damit  der  Würde  ihres  Stan- 
des Allbruch  zu  tun.  Waren  sie  doch  durch  ihr  bisheriges  Leben 
an  harte  Arbeit  gewöhnt. 

lünc  deutliche  Anschauung  von  der  Organisation  dieser  Wirt- 
schaftsdienste lassen  uns  erst  die  Quellen  des  späteren  Mittel- 
alters, die  Weistümer,  gewinnen.  Diese  gehören  einer  Zeit  an, 
in  der  die  Grundherrschaft  ihre  einstige  Bedeutung  verloren  hat 
Aber  ihr  conservativer  Qiarakter  ist  ja  so  bekannt,  dass  vorsich- 
tige Rückschlüsse  auf  frühere  Zustände  keiner  Rechtfertigung  be- 
dürfen. 

Zudem  werden  uns  nur  solche  Züge  des  Arbeitssystemes  be> 
schäftigen,  die  ihm  über  den  Wandel  der  Zeiten  hinaus  eigentüm- 
lich sind.  Veränderungen  ist  natürlich  die  quantitative  Bedeutimg 
eines  Arbeitssystemes,  sein  ökonomisches  Gewicht  unterworfen. 
Aber  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  dieses  für  die  Frage  nach  dem 
Ursprünge  des  Systcmes  gleichgültig  ist  Von  größter  Wichtig- 
keit ist  dagegen  in  dieser  Ik-ziehung  alles,  was  wir  über  seine 
qualitative  Gestaltung  erfahren  können.  Denn  mit  den  .späteren 
Berichten  über  diesen  Punkt  werden  wir  die  Richtigkeit  dessen, 
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was  wir  aus  den  früheren  Quellen,  die  so  überaus  dürftig  und 
lückenhaft  sind,  erschliefien,  nachzuprüfen  imstande  sein. 

Unter  Großgrundherrschaft  versteht  man  in  der 
deutschen  Wirtschafts-  und  Verfassungsgeschichte  diejenige  Or- 
ganisationsform des  ländlichen  Grundbesitzes,  die,  wie  man  allge- 
mein annimmt,  vom  8.  bis  ins  13.  Jahrhundert  über  ganz  Deutsch- 
land verbreitet  W9X  und  für  den  größten  Teil  der  Bevölkerung 
jener  Jahrhunderte,  was  die  Herrschaftsrechte  des  einzelnen  an 
Grund  und  Boden,  was  seine  wirtschaftliche  Lage,  was  seine  so- 
ciale Stellung  anc[cht.  von  grundlegender  Bedeutung  war^). 

Die  Oiganisation  der  einzelnen  Grundherrschaft  denkt  man 
s\ch  etwa  wie  folgt:  Vom  Mittelpunkt  der  Grundherrschaft,  vom 
Fronhof  aus  wird  nur  ein  Feil  de-  drm  Grundhcirn  gehörigen 
Landes  bewirtschaftet,  das  Salland,  Ilerrenland,  die  terra  indo 
minicata.  Um  diese  in  weitem  Umkn  is  zerstreut,  oft  in  Gemenge- 
lagt: mit  freiem  Hauernland  oder  mit  dem  Besitze  anderer  Herr- 
schaften, liegt  das  «herrschaftliche  Bauernlands  die  mansi  (Ihifen) 
und  kleinere  Grundstücke,  tlie  h(>s|)itia  und  accolae.  mit  (.lencn 
Freie,  Halbfreie  und  Unfri  ir  beliehen  sind  -').  Zweck  der  \'er- 
leihung  ist  fast  immer  nicht  allein  die  Bewirtschaftung  des  Leihe- 
guts, die  Belichcnen  sind  für  den  (nundhcrrn  meist  ebenso  wert- 
voll als  Arbeitskräfte  für  den  Eigenbetrieb  auf  der  terra  indo- 
minicata. 

Diese  \\'ii  tschaftsdienste  der  atit  herrschaftlichem  Boden  sitzen- 
den Bauern  sind  es  nun,  die  uns  vorwiegend  interessieren.  W  ann 
und  auf  welche  Art  wurden  sie  zuerst  gefordert? 

Die  für  die  Erforschung  des  grundherrschaftlichen  Betriebs- 
systems im  allgemeinen  am  besten  geeigneten  Quellen,  die  Poly- 
ptycha  des  9.  und  10.  Jahriiunderts  und  die  späteren  Urbare,  die 
Traditionsurkunden  und  Formeln  geben  uns  für  diese  Frage  nur 
mangelhafte  Aufschlüsse.  Wenn  in  diesen  Quellen,  besonders  in 
denen  der  ersten  Gruppe,  Fol3rptychen  und  Urbaren,  irgend  welche 
Leistungen  verzeichnet  sind,  so  geschieht  dies  vom  Standpunkt 
des  Bezugsberechtigten  aus.  Darum  beschränkt  sich  das 
Interesse  dieser  Aufzeichnungen  auf  quantitative  Momente. 

Viel  wertvoller  specielt  für  unsere  Untersuchung  ist  eine  an- 
dere Art  von  Quellen,  deren  schon  oben  gedacht  wurde:  die 

I)  Vgl.  JnamO'Slnnegg,  Deatsch«  WmcfaAftsg«schichte  I,  346  ff. 
3)  SiHigtrt  Die  sociale  tu  polit.  Bedeutung  der  Grundberrschaft  Im  frflheren 
MituUlter,  Leipzig  1903,  p.  41.  54. 
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Webtümer,  sowohl  die  Hofrechte  der  zu  einem  Fronhof  gehörigen 
Hofgenossenschaften  als  auch  die  Weisungen  von  mehr  autonomen 
Bauemgemeinden,  in  denen  einzelne  Herren  gnmdheniiche  Rechte 
besitzen.  Diese  beiden  Arten  von  Weistumem  sind  stets  unter 
Anteilnahme  aller,  die  an  der  Weisung  interessiert  sind*  oder  doch 
mincU  stcns  unter  Zuziehung  von  deren  Vertretern  entstanden.  Dieser 
ihrer  Entstehung  verdanken  diese  Rechtsquellen  eine  Frische  und 
Unmittelbarkeit,  die  ihnen  an  sich  schon  einen  eigenen  Reiz  ver- 
leihen, die  sie  aber  auch  ZU  einer  Fundgrube  von  der  allergrößt 
ten  Ergiebigkeit  machen  in  allen  l'ällen,  wo  es  sich  wie  in  dem 
unsrigen  darum  handelt,  Einblicke  in  das  Leben  der  deutschen 
Bauern  zu  gewinnen. 

W  ie  sch«m  angedeutet,  gehr^ren  sie  zum  grcißten  Teil  einer 
Zeit  an,  in  der  die  grol.sc-n  Cirundhi-rrsehatten  ihre  einstige  Be- 
deutung verloren  haben.  Aber  in  einzidnrn  deutschen  Land- 
strichen hat  die  grundherrliche  Organisation  der  Carolingischen 
Zeit  längeren  Hi\stand  gehabt,  so  in  Teilen  tles  Schwarzwalds  und 
manchen  (legenden  des  Oberrheintals.  Hier  sind  uns  einlege  W'eis- 
tümer  eihalten,  die  das  Arbeitssystem  der  Grundherrschatt  cm- 
gehend  beschreiben. 

Dann  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  in  manchen  Teilen 
Deutschlands  die  oben  geschilderte  Organisation  des  Großgrund- 
be  sitz  es  von  dem  in  Rede  stehenden  Arbeitssystem  über- 
dauert wurde.  Als  infolge  der  Verminderui^  des  Sallandes  — 
es  wurden  immer  größere  Teile  desselben  in  kleine  Leihegütcr 
zerschlagen  —  die  Wirtschaftsdienste  der  arbettspflichtigen  Bauern 
gegenstandslos  zu  werden  drohten,  da  übertrugen  die  Grundherrn 
diese  eigentümliche  Art  der  Bewirtschaftung  auf  das  durch  Neu- 
bruch gewonnene  Land,  die  Achten  oder  Beunden  Der  Wirt* 
Schaftsbetrieb  auf  Beundeland  blieb  solange  dem  auf  Salland 
gleich,  bis  die  Hofgenossenschaften  —  so  die  Gehöferschaften  des 
Mosellandes')  —  diesen  Betrieb  selbst  in  die  Hand  bekamen. 
Weistümer,  die  sich  auf  grundherrlichen  Beundebetrieb  beziehen, 
werden  wir  also  auch  für  unsere  Untersuchung  heranziehen  dürfen. 

Dir  (  >r;^%-\nisation  der  frühmittelalterlichen  Grundherrschaft  hat 
in  einem  für  uns  wichtigen  Funkte  Aehnlichkeit  mit  dem  in  der 

II  Inama-Sumtgg II.  277.  La»^r«ekt,  Deutschts Wirtseluiftsleben 1. 43of.  u. 782 f. 
3)  Lampretht^  I.  438  ff. 
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römischen  Kaiserzeit  normalen  landwirtschaftlichen  Betrieb.  Max 
Weber  hat  nachgewiesen,  daß  seit  Beginn  der  Kaiserzeit  als  Regel 
anzunehmen  ist,  daß  die  Wirtschaft  auf  dem  Hauptgute  des  Grund- 
herren nicht  mehr  ausschließlich  mit  Arbeit  der  familia  rustica, 
d.  h.  seiner  auf  dem  Gute  kasernierten  Sklaven,  sondern  auch 
mit  Frondiensten  der  auf  Vorwerken  und  Außengütem  sitzenden 
Pächter  —  coloni  —  betrieben  wird 

Im  fränkischen  Reich  war  der  übcrwiej^ende  Teil  des  Groß- 
grundbesitzes in  der  Hantl  von  Kirchen  und  Klöstern.  ICs  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  daß  dit  se  am  ehesten  einen  geordneten 
Wirtschaftsbetrieb  einführten.  Dadurch  wurde  ihr  Beispiel  von 
maßj^ebendem  Kinfluß  nnf  die  Or^,^'inisation  anderer  Grundherr- 
schaften. 1-iei  den  Iünrichtunj,^en  der  ciiristlichcn  Kirche  jener 
Jahrhunderte  darf  man  fast  immer  annehmen  ,  tlaß  fin-  sie  Ein- 
richtungen im  römischen  Reiciie  vorbildlich  rjcw-sen  sind.  Ivs 
L'tj^e  darum  nahe,  bei  dem  Arl>eitss\  stem  der  ( jrundherrschaft  des 
deutschen  Mittelalters  an  eine  Uebertragunu;  der  Hetriebsweise  der 
romischen  Lalifunciu  n,  wie  sie  M.  W'i  bt  r  zum  ersten  Male  erkannt 
hat,  zu  denken.  Daß  man  je  soweit  kommen  wird,  genau  abzu- 
grenzen zwischen,  ihrem  ursjjrünglichen Wesen  nach  deutschen 
Bildungen  einerseits  und  Nachahmung  römischer  Zustände  an- 
drerseits, ist  ja  in  allen  den  Fällen,  wo  eine  Kinwirkung  römischer 
Cultur  möglich  ist,  kaum  zu  erwarten.  Wir  werden  uns  jeden- 
falls begnügen  müssen,  wenn  wir  eine  befriedigende  Antwort  fin- 
den auf  die  Vorfrage :  Ist  diese  eigentümliche  Arbeitsorganisation 
im  deutschen  Mittelalter  verständlich,  ohne  daß  man  eme  Ueber- 
tragung  römischer  Einrichtungen  annimmt?  Sind  in  den  Zeiten, 
da  die  Germanen  von  romischer  Cultur  noch  nicht  beeinflußt  sind, 
die  socialen  Verhältnisse  etwa  derart,  daß  sich  schon  aus  ihnen 
heraus  der  später  so  deutlich  hervortretende  Gegensatz  von  Grund- 
herrn und  frondenden  Bauern  erklären  läßt? 

I.  Abschnitt. 

Die  Arbeitsteilung  zwischen  Herren  und  Knechten  in  der 

germanischen  Zeit. 

Für  die  Erforschung  germanischer  Zustände  haben  wir  in  der 
Hauptsache  drei  Arten  von  Quellen: 

l)  Max  Weber,  Rümische  Agrargeschichte.  Stuttgart  1S91  —  im  letzten  Capitcl; 
dtsselbm  Art.  Agrargcschichie  (Altertum)  im  Hdw.  d.  Stw.  'L  57—84. 
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1)  Die  Berichte  der  römischen  Schriftsteller  jener  Zeit 

2)  Die  Denkmäler  späterer  Zustände,  die  sich  als  Weiterbil- 
dungen oder  Ueberreste  der  früheren  auffassen  lassen. 

3)  Vergleiche  mit  Völkern,  die  auf  einer  ähnlichen  Stufe  kul- 
turellen und  wirtschaftlichen  Lebens  stehen,  die  uns  die  Ethno- 
logie ermöglichen  soll  *). 

Da  wir  die  Verwandtschaft  späterer  Zustände  mit  solchen  der 
germanischen  Zeit  erst  nachweisen  wollen,  kommt  die  zweite 
OucUengruppc  vorerst  für  uns  nicht  in  Betracht.  Was  die  Pa- 
rallelen aus  der  Ethnologie  angeht,  so  darf  man  nicht  vergessen, 
daß  diese  stets  nur  zur  WMdeiitlichung,  gewissermaßen  als  Illu- 
strationen herangczoL;cn  werden  dürfen.  Iri^i^end  welche  Lücken 
der  Berichterstatter  damit  aiiszufullen,  ist  immer  sein  bedenklich. 

\V)n  römischen  Schriftstellern  kommt  für  uns  nur  Tacitus  in 
Ik'tiacht;  denn  Caesar  berichtet  über  die  sociale  Gliederung,  be- 
soTulers  über  die  Frage:  wer  verrichtet  bei  den  Germanen  die 
landwirtschaftliche  Arbeit,  so  gut  wie  nichts.  Witiich hat  — 
in  wichtigen  Punkten  im  Au'^chluß  an  R.  Hildebrand  ^)  —  ver- 
sucht, plausibel  zu  machen,  die  magistratus  ac  principes  Caesars 
seien  reiche  Herdenbesitzer*  und  »Unternehmi  r  di  s  Ackerbaus 
gewesen,  in  deren  Dienst  und  Aultrag«  die  Aermcren  (gentes  et 
Cügnationes  hominum)  durch  die  Not  gezwungen  den  Acker  be- 
stellt hätten*).  Kötzschke^)  und  Rachfahl ^)  haben  die  Unhalt- 
barkeit  dieser  Auslegung  nachgewiesen.  £Me  magistratus  ac  prin- 
cipes sind  nichts  anderes  als  die  ausführenden  Organe  der  über 
die  Ackerverteilung  beschließenden  Volksversammlung  (quantum 
et  quo  loco  visum  est).  Für  unser  Problem  bringt  also  Caesar 
keinen  Aufschluß. 


i)  Rackfakit  Zur  G«schicbte  des  Grundeigentums.  Conrad's  |alirb.  f.  Nat.  und 
Stac  III.  F.  19.  Bd.  1900  pag.  i6t. 

21  Die  wirtscliartlichc  Cultur  der  Deutschen  zur  Zeit  Caesars.  Histor.  Ztschrfi. 

J897.  N.  V.  43  i>.  45— "J- 

3;  Kiihanl  lliUiibumd,  Rcchl  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirlschafilichtii 
Culturstnfen.  Jena  1896. 

4)  Caesar  bell.  gall.  VI  %% :  magistratus  ac  principes  in  annos  singulos  gentibos 
co^iiationibuM|UC  liümitium,  qui  uiia  cciicrunt,  qiiantum  et  quo  loco  Tlsum  est  agfi, 
atirilHuniL  at  i'K'  nnno  post  aliri  tiansire  cogunt. 

5)  Uic  ölicUcrun^  der  Ge:>ellachaft  bei  den  alten  Deutschen.  Zeitächr.  f.  Ge- 
schichtswissenschaft N.  F.  It.  Bd.  pag.  269. 

6)  in  dem  oben  citierten  Aufsatz  »Zur  Geschichte  des  Gmndeigentuns«  in  Con- 
rad's  Jahrb.  III.  F.  19.  Bd.  pag.  1  f.  t6i  f. 
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Der  Berioht  des  Tacitus  Ober  die  Fragen,  die  für  unsere 
Untersuchung  von  Interesse  sind,  ist  gerade  in  den  letzten  Jahren 
Gegenstand  lebhaften  Streites  gewesen.  Soviel  darüber  geschrie> 
ben  wurde,  eines  ist  noch  nirgends  genügend  betont  worden: 
Tacitus  bezw.  seine  Gewährsmänner  —  es  bestand  zu  seiner 
Zeit  eine  reiche  römische  Literatur  über  die  allgemein  interes- 
sierenden Germanen  —  sie  alle  messen  die  {germanischen  Verhält- 
nisse mit  römischem  Maßstab,  sie  bezeichnen  die  Stände 
der  Germanen  mit  römischen  Namen:  scrvi,  libcrtini,  co- 
loni  etc.  Jedem  Leser  muß  es  auffallen,  daß  Tacitus  seihst  fühlt, 
wie  wenig  die  römischen  Ausdrücke  passen;  er  steht  offenbar 
Zuständen  gegenüber,  die  seinem  socialen  Empfinden  kaum  ver- 
stäiuilich  sind.  Wenn  wir  aus  Tacitus  ein  einwandfreies  Bild  von 
den  socialen  Verhältnissen  des  germanischen  Volkes  überhaupt 
und  vDn  der  Arl)citsteilung  zwischen  Herren  und  Knechten  im 
besonderen  ableiten  wollen,  so  müssen  wir  vor  allem,  was  die 
römisclu'  Landwirtschalt  und  ihre  Arbeitskräfte  angeht,  vollkom- 
men klar  sehen. 

Es  ist  schon  oben  angedeutet  worden,  daß  unsrc  Auffassung 
von  der  Besc  haft'enheit  dieser  landwirtschaftlichen  Betriebe  auf 
M.  \Vtber\  Untersucliungen  über  die  nimische  Agrargcschichle 
beruht.  Als  HauptqucUe  benutzt  Weber  Columella  de  re  rustica^. 
Dieses  Buch  ist  zu  Lebzeiten  Scnecas,  also  vor  65  n.  Chr.  ver- 
faßt Die  Germania  des  Tacitus  stammt  von  ungefähr  98  n.  Chr. 
Man  darf  also  zweifellos  annehmen,  daß  die  römischen  Agrarver- 
hältnisse, wie  Tacitus  sie  kannte,  im  wesentlichen  dieselben  sind, 
wie  sie  Columella  schildert. 

Normal  ist  für  die  römische  Landwirtschaft  jener  Zeit  der 
große  Betrieb.  Aehnlich  wie  nach  dem  ewigen  Landfrieden  in 
Deutschland  entstanden  nach  dem  Aufhören  der  politischen  Tä- 
tigkeit der  possessores  in  Rom  » Gutsherrschaften  c  Ein  solcher 
Güterkomplex  ist  »eine  Combination  eines  mit  Arbeitern  betrie- 
benen Hauptgutes  mit  fronpflichtigen  Bauernwirtschaften«.  Diesen 
beiden  Arbeiterkategorien  entsprechen  auf  dem  römischen  lati- 
fundium  die  servi  und  die  coloni. 


1)  Schau.,  rjcschithte  der  röm.  Literatur  II.  462. 

2)  Die  für  den  UegrifF  >(iutslierrschaft«  allein  entscheidende  T.itsarhe  i-^t  die, 
dass  sich  auf  den  herrschaftlichen  Gütern  neben  den  Baucmwirtschaftcn  eine  (Juts- 
wtmchaft  be6iidet.  G,  F.  Knt^p^  Die  Baaerabefreiung  und  der  UrBprui^  der  Land- 
arbeiter 1887.  I.  peg.  2. 

Zaiuchrift  fiir  die  go«.  StaauwUMmeh.   Ergin*ujig«h«ft  IS.  ^ 
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Der  Sklavenbetrieb  auf  einem  solchen  Gute  ist  Streng  mili- 
tärisch oi^anisiert.  Die  servi  schlafen  in  Kasernen,  essen  gemmn- 
sam,  werden  gruppenweise  zur  Arbeit  geführt,  nachdem  sie  mor- 
gens >btiin  Antreten«  vom  villicus  »nachgesehen«  worden.  Bei 
der  Arbeit  werden  sie  von  eigenen  monitores  zum  Fleiß  ange- 
trieben, wom«>L:lich  bis  zu  völliger  Ermattung,  damit  die  unruhigen 
K«)pfe  unttM-  ihnen  auf  keine  unnr)ti;:;en  Gedanken  kommen  (Co- 
luniella  l.  Aent^stlich  wird  aus  ähnlichen  Gründen  vermieden,  daß 
die  Sklaven  bei  der  Arbeit  mit  freien  Arbeitern  in  Berührung 
kommen.  Da  der  Herr  ein  Interes'-c  an  möglichst  zahlreichem 
Nachwuchs  hat,  unterliegt  der  geschlechtliche  Verkehr  der  servi 
der  Aufsicht  des  villicus. 

Was  nun  die  l-rondienste  der  coloni  angeht,  so  nimmt  M. 
W'tbir  wohl  mit  Recht  an,  schon  in  republicanischer  Zeit  sei  für 
VixWc.  außergewöhnlichen  Arbeitsbedarfs,  also  hauptsächlich  für 
die  lüntezeit,  darauf  gerechnet  worden,  daß  ihre  Kinder  und 
auch  sie  selbst  als  Arbeitskräfte  für  den  Gutsherrn  zu  haben  sein 
würden«  (a.  a.  Ü.  p.  244).  Diese  Gewohnheit  war  um  die  Mitte 
des  I.  Jahrhunderts  unsrer  Zeitrechnung  schon  soweit  eingebür- 
gert, daß  sie  für  den  Betrieb  eines  großen  Gutes  als  wesentlicher 
Factor  ins  Gewicht  fiel ;  das  geht  aus  Columella  luizweideutig  her- 
vor. Nachdem  er  in  den  ersten  6  Capiteln  seines  ersten  Buches* 
>de  re  rustica«  Anlage  und  Einrichtung  eines  Gutes  besprochen  hat, 
beginnt  er  cap.  7 :  »His  omnibus  ita  vel  acceptis  vel  compositis, 
praecipua  cura  domini  requiritur,  cum  in  caeteris  rebus,  tum  ma- 
xime  in  hominibus.  Atque  hi  vel  coloni,  vel  servi  sunt. 
.  . .  Comiter  agat  (dominus)  cum  colonis  facilemque  se  praebeat, 
et  avarius  opus  exigat  quam  pensiones«.  Es  ist  klar,  er  geht  jetzt 
zu  den  Arbeitskräften  über.  Mit  dem  zuletzt  angeführten  Satze 
will  er  sagen,  der  Herr  solle  bei  dem  Colonen  nicht  auf  die  Pacht 
(pensiones),  sondern  auf  die  Arbeitsleistung  (opus)  den  Hauptwert 
legen').  Wenn  dabei  nicht  an  Arbeitsleistungen  der  coloni  auf 
tlem  vom  Hauptgut  aus  bewirtschafteten  Lande  gedacht  wäre, 
wäre  die  Behandlung  von  colonorum  opus  in  diesem  Zusammen- 
hange kaum  zu  verstehen. 

An  den  Tagen,  an  denen  sie  für  den  Herren  arbeiten,  wer- 
den die  coloni  \  om  I  lauptgute  aus  verköstigt  (  W'efwr  a.  a.  <  X  p.  246). 
Ueber  die  Organisation  dieser  Arbeitsdienste  erfahren  wir  nichts. 


t)  Vgl.  dazu  M.  H't/ter,  Könu  Agrargeschichte  p.  244  ff.  und  Hw.  d.  Stw.  -  L  42. 
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Die  Vennutung  IVedet^s,  »daß  die  Pächter  jeder  einen  b  e  s  t  i  mni' 
t  en  Teil  des  Herrenlandes  mitzubestellen  und  abzuernten  hatten«, 
entbehrt  der  quellenmäßigen  Grundlagen. 

Um  nun  zu  dem  Bericht  des  Tacitus  über  die  servi  der  Ger- 
manen zu  kommen,  so  erfahren  wir  zunächst  ganz  al^emein  von 
allen  Unfreien  Cap.  20:  »dominum  ac  servum  nullis  educationis 
deliciis  dignoscas:  inter  eadem  pecora,  in  eadem  humo  degunt, 
donec  aetas  separet  ingenuos,  virtus  agnoscat«.  Ob  einer  Herr 
oder  servus  ist,  Icann  man  nicht  an  irgendwelchen  Feinheiten  der 
Erziehung  erkennen.  Sie  leben  zwischen  demselben  Vieh  und  in 
demselben  Schmutz,  erst  mit  der  W'chrhaftmachung  der  1  i  11 
tritt  eine  Trennung  ein.  Bis  zu  einem  Alter  von  12 — 15  Jahren  ^) 
wachsen  also  die  Kinder  der  servi  und  der  Freien  zusammen  auf*). 
Diese  Tatsache  ist  für  die  Classcnbildung  zweifellos  von  nicht  zu 
imtcrschätzendcr  Bedeutung.  Man  denke  nur  daran,  wie  ängstlich 
es  heutzutage  \  ermieden  wird,  daß  Kinder  und  junge  Leute  ver- 
schiedener Classen  miteinander  in  BiMiihrung  kommen,  und  wie- 
viel an  gegenseitigem  X'ersiäntinis  dadurch  verloren  geht. 

Auf  den  Gegensatz  zu  römischen  Wrhällnissen  braucht  bloß 
hingewiesen  zu  werden  ;  er  liegt  nach  dem  oben  gesalbten  klar  zu  Tage. 

Ganz  dem  entsprechend  ist  auch  die  Behandlung,  die  der 
servus  bei  den  (iermanen  von  seinem  Herrn  erfährt.  Cap.  25: 
-  verberare  servum  ac  vinculis  et  opere  coercere  rarum  :  occidere 
solent,  non  discipliua  et  se\eritalc,  sed  impetu  et  ira,  ut  inimicum, 
nisi  quod  impune  est«.  I)ie  R<)mer  hatten  tür  ihre  Sklaven  eigene 
Sklavengefängnisse  (ergastula).  Bei  den  Germanen  waren  nach 
Tacitus  solche  Strafen  sogut  wie  körperliche  Züchtigungen  selten. 
Allerdings  konnte  der  Herr  seinen  Unfreien  ungestraft  töten.  Aber 
wenn  auch  in  rechtlicher  Beziehung  strenge  Schranken  zwischen 
Herren  und  Knechten  gezogen  waren,  durch  das  tägliche  Leben 
wurden  diese  Gegensätze  wesentlich  gemildert'). 

Was  nun  die  Verwertung  dieser  unfreien  Arbeitskräfte  an- 
geht, so  ist  sicher,  daß  der  überwiegende  Teil  der  servi 

1)  Diese  Akengreme  eisibt  rieh,  wenn  man  die  pliysische  Waffenffihigkeit 
als  entsclieidend  annimmt.  Hmsltr^  Institutionen  I.  114  ff. 

2)  Witfich  hat  seiner  gnuidlierrlichen  Theorie  zuliebe  dieser  Stelle  des  Tacitus 
eitle  eigentümliche  Wcndiinij  ijCL'flx-n  '  ii  umllRrr-L!;nf[  in  Xoiihvestdcntschlnnd, 
Leipzig  1S96,  pag,  UO  Nute),  deren  L  nzulä.*->:gkeit  ISruttner  nachgewiesen  hat.  (No- 
bile« ond  Gemeinfreie  in  der  Zeitschr.  der  Savignysüftung  XIX.  1898  pag.  105.) 

3)  Vgl.  bierflber  auch  Bmuntr,  Reclitsgeschichte  I.  97  u.  Gierte,  Genossen« 
schartsrecht  II.  34. 
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auf  Grund  und  Boden  der  Herren  angesiedelt  wurde.  Ger- 
mania cap.  25 :  >Ceteris  servis  non  in  nostnim  morem  discriptis 
per  familiam  mimsteriis  utuntur;  suam  quisque  sedem,  suos  pe- 
nates  regit  Frumenti  modum  dominus  aut  pecoris  aut  vestis  ut 
colono  iniungit')  et  servus  hactenus  parct:  cetera  domus  ofücia 
uxor  ac  liberi  exeqmmtni  '.  Daraus  darf  man  nun  freilich  nicht 
mit  Wittich  schließen,  in  der  eij^cnen  Wirtschaft  des  Herrn  seien 
überhaupt  keine  Unfreien  beschäftigt  worden.  Tacitus  liebt  es 
auch  sonst,  das  worauf  es  ihm  gerade  ankommt,  einseitig  her\'or- 
zuhebcn.  Und  er  sagt  ja  nicht:  non  in  domo  utuntur,  der  erste 
Satz  von  Cap.  25  enthält  nur  die  Reobachtuni,^ :  den  Germanen 
so!  die  in  Rom  übliche  Einteihin!:^  ,1er  Sklaven  nach  ihren  W  1- 
richtunL^en  (per  mmisteria)  iin!)ekannt.  Aber  jedenlalls  miil.N  man 
anneiinien,  daß  nur  ein  verhähni.sniäßij;  j;erin:;er  Teil  der  l'ieien 
in  tler  eii;eneii  Wirtschaft  unfreies  Hausgesinde  beschäftigte.  Sonst 
wäre  der  Ikricht  des  Tacitus  nicht  zu  verstehen. 

Wer  verrichtete  nun  in  einem  solchen  Haushalt,  in  dem  die 
Knechte  fehlten,  die  landwirtschaftliche  Arbeit Den  Herrn  schil- 
dert Tacitus  als  Krieger,  der  die  Zeit  über,  tlie  er  nicht  ins  I-eld 
zieht,  auf  der  faulen  Haut  liegt.  Die  betreffenden  Stellen  \n  cap.  15 
und  22  sind  bekannt.  Daraus  darf  zweifelsoime  geschlossen  wer- 
den, >daß  der  freie  deutsche  Mann  nicht  selbst  regelmäßig  (sicJ) 
den  Pflug  führte« Das  ist  bei  einem  Manne»  der  seinen  Körper 
für  stete  Kämpfe,  die  an  die  Gewandtheit  des  einzebien  große 
Anforderungen  stelhen,  gestählt  halten  mußte,  kaum  anders  denk- 
bar.   Für  ihn  taugte  die  zähe  Arbeit  am  Pfluge  schlecht.  Wit~ 

1)  Ks  mnf»  schon  liict  ilarauf  hinj^cwiesen  werdtn,  welche  aufTallcndc  Achn- 
lichkcil  die  hier  lieschriel)tnc  Art  Land  auszutun  mit  den  Bedingungen  hat,  unter 
denen  Jahrhunderte  später  z.  B.  das  Kloster  S.  Gallen  Lnnd  ausleiht.  In  zwei  gleich- 
lautenden Urkunden  von  782  Jan.  tt  (U.B.  SGall.  I.  no  9$  and  96)  fibertragen  2 
Leute  ihren  Besitz  ans  Kloster  in  ea  vero  ratione,  ut  dum  advivo  ipsas  res  posse- 
dc  im  et  annis  '  iirjulis  cxindc  censuin  solvam,  hoc  est  10  modtn  de  a  n  o  n  a  et  'ina 
m  l'lt  i  de  f  r  u  rn  e  n  t  o  et  aut  in  c  e  r  a  au!  in  v  e  s  t  i  m  c  n  t  i  s  aut  in  I  r  i  >  - 
g  I  n  g  a  (Frischling  Du  Gange)  tretnissc  valente  et  ...  .  operare.  —  S26  no  297  .  .  . 
annis  singuüs  inde  censum  solvam,  id  est  solidom  in  nrgento  probato  aut  in 
ferramentis  aut  vestibus  novis.  —  844  no  390 . . .  annis  singuUs  in  cen- 
sum pr«>sul\  am,  ad  ipsum  monnstcrium  in  trihus  rebus  uno  solid(o)  valente,  hoc  est 
in  ar^ento  et  ijrano  vcl  in  t  c  x  t  u  r  n  l"e  m  i  n  e  a. 

2)  Grundherrschaft  in  Nurdwesldeutschland  p.  110  und  Histor.  Zeitschr.  1S97 
pag.  258.  Gegen  IVittiekt  Brumur^  Nobiles  u.  Genwinfreie,  pag.  106. 

3)  So  WUiick,  Zur  Frage  der  Freibanem,  pag.  253:  Zeitscbr.  der  Savigny- 
Mlftung  Bd.  XXII,  t90t. 
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tick  geht  aber  ziiwcit,  wenn  er  aus  cap.  15:  dcleL^ata  domus  et 
f)enatiiim  et  agrorum  cura  feminis  senibusque  et  infirmissimo  ciii- 
que  ex  faniilia  folL^crt,  der  Freie  sei  auch  zu  träge  gewesen,  um 
die  Leitung  und  die  Beaufsichtigung  seines  flaushalts  und  seiner 
Wirtschaft  überhaupt  zu  übernehmen  Selbst  wenn  die  l^cdeu- 
tung  des  Wortes  cura  diese  Auslegung  zuläßt  —  die  licantwor- 
tung  dieser  Frage  steht  uns  nicht  zu  —  so  hat  man  auf  alle  Fälle 
Grund  anzunt  huien,  daß  Tacitus  hier  übertreibt,  sei  es  nun  in- 
folge seiner  oft  pointierten  Schreibwei  c,  sei  es  weil  seine  Lands- 
leute, auf  deren  Bericht  ei  fubt,  liio  ihnen  fremdartigen  germani- 
schen Verhältnisse  nicht  richtig  beurteilten. 

Wir  werden  nirgends  auf  Widerspruch  stoßen,  wenn  wir  an- 
nehmen: 

1.  daß  der  eigene  landwirtschaftliche  Betrieb  des  freien  Ger- 
manen sich  stets  in  sehr  bescheidenen  Grenzen  hielt,  wird  doch 
seine  Existenz  von  den  Vertretern  der  grundherrlichen  Theorie 
sogar  schlechthin  geleugnet, 

2.  daß  das  System,  nach  dem  in  diesem  Betriebe  gewirt- 
schaftet wurde,  eine  wilde  Feldgraswirtschaft  war,  ähnlich  der  im 
Schwarzwald  noch  heute  üblichen  Egartenwirtschaft. 

Was  in  einem  solchen  Betrieb  für  einen  »Betriebsleiter«,  der 
die  schwere  Ackerarfoeit  von  andern  verrichten  läßt,  zu  tun  übrig 
bleibt,  ist  nicht  viel.  Wenn  die  Römer,  für  deren  agrarpolitische 
Anschauungen  der  Großbetrieb  das  Normale  war,  diesen  Betriebs- 
leiter für  einen  nihil  agens,  für  einen  Müßiggänger  hielten,  darf 
uns  das  nicht  Wunder  nehmen.  Die  wirtschaftliche  Betätigung 
des  freien  Germanen,  des  »Grundherren«  IVittich's  beschränkte 
sich  in  der  Hauptsache  darauf,  daß  er  der  Aussaat  und  der  Frnte 
—  nicht  immer  —  beiwohnte,  teils  zur  Aufsicht,  teils  um  im  Not- 
fall das  eine  oder  das  andere  Mal  selbst  Iland  anzulee^en.  Wir 
w  erden  einen  solchen  Grundherrn  in  späteren  Jahrhunderten  wie^ 
der  finden. 

Daf.N  der  freie  (iennane  tatsächlicli  enu  n  wie  immer  gearteten 
iandwirtschaftlichen  Kigenbetricb  führte,  folgt  aus  cap.  15  (domus 
.  .  .  et  agrorum  cura).  Wf)llte  man  annehmen,  diese  Stelle  be- 
ziehe sich  nur  auf  die  couules,  dann  käme  man  zu  der  eigentüm- 
lichen xVuffassung,  daß  nur  die  Gefolj^sleute  diesen  >  Nebenbetrieb  - 
hatten,  die  übrigen  Freien  wären  dann  so  gestellt  gewesen,  daß 


I)  lyittich  a.  a.  O.  pag.  255. 
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sie  daraut  verzichten  konnten  ').    Das  cjeht  natürlich  nicht  an. 

Aber  wer  leistet  in  einem  solchen  Betrieb  die  schwere  l"cld- 
arbcit,  wenn  Knechte  fehlen  und  der  Herr  sie  zu  leisten  außer 
Stande  ist? 

Nach  den  Annahmen  (1.^2.),  die  wir  oben  für  die  Organi- 
sation des  landwirtschaftlichen  Betriebs  p^emacht  haben,  läßt  sich 
sehr  wohl  denken,  daß  die  Germania  cap  15  angeführten  mini- 
malen Arbeitskräfte  für  den  größten  Teil  des  Wirtschaftsjahres 
ausreichten.  Dazu  stimmt  auch  die  Beobachtung,  die  man  bei 
allen  primitiven  Ackerbauern  macht,  daß  alle  Pflanzcnproduction 
das  eigentliche  Arbeitsgebiet  der  Frauen  ist  Bei  einem  einiger- 
maßen entwickelten  Ackerbau  ist  aber  natürlich  unbedingt  not- 
wendig, daß  zu  gewissen  Zeiten  —  Pflug-  und  Emtearbeit  — 
bessere  Arbeitskräfte  zur  Verfügung  standen.  Waren  diese  vor- 
handen? 

Sehen  wir  uns  die  Germania  cap.  25  behandelten  Unfreien 
noch  einmal  genauer  an:  Sie  führen  eigenen  Haushalt  und  eigene 
Landwirtschaft  (suam  quisque  sedem,  suos  pcnates  regit).  Der 
Boden,  auf  dem  sie  sitzen,  gehört  dem  dominus.  An  diesen  liefern 
sie  einen  Zins,  der  in  Getreide,  in  Vieh  oder  in  Erzeugnbsen  ihres 
Hausfleißes  bezahlt  wird  (frumenti  modum  dominus  aut  pecoris 
aut  vestis  —  iniungit  ).  Wegen  dieses  Verhältnisses  zu  ihrem  Herrn 
vergleicht  Tacitus  die  Knechte  der  Germanen  mit  den  römischen 
Colonen  (iit  coiono). 

Diese  waren,  wie  oben  gezeigt  wurde,  für  die  r()mische  (irun 
herrschaü  um  die  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  von  Ikdculung 
als  Aushilfskräfte,  wenn  die  familia  rustica  zur  Zeit  der  lernte 
u.  s.  w.  die  Arbeit  nicht  mehr  bewältigen  konnte.  Man  darf  wohl 
annehmen,  daß  Tacitus  auch  an  dieses  Arbcits\  crhalmis  dachte, 
als  er  die  Hintersassen  —  um  mit  diesem  allerdings  sonst  mir 
auf  spätere  Verhältnisse  angewandten  Ausdruck  die  servi  ut  Cf»- 
loni  der  Germanen  zu  bezeichnen  —  in  dieser  Weise  charakteri- 
sierte. »Et  servus  hactcnus  paret'  würde  dann  heißen:  der  Hinter- 
sasse ist  seinem  Herrn  gegenüber  nur  zu  denjenigen  Dienstleistungen 
veipflichtet,  die  der  römische  colonus  auf  dem  Hauptgute  leisten 
muß. 

Aber  selbst  wenn  man  »hactenus  paret«  auf  die  Pachtzahlungen 
(frumenti  —  iniungit)  bezieht,  verbietet  der  Text  keineswegs  an- 

1)  Vgl.  hierüber  Reckfahl  a.  a.  O.  pag.  157. 
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zunehmen,  daß  die  Hintersassen  in  der  Wirtschaft  des  Herrn, 
wenn  es  gerade  notwendig  wurde,  aushalfen.  Denn  um  rechtlich 
fixierte  Frondienste  kann  es  sich  selbstredend  nicht  handeln  — 
über  solche  hätte  Tacitus  ausführlich  berichtet.  —  Das  ganze  Ver- 
hältnis zwischen  Herrn  und  Knecht  ist  so  geartet,  daß  man  viel 
eher  auf  eine  Art  freundnachbarlichen  Aushelfens  schließen  muß, 
wie  es  in  den  deutschen  Gemeinden  gleichgestellter  Nachbarn  all- 
gemein Sitte  war. 

Es  ist  kein  Zweifel,  daß  die  Pflicht  gegenseit^er  Hilfeleistung 
auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  allen  Zeiten  für  die  deut- 
schen Hauemgemeinden  bezeichnend  war.  So  behauptet  der  junge 
Meier  Helmbrecht,  wenn  er  nur  einmal  ritterlich  gekleidet  sei, 
werde  es  ihm  niemand  mehr  ansehen,  c1af>  er  früher  seinem  Vater 
und  andern  Bauern  Zäune  und  Mauern  gezc^en  habe'). 

Als  man  in  MesscLshauscn  (Baden)  im  Jahre  1813  (!)  die 
Fronden  al)lr)stc,  wurde  auch  folgendes  berücksichtigt:  Hat  man 
bei  Baulichkeiten  z.  B.  bei  dem  Aufschlagen,  größere  Hülfe 
nötii;,  so  müssen  sich  die  Männer  und  junL^nm  Bursche,  die  man 
auslesen  wird,  als  Nachbarn  gefallen  lassen,  Hilfe  zu  le  iste  n. 
Hierbei  erhält  der  Handlanger  tägUch  eine  Maß  Wein  und  für 
4  Kreuzer  \\  eck  oder  Brot  *). 

Aber  nicht  genug  mit  dieser  I  lilfe  bei  Bauarbeiten.  Die  Sitte 
verlangte  offenbar,  daß  die  Nachbarn  bei  der  Feldbe- 
stellung einander  aushalfen,  sei  es  nun  mit  ihrer  ei- 
genen Arbeitskraft,  sei  es  mit  der  Stellung  von  Vorspann.  Dafür 
finden  sich  in  den  verschiedensten  Gegenden  Belege. 

Im  Inntal,  in  Weerberg  ^)  entbindet  solche  Hiltcleistung 
von  der  Verpflichtung,  bei  der  Gerichtsvcrsammlung  zu  erscheinen  : 
»Wan  daß  ehhaft  täding  zu  Zeiten  einfall,  das  man  paut,  das  a  i  n 
nachtper  den  andern  ainen  beistant  thuet,  so  mö- 
gen drei  bei  dem  pfluege  bleiben  und  sein,  die  andern  schuldig 
zu  erscheinen.  Fallt  es  aber  zu  zeiten  ein,  das  man  pracht,  so 
mögen  zwen  bei  den  pflueg  bleiben  und  sein,  die  andern  schuldig 
zu  erscheinen«.   Im  allgemeinen  brauchte  man  im  Mittelalter  an 


1)  IVtmk«r^9  des  GSitnen  Meter  Helmbrecbt  Vers  322  ff.: 

ob  ich  ie  pt'zitinte  zun 

dir  (iik-r  undcr  iciiieii, 

des  meldet  mich  niemen. 
3)  ZekHUr^  Geschichte  des  Ortes  Messetsheaseii.  Heidelberg  1901  pag.  83. 
3)  W.  Weerbei^,  Oest.  W.  II.  175.  35. 
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einem  Pflug  3  Leute  Mancher  kleine  Tiroler  Bauer  mochte  da 
mit  eigenen  Arbeitskräften  nicht  ausreichen.  Da  mußte  der  Nach- 
bar aushelfen  und  brauchte  dafür  nicht  beim  Ehaftdii^  zu  er- 
scheinen. 

Im  Kanton  Zürich  (Wäningen  bei  Regensbeig)  mußten 
die  Nachbarn  einem  Bedürftigen  ihre  Zi^ere  zur  Wrfügung 
steilen :  »ob  einer  ein  anncr  i^esell  were,  der  zuo  buwenn  hettc  und 
nit  mee  dann  ein  rocßlin  licttc,  der  mag  anrueffen  die  von  Wä- 
ningen, das  im  ictlichcr  das  fucre  ein  kerc  (die  Bespannung  ihm 
ergänze,  wörtlich:  das  Uebrige  einspanne),  damit  das  im  sin 
ächcrli  ouch  buwenn  werde ;«  *). 

Im  S  c  h  w  ä  l>  i  s  c  h  e  n,  in  Api)etshofcn  bei  Xördlin;;::en  wurde 
jeder  neue  Bauer  feierlich  >einifcsct/t^ .  Der  Bauernkünij;  in  aii;ncr 
person*  muß  die  ^anzc  Gemeinde  zu  einem  j^roßen  Essen  aiih  ufen 
und  dann  soll  »ein  iedcr  haur  in  discr  stanzen  gemein  dem  nc  w  en 
eini^i  setzten  im  fall  der  not  einen  halben  ta^  mit  «ganzer  mähni 
(mit  L^anzcm  Gesjiann)  umbsonst  zu  ackern,  zu  fahren  oder  sonst 
in  amU  re  wei,'  ihnie  darmit  zu  dienen  schuldig  sein« 

Die  örtlichr  \ \rhreitung  dieser  eigentümlichen  Sitte  der  ge- 
genseitigen I  liireleistuni,^  über  große  Teile  Südwestdeutschlands 
(Tirol,  Schweiz,  Schw  aln  nj  berechtigt  uns,  ihr  ein  hoho  Aiii-r  zu- 
zuschreiben. Und  wenn  der  einzelne  schon  in  den  ältesten  Zeiten 
an  seinen  ihm  gleichstehenden  Nachbarn  eine  solche  Hilfe  hatte, 
wie  viel  mehr  noch  an  dem  Hintersassen,  der  auf  seinem  eigenen 
Gnmd  und  Boden  saß. 

Diese  Auffassung  beseitigt  auch  die  Schwierigkeiten  die 
der  Auslegung  des  letzten  Satzes  in  der  oft  citierten  Stelle  Ger- 
mania cap.  25  bisher  im  Wege  standen:  »cetera  domus  offlcia  uxor 
ac  Uberi  exsequuntur« :  Wenn  bessere  Arbeitskräfte  vonnöten  waren, 
half  der  auf  der  Scholle  des  Herrn  angesiedelte  servus,  eben  der 
Hintersasse  aus,  im  übrigen  versahen  Frau  und  Kinder  die  Ar- 
beit. Dazu  paßt  auch  cap.  15 :  »delegata  domus  et  penatium  et 
agrorum  cura  feminis  senibusque  et  infirmissimo  cuique  ex  familia«. 


11  Laniprd  ht,  WirtSCbafUIebeA  I,  556. 

2)  Crtnirn  IV.  315. 

3)  Grunm  VI  240  f.  —  Ucber  die  n:ulibarln.hc  Fllicht  der  gegensciiigcn  L'uter- 
Btfitzung  vgl.  auch  Maurer,  Einleitung,  p.  161.  331;  MarkeaTcrfusnngp.  188;  Dorf- 
verfassung  I.  337.  —  Gierke,  GenossenschafUrecht  I,  72. 

4)  Man  vgl.  die  zahlreiche  Literator  Uber  dic«e  Stelle  bei  Muü%Hk»ff^  Deutsche 
Akertiunskandc  IV.  1900,  pag.  356  f. 
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Diese  eigentOmliche  Verteilung  der  landwirtschaftlichen  Arbeit 
bei  den  Germanen  zur  Zeit  des  Tacitus  ist  für  uns  erst  dadurch 
zur  Gewißheit  geworden,  daß  eine  Untersuchung  SckÖnfeld's  über 
den  Wirtschaftsbetrieb  der  isländischen  Bonden  (Bauern)  einen 
genauen  EinbUck  in  die  socialen  Verhältnisse  eines  andern  ger- 
manischen Volkes  ermöglicht,  das  auf  einer  ähnlichen  Culturstufe 
steht').  Das  Bild,  das  uns  hier  entworfen  wird,  weist  erstaunliche 
Aehnlichkeit  mit  der  Schilderung  des  Tacitus  auf. 

Island  wurde  seit  874  von  Norwegen  aus  colonisiert.  Das 
Christentum  wurde  erst  ums  Jahr  1000  vom  Muttcrlandc  aus  durch 
norwegische  Missionare  eingeführt.  Die  Quellen  Schönfelds  sind 
die  Sagas,  epische  Dichtungen,  die  meist  Vorgänge  aus  der  Ge- 
schichte Islands  in  den  Jahren  930—1030  erzählen.  Da  in  Nor- 
wegen das  Christentum  erst  nach  der  Auswanderung  nach  Island 
Eingang  fand,  ist  an  Veränderungen,  die  die  römische  Kirche  auf 
der  cülonisierten  Insel  hätte  hervorbringen  können,  nicht  zu  denken. 

Die  Besiedelung  erfolgte  ohne  irgend  welche  einheitliche  Or- 
ganisation durch  einzelne  Seefahrer,  V'ikinger,  die  mit  ihrer  I''a- 
milie  und  eigenen  Leuten  —  auf  der  I'ahrt  erbeuteten  manche 
noch  einige  Knechte  —  auf  ihren  Schiffen  dem  neuen  lüland  ent- 
gogcnfuliren.  Dort  nahm  jeder  von  einem  beliebigen  Stück  Land 
licsitz.  bezeichnend  ist  der  in  den  Sagas  gebrauchte  Ausdruck 
>Landiiahn)e-  für  die  liesiedckmg.  Auf  diese  Weise  entstanden 
gleich  zu  ikginn  oft  recht  umfangreiche  Grundherrschaften.  In 
seinem  Eigentum  war  der  einzelne  Grundherr  durch  nichts  be- 
schränkt. 

Abgesehen  von  der  Bildung  privaten  Grundeigentums  weisen 
die  isländischen  Zustände  noch  einen  wesentlichen  Unterschied 
gegenüber  den  von  Tacitus  geschilderten  auf.  Klima  und  Boden- 
verhältnisse haben  in  Island  bb  heute  alle  Versuche  mit  Körner- 
bau  scheitern  lassen.  Die  Landwirtschaft  besteht  ausschließlich 
in  Viehzucht  und  Wiesencultur.  Diese  letztere  hat  aber  ihre  be- 
sonderen Schwierigkeiten.  Da  der  Sommer  sehr  kurz  ist,  muss 
das  Gras  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  zur  Reife  kommen  und  — 
was  für  uns  wichtiger  ist,  schnell  geschnitten,  getrocknet  und  ein- 
gebracht werden.  Dazu  gehören  Menschen,  mehr  Menschen  als 
in  einer  umfangreichen  Wirtschaft  mit  ausschließlicher  Viehzucht 

I )  Dagatert  Schonfdd,  Der  isttndische  Bauemhof  und  sein  Betrieli  sar  Sog«- 
zeit.  —  Qnellen  und  Forschungen  zur  Sprach-  u.  Culturgeschichte  der  german. 
Volker.  91.  Heft.  Strassbnrg  1903. 
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das  ganze  Jahr  über  beschäftigt  werden.  Auch  hier  ako  ein  &{iß- 
verhältnis  zwischen  dem  durchschnittlichen  Arbeitsbedarf  während 
des  Jahres  und  dem  zur  Zeit  der  Ernte. 

Der  isländische  Bauemhof  zerfallt  in  einen  Winterhof  (Haupt- 
gut) und  einen  oder  mehrere  Sommerhöfe  (Vorwerke).  Der  Winter- 
hof ist  von  großem  Wiesenareal  umj^^eben,  auch  von  dem  um  den 
Sommerhof  gelegenen  Grund  und  Boden  wird  ein  Teil  des  Gras- 
AÄ-uchses  geschnitten.  Das  übrige  dient  dem  Vieh  als  Weide  — 
soweit  dieses  nicht  auf  den  höchstgclegcncn ,  im  Gemeinbesitz 
mehrerer  I  lr.fV  lif  finilUchen  Bergweiden,  den  allmenningr,  sommert 

Die  Arbeitskräfte  des  13onden  sind  abgesehen  von  den  Fa- 
milien^ltc  dern  in  der  Hauptsache  unfreie  Arbeiter.  Die 
ganzi-  l"\iniilie  des  Mcnrn  arbeitet  jedoch  wacker  mit.  Die  Sagas 
tadeln  an  verschiedenen  Stellen  den  Hei  rn,  der  nicht  selbst  Hand 
anlegt.  Sogar  auf  dem  entli  ehenen  Sommerhof,  wo  die  Heuernte 
im  allgemeinen  s])äter  stattfinden  muß  als  unten  im  Tal,  sind  der 
Gutsherr  und  seine  Frau  zugegen,  wenn  die  Arbeit  rasch  vorwärts 
gehen  soll '). 

Die  Bewirtschaftung  der  X'orwerke,  der  Sommerh()fc,  über- 
trägt der  Herr  den  zuverlässis_;sten  unter  seinen  L  nfn  ii-n  ^  i.  Sein 
Verhältnis  zu  diesen  zeigt  merkwürdige  Analogien  zu  dem,  was 
wir  bei  Tacitus  vom  dominus  und  seinen  servi  erfahren.  Die 
Kinder  des  Knechts  wachsen  mit  denen  seines  Herrn  zusammen 
auf,  beide  genießen  eine  gemeinsame  Erziehung^).  Auch  die 
Lebenshaltung  des  erwachsenen  Knechtest  der  im  Hause  seines 
Herrn  bleibt,  ist  der  des  Herrn  überraschend  ähnlich.  Die  bei- 
den Mahlzeiten  des  Tages  werden  in  dem  großen  Wohn-  und 
Speisezimmer  des  Hauses  (stofa)  von  allen  Männern,  Herren  und 
Knechten  gemeinsam  eingenommen.  Wenn  dann  nicht  —  wie 
es  hie  und  da  Sitte  war  —  die  Speisen  in  Portionen  verteilt  wer- 
den, ist  es  ganz  selbstverständlich,  daß  Herr  und  Knecht  aus  der- 
selben Schüssel  zugreifen*).  Nachtlager  haben  Knechte  und  Mägde 
meist  unter  demselben  Dache  wie  die  Herrschaft,  natürlich  nur, 
wenn  die  Größe  des  Haushalts  nicht  eine  Verteilung  in  mehrere 
Gebäude  gebietet*). 

Ij  SJi.  n/iiJ  n.  n.  O.  pag,  7I.  73. 

2)  ibid.  [lag.  70. 

3)  ibid.  85. 

4)  ibid.  65  f. 
5}  ibid.  86. 
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Geschlechtliche  Verhältnisse  zwischen  Knecht  und  Magd  wer- 
den vom  Herrn  respectiert.  Ob  man  darum  von  einer  Duldung 
der  Ehe  reden  kann,  bleibt  dahingestellt.  Jedenfalls  erfahren  wir 
einmal,  daß  der  Herr  einen  Knecht  in  seinem  Anrecht  an  eine 
Magd,  das  dieser  durch  einen  Gast  gefährdet  glaubt,  schützt: 
»Ich  werde  auf  sie  Acht  geben,  sodaß  dir  wie  ihr  keine  Schande 
geschieht« 

Dementsprechend  berichten  die  Sagas  auch  erstaunliche  Züge 
von  Anhänglichkeit  der  Knechte  und  von  Fürsorge  des  Heirn, 
vor  allem  der  Herrin  für  ihre  Knechte  *).  So  milderte  auch  hier 
das  tä^Miche  Leben  die  Härte  des  Gesetzes,  nach  dem  der  Herr 
seinen  Knecht  ohne  Sühne  töten  konnte. 

Nach  dem  Gesagten  bedarf  es  keines  Nachweises  dafür,  daß 
die  auf  \'or\verke  ,i^esetzten  Knechte  auf  dem  Haupthofe  aushalfen, 
wenn  dort  die  Arbeit  besonders  streni^  war,  wenn  das  Heu  schnell 
ein<febracht  werden  musste.  Helfen  doch  dem  islandischen  l^m- 
den  so<;ar  Gäste  vornehmer  Abkunft  bei  der  Arbeit.  Von  einLin 
besonders  reichen  Herrn  wird  einmal  L;i  iühmt,  er  habe  jun-i  n 
Leuten  aus  vornehmem  Geschlecht  sein  1  laus  i^astlich  gcölTnet 
und  keine  Arbeit^lci-tunj;  \i)n  ihnen  verlan.;t  ';. 

l)i('sc  Arbeits(>r;^anl^alion  <Ut  isländischen  liontU-n  wurde  in 
unsere  Hetrachtuncr  hereinbezo-jen  nicht  etwa,  um  damit  die  Rieh- 
tit^keit  unsrer  Auslegung  des  Tacitus  zu  beweisen  —  diese  s[)richl 
für  sich  selbst  —  sie  kann  aber  wohl  zur  Illustration  des  Bc- 
richtes  der  Germania  gute  I)ieiiste  leisten.  Die  isländischen  \'er- 
haltnisse  sind  aber  auch  insolern  äußerst  lehrreich ,  als  sie  klar 
erweisen,  wie  willkührlich  IVittich  verfährt,  wenn  er  der  antiken 
und  der  mittelalterlichen  Welt  die  Anschauung  zu* 
schreibt,  alle  Erwerbstätigkeit  sei  ein  schmutziges  Geschäft,  das 
der  anständige  Mensch  nur  notgedrungen  ergreift  Für  die  rö- 
mischen Zei^enossen  des  Caesar  oder  des  Tacitus  wird  es  nie- 
manden einfallen,  das  zu  bestreiten.  Daß  die  Germanen  ebenso 
gedacht  hätten,  berichtet  Tacitus  mit  keinem  Wort.  Und  was 
von  seiner  Schilderui^  der  trägen  Lebensweise  der  Freien  zu 
halten  ist,  darüber  wurde  oben  ausführlich  gehandelt. 

l)  Schönfeld  a.  a.  O.  p.  6l.  2)  11)1(1.  p.  S7  f. 

3)  ibid.  p.  72.  —  Aehnliclic  (jcwoJiiiIit  itf  11  daif  man  wohl  tleii  alten  Is- 
raeliten annehmen.  schcinl  es  wenigatcn»  iiuch  der  A'<j«/;itvi'schen  Ucbcrbclzung 
Yon  Exod.  30. 10:  »noch  der  Fremde,  der  sich  in  deinen  Ort&chaften  aafhäU«. 

4)  Wi^k,  a.  a.  O.  pag.  254. 
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Durch  den  Gang  unsrer  Untersuchung  wurden  wir  gezwungen, 
zu  einer  der  umstrittensten  Fragen  der  deutschen  Wirtschafts-  und 
Verfassungsgeschichte  Stellung  zu  nehmen,  zu  der  Frage  nach  der 
Entstehung  der  großen  Grundherrschaften.  Für  den  Kundigen 
bedarf  es  kaum  der  Erörterung,  welchen  Standpimkt  wir  vertreten. 
WüttcAy  dem  Vorkämpfer  der  grundherrlichen  Theorie,  mußten 
wir  an  mehreren  Stellen  widersprechen.  Wir  glauben  daigetan 
zu  haben,  dass  seine  Construction,  nach  der  die  Germanen  sich 
gliedern  in  Grundherren,  die  lediglich  von  Renten  leben, 
und  selbständige  unfreie  Ackerbauer,  sich  mit  einer  einwandfreien 
Auslegung  der  Quellen  nicht  vercini)aren  läßt 

Wir  gehen  aber  mit  IVittich  insofern  zusammen,  als  wir  die 
Entstehung  der  Grundherrschaft  nicht  ausschließlich  den 
oft  dari^estellten  Umbildungen  der  vorcarolingischen  Epoche,  also 
etwa  des  6. — S.  Jahrhunderts,  zuschreiben.  Aber  während  Wittich 
glaubt,  schon  in  der  germanischen  Zeit  die  für  die  Grundherrschaft 
charakteristische  Gestaltung  des  Grundeigentums  nachweisen 
zu  können,  und  darüber  andere  wichtige  Momente  übersehen  hat, 
haben  wir  versucht  zu  zeii^en ,  daß  sich  das  eiL^entümliche  A  r- 
b  e  i  t  s  s  y  s  t  e  m  der  mittelalterlichen  Grundherrschaft  aus  den 
Zuständen,  wie  wir  sie  aus  dem  zuverlässii;en  Bericht  des  Tacitus 
erkennen  k()nneii,  verstehen  läßt,  ohne  daiS  man  spätere  Kinflüsse 
zur  Erklärung  heranzieht  —  sei  es  nun  Nachahmung  ri)mischer 
Einrichtungen,  seien  es  die  bekannten  Gründe  für  die  Bildung 
großer  Grundherrschatlen.  1  )ie  letzteren  haben  natürlich  der  Ge- 
staltung von  Grundeigentum  und  socialen  \'ei hältnissen  die  Rich- 
tung gegeben.  iVber  die  Voraussetzungen  für  die  großen  Betriebe, 
im  besonderen  ein  geeignetes  Arbeitssystem  haben  schon  in  ger- 
manischer Zeit  bestanden. 

Dieses  Arbeitssystem  war  nicht  das  Werk  oiganisatorischer 
Tätigkeit  der  Grundherren.  Vielmehr  war  das  Verhältnis  zwischen 
Herren  und  Knechten  von  jeher  derart,  daß  es  ganz  selbstverständ- 
lich war,  daß  der  unfreie  Hintersasse  in  der  Wirtschaft  seines  Herren 
aushalf,  wenn  dessen  gewöhnliche  Arbeitskräfte  nicht  mehr  aus- 
reichten. Das  gedachte  Verhältnis  zwischen  Herren  und  Knechten 
ist  den  germanischen  Völkern  offenbar  lange  Zeit  eigentümlich 
gewesen.  Läßt  es  sich  doch  sowohl  bei  den  Germanen,  die  die 
Zeitgenossen  des  Tacitus  gekannt  haben,  als  auch  bei  den  skan- 
dinavischen Bauern,  die  um  die  Wende  des  ersten  Jahrtausends 
Island  colonisiert  haben,  nachweisen. 
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II.  Abschnitt. 

Die  wirtschaftliche  Arbeit  der  Freien  der  fränkischen  Zeit. 

Unsrc  bishcriyfcn  Ausführungen  haben  gezeigt,  daß  schon 
in  germanischer  Zeit  die  wirtschaftliche  Ik-tatigung  der  iMcien 
sich  nicht  darauf  beschränkte,  die  Renten  th-i  Hintersassen  ein- 
zuziehen, X'iehnehr  beteiligt  sich  auch  der  Hausherr  an  den 
in  iI'  1  Wut -schalt  notwendigen  /Vrbeiten  —  freilich  luu-  insoweit, 
alb  es  mit  seiner  kriegerischen  Lebensweise  vereini^ar  ist. 

Man  wird  (jiine  weiteres  veiniuten,  daß  in  Zeiten  größerer 
Seßhaftigkeit,  da  das  Kriegshandwerk  im  Lelien  des  freien  Deut- 
schen nicht  mehr  die  Rolle  spielt  wie  vor  der  \'r»lkeru  aiiderung, 
die  Arbeitskraft  des  Freien  für  seine  Wirtschail  mehr  Cjcwicht 
bekommt.  Die  herrschende  Ansicht  nimmt  ja  auch  in  der  Tat 
an,  das  deutsche  Volle  habe  um  diese  Zeit  der  Mehrzahl  nach  aus 
freien  Bauern  l^tanden,  die  ihre  eigene  Hufe  bebauten. 
Aber  von  seinem  Standpunlct  aus  folgerichtig  hat  Wittich  das 
auch  für  die  fränkische  Zeit  bestritten^). 

Demgegenüber  hat  schon  ICdtesckke^)  auf  die  Strafbestim- 
mungen der  Volksrechte  für  Störung  des  Feldbaus,  die  sich  meist 
auf  Freie  und  Unfreie  bezichen,  hingewiesen.  WitHch  weiß  diese 
Einwendungen  nicht  zu  widerlegen.  Denn  wenn  die  lex  Salica 
>  freie  Colonen  als  Bauern  voraussetzen«  soll,  ist  nicht  einzusehen, 
wie  der  Freie,  dem  doch  vorher  alle  wirtschaftliche  Arbeit  »ein 
schmutziges  Geschäft«  gewesen,  sich  blos  deshalb,  weil  er  sein 
Eigen  einem  Andern  übertragen  mußte,  zu  solcher  Arbeit  ver- 
stehen sollte. 

Ein  scheinbar  schwerwiegendes  Argument  bringt  Wittich  ge- 
gen die  zweite  Miujipe  von  volksrechtlichen  Bestimmungen,  die 
Kotzschke  anführt,  bei,  gegen  die  Verbote  der  Sonntagsarbeit. 
Lex  Baiuw^  (Ap])endix  1,  l)  bestimmt  nämlich  für  den  dritten 
Uebertretungsfall  durch  einen  Freien :  >perdat  libcrtatem  suam  et 
sit  servus,  qui  noluit  in  die  sancto  esse  liber'.  Daraus  schließt 
n ////r/r,  dem  G(^setzgcber  seien  »nicht  frei  sein  wollen  uml  wirt- 
schaftliche Arbeit  verrichten«  gleichbedeutende  Begriffe.  Daher 

I)  Vgl,  li'tUuh,  a.  a.  O.  bes.  pa^;,  331  f. 

s)  K9tucklu,  Die  Gliederung  der  Gesellschaft  bei  den  alten  Deutschen.  Zeitschr. 
für  Geschichtswissenschaft  N.  F.  IL  310  f. 
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benehme  sich  der  Freie,  der  wirtschaftliche  Arbeit  verrichtet,  wie 
ein  Unfreier. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  Schlüsse  nur  berechtigt 
sind,  wenn  die  in  Rede  stehenden  Bestimmui^en  der  Volksrechte 
eigene  Schöpfungen  des  Geset^ebers  sind.  Gelingt  es  uns,  für 
dessen  »Anschauungsweise«  irgend  welche  Quellen  zu  entdecken, 
aus  denen  diese  I^estimmungen  übertragen  sind,  so  ist  der  Ein- 
wand UlttiiJYs  hinfällig. 

Man  könnte  gegen  Wittkh  vielleicht  geltend  machen  »noluit 
esse  Uber«  müsse  nicht  notwendi^^  heißen  >eine  eines  Freien  un- 
würdif^c  Arbeit  verrichten«,  es  könne  gerade  so  gut  in  einer 
ähnlichen  Hcdcnitung  gebraucht  sein,  wie  wenn  wir  heute  sagen : 
»ich  l)in  an  ilcni  und  dem  Tage  frei'.  Für  ungefähr  dieselbe 
Zeit,  in  die  L.  Haiuw.  fällt,  ist  über  esse  für  »straflos  ausgehen < 
h(  !(  -^t  ^).  Aber  zum  Glück  sind  wir  nicht  auf  solche  dürftigen 
i Anwendungen  ang(nvicsen.  Die  völlige  Abhängigkeit  der  Volks- 
rcchtc,  was  die  Veri)ote  der  Sonntagsarbeit  angeht,  von  anderen, 
frülu  u  n  ( Juellen  —  sogar  in  den  Worten,  auf  die  Wittich  so 
großes  (jewicht  legt  —  beweist  zur  Genüge,  daß  sie  nicht  die 
selbständige  Anschauungsweise  ihres  Gesetzgebers  wiederspiegeln. 

Die  beiden  Stellen  lauten  ;  lex  Alaniann.  c.  38  MG.  LLNat. 
V  I  pag.  98:  Die  Dominico  nemo  opera  servilia  praesumat  faccre, 
quia  Iioc  lex  prohibuit  et  sacra  scriptura  in  omnibus  testavit 
Siquis  servus  in  hoc  vitio  inventus  fuerit,  va|)uletur  fustibus.  Liber 
autem  corripiatur  usque  ad  tertiam  vicem.  Si  autem  post  tertiam 
correptionem  in  hoc  vitio  inventus  fuerit  et  Deo  vacare  die  Do- 
minico ncglexerit  et  opera  servilia  fecerit,  tunc  tertiam  partem  de 
hereditate  sua  perdat.  Si  autem  super  haec  inventus  fuerit,  ut 
diei  Dominico  honorem  non  inpendat  et  opera  servilia  fecerit, 
tunc  coactus  et  probatus  coram  comite,  ubi  tunc  dux  ordinaverit, 
in  servitium  tradatur  et,  quia  noluit  Deo  vacare,  in  sempitemum 
servus  permaneat«. 

Wenn  der  servus  Sonntags  bei  der  Arbeit  betroffen  wird, 
wird  er  geprügelt;  der  liber  aber  wird  die  beiden  ersten  Male  ver- 
warnt, beim  dritten  Male  tritt  eine  erhebliche  Vermögensstrafe  ein ; 
wenn  er  darnach  noch  einmal  ertappt  wird,  verliert  er  nach  der 
Entscheidung  des  Herzogs  (ubi  tunc  dux  ordinaverit)  auf  immer 
seine  Freiheit. 


1)  Vgl.  unten  png.  48  note  4. 
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Die  nach  der  Lex  Alam.  entstandene  Lex  Baiuw.  bestimmt 
im  Appendix  I»  i  MG.  LL  III  335 :  »Si  quis  die  dominico  operam 
servilem  fecerit :  über  homo,  si  bovem  iunxerit  et  cum  carro  am- 
bulaverit,  dextrum  bovem  perdat,  si  autem  secaverit  fenum  vel 
collegerit,  aut  messem  secaverit  aut  collegerit,  vel  aliquod  opus 
servile  fecerit  die  dominico,  corripiatur  semel  vel  bis,  et  si  non 
emendaverit,  rumpatur  dorso  ctus  50  percussiones ;  et  st  iterum 
praesumpserit  operare  die  dominico,  auferatiir  de  rebus  eius  ter- 
tiam  partem;  et  si  nec  cessaverit,  tunc  perdat  libertatem  suam 
et  Sit  servus,  qui  noluit  in  die  sancto  esse  lii)er. 

Si  servus  autem,  pro  talc  crimine  vapuletur;  et  si  non  emen- 
daverit, manum  dextram  perdat*. 

Xeu  ist  im  Ge^^a-nsatz  zu  Lex  Alam.  die  Ikvstimmunf:^,  daß 
dem  l'^reien,  der  am  Sonnlaj^  eins{»annt,  der  rechte  Ochse  i^enom- 
men  wird.  Wenn  er  mit  der  Mand  ein  opus  servile  tut,  uirtl  er 
ähnlich  bestraft,  wie  im  alemannischen  Volksrecht:  l'.in  oder  zwei- 
mal wird  er  verwarnt,  arbeitet  er  trotz  drx  VeruaniuiiL;,  so  muß 
auch  der  l'>eie  eine  Prügelstrale  über  sich  erj^^chcn  la'-scn  (rum- 
patur dorso  eius  50  jiercussioncs ).  Ikim  dritten  Uebcrtretunjj^s- 
falle  wird  auch  dem  freien  Bajuwaren  der  dritte  Teil  seines  V'er- 
möj^ens  entzogen,  und  im  vierte  n  verliert  auch  er  seine  h^'t-iln-it. 
Wenn  beim  servus  die  Prügelstrafe  nicht  verschlägt,  wird  ihm  die 
rechte  Hand  abgehauen. 

Begründet  wird  das  Verbot  mit  Kxodus  20.  10.  W  ährend 
dieses  Gebot  im  Terte  der  Vulgata  lautet :  » Non  facias  omne  opus 
in  eo  tu  . . .«  haben  die  jüngeren  Hss.  der  L.  Baiuw.  »Nullum  opus 
servile  facias  in  die  sancto  neque  tu  . . .  « 

Die  Vorschriften  der  Lex  Baiuw.  gehen  aber  noch  weiter: 
>St  quis  in  itinerc  positus  cum  carra  vel  cum  nave,  pauset  die  domi- 
nico usque  in  secunda  feria«. 

Ein  vorzügliches  Argument  —  so  könnte  es  scheinen  —  hat 
sich  WttHch  in  diesen  Bestimmungen  entgehen  lassen,  den  syno- 
nymen Gebrauch  von  operare  imd  opus  servile  facere.  Wir 
werden  aber  sehen,  daß  daraus  berechtigterweise  von  niemand 


1)  Eine  .Hhnliche  Uragestoltung  erleidet  Exod.  35.  2  auf  der  Synode  von  Friaul  796, 
die  dic^e  Stelle  als  Met;ründung  für  das  Gebot  der  Sonni :iL:-nihe  citiert.  Vulgata: 
Sex  dicbuä  t'acietis  opus,  »eptimus  dies  vobis  eril  sanclu^,  ^abbatum,  et  requies 
Domini»  qui  fecerit  opui  in  eo,  occidetnr.  —  Conc  Forojaltensc  796:  Ipsum  est 
enim  sabbatnin  Domini  deUcatom,  de  quo  scriptum  dicit:  Qai  fecerit  in  eo  opus 
servile,  id  est  peccati,  morte  moriatur.  Mansi  XIII.  851. 
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Schlüsse  über  die  Auffassung  der  Deutschen  vom  Arbeiten  ge> 
zogen  worden  sind. 

Wenn  wir  nach  Quellen  der  Volksrechte  für  ihre  Verbote 
der  Sonntagsarbeit  suchen,  werden  wir  solche  am  ehesten  in  der 

Gesetzi^ebuni,'  der  christlichen  Kirche  finden.  Denn  von  ihr  «^ing 
im  Mittelalter  die  Fordcrun«^  der  Sonntagsruhe  der  Natur  der  Sache 
nach  aus.  Auf  den  verschiedensten  Synoden  hat  der  Clerus  seine 
Stellung  zu  dieser  I'rage  fixiert.  Auch  private  Sammlungen  kir- 
chenrechtlichen Charakters,  so  besonilers  die  Pocnitcntialien  ( Huß- 
ordnungcn)  des  ausgehenden  7.  und  beginnenden  8.  Jahrh. '  )  ent- 
halten detaillierte  Strafbestimmungen  für  Arbeiten  am  Sonntag. 
iJaLs  (He  b(Mden  süddeutschen  V'olksrechte  gerade  von  diesen  letz- 
teren (Juellen  stark  abhängig  sind,  hat  schon  K.  Lehmann  ange- 
deutet *). 

1  )ic  dem  Freien  angedrohte  Verniögensstrafe  ist  ihnen  ent- 
nommen. An  deren  Stelle  kann  nacli  den  Bußordnungen  beim 
dritten  Uebertretungst'allc  ganz  allgemein  Prügelstrafe  treten  ')■ 
Nach  L.  liaiuw.  konnte  das  dem  hVcicn  nur  pa.ssieren,  wenn  er 
trotz  der  W  ai  imng  —  auch  diese  kennen  die  lieiclitbüchcr  (ar- 
guunti  —  arbeitet. 

.\uch  die  Strafverknechtung  des  Freien  im  Falle  der  Sonn- 
tagsarbeil hat  ihren  Vorgang  in  Quellen  des  angelsächsischen  Kir- 
chenrechts ♦)• 

1)  H'ass€rs(hUöen ,  Die  Bussordnun^cii  der  abcndländii>cheii  Kirche  1851.  Das 
sog.  Poen.  des  Theodor  von  Canterbury  (f  ^9^)  '^^  nach  dessen  Tode  in  England, 
Poen.  Conuneani  Mitte  des  8.  Jabrh.  im  frliik.  Reich  entstanden. 

2)  Zur  Textkritik  Und  Entstehungsgeschichte  dos  alarnannisclicn  Volksreclues. 
Neues  .Vrcliiv  der  (jcs.  f.  altere  deutsche  Geschichtskunde,  15.ind  X.  pa».  500. 

31  Olli  opuranlur  die  duininico,  cos  Graeci  prima  vice  ar^uunt  et  sccunda 
toUuiii  aiu|uid  nb  eiä,  tertia  vice  tcrtiam  partem  de  rebus  aut  vapu- 
1  a  n  t  vel  7  dies  poeniteanL  WasserscUeieH  a.  a.  O.  146^  167.  sto.  488.  $24. 

4)  Synode  von  Bergbainpstead  697.  Mens!  XIL  iii  f. 

c.  10.  Si  scrvus  CK  mandato  dotnini  opus  servile  prncstiterit  a  vespcra  diei  soüs 
po.-t  oi:t.(>um  eiii>  u^qiie  ad  occnsiim  vespcrae  diei  liinac  (von  der  Sonntaj^s-Vc^jicr 
d.  i.  .Samsiag  Abend  bis  zur  Muni.iys-Vesper  d.  i.  Sonntag  Abend  —  vgl.  Grotcjtnd, 
Zeitrechnung  s.  v.  Vespere  prime,  secunde),  octoglnta  solidis  illad  domlni»  compenset. 

c.  II.  Si  servus  hoc  faciat  proprio  motu  eo  die  sex  solidos  ipse  domino  pendat 
aut  cutcm  suam. 

c.  12.  Si  1  i  b  e  r  h  o  m  o  autem  id  fecerit  tempore  vetito .  ^  i  t  r  e  'i  <  colli- 
sirigii;  et  t^ui  cum  dutulit,  babcat  raulctae  et  aestimationiji  capitis  diinidtuni. 

Eine  691  oder  693  an  unbekanntem  Ort  abgehaltene  Synode  bestimmt  (Mansi 
XIL  57  f.); 

c.  13.  Si  servus  homo  die  Dominica  operetar  iossn  domtni  sui,  liber  sit  (kann 
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Nach  einem  Synodalbeschluß  von  697  wird  dem  Freien,  der 
Sonntags  an  der  Arbeit  betroffen  wird,  das  Halseisen  angelegt 
(sit  reus  collistrigü),  der  Denunciant  hat  halben  Anteil  an  der 
Buße  und  an  der  Entscheidung  über  das  Leben  des  Straffälligen. 
In  L.  Alam.  wird  der  erta[)pte  Freie  coactus  et  convictus  vor  den 
Grafen  geführt,  und  der  Herzog  entscheidet  dann,  ob  er  verknechtet 
werden  soll. 

Eine  andere  englische  Synode  (691  oder  692)  ordnet  die  Straf- 
verknechtung mit  denselben  Worten  an  wie  L.  Baiuw.: 
»perdat  libertatem  suam«. 

Noch  andere  Gründe  zwingen  zu  der  Annahme,  daß  kirchen- 
rechtliche  Quellen  den  alamannbchen  und  bajuwarischen  Gesetz- 
gebern zum  Muster  gedient  haben.  Die  Acten  »ex  concilio  regum, 
quibus  legatus  Romanae  sedis  interfuit  Bonefatius«  bestimmen  de 
die  donünico  cap.  23  :  >Si  quis  die  dominico  opera  scnnlia  fecerit, 
liber  homo  si  boves  iunxerit  dextrum  bovem  perdat« Das  ist 
wörtlich  die  Ik^stimmung,  die  L.  Baiuw.  ^^ci;cn  L.  Alam.  neu  hin- 
zugefügt hat.  Ein  concilimn  rcgum,  im  Beisein  zweier  Könige, 
an  dem  Bonifatius  teilnaiim,  konnte  nur  vor  der  Abdankung  Karl- 
manns, also  zwischen  740  und  747  stattfinden.  Da  es  ausj^e- 
schlossen  ist,  daß  ein  von  fränkischen  Köngen  einberufenes  Concil 
das  damals  auf  alle  I''älie  noch  ganz  neue  bajuwarischc  Volks- 
recht ^)  citiert,  so  kann  dieses  concilium  rectum  mit  Sicherheit 
als  f  )uelle  für  das  letztere  angesehen  werden.  Die  bayrische  S\- 
nf)dc  von  DinLioltini;  endlich,  die  in  der  Zeit  von  769 — 771  statt- 
jj^cfunden  hat^),  bc-^innt  in  ihren  Akten  gleich  caj).  i  mit  de  r  Sonn- 
tagsruhe, und  verweist  hierfür  nicht  allein  auf  das  \'<»lksiecht 
(legem  ),  sondern  auf  decreta  canonum,  auf  die  Beschlüsse  früherer 
Concilien  *), 

natürlich  nur  heilkn:  er  soll  straflos  ausgehen)  et  dominus  dcbcat  30  solidos  pro 
ppena.  Si  aatem  senrus  absque  eius  scitu  operctur,  vcrberibus  cacdatur,  vel  cutis 
pretimn  solvat  (arofi  Sllhnegeld  fVr  seine Hant  bezahlen).  Si  aatem  liber[e]eo  die 
operetnr  [abaquc  domini  iussa  (sicl)],  perdat  libertatem  snam,  vel  60  ^.1- 

lidos:  et  "nrt  rdos  dnjilnm  debi-nt.  Ks  ist  nicht  anders  denkV^ar ,  als  dass  ein  Ab- 
schreiber den  Text  hier  sinnw idrii;  verdorben  hat.  Denn  wie  kann  ein  servus  liber- 
tatem perdcre?  Das  abscjue  domini  iussu  ist  eine  sinnlose  Wiederaufnahme  de.^ 
vorbetgehciiden  absqne  eins  scitu. 

i)  Mansi  XIL  Appcndbc  110.  —  HtfiU^  ConclHengeschicbte  III.  f> 
3)  Es  ist  entstanden  in  den  Jahren  739 — 749,  ScArSäer,  Deutsche  Rechtsgc- 
schichte*  pag.  246. 

3)  Ile/ele  a.  a.  O.  III,  609  f. 

4)  Synode  tod  DingulAng  (Mansi  XII,  S51)  cap.  i.  De  die  domiiüco  ita  oon- 

Zeiudirift  für  die  (et.  StaaliwisMMch.  EfsinxuBgsheft  IS.  A 
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Die  StraÜEumessungeii  von  L.  Alam.  und  L.  Baiuw.  für  Freie, 
die  am  Sonntag  arbeiten,  haben  also  ihre  Quelle  in  Bestimmungen 
teils  der  angelsächsischen  Kirche  des  ausgehenden  7.  Jahrhunderts, 
teils  der  frankischen  Kirche  im  Zeitalter  des  Bonifiatius.  Das  ist 
für  unsere  Untersuchung  wichtig.  Denn  originäreSchöpfung 
solcher  Vorschriften,  wie  sie  besonders  L.  Baiuw.  enthalt,  konnte 
vielleicht  Schlüsse  über  die  Auffassung  der  wirtschaftfichc»  Ar- 
beit in  damaliger  Zeit  rechtfertigen,  ähnlich  denen,  die  Witück 
gezogen  hat. 

Daß  es  in  Wirklichkeit  damals  etwas  ganz  Gewöhnliches  war, 
daß  der  voUfn  ie  Mann  wirtschaftliche  Arbeit  in  weitem  Umfang 
tat,  ergeben  außerdem  noch  mit  aller  Bestimmtheit  zwei  Quellen 
des  fränkischen  Reichsrechts  aus  verschiedenen  Zeiten  —  wiederum 
Sonntags  ruhegcsetze. 

Das  Decret  Childeberts  II.  von  596  verbietet  jedem  Freien 
(quiscunquc  ingcnuus)  am  Sonntag  alle  Arbeiten  außer  denen,  die 
zum  I.ebon^iintcrhalt  unbedingt  notwcndlL:  sind,  und  setzt  für  den 
freien  Sallranken.  für  den  (freien)  Römer  und  für  den  Unfreien  be- 
sondere Bußen  fest 

Karl  der  (jroßc  erläßt  789  in  der  Admonitio  generalis  ein 
ausführliches  Sonntagsruhegesetz,  das  in  der  I  lauplsache  auf  den 
Canoncs  des  3.  Concils  von  Orleans  (538)  beruht,  die  schon  in 
einem  Capitular  Pippins  (MG.  Cap.  I  36!  citiert  sind. 

Darin  werden  verboten  zunächst  im  allL^enu  iiien  —  der  Tradition 
folgend  —  Opera  servilia.  Dann  weitK  n  die  einzelnen  Arbeitsarten 
aufgezählt.  Nicht  nur  wirtschaftliche  Arl)eit.  Feldarbeit,  opera 
ruralia,  auch  die  Abhaltung  von  Gerichtstagen  und  Jagden  muß 
am  Sonntag  unterbleiben 


btitutum  est,  ut  tali  honore  habeatur  sicut  in  lege  scriptum  est  et  in  dccrctis  ca- 
nomim.  Et  si  quid  pnesanii>serit  fraogere  contra  legem  ant  decrata  canontun,  tali 
peoa  snbjaceat  sicat  ibi  scriptnin  est 

1)  Childcbcrd  II  decrctio  596  Eebr.  39  MG.  Capitalarien  (Boretins)  I.  p.  15  f. 
cap.  14.  r>L-  die  dominico  pl.irnit  obscrvnre,  ut  si  quiscunque  ingenuus,  excepto 

qnod  ad  coqucndum  vel  ad  manducandum  pcrtinet ,  alia  opera  in  die  duminico 
facere  praesampserit,  siSalicus  faerit,  solidos  15  componat;  si  Romanus,  scptem  et 
dimidloin  solidi.  Servns  vero  tres  solidos  reddat,  aut  de  dorsom  säum  componat 

2)  Admonitio  generalis  7S9  MBn  23  MC>.  Capit.  I.  61. 

cnji.  Si   Stritnimus  quoqiie  secundum  quod  in  lege  Dominns  prneciptt,  ut  opera 
servilia  dicbus  dominicis  non  agantur,   siciit  et  buiiae   mcinoriae  penitor  nieus  in 
suis  synodalibtts  edictis  mandavit,  id  est  quod  nec  viri  ruralia  opera  exerceant . 
nee  ad  pladta  conveniant  nee  venationes  exerceant. 
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Diese  Stelle  zeigt  zugleich,  was  von  der  Bezeidinung  opus 
servile,  die  meines  Wissens  zum  ersten  Mal  697  in  den  Acten 
der  Synode  von  Berghampstead  vorkommt,  zu  halten  ist.  Die 
Quellen  des  6.  Jahrhunderts  kennen  nur  die  Bezeichnungen  opus 
rurale  oder  corporate  opus Im  8.  Jahrhundert  ist  opus  servile 
so  sehr  zur  stehenden  Redensart  geworden,  daß  die  Hss.  selbst 
die  Bibeldtate  in  dieser  Richtung  abändern').  Placita  und  vena- 
tiones  sind  natürlich  kein  Knechtsgeschäft.  Ein  materieller  Hin- 
tergrund ist  also  hinter  dem  Ausdruck  opus  servile  auf  keinen 
Fall  zu  suchen. 

Ffir  die  Zeit  vom  6.  bis  zum  Ende  des  8.  Jahrhunderts  läßt 
es  sich  also  nicht  bestreiten :  der  freie  Deutsche  arbeitete  in  seinem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  für  gewöhnlich  tüchtig  mit  Belegt 
ist  seine  Betätigung  allerdings  nur  für  die  in  der  Außenwirtschaft 
erforderlichen  Arbeiten,  für  die  Feldbestellung,  für  Bauarbeiten, 
Holzfällen  u.  s.  w.  *).  Häusliche  Verrichtungen  waren  Sonntags 
gestattet ').  Wenn  diese  in  den  Aufzciclinungen  der  verbotenen 
Arbeiten  fehlen,  darf  daher  daraus  noch  nicht  geschlossen  werden, 
daß  sie  von  den  durch  das  X'erbot  Betroffenen  nicht  getan  wurden. 

In  der  Außenwirtschaft  arbeitet  aber  der  Freie,  wie  frülier 
gezeigt  wurde,  nicht  nur  für  sich  selbst.  Wenn  sein  Naciibar  ihn 
brauchte,  half  er  diesem  im  Feld  oder  bei  größeren  Bauarbeiten. 


r)  Vgl.  oben  pag.  48  note  4. 

2)  Com.  Aurclianensc  III.  53S  Mt;.  C nncilia  I.  82.  ca]>  31.  De  opcrc  tarnen 
rarali  .  .  .  ceusuimus  (:>cil.  essu)  ubslcncnUum.  —  (juntchranini  regis  edictum  585 
Not«  10.  MG.  Gapit.  I.  11 :  ab  omni  corporali  opcre  suspendatur.  —  Conc.  von 
Chalons  swUchen  639—654.  MG.  Concilüi  Lais.  cap.  18:  ut . . .  die  Donrinico 
raralia  opcr.-i  .  . .  noUus  penitos  non  presnmat. 

3)  Vgl.  oben  p.  47. 

4)  Conc.  Aurel.  MG.  Concilia  I.  82. 

cap.  31 :  De  opere  tarnen  lurali ,  id  est  a  r  a  t  a  vet  Tinea  vcl  s  e  c  t  i  o  n  e 
messione,  excussione  (Aussaat),  exarto  (Rodarbeit)  vel  saepe  (Zünae 

sieben)  ccnsiunilis  abstt  tu^tidum. 

Admonitio  generalis  789  Cnpii.  I.  61. 

cap,  81 :  .  .  riurid  nee  viri  riiialia  oper.T  exerce.mt  ncc  in  viuea  colenda 
ncc  in  campis  arando,  inetendo  vel  focnum  secando  Tel  s  a  e  p  e  m 
ponendo  nec  in  sÜTis  stirpare  Tel  arbores  caedere  (ffir  den  eige» 
nen  Hollbedarf)  Tel  in  petris  I. aborare  (Arbeit  in  SteinbrUcben)  nec  d  om  o  s 
construe  re  ncc  in  orto  labornrc.... 

5)  Vj;l.  das  oben  pag.  50  citicitc  Dtkrd  CliildLlicrts  II.  v.  5()6.  —  Das  Kdicl 
Guntchranis  von  585  (MG.  Capit.  I.  iij  geblattet  am  Sonntag  alles  zu  tun  >4Uod  ad 
victum  praeparari  conTenit«. 

^  * 
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So  verlangte  es  alteingebürgerte  Sitte. 

Wenn  nun  solch  ein  Freier  seine  Selbständigkeit  aufgab,  wenn 
er  sein  Land  einem  Mächtigeren  auftrug,  so  trat  er  zu  diesem  in 
ein  Abhängigkeitsverhältnis,  dessen  nähere  Beschaffenheit  für  uns 
gleichgiltig  bt.  Wichtig  ist  aber,  daß  dieser  Mächtigere  in  den 
meisten  Fällen  sein  Gut  sicherlich  schon  vorher  auf  dieselbe  Art 
bewirtschaftete,  wie  Tacitus  das  von  den  Freien  überhaupt  be- 
richtet. Seine  unfreien  Hintersassen  hatten  von  jeher  ausgeholfen, 
wenn  die  im  Hause  wohnenden  Arbeitskräfte  nicht  mehr  ausreichten. 
Der  Freie,  der  in  seine  Munt  trat,' war  von  früher  anstrenge  Ar- 
beit gewöhnt,  unter  Umständen  zwanq^  ihn  die  Sitte,  seinem  gleich- 
gestellten Nachbar  mit  seiner  Arbeit  beizuspringen.  Was  sollte 
ihn  da  hindern,  sich  gegenüber  dem  Muntherm  zu  ähnlichen  Ar> 
beitsleistungen  zu  verpflichten? 

Die  Ansicht,  daß  die  Verpflichtung  zu  Wirtschaftsdiensten 
auf  Herrenland  mit  den  germanischen  licgrilTcn  von  Freiheit  nicht 
vereinbar  sei  unil  daß  sich  deshalb  nie  freie  Landloiher  zu  solchen 
vertragsmäßig  ver|)llichten,  hat  früher  Giicrard,  in  Ictztn  Zeit  See- 
Ii  ger  widerlegt  ').  Die  von  Seeliger  für  diesen  Nachweis  vorzugs- 
weise benutzten  Trad.  Sang,  reden  sogar  einmal  ausdiHicklich  vun 
Diensten  freier  Leute.  764  schenkt  D.  »casa  curtile  et  terra  salica, 
et  servos  duos  his  nominibus  .  .  . ;  ingenui  duo  conunanent  ter- 
ram  illam  et  si  vultum  (wohl  statt  volunt  tum)  manire  post  obi- 
tum  meuni,  qualum  servicium  milii  fecerunt,  t^lem  faciant  vobis 
(dem  Kloster  Sangallen),  his  noininibus  .  .  .c  '^). 

Auch  der  Zusland,  da  diese  Dienste  nur  zur  Aushilfe  einge- 
fordert wurden,  wenn  der  Arbeitsbedarf  besonders  groß  war,  hegt 
in  den  Jahren  761 — 790,  in  denen  das  Kloster  Sangallen  beson* 
ders  häufig  bei  seinen  Verleihungen  Arbeitsleistungen  der  Preca- 
risten  ausbedtngt nicht  so  ferne,  als  man  denken  sollte.  Wäh- 
rend die  Natural-  und  Geldzinse  stets  per  singulos  annos,  Jahr 
für  Jahr  bezahlt  werden  müssen,  ist  bei  der  Festsetzung  der  Ar- 
beitsleistungen der  Zusatz  nicht  selten :  quando  opus  fuerit,  quando 


1)  Gturard^  Polypt  de  I'abbi  Inninon  1844  L  754  f.  82a  und  SetiigoTt  Grund- 

herrschafi  im  früh.  M  A.  p.  34. 

2)  Snni^.tllcr  Urk.Buch  no  42.  I    ji üj.  43. 

3)  Die  Sangaller  Uebertragungaurkuudcn  scUcn  in  folgendem  Verhältnis  den 
censns  —  unter  diesem  Ausdruck  werden  stets  alle  Arten  Ton  Gegenleistungen,  Ar- 
belt sogut  wie  Zins,  »isenmengefaßt  —  fest: 
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opus  est*). 

Je  größer  die  einzelne  Grundherrschaft  war,  desto  mehr  wurde 
es  natürlich  zum  Bedürfnis  für  alle  Beteiligten,  derartige  Pflichten 
rechtlich  festzulegen.  Da  grundherrschaftliche  Aufzeichnungen  nur 
von  großen  und  größten  Grundherrschaften  auf  uns  gekommen 
sind,  ist  es  kein  Wunder,  wenn  in  ihnen  jede  Spur  fehlt,  die 
den  gedachten  ursprOt^lichen  Charakter  dieser  Dienste  erkennen 
liesse. 

Daß  aber  in  der  Tat  die  Wirtschaftsdienste,  die  die  mittel- 
alterliche Grundherrschaft  von  ihren  Hintersassen  begehrt,  ursprüng- 
lich als  Hilfeleistungen  zu  denken  sind  —  ähnlich  denen,  wie  sie 
gleichgestellten  Nachbarn  geleistet  werden  müssen,  wird  sich  mit 
unwiderleglicher  Bestimmtheit  eigeben,  wenn  wir  im  folgenden 
Abschnitt  das  grundherrschaftliche  Arbeitssystem  genauer  kennen 
lernen.  Unsre  Hauptquelle  hiefür  werden  die  Weistümer  sein, 
auf  deren  Bedeutung  für  wirtschaftsgeschichtliche  Untersuchungen 
schon  mehrfach  hingewiesen  wurde. 


in  den  Jabren 

Zins 

Arbelt 

Arbeit  und  Iba 

751—760 

4 

a 

761—770 

10 

1 

5 

771-780 

1 1 

5 
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5 

791—800 

>9 
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3 

801  Sic 

23 

3 

811  --S20 

28 

3 

821-830 

48 

I 

2 

831-S40 

28 

I 

841-8S0 

18 

I 

I 

Unter  >Z!ns«  ist  Geldzins  oder  Naturnbins  oder  beides  ziisnrnmcn  zu  verstehen.  — 
Erst  seit  den  760er  Jahren  wird  die  Zahl  der  Trad.  überhaupt  so  groß,  daß  solche 
Vevglelclie  simigeiaSft  «igeatellt  werden  kOimen.  Und  merkwflrdig,  gerade  unter 
diesen  Uteiten  Dokomenten  ipielt  die  Verabredung  von  ArbeitsleJatnngen  diese 
Rolle 

i)  770  S.  Gnll  U.B.  I.  no  56:  trado  atque  transfundo,  in  ea  ratione  ,  ut  .  .  . 
censum  .  . .  persolvain ,  idest  per  singulos  annos  30  sicias  de  cervisa  .  . . 
et  qaando  opns  fnerit  ant  ad  ncsseoival  pratmn colUgendttai  vdadreliqaa 
in  paasiato  {Dit  Qmgtssvk  pais?)  faciaM. 

787  no  113:  in  censum  vobis  annis  singnlls  persalvaanM  7  naldras  de 
grano  .  .  .  et  .  .  .  arare  debeamus  et  6  dies  in  anno ,  quando  opus  est  foris 
(sie  I)  operare  sive  in  messe  vel  foenum  secandum.  miUamus  duoä  mancipia  in  opus 
vestrum ;  et  quando  opus  est  pontes  aedificare  vel novss &cere,  mittamus  unum 
bominem  ad  opus . . .  et  sit  iU  tantos  dies,  qnantum  necesse  esL 
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ni.  Abschnitt. 

Das  grundherrschaftliche  Arbeitssystem. 

Als  letztes  Argument  gegen  die  Auffassung,  daß  die  giund- 
herrschaftlichen  Wirtschaftsdienste  ohne  Unterschied  von  I'reien 
und  \on  l'nfiiMon  geleistet  wurden,  könnte  geltend  gemacht  wer- 
den 1-ormula  Turon.  43,  wornach  der  Commcndant,  der  nichts 
mehr  hat,  wovon  er  sich  ernähren  oder  kleidc^n  könnte  (unde  nie 
pascere  vel  vestire  debi'anil.  sich  tleiii  Muntlierrn  zu  ingenuili 
ordine  servicium  vel  ob^equiuin  verpllichtet  ').  Ivs  uuiß  also  nach 
der  Anschauung  jener  Zeit  ')  auch  Dienste  gegeben  haben,  die 
eniem  Freien  nicht  z.ugemutet  werden  konnten,  die  immer  nur 
von  unfreien  Knechten  verrichtet  wurden.  Darnach  konnte  es 
scheinen,  die  im  letzten  iVbschnitt  gezogenen  Folgerungen  gehen 
zu  weit. 

Allein  bisher  wurde  nur  der  Nachweis  geführt,  daß  die  zu 
einer  Grundherrschaft  gehörigen  Leute  alle  —  ohne  Unterschied 
des  Standes  —  zur  Arbeit  im  grundhcrriichen  Betrieb  herange- 
zogen wurden.  Darüber,  wie  weit  die  Verpflichtung  zur  Arbeits- 
leistung (tir  den  Einzelnen  ging,  welche  Arbeiten  von  ihm  verlangt 
wurden  und  welche  nicht,  müssen  wir  erst  noch  ins  Klare  konunen. 

Von  Arbeiten,  die  der  Freie  in  der  eigenen  Wutschaft  ver- 
richtete, haben  wir  bisher  nur  solche  in  der  Außenwirtschaft  kennen 
gelernt.  Aber  das  hatte  seinen  Grund  in  der  Natur  der  benutzten 
Quellen.  Und  dann  darf  man  auch  nicht  ohne  weiteres  annehmen, 
daß  die  Grundherrschaft  keine  anderen  Arbeiten  von  ihm  ver- 
langte, als  er  sie  bisher  zu  tun  gewohnt  war. 

Als  Gegensatz  zu  »ingenuili  ordine  servicium«  wird  man  von 
vorneherein  die  Arbeit  derjenigen  unfreien  Arbeiter  vermuten,  die 
im  herrschaftlichen  Hauswesen  selbst  wohnen,  die  Arbeit  des  un- 
freien Haus-  und  Hofgesindes.  In  der  Tat  findet  diese  Vermutung 
durch  eine  vorzügliche  Quelle  des  12.  Jahrhunderts  Bestätigung. 

§  I.  Die  Arbeit  des  unfreien  Gesindes. 

Um  das  Jahr  1144  nahm  der  Abt  Meynhardus  von  Maurs- 

1)  MG.  Formulae  p«f.  158.  Die  Formel  nimmt  doch  offenbar  $nf  ttotn  kteincn 

Bauern  Be7u<; ,  mit  dem  es  immer  tnclir  rückwärts  gegangen  ist  und  der  jetst  sein 
Gut  gegen  landvvirtschnftürlic  Dienste  verliclien  bekommt. 

2)  Die  Formeln  von  Tours  sind  entstanden  gegen  das  Ende  der  Merowinger- 
seit,  SekrSdtr*  265. 
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münster  im  Elsass  ein  Weistum  Über  die  Rechte  seines  Klosters 
auf  Dieses  hat  3  Arten  von  Hufen:  »mansi  ingenui  seu  üben, 
mansi  serviles,  mansi  proprii«. 

Den  hauptsächlichsten  Bedarf  an  landwirtschaftlicher  Arbeit 
decken  die  Dienste  der  mansi  serviles.  Die  mansi  ingenui  leisten 
nur  Spanndienste.  Aber  auch  von  den  mansi  serviles  dürfen  ge- 
wisse Arbeiten  nicht  verlangt  werden:  »pro  his  ac  talibus  seu  aliis 
minimis  praefatis  iusticiolis«  haben  die  Besitzer  der  mansi  ser- 
viles —  so  berichtet  das  Weistum  —  »ex  omnibus  mansis  heredi- 
tatis  sue  quosdam«  ausgeschieden  und  dem  hl.  Martin  aufgetragen. 
Die  Inhaber  der  so  entstandenen  mansi  proprii  sind  >ad  omnia  ac 
si  proprii  scrvi«  dem  Kloster  zu  gehorchen  verpflichtet 

Was  für  ein  Vorgang  verbirgt  sich  zwischen  dieser  zweifellos 
tendenziösen  Darstellung?  Das  Kloster  bezog  offenbar  schon  seit 
langer  Zeit  von  den  Inhabern  der  mansi  Üben  und  der  mansi 
serviles  gewisse  Dienste.  Die  mansi  proprii  wurden  vom  Kloster 
erst  später  ausgetan.  Das  geht  aus  dem  Texte  des  Weistums 
deutlich  hervor. 

Die  Dienstpflicht  der  mansi  proprii  wird  zu  der  der  mansi 
serviles  in  scharfen  Gci;cns.itz  !_;ebracht.  Arbeiten  in  Haus  und 
Hof  dürfen  den  Inhabern  der  mansi  serviles  nicht  zugemutet  wer- 
den, sie  müssen  von  denen  der  mansi  proprii  verrichtet  werden: 
so  das  Dreschen  des  Getreides  und  das  Messen  und  .Sortieren 
der  gedroschenen  Frucht  auf  der  Tenne  (in  area).  Die  W'ein- 
traiüicn  werden  von  allen  bis  zur  Kelter  befördert,  aber  nur  ^  mansi 
proprii  torculas  inlrabunt,  uvas  inportabunt ,  in  prelo  calca- 
bunt«  (in  der  Presse  treten).  Das  Holz  wird  von  allen  bis  zur 
Küche  oder  bis  zur  Hackerei  (pistrinumj  gcUagen,  aber  »mansi  ser- 
viles non  importabunt,  non  secabunt«. 

Diese  betreten  überhaupt  kein  herrschaftliches  Gebäude  (do- 
mum  non  intrabunt),  weder  um  einen  Herd  zu  bauen,  noch  um 
den  Backofen  zu  heizen,  noch  um  zu  kochen  oder  mit  zu  essen 
oder  zu  trinken.  Das  einzige  Mal,  wo  es  unumgänglich  notwen- 
dig ist,  bdm  Abladen  der  Erntewagen,  wird  es  ausdrücklich  her- 
vorgehoben :  »in  dominicam  granicam  (Scheune)  intrabunt«. 

Die  mansi  proprii  müssen  die  Kloaken  reuügen,  während  die 
mansi  serviles  beim  »Stalldienst«  auch  den  Stall  nicht  betreten. 
Sie  müssen  nur  außen  den  Mist,  den  die  mansi  proprii  heraus- 

I)  Sehotpßin,  Alntia  DipIomBtica  1772  I.  pag.  225—230.  Nr.  275.  Die  »Dif> 
frentite  nunsonim«  ebda.  pag.  aa?. 


Digitized  by  Google 


-    56  - 


werfen,  auffangen  und  zum  Haufen  schichten  (s  u  b  d  i  v  o  in  unum 
congerunt). 

Die  Arbeitszeit  der  mansi  serviles  ist  genau  begrenzt:  vor 
dem  ersten  Glockenzeichen  müssen  sie  antreten;  wenn  es  zur 
Vesper  läutet,  sollen  sie  nach  Hause  gehen.  Die  mansi  proprii 
müssen  nachts  den  Hof  bewachen,  ev.  den  »Stocke,  das  Gcfanj^- 
nis  (cippum  domtnicum).  Auf  Reisen  müssen  sie  den  Abt  be- 
gleiten :  >ad  omnia  et  in  omnibus,  ac  si  proprii  servi,  obtempe- 
rabunt«.  Sie  sind  nach  ihrer  ganzen  Stellung  in  der  grundhcn  >-chaft- 
lichcn  Arbeitsorganisation  nichts  anderes  als  unfreies  Hotgcsindc, 

Und  doch  sind  sie  mit  mansis  beliehen.  Man  muß  allcrdini^s 
vermuten,  daß  der  mansus  proprius  das  Normahnaß  eines  mansus 
nieht  erreiciite.  \'Än  Hauswirt,  der  eine  ganze  Hule  bel)aut,  kann 
imm<')glich  zu  täglicher  Dienstpflicht  iierangezogen  werden.  Dem- 
entsprechend beziehen  die  possessores  der  mansi  proprii  ihren 
ganzen  Lebensunterhalt  vom  Kloster  (comedunt  sulficienter  ac 
bilnuit  i,  während  tlii;  übrigen  Fronarbeiter  nur  an  den  Tagen,  an 
denen  sie  für  das  Kloster  arbeiten,  von  dort  verpflegt  werden'). 
Aber  jedenfalls  stellen  auch  die  mansi  proprii  eine  selbständige 
Wirtschaft  vor. 

Woher  rührt  dann  der  scharfe  Gegensatz,  in  den  ihre  Dienste 
zu  denen  der  mansi  serviles  gebracht  werden.?  Wir  haben  schon 
oben  darauf  hingewiesen,  daß  ohne  Zweifel  die  Verleihung  der 
mansi  proprii  jüngeren  Datums  ist  als  die  von  mansi  liberi  und 
serviles.  Der  Name  mansi  proprii  macht  es  sehr  wahrscheinlich, 
daß  es  ursprünglich  eigene  Leute  des  Klosters  waren,  die  auf 
diese  Hufen  gesetzt  wurden.  Dazu  passen  auch  die  Arbeiten,  die 
von  ihnen  veriangt  wurden.  Wir  finden  hier  also  den  interessanten 
Vorgai^,  daß  unfreies  Hausgesinde,  das  bisher  im  herrschaftlichen 
Haushalt  lebte,  auf  Teilen  des  herrschaftlichen  Grundbesitzes  an- 
gesiedelt wird  und  doch  in  der  Arbeitsteilung  innerhalb  der  Grund- 
herrschaft seme  Stellung  ab  Gesinde  behält  Ihre  Dienste  sind 
auf  ihren  Grundbesitz  radlciert,  wie  die  der  mansi  serviles  und 
der  mansi  ingenui. 

Diese  Umwandlung  ist  bei  der  Abfassung  des  Weistums 
(Mitte  des  12.  Jahrh.)  noch  nicht  aus  der  Erinnerung  verscbwun- 

1)  Abbas  autcm  unicuiquc  äccanlium  darc  Ucbcl  panem  honeslum,  aitero  aono 
caines ,  aitero  caseam  et  item  aitero  Tinnm ,  aitero  cereviiiain  . . .  abbas  nm- 
cuique  aratro  tres  panet  dare  debet,  ad  tria  iiigera  cereTisiam,  ad  qnattom  Timm. 
Schftpßi»  a.  a.  O.  pag.  825.  226. 
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den,  ja  sie  war  für  die  Atiffassung  der  Zeitgenossen  vielleicht  ein 
Novum.  Trotzdem  die  Dienste  der  mansi  proprii  somit  auf  dem- 
selben Rechtsgrund  beruhen  wie  alle  andern,  dieser  ganz  bewußt 
zum  Ausdruck  gebrachte  Gegensatz. 

Es  kann  demnach  kein  Zweifel  sein,  daß  auch  in  früheren 
Zeiten  zwischen  der  Arbeit  frondender  Hintersassen  und  dem 
Dienst  des  unfreien  Hofgesindes  scharf  geschieden  wurde. 

Das  ist  auch  der  Sinn  der  Abmachung  von  Form.  Turon.  43, 
So  bitter  dem  Commentlantcn  die  Not  auch  zi:^esetzt  hat,  er  bleibt 
doch  auf  seiner  I  k)fstclle  und  leistet  daher  nur  in;.;enuiU  ordine 
servicium«.  IJie  Dienstleistungen  in  Maus  und  Hof  des  Herren, 
di  (lossen  Gesinde  verrichtet,  werden  von  ihm  nicht  -(  fordert. 
Ks  ist  m.  K.  der.self)e  Vorjijangf,  wie  wenn  sich  im  8.  Jahrh.  ver- 
schiedene San<;aller  rrrcaristen  vcr])f1ichtcn,  »quandoopus  est  foris 
o  p  e  r  a  r  c  oder  zu  c  ini-cn  Ali x  itsiaj^en  i  n  f  o  r  a  n  o  o  p  e  r  e ' '  1. 
Alle  Arbeit  in  der  Au(>i  n\\  irtschaft  ist  in;4enuili  ordine.  Ivs  Wci^t 
in  der  Xatur  der  inncnwirlschaflsarbeit,  daß  der  Arbeiter  zu  jeder 
Taijeszcit  für  sie  zu  haben  sein  muß.  Darum  muß  das  Hofge- 
sinde womöglich  im  herrschaftlichen  Haushalte  leben 

§  a.  Oekonomische  Bedeutung  des  Frondienstes. 

Wie  das  JU  ispicl  von  Maursmünster  f^ezei^t  hat,  ist  der  Ge- 
gensatz zwischen  Cii'simlearl)eit  und  l'rondicnst  schon  im  12.  Jahrh. 
im  Begriff,  verwischt  zu  w  erden.  1  )as  ist  insofern  bezciclinend,  als 
es  am  Knde  des  Mittelalters  kaum  eme  lantlwirtschaftliche  .Arbeit 
gegeben  hat,  die  nicht  als  auf  Grund  und  Hoden  radicierter  Fron- 
dienst geleistet  werden  konnte.  Es  hätte  daher  keinen  Wert, 
wenn  wir  die  hier  in  Rede  stdienden  Arbeitsarten  zusammen- 
steilen wollten.  Wir  können  uns  hier  umsomehr  auf  einige  an- 
deutende Worte  beschränken,  als  alles  Wichtige  über  die  ökonomi- 
sche Bedeutung  des  Frondienstes  aus  den  Untersuchungen  von 
Guirard,  Jnama-Stemegg,  Lamprecht  zur  Genüge  bekannt  ist. 

Im  Vordergründe  stehen  die  Dienste  zur  Bestellung  des  herr- 
schaftlichen Sallandes:  Pflugarbeit  und  Emtearbeit  sind  davon 
die  wichtigsten.  Die  Bespannung  der  Dienstpflichtigen  wurde 
nicht  allein  zum  Einfahren  der  Ernte,  sondern  auch  zum  Trans- 
port der  Zinse  und  sonstigen  Einnahmen,  später  auch  zur  Ver- 

l)  S.Gall  U.B.  00113(787):  quando  opus  est  foriä  operarc  sivc  in  messe 
▼el  roemuB  sccandam*  no  140  (79$):  in  forano  opere  in  dies  ttes. 
a)  Grimm^  RcchtsaUenOmer*  I,  4S7. 
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imttlung  des  Handelsverkehrs  herangezogen*).  Auch  der  grund- 
herrliche Nachrichtendienst  war  durch  Frondienst  organisiert*); 
ebenso  die  für  die  Sicherheit  des  Fronhofes,  der  Vorräte,  der 
Herden  und  vor  allem  die  zum  Schutz  der  Ernte  notwend^en 
Wachdienste'),  dos  weiteren  Bau-  und  Herstellungsarbeiten  aller 
Art,  besonders  das  Errichten  von  Zäunen  auf  herrschaftlichem 
Boden 

Auch  der  Weinbau  wurde  in  manchen  Grundherrschaften  von 
frondenden  Bauern  betrieben,  obwohl  man  die  hier  erforderliche 
Sorgfalt  nur  von  einem  Arbeiter  erwarten  sollte,  der  am  Ertrag 
des  Weinbergs  interessiert  ist  *) ;  und  das  ist  der  Fronarbeiter  der 
Natur  der  Sache  nach  nicht. 

§  3.  Dinglicher  Charakter  der  Verpflichtung  zum  Frondienst. 

Die  frühesten  grundherrlichen  Aufzeichnungen,  die  Urbanen 
des  9.  und  10.  Jahrhunderts,  haben  zwei  Methoden,  die  (ier  Grund- 
lurischafl  zullicßenden  Ai  lu-itsleistungen  zu  verzeicimen.  I)ie 
einen,  so  das  Polyptychon  hminons,  des  Abtes  von  Sl.  Germain 
des  Ties,  tiihicn  die  auf  herrschalllichcm  Grundbesitz  sitzenden 
coloni,  lidi,  servi  namentlich  auf  und  setzen  bei  jedem  die  Zinse 
und  Leistungen,  die  er  schuldet,  hinzu.  Z.  B.  Pol.  bmin.  VIII.  6: 
(jerulfu.s  cülonus  et  uxor  eins  colona ,  nomine  Saxa,  homines 
sancti  Germani.  Tenet  niansum  ingenuilcm  i,  hal)enlem  de  terra 
arabili  bunuaria  2  et  dunidunn,  de  vinea  aripennum  i  et  quar- 
tam  partem  de  aripcnno.  Arat  ad  hibernaticum  pcrticas  4,  ad 
tremisam  perticas  2.    Cetera  solvit  sicut  Vulfardus« 

Die  anderen,  so  das  Folyptychon  der  Abtei  Saint-Remi  in 
Reims  8  verzeichnen,  nach  Ortschaften  getrennt  den  herrschaütlichen 
Grundbesitz  und  die  von  den  einzelnen  Hufen  eingehenden  Be- 
züge an  Zins  und  Arbeit.  Z.  B.  Polypt.  S.  Remigii  XHI:  »Notttta 
census  debiti  villarum  S.  Remigii,  quantum  soivttur  ab  ipsb,  qui- 
busve  terminis : . . .  16.  De  Isla  1 5  mansi  de  terra  de  S.  Chosma,  sol- 
ventes 10  solidos  in  festo  S.  Remigii,  inNativitate  15  pullos  cum 
ovis,  in  Pasca  similiter.   In  vindemiis  vero  debet  unusquis- 


i)  Lamipreeht  a.     O.  L  8»  f.,  8t6  f.,  IL  mB. 

3)  ibid.  I.  809. 

3)  ibid.  I.  7S1. 

.»)  Guiraid,  l'ul}  jJiyi}ue  de  l'abbc  Irminon  I.  763  f. 

5)  Guerard  I.  746  f.  Dazu  Ittama-Stcrnegg,  VVirUchaftsgescbicbtc  I.  414  f. 

6)  Gttirard  a.  «.  O.  IL  70  f. 
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quc  III  a  n  s  u  s  15  dies  et  post  15  (seil,  dies  laI)orare)' 

Beide  Methoden  zu^L;leieh  verwendet  das  l'rümer  Urbar,  so 
z.  B. :  »Estin  Kerpene  mansus  l  et  iugera  12.  Mansus  solvit  so- 
lidos  5.  Balduicus  habet  in  Kerpene  mansum  i  et  Iugera  Ii. 
Farabertus  habet  in  Oreheym  mansa  3.  Solvit  unusquisque  libram 
lini,  pro  suale  denarios  12,  pro  hostilicio  denarios  9,  pullos  3,  ova 
10;  iugera  facit  et  corvadas,  tres  dies  in  ebdomada,  claudit  in 
curte  et  in  campo,  wactas  facit  in  dominico« 

In  den  späteren  Urbarien  bt  es  durchaus  die  Regel,  daß  die 
Dienste  als  Lasten  der  einzelnen  Güter,  nicht  ihrer  Inhaber  auf> 
gezeichnet  werden.  Ein  Blick  in  die  Uebertragungsurkunden  einer 
Großgrundherrschaft  —  wir  wählen  wieder  die  überaus  ergiebigen 
Sangaller  Traditionen  —  zeigt,  warum  diese  dingliche  Auffassung 
der  Arbeitslasten  in  der  frühmittelalterlichen  Grundherrschaft  all- 
gemein werden  mußte: 

Der  Tradent  der  mit  seinem  dem  Kloster  übertragenen  Grund- 
besitz wieder  beliehen  wird,  nimmt  die  Verpflichtung  zu  Arbeits- 
diensten nicht  nur  für  seine  Person  auf  sich.  Regelmässig  wird 
in  den  Urkunden  zugleich  auch  festgesetzt,  daß  die  Erben  des 
Tradcnten  nur  dann  im  Besitz  des  Gutes  bleiben  sollen,  wenn  sie 
dieselben  Leistungen  erfüllen';. 

1)  Guerarä,  Polypt  de  S.  Remy  de  Reims  1853  pag.  35.  37. 

2)  Bfytr,  Mittclrhein.  T  H.  Hand  I.  1860,  no  135.  paj;.  187. 

3)  Für  Naluralzins  findet  sich  diese  Clause!  schon  in  der  ältesten  Tratl.  Sang 
(U.B.  no  3)  zwischca  716 — 720  :  K^jo  E.  et  fdii  nici  T.  atquc  R.  .  .  .  iradiinus  ...  in 
anno  reddamus  camun  de  Tino  et  carrutn  de  siligine  et  carram  de  feno  et  üris- 
kingam.  Et  si  filiis  meis  infantes  nati  fuerint, . . .  ita  solvant  censum  et  habeant 
potestatem;  si  nolaerint  censum  inde  reddere,  onnia  . . .  sint  concessa  ad  ecclesiam 

SGallonis. 

Für  Arbeitsleistungen  zum  cr>lcn  Male  754  (no  18):.  ..pro  istas  res  proscr- 
vire  volo  annis  singulis ,  hoc  est  30  scgias  cervesa,  40  panis ,  frischcnga  iremesse 
valiente  et  30  mannas  et  amre  daos  jocbos  in  anno  et  recollegcre  et  intus  ducere 
et  angaria,  uU  obus  est.  Et  si  infans  mens  sinral  proservire  volnerit,  faciat  sicnt 
snpeiins,  et  si  prosenrire  noluerit,  nullam  habcat  putcstatem.  —  789  (no  I30): .  . . 
annis  singulis  exlnde  censum  solvere .  h>x:  est  ...  et  unaquaque  zelija  unum  ju- 
chum  arare,  sicnt  mos  est  in  domnico  arare,  et  2  dies  ad  mcbscs  collcgcre  et 
alios  a  ad  fenare;  et  filH  mei  A.  etH.  et  R.  et  eorum  filii  Ipsum  censum  solvent 
et  Ipsas  res  poesedeant.  —  809  (no  303}  tritt  E.  den  Besitz  an,  ndt  dem  sein 
Vater  vom  Kloster  beliehen  worden  war:  in  ea  ratione  .  . .  ut  cum  eodem  censtt, 
quem  pater  meus  solvcbat  .  .  .  ego  ipse  proservire  dcbcam  annis  siii^ulis  ,  id  est  5 
denarios  et  tres  opcrare  in  anno  dies,  in  fossione  vinearum  unum  et  in  secatione 
foeni  unum  et  in  messione  unum,  et  tres  jumales  araie  in  anno  nno.  Similitcr  faciant 
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Dass  die  Sangaller  Traditionen  besonders  häufig  im  Veigleich 
za  andern  Urkunden  jener  Zeit  Erblichkeit  derPrecarie  statuieren*), 
ist  für  uns  nebensächlich.  Jedenfalls  zeigen  die  angeführten  Stellen, 
daß  die  Erfüllung  der  im  Precarienvertrag  festgesetzten  Dienst- 
pflicht eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Ver- 
erbung des  Besitzrechtes  am  Leihegut  bildet.  Da  ist  es  denn  ganz 
naturlich,  daß  in  der  Auffassung  des  Grundherrn  Zins  und  Dienst 
als  Leistung  des  Gutes  galten,  nicht  seines  Besitzers. 

Für  die  tatsächliche  Ableistung  der  Arbeitspflicht  folgt  aus 
dieser  Verdinglichung,  daß  es  gleichgültig  ist,  wer  die  geschuldete 
Arbeit  leistet.  Das  belastete  Gut  muß  eben  dafür  aufkonmien, 
daß  dem  Herrn  das  bestimmte  Quantum  an  Arbeitskraft  zur  Ver- 
fügung gestellt  werde.  Diese  Consequcnz  hat  das  Kloster  San- 
gallen schon  frühe,  in  der  2.  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  bei  seinen 
Leihevertragen  gezogen  '). 

Manche  Grundherrschaften  mögen  erst  später  diesem  Beispiel 
gefolgt  sein.  Aber  das  ist  für  unsere  Untersuchung  nebensäch- 
lich, denn  wir  wollen  ja  das,  was  für  den  Frondienst  als  Arbeits- 
system wesentlich  ist,  was  dem  System  über  die  localcn  und  zeit- 
lichen Verschiedenheiten  hinaus  gemeinsam  ist,  zur  Darstellung 
brini^en. 

Im  späteren  .MittclaltcM-  galt  die  Auffassung  von  den  Fron- 
diensten als  Rcallastcn  ohne  jede  Ausnahme.  Denn  als  in  dieser 
Zeit  landwirtschaftliciie  Lohnarbeiter  aul"kamen,  konnte  der  Fron- 
ptlichtigc  auch  solche  mit  der  Vertretung  beauftragen  ^j. 

filtt  mei  et  procreatio  mea legitianpraediettimeensain  solvant...,  si  eatdem  habere 
ToltMiint  res.  —  827  oder  8a8  (no  304) . . .  ea  retione,  tit  ipsi  (die  Betiehenen)  et 
filU  ipsonim  et  omnis  procrcatio  illomm  emulcin  hobam  habeant  et  annis  aingnlis 

intle  rensiim  persolvant ,  iil  est  derem  tnoHia  de  grano  et  pullos  I2  et  cum  cnrra 
quatuor  bubus  adjunctis  duas  ductiuues  faciant. ...  Vgl.  ausserdem  no  80(776)  no&b 
(779)  no  113  (787). 

t)  Stt/igitr,  Gmndherrtcliaft  pag.  15. 

2)  759  (P9  34)*  •  •  annis  ingolis  persolvam  censom  inde ,  id  est . . .  anlas  ho- 
minis aiini  vertente  opcras  tres ;  ebenso  762  fno  33).  —  776  oder  779  (no  80):  .  .  .  ut 
nobis  censnm  solvnt,  hoc  est ...  et  per  smi^ulns  araturas  sinj;ulas  juches  arare  faciat  et 
cotlegere  et  intuä  duccre.  —  779  no  SO:  ccnsum . . .  solvam,  hoc  est . . .  et  jucbum 
imnin  arare  et  seminare  faciam  et  intns  docere  —  no  89  wnun  jachnm  acare  fa- 
ciam  et  lurani  diem  segare  annis  singulis.  —  787  (no  113):  nittanas  doos  mandpia 
in  opus  vcstrum . . .  mittannus  antun hominem  ad  opus;  847  (no  402):  dnos  dies  in 
e6tivnli  tempore  opernri  faciam. 

3)  W.  Seunhcim,  Elsaß  (1354)  Grimm  IV.  iiS  f.:  wer  das  ein  bueber  lüte  ge- 
wänne nmh  ton,  die  sinen  tagwen  (Firondienst)  solknt  vvXkhrinfiUk . . den  sont  wir 
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§  4«  Frauenarbeit. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Verpflichtung  zum  Frondienst 
schließlich  darauf  hinaustief,  daß  das  belastete  Gut  für  die  im  ein- 
zelnen Fall  geforderte  Arbeitskraft  aufkommen  mußte.  Je  nach 
der  Art  der  Arbeit,  die  geleistet  werden  mußte,  stand  daher  nichts 
im  Wege,  daß  Frauen  den  Frondienst  leisteten ).  \\  \c  die  ange- 
führten Stellen  zeigen,  werden  sie  hauptsächlich  zum  Mähen  und 
anderen  Emtearbeiten  verwendet. 

Für  uns  ist  nun  von  besonderem  Interesse  die  eiL^cntümliche 
Behandlung,  die  die  Fronarbeiterinnen  genießen,  in  Valmünster 
darf  die  verheiratete  Arbeiterin  am  Frontage  ihr  Kind  und  ihre 
Mac^d  mitbringen.  Alsdann  fallt  der  Herrschaft  nicht  nur  die  Ver- 
plli'^ung  der  Arbeiterin  zur  Last,  sie  muß  auch  Kind  imd  Magd 
ver[)negen  als  andere  l'röner Uder  aber  die  Frau  bekam  aus- 
drücklich Zeit,  ihre  Kinder  zu  versorgen  ^). 

Man  wird  zugeben  müssen,  daf^  in  vielen  Fällen  die  ITcran- 
ziehung  von  Frauen  zu  Frundi(.:nsten  eine  Art  ZwanL,'sinaLM  c  Lfel 
der  Herrschaften  darstellt       Aber  selbst  unter  solchen  an  sich 

mit  esüen  und  trincken  tuen  als  anderen  unseren  gedingten  knechten  und  einen 
nachtkip  (vgl.  unten)  geben. 

1)  W.  Zilliibeini  (Oberelsaß),  Grimm  TSf.  69:  Item  vonn  nnnd  eb  den  fron- 
gttettem,  so  ein  fra«  «bblisstn  sne  Z.  Ilgen  unnd  den  buebern  verloben  bat,  so  man« 

nii^  huoLcn  ein  haeber  tregt,  der  soll  zue  ycder  hueb  zwen  Schnitter  geben,  zue 
dem  wintcrkhoru  ein  mann  unnd  zue  dem  habern  ein  weib  ...  —  W.  Nothalden  (L'nter- 
ebaß),  I  683  ...  zwei  jar  nach  einander  einen  kncht  an  die  malte,  howe  helfen  ze 
machen,  und  am  dritten  jare  ein  megetin.  —  W,  Widensolcn  (Oberelsaß)  1364  IV. 
]6o:  und  soent  die  tnitter  wip  sin  nnd  ndt  man. 

2)  W.  ValmQnster  (Lotbringen)  1497,  Grimm  TL,  67:  Were  auch  sacb,  daß 
ein  fraw  die  froin  thete ,  so  mag  sie  mit  ihr  brinijcn  ihr  kindt  und  ihr  niagt  ,  die 
das  kindt  hüete ;  <lie  sollen  alles  das  genießen,  nIB  andeie  früner.  [Item  drß  mor- 
gens boUen  sie  han  waßcr  und  brodt,  und  zu  mitla^c  brudt  und  kebbrude.J 

3)  W.  Ohnenbeim  (Unterelsafl).  Anf.  15.  Jb.  Grimm  IV.  239:  Was  frowen  sint  ouch 
am  snitte,  die  soellent  bar  jn  gan,  so  der  birte  jngatt  se  undem  (wenn  das  Vieh  sidi 
auf  der  Weide  in  den  Mittagsstunden  niederlegt  nnd  ruht,  SchmelUr,  Bayr.  W,B.  I, 
Sp.  116)  und  soellent  wider  usgon,  so  dai  vilie  UMrat  —  W.  Weier  aufm  Land 
(Überelsaß)  1480  IV.  211:  wer  es,  dz  man  die  frauwcn  mannetc,  so  sollen  .sie  heuwcn; 
unnd  wer  es  ds  ein  frauw  ein  kbindt  dabeimen  bette,  so  soll  sy  beimsieben  3  stundt 
im  tage  tmd  soll  zw  jren  binden  lagen ...  —  W.  Buch  (Reg.Bex.  Coblenz)  1551  II.  199: 
Und  ob  in  dieser  (heu-)arbcii  ein  frauwen  personn  were,  so  soll  sie  voll  macht 
haben,  binnen  rügen  ("i  (ind  sililaffzeit  der  mitarlieitor  irc  kiruier  mit  •.'cyvlirlicher 
zeit  zu  versehen  und  alsdan  widderumb  kommen ,  und  unseres  gn.  Herrn  wcrck  zu 
dem  ende  verhelffen. 

4)  W.  Blies-Ransbacb  (bei  Saargemttnd  1532)1  Grimm  IL  36:  wan  ein  armer  sein 
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unerfreulichen  Verhältnissen,  wie  sie  z.  B.  in  Ransbach  zweifellos 
vorla^^en,  wird  noch  darauf  Rücksicht  genommen,  dafi  die  Frau 
zu  Hause  unentbehrlich  ist. 

§  5.  Arbeitszeit. 

l^s  kann  uns  hier  nicht  darauf  ankommen  zu  ermittehi,  wie 
viele  Krontage  in  jedem  W  irtschaftsjahr  die  Grundherrschnft  im 
allgemeinen  von  den  ihr  zu  Diensten  verpflichteten  I^euten  ver- 
langt. Die  unglaubliche  Mannigfaltigkeit  dieser  Bestimmungen 
macht  es  viillig  unmcigiich,  in  dieser  Richtung  irgend  welche  all- 
gemein gültige  Grundsätze  festzustellen.  Schon  die  wenigen  Ci- 
tate,  die  wir  aus  den  Sangaller  Traditionen  gegeben  haben,  zeigen 
zur  (it  niigf,  welche  Schw'aiikungen  in  dieser  Beziehung  innerhalb 
eine  r  Grundherrschaft  bestanden.  Dagegen  ist  zu  erwarten,  daß 
die  Dauer  des  einzelnen  Frontages  sich  nach  Regeln  bestimmt, 
die  bis  zu  einem  gewissen  Grade  allgemein  anerkannt  waren. 

Der  Arbeitsti^  des  landwirtechaftlichen  Arbeiters  im  Mittelalter 
läßt  sich  naturlich  nicht  nach  Stunden  bemessen.  Denn  unsre  Eintei- 
lung des  Tages  in  Stimden  zu  je  60  Minuten  ist  dem  früheren  Mittel- 
alter —  vor  allem  auf  dem  platten  Lande  —  stets  fremd  geblieben 
Der  Tag  beginnt  mit  Sonnenaufgang  und  endet  mit  Sonnenunter- 
gang; seine  Dauer  schwankt  daher  zwischen  ca.  6  Stunden  im  De- 
cemberund  ca.  18  Stunden  im  Juni.  Dieser  Zeitraum  wird  in  12  »Stun- 
den« eingeteilt,  sodaß  sich  für  die  mittelalterliche  Stunde  je  nach 
der  Jahreszeit  eine  Dauer  von  30  Minuten  bis  i  Stunde  und  30  Mi- 
nuten ergibt.  Im  täglichen  Leben  des  früheren  Mittelalters  waren 
nur  diejenigen  Stunden  bemerkbar,  auf  die  die  einzelnen  gottes- 
dienstlichen Handlungen  fielen:  vor  Beendigung  der  prima,  der 
ersten  Stunde  (9*'  V.  im  Dezember,  4"*  V.  im  Juni)  mußte  die 
Frühmesse  gelesen  werden,  vor  Ende  der  tercia  das  Hochamt, 
am  Schluß  der  12.  Stunde  wurden  die  vespere  abgehalten  (so  ge- 
nannt nach  vespera  —  Aufgang  des  Abendsterns K 

Nach  denselben  Grundsätzen  r^elt  sich  auch  der  Arbeitstag : 


fronel.a}»  ihtit,  da  ist  sein  frawe  .sdiuldig,  ii.iclulem  sie  ire  kinder  dnheim  verborgt  hatf. 
aurh  an  cincnt  ort  zu  nccu ,  und  zu  fronen  gleich  irem  manne;  doch  soll  den 
frawcn  erlauln  sein,  abents  »le^to  zeytiicher  wiüder  anheyms  zu  geeu,  damit  sie  ir« 
kinder  und  viehe  versorgen  mugen. 

1)  Vgl.  Grtte/euJ,  Zeitrechnung  1.  1891 ,  bauptsllchlich  s.  v.  Stunden.  Auch 
Grimm,  Rechtsaltertttmer  *  I.  488. 
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«ante  pulsatam  primam  adenint,  sonante  vespera  abibunt«  bestimmt 
um  die  Mitte  des  12.  Jahrh.  das  W.  Maursmünster*). 

Der  frühe  Beginn  der  Arbeit  ist  übrigens  dem  ganzen  mittel- 
alterlichen Leben  gemeinsam.  Der  Frankfurter  Rat  begann  seine 
Sitzungen  noch  im  14.  Jahrhundert  um  die  erste  Stunde  des  lichten 
Tages,  erst  im  15.  Jahrhundert  schob  man  den  Anfang  auf  7  h 
im  Sommer,  auf  8  event.  9h  im  Winter  hinaus').  So  darf  es 
nicht  Wunder  nehmen,  wenn  der  Beginn  des  Frontags  fast  ohne 
Ausnahme  auf  die  Zeit  zwischen  Sonnenaufgang  und  prima  hora 
festgesetzt  wird'). 

Wenn  ein  ganzer  Tag  gearbeitet  werden  mußte,  endete  die 
Arbeitspflicht  wohl  meist  mit  Sonnenuntergang^).  Doch  kam  es 
auch  vor,  daß  der  Arbeitstag  darüber  hinaus  verlängert  wurde. 
Die  Grundherrschaft  Prüm  läßt  wenigstens  ihre  Hüfner  auch  bei 
Licht  dreschen^). 

1)  Ebenso  bestimmt  W,  Münsicr  (Oberclsaß)  1339  Grimm  IV.  185;  Die  frön- 
ling  sollen  auch  tefa  «mb  frcygmcß  (FiUbmesie)  zeit  «n  dem  werckh  and  sollendt 
ab  dem  werck  gbon,  so  man  vesper  kllttet.  —  Eine  altere  Art  der  Bemessung  der 

Arbeitszeit  stellt  wohl  dar:  W.  Srh\\  inheim  (bei  HCchst ,  Rcg.Bez.  Wiesbaden) 
15.  J:ihrh.  f.  5--:  der  Fion  'ihniHcr  .s.il  iri^cn*;  iifsixfcn,  s<j  die  kuwc  ußi;<:-fiit.  und 
sal  uüblicvcn  biß  die  kuwe  <lcn  zagil  weder  in  kerent  (bui  BtnukCf  Miltelhochd. 
WOrterb.  III.  1S61  s.  v.  zagcl  übers.:  bis  die  Hirten  mit  dem  Rindviebe  nach 
Hanse  treiben).  Vgl.  Grimm,  RecbtsaltertUmer    t  51. 

2)  V<;1.  Groteftnd  a.  a.  O.  I.  116. 

3)  S.  Thomas  W.  R:i\ cin^i«.!  sburfj  (Rc;j.Bcz.  Coblcn?)  Grivim  II.  17g;...  soll 
der  arme  man,  der  die  acht  1  l-'r.  .iidier.  .t )  schuldi>^  ist,  konunen  «U  -  moim  n'.  in  den 
hof,  wann  die  sonn  aufgeht.  W,  Waldfiächbach  (Pfalz)  1530  I.  778 jahrlich 
einen  tag  Ton  aufgang  der  sonne  bis  su  deren  Untergänge . . .  frobnen.  —  W.  Gries- 
bacb  (Oberelsaß)  V.  388  §  7 :  die  Schnitter  sollent  —  angon  suo  frümeß  sit . . 
und  sollent  zü  vcspcrzit  abgon.  —  W.  Sulzbach  (Oberelsnß)  [507  IV.  72:  bey  Son- 
nenschein ain  und  nlifaren.  —  W.  Thundorf  (TIiutüiu)  1463  V.  119  §  14:  bi  suniien 
von  hus  an  den  tagwen  j^au.  —  \V.  Gross-Krotzenburg  (im  Fränkischen  am  Main) 
1415  III.  510:  welcher  plug  auch  nit  were  off  der  voig.  herren  gat,  er  die  sonne 
ofiginge,  der  were  aoch  verrallen  mit  der  egen.  pcne.  —  Ein  Curiosum  von  rein 
localcr  Bedeutung  ist  wohl  die  folgende  Bestimmung  aus  Sennheim  (Oberelsaß)  1354 
IV.  itS:  So  ein  huobcr ,  sin  suet»  oder  sin  gedingter  holte  sincn  lai^won  (Fron- 
dienst) tuet,  der  mag  an  einem  zistat;  jn  die  statt  gon  und  zwen  schuehc  kuuifen, 
und  wider  an  gon  nnd  sinen  tagwen  vollefneren,  oder  eins  anderen  tages  ein 
bette  mit  banffsomen  oder  mit  loucbe  sogen  nnd  wider  an  gon  nnd  sinen  tagwen 
▼ollbringen, 

4)  W.  Zarten  (Schwarzwald)  1397  I.  341 :  so  m'1  im  al  «  ihIc  heim  gant,  SO 
sol  man  .sü  als  zitlich  lassen  gan,  daz  sü  tages  heim  kunien  nulgent  ze  iren  hOsem. 

5)  Glosse  des  Abtes  Ccsarius  zum  PrOmer  Urbar  (M  R.  U.B.  I.  I44):  De  hiis 
fasdcnlis  (von  denen  in  R.  jede  Hnfe  5  liefern  muss)  procurabitur  limen  in  domo 
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Es  brauchte  aber  nicht  immer  der  ganze  Tag  in  herrschaft- 
Itchem  Dienste  gearbeitet  zu  werden.  So  verlangt  das  Kloster 
Maursmünster  in  einem  Dorfe  (Gouderetbeim?)  von  Ende  Mai  bis 
Johanni  de  singulb  diebus  die  Arbeit  der  dienstpflichtigen  Hufen 
»post  meridiem«,  von  Beendigung  der  Emtearbeiten  an  bis  Martini 
>a  meridie  usque  ad  vcsperam«^). 

In  diesem  Falle  wird  man  eine  Nachwirkung  der  süddeutschen 
Volksrechte  annehmen  dürfen.  Denn  diese  stellen  nach  dem  Muster 
des  gallischen  Rechts  den  Grundsatz  auf,  daß  die  »servi  ecclesia* 
stici  dimidium  (tres  dies)  sibi,  dimidium  (tres  dies)  in  dominico« 
arbeiten  müssen').  In  dem  genannten  Dorfe  führt  Maursmünster 
diese  Teilung  zu  verschiedenen  Jahreszeiten  verschieden  durch: 
In  den  Monaten  April  und  Mai  muß  im  ganzen  4  Wochen  fürs 
Kloster  ^cariicitct  worden,  von  Martini  bis  Weihnachten  drei  Tai^e 
in  jeder  Woche;  und  die  Dienslfreiheit  von  Weihnachten  bis  An- 
fang April  sollte  offenbar  die  stärkere  Anspannung  der  Arbeits- 
pfiichtigen  zur  I>ntezeit  rechtfertigen.  M  i  bezeichnenderweise 
ist  Goudcretheim  das  einzige  Dorf,  in  dein  Maursmünstcr  dieses 
System  anwendete,  in  jedem  andern  Dorfe  verlangte  es  seine  Dienste 
wieder  nach  anderen  Grundsätzen.  Kin  neuer  Beweis  für  die  fast 
unüberwindlichen  Schwieri^^kciten,  auf  Grund  dieser  i^rundhcrr- 
lichen  Aut/i  iciinun<^fen  zu  einer  unifassenden  Ikurteilung  der  quan- 
titativen liclastuiv.^  der  Kronarbeiter  zu  gelanj^ren. 

Auch  in  aiuK  ien  Gej^enden  war  es  offenbar  nichts  Seltenes, 
daß  nur  halbe  I'Kjnla-e  ij^eleistet  wurden.  Zum  Beleih  köniu  n  zwei 
Wei.stiinier  aus  dem  h" rankischen  untl  aus  der  Wetterau  dienen'). 

\\  enn  es  entsprechend  der  dem  Mittelalter  eigentümlichen 

donünica,  quam  appellanus  vnigariter  »vronhofc.  Praeterca  quando  numsionarii  tri- 
turant  scgetem  dominicam  in  decembri,  qnia  taue  temporis  dies  braves  sant,  inde 

etiam  et  eis  pr<icural)itiir  lumcn. 

1)  Urbarialauf/cichnungcn  von  cca.  1120  bei  Sckopßin  a.  a.  O.  no  240  j>ag.  199: 
In  Aprili  et  Majo  faciunt  ptenum  servitium  4  epdomatlbus.  A  Majo  usque  ad  mis- 
sam  S.  Johannis  singulis  diebus  post  meridiem;  a  missa  S.  Johannis  de  singulis 
mansis  duo  mancipia,  donec  foenam  et  annona  conducantur,  siii<;u1is  diebus.  Po^t 
hec  scrviiiiit  a  niciUüc  «sqnc  in  vcsjicrnni,  usque  ad  riiin-im  S.  Martini;  a  missa 
S.  Martini  ut>que  in  natalc  Doniini  3  diebus  siiiLrulis  c]idüinalibus. 

2)  Lex  Alamann.  c.  32  LL.  Nat.  Mg.  V.  i  j>ag.  ä2. 

3)  W.  Gross-Krotzenburg  (Franken)  156$  Grimm  tIL  506:  Item  qaodliljct  ara- 

trum  cuiii^Iibct  hominis  in  vilbi  Crotxenburg  prcdicta  tcnctur  arare  ante  fcstuiii  m- 
tivit.uib  bcatc  M.Tiie  uxpic  ad  meridiem  in  b<JIli^  d'iinini'nMn.  —  \V.  Klor>t.iiil 
(Weiterau)  1416  IIL  44ii :  von  dem  ufgange  der  sonnen  biß  luiiiagc  oder  bil»  man 
mittag  lüdet. 
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Bemessung  der  Tageszeiten  scheinen  könnte,  daß  der  Arbeitstag 
im  Sommer  oft  eine  für  unsere  Kc^riffe  abnorme  Ausdehnung 
nahm,  so  darf  nicht  iibcrsehon  werden,  daß  die  Arbeit  der  Fröner 
oft  untcrbroclicn  wurde.  I^ntweder  wurde  ihnen  ta-stattet,  unter 
Fa.  s  iieim2ugehen,  oder  sie  konnten  nach  dem  Mittagessen  aus- 
ruhen*). 

Viel  bedeutender  aber  war  die  Vernunik'run;..^,  die  der  Ar- 
beitstag durch  die  zahlreichen  Mahlzeiten  erUtt,  die  den  Fronar- 
beitern Ljereicht  werden  mußten.  Diese  werden  uns  im  nächsten 
jj  beschält ii^en. 

Der  Grundsatz,  daß  >die  Sonne  jedes  Geschäft  rerrclte«  — 
wie  gezeigt  worden  ist,  wurde  die  Arbeitszeit  nach  dem  Stand 
der  Sonne  bemessen  —  soll  nach  der  Ansicht  Grh>nn\  soweit 
ausgedehnt  worden  sein,  dali  l)ei  »trübem  1  limmeb  keine  l'Von- 
arbeit  geleistet  werden  mußte  Derart  unpraktische  Consequenzcn 
hat  das  Mittelalter  aus  seinem  Formalismus  wohl  nie  gezogen. 
LMe  Stellen,  auf  die  Grimm  sich  stützt,  sowie  einige  andere  zeigen 
mit  wünschenswerter  Deutlichkeit,  daß  der  wahre  Grund  ein  an- 
derer war:  die  Feldarbeiten,  um  die  es  sich  handelt,  Iconnten  bei 
Regenwetter  gar  nicht  getan  werden").  Auch  die  Anschauung, 
daß  ungünstige  Witterung  stets  vom  Dienst  befreite,  ist  unhaltbar. 
Wenn  man  auf  dem  Felde  nicht  arbeiten  konnte,  gab  es  immer 

1)  W.  üric^ib.-ich  (Obeielsaß)  Grimm,  V.  3SS  7:  Die  SihnitUr  sollen..  .  angon 
zno  frflnießzit,  und  soUent  zwflrent  in  dem  tag  heim  gun,  ob  si  sein  nottnrfltig  sein,  and 
sollent  zu  vesperzit  sbgon.  —  W.  Buch  (Hansrttck)  1551  II.  199  vgl.  oben  pag.  43.  —  W. 

Sundhofen  (Unterelsaß)  IV.  1 53  f.:  so  "Icr  hürte  zue  untleren  inj^aht  (vgl,  pag.  42  note  4), 
so  sollcnt  auci)  sie  gan  ruehcn  .  .  .  und  der  hürtc  uu<1li  ussjjaht,  so  süllenl  vie 
auch  bercilt  sin  wider  uss  zu  gandc.  —  \V.  VVidensoleii  I3f>4  II.  160;  die  Schnitter 
soent  US  gan  frige  (in  d«r  Frühe),  so  der  hirte  us  gat,  und  zc  andern  wider  hein, 
so  der  hirte  heingat,  nnd  suellent  slaffen;  und  so  der  hirte  wider  usvcrt,  so  soent 
ouch  si  nsglkn.  W.  Llndscbied  (Rc|;.Bez.  Wiesbaden)  17.  Jahrb.!  IV.  576:  Wann 
die  kfihe  zu  dorff  gehen,  soU  der  Schnitter  ruhen,  bis  die  Icübe  wieder  aus- 
gehen. 

2)  Grimm,  Rcchtsaltertüiner  *  I.  4S8. 

3)  Der  a.  a.  O.  ai^eftthrte  Zartener  Dingrodel  Grimm,  W.  I.  34t:  regnet  es 
aber,  so  sGnt  sfi  nOt  komen.  -~  W.  Gildweiler  (Oberelsaß)  1594  IV.  58:  Wer 

das  re^cn  khcm  oder  wie  es  witterte,  so  soll  m.in  in  schicklicn  traijcn  mist  oder  an- 
ders scIiafTcn,  das  er  seinen  lohn  venlicnl.  —  ■  W,  Scnnluim  (Oherelsaß)  I  ■ 
IlS  f.:  wer  das  ei»  ungcwilter  einen  hueber  . . .  abtiibe ,  der  sol  jnn  den  holT  gon 
bant  r^eni, ),  stdde  boren  (?),  einen  stal  misten  oder  ander  werck,  die  jnn  dem 
'  hoflP  ze  tuend  werent»  und  sont  do  mit  jren  tagwen  geton  haben.  Were  ouch  dz 
jnn  dem  hofe  nütz  setuend  were,  so  sont  sy  wider  heim  gon  und  jren  tagwen  ge- 
ton haben. 

Zeiuchrift  fiir  die  ges.  StaalawiMcntch.    Er£.«n<unsi>beft  13.  C 
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noch  genug  Dinge,  die  man  von  den  Frönem  erledigen  lassen 
konnte. 

§  6.  Beköstigung  der  Pronarbeiter. 

Daß  das  Hofj^risimlc  der  mittelalterlichen  Grundherrschaft 
seinen  j^anzen  Lcbensunti  rhalt  stc-ts  auf  dem  I""ronlu)fc  erhält, 
wurde  schon  olicn  i  s^  i  )  au^;.;etiihrt ;  lu.ißen  diese  Leute  docii  schtjn 
in  carolinf^ischen  <Juellen  nach  der  pracbenda,  die  sie  beziehen, 
praebendarii,  provendarii  ^  j. 

Auch  die  L-ewerblichen  Arbeiter  der  mittelalterlichen  Städte, 
die  Gesellen  ebensogut  wie  die  I.ehrlin^fc,  lebin  in  di  r  Re-el  im 
liau^halt  ihres  Meisters  ''),  l.ine  Aufnahme  machen  in  dicMT  Hin- 
sicht in  der  Hauptsache  nur  die  Bauhandwerker').  Diese  haben 
einen  bedeutsamen  Zuj^  mit  den  Hauptvertretern  des  ländlichen 
Gewerbes  im  Mittelalter  gemeinsam.  Bei  ihnen  allen  spielt  die 
Werkstattarbeit  eine  sehr  unti  r^^c  ordete  Rolle,  sie  arbeiten  fast 
ausschließlich  auf  der  Stör. 

Die  Verköstigung  des  Störers  föllt  dem  Kunden  zur  Last 
Was  über  diese  nach  dem  heutigen  Stande  der  Forschung  im  ein- 
zelnen ausgesagt  werden  kann,  hat  Grotefend  s.  v.  Mahlzeiten  zu- 
sammengestellt Demnach  bekommen  diese  Arbeiter  nach  unge- 
fähr 2stündiger  Arbeit  eine  Morgensuppe ;  das  Mittagessen,  pran- 
dium,  mittagmal,  imbiß  wird  ihnen  je  nach  der  Jahreszeit  zwischen 
II  und  2  Uhr  gereicht.  Im  Laufe  des  Nachmittags  bekommen 
sie  meist  noch  eine  Zwischenmahlzeit  —  in  Württemberg  ist  diese 
noch  heute  fast  in  allen  Gesellschaftsklassen  als  »Vesper«  allge- 
mein üblich  —  so  bezichen  die  Frankfurter  Steinsetzer  außer  in 
der  Zeit  von  Martini  bis  Lichtmeß  zwischen  3  und  4  Uhr  ein 
afterundern  brot  Der  Arbeitstag  endet  zwisclien  4  und  6  Uhr. 
Die  Abendmahlzeit  };ehr,rt  ihm  -  nach  der  Auffassung^  der  von 
Grotefemi  Ix  nutztiMi  (Juellen  —  nicht  mehr  an  und  scheint  dem- 
entsi)rechend  (U  n  Storern  auch  nicht  mehr  gereicht  worden  zu 
sein\).  In  allen  den  l  iilloii.  wo  der  Stürer  mehrere  Tage  im  Hause 
des  Kunden  blieb,  ist  das  natüi;lich  kaum  (.lenkbar. 

Die  Ivaturalverpflegung  der  Fronarbeitcr  wird  in  den  Wirt- 
in I!nj\)utn   e\einj>la  a<I   describcndas  res  ccclesiaülicas  el  tiacaks.  Uoreüus, 
l  aji.  (M.<;.)  1.  251.  ca(i.  7. 

3)  ^ahly  Das  deutsche  Handwerk  1875  png.  206.  374. 

3)  StaU^  a.  a.  O.  206.  277.  330. 

4)  Grote/tnd,  Zeitrechnung  T.  116  f. 
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schaftsj.jcschiclulichcn  Quellen,  vor  allem  in  den  Weistümcrn,  so 
breit  behandelt,  daß  sie  der  Forschung  nicht  entgehen  konnte, 
während  die  Aufschlüsse  über  die  Verp(leL;ung  der  gewerblichen 
Arbeiter  eben  recht  spärlich  zu  sein  scheinen. 

Imniia-Stirnegi^  hat  schon  darauf  hint(c\viesen,  dass  durch 
diese  Pnicht  der  Wert  der  ArbeitsleiNluni;  für  die  Herrschaft  we- 
sentlich bceinträchtiL;!  wurde').  xManche  Herr.schalten  mochten 
deshalb  denjenigen,  die  sich  am  l'rontagc  .selbst  verpflegten,  ge- 
wisse Erleichterungen  einräumen.  Die  Oeffnung  von  Thundorf 
(Thuigau)  bestimmt  z.  B.,  daß  demjenigen,  »welicher  da  bi  im  selb 
issetc,  der  Arbeitstag  doppelt  angerechnet  werde ;  »vvelichem  man 
aber  zu  essen  git,  der  mag  nit  mer  denn  ainen  tagwen  ervolgen«  *). 

Andrerseits  hielten  die  Arbeitspflichtigen  offenbar  mit  großer 
Zäh^keit  an  diesem  ihrem  Rechte  fest.  Dem  Kloster  Ebersheim- 
münster  gelingt  es  wenigstens  nur  für  die  Zeit,  wo  die  Feldarbeit 
noch  nicht  so  sehr  drängt^  die  Verpflegungspflicht  abzuwälzen,  in 
der  Zeit  nach  Sonnenwende,  wo  die  Leute  ihre  Arbeitskräfte  am 
nötigsten  brauchten,  mußte  die  Verpflegung  stets  geliefert  werden*). 

Wenn  wir  schon  hiemach  vermuten  müssen,  daß  es  sich  um 
ein  durch  uraltes  Herkommen  sanctioniertes  Recht  der  Fronar* 
beiter  handelt,  so  wird  eine  ins  dnzclne  gehende  Untersuchung 
der  herrschaftlichen  Bekostungspflicht  diese  Vermutung  zur  Ge- 
wißheit machen. 

Schon  eine  Quelle  des  12.  Jahrhunderts  bezeugt,  daß  die 
Fronarbeit  im  Laufe  des  Morgens  durch  eine  kleine  Mahlzeit  un- 
terbrochen wurde:  >recil)it  sccans  in  manc  panem  et  caseum« 
bestimmt  das  Urbar  von  S.  Maximin  Diese  Gepflogenheit  läßt 
sich  bis  ins  17.  Jahrhundert  verfolgen^). 

1)  Wimchartsgeschichte  II.  263. 

2)  Grimm  V.  1 19  5?  14. 

3)  W.  l-ll)erj>heimmünsicr  ((  »|.<rcl  dV)  \\ic,  \,  ötxj :  inachil  min  licrrc  sine  /wenc 
brucgck  vor  sunigelittage,  so  helfcnl  si  inie  mit  irre  bi>isc.  Dut  ers  aber  nach  .su- 
nigehten,  so  mus  er  si  spisen. 

4)  LamprHht  I.  431. 

5)  W.  /arten  (SchwanswÄld)  1397  Grimm  t,  340:  wele  slner  hindersässen . . . 
ein  plluo^  hct,  der  sol  imc  ein  iiiclierten  errcn,  nnd  sol  man  dem,  der  ilen  pfluog 
hebt,  ze  moiL;en  einen  gcblitloucn  weggen,  zwei  cigcr,  und  ein  schcnlNbccher  voi 
rotes  winc^  geben,  und  dem,  der  da  mennet  (das  Gespann,  die  mene,  ffihrt)  nliwent 
(nichts  als)  einen  gebQtlotten  weggen.  —  FrSner  W.  5.  Maria  ad  Martyres  1443 
Lampreeht  lU.  wo  235:  zu  der  rechter  zii.  als  num  [itltizet  das  morgcnbruit  7.U  essen, 
sal  man  selicii  icklirlu  iti  froenfr  v\vi  muthsch  (Mi'.t  clicl  scheint  Uberali  eine  beson- 
dere, vom  Gcwühuliclien  abweichende  Form  vuu  Urot  zu  sein  Schmtller  1.  1700  u. 

5" 
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Nach  den  späteren  Quellen  (vgl.  W.  Dommershausen  und 
Simmcrer  Bericht)  fällt  diese  Mahlzeit  ungi  fähr  in  die  gleiche  Zeit 
wie  die  Morgensuppe  der  1  iandwerker.  Wenn  diese  Morgenmahl- 
zeit vor  dem  Mittagessen  etwas  sehr  rcichlicli  erscheinen  mag,  so 
muß  daran  erinnert  werden,  daß  die  Hauptmahlzeit  in  manchen 
Fällen  wegfiel,  wenn  der  Frontag  Mittags  schon  zu  Ende  war. 
Dann  bekamen  die  Arbeiter  etwas  mit  nach  Hause,  wie  in  Simmem 
ein  Brot. 

Mttßte  den  ganzen  Tag  für  die  Herrschaft  gearbeitet  werden, 
so  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  den  Frönem  regelmäßig  um 
die  Mittagszeit  ein  kräftiges  Mahl  gc  geben  wurde 

Grimm  s.  v.  Mütschclcin)  und  dair;!u  kes  und  knocblauch  zu  redelicheit.  —  W.  Ap- 
penweier, I.  844,  I4i>ö  §  19.  diebelbcn  fronschnitter ,  wann  sy  gewerket  haud 
bis  zu  des  moi^enbros  sit,  soll  in  der  meier  ze  essen  geben.  —  W.  Valmflnster 
(Saergegend)  1497  II.  67 :  des  moifiens  sollen  sie  ban  waßer  und  iMrodt,  und  za 
mittage  brodt  und  keßbnidc.  —  W.  Ouinmcrsliauäcn  (Moselgegend)  ca.  1580  II. 
210;  Zinn  Steilsten  .  .  .  wan  sie  I  uinb  7  oder  S  uhr  <:hläj;e  gt-tnähct.  ist  innti  7wcyen 
und  zweyen  eine  schußel  mit  haberbrcy  ,  jedttrm  ein  paar  gesottene  eyer,  z.weyer- 
lei  kccß  und  brodt  genug,  und  jedterni  2  hulTkraußcn  voll  wein  zu  geben  schuldig, 
dem  vormaher  3  kraufien.  —  Bericht  Ober  den  Simmerer  Achtenschnitt  bd  Lan^ 
reiht  I.  452  r.  (1629):  ein  jeglicher  soll  des  morgens  bei  früher  tag?:eit  sich  ein- 
stcllcji  und  schnei<ien  bis  7  uhr  vormittai^h.  alsdann  wird  einem  jedwcdcrcn  cm 
stück  kCs  und  brul  sampl  einem   berlici  i'iriicht;  forter  umb  10  ubr  wie- 

deiutub  SU  viel,  und  dan  um  il  uhr.  wie  .sie  li.in  nicht  iaenger  zu  äcluicideu  scbul- 
digh,  gebührt  jedwederem  ein  brot ...  W.  Lindschied  17.  Jahrh.  Grimm  IV.  576. 1 5. 
Wan  die  iuncker  aulT  den  hüben  betten  au  schneiden,  und  wan  der  schnItter  des 
morgens  die  suppen  verseumet  (wenn  er  kommt  ,  nachdem  die  Morgcnsup|)c  schon 
ausgeteilt  ist),  so  soll  er  gnügen  mit  kesen  und  brodl  haben,  bis  das  der  mii!-i>4 
kumbt,  und  wann  die  kübe  zu  dorff  gehen,  soll  der  scbnittcr  ruhen  ,  bis  die  kühe 
wieder  ausgehen. 

i)  W.  Ebersheimmttnster  1390  (Elsaß)  I.  670:  So  hat  (»In  herre)  einen  dag 

se  snidendc,  da  sul  man  ie^clicheme  geben  zu  imbisse  (Imbiß  =  Hauptmahlseh 
Grimnt  \Vt)  IV.  2.  S|!  dtc  20U,  4  sub  2)  ein  l>rnt  ,  der  mnn  machet  /ehcne  us  cime 
hpiciiei  vieilcile,  uudc  zc  undern  ein  halbes,  undc  uahtcü  iegeliclicni  ein  brot, 
der  man  machet  swelfe  ns  eime  spicher  vierteile.  —  W.  MQnster  1339  IV.  185: 
soll  man  den  meder  geben  se  mal  (um  diese  Zeit  noch  mit  der  Nebenbedeutung 
»reiches,  k  -  lüclies  Mahl:  verbunden;  Cnnim  \Vb.  VI.  Sp.  1453)  ein  brott, 
ein  viertel  keeü  und  ein  truiick  weins;  aiulcr  fiünlinf;  soll  man  s])ciscn  nach  jjc- 
wonhcit,  —  VV.  Zarten  1397.  I.  3  jo :  .  .  .  sol  man  zwcin  .  .  .  j;en  einen  {jelniilolicii 
weggeu  und  einen  iichenkbccher  vul  rotes  vvineü  2  c  morgen,  ze  y  m  b  i  ü  sol 
man  aber  xwein  gen...eiaen  gebfillotten  weggen  und  anders  brotes  gennog,  und 
ein  schenkbechcr  vol  rotes  wines  und  ander  spise  als  gewonlich  ist,  so  sfl  ab  werdie 
gint.  —  Krüncr  W.  Maria  ad  Martyres  1443  Lamprecht  III  no  235:  Item  zu 
den  m  i  tl  tl  a  14  e  sal  min  ioklicheni  froener  ^reiten  zwae  mulschen,  erwis  und  ein 
gl  lebe  dairin  (b^cckgriebuu  in  Erbsen  j.  ist  aber  das  man  nici  tluisch  esset,  so  aal 
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Daß  die  Fröner  nach  dem  Mittagessen  einen  Mittagsschlaf 
halten  durften,  wurde  schon  im  vorigen  4;  nach-t  wiesen. 

Außer  Mor^ensuppc,  Mittaf,^simbiß  und  Abendbri)t,  aut  das 
wir  nachher  noch  kommen  müssen,  wurde  ihnen  in  manchen  l-ällen 
auch  Nachmittags  eine  kleinere  Zwischenmahlzeit  gereicht.  Was 
in  Frankfurt  ^aftenlndem<  heißt,  heißt  im  Schwarzwald  und  Ober- 
r^eintai  schlechtweg  »undemc 

Die  zweite  Hauptmahlzeit  des  Tages,  das  Abendessen  be- 
zogen sie  auf  zwei  Arten:  entweder  bekam  jeder  Arbeiter  ein 
genau  festgesetztes  Quantum  Lebensmittel  mit,  oder  die  Herr- 
schaft gab  allen  Arbeitern  zusammen  noch  ein  gemeinsames  Mahl. 

Im  ersteren  Falle  wurden  einem  jeden,  wenn  er  von  der  Ar- 
beit heimging,  I,  2  oder  mehr  Nachtbrote  verabreicht  Diese 
waren  meist  für  einen  recht  gesunden  Appetit  berechnet.  Es 
mußten  Brote  sein,  die  der  Scheflfe  nicht  durch  den  eingestemm- 
ten Arm  bringen  kann,  die  vom  Fuß  übers  Knie  hinaufreichten 
oder  so  hoch  wie  ein  Fflugrad  waren.  Die  Bemessung  nach  dem 
Arm  des  Schelfen  deutet  fast  auf  eine  Art  amtliche  Nachprüfung 
hin»). 


Tnnn  geben  cier  adcr  kcs  dnebi,  ilcm  ein  flcscli  mit  win,  das  man  zwei  adcr  dru 
inacl  iiuicL'c  mit  umb  schenken.  —  W.  Hcniath  1545  Gr.  II.  II":  den  fr 'Innrn  soll 
man  geben  essen  zu  mittag  und  keyu  moppen  des  morgens  (man  beachte  die 
ausdrücklich«  Vernefaunigl) ;  nembUcb  vm.  ersten  dieck  erbiß,  darnach  die  brttbe 
von  dem  tcbaffleisch  (das  die  Schöffen  bekommen)  zum  dritten  brey,  und  sollen  ihr 
brodt  selber  mit  bringen. 

l)  Vgl.  Schmeller  I.  116.  Dazu  das  oben  citicrtc  \V  l'hersheimmiinstcr  1320 
femer  W.  Zarten  I.  341  :  So  die  froner  komcnl  un  da.  wcik,  das  sü  denue  luon 
sOnt,  Sil  sniden  oder  hOwentt,  so  sol  man  von  dem  gotzhus  je  zwein  einen  gebQt- 
Jetten  «eggen  gen  ze  y  m  b  i  s  und  anders  brotes  gennog ,  und  einen  schcnkbccber 
vol  rotes  wines,  und  ze  morgen  und  ze  u  n  d  e  r  e  n  (diese  beiden  Mahlzeiten  stehen 
dr>ch  oftVnbar  im  GeijLnsaiz  zur  Hauptmahl/eit,  zum  yinbis)  ze  essende  als  gcwon- 
lich  tst.  Und  sol  man  iegiichera  ze  nachtbrot  gen  zwcy  brot. . . .  VV.  Luliagen  (wohl 
im  Kanton  Zflricb)  I.  304:  dii  meyern  (die  Meieria)  hät  och  datz  recht,  wenne  sie 
dien  Schnittern  se  essene  bringet,  es  size  morgen  ze  dem  Imbiß,  oder  ze 
n  o  n  c  .  .  .  offenbar  dieselben  3  Mahlzeiten  wie  in  W.  Z  arten.  Die  nona  hora  fällt 
in  den  Monaten  April  — August  in  die  Zeit  zwischen  3'"  und  4*°  Uhr  Nachmittags. 
—  Fröner  W.  S.  Maria  ad  Martyres  1443  Lamprecht  III.  no  335:  §  6:  Item  zu 
der  vesperzit  (soll  man  jedem  Früner  geben)  aber  ein  mtithsch  und  des 
mdchtg,  so  si  heim  gCnt,  swae  mutschen. 

3)  W.  Wittnau  (Baden  Bez.A.  Freibarg)  1344  L  313:  Und  sol  man  tat  des 
abuntz  iclichun  ein  abuntbrot  gen  ,  d/.  er  mit  im  h  e  i  m  t  r  a  g  —  W.  Val- 
münsler  1497  II.  67  :  Item  wan  der  f  r  int  des  tags  gefrönt  hutl,  und  wider  heim 
will  ziehen,  so  soll  der  boibmaau  euicm  ledcn  ploigmann  geben  z  vv  e  y  brott 
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Aber  —  so  möchte  es  uns  wenigstens  scheinen  —  dieser 
Bezug  der  Nachtbrote  ist  blos  ein  Ueberrest  anderer  Gebräuche: 
ebenso  oft,  wenn  nicht  öfter,  bestinunen  die  WeistQmer,  daß  der 
Arbeitsherr  den  Fronarbeitem  nach  getaner  Arbeit  ein  gemein- 
sames Mahl  geben  muß.  Diese  Sitte  verdient  ganz  besondere 
Beachtung.  Denn  die  Ausfuhrung  ist  oft  so  originell  und  eigenartig» 
daß  sich  schon  dadurch  jedem  Beobachter  die  Frage  nach  dem 
Ursprung  dieser  Bräuche  aufdrängt. 

Besonders  die  elsäßischen  Weistümer  sind  reich  an  derartigen 
Bestimmungen:  die  Arbeiter  müssen  nicht  allein  den  Tag  Ober 
auf  dem  Felde  verpflegt  werden,  wenn  sie  Abends  von  der  Arbeit 
nach  dem  Meierhof  zurückkonunen,  bekommen  sie  dort  nochmals 
eine  Zehrung 


mit  ihm  heim  SU  tragen;  <lle  broder  sollen  so  ^roß  scyn,  daß  ein  scbeffcn 
iiii  luii  den  iiiiiistcn  noch  mit  <li  -i  tu-  i-lcii.  wantic  er  seine  fintjcr  uff  die  hnvf  -einer 
seythcn  setzt  (wenn  er  den  Arm  in  »lie  Seite  stemm; |  binnent  seinem  gebougeien 
armen  durchgaen  mag.  —  W.  Ohncnhcim,  Aufniig  15.  Jahrh.  IV.  239;  So  sol  man 
den  scbnittera  geben  xe  essende,  als  gewOnlidi  ist  snHtern  zt  gebende,  und  sol  jn 
nachtbrot  geben ,  der  9  ufi  einem  sester  vol  werdent.  —  W.  Waldfiscbbacb 
•  53*^  I  778:  dagegen  solle  der  mnier  jedem  derselben  an  jenem  tage  zu  essen  und 
:im  :d)Ciide  ein  stück  brod  nncb  h  u  s  z  u  tragen  geben.  —  W.  (^ilihveiler 
1394  IV.  58:  Der  frouer  .scili  aucli  bei  Sonnenschein  danncn  gohn ;  wann  er  semcn 
tagwen  volfueret,  so  soll  im  der  mcycr  geben  naditleib,  den  soll  er  setzen  uff  seinen 
Tooss  und  soll  obwendig  seinem  knttw  einen  ranfft  abschneiden,  oder  egien  aoldien 
leib,  dem  man  vier  macbt  iiss  einem  sester  voll.  —  Aebniich  W.  Widensolen  1364 
IV.  160.  — W.  Tettingen  (Reg. Bez.  Trier)  II.  46:  Item,  wan  die  huber  ufT  dem 
hotf  zacker  (=  zu  Acker)  faren,  ist  man  iedem  zwcy  brot  schuldig  ab  hoch  ein 
pilugradt,  and  so  dick  als  der  stodc  bis  tum  locb. 

I)  W.  Logeinheim  1404 IV.  145:  den  die  do  erent  (pflügen). . sol  man  geben 
suo  essende  an  dem  veldo  kese  und  brot;  wenne  si  aber  koment  in  des  mei- 
gers  hofite,  so  sol  man  in  gennog  geben  gusottener  Vinnen  mit  specke.  —  und  in 
einer  andern  Kassung  desselben  W.  pag,  150:  wenne  man  dem  mcigcr  crct,  so  sol 
er  den  ackerlütcn  an  dem  velde  wecken  gen,  das  einer  ob  den  knüwen  gnaog 
isset.  Und  wenne  sfl  her  he  in  koment,  so  sol  er  inen  geben  speck  ond 
bonen  und  roten  win,  und  sol  es  inen  do  mitte  wo!  bieten.  —  W.  Oberheifjheim 
(in  der  Nahe  von  Logeinheim)  1420  IV.  13g:  Wan  auch  dieselben  [illuog  von 
a  c  k  e  r  k  o  in  e  II  d  l  ,  so  soll  <ier  nie  wr  jncn  •^luuii  gehen  ?u  rs'-en.  ijesotten  und 
gcbratten,  und  wiss  gutt  ruckenbrol  und  weins  gnug.  ileti  aber  der  huober  dc- 
heiner  gegen  dem  meyer  Teyntschafil,  also  das  er  nit  wolte  jn  des  meyers  hoffe 
komen  (sie  I),  dem  soll  der  meyger  haim  senden  jn  sin  huwfle  zwy  stück  rintfleysch, 
zn'Ay  stück  gcbnttcs,  ein  mass  wins  und  zway  pfcnningwertt  brotts.  W.  Sund- 
hofen IV.  154  ilenen.  die  ihm  pflilgen,  soll  der  ineyer  zuc  ackcr  fuder  geben, 
kese  und  biodi.  Lnd  so  die  meistere  zuc  essende  heimkoraracnt,  bo  soll 
mann  jhn  zue  essende  geben  sweyerhande  fleisch  und  sweyerhande  wün. 
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Aber  auch  für  andere  Gegenden  läßt  sich  diese  Sitte  aus 

Weistümern  bclet^n^n 

Schon  die  bislier  anj^cführtcn  Stollen  zeigen,  daß  dt-n  I'ron- 
arbcitern  erstens  meist  ein  recht  reichliches  Mal  vori^eset/.l  wurde, 
zweitens  aber  —  was  tVir  uns  viel  wichti;^er  ist  —  daß  der  Meier 
ilincn  'gegenüber  bei  dieM  U  Veranstaltungen  bis  ins  15.  Jahrhun- 
dert und  darüber  hinaus  nicht  die  x  ^tren,L;e  Herrschaft«  vertrat, 
sontlern  viel  eher  ihr  Wirt,  ihr  Ckisi-eber  war.  Wenn  ein  ( )ber- 
hertdieimt  r  mit  dem  Meier  so  stand,  daß  es  ihm  nicht  paßte,  an 
seinem  Tische  im  Meierhofe  zu  essen,  dann  mußte  ihm  der  Meier 
Rindlleisch,  2  stuck  «^ebrattes  - ,  Wein  und  lirot,  also  ein  j^anz  an- 
ständiij^es  Abendessen  ins  Haus  schicken. 

Im  Mittelalter  ist  es  t^anz  selbstverständlich,  daß  solche  Ge- 
lc<,fenheiten  mit  der  Zeit  in  eine  L;r<>ße  Trinkerei  ausarteten -j.  In 
einem  späteren  Stadium  des  Arbeitssystems  wirkte  in  dieser  Hin- 
sicht das  Recht  der  Fröner,  die  Buü^n  der  Ausbleibenden  zu 
vertrinken,  noch  verstärkend.  Doch  läßt  sich  dasselbe  für  grund- 
herrliche Fronden  nicht  nachweisen*). 

Auch  wo  diese  für  das  Mittelalter  so  bezeichnende  Entartui^ 
nicht  eintrat,  gestaltete  sich  das  Mahl  der  Fronarbeiter  zu  einem 
kleinen  Feste.   In  Wittnau  (1344)  dürfen  sie  aus  dem  Viehstand 

1)  Vgl.  außer  den  bisher  passim  angefülirlen  Siellcii  W.  Dommershausen  (Huns- 
rück)  il.  210 :  Wan  sie  mit  dem  mahcu  gettian,  ist  mau  inen  wicdcrumb 
xweyen  und  zweyen  ein  schußel  mit  erbiß,  ein  schofiel  mit  grQnem  fleisch,  zweyer« 
ley  keefi  und  brod  genug,  und  jedtenn  3  lioffkraoßen  toII  wein  zu  gelien  schnldig. 
dem  vormaher  4  kraußen.  —  W.  .Appenweier  (am  01]errheiii)  14S6  I.  S43 :  za 
der  hcr!»tfrön«le  si'll  man  in  ^cIk-ii  ahcn  uixl  niiwenwin  zu  trinken,  und  wenn  sie 
heim  zu  h  u  s  kommen,  sol  man  in  /.e  es>en  ^ehen  gesuttes  und  {jehrates. 
Iiem  zu  der  Iründe  in  der  vasien  git  man  den  frohndern  einest  pier  und  cincüt 
win  im  feld  uid  darnach  im  hos  zu  essen. 

2)  W.  Grosskems  (im  Badischen  l^el  Hasel)  13S4  I.  654  f.  §  $•  Die  von  N. 
sollcnt  auch  den  2  meiern  errcn  .  .  .  und  sund  die  zween  ineicr  .  .  .  itun  'fjclicn,  wenn 
sy  inen  ^eerrenl  und  |^eerdctlt,  tiro'  tind  hiiekkin  fleisch  und  roiheu  win,  uinl  sond 
sy  die  pflüge  heim  schicken  und  die  kuaben,  und  hund  die  nianknechle  blibcn  (vgl. 
ot>cn  pag.  92:  SO  die  meistere...  heim  komment),  anz  (so  za  lesen  =s  bis)  die 
Sternen  an  den  himmel  stond ;  sodann  sond  die  meier . . .  einen  sester  nufi  schütten 
um  den  hcerd  oder  um  das  für,  und  wctt  lu  i  mc  zu  einem  male  ncmme,  denn  ein 
mnß)  der  soll  die  urtcn  gellen  (=  die  Zeche,  U.ii,  was  die  Gable  veivehri  haben,  be- 
zahlen, Üchmeiier  1.  152).  —  W.  Artolsheim  (UntcreLsaiS)  1320  I.  09b:  so  sii  die 
jnchattc  dont ,  so  sol  man  geben  jedem  meister  zwene  beringe,  nnd  iedem  knehte 
ein  und  zwei  mnser,  und  bieres  was  er  getrinken  mag,  und  tril  trincken  wins. 

3)  Vgl.  W.  Biebelnheim,  15.  Jahrb.  IV.  627  §  3  und  W.  Kieaelbach  1549» 
II.  196. 
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des  Klosters  ein  Stück  auswählen,  das  soll  man  ihnen  auf  dem 
Feld  oder  in  der  Küche  zubereiten').  In  Prüm  (1222)  wird  den 
Frönern  ^ar  Bannluickhaus  und  liannhrauhaus  zur  Verfügung  ge- 
stellt, damit  sie  dort  selbst  Brot  und  Bier,  wie  sie  es  im  eigenen 
Haushalt  gewohnt  sind  (in  suo  ordinc),  backen  und  liraucn  In 
Bassenheim  soll,  >so  men  beginnet  snidenc,  der  Kellner  und  sein 
Weib  auf  den  Hof  kommeii  und  »sol  sie  bachen,  obe  man  sin  be- 
dürfe« •). 

Die  oft  sehr  ins  einzelne  gehenden  Bestimmungen  äber  Reihen- 
folge und  Quantitäten  der  zu  verabreichenden  Speisen  sind  in  man- 
chen Fällen  so  gehalten,  daß  man  deutlich  erkennt :  es  war  jedes- 
mal ein  allgemeines  Fest,  wenn  die  Fröner  bewirtet  wurden  *).  Auf 
das  Lindschieder  W,  nach  dem  der  Frontag  mit  einem  Tanzver- 
gnügen der  Arbeiter  endete,  hat  schon  Bücher  hingewiesen*). 


Die  Beköstigung  der  Fronarbeiter,  wie  sie  in  diesem  §  des 
näheren  geschildert  wurde,  ist  offenbar  etwas  ganz  anderes  als  die 

1)  Grimm  I.  313:  Und  von  des  dienstz  iv^m»  so  sol  eio  probst  mit  vier 
gotzhas  mannmi  ald  mit  vanfen  sin  iiert  schowon  vnd  sol  inen  da  vmscfalaclim. 

Und  5>on  die  kicsun  an  zwc  du  bcstun  hobt  einz  dz  dem  gotzhus  als  unschcdliclicst 
sie.  Das  so]  man  inun  abnemun,  und  sol  inen  dz  kochun  uf  dem  velt  ald  in  dei 
kuchi,  und  sol  man  inen  da  roiun  win  gen  vur  die  hat. 

2)  Glosse  des  Airtes  Cesarias  'M.R.  U.B.  L  145:  quando  familia  operttur  open 
dorolnica,  unde  aceeptom  est  panem  et  cerevisiam,  illom  panem  ac  oerevistam  ipsa 
familia  in  suo  ordinc  tcnetur  et  coqnere  et  brazare. 

3)  Vul.  Grimm  I.  690. 

4)  W.  Hausbergen  (Unterelsaß)  140S  I.  717:  der  mcyer  gibt  den  lüthen,  die 
uu^  unser  acker ...  ehren, ...  einmahl  in  dem  jähre  zu  essen  von  der  meyerey,  also 
daß  ein  pflüg  habe  Uber  tisch  nit  me  den  zwo  persohnen  und  einen  Itnaben,  oder 
ein  hnnd  für  ein  Icnaben  (der  Andrang  scheint  recht  groß  gewesen  zu  sein  I) ,  oad 

sol  mann  in  über  tisch  geben  zwey  gcrichle  von  fleische  ,  und  soll  das  fleisch  an 
rucycii  cTidcn  racken  über  der  schiissclbordt  vier  finger  breit ,  und  soHent  d?i  seyn 
neue  bechcr  und  neue  schüßlcn  (sic!j,  und  genug  weioes.  —  \V.  Sulzbacb  ^Obcr- 
elsaß)  1597  IV.  73:  so  anch  die  hnolier  eim  unptmaa  fronen  wie  oblaat,  ist  jnen 
der  amptman  schnldig  essen  mtd  trincken  tu  geben,  roten  nnd  weissen  wein  gnnog, 
dar7i:c  flnisch  dermassen,  das  solches  Uber  den  teller  abhenge,  darzu  ein  weckhen 
l)iut,  der  üher  ein  pfluo^grcndcl  uffgangc .  dns  der  80  jme  fronet  mit  sampt  einem 
knccht  und  Hundt  m  ii^^nn  gnuog  daran  haben. 

5)  Grimm  IV.  5;C>  §  5 :  Und  die  ionckem  sollen  ein  pfeyffer  haben,  der  den 
Schnittern  pfeylTe,  und  wann  die  sonne  noch  banms  hoch  stehet,  so  soUen  sie  dantzen, 
bis  es  nacht  wird,  and  soll  ihn  kost  geben,  die  da  gut  und  gesund  S^,  und  auch 
trinken,  das  da  gut  und  gcstmd  m  y,  das  niemand  darvon  schwach  oder  angesnnd  werde. 
Vcrgl.  A'.  Büihtr,  Arbeil  und  Rhythmus'  1902,  pag.  289 f. 
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Kcichnissc,  auf  die  i/  w  iMl)lichc  Arl)citcr  Anspruch  hatten,  i  )ic 
Abendmahlzeit,  die  jenen  allem  Anschein  nacli  nur  t^'ej:^eben  wurde, 
wenn  sie  in  einem  mehr  als  eintä,t;i;4en  Arl)i  if sverhältnis  standen, 
war  im  alli^iMneincn  an  jedem  h'rontaj^  die  Hauptsache. 

Die  Veranstaltungen,  wie  sie  am  ICndc  des  hVonta^es  üblich 
waren,  fmden  sich  i,^anz  ähnlich  bei  ilen  verschiedensten  außer- 
ciHopäischen  Völkern  und  haben  sich  dort  teilweise  bis  m  die 
neueste  Zeit  erhalten  —  regelmässig  in  Verbindung  mit  einem  Ar- 
beitssystem,  auf  das  Bücher  zum  ersten  Male  aufmerksam  gemacht 
und  für  das  er  das  bezeichnende  Wort  »Bittarbeit«  geprägt  hat'). 

Die  Erklärung  liegt  im  Worte  selbst:  der  Hauswirt,  der  mo- 
mentan mit  den  eigenen  Arbeitskräften  nicht  ausreicht,  bittet  seine 
Nachbarn,  ihm  auszuhelfen,  »er  ladet  sie  ein«  zu  ii^end  einer  schwie- 
rigen oder  umfangreichen  Arbeit.  Wenn  diese  getan  ist,  bewirtet 
er  die  Gäste  in  seinem  Hause. 

Eine  kurze  Wiederholung  der  Hauptresultate  unsrer  Unter- 
suchung wird  zeigen,  inwieweit  wir  berechtigt  sind,  die  Wirtschafts- 
dienste innerhalb  der  mittelalterlichen  Grundherrschaft  auf  einen 
ähnlichen  Ursprung  zurückzuführen. 

I.  Die  älteste,  quellenmässig  belegte  Art  von  Arbeit  selb- 
ständiger Hauswirte  auf  fremdem  Boden  ist  die  Arbeit  der  »servi 
ut  coloni«  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  ihres  Herrn  bei  den 
von  Tacitus  geschilderten  Germanen.  Diese  servi  sind  keine  servi 
im  römischen  Sinne,  ihre  materielle  Lage  ist  so  wenig  verschie- 
den von  der  ihres  Herrn,  daß  man  ohne  Zwang  an  eine  Art  von 
»Bittdiensten«  denken  kann.  Sind  sie  doch  zweifellos  nicht  durch 
rechtskräftige  Abmachungen  zu  einem  bestimmten  Ouantum  Ar- 
beit verpflichtet,  sie  helfen  nur  dann  in  der  W  irtschaft  des  I  lerm 
aus,  quando  opus  fuerit*.  wenn  die  Weiber  und  Knechte,  die  das 
Laufende  erledigten,  nicht  mehr  mit  der  Arbeit  fertig  werden 
konnten. 

Dieser  aushilfsmäßige  Charakter  der  in  Rede  stehenden  Dienste 
wurde  zunächst  aus  Tatsachen  (K  r  S(»cialen  ( Irupitierung  liei  den 
(jernianen  erschh .sst:n.  Was  'l'acitus  üi)cr  die  rHichten  der  ger- 
manischen I  lintersasscn  erzählt,  bestätigt  die  Richtigkeit  dieser 
Deductifjn.  Denn  er  vergleicht  ihre  Stellung  mit  der  der  römi- 
schen coloni,  und  deren  Dienste  iiatten  zu  seiner  Zeit  ebenden- 
selben Charakter. 


\)  K.  Büchtr^  a.     O.  pag.  237  ff.  n.  Entot.  d.  Volksw/,  1904  315 £E^ 
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2.  VAn  ähnlich  hf^hcs  Alter  dürfen  wir  einer  anderen  Art  von 
Arbeitslcistunj^en  zuschreiben,  zu  denen  von  jeher  auch  der  freie 
Deutsche  verpflichtet  war:  den  auf  Nachbarspflicht  beruhenden 
liihcleistuni;en.  Doch  sind  uns  diese  erst  durch  sjjäteie  Oucllm 
bezeuLjt.  Wir  können  darum  nicht  feststellen,  ob  sie  für  die 
Dienste  der  Hintersassen  der  germanischen  Zeit,  was  ilirc  llnt- 
stehung  und  Ausgestaltung  angeht,  von  entscheidender  Bedeutung 
gewesen  sind.  Jedenfalls  aber  wird  man  annehmen  tlürfen,  daß 
die  Pflicht,  den  Nachbar  auf  diese  Weise  zu  unterstützen,  schon 
bestanden  hat,  ehe  die  Grandherrschaft  die  Form  des  Großbe- 
triebs annahm,  die  ihr  ihre  historische  Bedeutung  gegeben  hat. 

3.  In  den  großen  Grundherrschaften  des  Mittelalters  werden 
Frondienste  in  gleicher  Weise  von  Freien  und  von  Unfreien  ge- 
leistet. Dem  standen  entgegen  die  Theorie  von  der  Unverein- 
barkeit von  Freiheit  und  Frondienst  und  die  Ansicht  WiiticA\ 
daß  der  freie  Deutsche  zu  allen  Zeiten  jede  wirtschaftliche  Arbeit 
gescheut  habe.   Beides  mußte  daher  widerlegt  werden. 

Die  Tatsache,  daß  auch  Freie  Frondienste  leisten,  verliert 
alles  Befremdende,  wenn  man  das  hohe  Alter  des  grundherrlichen 
Arbeitssystemcs  bedenkt  (i)  und  wenn  man  weiß,  daß  auch  der 
Freie  schon  früher  unter  Umständen  in  einer  fremden  Wirtschaft, 
in  der  des  Nachbars,  arbeiten  mußte  (2). 

4.  Eine  genaue  Betrachtung  des  grundherrlichen  Arbeitss\  stenis 
in  seiner  tatsächlichen  Ausgestaltung  ergab  für  das  friihc  Mittel- 
alter, daß  die  Fronarbeitcr  —  im  Sinne  von  selbständigen  Bauern, 
die  in  der  herrschaftlichen  Wirtschaft  mitarbeiten  —  nur  zur  Ar- 
beit in  der  Außenwirtschaft  verpflichtet  sind.  Alle  Arbeiten  in 
der  Innenwirtschaft  w  urden  grundsätzlich  nur  von  unfreiem  Haus- 
gesinde verrichtet  Das  waren  die  einzigen  Dienste,  die  nicht 
»ingenuili  ordinc^  waren. 

Die  Verpflichtung  zu  l'Vondiensten  auf  llerrenland  wurde  schon 
sehr  frühe  zu  einer  Reallast  des  ausgetanen  Bauerngutes.  Je  nach 
der  Art  der  geschuldeten  Arl)eitsleistung  konnte  der  Frondienst 
daher  in  gleicher  Weise  von  Männern  und  von  Frauen  geleistet 
werden. 

Was  wir  über  die  y\rbeitszeit  der  b'röner  beiderlei  Geschlech- 
tes erfahren,  ist  so,  daß  von  einer  übertriebenen  Ausnülzung  ihrer 
Arbeitskialt  keine  Rede  sein  kann.  Das  war  abei  schon  gar  nicht 
andeih  zu  erwarten,  auch  wenn  man  die  niitlelallei  iiciien  Fron- 
dienste ausschließlich  auf  die  Ausliilfsdieusie  der  ^scrvi  ut  coioni* 


uiyiLi^ed  by  Google 


—   75  — 


des  Tacitus  zurückluhron  wollte.  Denn  deren  Verhältnis  zu  ihren 
Herren  war  so  Ljeartet.  ihre  f^anze  LehcnshaUung  hatte  soviel  mit 
der  ihrer  1  Icrrcn  (jciiu  insaines,  daß  es  \  f^llständi;^  ausgeschlossen 
ist,  an  eine  ähnliche  Hcliandlunc(  zu  (li  nken,  wie  sie  die  -»laniilia 
rustica<  der  römisclien  1  .atitundicn  zu  ciU  iden  hatte. 

Dieses  eigentümliche  Wnhältnis  zwischen  Herren  und  Knech- 
ten bei  den  germanischen  Völkern  gcnüjit  aber  nicht  zur  Erklärung 
der  Gebräuche,  die  wir  in  §  6  des  letzten  Abschnittes  beschrieben 
haben.  Wenn  der  Grundherr  oder  sein  Beamter  die  Fronarbeiter 
nach  getanem  Tagewerk  zu  einem  kleinen  Feste  einladet,  so  steht 
er  nicht  allein  als  Herr  seinen  Knechten,  die  ihm  Dienste  tun, 
gegenüber,  er  entschädigt  damit  auch  seine  Nachbarn  für  die 
geleistete  Hilfe.  Damit  soll  nicht  etwa  behauptet  werden,  daß 
auch  Leute  die  außerhalb  des  grundherrlichen  Verbandes  stehen, 
mit  zur  Arbeit  herangezogen  werden.  Die  alte  Sitte  der  nachbar- 
lichen Hilfeleistung  kann  aber  wohl  als  Vorstufe  zu  der  Entwick- 
lung gedacht  werden,  durch  die  das  System  der  Fronden  über 
die  unfreien  Hintersassen  hinaus  ausgedehnt  wurde,  auf  die  es 
ursprünglich  allein  Anwendung  fand. 
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Drittes  Kapitel. 

Vermengung  öffentlicher  und  grundherrlicher  Dienste. 

Wenn  in  den  früheren  Ausführungen  drei  Arten  von  l-ron- 
diensten  —  staatliche,  genosscnschafthche  und  grundherrliche  — 
auseinandergehalten  wurden,  so  war  das  nur  statthaft  zu  dem 
ausgesprochenen  Zwecke  die  Vielheit  von  Recht^;ründeii,  aus 
denen  die  Verpflichtung  zu  Diensten  abzuleiten  ist,  zu  analy- 
sieren. Im  einzdnen  concreten  Fall  mag  schon  im  frühen  Mittel- 
alter eine  deutliche  Vorstellung  davon,  ob  es  sich  um  einen  grund- 
herrlichen oder  einen  ÖiTentlichen  Dienst  handelte,  gefehlt  haben. 
Aber  zum  Verständnis  der  weiten  Verbreitung,  die  das  Arbeits- 
system des  Frondienstes  im  deutschen  Mittelalter  gefunden  hat, 
war  die  erste  Voraussetzung,  daß  wir  die  verschiedenen  Verhält- 
nisse von  Rechten  und  Pflichten,  auf  Grund  deren  Frondienste 
geleistet  werden,  im  einzelnen  untersuchten. 

Zur  Ergänzung  bedürfen  aber  gerade  diejenigen  Vorgänge 
eingehender  Erklärung,  als  deren  Folge  eben  diese  Vermengung 
öffentlicher  und  grundherrlicher  Frondienste  zu  verstehen  ist. 

Die  bisherige  Literatur  hat  schon  wiederholt  darauf  hinge- 
wiesen, daß  die  Grundherren  mit  Erlangung  der  Immunität  Rechte 
auf  den  Bezug  ehemaliger  Staatsfronden  und  daß  sie  einige  Jahr- 
hunderte später  als  Obereigcntümcr  der  Marken  die  früher  ge- 
nossenschaftlichen Dienste  der  Markgenossen  als  Aequivalent  für 
die  Nutzung  der  »nunmehr  grundhcrrlicben  Mark«  für  sich  bean- 
spruchten ').  Durch  diese  Vorgänge  seien  sie  in  den  Stand  ge- 
setzt worden,  auch  von  Leuten,  die  in  keinem  dinglichen  Ab- 
hängigkeitsverhältnis zu  ihnen  standen,  die  Leistung  von  Fron- 
den zu  verlangen,    im  folgenden  sollen  diese  beiden  Kechtsent- 

I)  Brunner,  Recbugescbicbte  II.  333.  Lampr<cht,  Wirtscba/uieben  L  797  u. 
a.  435- 
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wicklnn|4^cn  ^cnaiicM-  analysiert  werden,  besonders  die  Fraj^c,  wie 
sich  daraus  irgend  welche  Dienstpflicht  entwickeln  konnte,  wiid  uns 

bescliät'li<;en. 

Durch  alle  Jainhunderte  der  deutschen  Geschichte  kimncn 
wir  verfoI<:^cn,  daß  Hcamtc  versuchen,  ölTcntliche  Dienste,  zu  deren 
Ableistung  sie  kraft  ihres  Amtes  auf/Aibictcn  liahen,  für  ihre  eige- 
nen Zwecke  auszunützen.  Die  Gesetzgeber  aller  Zeiten  haben 
dagegen  angekämpft.  Die  carolingi.^chcn  Ca])iiulai  ien  werden  wir 
später  darüber  hören.  Hier  sei  nur  ein  Bericht  aus  dem  i8.  Jahr- 
hundert angeführt:  1719  erging  im  Fürstentum  Hildesheim  auf 
»die  fortdauernden  Beschwerden  der  Landstände«  hin  ein  Verbot 
an  die  Beamten  »sich  der  Riegefuhren  (Landesfronden)  für  ihre 
Privatangelegenheiten  zu  bedienen« Das  wichtigste  öffentliche 
Amt  ist  das  Richteramt,  das  auf  den  ersten  Blick  Frondienste 
kaum  zu  verlai^en  scheint.  Und  doch  hat  gerade  die  iudiciaria 
potestas,  die  Gerichtsbarkeit,  die  im  Laufe  des  Mittelalters  in  den 
mannigfaltigsten  Abstufungen  an  die  verschiedensten  Gewalten 
verliehen  wurde,  in  vielen  Fällen  den  Genuß  von  Fronden  er- 
möglicht, wo  er  ohne  solche  Verleihung  nicht  möglich  gewe- 
sen wäre. 

Nach  dem,  was  früher  über  die  Polizeidienste  der  Untertanen 
des  carolingischen  Staates  und  der  Marl^enossen  gesagt  wurde, 
ist  es  zu  verstehen,  wenn  im  Mittelalter  jedem  Inhaber  irgend 
einer  richterlichen  Gewalt  das  Recht  zusteht,  die  Leute,  über  die 
er  Gerichtsbarkeit  hat,  zur  Verfolgung,  Festnahme  und  Bewachung 
von  Verbrechern  aufzubieten Aber  auch  präventive  Sicher- 


1)  LüMiulf  fferm.  Ad.,  Die  biuerlicben  Lasten  im  FOrstentame  Hildcsheim, 

H.  1830. 

W.  l.icn/,  Oi>-t.  \V.  V.  015.  15:  Ti.em  wnnu  in  aiiier  herrschart  oder  in  gc- 
riciu  am  uullauf  bLv>chiclit,  darzuc  aiii  j^crichl  /u  kiaiik  wer  zu  unttrstchcii,  tnid  tlas 
gcricht  unib  hilf  und  bcistant  die  gcrichlbkut  anrUcll  utid  dicM>-lbun  dem  j^cricht  nicht 
hilf  noch  bciütant  tlten,  der  oder  dieselben  sein  der  herrschaft  verfallen  zu  peen . . . 
W.  Sontra  (Reg,Bez.  Cassel)  Grimm  WL  337 :  wer  es,  das  wir  von  Berneburg  eynen 
be^riftcn,  des  wir  mechtiy  weren ,  das  da  rurtc  an  hals  und  haut,  den  sohen  wir 
halfon  als  Innijc,  das  wir  das  künden  i^clhcden  i^eyn  Smilia.  —  W.  Ricvenich  (Tn- 
tcrraohcl)  Grtnun  II.  343  :  wau  unser  gnad,  herr  angrilt  zu  iljun  vcrnicindl,  und  seine 
dieoer  <tt  schwach  weren,  so  sollen  sie  die  gemein  ansprechen,  dafi  sie  inen  bey- 
standt  thun.  Alsdann  soll  man  den  angegriffenen  menseben  holen»  und  den  wegh 
fucrcn  nach  riussart,  bis  ufT  die  mittelst  arck  der  brücken.  —  Corveier  Urkunde  von 
I2',o  in  Hallaus  dluvsar  1162:  ,  .  .  ad  i<ruclamaliuncm  terrae  ad    iusla  iudicia 

cunlru  malelaclore&  excrccnda  iidem  homincs  Curbeicnscä  dcbent  subüervire. 
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heitsdienste  konnte  er  verlangen,  z.  B.  an  Kirchweihtagcn,  wo  es 
um  Ruhe  und  Sicherheit  nicht  immer  zum  besten  bestellt  sein 
mochte  Da  auf  dem  flachen  Lande  Lohnarbeit  erst  sehr  lang- 
sam Eingang  fand,  sind  die  Gerichtsleute  oft  zu  allerhand  Her- 
stellungsarbeiten verpflichtet so  z.  B.  zum  Aufrichten  des  Gal- 
gensi  häufiger  nur  zum  Transport  des  Materials,  das  dazu  und 
zur  Executton  peinlicher  Strafen  benötigt  wurde*). 

Aber  schon  bei  den  Westgoten  war  ein  Veibot  g^en  die 
Grafen  und  deren  Stellvertreter*),  »qui  populorum  accipiunt  pote- 
statem  et  curamc,  daß  sie  nicht  »prosuis  utilitatibus  populos  aggra- 
vare  praesumant«  notwendig.  In  einem  Capitular  unbestimmter 
Datierung  ordnet  Karl  d.  Gr.  an,  daß  liberi  homines  den  comiti> 
bus  und  vicariis  zu  keinerlei  Diensten  zu  gehorchen  verpflichtet 
sind,  außer  denen,  die  an  den  König,  die  auf  Verlangen  der 
haribannatores  oder  anderer  vom  König  beanftray;ter  Personen 
geleistet  werden  müssen^).  Und  seinen  Sohn  I'ij)pin  ermahnt 
er  in  einem  Briefe  sowohl  liberos  homines  als  auch  honunes 
servientes  aecrl*  siarum  Dei  dagegen  ZU  schützen,  daß  sie  vor  den 
Herzögen  und  anderen  Beamten  »in  eorum  opera«  zu  Wirtschafts- 
diensten aller  Art  gezwungen  werden 

In  manchen  (legenden ,  behaujitt  t  ein  anderes  Capitular, 
führten  diese  F)i  driicknngen  zu  cincf  wahren  \'crüdung,  weil  viele 
ärmeren  Leuten  den  ungerechten  Antorderungen  der  Beamten 


1)  W.  Uuclicnsiein,  Üest,  W.  V.  702.  20;  Item  ain  hnubtman  RlBg  Tordera 
iBssen.  nls  vi!  ifcrichi^kui  er  will  die  kirchtäg  zu  btliuctcn. 

2)  \V.  Miclielbach,  <//  /w/«  11.  yS :  so  &lock  und  galgcu  gtbiccli  wcrc,  bo  suUcu 
die  grundthem  iran  meyer  bevelen,  daß  er  ro  ime  hole  die  hoeber  ond  nschbers, 
und  gcent  in  den  walt  und  liaucn  daran  holts  und  suIlen  die  grandtheni  defibalben 
in  den  wein,  tmd  dem  zinnut  rnian  den  machloen  Ijezalen.  —  W.  Demerath  1578. 
Grimm  III.  84 1  :  werc  srirli.  dnt  ^nirJu  l)awfel!it;h  were,  so  sollen  die  nachbftreu 
dnivii  das  hulz  füren,  doch  Milk-n  diu  hcrrn  das  gciicht  bawen. 

3)  W.  Pieinsdorf  (Elsass)  V.  519:  IVetm  jtmand  mit  reefat  gericht  soll  wer- 
den, alsdan  soll  ein  geroein  zu  Preinsdorf  mit  iren  mitverwandten  holz  zu  brande, 
röder  xum  rn<lbrcr1<Lii  und       zum  galgen  zum  blat?:  VW  ttberantwnrten  schuldig  sem. 

4)  I.cx  V'isitx.  XII.  I.  2.  cd.  7.(t4mer  pn^.  406  f. 

5)  M.G.  Ca|).  1.  144  (801— S14)  cap.  2:  Ut  liberi  hutnines  nulluni  ubsequium 
comitibus  faciant  nec  vicariis,  nc<|uc  in  praiu  ncque  in  messe  neque  in  aratura  ant 
vinea  et  coniectum  ullum  vel  residaum  (Abgaben)  eis  resolvant,  excepto  servitio  quod 

ad  rc^cin  pcrtinci  et  ad  liarilianiiatores  vcl  Iiis  ijui  lej;alionem  ducunt. 

6)  Knroli  ad  rippiimm  filiiiin  t:i)ist<jla.  M' 1  ''nv'i'.  I.  21 1  ff.  I'ervcnit  ad  anres 
clementiae  nnstrac,  qund  ali<nii  diices  et  eorum  umiurcs  ...  in  f<^nini  opcr.i,  id  c^l 
Vincis  et  canipi.-.  seu  pratis  ncciion  et  in  cot  um  acditiciis  illys  lacianl  ui>cr.irc. 
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nicht  mehr  gewachsen  waren  und  deshalb  wegzogen  Viel  Er- 
folg hatte  offenbar  die  carolingtschc  Gesetzgebung  nicht  mit  ihren 
wiederholten  Verboten.  Wieviel  mehr  mußte  die  Bevölkerung 
unter  der  insolentia  von  Beamten  leiden,  die  nicht  eine  starke 
Hand  über  sich  hatten,  wie  das  unter  Karl  dem  Großen  der 
Fall  warl 

Diese  eigenmächtige  Ueberschreitung  der  Amtsjjcwalt  können 
wir  auch  bei  den  Vögten,  die  sich  die  L^cistlichcn  Grundhon- 
schai'ten  einsetzten,  sehr  j^uniau  vcrtolL^cn.  In  den  zahlreichen  Ur- 
kunden des  II.  und  12.  Jahrhunderts,  die  die  Rechte  der  Vögte 
gCj^en  die  der  Klöster  und  Stifter  abgrenzen,  werden  nicht  selten 
auch  die  Dienste,  die  dein  Vogte  geleistet  werden,  entweder  ge- 
nau 1h messen  oder  ihr  Bezug  wird  von  der  Genehmigung  des 
Ables  abhänyi_Lj  i^emacht 

Es  steht  heute  fest,  daß  Urkunden  dieser  Art  in  sehr  vielen 

1)  Cap.  M.^iu.  II.  M(j.  Cii\).  I.  197.  cap.  6.  Audivimus  etiam,  quud  iuniores 
comituni  vel  aliqoi  ministri  rei  publice  . . .  aliquas  redibutiones  vel  cotlectiones  (fis* 
calUche  Efaikttnfte)  quldam  per  pastam  quidam  etiam  sine  pastum,  quasi  deprecando, 

similiter  i|uo()uc  oficr.is,  C(,!Ici'tii>m.'s  frtiijr.m,  araie.  si-niLtitare,  ritiuMre,  cniicnrc,  se- 
care  \cl  Celera  Iiis  siiDÜii,  a  [h,[iii1ij  |irr  iM-<lctn  vlI  ;i!ins  inne!!i'in»i'<ne  exi^jorc 
consuevcruul,  nun  lanlum  al>  accclcsiar.Utis  sctl  etiam  a  rciii|Uu  |  ftpiilo,  tjuc  oiuiiia 
nobis  et  ab  omni  populo  iuslc  amovcnda  videnlur,  qaia  In  quibusdam  locis  in  tan- 
tum  inde  populus  oppressus  est,  ut  muhi  ferre  non  valenies  per  fuga  a  domints  vel 
patronÜMis  suis  lapsi  sunt  et  teire  ipM;  in  s-ilitudinctn  iclnctc. 

2)  (';iita  tlc  ailv(Ka(is  Prüm  1103  MR.  I  I).  I.  40}  110  406.  Nulliis  sub.idvoca- 
tus  sivc  aiia  pcrMMia  Mi]iLr  rc^,  et  faunliarn  S.  .SaUaloris  aiuleal  jilacüarc  ,  pcliciu- 
ues  facere,  hospicia  querere,  ipse  advocatus,  qui  bannum  ab  impcratore  sibi  a  rege 
acceperit  tria  sola  placita  in  anno  statutis  in  locis  liabeat . . .  Unusquisque  de  fa> 
milia  dicin  unum  in  nnnn  eperetiu  advoe.iio  .<<!  I'nuniam  sive  ad  Ilam  et  nusquam 
alibi.  —  S.  Maximiner  I  ticn^treelu  1056-  MR.  L'li.  I.  4  >;iio  ;^}5.  .Xm^ehlich  eine  Ur- 
kunde Heinrichs  III.:  Addinius  ctiam  ii<>s,  cl  no.stra  iinpcriali  niictoiitalc  firmibäirac 
interdicimus,  ut  nulltts  advocatomm  atiiiuoU  placitum  preter  iria  iura  debita  in  ab- 
batia  habeat,  nullus  Ulorum  hospitia  vel  scrvitia  in  curiibus  abbalis  aut  fratrum  sive 
a  rnsticis  violenter  exigat,  nullus  eorum  per  inscisiones  aut  petitiones  homines  gra- 

vare.  niil  vi  pt-cva  illumm  niit  i'aravere<1<>s  titllore  ]ir<-s«iftKif . 

3)  Alikoniiiicn  iie>  .Vbles  I'iilcaid  von  J>t.  Ani.uiil  niil  »leiii  I'robsl  Hermann 
1063-70  bei  U  \ii/z ,  L  i  künden  zur  deutschen  Vc^fas^un{^^};cscl^ichle•  Berlin  I886 
DO  7.  pag.  14:  Statutum  est  autem  comm  me  et  fidcltbus  nostris,  quod  amplius  in 
hac  Villa  precem,  quem,  vulgo  vocant  theloncum,  non  faciat,  neque  ipse  neo  ali^uis 
filjorum  vel  siicecssr.rum  ciüs  .  .  ,  hcrban  et  ronvcdiun  U  i'rv:i"!a  —  r.irvi'e.  l'"ronilicn'>t) 
niil]<'njiMi*»  ha!(e.'itit,  n  i  ^  i  j  ii  s  ^  i  o  n  e  vel  I  i  r  e  11  t  i  i  a  1»  h  a  l  u  ni.  —  W.  S.  Bla- 
sien  (Schwarz. vald)    tj^^S   IV.  4S7 :    es  hat  uieiiian   n:   jicbicten   des   ^jützluius  gc- 

iind...denn  ain  apt.  BedSrCten  aber  ir  die  vögt  oder  die  waltlnt,  so  sont  sy 
ain  apt  bitten. 
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Fällen  gefälscht  wurden  und  deshalb  schon  bei  den  Zeitgenossen 
in  üblem  Ruf  standen V.hcn  die  Tendenz  der  Klöster  und 
Stifter,   sich  und   ihic  Leute  diese  Uebcri:[riffc  der  Vö^te 

zu  schüt/(Mi.  L;ab  Anlaß  zu  l'älschunj^fcn.  Aber  während  Karl 
d.  Gr.  seinen  Ijcamtcn  diesen  Mishiauch  der  Amtsgewalt  schlecht- 
hin verbot,  versuchten  die  ^geistlichen  (jrundherrschaften  nur  noch 
L^t  wisse  Cirenzen  dafür  zu  ziehen,  sie  waren  j^enrjtii^rt  innerhall) 
dieser  zu  ^^estatten,  daß  ilie  V^ögte  die?  dem  VoL;teiyericht  unter- 
stellten Leute  für  ihre  ei-i  nt  n  Zwecke  zu  Diensten  hcranzoi^en. 
Sollte  das  seinen  Grund  ausschliesslich  in  der  Schwäche  der 
Stifter  haben  oder  i^xht  es  noch  andere  Tatsachen,  die  diesen 
Unterschied  ei  klären  helfen  .- 

In  die  Zeit  zwischen  der  Gesetzi^ebun«;  Karls  und  den  Ab- 
kommen der  Klöster  mit  den  Vögten  fallen  die  meisten  Immuni- 
tätsurkunden. Wie  wirkt  die  Verleihung  der  Immunität  auf  die 
Leistung  der  Fronden?  Wir  müssen  hier  die  Immunitäten  der 
spätkarolingischen  und  die  der  ottonischen  Zeit  auseinander- 
halten. 

Im  9.  Jahrhundert  werden  durch  die  Immunität  nicht  etwa 
die  Immunitätsleute  von  der  Leistung  der  staatlichen  Frondienste 
befreit,  auch  werden  diese  nicht  schlechthin  innerhalb  des  Inununi- 
tätsbezirks  zu  Gunsten  des  Grundherrn  erhoben,  wie  luimprecht 
annimmt Die  Immunität  tritt  zunächst  auf  allen  Gebieten  ver- 
mittelnd zwischen  Staat  und  Untertanen,  auf  dem  Gebiet  des  Ge- 
richtswesens, so  gut  wie  auf  dem  des  Verwaltui^wesens'),  Wenn 
»ex  imperiale  praecepto«  Brücken-  und  Straßenbauten  angeordnet 
wurden,  waren  auch  alle  Bischöfe  und  Aebte  verpflichtet,  ihre 
Leute  zu  stellen  *).  Dabei  wurde  jedem  Immunitätsherm  ein  Stück 

1)  Doptek  in  Mitt.  d.  Instit.  f.  öst.  Gesch.  XIX.  1898.  pag.  611. 

3)  Wirtschaftsleben  I.  1024. 

3)  Sfelix'^'',  < ji iiiiilhci I scliaft.  pn«^.  82. 

4)  Monnchus  Sani^.  Ml<.  SS.  I[  74S.  I.  30.  l'^uit  consuctiulo  in  illi*;  temprri- 
bus,  ut  ubicumquc  aliiiuoil  o\t\\i>  cx  impcitali  piacceptü  faciendum  Cb^cl,  Mi^uidum 
Pontes,  Tel  naves  «ut  trajeeti  sive  purgatio  scu  strameniiun  vel  impletio  coenoso- 
rnm  intinernm,  ea  oomitcs  per  vicarios  et  officiales  suos  exeqoerentui  im  mlooribtis 
diimtaxat  loboribus,  n  maioribus  autem  et  maxitnc  noviter  cxtrucndis  nullus  ducum 
vcl  comitiim,  nulltis  cpisi  ontm  vel  abbatum  excusarctur  aliquo  modo.  —  ini 
llaliac  reg.  Cap.  c.  4  M(j.  C.  I.  192  Ut  de  restauratioiic  cccicNiaruui  vel  (hjiucs  fa- 
ciendmn  aal  stratas  restanrandnm  omnino  generaltter  fuciant,  sicut  antiqna  fult  con- 
snetudo,  et  non  anteponatur  emunitas  nec  pro  hac  re  aOa  occasio  pro- 
veniat. 
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angewiesen,  das  er  in  einer  bestimmten  Zeit  von  seinen  Leuten 
fertig  stellen  lassen  mußte,  wenn  er  nicht  einer  Strafe  verfallen 
wollte.  Den  Arbeitsabschnitt  mußte  der  Graf  »secundum  quod 
possibilitas  fuerit«  bemessen  >).  Ein  Aufgebot  (distringere)  der  Im- 
munitätsleute >per  alium  exactorem«  als  durch  den  Immunitätsherm 
oder  dessen  Beamte  war  ausgeschlossen.  Das  wird  auch  in  ver- 
schiedenen Immunitätsurkunden  des  9.  Jahrhunderts  ausdrücklich 
bestimmt').  So  werden  —  um  das  nebenbei  festzustellen  —  die 
Trierer  Kirchenleute  durch  das  Privileg  Zwentibolds  von  899  von 
den  Beherbergungslasten  (mansiones)  nicht  befreit,  wie  es  der 
Herausgeber  Beytr  au&ufassen  scheint;  vielmehr  tritt  der  Bischof 
als  vermittelnde  Instanz  ein,  nur  »quem  episcopus  iusserit«  müssen 
sie  beherbergen'). 

Anders  die  Immunitätsurkunden  der  Ottonen.  Auch  hier 
wird  zunächst  verboten,  daß  irgend  welche  exactores  die  Im- 
munitätsleute  zu  Fronden  aufbieten;  im  Gegensatz  zu  den  Im- 
munitäten des  9.  Jahrhunderts  worden  die  in  lietraclit  kommen- 
den Arbeiten  im  einzelnen  rnifLfezählt;  Die  Immunitätsleute  sollen 
vom  iudex  puMicus  nicht  aufgeboten  werden  zu  öffentlichen  Wach- 
diensten (excubias),  Verpflcgungsleistungen  (paratas),  Spanndien- 
sten (angarias),  Hcfcstigungsdiensten  (instiuctiones  murorum)  Krük- 
kenbauten  (pontium  novas  et  veteres  structioncs  *).    Das  deutet 

i)  Cap.  Mantnamiia  IL  MG.  Cap.  I.  197.  c.  7.  De  pontibus  Tcro  vel  nliqais 

similibus  opcribus  ,  quc  ccclcsiastici  per  iustitiam  et  antiquam  con- uctudincm  cum 
rclinuo  jiopulo  facerc  tkhent  hoc  ]irnecipimus,  ut  r  c  c  t  o  r  ccclcsirte  i  ti  t  c  i  j>  e  1 1  c- 
t  u  r ,  et  ei  sccuudum  quod  possibiliias  fuerit  sua  portio  deputetur ,  et  per  alium 
exactorem  ecc1esia<ticl  bonunes  ad  opera  non  conpellentur.  Si  vero  opus  suam  con- 
stitatodie  completum  non  habaerit,  liceat  comitl  pro pena  prepositum  operis  p^« 
nerare  hixta  acstimationem  vel  quantitatem  inperrecti  operis,  quonstjue  pcrficiatur: 
comls  autem  si  neglexerit  a  rege  Tel  misso  regis  iadicandns  est.  Vgl.  zum  leutea 
obeu  pag.  13. 

a)  Inun.  Ludwigs  für  S.  Emnwran  853.  U.B.  ob  der  Eons  IL  17 :  ut  nnllus 
iudex  pnblicus . . .  ullam  potestatem  babeat  in  qnoquani  illos  distringcndos,  sed  neqne 
ad  placitum  ullum  vel  in  hostem  ullo  unc|uam  tempore  ire  compellat.  FQr  Altaicb 

857  •  ut  nullus  iudex  publicum  .  ,  .  loca  vel  agros,  scu  reb'qnas  posscs-iimcs  .  .  .  ad  .  .  . 
nuilas  redhibitioncs  vel  maiLsiutics  aut  paratas  facicndas  aut  inlicitas  occa.siones  re- 
quirendas . . .  ingredi  aadeat  Imm.  Arnairs  für  Melteln  889.  WUmmu^  Kaisemrkon' 
den  Westfalens  L  339.  no  51:  ut  nnUus  index  puplicos  vel  qnilibet  ex  iudicaria 
potestatc  homines .  . .  ([uibusUbet  pupUcis  exactionibus  distringere  praesumat. 

3)  Zk'iiv  MR.  U  B.  I.  213.  no  !.|8:  nt  nemo...  in  domil)US  ...  homiinim  . .  . 
ni:ui>ionLin  accipcrc,  iii^i  quem  ci>iscopus  iusserit,  ncque  ullam  eis  quispiam  in  eo- 
rum  mauäionibus  incommoditatem  ulterius  facere  presumat. 

4)  947  Otto  besUltigt  Trier  die  Immunitat  MG.  Dipl.  L  no  86  pag.  169:  nt 
Zeitachrift  für  di«  gea.  SUaiswisMnach.    Ei^flniaf  thefl  IS.  6 
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datauf  hin,  daß  Conflicte  zwischen  den  Immunitätsherm  und  den 
öfTentlichen  Beamten  trotz  der  carolingischen  Urkunden  bestehen 
blieben.   Eine  prinzipielle  Neuerung  ist  damit  nicht  gegeben. 

Diese  ist  aber  enthalten  in  der  Immunität  Ottos  I.  für  Corvey. 
Er  verleiht  darin  in  aller  Form  an  die  Aebte  von  Corvey  den 
>BurjTbann«  über  die  Leute  aus  3  im  einzelnen  angeführten  Graf- 
schaften. Das  kann  nichts  anderes  sein,  als  das  KcclU,  diese  Leute 
unter  einer  hciheren  iUiße  zur  Arbeit  an  den  Ik-festi^uinL^^cn  des 
Klosters  auf/ubieten  Da  ist  nicht  mehr  die  Rede  davon,  dass 
die  Leute  unter  ihrem  Immunitätsherren  ihrer  Natur  und  ihrem 
Erfol;^  nach  staatliche  Dienste  verrichten.  Das  Recht  des 
Immunitätsherm  die  Leute  in  seinem  eigenen  Intcrcsse  ZU  beschäf- 
tigen ist  ausdrücklich  anerkaniU. 

Uelierlilicken  w'w  die  zulet/.t  geschilderten  V'orL'änj/e  noch 
einmal  in  ihrer  zeillichen  Reihenfol; /^c.  so  eri^ibt  sich:  Karl  der 
Große  ijemüht  sich  —  wahrscheinlich  ohne  TmIoIi^  -  zu  verhin- 
dern, daß  tlie  coniiti  s  ihre  Amtsi^ewalt  da/n  mishrauchen,  die 
ihifiu  (jcricht  unterstellten  Leute  tür  ilire  privaten  Zwecke  zu 
l' rondiensten  lierair/.uziehen.  (jeL;en  eben  tlioe  coniite^,  iudices 
f)ul)liei  lassen  sich  ilurch  ktuuL^lichc;  L'rkuntle  ilic;  geistlic  hen  I  lerr- 
sciiaitcn  mi  9.  und   lü.  Jahrlumdert  schützen.    Der  wichtigste 

abbinc  tiaUus  iudex  piiltlicus  . . .  ingredi  habest  potestatem .. .  necjue  familia  ipsius  eccie- 
sie...  mit  trünita  vcl  ricda  cxsoUit  vel  $ulvere  cogatur  aot  ad  aliqaod  castelliopus 
ab  txaclorildis  vccü^aliiim  iinpli- uur .  . . 

960  Üllo  an  0.->uabrütk.  M(J.  Dij  l.  I.  293  110  212:  Ut  nuUub  iudex  publicum 
neque  alia  iudiciaria  potestas ...  in  locis  Ullas  episcopatus  placita  habenda  vel  fceda 
exigenda  vel  parafreda  aut  paratas  faciendas  vet  fideiussorcs  tollcndos  aut  senro« 
et  lUldonci  et  ccteros  eos,  qui  censum  pcrsolvere  debent,  quod  munucat  Tocant,  con- 
Striiiijniii  iitc  lujiitcm  ic-laiirnrc  nni  cotisU  innere  ..  . 

9ti2  Otto  an  Kiu.^tur  I.cnu  MG.  1.  334.  uo  240 :  nuiius  iudex  publicus, 

missus  discurrens  ncc  <|uislibet  nostrorum  fidelium  aliquam . . .  monachis  eonimqDC 
familiis,  tnAMariis,  aldionibus  aut  cummendaticiis  vtoleniiam  inferre  presumat,  nnl- 
lasque  redibitiones  mit  (uihliras  excubias  vel  paratas  sive  angarias  seu  insiructiones 
m  ur  rinn  fm  rc  vtl  [  ci  »U  ie  (oi^antur,  nuJlas  pontium  noTa«  vel  veteres  stnictionei 
a);erc  vcl  renovarc  t  tinrj'cllaiitur  .  . . 

l)  MG.  Dipl.  I.  n3  r.  uo  27  (940):  ut  omnes  abbates  . . .  bannom  habeant  soper 
homines,  <iui  ad  prefatum  cocnobium  (Con'ey)  et  ad  dvitatem  circa  i1!ud  debem 
Coli  tnittum  confuijerc  et  in  ca  operari,  Ii  h  >  in  pago  Auga  in  cotnitalu  Ret» 
liaiili  et  in  ]-ii:  >  Nc1l;.i  hi  cninir  itu  Pciitli  ci  IImii-"  üis  et  in  pasjo  Ihicti^o  in  c^- 
niit  ;ia  1  Icriniaiiiii ;  nullas  h^iiiin  aal  aliiaa  iudivinii  ]M)!L"ita.s  si:|>cr  iMclalos  lio- 
niines  pcilcstntcm  h.ibcnt  vxciccndi  uniiis  bauiii,  ijiam  biirgbau  vocanl,  ni^i  ipsius 
monaslcrii  abba  et  cui  ipse  vuU  oommitlere.  Vgl.  dazu  Stfligert  ürundherrscbaft. 
pag.  115. 
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Kern  der  Immiinitätsverlcihung  ist  die  Uebertra<^^uiig  der  Gerichts- 
barkeit deren  Wandlungen  im  einzelnen  uns  hier  nicht  interes- 
sieren. Anfangs  gestattet  die  staatliche  Gewalt  nur  Ausführung 
der  Staatsfronden  unter  Aufsicht  und  Leitung  des  Immunitäts- 
herren. Schließlich  muß  sie  auch  ein  Recht  desselben,  frühere 
Staatsfronden  für  seine  privaten  Zwecke  zu  verwenden,  anerkennen. 
Die  Praxis  war  dieser  theoretischen  Anerkennung  wohl  in  den 
mebten  Fällen  vorausgeeilt. 

Die  Not  zwingt  nun  die  geistlichen  Grundherrschaften  bei 
einem  wettlichen  mächtigen  Herren  Schutz  für  sich  und  ihre  Leute 
zu  suchen.  Als  Entgelt  überlassen  sie  diesen  »Schutzherren«  (ad- 
vocatus,  vocatus)  wie  bekannt,  einen  Teil  ihrer  Gerichtsbarkeit, 
das  Recht,  drei  Dinge  im  Jahre  abzuhalten  und  ^/s  der  Bußen  zu 
beziehen;  so  wurde  wenigstens  in  den  Verträgen  des  II.  und 
12.  Jahrhundert  verabredet,  als  diese  durch  die  insolentia  der 
Vögte  notwendig  geworden  waren.  Denn  genau  so  wi(*  die 
comites  die  ihnen  vom  Kfinii::  übcrtracjene  Amtsgewalt  misbrauch- 
ten,  so  nützten  auch  die  Vögte  die  ihnen  von  den  Stiftern  über- 
tragene Amt.si;ewalt  zu  allerhand  Bedrückungen  der  ihrem  Vog- 
teigericht  unterstellten  Leute  aus.  Diese  von  einer  Dienstpflicht 
gegen  die  Vögte  ganz  zu  Ijofreicn,  machten  die  geistlichen  Grund- 
herren nicht  einmal  mehr  den  Versuch. 

l'ls  kann  cU  nmach  nicht  gclciiL^net  werden :  jede  Uebertra- 
gung  richterbchcr  Hcfugnisso  in  der  Zeit  vom  9. — 12.  Jahr- 
hundert ertoI:;lc  sc  unter  den  verschiedensten  Bedingungen  — 
verst  t/.t  ilie  mit  (n  i  ichtsbarkeit  ausgestattete  Gewalt  ihren  Ge- 
richtsk'Utcn  gcgenübrr  alsbald  in  ein  V'erhältnis,  das  ihr  ermög- 
licht, von  diesen  i-'ronden  für  rein  private  Zwecke  zu  fordern. 

Diese  Tatsache  mag  auf  den  ersten  l^lick  etwas  Befremden- 
des haben.  Aber  wir  haben  ja  schon  oben  gezeigt,  daß  der  Ge- 
richtsherr im  Mittelalter  die  Arbeitskraft  der  seinem  Gericht  un- 
terstellten Leute  in  manchen  i'^üllen  beanspruchen  muß,  nicht  nur 
zu  l'olizeidiensten,  sondern  auch  zu  allerhand  Transport-  und  1  ler- 
stellungsarbeiten.  I^in  Gerichtsherr,  der  in  seinem  Gerichtssprengel 
etwa  gleichzeitig  einigen  Grundbesitz  hatte,  hatte  es  ohne  Zweifel 
leicht  auch  von  Leuten,  die  in  keinem  dinglichen  Abhängigkeits- 
verhältnis zu  ihm  standen,  auf  Grund  seines  Rechtes  auf  eigentliche 
Grcrichtsdienste  zunächst  ganz  vereinzelt  Dienste  für  seine  private 


1)  Setiiger  a.  a.  O.  77  IT. 
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Zwecke  verrichten  zu  lassen.  Wie  eine  mächtige  Herrschaft  auf 
Grund  des  Rechtes  auf  einige  Dienste  die  Dienstpflicht  ihrer  Leute 
immer  mehr  anzuspannen  versteht,  zeigen  Vorgänge  späterer  Jahr- 
hunderte mit  aller  Deutlichkeit.  Kinäün^ier^)  berichtet,  daß  die 
Gutsherren  häufig  »bei  Erbgewinnungen  sich  nebst][den  alten 
Dienst  ein  bis  zwei  Spanndienste  . .  aufs  neue  ausbaten  (sie!) 
und  diese  auch  in  die  Gewinnbriefe  setztenc 

Um  das  weitj^chende  Recht  der  mittelalterlichen  Gcrichts- 
herrschaft  auf  l'rondienste  zu  erklären  kommt  noch  ein  Weiteres 
dazu  :  der  wirtschaftliche  1  lauptctTect  der  l'>langiing  irgend  welcher 
Gerichtsbarkeit  war  im  Mittelalter  stets  der  Bezut^  der  Gefälle, 
die  Gerichtsbarkeit  war  ein  nutzbares  C)bject.  Geldleistungen 
und  Arbeitsleistungen  wurden  in  den  seltensten  I-'ällen  scharf  ge- 
iichieden;  beide  fielen  unter  den  Begriff  servitium.  Ks  lag  also 
sehr  nahe,  auch  dieses  lierrschaftsrccht  nach  beiden  Richtungen 
auszunützen.  Am  wiinschenswertesten  war  es  natürlich  iür  den 
Gerichtsherrn,  wenn  er  sich  von  seinen  Gcrichtsleuten  cui  Recht 
auf  den  Bezug  von  Diensten  aller  Art  weisen  lassen  konnte,  auch 
von  solchen,  die  mit  seiner  richterlichen  Tätigkeit  nu  Ins  zu  tun 
hatten.    Das  haben  auch  viele  Gcrichtshcrrsciialten  erreicht'). 

i)  Geschichte  der  deutschen  Hftrigkeit  1819.  pag.  ai3  f. 

3)  W.  Alflen  1476  Grimm  VI.  593 :  Auch  sal  ein  igklich  mann,  der  in  dem  geriebt 

in  A.  wohnet,  er  höre  su  wem  das  si,  dinst  dt>in  uiißcrm  gn.  h.  v.  Trier,  iß  si  mit 
heiiwc  machen,  schinden  oder  nurh  melien.  —  \V.  Alsenbrück,  Grimm  I.  791 :  wer 
in  disem  gcricht  sitzt  und  ml  ptcrt  oder  gcfcrt  tmt,  der  soll  unsern  lierrn  von  Ot* 
(erburg  ein  tag  in  dem  hewmonat  ebi  tainler  geben,  nnd  in  der  emt  ein  tag  an 
Schnitter ,  welches  tags  sie  defi  bescheiden ,  hat  er  aber  pfert  oder  ein  mene, 
so  soll  er  UDscm  bcrn  ein  tag  brachen  und  ein  Icntzcn,  wan  sie  ihren  hoff  selbst 
bawcn.  — \V.  Rc<:cnsbcrp,  <Tr/w/// I.  82;  pcsch.lh  es,  das  ein  frümder  mensch,  früw 
oder  man,  in  denen  gerichten  sässhaft  wurd  3  ta^  und  6  wuchen  und  ein  jar,  un- 
versprochen  von  allen  herren  nnd  von  allen  gotzhüscm,  der  sol  minen  herren  dienen 
nnd  Valien  alß  sin  eigen  Itttt.  W.  Kirehxarten,  Grimm  I.  332.  Wer  ooch,  das  dn 
frörnder  man  kerne  gen  K.|  wannan  der  kunt,  wil  er  in  dem  pcricht  bcliben,  '-o 
sol  er  keinen  herren  nemcn,  dririn  den,  der  hcrre  7c  K.  i^^t,  ini'l  sul  im  dcnne  der 
man,  wer  es  ist,  einen  schüfTel  Iiabern  dienen  und  einen  t.igw.m,  was  er  dcnne 
kan  oder  gelcrnct  hat,  und  sol  denne  der  herre  iu  da  schirmen,  als  ander  sine 
löte,  nnd  sol  er  onch  da  nQssen  wmme  und  weide.  —  W.  Wiler,  Grimm  I.  362. 
Ist,  das  yeman  kompt  ziehen  in  des  herm  gericht,  der  nicht  erb  noch  Ichcn  hett, 
lind  blipt  der  jor  und  tag  hindcr  im,  das  im  cnhein  hcrr  ist  nach  vnlocn,  der  in 
•  rsiircch,  so  sol  in  der  hcrr  ze  Wyler  hulden  fiir  einei)  frycn  man  und  (er)  im  d.in- 
iianhin  jarlich  dienen  einen  schüifel  haber  und  einen  lagwen  luon  als  er  iu  den 
beste  kan,  nnd  sol  onch  geben  ein  hnn  nnd  sol  in  ein  herr  daramb  schirmen  als 
ehien  andern  sinen  hinderslfien.  — 
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Wenn  der  Gerichtssprengel  einer  Herrschaft  zusammenfiel 
mit  der  Gemarkung  eines  Dorfes,  so  werden  natürlich  alle  Ein- 
wohner des  Dorfes  zu  solchen  Diensten  herangezogen 

Nachdem  wir  nun  den  Uebergang  staatlicher  Lasten  an  die 
meist  geistlichen  Immunitatshcrrschaften  seiner  eigentlichen  Be- 
deutung nach  dargestellt  haben,  bleibt  uns  noch  jener  zweite 
Vorgang,  der  ebenso  zum  festen  Bestand  der  Wissenschaft  ge- 
bort, zu  genauerer  Untersuchung:  Die  Leistung  ehemals  genos- 
senschaftlicher Dienste  an  einen  Markherren.  Man  denkt  sich 
die'^o  l'ntv, icklung  etwa  So:  der  Eintritt  mächtiger  Grundherren 
in  die  Markgenossenschaft  habe  den  »Anfangszustand  relativer 
Vermögenscjlcichheitc  beseitigt.  Gleichzeiti-^  sei  infoli^e  der  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  die  Gefahr  einer  Ersciuipfung  der  Mark» 
in  den  Bereich  der  Möglichkeit  gerückt.  In  ihrem  eigenen  In- 
teresse hätten  die  mächti;4cren  Markgenossen  den  l^inßuß,  den 
ihnen  ihre  wirtschaftliciie  L^-berlcL^enhcit  über  die  ärmeren  Ge- 
nossen einräumte,  dazu  benutzt,  auf  eine  ökonomischere  Verwen- 
dung der  gemeinen  ?»Iark  hinzuwirken.  So  sei  in  vielen  Marken 
ein  (trundherr  in  den  l)e.silz  der  höheren  Markämter  gekommen 
und  habe  so  schliesslich  tlas  (^bereiuentum  über  die  "■emeine 
IMark  erlangt,  den  übrigen  (Genossen  habe  er  nur  noch  Nutzungs- 
rechte darin  eingeräumt.  Da  die  lülialtung  der  Mark  nun  dem 
Obereigentümer  zufiel,  hätten  die  Dienste  in  der  gemeinen  Mark 
nun  auch  an  ihn  geleistet  werden  müssen.    Aber  nicht  genug. 


Man  bimucbt  atio  ktineswegs  tu  so  verwickelten  Vor|;iingea,  wie  »dem  teil- 
weisen Uebergang  des  bostilidiun«  zu  greifen,  um  zu  erklären,  wieso  es  kommt, 
ilnß  Gerichtsherm  als  solchen  Fronden  gewiesen  werden,  cfr.  Lamprttkt^  Wirtschans- 

leben  I.  1025. 

i)  W.  Laudeubach  146S  Grimm  VI.  63.  Die  lltrren  von  A'it-/u\  l-  siud  voigl  und 
hern  in  schlos,  in  dorf,  in  feld  und  in  der  mark  zu  L. . .  alle  invvoner  des  seihen 
dorfs,  die  an  solicb  recht  gehom,  sollen  den  selben  irn  geboten  und  Terhoten  gehor- 
sam sein,  and  ancb  nimam  einigen  frondienst  thon  oder  atznnge  geben,  den  dem  obg. 
tinserm  junkhern  und  sein  erben.  —  VV.  Ottcrbcrg  Grimm  I.  779,  Item  weisen  wir 
den  gerich^sherrcn  zu  O  daß  ein  icdtjr  ocmeinsman  schuldig  ist  drei  tni,'  init  «Icr 
handt  zu  fröhnen,  ncniblich  ein  tag  hüge  zu  machen,  den  andern  hew  zu  machen, 
den  dritten  tag  in  der  emdt  an  schneiden.  Item  soll  er  der  geriditsherr  denselben 
essen  trlneken  geben,  wie  eim  arbeiter  gebart,  und  nachts  wan  sie  heim  wollen 
gehen,  so  soll  er  einem  icdcn  ein  pfcnning  brot  und  ein  becher  voll  weins  geben  . . . 
Item  nachdem  die  i;'>mfind  die  drei  tag  dem  perichlsherren  fröhnen  müssen,  haben 
sie  dagegen  ihr  rawwcudi  zu  buchen  uff  Otterburger  wäldt  und  feldi  biß  in  die 
watdmarck  vnd  wider  hera«6. . . 
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Der  Umstand,  dafi  die  Genossen  die  Mark  nur  »aus  Gnaden  des 
Herrn«  nutzen  durften,  habe  dazu  geführt,  daß  die  Genossen  an 
ihn  »als  selbstverständlichen  Entgelt  für  die  Allmendenutzung« 
auch  Dienste  leisteten,  die  nur  der  Wirtschaft  des  Herrn  zugute 
kamen.  Der  ganze  Frondienst  auf  den  herrschaftlichen  Beunden 
habe  nur  als  »Aequivalent,  als  Entgelt  fiir  die  nunmehr  grund- 
herrliche Marke  Eingang  finden  können  >). 

Nun  muß  allerdings  zugegeben  werden,  daß  in  einigen  Weis- 
tümcm  Allmendenutzung  und  Frondienste  aller  Art  in  diesen  Zu> 
sanunenhang  gebracht  werden  *).  Aber  was  bedeutet  das?  Was 
bedeutet  überhaupt  der  BegrifT  Markobereigentum? 

Heutzutage,  wo  die  Erkenntnis  von  den  nachteiligen,  man 
kann  in  vielen  Fällen  sagen  unheilvollen  Wirkungen  der  Gemein- 
^heitsteilungen  des  19.  Jahrhunderts  schon  weit  über  die  Krdse 
der  wissenschaftlichen  Literatur  hinausgedrungen  ist,  braucht  man 
über  die  Bedeutuni^  der  Allmendenutzung  für  die  bäuerliche  Wirt- 
schaft des  deutschen  Mittelalters  nicht  mehr  viel  Worte  zu  ver- 
lieren. Bis  in  die  Neuzeit  hinein  steht  und  fällt  die  Existenz  des 
deutschen  Bauern  mit  dem  Bezug  dieser  wichtigen  Hilfsquellen. 
Ein  Markherr  mochte  eine  noch  so  (rroßc  Machtstellung  den  übrigen 
Mitgliedern  derMarkgenossenschaft  gegenüber  einnehmen,  er  mochte 
der  ärgste  Despot  sein  :  daß  er  die  Markgenossen  vt)n  der  Nut- 
zung'" der  ' cni.  inen  Mark  ausschloß,  daß  er  ihre  Nutzun::srechte 
nur  erheblich  einengte,  war  ganz  unmöglich,  war  undenkbar, 
nicht  nur  weil  ein  derartiger  Kingriff  in  die  althergebrachten 
Rechte  ohne  Zweifel  stets  zur  b'.mpiMinig  geführt  hätte.  Die  eigene 
Einsicht,  daß  diese  Nutzungen  für  seine  Hanern  ein  Existenzbe- 
dürfnis waren,  ließ  den  1  lerrn  nie  zu  solchen  Versuchen  kommen. 

1)  \\^\.  Lttiiiprciht,  Wirtichaftslehen  I.  436.  695.  lOIO. 

2)  V^l.  die  Stellen  bei  Lamprecht  I.  436.  auLkrdcm  W.  Dörrebach,  Grimm  II. 
807  :  Erkennen  wir  auch  unßem  iunckcrn  und  herm  frone  dienst . . .  hieromb  sollen 
sie  haben  wafier  and  weide  von  der  gnadten  gottes  herrn  und  in  gnaden  unfler  heno.  — 
W.  Selz  Grimm  I.  761 :  danunbe  dnz  die  bürgere  von  S.  toubholz  höwent  in  den 
dum  weiden,  so  s^ent  die  burficrc  von  S  rröiic  sniclhere  und  fröne  hoiwcrc  cinmc  :!b- 
bcte  des  closfcrs  zno  S.  (das  stift  von  S.  hat  sundcriichc  3  weide).  —  E«;  kommt  .auch 
vor,  daß  die  Aiimcndeuutzung  nach  dem  Umfang  der  Dieiulleistungcn  abgc&iuft 
wird.  W.  Ossingen»  Grimm  I.  96:  WKr  ouch,  ob  einer  oder  ner  se  O.  einem  benea 
nnderdienstiger  wer  mit  fUren,  mit  andern  diensten  denn  die  andren,  das  mag  ein 
vorster  ouch  wol  ctkcnnen  iind  ansechen,  und  dem  me  geben  denn  einem  andern.  — 
W.  Schwnrzcnhulr.  6V.w'y/  II.  24;  ...ein  ietjelicher  man  zu  Sclnv.,  der  dem  gotshaiis 
ein  wcinfur  thut,  ii>t  ime  erlnupl  in  dem  buchwatde  (ein  vorgescbriebcaes  Quantum) 
an  bnuwen. 
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Dieses  ökonomische  Verständnis  der  deutschen  Herrschaften,  an 
dem  sich  manche  Gesetzgebungskommission  des  19.  Jahrhunderts 
ein  Betspiel  hätte  nehmen  können,  spricht  darum  oft  genug  aus 
den  Webtfimem^). 

Wenn  es  also  in  manchen  Weistümem  heißt,  die  Genossen 
nutzen  die  Mark  nur  aus  Gnaden  des  »Obcrcigcntümersc  und  müs- 
sen diesem  als  Entgelt  für  die  Nutzungen  Frondienste  leisten,  so 
darf  man  hinter  diesen  Aettologieen  keinerlei  materiellen  Hinter- 
grund suchen,  der  zur  Erklärung  dieser  Dienstpflicht  beitragen 
könnte.  Denn  wie  sollten  die  Bauern  einen  En^elt  leisten  für 
etwas,  was  ihnen  überhaupt  nicht  versagt  werden  konnte? 

Die  Aufnahme  solcher  Fictionen  in  ein  Weistum  läßt  sich 
ja  überhaupt  nur  so  erklären,  daß  ein  Herr,  dem  es  darauf  an- 
kam, die  Dienstpflicht  der  Markgenossen  in  erhöhtem  Maße  an-* 
ZUSpannen,  diese  auf  solche  Weise  mehr  plausibel  machen  wollte.  • — 

Dil-  überragende  Stellung,  die  der  Markherr  als  größler  Grvind- 
herr  in  der  Mark  einnimmt,  und  der  Ucbergnng  der  Markä'mter 
auf  ihn  wäre  also  der  einzige  Grund,  warum  tlie  Genossen  ihm 
gegenüber  zu  Frondiensten  verpflichtet  sintl.  Wie  allgemein  zu- 
gegeben wird,  ist  die  oben  geschilderti-  bntstehung  von  Mark- 
obereigentum bis  jetzt  nur  in  einem  l  eüe  von  Deutschland  in 
einzelnen  Marken  nachgewiesen  Das  liegt  natürlich  auch  daran, 
dail  diese  \^)rgängc  in  eine  Zeil  fallen,  in  denen  die  (Juellen 
unsrer  Wirtschaftsgeschichte  äußerst  spärUch  Hießen.    Aber  ver- 

l)  Vgl.  bchua  die  (jlus>€n  des  raesarius  zum  Prüiner  Urbar  ^MK.  U.B.  1. 
p^.  158) . . .  quia  de  silva  cx  pascais  non  pu^sunt  carerc.  —  W.  Peking,  Grimm  IIL 
651.  Item  den  PuechinKer  «alt  hayd  man  daramb,  ob  das  wBr,  daß  die  von  P. 
ein  not  angieng,  es  wür  von  hunger  oder  von  unfrids  \vc<;eii.  so  inii<:cni  die  nach- 
jinurn  wol  t'cn  7:11  einem  licrrn  und  mi:|!en  mit  im  reden,  d  dJ  er  in  dcriatd),  daß 
sy  den  wall  ^uifuiii  und  iedennaii  darin  hiwv ,  als  vill  er  au.<>^etürn  mug.  Und  das 
tut  man  danimb,  das  sy  dester  pass  hey  dem  dorf  mugen  beleihen,  und  daß  soll  in 
khain  berr  nicht  versagen.  —  W.  Obcrhilbersheim,  Grimm  IV.  59S  f.  AV  weitin 
dtr  herrschaft  als  dem  obcrtierrn  in  dtr  ^ciniukeii  zu  O.  wasscr  nnd  wcydte,  doch 
nlvi>,  daß  der  inwoner  in  «lenscUien  dutlTcrn  und  ^eniürken  wassi  r  iin<!  waydte  zu 
gebrauclien  haben,  ufT  dass  sie  in  Ireuen  iliien  chiir.  u.  fürst!,  gnaden  als  ilircr 
berrbcliaft  d<:>tuba.s!>  yedienen  mii^cii. —  VV.  Wcrheini,  6V/>/;/«  III.  500  . . .  den  mar- 
kem  die  mark  zu  gebrauchen  xu  ihrer  notturft,  daramb  daa  sie  unsem  gn.  h.  ihre 
bcd  a.  lins  geben  können  u.  ihr  schloß  im  bau  hallen,  \s.<^>er  m^d  waid  und  alle 
gemeinscliaft,  das  w  eist  das  merkcrt^edin«!  :"i  \V  .  .  .  •  -  W.  (J^ mdenliiett,  Ci  iiiini  II. 
559.  Doch  soll  der  hofi'inan  den  lans^halni  nut  en  (Weide  im  Walde),  d.amtt  er 
dein  licrrn  seinen  dien.^t.  dcslo  besser  tliuii  könne. 

a)  LamprHht  I.  697. 


~   88  — 


suchen  wir  einmal,  diese  Wandlungen  auf  einem  etwas  anderen 
Boden  zu  verfolgen,  als  es  bislang  geschehen. 

In  schweizerischen  Öffnungen  findet  sich  für  das  Gebiet,  in- 
nerhalb dessen  eine  Gemeinde  AUmendenutzungen  bezieht,  manch- 
mal die  Bezeichnung  »twing  und  bann«  Dieser  Ausdruck  wird 
gewöhnlich  für  die  Befugnis,  die  für  die  landwirtschaftliche  Ord- 
nung erforderlichen  Gebote  und  Verbote  zu  erlassen,  verwendet, 
also  Regelung  der  Holznutzung,  der  Weide  auf  Gemeinland  und 
Privattand,  Aufsicht  über  Zäune  und  Wege,  über  die  Dorfhand- 
werker,  das  Recht,  Bannrechte  einzuführen  *).  »Twing  und  bann« 
ist  aber  auch  unter  Umständen  eine  Teilgerichtsbarkeit;  meist 
hat  der  Inhaber  von  -t\vin<(  und  bann*  niedere  Gerichtsbarkeit^). 
Wie  kommt  es,  daß  verschiedene  Dinge  mit  demselben  Ausdruck 
"bezeichnet  werden? 

In  den  latcinisclicn  Urkunden  steht  für  > twing  und  bann«  »di- 
strictus  et  banniis».  Districtus  —  distrin<;erc  kennen  wir  schon  aus 
den  Immunitätsurkunden  —  ist  das  Recht  der  öffentlichen  Ciewalt 
und  zwar  der  vom  König  ermächtigten  öffcnthchcn  (lewait,  zu 
gcl)ietcn  und  /.u  strafen.  Auch  der  Hann,  bannus  steht  in  caro- 
hngi^clur  Zeit  nur  dem  Könige  zu  und  kann  auch  später  nur 
auf  (jrund  kijuiglicher  Verk^ihung  gchandhabl  wi-rdcn.  Wir  brau- 
chen nur  an  (Un  luu -liann  bei  den  (  »Uoiien  zu  erinnern.  Es  iaj^e 
also  nahe  zu  \cnnulcn,  die  Inhabe  r  von  twing  und  bann  hätten 
stets  ihn-  l')(  fu;_;nissr  auf  irgiMid  wi  lclic  öffentHch-rechtHche  Titel 
zurück;.;*  liihrl.  l)aniit  gerät  man  aber  in  Widerspruch  mit  der 
herrschenden  Ansicht,  nach  der  die  V'erordnungsgewalt  in  (jc- 
niLijuIeangelegenheilen  ursjjriinglich  den  autonomen  Markgenos- 
senschaflen  zugestanden  hat,  denen  sie  dann  von  einzelnen  Mark- 
heneii  entri.ssen  wurde.  Die.se  gelangten  ledigHch  duieh  die 
eigene  Kraft  ihrer  wirtschaftlichen  Uebcrlegenhcit  zu  der  die  Mark 
beherrschenden  Stellung. 

Wir  haben  schon  oben  darauf  hingewiesen,  daß  die  Zeit,  in 
die  diese  Vorgänge  fallen,  sehr  arm  an  Quellen  ist.  Einen  lucken- 

l)  v,  liyss,  Abli:uulUiiij;en  z.  (Jc-  cli.  des  Schweiz.  Oflcnll.  Rechts.  1892.  pag.  35- 
a)  W.  Wiesendnnj^cn,  Grimm  I.  143.  Item  im  gchSrend  zu  alle  zwii^  und  blnit 
dain  und  groß  Ober  holtx,  velde,  wisen,  acker,  wtngarten,  wasser,  waMerrfiasen,  fe> 

mainmerk,  \v.iy>1o         alKs  das,  dns  zw  vcrzwingen<l  \\\\<\  zw  verbannend  ist  1 
Us5,'cnomen  in  dein  zwint;,  Lniin  und       i«. hicn  7\\  \V.  --  \V.  Mc^i;i;n,  Crimrn  \.  ii><, 
...  das  in.  h.  v.  ()t>tciiicli   in   ilem  h^f  zu  M.,   d.ns  j^cn   ll.Tl)>jiurp  ho«:U,  twuig 
und  ban  hat  über  holtz  und  vck  und  clli  gerichte,  tübi  und  alle  i'revel. 
3)  V.  U'yss  ibid.  p.  34. 
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losen,  quellenmäßigen  Nachweis  werden  wir  also  för  die  von 
der  herrschenden  Meinung  abweichenden  Gesichtspunkte  so  wenig 
gehen  können,  wie  diese  ihn  für  die  bekannte  Genesis  des  Mark- 
obereigentums zu  erbringen  imstande  war. 

Der  Beachtung  wert  sind  vor  allein  zwei  Sangaller  Formeln: 
Form.  Sang,  miscell.  nr.  9  (IVIG.  Formulare  pag.  383)  und  Coi- 
lectio  Sang.  Form.  10  (ebenda  paj;.  403). 

Die  erstcre  ist  das  Formular  für  eine  Auscinanderset/nn;'  in 
einem  Streit  zwischen  einem  Kloster  (inter  locum  sancto  illo  vel 
illo  nuncupatum)  und  den  im  selben  Orte  ansässij^'en  Gaulcuten 
(reliqiios  eorundem  locorum  pac^enses).  Der  Streit  w  ar  nach  der 
Annahme  des  Verfassers  der  Formel  über  die  l  ra;^e  aus;4cbro- 
chcn,  ob  diese  »caeteri  cives  in  einem  t^roßen  Wald^ebicte  (silva 
vel  potius  saltu  latissimo  lonL^issimotiiie  1  die  Nutzungsrechte  per 
suam  auctoritatems  an  »ex  eiustleiu  loci  domini  precario  debcrenl«  . 
»Jussu  missorum  imperatori.s«  kamen  Vertreter  aus  allen  in  den 
Streit  verwickelten  Grafschaften  zusammen  und  teilten,  nacluicm 
sie  auf  die  Reliquien  des  Klosterheiliyen  vereidis^t  worden  waren, 
den  Wald  in  2  Teile.  Der  eine  sollte  »ad  cellani  s.incn  illius 
proprie  pertinere«  und  es  sollte  darin  niemanden  irgend  ein  Nut- 
zungsrecht zustehen  >nisi  ex  permisso  rectorum  cius- 
dem  sanctiloci«.  In  dem  andern  Teile  sollten  »omnes  illi 
pagenses  similiter  stcut  famtlia  sancti  ill.  usum  habere  caedendi 
ligna  et  materies  saginamque  {lorcorum  vel  pastum  peccorum«. 
Aber  auch  hier  sollte  dem  Förster  des  Klosters  die  Aufsicht 
über  rationelle  Nutzung  zustehen  (eos  admoneat  et  conveniat,  ne 
inmoderate  ruendo  arbores  glandifetas  et  sibi  nocui  et  sancto  loco 
inveniantur  infesti);  denn  Raubbau  tiefe  sowohl  den  Interessen 
der  pagenses  als  denen  des  Klosters  zuwider. 

Wenn  den  Anweisungen  des  Försters  keine  Folge  geleistet 
werde,  sollte  der  Schutzherr  des  Klosters  (provisor  eiusdem  loci) 
das  öffentliche  Gericht  (comitem  aut  vicarium)  anrufen,  »ut  ipso- 
rum  auctoritate  ad  iustitiam  distringantur.  Si  vero  neque  illis 
consenserint,  ad  impcratoris  iudicium  venire  compellantur<. 

Die  zweite  Formel  ist  nach  der  Ueberschrift  ^ j  eine  Vorlaj^e 
für  Teilungsurkunden  über  kimigliche  oder  genossenschaftliche, 
bischöfliche  oder  klösterliche  Besitzungen.  Sie  faßt  offenbar  alle 
hier  möglichen  Combinationen  ins  Auge,  daher  auch  einmal  vom 

1)  Notitta  dhrisionii  poMcssionnm  fegaliom  vel  popularinm,  episcopalium  vel 
monasteriaUnm. 
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»fisciLs  r^s«,  das  andre  Mal  von  der  »emunitas  regisc  die  Rede  ist 
Im  Gegensatz  zu  den  »populäres  posscssionesc,  in  denen  »omnia  om- 
nibus  essent  communia  in  liquis  cedendis  et  sagina  porconim  et 

pastii  pccorum«^  soll  die  immunitas  regis  »sine  ullius  communione« 
bleiben.  Nutzun<^  durch  andere  soll  nur  mit  ICilaubnis  eines  kö- 
nij^lichcn  l^eamten  oder  eines  vom  Kr.niq  mit  (■)rtcntlichcr  Gewalt 
ausi^estatteten  Herrn  —  eines  Immunitätsherren  zuUis^ig  sein. 
Ucbertretuni^cn  sollen  durch  das  öffentliche  Gericht  geahndet  wer- 
den. Nur  so  kann  ich  die  Worte  erklären :  Si  autcm  quis  sine 
pi-rmissione  praefecti  vel  p  r  o  c  u  r  a  t  o  r  i  s  r  e  ^  i  s  aut  ve- 
nationcm  ibi  exercere  vel  lic^^na  aut  materiem  cedcre  convictus 
fucrit,  iuxta  decrelLini  scnatorum  provintiae  componat. 

In  beiden  I  allen  wird  offenbar  die  gemeine  I\Iark  unter  Bei- 
ziehung  der  Wrtictcr  der  öffentlichen  Gewalt  geteilt  zwischen 
einer  (ii  iincihcrrschatt  und  den  übrigen  in  der  Mark  berechtigten 
Gauleuten.  In  dem  einen  Teil  soll  —  in  beiden  Fällen  —  nie- 
mand irgend  welche  Nutzungen  genießen,  der  nicht  von  dieser 
Gnindherrschaft  —  Gnin^err  ist  entweder  ein  Kloster  oder  der 
König  —  dazu  ermächtigt  ist.  In  dem  der  Allgemeinheit  zur 
Nutzung  belassenen  Teil  steht  nach  Form.  Sang.  misc.  9  der 
Grundherrschaft  ebenfalls  das  Recht  zu,  durch  Beaufsichtigung  der 
Nutzungsweise  Raubbau  zu  verhüten.  Wir  haben  also  hier  neben- 
einander die  > erste  Etappe  zur  Entwicklung  der  Markherrschaftc 
und  voll  entwickeltes  »Markobereigentum«. 

Es  soll  zunächst  nicht  bestritten  werden,  daß  diese  Abma- 
chung nicht  möglich  gewesen  wäre,  wenn  nicht  das  Kloster  oder 
was  für  eine  Grundherrschaft  es  sein  mag,  in  der  Mark,  in  der 
die  Teilung  vorgenommen  wurde,  infolge  seiner  wirtschafdicben 
Ueberlegenheit  eine  mächtige  Stellung  schon  früher  eingenommen 
hätte.  Aber  was  von  größtem  Interesse  ist,  die  Grundherrschaft 
läßt  sich  nicht  nur  die  I  lerrschaftsrechte  in  dem  ihr  zugewiesenen 
Teil  der  Mark  durch  einen  öffentlich-rechtlichen  Akt  bestätigen. 
Auch  ilas  Aufsichtsrecht  in  der  gemeinen  Mark  stellt  sich  dar 
als  Abs|)altung  eines  öffentlichen  Rechts,  insofern  als  das  ordent- 
liche Gericht,  unter  Umständen  das  königliche  Hofgericht  den 

1)  Da.s  l]ilani:;rcc]u  ciucs  jeden  Murkgenosäcn  üiidel  aui>drückliche  AnerkeaDUng : 
nui  forsUan  aliquis  civium  eorandem  vel  inann  consitom  vel  semhie  iospersom  aot 
etiam  in  suo  agro  saa  permissione  concretum  et  ad  aUinuim  a  patre  sno  sibi  oe 
mus  iiiiinunc  ve)  aliquam  silvaculam  relktam  habeat  propriam  vel  cam  sab  cohcre* 

dibuü  curatDunem. 
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Anweisungen  der  von  der  Grundherrschaft  eingesetzten  Förster 
Nachdruck  verschaffen  muß. 

Dadurch  wird  es  auch  verständlich,  warum  das  Verordnungs- 
recht in  Markangelegenheitcn  so  oft  mit  den  Ausdrücken  distric- 
tus  et  bannus,  twing  und  bann  bezeichnet  wird.  In  vielen  Fällen 
beruht  dieses  Verordnungsrecht,  wie  man  nach  der  Bezeichnung 
twing  und  bann  schon  vermuten  mußte,  auf  öffentlich- rechtlicher 
Verleihung;.  Erst  durch  die  Entscheidung^  einer  iussu  missorum 
imperatoris«  einberufenen  Versammlung  wurde  in  I'orm.  Sani;-, 
misc.  9  die  Vcrordnungsgewalt  in  Markangclegeiiiieiten  zu  einem 
Recht  des  Klosters. 

Damit  ist  auch  zur  Genüsse  erkhärt,  wie  t  s  nu  tL^lich  war,  daß 
einzelne  Grundherrschaften  von  allen  Mark^icnossen,  auch  von 
denen,  die  in  keinem  dinglichen  Al)han;;i^keitsverhältnisso  stan- 
den, Frondienste  auch  für  rein  private  Zwecke  fordern  konnten. 
Man  braucht  das  IMarkobereigentum  gar  nicht  zur  Erklärung. 
Denn  wir  haben  oben  gezeigt,  daß  der  Erwerb  irgend  welcher 
ölTentUch-rechtlicher  —  meist  richteriicher  —  Befugnisse  öber 
irgend  ein  Gebiet  den  Erwerber  den  Bewohnern  dieses  Gebietes 
gegenüber  stets  in  eine  Stellung  bringt,  die  ihm  den  Bezug  von 
Frondiensten  auch  für  private  Zwecke  ermöglicht  Es  ist  hier 
kein  Unterschied  zwischen  den  comites  der  Carolingerzeit,  den 
Inununitätsherren  der  Ottonenzeit,  den  Vögten  der  geistlichen 
Grundherrschaften  und  den  Grundherrschaften,  die  auf  Grund 
öffentlich-rechtlicher  Verleihung  in  den  Markgenossenschaften  ge- 
wisse Befugnisse  erlangen. 

Es  ist  bekannt,  wie  die  unter  Karl  dem  Großen  in  der  einen 
Person  des  Königs  vereinigte  öffentliche  Gewalt  im  Laufe  des 
Mittelalters  durch  fortgesetzte  Verleihung  der  Gerichtsbarkeit  und 
anderer  öffentlich-rechtlicher  Befugnisse  eine  für  unsere  Kegriffe 
schw'er  abzuschätzende  Zersj)littorunc^  erlitt.  In  einem  fränkischen 
Dorfe  wird  z.  B.  im  15.  Jahrhundert  die  Gerichtsbarkeit  gewiesen; 
zur  Hälfte  dem  Herrn  von  Würzburg,  '/*  dem  Herrn  von  Mainz, 
V/4  dem  Grafen  von  Rieneck.  Dementsprechend  heißt  es  auch  im 
Weistum :  >vvan  man  geputte  zu  fronen  oder  zu  dienen  mit  pferden 
oder  an  pferde,  so  sollen  sie  yedeni  herren  dienen,  nachdem  er 
teyl  am  dorfe  hat  Bezeichnenil  für  die  Manni!.;fahiL;keit  der 

Dicnstverpflichtun  ;en  ist  die  ziemlich   häufig  vorkommende  Be- 

I)  Grimm  Iii.  537. 
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Stimmung,  daß  derjenigen  Herrschaft,  die  ihre  Dienste  zuerst  an- 
sagen läßt,  auch  zuerst  gedient  werden  muß 

1)  W.  Halsenbach  n.  Bickenbacb»  Grimm  IL  337.  ITndt  weyllea  wir  daa  swcyea 

Obrigkeiten  underworfTen,  welche  nber  zuvorn  und  zum  ersten  zu  den  frondicnsten  be- 
scheiden last,  derselben  soll  man  auch  zum  ersten  dienen.  —  W.  Oerbach,  Grimm  I. 
629:  wilcher  van  beiden  herrcn  siiis  dienstes  irst  gesinnet,  demc  soilent  sie  ouch 
int  ften  dienst  doin,  ind  deme  andern  sinen  dienst  damae  doin. 
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Dm  Recht  der  UeberseUung  in  frem  k-  Sprachen  behält  sich  die  Verlags* 

bsuidluug  vor. 


DRUCK  VOM  U.  LA  UP  P  JR  IM  TUBIMOCN. 
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Vorwort 


Die  nachstehenden  Abschnitte,  zu  deren  Entstehung  die  Stu- 
dien für  einen  Vortrag  im  Karlsruher  ürtsvercin  Deutscher  In- 
genieure, sowie  die  daran  sich  knüpfende  Diskussion  die  Veran- 
lassung boten,  behandchi  das  Problem  der  Lohnbemessungsme» 
thoden  und  das  der  Stabilisierung  des  Arbeitsverhältnisses  bei 
gemeinwirtschaftlichen  Anstalten  und  Unternehmungen.  Weder 
die  verschiedenen  Lohnbcmcssuni^smcthodcn,  Zeit-  und  VVerklohn, 
sowie  irgendwelche  Prämiensysteme ,  noch  die  rechtlich  begrün- 
dete Ständigkeit  (Stabilisierung)  eines  Arbeitslohnverhaltnisses 
können  füglich  als  besondere  Lohnformen  -  bezeichnet  werden. 
Dass  sie  unrichtigerweise  unter  diesem  Schlagwort  behandelt  zu 
werden  pflegen,  soll  im  I.  Abschnitte  begründet  werden.  Gleich- 
wohl glaubte  ich  bei  der  Wahl  des  Titels  dieser  Studien  der  bis- 
her üblichen  Systematik  und  Terminologie  Rechnung  tragen  zu 
sollen. 

Für  die  Aufnahme  der  Studien  in  die  Reihe  der  Ergänzungs- 
hefte bin  ich  dem  Herrn  Herausgeber  zu  besonderem  Danke  ver- 
pflichtet, weil  ich  an  dieser  Stelle  wohl  darauf  rechnen  darf,  mit 
einem  weiteren  Leserkreis  in  Fühlung  zu  treten,  woran  mir  im 
Hinblicke  auf  die  Aktualität  der  erörterten  Fragen  sehr  gelegen  ist. 

Welsberg  im  Pustertai,  September  1904. 

Der  Verfasser. 
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Zur  Systematik  und  Terminologie. 


Die  Lehre  von  den  sogenannten  Lolnitormen  ist  bis  vor  kur- 
zem in  der  Literatur  recht  arg  vernachlässigt  ijewesen,  und  wenn 
man  die  systematischen  DarstellunL;en  der  Materie  Arbeitslohn 
insbesondere  in  den  Lehrbüchern  der  poUtischen  Oekonomik  durch- 
geht, so  findet  man  mit  einer  gewissen  Hinwegsetzung  über  die 
Ethymologie  der  Aasdrücke  unter  der  Kapitelüberschrift  »Lohn- 
formen« nebeneinander  gereiht  die  Unterscheidung  von  Geld-  und 
und  Naturallohn  einerseits,  von  Zeit-  und  Stück-  oder  Akkord- 
lohn anderseits^).  Die  Erörterung  der  letzteren  Unterscheidung 
klingt  dann  zumeist  noch  in  einige  Bemerkungen  über  Prämien- 
wesen und  Gewinnbeteiligung  aus.  Es  ist  eine  Schwäche  der  mei- 
sten Systeme,  dass  mitunter  recht  disparate  Dinge  unter  einen 
Kapitel'Titei  gesteckt  werden,  nicht  zum  Vorteil  des  Verstände 
ntsses  und  meist  zum  Nachteil  der  Uebersichtlichkeit. 

Mit  den  sogenannten  Lohnformen  steht  es  im  grossen  und  gan- 
zen ähnlich.  Ist  die  Unterscheidung  von  Natural-  und  Geldlohn 
wirklich  eine  Differenzierung  der  Löhne  und  damit  gewiss  auch 
der  Lohnverhältnisse  ihrer  Form  nach,  so  kann  doch  wohl  der 
Ausdruck  »Form  des  Lohnes«  nicht  auch  für  die  beiden  Kate- 
gorien Zeit-  und  Akkordlohn  passend  sein.  Auch  mit  d.  r  l'in- 
teilung  Philippovick%  ^)  wird  man  sich  nicht  zufrieden  geben 

1)  Vgl.  S,-hö»f>erf^,  Art.  Arbeitslohn  im  HancKvb.  d.  Staatsw.  2.  Aull.  I.  S.  864 
»Die  tlauptformen  des  Lohnes  sind  I.  Natural-  und  Geldlohn;  2.  Zeitlohn,  Stück- 
lohn, Pirfimienlöhnang,  Bcteiliggng  am  Gewinn«.  lÜthmachUrt  Lehrbuch  d.  National- 
ökonomie S.  414  in  der  Hauptsache  ebenso;  Ktkm  (Elster)  Art.  Arbeiulohn  im  W6r^ 

lerb.  d.  Volksw.  Tl.  S.  191.  Conrad ,  Orundriss  zum  Studium  d.  polit.  Oekonomie 
I,  Bd.  3.  Aufl.  S.  276  unterscheidet  in  aiiiilichcr  Weise  ».Arten  des  Arl>eit:>lohnes*. 

2)  I'hiii/'povich,  Grundnss  d.  pol.  Uckonomic  I.  Bd.  5.  Autl.  §  123. 
Zcitfchrift  fiir  die  itm  SlMtuwiMmteh.  Briftnnufiheft  II.  I 
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dürfen,  wenn  er  von  >  Arten  des  Lohneinkommens«  in  demselben 
Sinne  handelt.  Diese  Ueberschrift  veranlasst  zunächst  die  Frage, 
ob  Arten  des  Lohneinkommens  und  T^ormen  des  Lohnverhältnisses 
dasselbe  sind;  und  auch  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Iden- 
tität beider  in  einem  weitesten  Verstände  zugegeben  werden  kann, 
scheint  doch  auch  hier  gewissermassen  ein  logischer  Schönheits- 
fehler vorzuliegen,  wenn  als  Kinkommensarten  Naturallohn,  Ak- 
kordlohn, Gewinnbeteiligungssystem  u.  s.  f.  nebeneinander  ge- 
stellt sind. 

Adolf  Wagner  j^eht,  nach  seinem  \'ui  icsungsgrundriss  zu 
schliessen,  einheitlicher  vor.  Demzufolfjc  enirtert  er  in  38  Zeit- 
lohn, Stücklohn,  Verdienst  in  Gcwinnbctcilii^ung  u.  s.  f.  als  Lohn- 
arten  freier  Lohnsystemc  und  fassl  in  J5  58  einerseits  die  Un- 
terscheidunof  von  Natural-  und  Geld-,  sowie  Ehrenlohn  unter  der 
üeberscluilt  »Luhnwalu  unj;« ,  während  er  anderseits  im  selben 
Zusammenhange  mehrere  »Lohn  tormcn  —  hier  allerdings  unter 
eben  diesem  Ausdruck  —  nach  der  Bemessungsart,  nach  der  Be- 
ziehung zur  Leistung  und  nach  der  Zeitdauer  des  Dienstes  unter- 
scheidet Die  Trennung,  die  Wagner  durch  gesonderte  Behandlung 
des  ökonomisch  so  tief  einschneidenden  Gegensatzes  von  Natural- 
und  Geldlohn  vorgenommen  hat,  ist  absolut  notwendig.  Dies  ist 
festzustellen,  ohne  dass  damit  ohne  weiteres  zugegeben  sein  soll, 
dass  der  Ausdruck  Lohnwährung  besonders  glücklich  gewählt  ist, 
ja  man  wird  sogar  im  G^enteil  zugeben  müssen,  dass  die  Ver- 
wendung dieses  Ausdruckes  zu  Verwechslungen  fähren  kann. 
Auch  fragt  es  sich,  ob  nicht  die  Bezeichnung  »Lohnformc  für  die 
Kategorien  Natural-  und  Geldlohn  und  Ehrenlohn  gerade  beson- 
ders richtig  und  deshalb  zweckmässig  beizubehalten  ist;  handelt 
es  sich  ja  doch  in  der  Tat  um  die  Form,  die  äussere  Gestalt,  in 
der  die  Lohnwertbeträge  vom  Lohnschuldner  zu  entrichten  sind. 
An  eine  besondere  Form  des  Lohnes  oder  Arbeitseinkommens 
kann  dagegen  wohl  nicht  gedacht  werden,  wenn  die  Begriffe  Zeit- 
lohn, Stücklohn  oder  Akkordlohn  auftauchen.  Der  Unterschied 
zwischen  diesen  betrifft  eben  nicht  die  Form  oder  äussere  Gestalt 
des  Lohnes.  Wenn  man  aber  von  Form  nicht  im  erkenntnistheo- 
retischen Sinne  als  von  Anschauungs-  und  Denkform  spricht  — 
und  das  ist  eben  hier  nicht  der  Fall  —  dann  kann  mit  Form  doch 


I)  Allgemeine  and theorelbch« Volkswirticlmtolehre oder Sori>IÖkowwnik.  3.Auil. 
Berlin  1901. 
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wohl  nur  die  in  einem  gewissen  Gegensatz  zum  Inhalt  stehende 
äussere  Erscheinung  gemeint  sein. 

Es  handelt  sich  daher  darum,  den  Begriff  »Lohnformc  enger 
zu  ziehen,  als  dies  bisher  geschehen  ist,  und  ihn  auf  Eigentümlich- 
keiten des  Arbeitslohnverhältnisses,  wie  es  Zeit-  und  StQck>  oder 
sonstige  Aldcordlöhnung  sind ,  also  auf  die  Kategorisierung  der 
Lohnerscheinungen  in  diesem  Sinne  nicht  auszudehnen. 

Etwas  anderes  ist  es  gewiss,  wenn  vom  juristischen  Stand' 
punkt  aus  von  »F<Mrmen  des  Arbeits  vertragest  gesprochen 
wird,  wie  dies  Lotmar  tut,  der  ausdrücklich  Zeit-  und  Akkordlohn 
als  Grundformen  des  Arbeitsvertrages  bezeichnet').  >  Formen  des 
Arbeitsvertrages«  ist  natürlich  etwas  von  Form  des  Lohnes,  also 
des  Entgeltes  gänzlich  Verschiedenes.  Auch  iMmar  fühlt  übri- 
gens das  Bedürfnis,  das  Wesen  des  Begriffes  >Form<  hervorzu- 
heben und  so  oft'cnbar  den  Gec^ensatz  zu  den  die  Materie  des 
Arbeitsvertrages  betreffenden  l'Jcmenten  desselben  zu  betonen, 
wenn  er  seine  Bc/.eichnungswcise  damit  begründet,  dass  »das.  was 
jedem  von  ihnen  (seil.  Zeit-  und  Akkordlohn )  wesentlich  und  eigen- 
tümlich ist,  was  sie  also  und  was  allein  sie  von  einander  unter- 
scheidet, nicht  durch  die  Materie  des  Arbeitsvertrages  bedingt 
ist«  *). 

Diese  Verwendung  des  Begriffs  Form  ist.  wie  gesagt,  zweifel- 
los an  sich  anders  ?m  beurteilen,  berechtigt  aber  ist  die  Tcrnünologie 
doch  auch  hier  niciu.  Loimar  fahrt  in  der  Begründung  der  Bezeich- 
nung »Formen  des  Arbeitsvertrages«  fort:  »denn  was  zunächst 
die  Vergütung  für  sich  anlangt,  so  ist  die  Form  des  Arbeitsvertrages 
unabhängig  von  der  Grösse  der  Vergütung,  unabhängig  davon,  dass 
die  Vergütung  absolut  oder  relativ  bestimmt  ist,  und  endlich  auch 
unabhängig  von  ihrem  Gegenstande«.  Damach  wäre  also  das 
Charakteristische  für  das  Formetement  des  Vertrages  in  der  Un- 
abhäi^^keit  desselben  vom  materiellen  Inhalt  des  Vertrages  zu 
suchen!?  —  So  liegen  die  Dinge  jedoch  nicht,  denn  es  handelt 
sich  um  das  Vorhandensein  des  gerade  entgegengesetzten  Kau* 
salzusammenhanges.  Allerdings  ist  die  Bemessung  des  Lohnes 
nach  Zeit  oder  Leistung,  also  nach  Lotmar  die  Vertragsform  un- 
abhängig von  der  Grösse  der  Vergütung,  aber  die  Fragestellung 
hat  vielmehr  zu  lauten:  ob  die  Vergütung  hinsichtlich  Grösse  und 

i)  Z#AMr,  Der  Arbeitsrertng  nach  d«n  Priv«treclit  des  DentsdiMi  Rdcbes. 
I.  Bd.  Leiptif  1903.  S.  339. 
3)  Ebend«  S.  332. 

I* 
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Gegenstandes  von  der  Form  des  Vertrages  in  diesem  Sinne,  das 
ist  von  der  Lohnbemessungsmethode,  abhängig  ist,  und  das  wird 
wenigstens  bezüglich  der  Grösse  der  Vergütung  nicht  verneint  wer- 
den können.  Denn  die  Vertragsbestimmung,  ob  Zeit  oder  Lei- 
stungserfolg  der  Arbeit  Grundlage  für  die  Lohnbemessung  bilden 
soll,  ist,  das  bestreitet  Lotrnar  natürlich  selbst  nicht,  von  grösster 
Bedeutung  für  die  Vertrags-M  aterie,  und  deshalb  kann  ihr  auch 
nicht  ein  bloss  formaler  Charakter  zugeschrieben  werden. 

Ist  dies  vom  Standpunkte  der  wirtschaftstheoretischen  Er- 
wägung aus  gegen  Lotmars  Argumentation  einzuwenden,  so  ist 
m.  E.  auch  vom  Standpunkte  der  rechtswissenschattlichen  Termi- 
nologie aus  gegen  diese  Verwendung  dos  Kegrittes  Vertragsform 
zu  bedenken,  dass  unter  Eornien  des  Vertrages  das  Element 
Schriftlichkeit,  Mündlichkeit  oder  im  weiteren  noch  besondere  an- 
dere äussere  Erfordernisse  wie  z.  B.  Notarietät,  bücherliche  fLintra- 
gung  und  dgl.  verstanden  werden.  In  dieser  Hinsicht  scheint  sich 
allerdings  in  der  Praxis  eine  Differenzierung  der  Vertra<jsforni  nach 
der  Bcmcssungsnielhode  in  der  Weise  anzubahnen,  dass  für  die 
sogenannten  Akkordverträge,  wie  Bernhard  berichtet*),  Schrift- 
Hchkeit  der  Vereinbarung  mit  wachsendem  Erfolg  von  den  Ar* 
.  beitem  gefordert  wird.  Aber  die  besondere  Form  ist  natüriich 
ein  sekundäres  Moment,  nichts  dem  Wesen  des  Stück-  oder  Ak- 
kordlohnes Eigentümliches.  Letnu^  hebt  wohl  hervor  (S.  336), 
dass  er  eine  »innerec  Form  meine,  nicht  eine  äussere;  innere  Form 
bedeute  dann  eben  die  innerhalb  des  Arbeitsverhältnisses  liegende 
Beziehung  von  Arbeit  und  Entgelt  Diese  Verwendung  des  Aus* 
druckes  Form  führt,  abgesehen  von  der  Willkürlichkeit,  mindestens 
zu  Unklarheiten. 

Eine  weitere  Auseinandersetzung  mit  Lotmar*s  rechtswissen- 
schaftlicher Bebandlungsweise  des  Unterschiedes  von  Zeit-  und 
Akkordlohnvertrag  fällt  übrigens  unter  die  Betrachtungen  der 
rechtlichen  Tragweite  dieser  Unterscheidung,  welche  im  II.  Abschnitt 
noch  eingehender  zu  erörtern  sein  wird. 

Hier  muss  jedoch  zunächst  noch  im  Anschluss  an  die  übliche 
Unterscheidung  von  Zettlohn  einerseits,  »Stück-  oder  Akkordlöhne 
anderseits  gegen  die  eingebüi^erte  Verwendung  des  Wortes  >  Ak- 
kord»  Einsprache  erhoben  werden.  Sowohl  gegen  die  Gleich- 
stellung von  Stück-  und  Akkordlohn  als  auch  gegen  die  Verwen- 


I)  Bernhard,  Die  Akkordarbeit  in  Deutachland.  Leips^  1903.  S.  313  L 
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düng  des  Ausdrucks  Akkord  bloss  für  die  nach  Massgabe  der 
Leistung  zu  entrichtenden  Löhne  sprechen  Gründe.  Was  das  letz- 
tere anlangt,  ist  hervoneuheben,  dass  auch  die  Zeitidhnung  akkor- 
diert,  d.  h.  der  Wurzel  des  Wortes  nach  vereinbart  wird,  dass  also 
gar  kein  Anhaltspunkt  an  und  für  sich  dafür  vorliegt,  den  Aus- 
druck in  einem  so  engen  Sinne  zur  Bezeichnung  eines  ganz  be- 
stimmten Verhältnisses  zu  gebrauchen,  zumal  eben  mit  dieser  Be- 
zeichnung das  Eigentümliche  des  Arbeitsverhältnisses  gar  nicht 
erfasst  wird.  Für  die  Beibehaltung  dieser  Terminologie  kann  nur* 
der  tief  wurzelnde  Sprachgebrauch  geltend  gemacht  werden;  ge- 
gen diesen  anzukämpfen  wäre  denn  auch  von  vornherein  ein  ver- 
gebliches Beginnen  1). 

Allein  auch  der  Spachgebrauch  ist  in  neuerer  Zeit  nicht  so 
ganz  sicher  geblieben'),  denn  während  man  bis  vor  kurzem  Stück- 
lohn und  Akkord  tatsächlich  zu  identifizieren  pflegte,  wird  die  Un- 
terscheidung beider  immer  gebräuchlicher;  mit  der  Entwicklung 
der  Tatbestände  geht  auch  eine  Differenderung  der  Begriffe  Hand 
in  Hand.  In  einem  sehr  lesenswerten  Aufsatze  hat  Ed.  Bern- 
stein'^) jüngst  die  Differen/irrun;^  der  Ausdrücke  systematisch  zu 
fassen  unternommen.  »Stücklohn  und  Akkordlohn  sind  beide  zu- 
nächst Werk  lohn  und  in  ihrer  speziellen  Bestimmtheit  je  Ab- 
arten oder  Unterformen  von  ihm  .  Akkordlohnarbeit  soll  überall 
da  vorliegen,  wo  Arbeiten  an  ein/.elne  Ari)eiter  oder  Gruppen  von 
Arbeitern  im  Gedinge  verlieben  werden,  d.  h.  Vergebung  meist 
mit  Zuhilfenahme  einer  dritten  Mittelsperson.  Dieses  Vergeben 
der  Arbeit  an  Zwischenpersonen  in  Verdin;:;,  die  dann  darauf 
achten,  dass  der  Arbeiter  die  Zeit  nicht  vertrödelt,  bezeichnet 
man  vielfach  und  gerade  in  Interessentenkreisen  als  Akkord  *). 
Für  den  Stücklohn  gibt  Bernstein  keine  weitere,  den  Gegensatz 
zum  Akk<Mrd  besonders  kennzeichnende  Definition.  Aber  mit  der 
Sonderstellung  der  sozusagen  vermittelten  Arbeitsverhältnisse  folgt 
er  dem  Sprachgebrauch,  der  jedenfalls  auch  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung erheben  kann*). 

1)  Aehnlich  auch  Lotmar  a.  a.  O.  S.  331,  Note,  der  den  Aosdnick  Akkord  durch 
»Wcfktolmvcrtrag«  e^^ttich  ersetzen  möchte. 

2)  Eine  noch  viel  firdere  Verwendang  des  Ausdrucks  9Akkovd<  bei  Bernhard 

%,  a.  O.  S.  226,  Note. 

3)  Sozialistische  Moiialbhcfte  1904  I.  Bd.  S.  J171,  Die  Bedeutung  der  i-ohnfornien. 

4)  In  diesem  Sinne  unterscheidet  auch  die  österreichische  Gewerbeordnung  §  77. 

5)  Bemcrkensweit  ist,  dass  Bernkarä  n.  «.  O.  dieser  Differensienmg  im  Sprach- 
fehranch  keine  Rechnung  trigt. 


Weiter  muss  hier  noch  gegen  die  Auffassung,  dass  G  e  w  i  n  n> 
beteiltgung  eine  besondere  Lohnform  sei,  grundsätzlich  Stellung 
genommen  werden.  Dass  in  einem  g^ebenen  Falle  zwisdien  der 
Lohnbemessungsmethode  (also  der  Tatsache,  dass  der  Lohn  nach 

der  Zeit  oder  nach  dem  Leistungserfolg  bemessen  wird)  einerseits  und 
dem  Bestehen  <  incr  besonderen  Gewinnbeteiligungsvcrcinbarung 
anderseits  irgend  ein  ökonomischer  ursächlicher  Zusammenhang, 
irgend  eine  Abhängigkeit  beider  von  einander  besteht,  wird  kaum 
jemals  nachgewiesen  werden  können.  Die  Gewinnbcteiliirung  hat 
in  der  Tiiporie  wie  in  der  Praxis  von  dem  Problem  des  Lohnes  als 
des  vertragsmässig  vereinbarten  Arbeitsentgeltes  unbedingt  ge- 
trennt zu  bleiben.  Der  Anteil  am  Gewinn  ist  etwas  unter  allen 
Uinstandcn  Zweifelhaftes  und  bringt  das  Moment  des  Risikos  in  die 
Rinkommeiis\  crhältnisse  des  Arbeiters,  das  dem  nackten  Arbeits- 
entgelt des  Arbeitslohnvertrages  nicht  anhaften  darf.  Deshalb 
gerade  wird  aber  auch  bei  allen  Arbeitsverhältnissen,  die  mit  der 
Gewinnbeteiligungsvcrabredung  tu  Gunsten  der  Arbeiter  abge- 
schlossen werden,  vom  ökonomischen  Standpunkt  aus  nie  auf  die 
völlig  selbständige  und  von  der  Gewinnbctciligungszusage  gänzhch 
unabhängige  Lohnbei-^limmung  verzichtet  werden  können. 

Die  Verbindung  der  Gewinnbeteiligungszusicherung  mit  dem 
Arbeitslohnverhältnis  ist  rechtlich  entweder  unverbindlich  und  dann 
ein  schenkungsartiges  Zugeständnis  des  Unternehmers  oder,  wenn 
vertragsmässig  vereinbart  und  durch  KontroUmassregeln  sicherge- 
stellt, ein  von  dem  reinen  Arbeitsvertrag  m.  £.  absolut  zu  unter- 
scheidendes gesellschaftsäbniiches  Verhältnis,  das  mit  Crome  als 
partiarisches  Geschäft  zu  bezeichnen  ist^)  und  formell  juristisch 
sich,  sofern  es  eben,  das  sei  wiederholt,  vertragsmässig  zugesichert 
ist,  als  ein  Zusatzvertrag  darstellt*),  niemals  aber  als  eine  Form 
des  Lohnes  oder  des  Arbeitsvertrages. 

Zufolge  dieser  ökonomisch  sehr  relevanten  Sonderstellung  des 
reinen  Arbeitslohnverhältnisses  gegenüber  der  Gewinnanteilsverein* 
barung,  die  neuestens  auch  in  der  rechtstheoretischen  Behandlui^ 
des  Verhältnisses  ein  Analogon  gefunden  hat*),  wird  auch  bei 


l)  Gerade  tier  Staiulpunkt  Crome'^  (Die  partiaiisclien  Rechlsgeschäfte  nach  rö- 
mischem und  heuligeni  Keichsrecht,  Freiburg  '897),  dass  die  F'artiarqualiläl  bei  einem 
Recbtbgebchäfte  auch  eine  bloss  teilweise  sein  kann ,  entspricht  vollständig  der 
Ökonombdiea  Morphologie  des  VerhUtnincs.  A.  a.  O.  S.  34. 

3)  Nach  Cromt  «als  Effekt  einer  besonderen  Geschlftsklausel«. 

3)  Eben  bei  Crome  passim,  insbes.  S.  143  und  315  ff. 
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Gewinnbeteiligungsverhältntssen  niemak  auf  eine  selbständige  ge- 
sunde Lohnpolitik  verachtet  werden  dürfen,  innerhalb  der  das 
Problem  der  Lohnbeoiessung  eine  besondere  Rolle  spielt. 

Endlich  ist  noch  einer  besonderen  Kategorie  von  Arbeits- 
verhältnissen zu  gedenken,  deren  EigentOmlichkeit  sie  auch  zu 
einer  besonderen  sogenannten  Lohnform  machen  soll:  Es  ist  das 
Problem  der  Stabilisierung  oder  Etatisierung  der  Arbeits- 
verhältnisse. Darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen,  dass  die  Dauer 
des  Vertragsverhältnisses  diesem  einen  ganz  besonderen  Charakter 
verleihen  kann,  dass  schon  die  Gestaltung  des  Kündigungsrechtes, 
die  Vertragsauflösungsbedingungen  schlechthin  von  grosser  Trag- 
weite für  die  materiellen  Interessen  der  beiden  Parteien  und  ins- 
besondere des  Arbeiters  aber  auch  schon  für  den  ganzen  Verlauf 
des  Vertragsverhällnisses  sind  oder  wenigstens  sein  können. 

Die  rechtliche  Sicherung  des  Arhcitsvertragsverhältnisscs  für 
längere  Dauer  hat  nun  gewiss  nicht  bloss  ökonomische,  besondere 
materielle  Wirkungen  für  die  Vertragsparteien,  vielmehr  ist  es  in 
der  Tat  nicht  ausgeschlossen,  dass  durch  diese  Stabilisierung  auch 
für  ein  Zurücktreten  des  rein  wirtschaftlichen  Interesses  sozusagen 
Bahn  gebrochen  wird.  Icli  meine  den  Gedanken,  den  in  ähn- 
licher Weise  zuerst  meines  Wissens  Steinbach  entwickelt  hat  '), 
dass  auf  dem  Wege  der  Stabilisierung,  der  Existenzsicherung  das 
ethische  Moment  beruflicher  Pflichterfüllung  gegenüber  dem 
wirtschaftlichen  des  rechtsgeschäftlichen  Erwerbes  in  den  Vorder- 
grund treten  müsse.  Allein  das  ist  ein  Entwicklungsv  organg,  der 
sich  nur  sehr  allmählich  zu  weiterer  Anerkennung  durchringen 
wird,  und  fürs  erste  stehen  wir  noch  in  den  Anfangen  einer  sol- 
chen Erhebung  des  sozialen  Bewusstseins,  weshalb  wir  denn  auch 
ganz  offen  .bekennen  müssen,  dass  die  Stabilisierung  der  Arbeits- 
verhältnisse noch  ausschliesslich  unter  dem  Schlagworte  der  Exi- 
stenzsicherung steht.  Neben  diesem  materiellen  Moment  konrnit 
aber  allerdings  auch  ein  formalrechtliches  in  Betracht:  die  privat- 
rechtliche Grundlage  des  Arbeitsverhältnisses  wird  durch  eine 
öffentlich-rechtliche  ersetzt.  Mag  das  positive  Recht  immerhin  da 
und  dort  auch  das  öffentliche  Arbeiterstatut  einer  Gemeinde  oder 

i)  Steinbach  hat  ilen  Gedanken  verschiedentlich  und  wiederholt  ausgesprochen 
und  vertreten.  So  »Erwerb  und  Berufe  Wien  1896  S.  24  u.  50  f.  nTM  Moni  «b 
Schranke«.  Wien  1898  S.  54—62,  •RechtsgeschSße  der  wirtschaftliehen  OrganintioD« 
Wien  1897  S,  8  flf.,  endlich  > GenossenscbafUtche  und  herrscbalUicbe  Verbinde  in  der 
Orgaoiaation  der  Volkswirtscbaft«  Wien  1901  &.  30  ff. 
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eines  Staatsbetriebes  heute  noch  als  privatrechtliches  Vertrags- 
instrument  erfassen,  dem  Wesen  nach  liegt  doch  eine  neuartige 
Oi^anisation  des  Arbeitsverhältnisses  vor,  die  aber  freilich  nur 
für  ein  beschränktes  Gebiet  von  Arbeitsverhältnissen  wird  Anwen- 
dung finden  können. 

Jedenfalls  geht  es  schon  nicht  an,  alle  Arbeitsverhältnisse, 
die  auf  einer  für  Lebenszeit  geschlossenen  Rechtsvereinbarung 
fussen.  in  gleicher  Weise  zu  beurteilen;  immer  spielt  die  Frage 
der  Fundierung  der  Rechtsansprüche  aus  dem  Vertragsver- 
hältnisse eine  gewisse  Rolle,  und  deshalb  ist  das  lebenslängliche 
Dienstverhältnis  beim  Staat,  bei  einer  Gemeinde  oder  einer  son- 
stigen wirtschaftlichen  Z\van<:scjcmcinsc!iaft  anders  zu  beurteilen 
als  ein  Arbeitsvertrag  ohne  Kundii^uii^srccht  auf  Seite  eines 
privaten  Arbeitgebers,  tler  erst  dann  der  crsteren  Kaief^orie  von 
Dienstverhältnissen  glcicluvertig  würde,  wenn  nach  den  r'rin/i[>icn 
der  Wahl  srlu  iiiliclikeitsrechnung  der  Anspruch  auf  l'^oi  tuauer  des 
Arbeitsverhältnisses  sozusagen  versicherungstrchnisch  sichergestellt 
würde.  Genau  genommen  ist  nur  die  Dauer  des  Dienstverhält- 
nisses, was  ^lä.  W  agner  ja  ganz  deutlich  hervorhebt,  das  rein  ju- 
ristisch wesentliche  Merkmal  dieser  neuartigen  Arbeitsverhält- 
nisse. Das  ist,  um  auf  den  Ausgangspunkt  der  Untersuchungen 
zurückzukommen,  natürlich  auch  kein  blosses  Formelement  und 
demzufolge,  wenn  also  auch  von  jeder  materiellen  Folgewirkung 
dieses  Zeitumstandes  abgesehen  wird,  handelt  es  sich  nicht  um 
eine  besondere  Form  des  Lohnes  oder  des  Arbeitsvertrages. 
Also  in  der  Lehre  von  den  Lohnformen  hat  dieses  Problem  auch 
kemesfalls  Platz,  vielmehr  wird  es  immer  dringender,  dass  die 
Systematik  der  Lehre  vom  Arbeitsvertrag  oder  richtiger  vom  Ar* 
beitseinkommen  und  den  Arfoeitskosten  der  rechtlichen  Grundlage 
des  Arbeitsverhältnisses  eine  besondere  und  eingehendere  Er- 
örterung zu  teil  werden  lässt. 

Fassen  wir  das  gesagte  zusammen,  so  folgt  daraus  für 
die  Syste  m  atik: 

1.  dass  die  Lehre  von  den  sogenannten  Lohn  formen  auf 
die  Erörterung  des  Gegensatzes  von  Natural-  und  Geld« 
form  des  Lohnes  zusammenschrumpft; 

2.  dass  die  Kategorisierung  von  Zeitlohn  und  sog.  Akkord- 
lohn, zu  welch  letzterer  Kategorie  Stücklohn  und  die  besonders  zu 
behandelnden  Akkordverhältnisse,  aber  nicht  auch  weitere  Sonder- 
Vereinbarungen  2u  rechnen  sind  (gleitende  Lohnskalen,  gewisse  Prä- 
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miensysteme  etc.),  dass  diese  Kategorisierung  der  Lohnverhältnisse 
einfach  von  dem  Gesichtspunkte  der  Bemessungsmethode 
des  Lohnes  ausgeht,  also  zunächst  ein  ganz  besonderes  wirtschafts* 

theoretisches  Problem  ist,  das  um  so  mehr  der  Versclbständigung 
und  Vertiefung  bedarf,  als  man  auf  dem  Wege  der  Deduzierung 
rechtlicher  Konsequenzen  aus  der  Unterscheidung  der  verschie- 
denen Bemessungsmethoden  Gefahr  läuft,  die  charakteristischen 
wirtschaftlichen  Momente  aus  dem  Auge  zu  verlieren  M; 

3.  dass  an  Stelle  der  gebräuchlichen  Ausdrücke  Stücklohn 
und  Akkordlohn  bei  Berücksichtigung  des  Sprachgebrauches  und 
der  tatsächlichen  Verhältnisse  ein  beiden  übergeordneter  BegritT 
dem  Begriff  Zeitlohn  gegenüber;:^fcstellt  werden  muss,  woi'iu- 
sich  der  von  Bernstein  gewählte  Ausdruck  Werklohn  em- 
pfiehlt ^j; 

4.  dass  die  Gewinnbeteiligung  eine  ökonomisch  und  recht- 
lich von  dem  Lohnverhältnissc  völlig  disparate  Beziehung  zwischen 
Unternchtner  und  Ai heiter  ist,  also  ganz  gewiss  keine  Lohnforni. 

5.  dass  bei  der  sogcnannlen  S  t  u  b  i  1  i  s  i  e  r  u  ng  neuartige 
Rechtsgrundlagen  für  das  Arbeitsverhältnis  entwickelt  wer- 
den, durch  welche  die  Organisation  der  Arbeit  in  ihrem  Wesen 
voraussichtlich  eine  Umgestaltung  erfahren  wird  und  da  und  dort 
tatsächlich  auch  schon  erfährt,  deren  Tragweite  mit  den  Wirkungen 
einer  Aenderung  der  Vertragsform  natürlich  nicht  mehr  auf  eine 
Stufe  gestellt  werden  kann. 


1)  Inwieweit  diese  Ket^ori^enme  mit  einer  reebdichen  lUnd  lo  Hand  geht,  in 
wieweit  ne  nrf  ciaer  jnriitiichen  IMffcreoriening  der  Arbeitsvertflge  fusst,  int  Im  II.  Ab- 
fchnitt  zu  untersuchen. 

2)  Das  Bedenken  Lotmar's  gegen  den  Ausdruck  Werklohn ,  an  den  er  ,  wie  er- 
wähnt, selbst  denkt,  ist,  scheint  mir,  nicht  zu  schwer  zu  nehmen.  Der  Theoretiker, 
und  auf  den  kommt  es  hier  xnnichst  an,  wird  Werklohnvettrag  von  Weikvcrtn^  aua- 
einandecmhalien  wiaKo.  Zo/iwnfr's  Argument  für  den  Ausiiruck  >Akkurd<  berflcksich- 
tigt  die  tatsächliche  IMerenzieruag  im  Sprachgebrauch  doch  zu  wenig.  A.  a.  O.  S.  331. 
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II. 

Juristische  und  wirtschaftstheoretische  Behandlung 
des  Unterschiedes  von  Zeit-  und  Werklohnvertrag. 

Die  Frage  nach  der  rechtlichen  Tragweite  der  Unterscheidung 
von  Zeitlohn  einerseits  und  Werklohn  oder  sogenanntem  Ak- 
kordlohn anderseits  hat  zwei  Seiten.  Zunächst  fragt  es  sich,  ob 
diese  Unterscheidung  in  einer  Differenzierung  der  rechtlichen  Grund- 
lagen der  Arbeitsverhältnisse  wurzelt,  d.  h.  mit  anderen  Worten, 
ob  es  zwei  ihrem  Wesen  nach  verschiedene  Vertragstypen  sind, 
die  den  beiden  Kategorien  von  Arbeitsverhältnissen  zugrunde 
liegen.  Und  weiter  geht  die  Fragestellung,  gleichviel  wie  man 
sich  zur  ersten  Frage  verhält,  zustimmend  oder  abweichend,  da- 
hin, ob  die  Unterscheidung  rechtlich  bedeutsame  Konsequenzen 
nach  sich  zieht 

Die  Erörterung  dieser  Fragen  fuhrt  naturgemäss  zu  einer 
Auseinandersetzung  mit  der  juristischen  Literatur. 

Die  erste  Seite  der  Frage  ist  im  Hinblicke  auf  das  positive 
Recht,  und  zwar  sowohl  das  römische  Recht  als  das  bürgerliche 
Gesetzbucii,  dadurch  komplizierter,  dass  die  Parallele  zum  Gegen- 
satz von  locatio  conductio  operarum  und  locatio  conductio  operis, 
beziehungsweise  von  Dienst-  uud  Werkvertrag  nahe  liegt. 

So  ganz  klar  liegen  die  Dinge  in  der  rechtswisscnschaftlichen 
Literatur  denn  auch  nicht.  Nicht  einmal  darüber,  ob  ein  solcher 
Parallelismus  in  deui  Suitie  anzunehmen  ist,  dass  der  Tatsachen- 
DiHerenzieriuifi  die  rechthclie  kongruent  sei.  In  erster  Linie  kommt 
für  uns  der  Staudpuuki  drs  Slandard-work  über  den  deutschen  Ar- 
beitsvertrag von Lvtmar  m Betracht^).  Wie  wir  schon  gesehen  haben, 

i)  Für  die  Abgreiming  des  Begriffes  aArbettsvcrtnig«  isl  in  enter  Linie  auf  das 

I.  Kapitel  ck";  i.  Ab.schn.  seines  mcVirzilierlcn  Buches  zu  verweisen,  das  auch  für  den 
NationalükoDoinen  überaus  wertvolle  Betrachtungen  enthält.,  inabcs.  S.  53—60. 


gelangt  er  in  der  Analyse  des  Arbeitsvertrages  dazu,  Stück>  und 
Akkordlohn  als  Grundformen  des  Arbeitsvertrages  einander  gegen- 
überzustellen.  Nachdem  er  festgestellt  hat,  dass  Dienst-  und  Werk- 
vertrag  nicht  gewissermassen  Oberarten  sämtlicher  gesetzlichen 
Arbeitsvertragstypen  sein  können,  »weil  nicht  alle  diese  Typen 
auf  dem  Doppelgebiet  des  Dienst-  und  Werkvertrages  unterzu- 
bringen sindc*),  sucht  er,  dem  Bedürfnis  nach  einer  systematischen 
Gliederung  der  ganzen  Materie  »Arbeitsvertrag«  folgend,  für  die 
Einteilung  einen  Gesichtspunkt  zu  gewinnen,  auf  den  alle  mög- 
lichen Arbeitsverträge  ren<:;ieren  und  der  auch  der  juristisch  ein- 
greifendste sein  muss.  Lotniar  schreibt:  >Da  die  gesetzlichen 
Typen  durch  ihre  Rechtswirkunj^cn  gesondert  sind  und  um  dieser 
Differenzen  wiUlmi  unterschieden  werden,  so  bedeutet  eine  niclit 
von  den  gesetzhchcn  Typen  au.s<:;ehende  Einteilung  auch  ein  völ- 
liges Absehen  von  der  Kc-clUswirkung  als  massgebendem  Faktor 
und  ermöglicht  damit  die  der  Autgabe  allein  entsprechende  Sy- 
stematisierung, nämlich  die  rein  auf  die  T  a  l  Ij  e  s  i  ;i  n  d  e  g  e- 
s  t  e  1 1 1  e  O  r  dn  un  i; (S.  32</i.  Und  solchen  Tatbestand  erkennt  er  m 
dem  Gegenübertreten  von  Zeit-  und  Akkordlohn,  eine  Distinktion, 
die,  weil  über  wichtige  materielle  liestiainiungeii  des  Ai bcits\  erli  a- 
ges  erhaben,  nur  ein  innerer  Formunterschied  sein  soll  pS.  335). 
Wie  steht  es  mit  diesem  F  o  r  m  unterschied  bei  Lohnar} 

»Entweder  ist  die  Vergütung  im  Vertrag  bestimmt  zur 
Gegenleistung  für  die  Arbeit  samt  dem  mit  ihr  ver- 
bundenen, sie  begleitenden  oder  abschliessenden  Erfolg,  so 
dass  dieser  (die  Wirkung  oder  das  Ergebnis  der  Arbeit)  einen 
Bestandteil  des  vertragsmässigen  Entgeltverhältnisses  bildet,  indem 
er  in  der  Arbeitszusage  wie  in  der  En^eltszusage  eingeschlossen 
ist,  schon  weil  er  nicht  ausgeschlossen  ist«  (!).  »Oder  aber  die 
Vergütung  ist  im  Vertrag  bestimmt  zur  Gegenleistung  für  die 
Arbeit  unter  Abzug  des  ihr  begrifflich  und  real  anhaftenden  Er- 
folges. Dieser  Abzug,  diese  im  Vertrag  selbst  für  das  Entgelt- 
verhältnis geschehende  Abstraktion  von  der  Arbeitswirkung  kann 
nur  dadurch  erfolgen,  dass  die  Vergütung  für  die  Arbeit  einer  ge- 
wissen Zeit  d.  h.  einer  gewissen  Dauer  versprochen  wird,  und 
gibt  sich  am  deutlichsten  darin  kund,  dass  ...  die  Vergütung 
für  einen  Zeitabschnitt  .  .  .  versprochen  wird  .  .  .  Hier  wird,  und 
zwar  allein  durch  das  Abstellen  auf  den  Zeitabschnitt,  der  Ar- 


l)  LthMT  «.  «.  O.  S.  3a6. 
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beitserfolg  m  das  Ent^eltsveriiältnis  nicht  einbezogen,  er  ist  darin 
nicht  als  zu  Entgeltendes  eingeschlossen.  Das  Entgeltverhaltnis 
nimmt  von  ihm  Umgänge  (S.  331).  »Es  enthält  demnach  der 
Tatbestand  des  Zeitlohnvertrages  ein  Mehr  gegenüber  dem  des 
Akkordes,  nämlich  die  Bestimmung  der  Vergütung  für  einen  Zeit- 
abschnitt« (S.  337). 

Die  Eigenartigkeit  der  Lolfnahschcn  Auffassung  des  Gcgen- 
sat/es  besteht  darin,  dass  also  seiner  Ansicht  nach  »erst  durch 
das  Hinzutreten  ei  n  e  r  gewissen  Bestimmung  der 
Arbeitsvertrag  zum  Z  c  i  t  1  o  h  n  v  e  r  t  r  a  g  wirdc.  Der  Unter- 
schied in  den  Grundformen  sei  also  rein  auf  die  Tatbestände  ge- 
stellt (S.  341  f.),  wie  sie  das  Leben  liefert. 

Die  Römer  haben,  so  meint  Lo/war,  die  tatbeständliche  Dif- 
ferenz in  dem  Gegensatz  von  locatio  operis  und  locatio  opera- 
rum  erfasst  der  deutsche  Gesetzgeber  aber  sei,  »wo  er  den 
Anlauf  nininit,  generelle  Typen  aufzustellen,  wo  er  als  in  beiden  indif- 
ferent den  Dienstvertrag  und  den  Werkvertrag  definiert,  über  eine 
unvollständige  Scheidung  von  Akkord  und  Zeillohnvertrag  nicht 
hinausgekommene  (S.  343).  Nur  an  der  Mangelhaftigkeit  der  ge- 
setzlichen Definitionen  für  die  beiden  Typen  Dienst-  und  Werk- 
vertrag liege  es,  dass  jeder  Werkvertrag  auch  ein  Dienstvertrag 
sei,  und  nur  den  Werkvertrag  auf  »Akkordform  zu  beschränken« 
sei  dem  Gesetzgeber  gelungen;  dagegen  auch  den  Dienstvertrag 
auf  die  Zeitlohnform  zu  beschränken  oder  zu  unterscheiden,  »welcher 
Teil  (des  Akkordes)  dem  Dienst-,  welcher  dem  Werkvertrag  ange- 
hört!, habe  der  Gesetzgeber  unterlassen,  wozu  noch  der  Mangel 
des  Gesetzes  komme,  dass  »der  Akkord  als  Dienstvertrag  der  von 
der  Akkordform  geforderten  Regelung  entbehren«  müsse  (S.  343). 

Latmar*s  Standpunkt  ist  also  folgender: 

Der  Unterschied  von  Zeitlohn  und  Akkord-  recte  Werklohn 
wurzelt  nicht  im  Gesetz,  ist  ein  bloss  tatbeständlicher;  aber  eigent- 
lich sind  es  zwei  Vertragstypen  (nur  nicht  de  lege  lata  des  deutschen 
Reichsrechtes),  denn  der  Unterschied  fällt  ja  mit  locatio  operis 
und  locatio  operarum  zusammen.  Konsequent  gedacht  ist  es  nur, 
dass  aus  dem  Unterschied  eine  Reihe  wichtiger  Rechtsfolgen  sich 
ergeben,  das  kann,  wenn  verschiedene  Verträge  zugrunde  liegen, 
wohl  nicht  anders  sein. 

Erinnert  man  sich  dem  gegenüber  aber,  dass  Zeitlohnvertrag 


I)  A.  a.  o.  a  341. 


und  Akkord  Fonnen,  und  zwar  Grundformen  eines  und  desselben 
Vertrages»  des  Arbeitsvertrages»  sein  sollen  ,  so  scheint  darin 
doch  ein  gewisser  Widerspruch  vom  rein  juristischen  Standpunkt 
eingeflossen  zu  sein,  denn  der  Gegensatz  zwischen  locatio  opera- 

rum  und  locatio  operis  greift  in  das  Wesen  der  Rechtsgrundlagen 
der  Parteibeziehungen  ein  und  hebt  sich  jedenfalls  weit  über  den 
blossen  »inn  ren  F  o  rm  u  n  t  e  r  s  c  b  i  c  cU  im  Verhältnis  von  Ent- 
gelt zur  Leistung,  der  nach  Lotmar  das  V\>sen  des  Unterschiedes 
ausmachen  soll.  Während  also  in  einer  Hinsicht  Lotmar  auch 
seinerseits  den  Unterschied  in  dem  Verhältnis  des  Entt^clts 
zur  Leistuncj  d.  i.  mit  anderen  Worten  in  der  Bemessungsweise 
für  das  Ent^'elt  erkennt,  behauptet  er  anderseits  eine  Verschieden- 
heit in  den  Rechtsgrundlagen,  nichts  anderes  also,  als  dass  das 
Objekt  des  Vertragsverhältnisses  in  beiden  Fällen  ein  ver- 
schiedenes sei. 

Dieses  Abgehen  vom  erstmalij^en  Einteilungsgrund  zeigt  auch 
ein  anderer  Zusammenhang.  Lotmar  nimmt  Kombinationen  von 
Zeit-  und  Akkordlohnverhältnisseii  an,  u.  z,  dort,  wo  eine  Lohn- 
vereinbarung derart  getroffen  wird,  dass  der  Lohnbetrag  mit  der 
2^hl  der  Arbeitsergebnis  zunimmt  und  nebenbei  eine  Natural- 
Vergütung  läuft,  wie  namentlich  bei  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
verhältnissen ;  diese  Vergütung  erweise  sich  dadurch  als  Zeitlohn, 
dass  sie  von  jener  Zunahme  der  Arbeitsergebnisse  unberührt 
bleibe  >). 

Lotmar  hat  noch  nicht  ausgeredet,  denn  er  verweist  auf 
die  erst  im  IL  Bande  folgenden  Ausführungen  über  die  Einzel- 
heiten der  »Grundformen«  wie  auch  über  diese  Kombination.  Aus 
diesem  Grunde  ist  auch  eine  eigentliche  Diskussion  verfrüht.  Altein 

I)  A.  a.  O.  S.  719—731.  Gebt  man  von  der  AnichianDg  «lu,  da»  das  Wesentliche 
des  Gcgenntics  von  Zeit-  und  Akkordlohn  in  der  Bemessongsmethode  und  in  sonst  nichts 

lifgt,  dann  ist  die  Annalinic  einer  Kombination  von  beiden  einfach  Ioj.;isch  zu  verur- 
teilen ,  denn  es  küimeii  niemals  in  diesem  Sinne  zwei  Massslabe  zu  der  Messung; 
einer  Grusle  verwendet  werden.  Zur  Klarstellung  dieses  angeblich  kombinierten  Vct- 
hültniMes  bedarf  es  dner  solchen  KombbiHtionsannahme  aber  gar  nicht.  Im  gege- 
benen Fall  wird  sich  sameiat  unschwer  erkennen  bssen,  ob  man  es  mit  einem  Zeit* 
lohn,  mit  Prämien  oder  mit  einem  Werklobn  zu  tun  hat,  als  dessen  Bestandteil  die 
Naturaher^iitunp  einerseits  mit  Rücksicht  darauf  geleistet  wird,  dass  der  Arbeitserfoljj 
mindestens  den  Wert  der  Naturalleistungen  erreicht,  und  anderseits  mit  Kucksicht  auf 
die  Notwendigkeit  «nei  Minimums  von  Entgelt«  das  wegen  der  wirtschaftlichen  Lage 
des  Arbeiten  nnabbii^ig  vom  Arbeitierfolg  unter  allen  Umständen  geleistet  werden 
müsste.  Das  Bewusstsein  einer  > Kombination«  von  Zeit- und  NVerklohn  wird  den  Par« 
teien  bei  Verbindung  von  Stücklolm  mit  Naturalvergiitung  kaum  eigen  sein. 
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ein  Abgehen  von  dem  ursprünglich  erfassten  Einteüungsgrunde 
ist  in  dem  Gedanken  einer  solchen  Kombinationsmöglichkeit  un- 
bedingt zu  erkennen  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  Lotnar  da- 
mit die  Konstruktion  eines  Zwitters  zwischen  zwei  disparaten  Be- 
griffen unternimmt. 

Noch  manche  andere  Stelle  bei  Lotmar  lässt  erkennen,  dass 
ihm  der  innere  Form  unterschied  doch  das  Wesen  des  Gegensatzes 
nicht  erschöpfe,  dass  er  dieses  vielmehr  in  dem  Umstände  er- 
blicke, ob  die  Vergütung  für  die  Arl^eit  schlechthin,  d.  i.  die 
Arbeit  samt  ihrem  l^rfolg  oder  ob  sie  bloss  für  die  Arbeit  einer 
gewissen  Länge  vereinbart  wird.    (So  S.  336  und  340.) 

iJbgleich  für  viele  einzelne  Behauptungen  Lotmars  die  ge- 
nauere Darstellung  im  II.  Bande  abgewartet  werden  muss,  geht 
doch  aus  dem  bisher  von  ihm  mitgeteilten  zur  Genüge  hervor, 
dass  er  einen  von  der  theoretischen  wie  praktischen  Sozialökono- 
mik nicht  annehmbaren  Standpunkt  vertritt.  Gegen  denselben  ist, 
um  das  spätere  verständlich  zu  machen,  zunächst  folgendes 
sagen : 

Unbestreiibar  ist  es  vom  Standpunkte  der  Rechtswissenschaft 
nicht  nur  zulässig,  sondern  geradezu  naheliegend,  einen  kollektiven 
Begriff  »Arbeitsverträge  aus  der  Menge  von  einzelnen  Vertrags» 
typen  zu  gewinnen,  die  das  positive  Recht  einer  besonderen  Re* 
gelung  unterwirft.  Es  bt  dies  gewiss  nicht  nur  eine  interessante 
theoretische,  sondern  auch  zweifellos  praktisch  fruchtbare  wissen* 
schaftliche  Arbeit,  aus  der  für  die  Rechtssprechung  sowohl,  als 
auch  fiir  die  Fortbildung  des  Rechts  sehr  belangreiche  Gesichts» 
punkte  gewonnen  werden  können.  Ja  man  wird  sogar  weiter» 
gehen  und  zugeben  können,  dass  auch  für  die  theoretische  Oeko» 
nomik  manches  Ergebnis  der  juristischen  Denkarbeit  sehr  gut  ver* 
wertbar  sein  wird.  Streng  logische  Begrifi&bildung,  wie  sie  ge- 
rade die  Rechtswissenschaft  fördert,  kann  ja  an  und  filr  sich  schon 
mindestens  hinsichtlich  der  Systematik,  aber  auch  bezüglich  jeder 
eingehenderen  Untersuchung  irgendwelcher  Kausalzusammenhänge 
den  ökonomischen  Disziplinen  nur  förderlich  sein. 

So  ist  die  Existenz  des  Begriffes  Arbeitsvertrag  in  einem  wet- 
teren Sinne  gewiss  auch  für  die  Sozialethik  ein  wertvoller  Gevnnn 
der  juristischen  Dialektik^).  Und  in  diesem  Sinne  ist  das  wissen- 

1)  An  der  KitwickluDg  des  fcolldttiven  ArbeitavenntgsbegrUR»  wird  schon  Ungefe 

Zeit  gearliciiet.  Besonders  beteiligt  daran  sind  Förster  (Preuss.  Pri»atrecht  1869)^ 
Windscktid^  nameaüich  aber  W,  Eitdmtam^  so  vor  allem  in  seinem  AaGntte  in  CoD* 


uiyiLi^ed  by  Google 
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schaftliche  Unternehmen  Lütmars^  den  Arbeitsvertrag  nach  dem 
Privatrecht  des  Deutschen  Reiches  systematisch  ra  untersuchen 
und  darzustellen,  für  die  politische  Oekonomik  von  besonderer  Be- 
deutung^),  auch  wenn  die  rechtswissenschaftliche  Systematik  Ka- 
tegorien von  Arbeitsverhältnissen  aufstellt,  durch  welche  nach 
ökonomischer  Morphologie  Gleichartiges  getrennt  und  Uni^leich- 
artiges  zusammengefasst  wird  —  und  das  ist,  wie  gleich  zu  zeigen 
sein  wird  ,  ja  auch  in  Lotmars  Arbeit  geschehen.  Allein  diese 
juristische  Systematik  reicht  nicht  nur  nicht  aus  für  die  Bedürf- 
nisse der  ökonomischen  Theorie,  sondern  sie  läuft  diesen  in  man- 
cher Hinsicht  geradezu  zuwider.  Die  Erklarunij  für  diese  eigent- 
lich wenig  erfreuliche  Tatsache  ist  unschwer  zu  finden,  man  hat 
sie  in  der  Verschiedenlieii  der  Bcoliachtungsobjekte  der  beiden 
Disziplinen  zu  suchen.  In  dt:r  Sozialokonumik  kommen  bei  allen 
wirtscliaftlichen  Beziehungen  die  Menschen  mit  ihrer  ganzen  wirt- 
sciialtlichen  Persönlichkeit  in  Betracht,  während  für  die  juristische 
Betrachtungsweise  stets  die  Rechtsbeziehung  in  der  Hauptsache 
isoliert,  losgelöst  von  dem  Komplex  anderer  wirtschaftlicher  In- 
teressen der  Parteien  Gegenstand  der  Untersuchung  sind. 

Daraus  darf  nicht  ohne  weiteres  auf  einen  Vorwurf  gegen  die 
formal  juridische  Forschungsweise  geschlossen  werden,  und  auch 
ich  bin  weit  entfernt  »in  dem  hierin  sich  äussernden  Formalismus 
der  juristischen  Begrifisbildung^  einen  Zug  des  »unsosialen  Charak- 
ters des  geltenden  Privatrechtes  oder  der  bestehenden  Rechts- 
pflege c  erblicken  zu  wollen Gewiss,  spezialisierte  Rechtsnor- 
men und  unbefangene  sich  an  die  Norm  bindende  Rechtsprechung 
tun  not,  nicht  aber  unformale,  positive  Begriffe,  ich  stimme  Max 
Weber  darin  voll  zu.  Aber  wir  können  uns  nicht  dazu  verstehen, 
vom  ökonomischen  Gesichtspunkt  aus  es  für  richtig  zu  halten, 
wenn  L^mar  als  gleicbmässig  zu  beurteilende  nebeneinander  stellt: 
die  Vergütung  des  Theaterbesuchers  für  die  Lohengrinauffiührung, 
des  Zechenbesitzers  für  hundert  Hektoliter  Kohlenförderung,  des 
Handschuhfabrikanten  für  das  Schneiden  eines  Dutzend  Hand- 


nd's  Jahrb.  1896  >Die  rechtliche  Behnndlnng  der  Arbeite  (S.  641 — 70S),  in  dem  er 
auch  von  seinem  .Standpunkte  ans  die  von  mir  oben  im  Text  berührte  Tatsache  fest- 
stellt, da&s  »zwischen  Rechts-  und  Wirtschaftsiehre  noch  ein  tiefer  Zwiespalt  der  An- 
sichten Uber  Arbeit  bettehec  (S.  706.} 

1)  Die  beste  WOrdigang  des  henromfenden  Werices  von  diesem  Geiicht^ankte 
n.  W.  bei  M.  Wtttr,  Archiv  f.  soz.  GcsetsgebuBg  XVII.  Bd.  S.  723  ff. 

2)  M,  Wettr  a.  a.  O.  S.  735. 
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schuhe,  des  Hauseigentümers  fiir  die  Vermittlung  eines  Hypo- 
thekendarlehens u.  s.  w..  und  ich  halte  dafür,  dass  es  Verwirrung 
in  die  wirtschaftstheoretische  Kategorisierung  bringen  muss,  wenn 
der  Preis,  den  der  Passant  auf  der  Strasse  dem  selbständig  ge* 
werbtreibenden  Stiefelputzer  für  das  Stiefelreinigen  zahlt,  ein  Ak« 
kordlolin  im  gleichen  Sinn  sein  soll,  wie  etwa  der  Lohn,  den  der 
Sel/.cr  tur  je  looo  Lettern  vom  Druckereibesitzer  erhält.  Nicht 
nur  für  die  \Vn tschaftstheorie  scheint  mir  derartiges  nicht  unbe- 
denklich, sondern  auch  für  die  Rechtsprechung  —  doch  das  ge- 
hört schon  auf  ein  anderes  Gebiet ' ). 

Geführt  hat  hiezu  dieser  kollektive  Begriff  Arbeitsvertrag,  der 
alle  gesetzlichen  Typen  umfasst,  und  für  ihn  bahnt  Lotmar  auch 
die  Systematisierun;^  nach  dem  »inneren  Formunterschied  an. 
Dass  für  diesen  umfassenden  Komplex  von  Vertragstypen  eine 
solche  Kategorisierung  in  dem  Sinne  gerechtfertiijt  werden  kann, 
d.h.  dass  die  verschiedenen  gesetzlichen  Typen  darnach  auseinander- 
gehalten werden,  ob  die  Entgcltbemessung  nach  Zeit  oder  nach 
dem  Leistungserfolg  geschieht,  auch  speziell  für  juristische  Zwecke, 
das  ist  nicht  zu  bestretten.  Wogegen  aber  Einspruch  erhoben 
werden  muss,  ist  die  Auffassung  und  eventuell  daran  anschliessend 
eine  Judikatur  des  Inhaltes,  dass  zwei  verschiedene  Rechtsgrund- 
lagen vorliegen  sollen,  je  nachdem  der  unselbständige  Lobnarbeiter 
seinen  Lohn  nach  dem  Zeitausmass  oder  nach  dem  Arbettserfolg 
bemessen  erhält. 

Ist  auch  anzuerkennen,  dass  der  Werklohnvertrag  (Akkord) 
nicht  als  mit  dem  Werkvertrag  kongruent,  sondern  vielfach  als 
unter  den  Dienstvertrag  fallend  angesehen  wird,  so  genügt  das 
für  die  iOarstellung  dieser  Arbeitsverhältnisse  i.  e.  S.  noch  nicht. 
Vielmehr  ist  geradezu  die  Sonderstellung  derjenigen  Kategorien 
von  Arbeitsverhältnissen  notwendig,  bei  welchen,  \s'\^  Lotmar  selbst 
sagt,  die  arbeitnehmende  Partei  keine  andere  Leistung  gegen  Ent- 
gelt zu  bieten  hat  und  für  den  Streit  der  Interessen  nicht  mit  dem 
vollen  Rüstzeug  ausgestattet  ist*  Diese  Sonderstellung  mag  viel- 
leicht juristisch  technisch  schwer  erreichbar  sein,  indem  ich  dafür 
eintrete,  berufe  ich  mich  aber  auf  einen  juristischen  Standpunkt, 
den  auch  Lotmar  einzunehmen  erklärt,  nämlich  auf  denjenigen 
Kudt  vianm ,  der  sagt,  mit  der  vermeintlichen  Scheidung  von 
Dienst-  und  Werkvertrag  ist  nicht  auszukommen;  darauf  ist  na- 

l)  Lotmar  selbst  erkennt  dabei  übrigens  auch  die  L'n/iilänglichkeit  ausschliess- 
lich juristischer  Systematik  gegenüber  einer  Reihe  tatsäctüicher  Verhältnisse  (S.  12  f.). 
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tiirlich  gebührend  Rücksicht  zu  nehmen,  wie  die  Arbeit  zu  leisten 
ist,  ob  durch  Eintritt  in  den  Dienst  des  Arbeitgebers  oder  ob  in 
ganz  oder  wenigstens  teilweise  die  eigene  Verantwortlichkeit  des 
Arbeitenden  mit  sich  bringender  Weise  oder  ohne  solche < '  i. 
Wenn  darauf  Rücksicht  genommen  werden  soll,  dann  darf  aber 
nicht  die  Zufälligkeit  der  Entgeltbemessung  nach  dem  Leistungs- 
erfolg die  Grundlaf.^e  dafür  bilden,  dass  ihrer  ganzen  wirtschaft- 
lichen Natur  nach  grundverschiedene  Arbeitsverhältnisse  den  glei- 
chen gesetzlichen  iViormen  unterworfen  werden. 

Es  ist  eben  nicht  dasselbe  Verhältnis,  wenn  » A  liegen 
Vergütung  ihm  ubergebene  Raumwolle  verspinnen,  d.  h.  in  Garn 
verändern  oder  ihm  ubergebene  Tabakl)Iätier  wickeln,  d.  h.  in 
Cigarrenwickcl  verändern  oder  mit  seiiieni  Wirken  den  Transport 
des  B  nach  N  ausfuhren  soll  -'),  auch  dann  nicht,  w^enn  die  dem  A 
zugesagte  Ver^^ütuni;  in  allen  {-"alU-n  in  gleicher  Weise,  sei  es 
nacii  Zeit  oder  nach  der  Leistung  bemessen  wird,  und  es  ist  un- 
richtig, den  Transport  mit  dem  Wagen  des  Transportierenden, 
also  mit  kapitalistischen  Erwerbsmitteln  auf  eigenes  Risiko  mit 
der  ohne  eigenes  Risiko  seitens  des  Arbeiters  durchgeführten 
Spinn-  und  Wickelarbeit  auf  eine  und  dieselbe  Stufe  zu  stellen 
und  an  beide  Kategorien  von  Arbeitsverhältnissen  dieselben  Rechts- 
wirkungen knüpfen  zu  wollen. 

Sofern  der  Standpunkt  des  positiven  Rechtes  fUr  eine  solche 
Identifizierung  wesentlich  verschiedener  Arbeitsverhältnisse  Anhalt 
bietet,  so  ist  das  zu  bedauern ;  das  auf  ökonomische  und  soziale 
Tatsachen  gestützte  und  deshalb  zwingende  Urteil  kann  de  lege 
ferenda  wie  auch  vom  wirtschaftstheoretischen  Standpunkt  aus 
dem  keine  Röcksicht,  sondern  eben  nur  Kritik  zu  teil  werden 
lassen. 

Der  sehr  lehrreiche  Versuch,  ein  besonderes  »Akkordrecht«  zu 
konstruieren,  den  Bernhard  unternommen  liat war  theoretisch 
gerade  im  Hinblicke  auf  die  juristische  Literatur  vollkommen  ge- 
rechtfertigt. Dass  das  Resultat  etwas  dürftig  ist,  scheint  mir  für 
meine  Auffassung  zu  sprechen.  Die  i?*v-;///^/'<3''schen  Untersuchungen 
laufen  nämlich,  da  er  den  tatsächlichen  Verhältnissen  und  damit 


1)  Enätmann  a.  a.  O.  S.  706.  Ueber  Loimar'i  SteiiuDg  zu  Endemann  vgl. 
Z^tmar  a.  a.  O,  S.  14. 

2)  Lvtmar  a.  a.  O.  S.  337. 

3)  Btmktird  a.  a.  O.  Vierter  Abtcbnitt:  Die  rechtliche  Ordnui^  der  Akkord- 
arbeit. 

Zeittchrift  für  die  (et.  SawtswisaeiMclt.   Srcannugsheft  14.  2 
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ökonomischen  Gesichtspunkten  Rechnun<^  tragt,  auf  nichts  weniger 
hinaus  als  auf  ein  umfassendes  Sonden  echt  für  das  W'erklohnverhält- 
nis;  er  kommt  zu  keinem  anderen  Standpunkte  ^ec^enüber  den 
einzelnen  Rechtsfragen  in  Werklohn-  wie  in  Zciilohnx^erhältnissen. 

Auch  alle  Entscheiduni^en,  die  Bernhard  ül)er  die  strttti;^fen 
Fragen  der  LohnbemessuuL^  bei  Unzulänglichkeit  der  Akkordein- 
lieil,  d.  h.  im  Falle  die  Akkordarbeit  bei  Auflösunpj  des  Vertrai^es 
nicht  fertiggestellt  ist,  fällt'),  auch  alle  diese  Entscheidungen  er- 
geben sich  m.  E.  durch  Analogie  aus  dem  Falle  einer  Zeitlohn- 
verabredung, die  vor  dem  Ablaufe  der  Dauer,  für  welche  sie  rechts- 
kräftig getroffen,  aufgelöst  wird  626—628  BGB.) ;  es  gilt  viel- 
leicht gerade  nur  das  eine  Prinzip  festzuhalten,  dass,  wenn  vor 
Fertigstellung  der  Akkordeinheit  der  Arbeiter  ausscheidet,  nicht 
ein  beliebiger  (etwa  der  ortsübliche)  Zeitlohnsatz  den  vereinbarten 
Akkordlohnsatz  ersetzen  darf  oder  kann,  dass  vielmehr  mit  dem 
Einflüsse  der  Bemessungsmethode  auf  die  Arbeitsintensität  ge- 
rechnet werden  muss. 

Alles,  was  aus  den  Rechtsstreitigkeiten,  insbesondere  den  vor 
den  Gewerbegerichten  verhandelten,  itir  die  besondere  rechtliche 
Stellung  des  Werklohnverhältnisses  zu  gewinnen  ist,  ist  die  spe- 
zifisch ökonomische  Tatsache,  dass  das  Arbeitseinkommen  des 
Werklöhners  ausserordentlich  abhängig  ist  von  verschiedenen  Um- 
ständen in  der  Betriebsorganisation  der  betreffenden  Unternehmung 
in  den  wirtschaftlichen  Mitteln  des  Unternehmers  u.  dergl.  In 
all  dem  kann  man,  yt'xt  Bernhard  gleichfalls  anzunehmen  scheint  % 
in  der  Hauptsache  nur  ökonomisch  wichtige  Zusammenhänge 
erkennen,  und  gerade  weil  z.  B.  der  Unternehmer  das  unbe- 
dingte Direktionsrecht  auch  dem  sogenannten  Akkordarbeiter  ge- 
nau wie  dem  Zeitlöhner  gegenüber  behält,  tritt  diese  Abhängig- 
keit des  Arbeiters  in  seinem  Einkommen  vom  wirtschaftlichen 
Milieu,  in  das  er  in  dem  Betrieb  des  Unternehmens  getreten  ist, 
hervor. 

Mit  dem  inodcrncn  Arbeitsverhältnis  tritt,  auch  wenn  die 
Fntgeltbemessung  nach  dem  Arbeilserlolg  geschieht,  immer  die 
volle  Bindung  der  Arbeitskraft  eines  Individuums 
durch  das  Arbeitsverhältnis  für  eine  bestimmte  Zeit  ein*); 

1)  Btmhard  a.  a.  O.  S.  S26. 

2)  Ebenda  S,  217,  223. 

3)  Khenda  S.  211  f. 

4)  Dass  die  Auttabsung  in  England  hierin  eine  andere  zu  bciii  scheint,  geht  aus 


—   19  — 


ein  Tatbestand,  dem  übrigens  nicht  nur  die  Rechtsprechung,  son* 
dern  auch  das  positive  Recht  ausdrücklich  da  und  dort  Rechnung 
trägt;  so  beispielsweise,  indem  es  den  Arbeitsherm  veranlasst, 
für  ausreichende  Beschäftigung  des  Werklöhners  Sorge  zu  tragen 
und  damit  offenbar  der  Ökonomischen  Voraussetzung  eines  sol- 
chen Arbeitsverhältnisses,  dass  nämlich  die  Einkommenshöhe  des 
Arbeiters  nur  von  seiner  Leistungsintensität  abhängt,  entspre- 
chend Nachdruck  verleiht. 

Hier  ist,  wenn  von  Arbeitszeit  der  Stücklohn  er  die  Rede  ist, 
nicht  etwa  eine  Lieferzeit  gemeint  -'),  sondern  Arbeitszeit  im 
engeren  Sinne.  Nur  für  die  Heimarbeiter  sind  allerdings  andere 
Verhältnisse,  das  Fehlen  einer  Arbeitszeit  im  engeren  Sinn  zu 
konstatieren.  Wer  wollte  aber  leugnen,  dass  es  sich  gerade  im 
Zusammenhang  damit  bei  diesen  um  ein  eigenartiges  Z\vitter\'er- 
hältnis  zwischen  Sclbständic^keit  und  Unselbständigkeit  handelt, 
dass  die  Mischung  verschicik-ner  sonst  charakteristischer  Ouali- 
taten  für  die  Kategorisieriuig  dieser  Arbeitsverhältnisse  in  ökonomi- 
scher und  deshalb  auch  in  juristischer  Hinsicht  Schwierigkeiten 
bietet?  Ks  sind  also  Ausnahmsvcrhaltnisse,  ilie  in  der  Gesetz- 
gebung ebenso  sehr  einer  besonderen  Behandlung  bedurften,  wie 
sie  z.  B.  dem  Gesindeverhältnisse  zu  teil  geworden  sind,  obwohl 
die  ükonoinischen  Grundlagen  und  Voraussetzungen  des  Arbeits- 
verhältnisses an  und  fiu-  sich  keine  anderen  sind.  Man  mag  vom 
spe/.ihsch  formalrechtlichen  Standpunl^t  aus,  wie  Lotuiar  dies  ?.u 
tun  geneigt  scheint  (S.  338,  aber  auch  S.  470  ff.  j,  die  Beeinflussung 
des  Arbeiters  hinsichtlich  der  Zeiträume,  innerhalb  deren  er  die 
Arbeit  zu  verrichten  hat,  Air  nebensächlich  im  Wesen  des  Ver- 
trages auffassen,  ökonomisch  ist  darin  ein  ziemlich  relevantes  Symp- 
tom zu  erblicken.  Ökonomisch  gehört  eine  solche  Einschränkung 
der  absoluten  Freiheit  des  Arbeiters  zu  den  die  Natur  des  Ar- 
beitsverhältnisses ebenso  mit  bestimmenden  Umständen  wie  die 

dem  Rcpüit  on  staniLwl  picce-rates  of  wages  and  sliding  scaics  1900  S.  X  (Bo.ird 
of  trade,  Labour  deparlni  entj  hervor,  wo  die  Anschauung  geäussert  wird,  da&s  nur  die 
Durchfuhrung  etncr  botimmten  Arbeit  Inb«U  des  piece— wage-agr«einent  sd,  iilso 
Werkvcrtni^hRraktcr  Im  Sinne  unseres  B.G.B.  vorlieKC  Inwieweit  diese  Auffassang 
de  lege  lata  in  England  berechtigt  ist,  bin  ich  zur  Zeit  nicht  in  der  Lage  su  kon- 
statieren. 

I)  So  §  124  Z.  4  der  Rcichs^iewerbcordnung. 

3)  Lotmar  a.  a.  O.  S.  470  fT.,  treffliche  Ausführungen,  die  aber  wieder  das  spe- 
sifische  WcrklobnverhSitnis  des  unselljstindigen,  inibesondere  Fabrikarbeiters  so  wenig 
berücksichtigen. 

2* 
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Unfreiwiiligkeit  des  Arbeitsortes  und  sonstwer  aus  dem  Direktions- 
recht des  ArbeitL,fcl)ers  resultierenden  Bedingungen,  unter  welchen 
sich  die  Arbeitsleistung  abspielt  Vi. 

Gewiss  ist  darin  eine  Wandlung  in  den  Dingen  zu  beobach- 
ten; es  ist  aber  eben  das  moderne  Arbeitsverhältnis  mit  seinen 
gegenwärtig  überwiegenden  Erscheinungsformen  im  Auge  zu  be- 
halten. Um  die  Tendenz  der  Entwicklung  zu  kennzeichnen,  sei 
hier  kurz  auf  eine  ganz  interessante  Verschiedenheit  der  bezüg- 
lichen Umstände  in  einem  bestimmten  Industriezwciii^t:  aufmerk- 
sam i,fc;mncht  (vgl.  Anhang  I).  Es  zeigt  die  cisterrcicliiscli-alpen- 
ländischc  Sensenindustrie  in  den  alten  Hammerwerksbetrieben 
lani^pcriodigc  Zeitlöhnung  für  quantitativ  ziemlich  gleichmässige 
und  genau  bcL,'renztc  Arbeit,  wobei  das  seitens  des  Arbeiters  zur 
Verfugung  /.u  stellende  Zeittjuantum  in  der  Hauptsache  von  den 
Betriebs  Verhaltnissen  (Wasserkraft),  vielfach  aber  von  seiner  Ge- 
schicklichkeit abhängt;  auf  der  anderen  Seite  in  neueren  fa- 
brikmässigen  modern  eingerichteten  Grossbetrieben  vielfach  Stück- 
lolmung  mit  ganz  bestimmter  Fal>rik.irbcitb/eiL,  wc)bei  besonders 
hervorzuheben  ist,  dass  zufolge  der  Arbeitsorganisation  das  Ar- 
beitsquantum des  einzelnen  Arbeiters  nicht  ganz  proportional  mit 
seiner  Geschicklichkeit  steigen  kann,  der  Arbeiter  vielmehr  in  das 
allgemeine  Produktionstempo  des  Betriebes  sich  einfügen  muss. 
Mehr  als  bei  dem  nach  Zeit  gezahlten  Arbeiter  des  alten  Hanuner- 
werks  tritt  für  den  nach  dem  Arbeitserfolg  gelohnten  Arbeiter 
des  modernen  Betriebes  die  Verdingung  für  eine  bestimmte  Ar- 
beitszeit in  die  Erscheinung. 

Wo  ein  solches  zeitliches  Sichzurverfügungstellen  platzgreift» 
geht  auch  die  Selbständigkeit  in  der  Verwendung  und  der  Ver- 
wertung der  Arbeitskraft  für  den  Arbeiter  verloren.  Kommt  dann 
noch  in  Rücksicht,  was  Nettmann teilweise  richtig  hervorgehoben 
hat,  dass  für  den  Werklöhner  eine  Verpflichtung  bezüglich  des  wirt- 
schaftlichen Erfolges  nicht  besteht,  so  dass  also  auch  die  Be- 
ziehung des  Werklöhners  zum  Arbeitsprodukt  eine  nur  sehr  lose 
genannt  werden  kann,  so  wird  die  Analogie  zur  locatio 
conductio  operis  wohl  immer  mehr  an  Halt  ver- 

i)  Va:I   .luch  Birnhard  a.  .i.  O.  S.  220  f.  und  2;^o. 

2j  .Wumautt ,  Handausgabe  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  L  Berlin  1903,  be- 
mokt  in  §  612,  die  Vergütung  (fUr  Stücklohn)  w&de  nur  getcshaldet,  wam  die  Aibeit 
einen  gewissen  Erfolg  gehabt  hat:  der  Untenehied  vom  Werkvertrag  liegt  darin,  dam 
eine  Verpflichtung  diesen  Erfolg  herbeinifuhren  nicht  besteht. 
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lieren,  dagegen  wird  die  W  e  s  r  n  s  g  1  e  i  c  h  h  e  i  t  des  Werk- 
lohn\'erhältnisses  mit  de  in  Z  c  i  1 1  o  h  n  v  c  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e 
für  die  Kategorie  der  wirtschaftlich  unscrü>täiuligen  Arbeiter  (der 
gewerblichen  Arbeiter,  des  Gesindes,  der  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter u,  dgl.)  immer  klarer'). 

Damit  scheint  mir  aber  dann  doch  die  Erkerinlnis  gewonnen 
werden  zu  können,  dass  der  Arbeitslohnvertrag  in  jenem  engeren 
Sinne^  dass  mit  demselben  alle  jene  Arbeitsverhältnisse  erfasst 
sein  sollen,  bei  welchen  der  Arbeitnehmer  bei  vollem  Verzicht 
auf  Selbständigkeit  wirtschaftlich  ausschliesslich  auf  die  Verwer- 
tung seiner  Arbeltskraft  angewiesen  ist,  kein  solcher  sein 
kann,  durch  den  ein  ökonomisches  Risiko  bei 
Eingehung  des  Rechtsverhältnisses  für  den  Arbeitnehmer 
begründet  wird.  Wie  wichtig  es  ist»  diesen  Gedanken  der 
Rtsikoüberwindung  für  den  Arbeiter  auch  in  der  juristischen  For- 
mulierung des  Arbeitsverhältnisses  herauszuarbeiten,  erhellt  aus 
der  Entwicklung  der  realen  Verhältnisse,  d.  h.  aus  der  Fortbildung 
der  Lohnvertragsgrundsätze,  die  im  folgenden  noch  zu  erörtern 
sein  wird. 

I)  Bezeichnend  ist  gerade  aach  NeumanH's  Interpretation  des  §  6i6:  AltBpnich 
auf  Vergütung  beitdi«  meh  filr  SUtdcföhiMr  fort,  nln^  dieVoliiiiderung  derlMenit- 
critiOnng  dauert,  and  »war  werde  der  darcluchnittlich  «i  verdienende  StOcklohn  ta 
bexahlcn  lein.  A.  a.  O.  zn  §  6l6. 
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III. 

Tatsächliches  zur  Beurteilung  der  Stellung  des  Werk- 

lohoarbeiters. 

Wurde  im  vorstehenden  schon  die  Anschauung  vertreten»  dass 
eine  einheitliche  Grundlegung  für  die  Fortbildung  des  Arbeits- 
lohnverhältnisses im  engeren  Sinne,  als  des  spezifischen  Vertrags- 
verhältnisses der  unselbständigen  Arbeiter,  notwendig  werde,  so 
kann  zur  Bekräftigung  dieser  Anschauung  auch  auf  Tatsachen  hin- 
gewiesen  werden,  die  dieselbe  rechtfertigen. 

Wenn  der  Unterschied  zwischen  Zeitlohn-  und  Werklohnver- 
hältnis in  einem  anderen  Vertragselement  zu  suchen  wäre,  als  in 
dem  der  Bemessungsweise  des  Entgeltes,  dann  läge  es  wohl  eigent» 
lieh  nahe,  dass  auch  in  dem  formalen  Akte  der  Vertrags- 
Schliessung  selbst  schon  eine  gewisse  Differenzierung  platz- 
greift. Das  ist  nun,  wenn  man  die  Dinge  nimmt,  wie  sie  sich 
wirklich  abspielen,  nicht  der  Fall.  Wenn  Bernhard  hervorhebt 
dass  die  Schriftform  für  den  Akkordvertrag  üblich  sei  —  eine 
wesentliche  Eigentümlichkeit  kann  natürlich  auch  er  darin'  nicht 
erblicken  —  und  darauf  Gewicht  legt,  dass  daran  festgehalten 
werde,  so  tut  er  dies  im  Hinblicke  auf  seine  Forderung  einer 
»Regelung  der  Akkordarbeit' .  Aber  Arbeitslohn  vertrage  i.  c.  S. 
werden  geschlossen,  ohne  dass  dabei  stets  von  vornherein  über 
die  Lohnbemessung  eine  spezielle  Vereinbarung  getroffen  wiarde. 
Ein  Unterschied  in  der  Lolunertragsvercinbarun g  besteht  nicht: 
der  Setzer,  der  in  einer  Druckerei  Aufnahme  hndct,  wird  a  I  s 
solcher  aufgenommen,  oft  genug,  ja  sogar  in  der  Regel  ohne 
besondere  Verständigung  daniber,  ob  seine  Leistung  »im  ge- 
wissen Geldc«  entlohnt  werden  wird,  oder  nach  Massgabe  der 
Satzleistung  (>im  Berechnen«). 

Das  Fehlen  einer  solchen  Vereinbarung  über  die  Lohnbcmes- 

I)  Btrnkard  a.  s.  O.  S.  212  fil 
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sung  ist  iiciiich,  das  nuiss  eingeräumt  werden,  eigentlich  erst 
möglich  geworden  mit  der  Abschliessung  der  Indi\ iduaU  ci iriigc 
auf  der  Basis  eines  kollektiven  Tarifvertrages.  Wenigstens  muss 
in  anderen  Fällen  als  das  Normale  die  Vertragschliessung  mit 
einer  Vereinbarung  über  einen  Zettlohnsatz  oder  über  einen 
oder  mehrere  Werklohnsätze  vermutet  werden.  Dieses  »oder« 
kann  aber  (und  das  ist  immer  häufiger  zu  beobachten)  zu  einem 
»und«  werden.  Und  in  der  Tat  haben  zahlreiche  Unternehmungen 
die  Aufnahme  von  Arbeitskräften  in  der  Weise  geregelt,  dass 
von  vorneherein  bei  der  Aufnahme  von  Arbeitern  neben  Werk- 
lohnsätzen ein  Zeitlohnsatz  vereinbart  wird.  Ich  verweise  zur 
Illustrierung  dieses  auf  den  im  Anhang  II>)  eingehender  darge- 
legten Fall  der  Lohnvereinbarung  in  einem  grossen  deutschen 
Eisen-  und  Stahlwerk. 

Mit  dieser  Vielseitigkeit  der  Vertragsschliessung  bezüglich 
der  Lohnbemessungsmethode  steht  üf  M  i::cns  auch  die  Frage  in 
einem  gewissen  Zusammenhang,  ob  der  Zeitlöhner  zu  Arbeiten 
im  VV'erklohn  verhalten  werden  kann  und  umgekehrt  der  ursprüng- 
lich zu  Arbeiten  im  Werklohn  aufgenommene  zu  Zeitlohnarbeiten. 
Im  allgemeinen  wird  man  freilich  die  Frage  dahin  beantworten 
können,  die  Möglichkeit  eines  solchen  Wechsels  in  der 
Lohnbemessungsmethode  hänge  von  der  konkreten  Ver- 
einbarung ab.  Aber  diese  Antwort  entspricht  nicht  mehr  ganz 
dem  derzeitigen  Stande  der  Rechtsanschauung  der  Interessenten. 
Diese,  die  wir  vor  allem  in  den  Gcwerbegcrichtsentscheidungen 
sich  spiegeln  sehen,  geht  immer  mehr  darauf  hinaus ,  da-s  ein 
solcher  Wechsel  in  der  Loinibenie.ssung  v(jni  Arbeit^jeber  oline 
weiteres  vorgenommen  werden  kann  ;  eine  Auffa^smig  der  Sach- 
lage, der  um  so  mehr  Berechti^un«^  zuzusprechen  ist,  als  die  Lohn- 
bemessungsmethode ni  der  ganz,  übcrwie^jenden  Zahl  der  Fälle 
heute  im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Natur  der  betreffenden 
Arbeitsaufgaben  steht.  Und  man  wird  davon  ausgehend  sogar 
sagen  müssen,  dass  auch  das  positive  Recht  diese  Rechtsanschau- 
ung unterstützt,  insofern  §  121  der  Gewerbeordnung  wohl  auch 
darauf  hinweist,  dass  die  Ablehnung  einer  Arbeit  wegen  der  da- 
mit zusammenhängenden  Lohnbemessungsweise  seitens  des  Ar- 
beiters nicht  ohne  weiteres  zulässig  sein  kann*). 

l)  Anbang  II.   Ich  verweise  auch  auf  die  fesselnde  Darsstcllun^  der  >I>enkwür- 
digkeiten  uiul  Erinneningen  eines  Arbeiters«,  Berlin  1903,  insbes.  »Im  Stahlwerk«, 
a)  Einen  gant  besonderen  Grand  fiir  die  StdfamgnAhme  der  Arbeiter  g^en  eine 
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Der  Umstand,  dass  doch  eigentlich  der  Uebergang  vom  ver- 
einbarten Zeitlohnsatz  isu  einem  Wertelohnsatz  eine  besondere 
Vereinbarung  über  die  Höhe  desselben  notwendig  macht,  erweist 
sich  nach  der  Judikatur  der  Gewerbegerichte  nicht  als  Hinder- 
nis dafür,  dass  auch  ohne  klare  Willensübereinstimmung  hierüber 
das  Arbeitsverhältnis  zu  Recht  besteht.  Ist  der  Stucklohnsatz, 
den  der  Arbeitgeber  zugesteht,  zu  niedrig,  so  genügt  gewisser- 
massen  der  Protest  des  Arbeiters,  dass  der  betreffende  Lohnsatz 
ihm  zu  niedrig  sei,  im  übric^en  aber  habe  er  das  Arbeitsverhält- 
nis fortzusetzen  und  die  Niedrigkeit  des  Lohnsatzes  (selbstver- 
ständlich offenbat  in  Beziehung  zum  Zeitlobnsatz)  im  Rechtswege 
geltend  zu  machen 

Genau  c^enommen  schliesst  ja  übrigens  anderseits  schon  das 
Fehlen  fortlaufender  Gelegenheit  zu  Werklohnarbeit  nach  dem 
Stande  der  Gesetzgebung  eine  Berechtigung;  des  Arbeitgebers 
zum  Wechsel  der  Lohnbemessungsmethode  in  sich,  da  zufolge 
§  124  Z.  4  GG.  der  Arbeitgeber  nicht  riskieren  kann,  wenn  er  ge- 
rade nicht  über  >StückIohnbescliättigung  verfügt',  den  Arbeiter 
überhaupt  nicht  zu  beschäftigen,  er  muss  also  in  dem  Fall,  will  er 
das  Ausscheiden  des  Arbeiters  verhüten,  zum  Zeitlohn  übergehen. 
Die  Möglichkeit  der  subsidiären  Anwendung  der  Lohnbemessung 
nach  Zeit  kann  als<>  wohl  kaum  de  lei^e  lata  vermieden  werden*). 

Mit  dem  gn;nll^alzlichen  Standpunkte,  dass  der  Arbeiter  einen 
Wechsel  in  der  Lohnljeniessungsmelhode  hinnehmen  und  ebenso 
im  Vcrlaul  des  Vertragsverhältnisses  eine  Arbeit  im  Werklohn 
übernehmen  muss,  auch  dann,  wenn  die  Gefahr  einer  zu  niedrigen 
Entlohnung  besteht  damit  ist  auch  weiterer  Boden  auf  dem  Ge- 
biete der  Tatsachen  fUr  die  Stellungnahme  zu  einem  allgemeineren 
juristischen  Probleme  gewonnen,  nämlich  zur  Abgrenzung  der 

Veründeniac  in  der  Lohnbenessung  erwihnen  IVM>'»  Theorie  und  Pr«icis  Bd.  L 

&  268  Note  17, 

1)  Vgl.  Das  Gewerbegericht,  VIII.  Jahrg.  Nr.  67.  Im  Zusaramenliatii:  dair.it 
Ungtr,  EnUcheidungen  des  Gewerbegerichtes  zu  Berlin  189S  Nr.  6,  ebenso  Entschei- 
dnogen  österreichisclier  Gewcrbqjtriehte  Nr.  343,  3S7,  388,  634,  635  in  der  Samm- 
lung der  soiialen  Rundschau  des  (isterr.  Hoadelsmfaiisleiiitms. 

2)  Uit-(r  a.  a.  O.  Nr.  3  vgL  ^  Bcgiflndungen  nua  II.  und  KL  Streitlall  »Ge- 

werbegerichl«  V.  Jahrg.,  Sp    51 — 5;; 

3)  Dass  diese  Rec]it>anschauungen  eist  im  Werden  begrifl'en  sind,  erhellt  aus  den 
Wideisprüchen,  die  in  den  Entscheidungen  zu  beobachten  sind.  Die  östeneichitche  Ge- 
werhegerichts-Jadikatnr  liess  ab  md  »1  hierin  dncn  anderen  Standpunkt  erkennen.  Vgl. 
z.  B.  Entscheidung  687  in  der  Sammlung  der  Sozialen  Rundachaa  (Wien  1904»  Min), 
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Pflichten  des  Arbeiters,  insofern  daraus  erhellt,  dass  diese  Ab- 
grenzung durchaus  nicht  fiir  den  Werklöhner  zufolge  der  Be- 
ziehung zum  Arbeitserfolg  eine  wesentlich  andere  ist  als  beim 
Zeitlohnverhältnisse,  sondern  dieselbe,  die  des  Dienstldhners. 
Höchstens  insofern  konnte  diese  Pflichtabgrenzung  als  ein  spezi- 
fisch den  Werklohn  betreffendes  Problem  bezeichnet  werden,  als 
es  bei  dieser  Lohnbemessungsmethode  unter  gewissen  Umständen 
häufiger  aktuell  wird. 

Ist  in  all  dem  schon  ein  gewisses  Fortschreiten  in  der  Rechts- 
anschauung gegenOber  dem  Arbeitsverhältnisse  sozusagen  neben 
dem  positiven  Recht  zu  erkennen,  so  lässt  sich  in  anderer  Be- 
ziehung auch  eine  Entwicklung  über  dieses  hinaus  beobachten, 
man  stösst  gerade  auch  wieder  in  der  Rechtsprechung  auf  Aeusse- 
rungen  des  Rechtsgefühlcs,  die  sozusagen  in  ihren  Grundlagen 
etwas  von  dem  Charakter  des  prätorischen  Rechtes  an  sich  tragen. 
Die  Ausführungen  des  vorstehenden  II.  Abschnittes  decken  sich 
ihrem  Hauptiniialte  nach  mit  den  AutTassungen,  die  in  der  Judi> 
katur  allem  Anschein  nach  mehr  und  mehr  Raum  gewinnen.  Dar- 
nach können  die  Bestimmungen  des  BGB.  über  den  Werkvertrag 
auf  den  » Arbcitcrakkordvertrag  überhaupt  keine,  jedenfalls  keine 
direkte,  höchstens  zum  Teil  eine  analoge  Anwendung  finden,  weil 
der  Werkvertrag  stets  einen  selbständigen  Unternehmer  \oraus- 
setzt.  Damit  ist  das  ganze  Gebiet  des  Werklohnverhällnisscs  unter 
die  Xormen  des  Dienslvertraujes  des  Zivilrechts  subsumiert,  und 
mithin  auch  in  der  Praxis  oticnljar  dem  Gedanken  Bahn  gebro- 
chen, dass  grundsätzlich  rechtliche  Verschiedenlieiten  in  der  Be- 
urteilung von  Ar!)eitsvcrliältnisscn  je  nach  der  Verschiedenheit  der 
Entgeltbemessung  nicht  platzgreifcn  können.  Darin  erschöpft 
sich  aber  nocii  nicht  die  l^'ortschrittlichkcit  der  gewerbegerichtlichen 
Judikatur,  sie  geiit  heute  schon  weiter  und  sucht  sich  über  die 
Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts,  soweit  sie  kann,  hinweg- 
zuhelfen überall  dort,  WO  diese  sich  als  Härten  für  den  unselb- 
ständigen, auf  den  Lohnerwerb  angewiesenen  Berufsarbeiter  er- 
weisen. Auf  Einzelheiten  dieser  Seite  der  Rechtsprechung  ist  in 
diesem  Zusammenhang  nicht  einzugehen^).  Wohl  wird  noch  die 

l)  Man  ist  sich  kaum  bewusst,  wie  oft  die  Judikatur  Gelegenheit  hat,  über 
eminent  tief  einschneidende  Bestimmungen  des  positiven  Rechts  sich  hinwegzusetzen. 
Nameotlich  die  614  und  641  li.G.B.  geben  hiezu  Aulass,  indem  der  Umstand, 
dass  die  Lohnzahlung  gesetzlich  erst  nach  Ablauf  der  Dienste,  benr.  nach 
Abnahme  des  Werkes  dntreien  mnss,  für  den  Arbeiter  sehr  hXnfig  bei  voczeitiger 
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Wichtigkeit  einer  Aufgabe,  die  zum  Teil  auch  der  Judikatur  als 
dem  sozusagen  prätorischen  Recht  und  im  weiteren  der  Legis- 
lative, aber  damit  auch  der  wissenschaftlichen  Interpretation  zu- 
fällt, beleuchtet  werden  müssen«  eine  Aufgabe,  die  auch  die 
Fortbildung  des  Arbeitslohn  Vertrages  in  dem  mehrerwähnten  eng- 
eren Sinne  betrifft:  das  ist  die  Verminderung  des  Risi- 
kos des  Arbeiters  und  in  erster  Linie  des  hierin  in  der  Tat 
ungünstiger  gestellten  VVerklohnarbeiters.  Dem  muss  aber  noch 
einiges  be/ü^^Iich  der  ökonomischen  Stellung  des  Werklöhners 
Charakteristische  vorausgeschickt  werden. 

Der  im  vorangehenden  Abschnitte  zuletzt  ausgesprochene  Ge- 
danke, dass  der  Arbeitslohn  vertrag  aus  der  Natur  der  Umstände 
heraus,  unter  denen  er  zustande  /ii  kommen  pflegt,  derart  gestaltet 
sein  muss ,  dass  nur  ein  Minimum  an  ()konomischem  Risiko  aus 
ihm  für  den  Arbeiter  resultiert,  der  Gedanke  ist  zum  gr«)sscren 
Teile  ein  Probltni  de  lege  ferenda.  Das  positive  Recht  trägt 
demselben  noch  recht  wenig  Rechnung.  Aber  als  Ausgangspunkt 
für  eine  Fortbildung  des  Arbeitsvertragsrechtes  in  dieser  Richtung 
sind  in  der  Tat  bedeutsame  und  mindestens  auch  juristisch  nicht 
zu  vernachlässigende  Ansätze  in  den  Erscheinungen  des  realen 
Lebens  zu  beobachten. 

Für  eine  richtige  Erfassung  dieses  Problemes  eines  ökono- 
mischen Risikos  sind  allerdings  die  Motive,  die  für  die  E  n  t- 
wicklung  des  modernen  Werklohnwesens  mass* 
gebend  waren  und  immer  dieselbe  noch  fördern,  von  einigem  Be- 
lang. 

Gewiss  ist  die  Stücklohnung  nichts  an  sich  neues,  ja  im  Ge- 

Audösung  des  Verlragsvcrhällnisses  zu  vollständigem  I.ohnvcriusi  führen  würde,  iiierm 
nt  nun  allcriiings  auch  eine  Verschiedenheit  in  der  .Situation  des  Werklöhners  gegen- 
über dem  Zeitlöhner  nicht  abzuleugnen.  Die  forttaufende  Vonuuzablang  von  Tag* 
lohn  bei  einem  «nf  liingere  Dauer  geschlossenen  Afbeitsyerhliltnto  kann  dem  Gesets 
gegenüber  wohl  auch  schon  als  besonderes  Entgegenkommen  des  Arbeitgebers  be- 
trachtet werden,  so  dass  hei  vorzeitiger  Auflösung  des  Verhiillnisscs  der  Arl)eitcr,  wenn 
er  nicht  sciton  lietrdge  ausgezahlt  erhalten  hat,  nach  §  614  sogar  um  seinen  Lohn 
kommen  kfimite,  weil  die  Dicmte  noch  nicht  su  Ehde  geldstet  lind;  beim  Weric- 
lohnverhlltnisse  liegen  die  Dinge  insofern  noch  ungOnstiger,  u.  t.  «ich  dann,  wenn 
Hm  !:t  die  spezitischen  Werkvertragsbestimmungen  C§  641)  in  Anwendung  kommen,  als 
die  Lolmzahlungen  von  Tag  in  Tag  oder  wöchentlich  bis  zur  Fertigstellung  der  Ar- 
bciisaufgabe  nach  dem  Wortlaute  des  (jci>etzcs  laisächlich  als  Vorschus^  aufgefasst 
werden  könnten,  als  ein  Darlehen  oder  dergl.  Hier  wirkt  die  JudUtatur  lingst  übennt 
mildmid,  und  muss  es,  weil  es  an  Normen  füi  den  Arbeitslohnvertrag  i.  e,  S.  fehlt. 
(Vgl  hiezu  Das  Gewerhegericbt  VIII.  Jahrg.  Entsch.  Nr.  38.) 
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genteil,  wie  ich  schon  in  anderem  Zusammenhange  zu  zeigen  unter- 
nommen habe  dürfte  man  in  der  Lohnzahlung  nach  Massgabe 
des  Arbeitserfolges  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  für  die  Mehr- 
zahl  der  Handwerke  die  ältere  Lohnbemessungsmethode  zu  er- 
blicken haben.  Dieser  älteren  Lohnbemessungsmethode,  die  noch 
aus  der  Entwicklungsstufe  des  gewerblichen  Arbeitsverhältnisses 
stammt,  auf  der  Meister  und  Geselle  nebeneinander  dem  Arbeits- 
besteiter als  Lohnempfänger  gegenObergetreten  sind,  steht  die 
neuere  einigermassen  kontrastierend  gegenüber.  Ueberwiegend 
war  wohl  auch  der  Zusammenhang  mit  der  älteren  völlig  verloren 
gegangen,  als  die  Arbeitsorganisation  des  gewerblichen  Grossbe- 
triebes diese  Entgeltbeniessuntj.smethode  wieder  zutage  förderte. 
Die  Kontinuität  ist  jedenfalls  durch  eine  ausgesprochene  Periode 
vorherrschender  Zeitlöhnung  gestört. 

Für  das  neue,  sozusagen  moderne  Werklohnsystem  versucht 
Bernhard  die  entscheidenden  Entwicklungsbedingungen  klarzu- 
stellen. Manchen  sehr  richtigen  Gesichtspunkt  für  die  Erklärung 
der  1  Entwicklung  der  Akkordarbeit«  hat  er  zweifellos  herausge- 
hoben so  \'or  allem  das  kapitalistische  Interesse,  dass  die  in 
den  all/.u  rasch  technisch  überholten  Maschinen  steckenden  Ka- 
pitalswerte nujghchst  bald  am  itisiert  werden.  Aber  einerseits 
stellt  Inrnhard  selbst  tU:n  Euiüuss  dieses  Momentes  auf  die  Ver- 
breitung, bezw.  Einführung  des  W'erklohnsystenies  in  den  Schatten, 
indem  er  darauf  hinweist,  dass  der  Arbeitgeber  andere  Mitte!  ge- 
brauciit  habe,  um  die  Arbeitsintensität  zu  steigern  ^).  Anderseits 
sind  gewisse  Bemerkungen  doch   etwas  zu  oberflächlich  *),  und 

I  I  Vt;!.  meine  >I.ohnpolitik  und  Lohnllicorie«  ,  Lcijvi^  1900  S,  43.    Dazu  auch 
Wd'b,  Theorie  w\A  Pr;iNi<;  <lrr  englischen  Gewcrkvereinc  (Hugo)  Bd.  I.  S.  254  Note. 

2)  Bernhard  a.  a.  U.  Kistcr  .Vbhchnitt  passhu. 

3)  Ebenda  S.  17  fT.  uod  34. 

4)  So  wenn  «r  S.  9  a.  a.  O.  scbreibt:  »In  Deutschland  hatte  sich  in  der  Flraxis 

die  Akkordlöhnung  seit  den  vier?ij;er  Jahren  zusehends  verbreitet.  Insbesondere  wurden 
die  Eisenl)ahnbauten  durchweg  in  .\kkord  au'ij'  f  Hirt.  Dies  bot  wiederum  den  Anl.Ks, 
im  Bangewerbe  und  in  Fabrikiudustnen  dic:iC  Lolinfotm  mehr  und  mehr  anzuwenden. 
Aber  nicht  nur  in  den  Fabrilcen  und  im  Baugewerbe  TerlNeilete  sich  das  System, 
sondern  es  fand  auch  Bngang  in  die  landwiitschafdichen  Betriebe.  Der  infolge  der 
ESsenbahnbautcn  seit  den  vierziger  J^dircn  hervortretende  I.eutemangel  btdlte  durch 
vermehrte  Arbeitsintensität  ersetzt  werden.'  Diis  ist  naiürlicli  keine  frklSrung,  denn 
nur  deshalb,  weil  bei  Eiüenbahnbauten  Akkordlühnung  eingeführt  war,  sind 
nicht  aach  Indastrie  und  Landwirtschaftsl>etriebe  m  diesem  Lolmbemessungssysiem 
übergegangen.  Es  haben  jeilenfalls  oft  auch  zufitllige  Faktoren  mitgespielt;  diese  fest- 
zustcUen,  ist  Sache  historisch-dcskriptiver  Untersuchungen.  Darnach  mag  allerdings 
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mancher  ziemlich  naheliegende  Kausalzusammenhang  ist  ganz 
tibersehen  worden.  So  ergibt  sich  m.  £.  gerade  aus  der  Bertütard- 
scben  Darstellung»  dass  u.  a.  in  der  Textilindustrie  die  Organi« 
sation  der  Arbeit  selbst,  das  durch  den  Aibeitsprozess  bedingte 
gruppenweise  Arbeiten  auf  die  Lohnbemessungsmethode  Einiluss 
gehabt  haben  muss  noch  bedeutsamer  aber  war  gewiss  fiir  die 
LohnbemcssuniTsweise  in  der  Textilindustrie  der  Zusammenhang 
mit  den  Heimarbeitsverhältnissen,  aus  denen  heraus  die  englische 
Industrie  gross  geworden  ist. 

Es  ist  aber  hier  nicht  der  Ort,  diese  Einzelheiten  weiter  zu 
verfolgen,  die  auch  eine  Vertiefung  in  die  Geschichte  der  ver- 
schiedenen Industriezweige  erfordern  würde.  Für  den  gegenwär» 
tigen  Zusammenhang  handelt  es  sich  nur  darum,  ein  ökonomi- 
sches MuMient  hervorzuheben,  das  nicht  etwa  bloss  für  den  theo- 
retischen Gcdankenganc^.  sondern  auch  praktisch  als  solches  er- 
scheint, das  »^rrncrt^Il  ganz  erheblich  zur  Entwicklung,  Eintuinung 
und  Verbreitung,  des  Werklohnsystems  in  irgend  einer  Form  bei- 
getragen haben  kann.  Dieser  ökonomische  Faktor  scheint  mir 
darin  erkennbar  zu  sein,  dass  in  der  Werklohnorganisalion  beim 
Arbeitsverhältnisse  eine  1^  e  1  r  e  i  u  n  g  des  U  n  t  e  r  n  e  Ii  m  e  r  s 
von  eine  m  Moment  der  U  n  s  i  c  Ii  e  r  h  e  i  t  liegt,  dem  seine 
ganze  Kalkulation  im  Falk-  der  Durchführung  seines  Unternehmens 
mit  der  Lohnbeniessuiig  nacii  Massiyabc  der  aufgewendeten  Arbeits- 
zeit unterliegt.  Es  soll  hier  L^leich  vorausgescliickt  werden,  dass 
es  sich  nicht  um  einen  für  alle  Verhältnisse  zutrefitenden,  sozu- 
sagen zwingenden  Zusammenhang  handelt.  Allein  die  Tatsache, 
dass  der  Arbeitgeber  mit  der  Bezahlung  und  vorher  mit  dem  in 
Rechnungsetzen  einer  bestimmten  Zeiteinhcitsgrösse  von  Arbeit 
keine  für  irgendwelche  Kalkulation  unbedingt  verlässlidie  Lei- 
stungs-  oder  Wertgrösse  erfasst,  wird  mehr  oder  minder  bei  allen 
Zeitlohnverhältnissen  fQhlbar  werden,  und  darin  liegt  ein  Risiko. 

Dieses  Risiko  kommt  ganz  naturgemäss  in  jenen  Industrien 
am  stärksten  zur  Geltung,  in  denen  der  Unternehmer  nicht  mit 
einer  konstant  gleichmässig  fortlaufenden  Produktion  zu  rechnen 
hat,  sondern  in  denen  er  beständig  neuartigen  Aufträgen  seiner 
Kunden  und  damit  einem  beständigen  Wechsel  in  der  Organi- 

auch  die  Arbeiterschaft  selbst  d.x  und  dort  das  Bemcssungssystem  weiter  übertragen 
haben,  so  z.  ii.  vom  Eiseiibahnbau  zur  Landwirtschaft. 

ij  Btmkard  a.  a.  O.  Im  Anhang  I  des  cnten  Abachnlttcs  die  Kapitel  »Form 
der  Akkordarbeit«  S.  i6  ff.  und  »die  wichtigiten  Gruppenaibeiteni  S.  19. 


sierang  der  Arbeit  und  in  der  Beschäftigung  der  einzelnen  Ar- 
beiter gegenübersteht,  Industrien,  in  denen  der  Unternehmer  durch 
die  Marktverbältnisse  gezwungen  ist,  seinen  Auftraggebern  Preise 
f&r  die  Aufträge  namhaft  zu  machen,  bevor  er  in  die  DurchRihrung 
der  Aufträge  eintritt.  Er  muss  also  eine  Kalkulation  auf  Wahr« 
scheinlichkeiten  stellen.  Damit  seine  Kalkulation  auch  im  Ver- 
laufe der  Durchführung  des  Arbeitsprozesses,  der  dann  auf  Grund 
der  Kalkulation  eingeleitet  wird,  eingebalten  werde,  drängt  die 
Sachlage  ganz  von  selbst  dazu,  dass  der  Unternehmer  die  gesam- 
ten Arbeiten,  für  die  er  in  seinem  Voranschlag  schon  bestimmte 
Kosten  einzusetzen  gezwungen  war,  zu  dem  betreffenden  Preis 
auch  an  die  Arbeiter  vergibt.  Hat  ein  Haumeister  ein  Haus  zu 
bauen  übernommen  und  hiefür  zur  I.inbaltung  eines  bestinm 
ten  »Limitos«  der  Kosten  sich  verpflichtet,  so  muss  er  bei 
Berechnung  des  Limitos  einen  gewissen  Kostenbetrag  für  jeden 
Kubikmeter  Mauer. vrik  und  damit  natürlich  für  die  Arbelt  an 
jedem  solchen  Kubikmeter  angenommen  und  in  die  Rechnung 
eingesetzt  haben.  Diesen  Kostenbetrag  gilt  es  dann  sclbstver- 
ständhch  einzuhalten,  und  das  geschieht  wohl  am  leichtesten  durch 
Vergebung  der  Arbeit  im  Werklohnsatz.  Wie  bei  den  Steinmaurern 
steht  CS  mehr  oder  minder  bei  allen  übrigen  Baugewerben,  bei 
den  Ti-^chk'rn ,  Wagenbauern ,  Eisengiebscrn ,  Kesselschmicd'.ii, 
SchitTljaucrn,  Maschinenbauern  u.  dgl.  m.  Ja,  man  wird  allgemein 
sagen  dürfen,  dass  diese  Schwierigkeit  sicli  in  all  den  Gewerben 
vor  allem  einstellt,  in  denen  die  Produktionsobjeklc  ein  mehr  oder 
minder  kompliziertes  Ganze  sind,  dessen  Bestandteile  eben  jenen 
starken  Wechsel  nach  Massgabe  der  Bestellerangaben  aufv\eisen. 
jedenfalls  treffen  zwei  Momente  zusammen:  die  Ungleichmassig- 
keit der  Produktionsprozesse  im  ganzen  wie  im  einzelnen  einer- 
seits, die  Notwendigkeit  der  Vorausberechnung  des  Produktpreises 
mit  einiger  Genauigkeit  anderseits. 

Auch  Bernstein  hebt  diesen  Umstand  schon  hervor^)  und 
zwar  speziell  für  das  Maschinenbaugewerbe;  es  sei  in  steter  tech- 
nischer Fortentwicklung  begriffen,  »kleinere  und  grössere  Umwäl- 
zungen der  Technik  ändern  beständig  am  Arbeitsprozess,  am  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeiter,  Werkzeug,  bezw.  Werkzeugmaschine 
und  Material  und  machen  so  den  Kostenpreis  des  Produkts  zu  einer 
bei  stabilem  Zeitlohn  schwer  bestimmbaren  Grösse.    Daher  von 

I)  hk  sciDcm  Aointt  »Dm  Ptrimieolobiiäy&tem  und  die  Arbeiter«,  SoziaSit,  Ho- 
mtdiefte  1902  Nr.  13. 
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dieser  Seite  her  das  immer  stärkere  Bestreben  der  Uatemehmer, 
Stücktohnberechnung  einzuführen  c  Und  in  der  ihm  eigenen,  sehr 
massvollen  Weise  knüpft  er  die  Bemerkung  an:  »Es  ist  sehr  nahe* 
lict»end  und  nicht  immer  ungerecht,  die  stete  Wiederkehr  mit  der 

Hrandmarkung  der  >Profitgier^  der  Fabrikanten  abzutun.  Aber 
für  die  Krkenntnis  der  stci<^endcn  Zunahme  dieser  Versuche  hat 
diese  Erklärung  keinen  höheren  Wert,  als  die  Zurückfülirung  des 
Widerstandes  der  Arbeiter  liegen  die  Stückarbeit  auf  eine  ihnen 
angeblich  angeborene  Faulheit  und  Bet^ehrlichkeit«. 

Dieses  Risiko  der  felilerhaften  Lohnberechnung,  das  genau 
genommen  immer  besteht,  so  oft  der  Unternehmer  eine  Leistung 
im  Auge  hat,  während  er  die  Kosten  nach  der  Zeit  berechnet, 
also  bei  allen  Zeitiohnverhaltnissen,  dieses  Risiko  einzuschränken, 
muss  der  Unternehmer  bestrebt  seni.  Dieses  Bestreben  liegt  im 
Wesen  des  rationell  wirtschaftenden  Unternehmertum-;.  Indem 
ich  vorhin  von  einer  Abwal/.ung  sprach,  habe  ich  schon  ange- 
deutet, dass  das  Risiko  nicht  i^an/.  verschwindet,  vielmehr  wenig- 
stens zum  Teil  wieder  erscheint,  und  zwar  auf  Seite  des  Arbeiters, 
d«'ssen  Arbeit  nicht  nach  Zeitemheiten,  sondern  nach  der  Leistung 
bemessen  wird. 

Wenn  \un  dem  Risiko,  das  mit  der  W'ci  kl« »hnung  verbunden 
ist,  gesproclien  wird,  so  soll  damit  nicht  etwa  an  Vorgänge  und 
Zustände  gedacht  werden,  wie  sie  z.  B.  B.  und  ^.  II  ci^d  in  ihrer 
Systematik  des  englischen  Gewerkschaftswesens  für  englische 
und  ähnlich  neuestens  Pieper  für  deutsche  ^)  Kohlenbergwerks- 
unternehmungen anführen,  die  nicht  mehr  immer  als  innerhalb  der 
Grenzen  des  Strafgesetzes  stehend  kategorisiert  werden  kdnnea 
Vielmehr  braucht  man  hier  nur  jene  Nachteile  der  im  Werklohn 
Arbeitenden  im  Auge  zu  behalten,  die  sich  tatsächlich  und  rechtlich 
als  nichts  anderes  darstellen,  denn  als  ökonomisches  Risiko,  das 
aus  ihrem  Arbeitsvertragsverhältnisse  für  sie  entspringt. 

Und  worin  kommt  nun  eigentlich  das  Risiko  auf  Seite  des 
Werklöhners  zur  Erscheinung  ?  Ein  Unterschied  in  dem  Ausmass 
an  Haftung  für  eine  Schädigung  des  Arbeitgebers,  die  auf  die 
Arbeit  speziell  des  Werklöhners  zurückzuführen  ist,  ist  nicht  be* 
gründet,  auch  de  lege  lata  nicht  feststellbar.  Da  Zeit-  und  Werklohn- 
Verhältnis  beide  auf  den  Bestimmungen  des  Dienstvertrages  fussen, 

I)  Wtib  >.  ft.  O.  s.  276. 

3)  Pi^t  Lortnzy  Die  Lag«  der  Be^arbciter  im  Ruhrrevier.  Stutlgert  1903  S.  65  ff. 
and  90  ff. 
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so  kommen  für  beide  auch  bezüglich  der  Haftung  dieselben  Grund- 
sätze 2ur  Anwendung.  Auch  in  der  Judikatur  der  Gewerbegerichte 
hat  sicli ,  soweit  ich  sehe ,  —  meine  Beobachtungen  erstrecken 
sich  allerdings  nur  auf  die  deutsche  und  österreichische  Recht* 
sprechung  —  bisher  eine  andere  Auffassung  nicht  bemerkbar  ge- 
maclit.  was  ja  iibnV.^^ens  zu  dem  ganzen  Grundzug  der  gewerbe- 
gerichtlichen Judikatur  über  das  W'crklohnverhaltnis  in  vollem 
Einklang  steht.  Eine  Dittcrenzierung  m  der  llattung  tur  Schaden 
könnte  nur  insofern  erkannt  werden,  als  tler  Werklöhner  im  Kalle 
des  Misslin^cn>  einer  Arbeit  nicht  allein  für  den  M  aterialschaden 
sondern  gewiss  aneh  mit  seinem  W'crklohn  aul/ukommcn  hat, 
während  beim  Zeitluhner  unter  Umständen  \(jn  einer  Kürzmi<r  des 
Lohnes  schon  wegen  der  Schwierigkeit,  das  Ausniass  des  durch 
das  Missraten  verwirkten  Lolnies  festzustellen,  abgesehen  werden 
dürfte,  er  also  meist  nur  für  Materialschaden  herangezogen  wer- 
den wird. 

Aber  es  bleiben,  abgesehen  von  dem  Problem  der  Haftung, 
noch  andere  Momente,  bezüglich  deren  das  Risiko  des  Arbeiters  in 
Frage  kommen  kann  und  tatsächlich  auch  kommt.  Einige  solche 
hat  Bernhard  behandelt  es  sind  aber  nur  mittelbar  ökonomi- 
sche; ausser  den  von  ihm  hervorgehobenen  kommen  noch  andere 
in  Betracht    Wir  haben  dann  folgende  Faktoren  zu  beachten : 

1.  Abhängigkeit  des  Arbeitserfolges  vom  Material, 

2.  Abhängigkeit  des  Arbeitserfolges  vom  Werkzeug  (Ma- 
schinen), 

3*  Einfluss  der  2^itausnützung  und  im  Zusammenhang  damit 

4.  Abhängigkeit  von  anderen  ausserhalb  des  Willens  des  Ar- 
beiters liegenden  Faktoren,  die  den  Zeitaufwand  des  Ar- 
beiters  erhöhen, 

5.  Abhängigkeit  des  ökonomischen  Ergebnisses  des  Arbeits- 
verhältnisses von  der  Richtigkeit  der  Kalkulation  über  das 
Kraft-  und  Zeiterfordemis. 

I.  Die  Qualität  des  zu  ver-  oder  bearbeitenden  Materiales 
kann  in  ausserordentlich  hohem  Ausmasse  den  Erfolg  der  Werk- 
löhnerarbeit  beeinträchtigen.  Gerade  der  schon  erwähnte  Fall 
des  Bergarbeitsverhältnisses  bietet  ein  drastisches  Beispiel  dafiir, 
in  welchem  Masse  die  Gefahr  ökonomischer  Schädigung  vom  Ar- 

i)  Bernhard  a.  «.  O.  Dritter  Abschnitt,  L  Kapitel,  passim,  insbes.  S.  145  IT. 
B.  bringt  manche  wertvolle  Bemerkung  und  Beobachtung,  aber  in  einer  wenig  glOck- 
lichen  Sjstematik. 
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beitgeber  auf  den  Arbeiter  abgewälzt  werden  kann,  wenn  dieser 
nncli  dem  Leistungserfolg  entlohnt  wird.  Aber  auch  für  andere 
Prodiiktionszweige  können  solche  Verhältnisse  festgestellt  werden. 

Die  Abhängigkeit  der  möi^lichen  Schnelligl:eit  des  Arbeits- 
verlaufes \  on  (ItT  Beschaffenheit  des  zu  verarbeitenden  Materials 
spielt  bekannliich  auch  in  der  Textilindustrie ,  aber  fast  noch 
niclir,  was  namentlich  aus  den  Gewerbcgcrichtsentscheidungcn 
hci  V  or'j'cht,  in  den  Metallgewerbcn  (  insbesondere  jeder  Art  Dreherei, 
Hoijlci  ri,  Giesserei)  eine  wichtige  Rolle.  Die  Gefahr  des  gr^isseren 
Zeitaulwandes  und  damit  natürlich  der  Steigerung  der  Produktions- 
kosten wird  offenbar  dadurch  abgewälzt,  dass  der  Zeitverlust  nicht 
mehr  vom  ünternchiuer  bc/ahli  wird. 

Es  niuss  dabei  durchaus  nicht  an  eine  Art  dolosen  Verhal- 
tens des  .Arbeitgebers  gedacht  werden,  also  nicht,  dass  er  etw'a 
mit  Wissen  nuiuk-rwertige  schwerer  zu  verarbeitende  Materialien 
dem  Arl)eilcr  iii)erantwortet,  sondern  es  gcnüi^t  seine  eigene  Un- 
sicherheit in  der  Beurteilung  des  angesciiatlten  Materiales  hinsicht- 
lich der  Leichtigkeit  der  Verarbeitung. 

2.  Aehniich  liegen  die  Dinge  bezüglich  der  Abhängigkeit  des 
Arbeitserfolges  von  der  Ausrüstung  des  Betriebes  mit 
Werkzeugen,  Arbeitsmaschinen  eventuell  auch  Kraft- 
einrichtungen. Es  bedarf  keiner  langen  Reflexionen,  um  den  Weg 
zu  erkennen,  auf  dem  der  Arbeiter,  der  nach  der  Werkleistung 
entlohnt  wird,  einen  Nachteil  in  der  Ausrüstung  aufgeladen  be- 
kommt, den  nicht  allein  ökonomisch,  sondern  auch  rechtlich  der 
Betriebsbesitzer  zu  tragen  hätte.  Es  macht  natürlich  kaum  einen 
Unterschied,  ob  die  Mangelhaftigkeit  der  zur  Verfügung  gestellten 
Werkzeuge  oder  Maschinen  darin  besteht»  dass  diese  nicht  dem 
jeweiligen  Stande  der  Technik  entsprechen,  oder  ob  sie  m  der 
qualitativen  Beschaffenheit,  endlich  in  völligem  Fehlen  solcher  Ar- 
beitsmittel liegt. 

Kapitalersparung  oder  Kapitalschwäche,  sie  sind  es,  die  inner- 
halb des  Ge>amtprozesses  der  Herstellung  des  Produktes  in  der 
Regel  einen  Mehraufwand  an  Arbeitslohn  notwendig  machen 
und  so  im  Konkurrenzkampf  ein  Defizit  an  Leistungsfähigkeit  ge- 
genüber den  Konkurrenten  bewirken  können.  Deshalb  gilt  es, 
den  Mehraufwand  an  Arbeitslohn  hintanzuhalten,  und  so  kann  und 
wird  wohl  gar  oft  diese  ganz  natürliche  Kompensation  innerhalb  des 
GesanUrechinnigspro/esscs  der  Kostenfestslelhmg  für  das  Produkt 
dadurch  überflüssig,  dass  die  Lobnbemessung  von  dem  Arbeils- 
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zeitaufwande  unabhängig  gemacht  wird. 

3.  Die  Zeitausnützung  bietet  insofern  ein  Element, 
durch  welches  dem  Arbeiter  ein  ökonomisches Rbiko  aufgelastet  wer- 
den kann,  als  a)  willkürliche  Pausen  und  Unterbrechungen 
dem  in  Werklohn  stehenden  Arbeiter  zur  Last  fallen  und  b)  die 
Intensität  der  Arbeit  nicht  immer  ausschliesslich  vom  Willen  oder 
der  Ausdauer  des  Arbeiters  abhängt,  sondern  von  andern  Um- 
ständen, wie  insbesondere  z.  B.  von  Regulierungen  an  Maschinen, 
von  irgend  welchen  Gehilfen  bei  der  betreffenden  Arbeit  selbst,  auch 
von  der  Leistungsfähigkeit  des  Vorarbeiters,  noch  mehr  unter 
Umständen  aber  auch  v^on  dem  Forti^ange  des  Arbeitsprozesses 
in  den  Vorstadiea,  von  der  Qualität  der  vorgeleisteten  Arbeiten 
u.  dgl.  m. 

Kann  und  muss  der  erste  Fall  uni^cnugcnder  Ausnützung  der 
Arbeitszeit  vom  rein  Ökonomischen  Standpunkt  aus  als  ein  sol- 
cher angesehen  werden,  beziit^lich  dessen  die  Ri;iikoab\välzung 
vom  Unternehmer  auf  den  Arbeiter  nn  grossen  und  j^an/.en  als 
richtiger  Vorgang  zu  beurteilen  ist,  so  wird  die  Abwälziaig  im 
zweiten  Fall,  wenn  auch  vielleicht  nicht  als  wirtschalthch  schlecht- 
hin bedenklich,  so  doch  jedenfalls  als  unbillig,  ungerecht  bezeich- 
net werden  müssen.  Der  Fall  ist  eben  nicht  anders  zu  beurteilen, 
als  wenn  ein  Unternehmer  eine  Leistung  zu  bestimmtem  Preise 
übernimmt  und  durch  ausserhalb  seines  Wollens  und  Könnens 
liegende  Umstände  gezwungen  wird,  seine  wirtschaftlichen  Kräfte 
für  die  Arbeit  auf  längere  Zeit  zur  Verfugung  zu  stellen,  als  dies 
andernfalls  notwendig  gewesen  wäre;  auch  er  wird  vom  Arbeits- 
besteller  eine  Entschädigung  über  den  ursprünglich  vereinbarten 
Preis  hinaus  beanspruchen.  So  kommt  es  denn  auch,  dass  von 
den  Werklohnarbeitern  oft  derartige  Hemmungen  In  ihrem  Ar* 
beitsfortgange  zum  Gegenstand  von  Klagen  gemacht  werden, 
die  freilich  meist  nur  den  Erfolg  haben,  dass  der  Unternehmer 
andere  Arbeitskategorien  dafür  haftbar  macht,  ein  Erfolg,  der  von 
der  Arbeiterschaft  natürlich  nicht  beabsichtigt  werden  kann,  weil 
dadurch  Uneinigkeit  unter  die  Arbeiterschaft  gebracht  wird,  da- 
her ein  neues  Argument  gegen  die  Werklohnbemessung. 

4.  Hancielt  es  sich  bei  dem  unter  3.  besprochenen  Umstand 
um  die  Eventualität,  dass  die  Arbeitskraft  des  Lohnarbeiters  einige 
Zeit  hindurch  aus  irgend  einem  Grunde  brach  gelegt  wird,  so  ist 
weiter  noch  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen ,  dass  der 
Zeitaufwand,   der  zur  Krzieiung  der  der  Lohnbemessung 

ZaiUchrift  fitr  die  gei.  SuauwltMnsc}i.    Ergänzungcheft  14.  3 
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zu  Grunde  liegenden  Leistungseinheit  erforderlich  ist,  Schwan- 
kungen ausgesetzt  ist,  die  nicht  in  irgend  einer  Qualität 
einer  Arbeitsleistung  ihren  Grund  haben,  sondern  in  erster  Linie 
in  elementaren  Umständen.  Was  ich  hier  in  erster  Linie  im  Auge 
habe,  ist  die  Abhängigkeit  des  Arbeitsertrages  der  Kohlcnberg- 
arbeiter  von  der  mehr  oder  minder  <^ünsti;4en  GestaltiiriL^  des 
Flözes  und  damit  im  Zusammenhang:  auch  \  on  der  Gunst  der 
Steiger.  »Der  Kohlbcri;'  und  der  Steij^u^.r  machen  den  liergmanU' 
Die  aus  Kontrollgruuden  unvermeidiiche,  aber  gleichwohl  oit  ge- 
nug unbillig  gehandhabte  und  deshalb  schwer  empfundene  Hin- 
richtung des  >Nullcns«  von  Förderwagen,  also  von  Arbeitsleistungen, 
ist  gleichfalls  in  diesem  Zusammenhang  zu  erwähnen  Insofern 
das  Aussuchen  der  i Steinet  aus  der  gelösten  Kohle  wegen  der 
Eigenartigkeit  des  Flözes  vielfach  unmöglich  ist,  das  spärliche 
Licht  und  die  stauberfüllte  Luft  die  Unterscheidung  an  und  für 
sich  erschweren  (z.  B.  namentlich  bei  Brandschiefer  als  Neben- 
gestein), unterliegt  der  Arbeiter  auch  hierin  einer  Beeinträchtigung 
seines  Verdienstes  durch  schwankende  Umstände,  die  bei  Zeit- 
lohnbemessung  den  Arbeitgeber,  beziehungsweise  seinen  Be- 
triebsertrag treffen.  Es  werden  allerdings  gerade  mit  Rücksicht 
auf  diese  Verschiedenheit  in  der  Gestaltung  der  einzdnen  Kohlen- 
flöze in  den  deutschen  Kohlenbergwerken  die  Gedinge  ziemlich 
weitgehend  (sogar  kameradschaftsweise,  also  je  nach  der  Sach- 
lage «vor  Ort«)  spezialisiert,  aber  gleichwohl  wirkt  die  Schwan- 
kung in  den  Gesteinsverhältnissen  auf  den  tatsächlichen  Arbeits- 
verdienst gewattig  ein. 

5.  Aber  nicht  nur  durch  solche  Schwankungen  wird  die 
Sicherhett  in  der  Berechnung  des  wahrscheinlichen  Kraft-  und 
Zeiterfordernisses  beeinflusst,  die  der  Arbeiter  vornehmen  muss, 
bevor  er  sich  auf  einen  Werklohnsat/,  einlässt,  auch  ganz  abge- 
sehen davon  bringt  die  Notwendigkeit  der  Bestimmung  mutmass- 
licher Kraft-  und  Zeitanfwendungen  ein  Starkes  Moment  von  U  n- 
sichei  heit  in  die  Verwertung  der  Arbeitskraft. 
Die  Entgeltbestimmung  im  Werklohn  Verhältnisse  ist  vielfach  auf 
Wahrscheinlichkeit  basiert. 

Eis  ist  ja  nicht  allein  die  Intensität  der  Arbeitsanspannung, 
sondern  auch  die  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters,  die  Qualität 

1)  Pieper^  L^rtns,  Die  Lage  der  Bauarbeiter  im  Rnlirrevier.  S.  67. 

2)  Ebenda  S.  92  ff.    »iVullcn«  heisst  die  Bezeichnung   des  Förderwageos  durch 
den  BruckenkoauoUeur  in  der  Weise,  da»  kein  Lohn  dafür  berechnet  wird. 
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der  Arbeitski .ift  selbst,   was  bei  der  Zeitlohnbemessunc^  ein  Ele- 
ment der  Unsicherheit  in  die  Kalkulation  des  Arbtniyebers  bringt. 
Auch   in  dieser  Richtung   tritt  also  eine  Entlastung  des  Risikos 
des  Arbeitgebers  ein,  sobald  das  Mass  der  Gcj^chicklichkcit  und 
Anpassungsfähigkeit  des  Arbeiters  bei  der  Lohnbemessung  voll 
zur  Geltung  kommt.    Man  könnte  darnach  freilich  meinen,  diese 
Unsicherheit  und  damit  das  Risiko  werde  daher  mit  der  Werk- 
lohnbemessung aus  der  Welt  geschafft,  da  ja  der  Arbeiter  seine 
Qualitäten  und  das  Ausmass  seiner  Leistungsfähigkeit  kennen 
müsse.   Allein  das  gilt  wohl  nur  cum  grano  salis.  Die 
Leistungsfähigkeit  eines  Menschen  ist  nichts  absolutes,  sie  ist  eine 
fassbare  Grösse  immer  erst  in  Relation  zu  einer  Arbeitsaufgabe.  Und 
deshalb  schon  ist  auch  för  den  Arbeiter  selbst  zufolge  der  oft  ge- 
nug vorliegenden  Unfähigkeit,  die  Arbeitsaufgabe  ganz  zu  durch» 
dringen,  seine  Leistungsfähigkeit  auch  für  ihn  eine  unbestimmte 
Grösse,  mit  der  er  aber  rechnen  muss,  wenn  er  die  Forderung 
eines  bestimmten  Werklohnsatzes  auCstellt.  Bei  Stücklöhnung  trifft 
das  freilich  zumeist  weniger  zu  als  beim  Akkord  und  bei  diesem 
freilich  umso  mehr,  je  mehr  Individuen  zu  einer  Akkordgruppe 
zusammen  geschlossen  sind.    Man  kann  also  auch  in  dieser  Be- 
ziehung wohl  als  generelle  Erscheinung  annehmen,  dass  das  Ri* 
siko,  das  der  Arbeitgeber  bei  Zeitlöhnui^  trägt,  nicht  wegfällt  beim 
üebergang  zur  Werklöhnung,  sondern  wenigstens  zum  grossen  Teile 
auf  die  Schultern  der  Werklohnarbeiter  abgewälzt  wird,  da  diese 
bei  der  Vereinbarung  des  Werklohn-f  Akkord-)satzes  die  Gefahr  un- 
richtiger I'jnschätzunc^  der  eigenen  Kräfte  und  damit  der  Unter- 
schätzung des  erforderlichen  individuellen  Zeitaufwandes  voll  und 
ganz  auf  sich  nehmen. 
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IV. 

Refonntendenzen  und  spezielle  Aufgaben  der  Lohn- 
sicherung beim  Werklohnsystem. 

Man  möchte  sich  fast  versucht  fühlen,  aus  der  eben  her\or- 
^ehobenen  ökonomischen  Belastunc,»,  (]ie  j^anz  speziell  nur  die 
VVerklöhner  trifft,  auf  eine  stärkere  1  >iti"erenzierung  der  Werklohn- 
verhaltnisse ge^enül)er  den  Zeitlohnverhältnissen  zu  ari;umentiercn. 
Allein  weitere  Tatsachen,  die  im  folgenden  noch  zu  erörtern  Mtid, 
stünden  dem  entgegen,  wenn  nicht  schon  ans  anderen  Gründen 
davon  abgesehen  werden  müsste;  ergibt  sich  iloch  schon  ans  den 
Ausführungen  des  II.  Abschnittes,  dass  dieses  ökonomische  Risiko 
im  positiven  Recht  noch  keine  Geltung  erhalten  hat. 

Gegenüber  dieser  theoretisch  noch  wenig  geklärten,  aber 
praktisch  da  und  dort  stets  schwer  empfundenen  Tatsache  der 
Belastung  der  Werklöhner  mit  dieser  Gefahr  ökonomischer  Schä- 
digung kann  die  vielfach  ablehnende  Haltung  der  Arbeiterschaft 
gegen  die  Methode  Oberhaupt  nicht  überraschend  kommen.  Wie 
Bernhard  neuestens  nachgewiesen  hat ist  es  freilich  nicht  die 
Beseitigung  der  Werklohnbemessung  schlechthin,  die  von  der  Ar- 
beiterschaft gefordert  wird,  sondern  nur  Beseitigung  derselben  bei 
gefahrlichen  Arbeiten.  Weit  bedeutungsvoller  und  allgemeiner  ist 
die  Forderung  einer  »Regelung  der  Akkordarbeit«. 

Die  Berrihar(fsc\\c  Arbeit  kann  das  Verdienst  für  sich  in 
Anspruch  nehmen,  wichtige  Schwächen  der  VVerklohnbemessung 
klargestellt  zu  haben,  das  sind  vor  allem  Mängel  in  der  Akkord- 
berechnung und  solche  der  Akkordverteilung.  Das  Buch  weist 
auch  auf  ganz  bestimmte  Richtungen  hin,  in  welchen  die  Reform- 
arbeit sich  bewegen  niüsste.    Aber  nicht  um  die  Aeuderung  der 


t)  A.  a.  O.  S.  136  f. 
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Berechnungsweise  an  und  fär  sich  kann  es  den  Arbeitern 
natürlich  zu  tun  sein,  sondern  stets  auch  hier  nur  um  eine  Bes- 
serung der  Stellung  des  Werklöhners.  Und  da  lässt  sich  denn 
mit  ziemlicher  Sicherheit  behaupten,  dass  auch  die  Schwäche  der 
Werklohnbemessung,  die  in  dem  auf  den  Arbeiter  abgewälzten  Ri- 
siko liegt,  durch  die  Berechnungsweise  wesentlich  gemindert  wer- 
den kann.  Das  Risiko  kann  z.  B.  zweifellos  eine  Verminderung  da- 
durch erfahren,  dass  von  der  Bestimmung  der  Akkord*  oder  Stück- 
sätze für  ganze,  grössere  Arbeitskomplexe  zur  Feststellung  von 
Werklohnsätzen  für  einzelne  Arbeitsphasen,  Teilprozesse,  aus  denen 
der  ganze  Arbeitskomplex  zusammengesetzt  ist,  übergegangen  wird. 
Es  nuiss  also,  was  Bernhard  auch  andeutet'),  die  Lohnbemes- 
suHLjseinhcit  verkleinert  werden.  Stärkere  Kntwicklung  der  Lohn- 
bemessung nach  Arbeitsclcmentcn  wird  mindestens  auch  die 
Gefahr  unrichtiger  Kalkulation,  d.  h.  vor  allem  zu  geringer  Lohn- 
sätze verringern. 

Auch  die  Regelung  der  » Akkui d\ er u  ilnng«  kommt  für  eine 
Pvliiideiung  tles  Risikos  in  Betracht,  denn  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  wirkt  beispielsweise  der  Ucbergang  vom  Akkurd  zu  spe- 
zialisierten Stücklohnsätzen,  der  namentlich  mit  fortschreitender 
Technik  öfter  zu  beobachten  ist,  auch  wie  ein  Zurückwälzen  des 
Risikos  auf  den  Arbeitgeber;  der  Uebergang  zum  spezialisierten 
Stücklohn  bedingt  gegenüber  dem  Akkord  eben  Spezialkalkula- 
tionen  Über  die  betreffenden  Arbeitsleistungen,  die  nach  Stück  ent- 
lohnt werden  sollen,  während  vorher  (beim  Akkord  für  einen  um- 
fassenderen Ariaeitskomplex)  die  Arbeitskosten  eben  einen  grös- 
seren, dem  fertigen  Produkt  nähergebrachten  Produktionskomplex 
betrafen^  Anderseits  ist  aber  auch  die  Möglichkeit  gegeben, 
dass  mit  dem  Uebergang  vom  Stücklohn  zu  sog.  gemeinschaftlichen 


1)  A.  a.  O.  S.  147  f. 

2)  Das  sind  die  einzelnen  Handreichungen  ,  die  zur  Fertigstellung  einer  Arbeit 
erforderlich  sind.  Vgl.  Bernhard  a.  a.  O.  S.  149. 

3)  Also  wenn  sUtt  einei  Gemmtlohncs  Ar  alle  an  einem  ArbeitntOck  Beschiß 
tigten  nunmehr  Tilr  alle  einzelnen  Arbeiten  der  Tetlnehmer  (Monteur^  Schmiede,  Me- 

talldrebcr,  Hobler,  Bohrer,  Fraiser,  evcnt.  Rohreinzieher ,  .Schlosser  w.  a.  m.).  z.  H. 
für  Dreherarbeit  an  Walzen,  Rädern,  Bolzen,  Wellen  u.  s.  f.  die  Einzelstücklöbne 
festgesetzt  werden. 

Waren  die  Arbeiter  bbhin  in  einem  Akkordmeistersystem  ohne  Anteil  am  Akkotd- 

äberschosa  beteiligt,  dann  fielen  die  Dinge  freilich  anders,  dann  kommt  es  dnranf  an, 
wie  sie  vorher  entlohnt  waren,  ob  nach  Zeit  oder  vtm  vom  Meister,  aber  auch  nach 
Einzelstücken. 
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Akkorden  unter  Umständen  für  die  beteiligten  Arbeiter  eine  Aus- 
gleichung im  Risiko  nur  untereinander  bewirtet  wird,  nicht  eine 
Entlastung  von  demselben. 

Auf  alle  Fälle  bleibt  die  Zurflckwalzung  des  Ristkos,  welches 

vom  Arbeitgeber  auf  den  Arbeiter  abgewälzt  ist,  ein  besonderes 
Problem.  An  der  Beschäftigung  mit  diesem  Problem  fehlt  es 
nicht,  ja  man  ist  schon  weit  mehr  in  dasselbe  eingedrungen,  als 
man  meinen  dürfte.  Wieder  sind  es  in  erster  Linie  Entschei- 
dungen der  Gewerbegerichte,  die  hier  heranzuziehen  sind,  wo  es 
gilt,  den  Ideen  nachzuspüren,  die  die  Fortbildung  des  Arbeits- 
vertra^sverhaltnisses  leiten.  Es  ist  dort  ja  freilich  zunächst  im- 
mer nur  der  einzelne  Fall ,  der  die  Unbilligkeit  und  Härte  einer 
solchen  Gefahrübertragung,  wie  sie  beim  Werklohnverhältnis  vor 
sich  geht,  zum  Bewnsstsein  brin;^t.  Wo  aber  die  entsprcchctvle 
Kraft ,  natürlich  auch  die  Möglichkeit,  unter  halbwegs  annehm- 
baren Verhältnissen  die  Geltendmachung  der  Interessen  aufzu- 
nehmen, vorhanden  ist,  wo  also  nicht  alles  an  Unbilligkeit  ohne 
weiteres  lüngenonuncn  wird,  —  und  das  ist  ja  schon  dank  der 
Gewerkvereinsorganisation  vielfach,  bei  uns  überwiegend  der  Fall 
—  dort  gelangt  denn  auch  in  einer  Reihe  von  Gesichtspunkten 
wieder  eine  Beurteilung  der  Dinge  zur  Geltung,  die  unverkennbar 
die  Benachteiligung  des  Werklöhners  durch  die  oben  besprochenen 
Gefahren  ablehnt. 

So  wie  eine  Reihe  von  Gewerbegerichten  bisher  schon  Ent- 
scheidungen in  dem  Sinne  geiällt  haben,  dass  der  Arbeitgeber 
für  eine  Schädigung  des  Arbeiters  aufzukommen  hat,  wenn  dieser 
durch  die  Qualität  des  Materiales  oder  auch  der  Werkzeuge  (Ma- 
schinen) im  Fortgang  seiner  Arbeit  aufgehalten  wird so  ist  auch 
zu  erwarten,  dass  in  absehbarer  Zeit,  falls  nicht  die  Gesetzgebung 
darin  zuvorkommen  sollte,  zunächst  die  Rechtsprechung  dem  Ar- 
beitgeber die  Verantwortung  für  solche  Schädigungen  des  Werk- 
löhners  auilasten  wird,  die  überhaupt  aus  nicht  im  Willen  oder 
grroben  Verschulden  desselben  liegenden  Momenten  resultieren. 
Wiederholt  haben  Gewerbegerichte  gelegentlich  einer  Entscheidung 
über  das  vorzeitige  Verlassen  der  Betriebsstätte  wegen  zu  geriny;en 
Werklohnsatzes  ausgesprochen,  dass  der  Arbeiter  die  Pflicht  ge- 

1)  VgL  »Das  Gewcfbcgeriehtc  VT.  Jahrg.  Nr.  72,  auch  IMger  •.  «.  O.  Nr.  3, 
Fall  I — ni,  aach  die  den  §  t84  Z.  4  G.O.  betrefFenden  Entsclkeidangen  sind  mit 
heranzuziehen.  Entscheidungen  österreichischer  Gcwerb^ericbtC  a.  a.  O.  Bd.  L 
Nr.  97  Bd.  III.  368  UDd  Bd.  IV.  601. 
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habt  hätte,  im  Dienst  zu  bleiben,  da  ihm  der  Weg  an  das  Ge- 
werbegericht sur  Geltendmachung  seines  verkflrxten  Interesses  all* 
zeit  offen  gestanden  hätte.  Also  wird  die  Intervention  des  Gerichtes 
auch  fiir  den  Fall  unrichtig  kalkulierter  Lohnsätze  in  Aussicht 
gestellt Ueberdies  kann  übrigens  die  Verkürzung  des  Interesses 
auch  in  einer  zu  geringen  Verdienstmöglichkeit  bei  an  und  fiir 
sich  entsprechenden  Lohnsätzen  liegen  und  in  gleicher  Weise  Be- 
rücksichtigung finden.  Das  Gericht  kann  hierin  tatsächtlich  umso 
weiter  gehen;  als  das  positive  Recht  den  Anhaltspunkt  zu 
Analogien  bietet,  wie  das  in  der  deutschen  Gesetzgebung  der 
Fall  ist.  Für  unseren  Gedankengang  kommt  insbesondere  die  Be- 
stimmung des  §  124  Z.  4  der  G.O.  in  Betracht,  die  dem  Arbeit- 
geber die  Verpflichtung  auferlegt,  fiir  eine  ausreichende  Beschäf- 
tigung des  Werklöhners  Sorge  zu  tragen,  und  die  den  Werk- 
löhner  wie  den  Zeitlöhner  vor  widerrechtlichen  Uebervorteilungen 
seitens  des  Arbeitgebers  ausdrücklich  schützt.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dass  auch  in  dieser  Richtung  der  Werklöhner  einem 
Risiko  ausgesetzt  ist,  dass  der  Arbeitgeber  ihn  nicht  geniigend  be- 
schäftigt. Denn,  braucht  der  Unternehmer  zwar  einen  Hiltsarbeiter, 
hat  aber  nicht  geniii^end  Arbeit,  denselben  i^Ieichniässig  tortlaufend 
zu  beschäftigen,  so  kann  er  sich  n.iturlich  am  liMchiesten  dadurch 
helfen,  dass  er  die  Lohnbemessung  nach  Massgabe  der  tatsäch- 
lichen Arbeitserfolge  vereinbart.  Es  könnte  also  das  Risiko  einer 
tiberflttss^en  Lohnausgabe  wegen  mangelhafter  Ausnützung  der 
Arbeitskraft  paralysiert  werden  durch  die  Werklöhnung.  Dagegen 
gibt  §  124  Z.  4  G.O.  unmittelbar  Schutz.  Dieses  Schutzes  bedarf 
der  Werklohnarbeiter  aber  selbstverständlich  ebenso  dann,  wenn 
seine  ungenügende  Beschäftigung  in  anderen  Umständen  der  Be« 
triebsgestaltung  ihren  Grund  hat,  wie  namentlich  in  den  oben  schon 
erwähnten  Fällen  der  Abhängigkeit  von  anderen  Mitarbeitern  und 
der  Qualität  anderer  Arbeiten.  Auch  hiefUr  lässt  sich  aber  die 
Norm  des  §  124  Z.  4,  soweit  speziell  an  die  Stellung  des  Werklöhners 
dort  gedacht  ist,  im  Wege  extensiver  Interpretation  in  Anwendung 
bringen,  ohne  dass  man  einen  Konflikt  mit  dem  Geiste  unserer 
deutschen  Gesetzgebung  darüber  befürchten  mOsste.  Denn  unsere 


0  Vgl.  •  Gewerhegcricht'  YII.  J.ihrg.  Nr.  ,1  n.  62,  IX.  Jahrf:.  Nr.  56.  Oestcr- 
reichischc  H^ni-clienlungen  .1.  a.  O.  Bd.  I.  Nr.  75  u.  167,  II.  Nr.  533  (Betriebs- 
störung), Bd.  Iii  Nr.  387.  36S,  Bd.  IV.  Nr.  634,  635 ;  ausserdem  zahlreiche  Entschei- 
dnngen  wegen  uosoUtiiglicher  Betchirtigung. 
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Gesetzgebung  ist  unverkennbar  auf  dem  Wege,  die  Lohnsiclierung 
auszubauen. 

Es  wird  vielleicht  zugegeben  werden  müssen»  dass  Hugo  Sins' 
heivier  >)  de  lege  lata  etwas  zu  optimistisch  urteilt,  indem  er  im 
deutschen  Reichsrecht  bestimmte  Prinzipien  der  Lohnsicherung, 
als  vom  Gesetzgeber  planmässig  entwickelt,  erkennen  zu  können 
glaubt.  Aber  Sinzheimer's  Gedankengang  gibt  jedenfalls  auch 
einem  in  der  Masse  d»'r  Arbeiterschaft  und  der  sozialökonomisch 
Denkenden  immer  mehr  Boden  (gewinnenden  Urteil  Ausdruck, 
wenn  er  von  der  ökonomischen  Zweckbestimmung  des  Lohnes 
und  damit  von  der  Tatsache  ausgeht,  dass  der  Lohn  das  einzige 
Mittel  zur  I'>haltunf^  der  Existenz,  der  Persönlichkeit  des  Arbeiters 
ist,  und  CS  <j;erade  heraussaq^t,  dass  diese  Tatsache  es  sei,  die  dem 
Tohn  im  Unterschied  von  allen  anderen  Gegenleistungen  einen  be- 
sonderen Charakter  gibt  *).  J^/V/  s/z^  m^-r  unterscheidet  dabei  zwei  Wege, 
auf  welclicn  L^esetzlich  die  Zweckbestimmung  des  Lohnes  zum 
Ausiiruck  gebracht  werden  könnte  :  L  o  h  n  r  e  g  u  1  i  e  r  u  n  g,  d.  h. 
autor  it  itive  Festsetznui^^  des  Lohnes  in  cuier  das  Existenzminimum 
übeialcigenden  1  lohe,  und  L  o  h  n  s  i  c  h  e  r  u  n  g  ,  wenn  die  Gesetz- 
gebung sich  damit  bcscheide,  nur  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Lohn 
dem  Arbeiter  in  der  ganzen  bedungenen  Höhe  auch  zukommt, 
unberührt  von  jedem  Eingriff,  woher  immer  ein  solcher  kommen 
mag.  Aus  dieser  Alternative  erhellt  deutlich,  dass  Sinshnmer 
nur  die  autoritäre  Lohnpolitik  des  positiven  Rechts  im  Auge  hat, 
die  ftir  wirtschafitltche  Fragen  natürlich  nicht  ausreicht.  Es  gibt 
eben  noch  andere  Massregeln  der  Lohnpolitik  zum  Zwecke  der 
Lohnsicherung,  wobei  allerdings  der  Begriff  der  Lohnsicherung 
einen  etwas  weiteren  Inhalt  erhält;  aber  gerade  diese  Massregeln, 


l)  Hugo  Sinzfieitiier,  Ixjhn  und  Aufrechnung,  Berlin  1902,  S.  2  ff. 

2}  Es  mag  juristisch  bedenklich  sein,  wie  H'trmtrl  in  der  Besprechung  des 
Siuheimer'schea  Buches  (Jahrb.  f.  Naüonalök.  u.  Statistik  III.  F.  Bd.  XXVII.  .S.  712) 
herrofgcliobcn  bat,  b«i  dar  Interprctatioii  dner  gaddiebai  BtstimiiiBiic  dieBxistcns 
dnet  ZveckgesetMS  tu  pritainni«r«n,  wo  da  solches  nicht  Torliegt,  »wcQ  man  dadurch 
den  Weg  filr  eine  prntorianische  Auffassung  der  Gesetze  ebnen  und  der  richterlichen 
Oninipotenz  ausserordentlich  Vorschub  leisten  würde.«  Vom  Standpunkt  der  NVirt- 
schafupoiitik  muäs  eine  solche  Interpretation  unbedingt  erwünscht  erscheinen»  die 
dnam  da  und  dort  im  positiven  Recht  «rfianchendoi  loidalSlioQomisch  weftvoUen 
Gedanken  zu  wdterer  Geltung  verhilft.  Die  moderne  Winschaftsordnung  mit  ihren 
schroffen  SOxialeu  und  ukonomiachen  Gegensätzen  braucht  eine  praturische 
Auff. issung  der  Gesetze  und  eine  prütorischc  F  o  r  t  b  i  1  d  u  n  g  des 
positiven  Rechts  im  Wege  der  Rechtsprechung  nur  allzu  dringend ! 
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die  ^nzkH$tur  nicht  berücksichtigt,  kommen  für  die  Gestaltung 
des  Werklohnverhältnisses  vor  allem  in  Betracht. 

Die  Lohnsicherung  in  diesem  spezifischen  Sinne  der  Sicherung 
eines  bestimmten  Lohnausmasses  umfasst  zwei  Probleme:  i)  die 
Sicherung  eines  gewissen  Durchschnittsgesamt- 
verdienstes auf  eine  Zeiteinheit  projiziert,  gegenüber  dem 
ökonomischen  Risiko,  das  in  verschiedenen  Richtungen,  wie  oben 
gezeigt  wurde,  das  Ausmass  des  Lohneinkommens  des  Werklöhners 
erheblichen  Schwankungen  unterwirft,  und  2)  die  Sicherung 
der  vereinbarten  absoluten  Höhe  der  W'erklohn- 
Sätze  gegenüber  dem  Bestreben  der  Unternehmer,  die  verein- 
barten, bezw.  zugestandenen  \\"erklohnsälzc  alhiiählich  iicrabzu- 
setzen,  gegenüber  dem  Akkorddi ücken  oder  rGcdingercisscn«, 
»CUttiiig-rates«,  wie  dieses  Vorgehen  in  Arbeiterkreisen  hcisst. 

Das  erste  Problem  ist  in  der  Gesetzgebung  tatsachlich  schon 
in  Angriff  genommen.  Mit  der  den  Slücklöhner  betreffenden 
Bestimmung  des  §  124  Z.  4  G.O.  wird  eine  solche  Ausnutzung 
der  Arbeitskraft  des  Werkluliuers  bezweckt,  dass  diese  ungehin- 
dert wirksam  sein  und  damit  wenigstens  zu  einer  vollen  Verwer- 
tung ihrer  Leistungsfähigkeit  gelangen  könne.  Eis  ist  dies  aber 
natürlich  nur  ein  Ansatz  zur  wirklichen  Lösung  des  Problems,  dem 
von  der  Gesetzgebung  aus  freUich  in  absehbarer  Zeit  kaum  näher 
gerückt  werden  wird.  Denn  die  lohnpolitische  Massregel,  von  der 
die  Lösung  des  Problemes  schliesslich  nur  zu  erwarten  ist,  ist  ein 
Minimallohn.  Neben  die  Werklohnsatzvereinbarung  tritt  die 
Festsetzung  eines  bestimmten  Zeiteinheitssatzes,  durch  welchen 
jenes*  Mass  von  Einkommen  gesichert  werden  soll,  das  als  Ziel 
der  Lohnpolitik  schlechthin  angesehen  werden  kann. 

Minimallöhne  können  in  zweifacher  Weise  vorkommen  und 
damit  auch  verschiedenen  Zwecken  dienen,  entweder  als  In- 
dividuaivereinbarung  oder  als  Gegenstand  kollektiver  Vertrags- 
schliessung, in  der  Regel  wird  in  beiden  hallen  Verschie- 
denes vorliegen,  aber  es  kann  die  kollektive  Minimallohn- Ver- 
einbarung gleichwohl  überall  ,  wo  die  Individualvereinbarung 
möglich  wäre,  diese  ersetzen.  Die  letzteie  hat  ein  viel  engeres  An- 
wendungsgebiet, sie  hat  nur  Bedeutung  als  Nebenvereinbarung 
neben  einem  normalen  Zeit-  oder  VVerklohnvertrag.  Ihr  spezi- 
fischer Zweck  ist  dann  eben  S  i  c  h  e  r  u  n  g  eines  M  i  n  k  o  m- 
mens  neben  und  auf  Grund  einer  hauptsäcliüchen  und  grund- 
legenden Lolmverembarung.    Derartijje  individualvereuibarungen 
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sind  bei  Zeitlöhnung  vor  allem  im  Falle  einer  stundenweisen  Lohn- 
bemessung von  Wert,  wenn  der  Arbeiter  sich  ein  gewisses  Min- 
destmass von  Beschäftigung  oder  von  L.ohn  für  eine  grössere 
Zeiteinheit  zusagen  lässt  Und  parallel  hat  der  Werklöhner  ein 
Interesse,  und  zwar  noch  viel  regelmässiger,  neben  den  Werklohn- 
sätzen einen  Mindestbetr^  an  Lohneinkommen  sich  fiir  eine  Zeit- 
einheit (Tag- oder  Wochenverdienst  )  zu  sichern.  Derartige  Neben- 
vereinbarungen können  selbstverständlich  auch  im  \Wc^^e  kollek- 
tiver Vertragschliessung  Zustandekommen  Aber  dadurch  wird 
das  Wesen  und  der  Zweck  dieser  Lohn-  oder,  um  deutlicher  zu 
sein,  V  e  r  d  i  e  n  s  t  m  i  n  i  m  i  e  r  u  n  g  nicht  verändert  und  ist  wohl 
getrennt  zu  halten  \oi)  denjenigen  ausschliesslich  im  Wege  \on 
kollektiv  cn  Vertragsschlüssen  möglichen  Mininiallohnvereinbarungen, 
die  gruiuisat/licii  und  allgemein  für  irgend  ein  Geltungsgebiet  (fach- 
lich, örtlicli  oder  dergl.)  Muimial  I  o  h  ii  s  atze  schalnfeii ;  also  Mi- 
nimalsatze für  die  Zeiteinheits-  wie  lur  die  Wcrklohne,  als  Grund- 
lage der  Lohnbemessung  '). 

Die  Minimalverdicnstveicuibarungeii  haben  in  der  Werklohn- 
bemessung eine  ganz  besondere  Wichtigkeit  erlangt.  Die  Minimal- 
lohnvereinbarung ist  und  bleibt  dann,  gleichviel  ob  auf  indivi- 
dueller oder  kollektiver  Vertragsschltessung  fassend,  immer  Siche- 
rung gegen  die  Gefahren  der  verschiedenen  Eventualitäten  dlco- 
nomischen  Risikos,  die  mit  der  Werklohnbemessung  vom  Arbeiter 
Übernommen  werden.  Der  Zweck  der  »absolutenc  Minimallohn- 
festsetzung, wie  man  die  Normierung  der  Mindestlohn  s  ä  t  z  e  auch 
nennen  könnte,  ist  Schutz  der  Arbeiter  g^en  die  Konjunktur  des 
Arbeitsmarktes;  dieser  Zweck  tritt  hier  bei  den  Werklohnneben- 
verabredungen  völlig  zurück  gegenüber  dem  Zwecke  des  Schutzes 
gegen  das  Risiko. 

Das  Problem  dieser  Mindestverdicnstvereinbarungen  ist  kein 
leichtes.  Es  spielt  die  schwierige  Frage  herein,  ob  der  zuzu- 
sichernde Mindestverdienst  der  ortsübliche  Zeitlohn  für  die  be- 
treffende Arbeitskategorie  sein  darf.    Es  scheint  aufs  erste  ganz 


l)  So  ist,  um  ein  klassisches  HeiNjtiel  anzufuhren,  fiir  den  Fall  <ler  N'obenverein- 
baruug  zum  Zeilloha  bei  dem  berühmten  Dockcraubstand  m  London  die  Verdienst- 
Mintmierang  durch  Vetpflichtiing  sa  tl^Ueli  ▼ientfindiger  BcMhftfüguDg  bei  6  Penoe 
Stundenlohn  vereinbait  worden.  (IVtM-BenuUiii ^  GeMhiehte  des  Ttade-Unkmismns 

S.  343  ) 

2\  Ich  selbst  habe  diesen  l'ntei.-vchieil  zwischen  Minimalverdienst  und  Minimal- 
lohusatz in  meiner  »Lohnpolitik  und  Lohntheorie«   noch  zu  wenig  herausgearbeitet 
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selbstverständlich,  dass  die  üblichen  Zeitlöhne  sehr  wohl  als  Min* 
destverdienst  neben  dem  Werklohnvertrag  in  Aussicht  gestellt» 
bezw.  gefordert  werden  können.  Anders  denken  darüber  die  Ge- 
richte, denn  derartige  Nebenabreden  wurden  kürzlich  wiederholt 
als  »wider  die  guten  Sitten«  verstossend  bezeichnet  und  deshalb 
den  betreffenden  richterlichen  Entscheidungen  nicht  zu  Grunde 
gelegt Der  Standpunkt  ist  zwar  im  Kern  verfehlt,  gleichwohl  ist 
eine  Schwäche  einer  solchen  Vereinbarung  nicht  zu  übersehen  :  der 
Arbeitgeber  verlässt  sich  auf  den  Anreiz,  der  in  der  Werklohn- 
verabredung liegt,  und  unterlässt  im  Hinblicke  darauf  die  Kon- 
trollierung des  Arbeiters,  was  bei  Bauhandwerkern  nicht  selten 
eine  grosse  Rolle  spielt.  Ist  der  gesicherte  Mindestzeitveidienst 
hoch  genug,  dann  wirkt  gar  oft  die  Möglichkeit,  auf  Grund  des 
Werklohnvertrages  einen  höheren  Verdienst  zu  erzielen,  nicht,  und 
es  kann  auf  diese  Weise  einer  Vernachlässigung  der  Pflichten  des 
Werklohncrs  zweifellos  Vorschub  geleistet  werden. 

Nicht  auf  allen  Gebieten  industrieller  Arbeit  ist  dieses  Beden- 
ken aber  ein  so  schwerwiegendes.  Zumeist  wird  auch  schon  die 
Differenz  zwischen  dem  nach  Werklohnbemessung  erreichbaren 
Verdienst  einerseits  und  dem  üblichen  Zettlohnsatz  anderseits  eine 
so  ausgiebige  sein,  dass  der  Sporn  zu  intensiver  Anspannung  der 
Kräfte,  der  in  der  Höhe  der  Werklohnsätze  steckt,  genug  wirksam 
sein  dürfte.  Aber  es  kann  nicht  darauf  verzichtet  werden,  gerade 
den  strebsamen  Werklöhner  vor  der  Gefahr  eines  Minderverdienstes 
im  Vei^leich  mit  dem  in  mässigem  Tempo  arbeitenden  Zeitlöhner 
zu  schützen.  Deshalb  muss  auch  trotz  aller  Schwierigkeiten  das 
Problem  dieses  einfachsten  Mittels  zurVerwirldichung  des  Schutzes 
des  Weiklöhners  im  Auge  behalten  und  studiert  wwden. 

Neben  diesem  Problem  steht  das  nicht  minder  wichtige,  aber 
auch  fast  noch  weniger  spruchreife  Problem  des  Schutzes  der  Werk- 
löhner  hinsichtlich  der  Festhaltung  der  von  den  Ar- 
beitgebern einmal  zugestandenen  Werklohn- 
sätze. Die  Vorgänge,  um  die  es  sich  hier  handelt,  spielen  sich 
Tag  für  Tag  ab.  Z.  B.  liess  die  Betriebsleitung  einer  Dynamoma- 
schinen herstellenden  grossen  Unternehmung  gewisse  Dreharbeiten 
an  einer  Dynamokategorie  im  Zeitlohn  bei  Taglohnsätzen  von  4  Mk. 
ausführen.  Die  Arbeit  an  einer  Maschine  erforderte  a^a  Tage. 
Die  Betriebsleitung  entschliesst  sich,  etwa  veranlasst  durch  die 


1)  Vgl.  »Das  Gewerbegericbt«,  IX.  Jahrg.,  Entücheidung  Nr.  18  und  36. 
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Zahl  gleichartiger  Bestellungen,  die  Arbeit  im  Werklohn  zu  ver- 
geben, und  bietet  den  Arbeiteni  an,  die  Arbeit  zu  8  Mk.,  also  um 
2  Mk.  weniger,  als  die  bisherigen  Arbeitskosten  betrugen,  durch-' 
zuführen.  Diese  versuchen  Widerstand,  er  bleibt  ohne  Krfolg,  sie 
müssen  die  Arbeit  übernehmen.  Nach  wenigen  Tagen  ist  die 
Leistung  der  Arbeiter  derart  gestiegen,  dass  sie  die  Dreharbett 
nicht  nur  in  zwei,  sondern  bald  in  einem  Tage  erledigen,  worauf 
die  Betriebsleitung  den  Arbeitspreis  auf  5  Mk'.  herabsetzt.  Also 
ist  der  Lohnautwand  im  Verlaufe  weniger  Wochen  auf  die  Hälfte 
lu  rnhnred rückt  worden.  Derartige  Fälle  liesseu  sich  zu  Hunderten 
anfuhren. 

Die  Wirkung  dieser  Lohnsatzerniedrigungen  (die  Erniedrigung 
im  obigen  Fall  ist  vielleicht  nur  gerade  dem  Ausmass  nach  etwas 
grösser  als  gewöhnlich)  wird  leicht  viel  zu  gering  veranschlagt. 
Ingenieur  Beck  weist  für  einen  Mittelbetrieb  der  Maschinenbau- 
industrie bei  einer  grösseren  Zahl  von  Werklohnsat zc;i  Herab- 
setzungen zwischen  7  und  55%  nach,  die  innerhalb  des  Zeitraumes 
von- 1897 — 1901  vom  Arbeitgeber  durchgesetzt  worden  sind 

Die  Fr  Ige:  »Gibt  es  denn  eine  Sicherung  gegen  solche  Vor- 
gänge?c  setzt  die  Beantwortung  der  Vorfrage  voraus,  ob  denn 
aus  dieser  Verkürzung  der  Lohnsätze  eine  Schädigung  der  Ar- 
beiterinteressen in  dem  Masse  zu  gewärtigen  ist,  dass  eine  Sicherung 
wirklich  als  Notwendigkeit  anzusehen  ist.  Die  Erörterung  dieser 
Frage  ist  nichts  anderes  als  eine  Würdigung  der  heutigen  Praxis 
der  Werklohnbemessungsmethode  überhaupt,  jener  Seite  dieser 
Methode,  die  sie  dem  Unternehmer  zweifellos  besonders  wertvoll 
macht.  Sie  schliesst  aber  die  theoretisch-analytische  Klarstellung 
eines  Kausalzusammenhanges  in  sich,  der  noch  die  Darstellung 
anderer  Tatsachen  der  Lohnbemessung  vorausgehen  muss.  Hier 
ist  zunächst  nur  festzustellen,  dass  diese  Herabsetzung  der  Werk- 
lohnsätze den  Ausgangspunkt  für  eine  Reihe  grosser  Lohnkämpfe 
gebildet  hat,  da  sie  von  den  Arbeitern  ungemein  schwer  em- 
pfunden wird. 

W^ie  wichtig  der  Arbeiterschaft  die  Bekämpfung  dieses  Uebcl- 
standes  ist,  dafür  sprechen  die  positi\c!i  Abhillcmassnahmen,  die 
von  dieser  Seile  dagegen  einc^eleitet  worden  sind.  Es  sind  Mittel  und 
Wege  gesucht  worden,  gc-en  diese  Schattenseitc  der  Wcrklohnung 
einzugreifen.    Die  Art  und  Weise,  in  der  bei  dcrVcilcilung  und 

I)  Bcik,  iicrmanti,  »Lohn-  un  !  Aiijciisvcrhältüissc  in  der  deutseben  Maschioco- 
indostrie  am  Äuägaug  de»  19.  JaintiuDticrts.  Dresden  1902.  S.  5S. 
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Auszahlung  von  Werklöhnen  da  und  dort  vorgegangen  wird,  um 
der  Gefahr  der  Lohnsatzkürzung  vorzubeugen,  ist  aus  der  im  An> 
hang  II  mitgeteilten  Organisation  der  Akkordlöhnung  zu  er> 
sehen;  dort  begegnet  man  dem  zielbewussten  klaren  Bestreben, 
die  aus  der  Steigerung  der  Arbeitsleistung  resultierenden  DifTeren- 
zen  der  Akkordarbeitserträge  gegenüber  den  durchschnittlichen 
Zeitlohnsätzen  (als  welche  dort  die  ohnehin  schon  etwas  höher 
gehaltenen  Akkordabschlagszahlungen  erscheinen)  einigermassen 
zu  verschleiern*). 

Auf  der  anderen  Seite  ist  die  Arbeiterschaft  gerade  in  der 
Verfolgung  desselben  Zieles  (Kampf  i;eL,'cn  die  LohnsatzkürzAing) 
in  das  ganz  \crfehltc  Fahrwasser  der  C a ' ca n n \ -Politik  {  Hübsch 
sachte!*)  geraten,  ohne  dass,  soviel  bis  jetzt  verlautet,  die  über- 
aus sachlichen  und  gerade  auch  vom  soziaiistischt-n  Standpunkte 
aus  ganz  logischen  W'arnun^i^en  Sidnty  \\  töö's  und  In  rnstehi'fi^)  die- 
selbe vollständig  7A\  verhindern  vermocht  hätten.  Dass  das  Zu- 
rückhalten  mit  der  Arbeitskraft  seitens  des  VVerklohners  keine 
besonders  grossen  Hoffnungen  für  die  Zukunft  rechtfertigt ,  dass 
der  erfindungsreiche  Unternchmergeist  doch  immer  wieder  einen 
Ausweg  findet,  um  zur  Intensivierung  der  Arbeitsleistung  seiner 
Werklöhne  zu  gelangen,  wird  im  nächsten  Abschnitt  zu  zeigen  sein. 

Alle  diese  Bestrebungen  erhalten  übrigens  umso  grössere  Be* 
deutung,  als  das  Verständnis  dafür,  dass  die  Werklohnbemessungs* 
methode  die  gerechtere,  »feinere«,  »höherstehende«  ist,  durchaus 
nicht  fehlt.  Ich  hatte  in  jüngster  Zeit  Gelegenheit,  wie  ein  einge- 
lerntes Schlagwort  die  folgende  Charakteristik  aus  dem  Munde 
verschiedener  Arbeiter  zu  hören:  > Akkord  ist  ein  Mittel,  die  Ar- 
beitskraft zu  Gunsten  des  Kapitales  auszubeuten«.  Es  steckte 
immer  nur  die  Angst  vor  der  Lohnsatzkürzung  dahinter,  im  übri- 
gen gab  man  mir  immer  zu,  dass  diese  Bemessungsmethode  weit 
mehr  den  Interessen  des  Arbeiters  entspreche  als  Zeitlohnbemessung. 

Wohl  eine  der  wichtigsten  Erscheinungen  im  Arbeitsverhält- 
nisse, die  mit  als  eine  Folge  dieser  Herabsetzung  der  Werklohn- 
sätze erkannt  werden  muss,  ist  die  Ausbildung  eines  neuartigen 

1)  Andeneits  erstaanlidie  Nachgiebigkeit  gegenOber  dem  Akkorddrflcken ;  vgl. 
die  von  G»kr*  henuug.  »DenkwBrdigkeiten«  des  Arbiters  Fbcher.  Bd.  I.,  inibes. 
S.  308  flr. 

2)  Vgl.  SiJnev  Wthli'%  offenen  Brief  über  das  unten  zu  be^jircclunilt^  Prämien- 
bonussystem  (deutsch  veröffentlicht  in  Bern«tein's  erwähntem  Aufsatze  Soz.  Monats- 
hefte 1902,  12.  Heft). 
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Zeitlohnprätniensystems,  das  ▼on  den  Unternebmera  als  ein  Kom> 
promtss  iwischen  den  einander  entgegenstehenden  Bestrebungen 
der  Arbeitsvertragsparteien  hinsichtlich  der  \VerkIohnbemessui^[s- 
methode  versudlt  und  tatsächlich  mit  einigem  Erfolg  schon  an- 
gewendet wurde.  Ihm  muss  sich  die  Aufmerksamkeit  umso  mehr 
zuwenden,  als  auch  von  kompetenter  Seite,  die  die  Arbeiterinter- 
essen wahrnimmt,  diesem  System  das  Wort  geredet  wird. 
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V. 

Ein  Kompromiss  zwischen  Zeit-  und  Werklohnbemes- 
sung: das  Zeitlohnprämiensystem. 

Uebcr  eine  Reihe  von  besonderen  Formen,  unter  denen  Prä- 
mienaufechläge  auf  Zeit-  oder  Stücklöhne  vertragsmässig  den  Ar- 
beitern zugestanden  werden,  hat  Bernstein  im  XVII.  Jahrgang  des 
liraunschen  Archivs')  berichtet.  Die  Grundlage  seines  Referates 
bildeten  nur  englische  Arbeits\ ertragsvei  haltnisse'^'l,  die  demjenigen, 
der  sich  über  englische  LohnverhüUnisse  im  lauft  tuien  erhielt,  schon 
aus  den  Amtspublikationen  und  den  Privatarbeiten  \oii  D.  F.Schloss 
grösstenteils  bekannt  waren 

Die  verschiedenen  an  den  angeführten  Orten  geschilderten 
und  bc^ijroclicnen  Pramienlohns\sffine  verdanken,  wie  im  vor- 
stehenden angedeutet,  ihre  iMilslchung  in  der  Il.uiptsache  dem 
Gegenüberstehen  zweier  Tendenzen :  auf  Seite  der  Arbeitgeber  ist 
es  die  unverkennbare  Tendenz,  eine  im  Zeitlohn  beschäftigte  Ar- 
beiterschaft durch  ihr  eigenes  Interesse  zu  einer  Steigerung  ihrer 
Produktivität  zu  veranlassen  und  dabei  das  Produktionsrisiko  zu 
vermindern ,  auf  Seite  der  Arbeitnehmer  schlechthin  die  so  viel- 
fach zu  Tage  getretene  Abneigung  gegen  den  einfachen  Stücklohn. 
Das  Problem,  zwischen  diesen  beiden  einander  widerstreitenden 
Kräfken  eine  Resultierende  zu  finden,  hat  in  den  letzten  Jahren 
die  Arbeitgeberschaft  in  zunehmendem  Masse  in  Anspruch  ge- 
nommen; und  zwar  neuestens  auch  deutsche  Arbeitgeber. 

Mehrere  Varianten  über  ein  und  dasselbe  Thema,  mehrere 

l)  Einige  Reform  versuche  im  Lohnsystem,  S.  309. 

3)  Vor  aUem  nach  dem  »Report  on  Gaiasluring«  des  Board  of  trade  (li^boar  de- 
partment)  189$. 

3)  Ausser  Hern  Note  2  erwähnten  Report  hat  Sehlis s  auch  i!en  Report  on  Profit- 
sharing  redigiert ;  m;!.  vi  -cr.lcm  sein  im  Text  wiederholt  angezogenes  Werk:  Metbods 
of  industrial  remuncrauon.  3.  ed[t.  189S. 
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praktisch  eingeführte  Arten  dieses  Zeitprämiensystemes  können  als 
Ergebnis  dieser  Bestrebungen  angesehen  werden.   Das  Wesen  • 
dieser  Systeme  wurzelt  in  folgenden  Hauptprinzipien : 

1.  F"ür  die  nach  dem  Zeitprämiensystem  zu  entlohnende  Ar- 
beitsaufgabe wird  eine  Grundzeit  (a  11  o  \v  e  d  t  i  ni  e  oder 
allowancei  eingeräumt,  die  in  der  Regel  auf  Grund 
längerer  Beobachtungen  berechnet  worden  ist. 

2.  Die  Arbeiter  erhalten  einen  sicheren  Stundenlohn  für  jede 
tatsächlich  auf  die  Arbeit  verbrauchte  Arbeitsstunde  als 
Grundlohn. 

3.  Für  jede  ersparte  Stunde  (Differenz  zwischen  der  tatsäch- 
lich gebrauchten  und  der  Grundzeit)  wird  dem  Arbeiter 
eine  Prämie  in  der  Höhe  eines  fixen  oder  veränderlichen 
Bruchteiles  des  Stundenlohnsatzes  zuericannt. 

Die  Bestimmung  des  Anteiles  des  Arbeiters  an  dem  Lohn- 
werte der  ersparten  Zeit  ist  selbstverständlich  von  keiner  geringen 
Bedeutung  für  die  ökonomische  Wirksamkeit  eines  solchen  Prä- 
miensystemest  aber  in  ihrer  ganzen  Tragweite  wird  sie  doch  nur 
dann  richtig  erfasst,  wenn  der  Spietraum  für  die  Zeitersparung 
Berücksichtigung  findet,  d.  h.  mit  anderen  Worten  der  Erfolg  die- 
ser Systeme  hängt  von  der  Bemessung  der  Grundzeit,  die  sei- 
tens des  Arbeitgebers  zugestanden  wird,  ebenso  wesentlich  ab  wie 
von  der  absoluten  Höhe  des  Grundlohnes  und  der  Prämie.  Das 
haben  die  Arbeitgeber  denn  auch  gar  bald  erkannt  und  in  dieser 
Richtung  vielfach  experimentiert. 

F.  A,  Halsey,  der  Direktor  des  kanadischen  Betriebes  der 
Rand-Drillgesellschaft  in  Sherbrooke,  der  als  Schöpfer  der  neuen 
Zeitprämiensysteme  bezeichnet  werden  mnss,  hat,  wie  Bermtein 
schon  berichtete,  Gewicht  gelegt  auf  die  Einräumung  einer  hohen 
Grundzeit  und  einer  verhältnismässig  niedrigen  i'rämienrate ;  der 
Arbeiter  vermöge  bei  solcher  Sachlage  sehr  bald  zu  einer  Zeit- 
ersparung  zu  gelangen  und,  was  noch  wichtiger  sei,  wenn  sich 
eine  Prämie  als  zu  niedrig  erweise,  weil  z.  B.  nur  mässige  Zeit- 
ersparungen  möglich  sind,  so  könne  eine  Erhöhung  ohne  weiteres 
vorgenommen  werden,  während  eine  Herabsetzung  der  Prämie 
das  ganze  System  bei  den  Arbeitern  in  Misskredit  bringen,  es  also 
in  Frage  stellen  könne*).  Ungeachtet  dieses  generell  geäusserten 
Prinzipes  räumt  Halsey  doch  ein,  dass  zwischen  Arbeitskategorien 

1)  Report  on  Gainsharing  and  certain  uther  Systems  of  Bonus  on  productiun 
1895.  S.  34  f. 
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unterschieden  werden  müsse :  fUr  Arbeiten,  bei  welchen  eine  Stei- 
gerung der  Leistung  mit  einer  proportionalen  Inanspruchnahme 
der  Muskelkraft  Hand  in  Hand  gehe,  empfehle  sich  eine  etwas 
»liberale«  Prämienrate;  für  Arbeiten,  die  vor  allem  durch  gestei- 
gerte  Aufmerksamkeit  gefördert  werden  können,  werde  eine  mas- 
sigere Prämienrate  genügen Halsey,  wie  ich  höre,  ein  von  wirk- 
Hch  arbeiterfreundlicher  Gesinnung  erfüllter  Betriebsleiter,  behaup- 
tet für  sein  System  durchaus  nicht  allgemeine  Anwendbarkeit,  die 
Richtigkeit  seiner  Prinzipien  nimmt  er  nur  für  ziemlich  gleich- 
massig  fortlaufende  Arbeiten  in  Anspruch.  Her\  orzuhel)en  ist, 
dass  Haheys  System  ein  bestandiges  Ansteigen  des  Stundenver- 
dienstes ohne  Beschränkung-»  im  Auge  hat,  dass  er  aber  auch 
gerade  deshalb  auf  ziemlich  inedrige  Präuiienraten  (lowicht  legt, 
damit  ein  Herabsetzen  der  Prümienrate  (cutting  down  of  the  rate) 
vermieden  v.erde. 

Ueberaus  bezeicluierid  iur  die  Stellung  der  Arbeitgeber  zu 
der  Ausbildung  dieser  neuen  Lohnformen  ist  es,  dass  besondere 
Massregeln  erdadit  werden,  um  den  gesamten  Arbeitsverdienst 
durch  die  Prämie  nicht  zu  hoch  steigen  zu  lassen.  Ich  kann  mir 
es  nicht  versagen,  auch  noch  auf  das  Prämiensystem  des  Mr.  Ja- 
Mfs  Rffwan  aus  Glasgow,  Mitgliedes  der  Gesellschaft  der  Maschi- 
neningenieure, hier  einzugehen  Gleichwie  bei  den  übrigen  Zeit- 
prämiensystemen wird  von  einer  Grundzeit  für  jede  Arbeit  aus- 
gegangen und  nach  Massgabe  der  ersparten  Zeit  eine  Prä- 
mie gewährt.  Rawan^s  System  zeichnet  sich  nun  dadurch  aus, 
dass  die  Prämie  mit  jeder  Zeitersparnis  steigt,  bis  nur  noch  die 
halbe  Grundzeit  als  tatsächliche  Arbeitszeit  gebraucht  wurde.  Von 
diesem  Punkte  ab  fällt  das  absolute  Ausmass  der  Prämie  wieder. 
Die  Prämie  besteht  nämlich  darin,  dass  der  zur  Auszahlung  ge- 
langende Grundlohn  um  ebenso  viele  Prozente  erhöht  wird,  als 
Zeit  von  der  Grundzeit  in  Ersparung  gebracht  wurde.  Unter  der 

t)  Report  00  Gainharing  «ad  oertain  other  Systems  of  Bonus  on  prodoction 
1895.  S.  31  f. 

2)  Vgl.  Anhang  III.  die  (2)  Stumlenlohnkurven. 

3}  Es  ist  »chon  eine  stattliche  Literatur,  die  sich  mit  diesen  Systemen  von  Zeit- 
lobn-Prämien  befasst  hat,  seltsamer  Weise  sind  es  aber  fast  ausschliesslich  Techniker 
nnd  technische  Fachxeitan£eD,  die  sich  flir  das  Problem  interessiert  haben,  so  das 

Organ  der  American  Society  of  Mcchanical  Enginccrs  (Transactions) ,  die  Institution 
of  Mechanical  Eiiginccrs  (I'roccdir.gs  1901  und  i<)03),  American  Machinist  (iSgg  bis 
1902),  The  Engincer  (1902  ,  Cassiers  Magazine  i  iSyü  »,  in  neuerer  Zeit  auch  der  Verein 
deutscher  Ingenieure  (Zeitschrift  desselben  1903,  bd.  XLVII). 

Ztiucbrilk  für  di«  g«s.  StaatowisMiuch.  Ergflnauagsheft  14.  4, 
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Annahme  einer  Arbeit,  für  die  eine  Grundzeit  von  to  Stunden 
festgesetzt  ist,  und  eines  Grundlohnes  von  30  Pfennig  pro  Stunde 
ergibt  sich  folgendes  Schema  lÜr  das  Lohnverhältnis: 
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Unverkennbar  wird  das  von  Rowan  verfolgte  Ziel  bei  diesem 
Prämtensystem  erreicht.  Selbst  in  dem  natürlich  nur  theoretisch 
zu  verstehenden  Falle*  dass  die  gebrauchte  Arbeitsseit  nahezu 
null  würde,  könnte  der  stündliche  Verdienst  nicht  die  Höhe  des 
doppelten  Grundlohnes  erreichen  Darin  wird  ein  Hauptvorteil 
des  Systems  Rowan  gegenüber  anderen,  vor  allem  gegenüber 
Halsefs  System  erkannt,  dass  es  bei  sehr  bedeutender  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  auch  ein  ganz  erhebliches  Steigen  des  Stunden- 
verdienstes des  Arbeiters  gestattet,  Rawan*s  Främiengewährung 
bietet  die  Absonderlichkeit,  dass  lÜr  die  Ersparung  von  10  Proz. 
der  Grund7.eit  (in  obigem  Beispiel  =  eine  Stunde)  die  gleiche  ab- 
solute Prämie  gegeben  wird  wie  für  die  Ersparung  vonz.  B.90Proz. 
(9  Stunden)  der  Grundzeit,  während  für  die  Ersparung  von  z.  B. 
50  Proz.  eine  mehr  als  doppelt  so  hohe  Prämie  gewährt  wird. 
Eine  Begründung  für  diese  höchst  seltsame  Prämienskala  wird 
man  vergebens  suchen,  sie  kann  wohl  auch  schwer  gegeben  wer- 
den, und  dennoch  soll  gerade  das  System  Roi^mri  in  Englatid  die 
weiteste  Verbreiliing  gefunden  haben,  auch  von  deutschen  Un'a  r- 
nehmtingen  ist  es  eiii';rfiihit  worden.  Freilich  ist  eines  unverkenn- 
bar :  für  den  Unternehmer  bietet  das  System  Rowan  eine  Reihe 
schwerwiegender  Vorteile  nicht  allein  gegenüber  dem  einfachen 


1)  \'^\.  liicni  den  .\nhang  III.  Bei  dem  theoretisoh  ins  .Auge  zw  fn^isenden 
r.ille  il  1,^  (ül-  t.it^Achliche  Arbeitsdauer  Null  wird,  würden  die  Kosten  auch  Null, 
iJcrin  CS  wurde  auch  die  Prämie  Null. 
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Zeit-  und  gegenüber  dem  Stücklohn,  sondern  gerade  auch  gegen- 
über dem  Ha/sef  schQü  und  den  diesem  näherstehenden  Systemen. 

Es  bietet  vor  allem  eine  Sicherheit  gegen  eine  »Benachteili- 
gung c  des  Arbeitgebers,  die  aus  einer  irrigen,  und  zwar  zu  hohen 
Grundzeit-Festsetzung  resultiert.  Die  Prämienabnahme  vom  Kul- 
minationspunkte der  soproz.  Zeitersparung  an  »schützt«  gegen 
eine  zu  hohe  Prämie,  und  dieses  Moment  war  auch  eines  der  wich- 
tigsten, die  Rmvan  zur  Abänderung  des  Halsey'xhta.  Systems  in 
seinem  Sinne  veranlasst  haben  sollen.  Diesem  Vorzug  gegenüber 
tritt  auch  der  Umstand  zurück,  dass  die  Anfangsersparungen  sei- 
tens der  Arbeiter  diesen  in  einem  höheren  Ausmasse  zufallen,  als 
dies  beim  System  Haisty^  wenigstens  bei  einem  Prämiensatze  von 
50  oder  weniger  Proz.  des  ersparten  Lohnes  der  Fall  ist,  mit  an- 
deren Worten:  die  Prämie  ist  v\^c\\  Ro7uan  für  die  ersten  erspar- 
ten Stunden  höher  als  bei  fixen  Prämienraten  wie  z.  B.  nach  Sy- 
stem Hals€)\  ]Viir,  Taylor  und  wie  sie  sonst  hcissen  Das  soll 
nun  gerade  eine  zu  Gunsten  der  Arbeiter  wirkende  Eigentümlich- 
keit des  AW'öWsystemes  sein,  weil  angeblich  nur  die  Ersparungen 
der  ersten  Stunden  wirklich  aktuell  werden.  In  scharfen  W'itler- 
spruch  hiezu  treten  aber  die  Ausfuhrungen  von  UnternehuKin  /.  R. 
in  der  Institution  of  the  Mechanical  Engineers  *i,  die  t^an/.  besi  iulers 
die  Beobachtung  in  den  Vordergrund  riicken,  dass  unter  dem 
Einflüsse  der  Zeitprämien  die  Arbeiten  in  '/a—  'Z*  der  fesigesetzlen 
Grundzeiten  ausgeführt  werden  und  dass  deshalb  die  veränderliche 
Prämienrate  Rcwan's  für  den  Arbeitgeber  wesentlich  günstiger  sei. 

Das  Ausgeführte  dürfte  im  grossen  und  ganzen  genügen,  um 
die  Richtung  zu  charakterisieren,  in  der  sich  die  Bestrebungen 
der  Interessenten  bewegen  *).  Auf  die  Folgen,  die  sich  vor  allem 


1)  Vgl.  AnhaDg  IIL 

2)  März  19c;  P  ocedings  S.  32S. 

3)  Literarische  Aeusseninijen  /u  ilem  Pro1>lein  liegen,  wie  beinctkt,  iihcr\vi<,'L;''n'1 
von  technischer  Seile  vor.  Ingenieure  haben  sich,  wie  lUe  vorangc-ruhrte  Literatur  er- 
kennen iMiM,  mehrfach  schon  mit  diesen  Fragen  beschäftigt  Auffallend  Ist  dabei  vor 
•llem  die  überwiegend  dem  Unternehmer  gQnslige  Betrachtuogsweiie;  das  Interesse 
des  Arbwters  an  i  n;  Prämicnüystem  wird  iniiulcstens  als  zu  selbsi verständlich  ange- 
sehen und  dcbhall»  auch  wird  den  ct'^entlichcn  Wirkungen  auf  die  Arbeiterschaft  n-.ci^t 
zu  wenig  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Auch  an  schlechthin  obertläcblichen  Ausfüh- 
rungen fehlt  es  lUcht  («o  Zdtschr.  des  Vereins  deutscher  Ingenieure  Bd.  47,  S.  1127  f.). 
Im  Gegensatze  faiesu  steht  die  Ausarbeitung  von  Prilmicnsystemen,  die  die  im  Teste 
besprochenen  Systeme  in  der  Riduung  ^'-!  ^sernd  ergänzen  sollen,  dass  unvcrkenn» 
bare  Unbilligkeiten  in  der  Behandlung  der  Arbeiter  vermieden  werden,  so  das  System 

4* 
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als  Erfolge  der  Betriebsverwaltungen  darstellen 
wurde  schon  von  Bernstein  hingewiesen*).  Es  Hessen  sich  seinen 
Ziffernbeispieten  noch  eine  Reihe  anderer,  neueren  Datums  an  die 
Seite  stellen.  So  erklärte  Rowan,  dass  fiir  seinen  Betrieb  an  den 
Arbeitszeiten  im  Durchschnitte  aller  Arbeiten  der  vier  Jahre  1899 
bis  1902  gegenüber  den  früheren  Zeiten  Ersparungen  um  20,  be* 
zieluin;:;s\\  eise  23,  31  und  schliesslich  37  Proz.  erzielt  worden  seien. 
Ein  nach  Halsef  scYiem  System  entlohnender  ßeirieb  hat  bei  Zeit- 
ersparnissen zwischen  23  und  43  Proz.  12  25  Proz.  an  den  Lohn- 
ausgnben  erspart,  wobei  die  durchschnittlichen  Tagesverdienste 
um  18 — 29  Proz  gestiegen  seien.  In  einem  besonderen  Falle  sind 
bei  Vermindenint,'  der  Arbeitszeit  um  49  Pro/.,  30,4  Proz.  des 
bisluni^^cn  1  .olinaut wandcs  erspart  worden,  während  die  Produk- 
tionsmengen in  der  Zeiu  ii'.licit  um  104  Proz.  gestiegen  sind.  Kur 
einen  andcrtMi  Fall  ist  nachgewiesen  worden,  dass  bei  Arbeiten 
mit  einer  üesamtgrundzeit  von  1770  Stunden  29,2  Proz.  der  Zeit 
und  iur  den  Arbeitgeber  an  Lohn  von  den  ursprünglich  mit  650  S 
veranschlagten  Kosten  96,94  $       14,6  Proz.)  erspart  wurde,  d.  h. 

des  Engländers  Isaac  Kuss  und  jenes  des  Ingenieurs  Schilitr  (vgl.  Zcitschr.  d.  Ver. 
deutsch.  Ing.,  Bd.  47,  S.  1209),  die  beide  das  Rowunche  Sjrrtem  von  dem  Gesichts» 
punkte  ftus  bckimpfen,  dass  bd  demselben  der  PirXmIensstz  von  eine«  gewissen  Maxi- 
mum an  falle;  vielmehr  müsse,  so  meinen  sie,  die  Prämie  von  dort  ab  erst  recht 
steigen  ,  weil  dann  in  ilcr  Kerbel  erst  die  [geistige  Kapazität  cinset/e  ,  durch  die 
eine  weitere  Lrhbhung  der  Produktivität  bewirkt  wird,  und  weil  die  Wirksamkeit  dic&es 
Elementes  gefördert  zu  werden  verdiene.  Eine  besonders  fühlbare  Schwiche  der  Sf- 
steine  Halsey,  Rowan  etc.  decken  die  Genannten,  insbesondere  mnch  Sekiiier,  auf: 
die  Prämienliiihe  ist  ahhängifj  von  dem  fjrundlnhnsatr,  imd  dies  fuhrt  zu  der  Unge- 
I i-chiii;keit,  dass  bei  gleicher  (Irimc'reit  der  Arbeiter  mit  niedrii;er<-m  Stundenloim  eine 
^iu>sere  Zeitersparnis  erreichen  mus<>e,  um  eine  bestimmte  rramie  zu  erreichen  ,  aU 
der  Arbeiter  mit  höherem  Grandlohnsatz.  Ilievon  anagchend  fordern  sie  eine  Abstn» 
fung  der  Grandseiten  für  die  venchiedenen  Arbeiter,  so  dass  z.  B.  dem  Aifoeiter  nA 
20  Pfenni'^  Stimdenlohn  eine  Grundzeit  von  8,  dem  mit  30  Pfennig  eine  solche  von  6, 
dem  mit  40  Pfennig  eine  (iriindzeit  von  4Stunden  eingeräumt  werde.  Ks  müsse  also  ein  E:n- 
hcitäkoätenbetrag  ermittelt  werden,  und  von  diesem  ausgehend  miissten  die  Grundzeiten 
nach  Mas^sabe  der  Höhe  des  Lohnsatzes  abgestofk  werden ,  so  dass  n.  a.  erreicht 
wird,  dass  hei  verschiedenen  LohnsKizen,  aber  gleicher  Herstellungsieit  die  Stunden» 
Verdienste  annähernd  gleich  werden.  In  den  Snow  Steam  Pump  Works  bei  Buffa'.o 
N.-Y.  ist  eine  t^ieitcnde  Skala  für  die  Prümicn  eingeführt,  in  der  der  dem  Arbeiter 
itt  vergütende  .Satz  für  die  ersparte  ArbeiUzcit  von  seinem  Stundenlohn  abhangig  ist. 
Sieben  Klassen  von  Arbeitern  sind  unterschieden,  nnd  inno-balb  jeder  Klasse  erhilt 
derjenige,  der  den  geringsten  Lohnsatz  hat,  den  grösseren  Pritmienanteil  (Z.  d.  V.  d. 
Ing.  47.  Bd.  S. 

i)  a.  a.  O.  S.  322,  J26  ff.,  331. 
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während  einer  Arbeitszeit  von  rund  29^8  Wochen  hat  der  Ar- 
beiter 94,93  $  mehr  verdient,  als  der  Zeitlohn  ausmachte.  Die 
Westinghouse  Electric  Manufactg.  Company  in  Pittsburg  hat  unter 
dem  Einflüsse  des  Prämiensystemes  das  Ausbringen  in  einzelnen 
Fabrtkabtellungen  um  50 — 150  Proz.  erhöht.  Auch  in  einem  an- 
deren Falle  hat  sich  die  Menge  der  in  der  Zeiteinheit  ausgebrach- 
ten Stücke  um  über  100  Proz.  gehoben'). 

Die  Zufriedenheit  der  Unternehmer  mit  dieser  Lohnform  fusst 
auf  der  wesentlichen  Verbilligung  der  Produktionskosten,  die  aber 
nicht  etwa  nur  auf  die  Lohnersparung,  die  absolute  Verminderung 
an  Löhnen  zurückzuführen  ist,  sondern  zu  einem  [grossen  Teil  auch 
aus  einer  Verminderung  der  auf  die  Produktionseinheit  entfallen- 
den Generalunkosten  —  es  wächst  eben  der  Divisor  bei  Fest- 
stellunj^  dieses  Ouotienten  —  resultiert. 

Die  Stcif^eruny  der  Arbeitsintensität  bleibt  freilich  auch  für 
manche  Betriebskosten  nicht  ohne  Einfluss.  Die  stärkere  Inan- 
spruchnahme des  Maschinenmaterialcs  findet  man  verschiedentlich 
hervorgehoben;  sie  sei  bei  schnellerem  Gan^'  der  Maschine,  den  der 
Arbeiter  herbeiführt,  sobald  sein  Interesse  daran  wachgerufen  ist, 
unvermeidlich.  Ja  es  ist  sogar  behauptet  worden,  das  Arbeits- 
produkt leide  unter  dem  Beschleunigen  des  Arbeitstempos:  die 
Maschine  bewirkte  bei  grösserer  Geschwmdigkeit  B.  beim  Fräsen 
von  Zahnrädern,  Zahnstangen)  eine  zu  grosse  Erhitzung  des  Ma- 
teriales,  welches  bei  der  Erkaltung  sich  verziehe  und  deformiere. 
Diesem  Bedenken  stehen  aber  Aeusserungen  gegenüber,  dass  der- 
artige Kosten  gegenüber  dem  Gewinne  der  Unternehmung  aus 
der  Lohnersparung  gar  nicht  in  Frage  kämen  *),  Und  wenn  wei- 
ter auf  die  Belastung  der  Betriebsverwaltung  durch  die  beim  Prä- 
miensystem notwendig  werdenden  Lohnberechnungsbureaus  hin- 
gewiesen wird,  die  die  Rentabilität  des  Systemes  fraglich  erschei- 
nen lassen,  so  ist  dem  gegenüber  festzustellen,  dass  einerseits  die 
Notwendigkeit,  die  Werkmeister  von  schwierigen  Lohnberech- 
nungen 7.U  entlasten,  und  anderseits  die  Wirtschaftlichkeit,  welche 
in  der  Spezialisierung  dieser  Verwaltungsarbeit  sich  dokumentiert, 
schon  vielfach  zur  Einrichtung  von  solchen  Rechnungsbureaus, 
u.  z.  auch  seitens  jener  Unternehmungen  geführt  haben,  bei  denen 
ein  Prämiensystem  mit  Grundzeitberechnung  nicht  organisiert  ist 

1)  Zeiisdir.  d.  V.  d.  Ing.  iV3//<r,  Bd.  47,  S.  1133  f. 

2)  Ebenda  S.  II35,  Note  2. 

3)  Die  Koaten  solcher  Rcchoungsboreaus  werden  gar  nicht  ab  beModeres  Ec^ 
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Die  überaus  interessante  Diskussion,  die  sich  im  Institut  der 
Maschineningenieure  Englands  an  einen  Vortrag  JS^ceww's  über  sein 
System  knüpfte  (März  1903),  ergab  freilich  noch  eine  Reibe  ab- 
fälliger Aeusserungen  seitens  der  Unternehmer  und  vom  Stand« 
punkte  derselben  aus.  Sie  blieben  aber  nicht  unwidersprochen, 
und  man  kann  aus  den  Verhandlungen  den  Gewinn  ziehen,  dass  der 
Erfolqf  eines  Lolinsystems  in  den  einzehien  Betrieben  nicht  allein 
mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Arbeiten,  sondern  auch 
in  konkurrierenden  gleichartigen  Unternehmungen  ein  völlig  ver- 
schiedener sein  kann.  Eines  schickt  sich  nicht  für  alle !  Es  kommt 
ganz  offenbar  auch  sehr  viel  auf  die  Persönlichkeiten  an,  sowohl 
unter  den  Arbeitern  als  unter  den  Leitern  einer  Unternehmung. 

Das  Urteil  ist  jedoch  ganz  überwiegend  günstig,  und  nur  das 
hohe  Interesse  der  Unternehmer  an  dem  Zeitprämiensystem  ver- 
mag es  begreiflich  zu  machen,  dass  seitens  der  Betriebsleitung  mit 
unter  die  weitestgehenden  Zugestandnisse  an  die  Arl)eiter  j^einacht 
wurden,  um  diese  zur  Annahme  des  Zeitprämiensystemes  zu  be- 
stimmen 

Diese  günstige  Beurteilung  hat  in  England  und  in  den  Ver- 
einigten  Staaten  ihre  ganz  besonderen  Gründe. 

Die  Abneigung  des  Tradeunionismus  gegen  StQcklöhnung  ist 
dort  eine  besonders  starke  freilich  aber  auch  zum  grossen  Tefl 
durch  das  Vorgehen  der  Arbei^eber  verursacht.  Deshalb  kommt 
dort  das  Prämiensystem  vor  allem  mit  dem  einfachen  Zeitlohn  in 
Vei^leichung  und  stellt  sich  hiebei  ganz  selbstverständlich  als 
überaus  vorteilhaft  dar.  Aber  auch  der  Vei^leich  mit  dem  Stück* 
lohnsjTstem  fallt  gleichwohl  noch  zu  Gunsten  des  Prämiensystemes 

forderois  empfunden,  vieloMltr  Uetet  die  Exbtens  dmdb«».  wie  mdirEMh  hervor- 
gehoben wird,  erst  die  Möglichkeit,  zu  gsiu  richtigen,  scharfen  Kesteoanschll^ieB  flir 

lieferungsanträge  zu  gelangen. 

I )  F!ine  amerikanisclie  Wtrk'^verwaltiing  liat  iV\c  Annahme  des  Zeitprämien<iyste- 
mes  ihren  biühin  im  einfachen  Zeiüohn  arbeilenden  Leuten  gegen  die  folgenden  Zu- 
gcsUindiüsse  sozusegen  abgekauft:  i.  Die  Grundzeit  soll  niemals  k&iser  fcstgcsetst 
werden,  als  die  känceste  Zeit  unter  dem  Standeolohnsysten  Itir  das  gleiche  Stflek  uad 
die  gleiche  Arbeitsmaschine  ausmacht ;  2.  Niemand  soll  entlassen  werdi-n ,  wenn  es 
ihm  nicht  gelingt,  weniger  Zeit  zu  brauchen  als  die  festgesetzte  Grundzeit;  3.  Einen 
50% Igen  Anteil  an  dem  ersparten  Lohn  als  Priimie.  4.  Die  Grundzeit  sollte  nur  bei 
Einf&hrnng  eines  neuen  Verfahrens  geftndert  werden  dürfen;  5.  Alle  Priinien  sind 
innerhalb  2  Wochen  nach  Vollendung  der  Arbdt  ansicosahlen;  6*  Nach  dnem  Jahre 
soll  das  System  für  alle,  die  es  fordern,  aufgehoben  werden;  7.  In  diesem  F.ille  soll 
der  Arbeiter  nicht  gezwungen  werden,  so  schnell  zu  arbeiten,  als  er  unter  dem  Pri« 
niicnsjstera  gearbeitet  hat  (^Zeitschr.  d.  V.  deutsch.  Ing.  a.  a.  O.  S.  1134)« 
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aus,  weil  dieses  eben  die  wichtigsten  Vorteile  des  Stücklohn- 
systemes  aufweist  und  doch  über  eine  grosse  Schwierigkeit,  die 
bei  dem  letzteren  aufzutreten  pflegt,  hinweghilft,  nämlich  über  das 
best  verrufene  oben  besprochene  cutting  rates. 

Es  liegt  ja  nahe,  dass  man  den  Uebergang  seitens  einer  Be- 
triebsleitung vom  reinen  Stücklohnsystem  zum  Zeitprämiensystem 
för  wenig  wahrscheinlich  hält.  Und  in  der  Tat  ist  in  den  oben 
erwähnten  Verbandhingen  diese  Möglichkeit  mehrfach  berührt 
worden.  Von  verschiedenen  Seiten  wurden  Zweifel  geäussert,  dass 
die  Arbeiter  sich  dazu  bestimmen  lassen  kfuinten,  vom  Stücklohn 
zum  Prämiensystem  liljerzugehen,  da  (Irsch  das  Rechenexempel 
sehr  einfach  sei,  dass  der  Arbeiter,  der  cmc  mit  lO  Stunden  be- 
messene Arbeit  im  Stücklohn  in  5  Stunden  durchführe,  bei  glei- 
chem Arbeitscrfoig,  unter  dem  günstigen  System  ll'i/'r  beispiels- 
weise (50  Proz.  Prämie)  eine  Kinbusse  des  Arbeitsvcidii  iihtc.-.  um 
ein  Viertel  erfahre.  Um  den  Uebergang  zu  ermöglichen,  musstc 
in  der  i'estsctzung  der  Grundzeiten  eine  Bereciinungsweise  platz- 
greifen, durch  die  dem  Arbeiter  die  Erhaltung  seines  Stucklohn- 
verdienstes gesichert  würde,  dann  falle  aber  doch  eigentlich  das 
Interesse  des  Arbeitgebers  an  dem  Systemwechsei  weg.  ARen 
diesen  Bedenken  gegenüber  wurde  auf  die  Tatsache  hingewiesen, 
dass  sich  Arbeiter  zu  solchen  Uebergängen  verstanden  haben. 
Ausserdem  aber  wurde  eingestanden,  dass  der  Uebergang  vom 
Stücklohn  zum  Prämiensystem  allerdings  nur  dort  erörterungsfähig 
werde,  wo  ein  Arbeitgeber  sich  mit  dem  Gedanken  trage,  die 
Stücklohnsätze  herabzusetzen.  Dieses  Herabsetzen  der  Stücklöhne, 
sobald  der  Arbeiter  es  durch  seine  Fertigkeit  zu  einer  nicht  mehr 
gewöhnlichen  Höhe  des  Arbeitsverdienstes  gebracht  hat,  bringt 
den  Arbeitgeber  in  Misskredit  und  verursacht  stets  einen  Kon- 
flikt. Wenn  daher  durch  einen  Systemwechsel  ein  Weg  gefunden 
wird,  dasselbe  Ziel  oder  wenigstens  einen  ähnlichen  Erfolg  ohne 
dieses  plötzliche  Abbrechen  eines  zugesicherten  Lohnsatzes  zu 
erreichen,  so  ist  es  wohl  nur  selbstverständlich,  dass  dieser  Weg 
beschritten  wird').  Das  »cutting-rates-^  hatte  bei  den  ICngländern 
namentlich,  wie  auch  die  mehrerwähnten  Verhandlungen  erkennen 
lassen,  ganz  bedeutende  Dimensionen  angenommen,  wodurch  die 


1)  Hierüber  ist  u.  .1,  auch  die  gldcbfiJb  in  der  Zeitschrift  Vereins  deutscher 
Ingenieure  sich  abspielende  Kontrovene  iweier  Praktiker  m  vergletcken,  Bd.  47, 
S.  172  und  439. 
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Gewerkvereine  sehr  h  iflichcrweisc  in  die  schroff  ablehnende 
Stellung  gegenüber  dem  Stücklohnsystem  gedrängt  wurden. 

Behält  man  'lies  im  Auge,  dann  gewinnt  auch  die  Behaup- 
^  tung  der  Arbeitgeber,  dass  das  Prämiensystem  doch  auch  sehr 
im  Interesse  der  Arbeitnehmer  gelegen  sei,  den  Schein  ehrlicher 
Ueber;?euwunsj,  denn  in  der  Tat  müssen  die  Arbeiter  ein  Zeit- 
prämiensystcni  mit  unveränderlicher  Grundzeitfestsetzun;^  vmd  fe- 
stem Prcimiensatze  einem  Stücklohnsystem  mit  sinkender  Stuck- 
lohnrate auch  dann  vorziehen,  wenn  bei  dem  Primiiensystem  dem 
Arbeiter  eine  Quote  des  auf  ein  Stück  ursprünglich  entlalienden 
Zeit-  oder  Stücki<.ilines  cnt/.o^cn  wird. 

Uebrici^ens  sind  auch  in  Deutschland  aus  Unternchnicrkreisen 
und  aus  Kreisen  der  Techniker  Stimmen  gegen  das  Prämien- 
system  laut  geworden,  die  hier  in  aller  Kürze  noch  erwähnt  sein 
sollen.  Der  Geh.  Marinebaurat  Wiesinger  trat  auf  Grund  seiner 
Erfahrungen  für  das  einfache  WerMohnsystem  ein,  das  er  auf 
den  von  ihm  geleiteten  Betrieben  eingeführt  hat,  und  zwar  durch 
Festsetzung  eines  Tarifes,  zu  dem  die  Arbeiter  Vertrauen  ge- 
wonnen hätten,  weil  er  Aenderungen  an  demselben  nur  insofern 
vorgenommen  habe,  als  offenbar  zu  niedrige  Sätze  erhöht  wur« 
den>). 

Weit  schärfer  hat  seine  Bedenken  ein  anderer  Autor  aus  der 
Praxis  geltend  gemacht  Ausgehend  von  der  Arbeit  der  Zeit- 
kalkulation  meinte  derselbe,  zunächst  werde  sich  doch  eine  Sta- 
bilität der  Leistungsfähigkeit  entwickeln,  und  es  werde  dadurch 
schon  zu  einem  normalen  Stücklohn  kommen ;  anderseits  sei  dieser 
aber  auch  kaum  entbehrlich,  da  für  Kalkulationsstücklisten  doch 
ein  Mittelpreis  zur  Verwendung  gelangen  müsste,  also  ein  fester 
Stückpreis,  womit  man  beim  Stücklohnsystem  angelangt  sein  werde. 
Jedenfalls  sei  ein  Uebergang  vom  Stücklohn-  zum  Pramiensystem 
ganz  verfehlt.  Es  sei  iibri'^'cns  durchaus  nicht  leichter,  die  Zeit- 
dauer zu  bestimmen,  die  zu  einer  bestimmten  Arbeit  aufgewendet 
werden  darf,  als  den  Preis,  für  den  ein  Stück  hergestellt  werden 
kann.  Beides  sei  Sache  der  Uebung  weit  mehr  als  der  Rechnung, 
und  darin  liege  die  Achillesferse:  die  Zahl  der  Trefter,  die  gleich 
bei  einem  neuen  Stuck  gemacht  werden,  sei  nicht  höher,  wenn 
man  dem  Arbeiter  die  Stunden  ansagt,  die  er  aufwenden  darf, 
als  wenn  man  ihm  den  Preis  ansagt,  den  er  dafür  erhalte.  Der 

I)  Zeiix.lir.  des  V.  d.  log.  47*  Bd.  S.  I757. 
3)  Ebenda  S.  1472. 
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Vorzug  des  Präiniens3rstein8,  dass  es  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit von  Maschinen  und  Einrichtungen  besser  berücksichtige, 
sei  hinfällig.  Wenn  an  Stelle  einer  Maschine  oder  Einrichtung 
eine  neue  leistungsfähigere  tritt,  so  finde  selbstverständlich  auch 
eine  Neuregelung  der  Preise  für  die  mit  Hilfe  des  »Neuen«  her- 
gestellten Waren  statt,  gleichviel  in  welcher  Form  das  geschehe, 
ob  durch  Herabsetzung  des  Stücklohnes  beim  Akkordsystem  oder 
der  normalen  Stundenzahl  beim  Prämiensystem  ;  eine  Verbesserung 
könne  daher  höchstens  vielleicht  dem  Stundenlohn  gegenüber  be- 
obachtet werden. 

Wichtiger  als  diese  Mciniin<^siius?f ningen  ist  die  Stellung- 
nahme der  Arbeiter  und  der  ihre  Interessen  vertretenden  Litera- 
tur; ihr  ist  zunächst  das  Au'^enmerk  zu/.uwentlen ,  an  sie  ist  die 
eigentUche  Kritik  der  Erscheinungen  anzuschliessen. 


Digitized  by  Google 


-    58  - 


VL 

Kritik  der  Lrohnverkürzungen,  insbesondere  des  Zeit- 
prämiensystems. 

Das  Festhalten  an  einem  einmal  eingeräumten  Werklohnsatz 
ist  nach  dem  heutigen  Stand  der  Dinge  beim  Werklohnsystem  eine 
der  unerlässlichen  Voraussetzungen  für  die  Befestigung  des  Ver- 
trauens zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  und  eben  damit 
auch  für  die  friedliche  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses.  Eine 
nur  einigermassen  tiefergehende  Verfo^ng  der  Zusammenhänge 
fuhrt  denn  auch  dazu,  dass  dieses  Problem  in  den  Vordergrund 
alter  lohnpolitischen  Bestrebungen  gerückt  werden  muss,  die  auf 
eine  wirkliche  Harmonie  zwischen  den  Arbeiterinteressen  und  den 
Interessen  der  Allgemeinheit  ohne  zukunftsstaatliche  Phantasma- 
gorien  gerichtet  sind. 

Dass  die  Arbeiterpartei  vielfach  die  Werklöhnung  schlecht- 
hin bekämpft,  hat  freilich  verschiedene  Gründe.  Dass  die  indu- 
strielle Reservearmee  eine  Verminderung  erfahren  müsste,  wenn 
—  insbesondere  bei  entsprechend  verminderter  Arbeitszeit  —  der 
Zeitlohn  die  einzit;  i:[elicndc  Lolmtcuni  würde,  wenn  auf  Grund 
dieser  T.ohnfoim  dem  einzelnen  Arbeiter  ein  gewisser  Spielraum 
in  der  Ansj)annung  seiner  Arbeitskraft  gelassen  wäre  ;  dass  eine 
Rücksichtnahme  seitens  des  ein/einen  Arbeiters  auf  die  Gesamt- 
intcrcssen  der  Arljeiterschaft  nur  zu  erwarten  sei,  wenn  die  Inten- 
sität, mit  der  die  Arbeitskraft  in  Anspruch  genommen  wird,  nicht 
unmittelbar  einen  Rückschlag  auf  die  Einkommenshöhe  des  be- 
tretTcndcn  Arbeiters  bewirkt ;  dass  aber  eine  solche  Herabsetzung 
der  Durchschnittsleistung  jedes  Arbeiters  eine  notwendige  Mass^ 
rcgel  zur  Kompensierung  der  Produktivitätssteigerung  kraft  der 
Fortschritte  der  Technik  sei:  das  alles  und  Aehnliches  sind  Ge» 
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danken,  denen  man  heute  auf  Schritt  und  Tritt  begegnet,  wenn 
man  in  den  Kreisen  der  Arbeiter  —  und  zwar  auch  der  beson- 
nensten und  nicht  verhetzten  —  sich  über  ihr  lohnpolitisches 
Denken  orientiert.  Das  sind  Vorstellungen,  die  weit  fester  Wur- 
zel  geschlagen  haben  als  irgendwelche  Zukunftsstaatsideen. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  ausgesprochen  ablehnenden  Haltung,  die 
auch  die  fortgeschrittene  Arbeiterschaft  des  englischen  Maschinen- 
baues noch  zu  Zeiten  des  grossen  Ausstandes  1897^1898  schroff 
einnahm,  steht  eine  Strömung  in  den  Arbeiterkreisen,  die  in  ganz 
bewusster  Weise  bestrebt  ist,  die  Abhängigkeit  des  Gesamtwohles 
eines  Wirtschaft skreises  von  der  Mitwirkung  aller  vorhandenen 
Kräfte,  auch  der  Arbeiter,  bei  ihrer  Lohnpolitik  sich  vor  Augen 
zu  halten.  Diese  Strömung  entwickelt  sich  in  der  cn  wüschen 
Arbeiterschaft  unter  dem  Einflüsse  der  \Vt'i>bs\  in  Deutschland  ver- 
tritt sie  literarisch  vornehmlich  Bernstein.  Bernstein  hat  in  seinen 
jüngsten  dieses  Thema  betreffenden  Aufsätzen  sich  in  sehr  klarer 
Weise  und  mi  Zusammenhang  mit  seinem  Revisionsprogranime 
dahin  ausgesprochen,  dass  eine  -  Beseitii^ung  der  Lohnform  in 
absehbarer  Zeit  nicht  zu  denken  sei.  Es  bedvufe  daher  einer 
Politik  der  Lohnform,  recte  Lohnbemessungsmethode. 

Da  vermag  er  denn  nicht  yanz  die  schmerzliche  Ironie  zu 
unterdrücken,  wenn  er  der  Tatsache  «gedenkt,  dass  der  Brüsseler 
internationale  Sozialistenkongress  1S91  den  bekannten  Be.sciiluss 
gefasst  habe,  der  die  Arbeiter  zum  Kampf  gegen  das  Stücklohn- 
system aufrief.  Dass  die  Stücklöhnung  durchaus  nicht  die  quali- 
fiziert kapitalistische  Lohnbemessungsmethode  sei,  wie  Marx  be- 
hauptete, lehrten  die  Tatsachen,  denn  es  seien  beispielsweise  nicht 
etwa  die  kapitalschwachen  Betriebe,  die  die  Zeitlöhnung  anwen- 
deten. Die  Lohnbemessung  sei  vielmehr  eine  Resultierende  aus 
einer  Reihe  verschiedener  Faktoren. 

Gefahren  berge  die  Werklöhnung,  wo  ihre  Durchführung  in- 
dividuelle Vereinbarung  des  Unternehmers  mit  den  einzelnen  Ar- 
beitern oder  ganz  kleinen  Gruppen  mit  sich  bringe;  das  sei  der 
Fall  in  jenen  Industrien,  in  denen  die  Arbeiter  sich  spezialisieren 
unter  dem  Einflüsse  des  Arbeitsprozesses,  wie  im  Maschinenbau, 
wo  die  Vielfältigke  it  der  Erzeugnisse  und  die  grössere  Bedeutung 
der  Kraft  und  Handfertigkeit  des  einzelnen  Arbeiters  ein  grosses 
Hindernis  für  .'\usarbeilung  allgemeiner  .Stücldulmtarife  bildeten. 
Zeitlohn  sei  keineswegs  immer  vorteilhafter,  schon  wegen  der  Gefahr, 
dass  Zwischenmeister  sich  einschieben,  »die  dafür  sorgen,  dass 
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der  Arbeiter  ein  der  neuen  Technik  entsprechendes  Mehrprodukt 
leistet,  die  ihm  sonst  zufallende  Mehrbezahlung  aber  in 
die  eigene  Tasche  stecken«^).  Vor  allem  bedürfe  man  eines 
Lohnsystemes,  das  die  nötige  Elastizität  aufweise,  sich  den  tech* 
nischen  Aenderungen  einer  Industrie  jeweilig  anzupassen.  Nur 
die  Werklöhnnn;:^'  aber  besitze  eine  solche«  denn  sie  ermögliche, 
dass  die  Arbeiter  in  ihrem  Einkommen  nicht  geschädigt,  aber 
auch  die  Maschinen  entsprechend  ausgenützt  würden. 

Und  damit  stellt  auch  Bermtein  das  allgemeine  wirtschaftliche 
Interesse  an  der  Verbilligung  der  Produktion  in  den  Vordergrund*). 
Der  Arbeiter  dürfe  nicht  in  einen  Gegensatz  zur  übrigen  Gesamt« 
heit  kommen,  eine  Gefahr,  die  7..  B  heim  Gewinnbrtcilii^ungs- 
system  bestünde,  weil  dieses  in  seinem  Wesen  pa:  lilvulari>tisch 
sei.  r>er  -  individuelle  Akkord  -  müsse  dem  System  der  festen 
Löhne,  aber  eben  im  t  a  r  i  f  m  ä  s  s  i  g  festgelegten  Werk- 
lohne weichen.  In  der  Stückluimung  auf  der  Grundlage  eines 
von  organisierten  Unternehmern  und  Arbeitern  vereinbarten  und 
ständiger  ;^cnieinsnnier  Kunlrolle  unterworfenen  Tarifes  glaubt  er 
»die  Lohniorm  der  nächsten  sozialistischen  Zukunlt^  erkennen  zu 
dürfen. 

Aber  nicht  nur  der  Stficklohnbemessung  soll  Gerechtigkeit 
und  Sachlichkeit  bei  Prüfung  der  Methoden  zuteil  werden.  Gleich 
Sidmy  Webb  hat  auch  Bernstein  zu  dem  vorhin  besprochenen 
Prämiensystem  sich  geäussert  und  zu  erkennen  gegeben,  dass  seines 
Erachtens  die  Arbeiterpartei  demselben  sympathisch  gegenüber- 
treten solle.  Für  seinen  Gedankengang  sind  die  folgenden  zwei 
Stellen  sehr  bezeichnend: 

•Der  geaellachftftltefae  Fortschritt  cff ordert  Venneliniiig  nad  Verlriniguiig  der  Pro* 
doktion  bei  Verkürzung  der  Arbeitszeit  —  letzteres  auch  von  anderen  Gesichtspunkten 

als  dem  der  I'ti- hiktionstcchnik  au»;.  Verkürzung  der  Arbeitszeit  heissl  Er/ichunq;  zu 
qualiüzierlcni  i\un:>um,  zu  höherem  Bedarf  und  damit  zu  weiterem  gesclihch.iiüicticn 
Foriidiritt.  Verkilmiog  der  Arbeltueit  iit  aber  mit  gleichzeitiger  Verbilligung  der  Pro* 
daktlon  nur  vereinbar,  vrenn  die  Arbeilateit  in  der  Fabrik  gehört  anagenntct  wird. 
So  verwerflich  jede  Anspannung  der  Arbeitskraft  ist,  die  der  Gesamtheit  Abbruch 
tut,  so  w  i  d  e  r  s  i  n  n  i  g  ist  d  e  r  .S  c  h  1  e  n  <1  r  i  n  n  in  d  e  r  F  a  b  r  i  k.  Allgemein 
durchgeführt,  würde  er  ein  ernsthaftes  lit:UH))ni.->  des  Fortschrittes  der  Gcscllschafc, 
werden.  Nicht  hier  ist  daher  das  Mittel  der  Erhdhnng  des  Kouforts  der  Arbeiter- 
klaise  SU  suchen  . . .« 

»Wo  die  Technik  ehier  Industrie  die  EinfBhrung  der  StOckarbdt  erlaubt,  und 


i)  Sozia;, st.  M'inritihcfte  1002.  Heft  i^. 
3)  Sozialist,  Monatshefte  1904,  Heft  4. 
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die  Bedingungen  der  Konkunenz  auf  sie  bindriingen,  da  wird  sie  auf  die  Dauer  nicht 
fcnunhaltcn  sein.  Es  ist  dann  richtiger,  sich  auf  die  Bekämpfung  der  mit  Stückarbeit 

verbundenen  Gefahren  tinzurichten,  als  einen  Teil  der  Energie  auf  aus'^ichtsloses  Stfm- 
incn  gegen  das  unvermeidlich  Gewordene  ZU  verschwenden.  Die  Gefabren  der 
Stuckarbeit  sind  .  .  .  nicht  unüberwindlich.« 

Wer  sf)llte  diese  Denkweise  nicht  annehmen?  Wenn  man  dies 
aber  tut,  wenn  man  die  Xotwcndigkeil  einräumt,  dass  die  Lohn- 
bemessungsmethode  auch  dem  Zwecke  dienen  muss,  eine  bessere 
und  vollere  Ausnützung  des  Produktionsfaktors  Arbeitskraft  unter 
entsprechender  Garantie  zu  bewirken,  dann  muss  auch  alles  Stre* 
ben  darauf  richtet  werden,  der  Stücklöbnung  weitere  Verbrei- 
tung zu  verschaffen,  denn  sie  ist  geeignet,  zu  jenem  Ziel  zu  fuhren ; 
sie  entspricht  dem  natürlichen  Streben  des  »employers«,  die  Pro- 
duktivität auch  durch  Steigerung  der  Leistungen  der  menschlichen 
Arbeitskraft  zu  erhöhen,  und  sie  bietet  dem  Arbeiter  die  Möglich- 
keit, in  der  Zeiteinheit  eine  höhere  Verdienstquote  zu  erlangen. 

Wenn  nun  auch  Bernstein  anfanglich  nicht  ausdrücklich  die 
oben  besprochenen  Zeitlohnprämiensysteme  schlechthin  empfahl, 
so  tat  dies  S.  U'ebb^  indem  er  als  den  einzigen  stichhaltigen  Ein- 
wand gegen  das  Prämienhonussystem  die  Gefahr  gelten  lässt.  dass 
zufolge  Vermehrung  der  Arbeitsleistung  des  einzelnen  Arbeiters 
»eine  Anzahl  Arbeiter  ausser  Arbeit  werde  geworfen  werden«  und 
diesen  Kinwand  als  Trui^^schluss  zurückweist,  und  zwar  vor  allem 
deshalb,  weil  die  Naclitrafjje  nach  Maschinen  aller  Art  iinrndlich 
ausdehnungsfähig  sei  und  mit  jeder  Preisermassigung  zunehme'). 
Andere  wirkliche  Einwände  ßcrnsttiu  hervor,  vor  allem: 

1.  die  Schwächung  der  Arbeitersolidarität,  denn  die  DitTen- 
zierung  der  Lohneinkominen  treibe  den  Keil  in  die  Ar- 
beiterschaft, 

2.  die  Ausscheidung  der  weniger  leistungsfähigen  Arbeiter 
seitens  der  Unternehmer, 

3.  unkollegiales  Verhalten  der  leistungsfähigeren  gegenüber 
den  schwächeren ,  namentlich  beim  System  tGooäfellew- 
skip*^  wo  der  minder  leistungsfähige  den  leistungsfähigeren 
in  seinem  Lohnerfolge  beeinträchtigen  kann. 

Aber  nur  Schwächen  seien  das,  die  wohl  ein  gewisses  Miss- 
trauen rechtfertigen  könnten,  nicht  aber  grundsätzliche  Gegnerschaft. 
Im  übrigen  steht  er  offenbar  demSj^tera  mit  der  Forderung  der 
gleichen  Bedingungen  gegenüber  wie  Sidney  Weää:  i.  Anerkennung 

i)  Sodalist  MonaUhefte  1902,  II.  Bd.  S.  923. 
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der  Gewerkschaft  als  Vertreterin  der  Arbeiter  bei  Normierung  der 
Tarifsätze,  2.  Verbürgunfj  des  von  der  Gewerkschaft  anerkannten 
Normalzeitlohnes  als  M  i  n  d  e  s  1 1  o  h  n  bei  Stück-  oder  Prämien- 
arbeit und  3.  Stetigkeit  der  Tarifsätze  bei  gleichbleiben» 
den  tecbniscluMi  Vorbedingungen. 

Tatsächlich  haben  Unternehmungen  der  Maschinenbauindu- 
strie, die  ein  Zeilprämiensystem  iiabcn,  wie  Bermti^in  berichtet, 
sich  darauf  eingelassen  und  sich  verptlichtel : 

1.  Zeitlolmsat/.  in  allen  Fällen  zw  bezahlen,  also  Mindestlohn, 

2.  Ueberzeitarbeit  und  Nachtschichten  nach  den  bereits  gel- 
tenden Grundsätzen  hesondcis  zu  entlohnen, 

3.  eine  einmal  fest.L^'elcgte  Zeitbestimmung  für  irgendwelche 
Arbeiten  nur  /.u  andern,  wenn  die  Arbeitsmethoden  oder  die  Ar- 
beitsmittel geändert  werden. 

4.  das  Bonussystem  nicht  einzuführen,  wenn  nicht  die  Ab- 
sicht besteht,  an  ihm  festzuhalten,  letzteres  zur  Hintanhaltui^,  dass 
nur  zum  Zweck  der  Herabsetzung  der  Arbeitszeiten  das  Zeit- 
prämiensystem  vorübergehend  Verwendung  finde. 

In  einem  jüngsten  Aufsatz  verhehlt  Bernstein  nicht  mehr,  dass 
er  das  System  des  Stückzeitlohnes,  eben  der  Zeitprämienlöhnung 
als  die  voraussichtliche  Lösung  des  Problems  ansieht. 
»Gleichviel  Arbeit  in  einer  Form  gegen  gleichviel  Arbeit  in  einer 
anderen  Fornr  ausgetauscht«,  wie  Marx  über  das  Gothaer  Pro- 
gramm schrieb,  das,  so  meint  Bernstein t  würde  sich  erfüllen, 
wenn  eine  Lohnform  nur  den  Dichtigkeitsgrad  der  Arbeit  ge- 
bührend in  Rechnung  stellt. 

Dies  und  die  sonstige  Unbedenklichkeit  des  Zeitprämien- 
systemes  muss  ich  in  Frage  stellen. 

Eine  objektive  Beurteilung  der  neuen  Methode  setzt  voraus, 
dass  über  das  Wesen  der  Zeitprämienbemessung 
volliiv  Klarheit  besieht.  Dass  von  einer  grundsätzlichen  Gleich- 
artigkeit mit  dem  einfachen  Stucklohnsystem  nicht  die  Rede  sein 
kann,  liegt  freilich  nicht  so  offenkundig  zutage. 

Ausgang.-^ptmkt  und  Grundlage  des  Systcmes  ist  die  Zumes- 
sung  einer  in  stimmten  Zeit  für  eine  bestimmte  Arbeitsaufgabe 
mit  der  Zusicherung  eines  bestimmten  Zeileinhcitslohnsatzcs.  Im 
h'alle  der  gewölinlichcn  VVeikh  Imung  fehlt  bei  der  luitgeltbe- 
messung  jede  Be/-iehung  zur  Ai beit-./eit,  es  handelt  sich  \iclaiehr 
nur  um  Bezahlung  eines  mehr  oder  minder  willkürlichen  l'rcises 
für  die  Lösung  der  Arbeitsaufgabe. 
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Die  Grandlagen  des  Arbeitsverhältnisses  in  dem  engeren 
Sinne,  in  dem  es  hier  aufgefasst  werden  muss,  werden  durch  die 
Entgeltbemessungsmethode  nicht  verschoben.  Bei  Werklöbnung 
handelt  es  sich  wie  bei  Zeitlöhnung  und  ebenso  bei  Zeitprämien- 
löhnung um  ein  Vermi  et  en  der  Arbeitskraft  im  wei> 
teren  Sinne  (nicht  Verkaufen  der  Ware  Arbeit!).  Diese  Arbeits- 
kraft kann  freilich  keiner  elementaren  Kraft  oder  einer  Kraft- 
maschine trlcich  gestellt  werden,  denn  in  der  ganz  überwiegenden 
Zahl  der  Fälle  funktioniert  nicht  die  mechanische  Kraft  allein, 
sondern  es  wirken  auch  neben  der  Kraft  im  engeren  Sinne  an- 
dere Faktoren,  darvmter  die  drei  wichtigsten:  Geschicklichkeit, 
Intelligenz  und  schliesslich  ck:r  Wille,  diese  und  die  Kraft  zu  ent- 
wickeln. Die  Ansnützunq  der  drei  Faktoren  Kraft,  Geschicklich- 
keit und  inttilligcnz  hängt  bei  der  Zeitloiinung  zu  einem  grossen 
Teil  von  der  Betriebsorganisation  des  Mieters  al> ;  ein  gewisser 
Einfluss  bleibt  dem  W  illen  des  Arbeiters  aber  stets  eingeräumt. 
Gegenstand  der  Vermietung  ist  schon  mit  Rücksicht  darauf  nie 
etwas  absolut  lli-slnnrntes,  auch  dann  nicht,  wenn  der  Mieter  das 
Maximum  der  circi  gcmn  toten  lücmcnte  zu  kennen  glaubt,  denn 
den  Willen  des  Arbeiter^  kennt  er  nicht. 

Nicht  anders  liegt  die  Sache  bei  der  Werklöhnung;  ein  Unter- 
schied liegt  hier*  aber  in  dem  Umstände,  dass  die  Entgeltberech- 
nungsmethode den  Willen  des  Arbeiters  beeinfliKSt,  jene  drei 
Faktoren  besser,  intensiver  einzusetzen ;  die  bewegende  Kraft  dem 
Willen  gegenüber  ist  der  Umstand,  dass  das  Ausmass  der  Sub- 
stanziierung  der  drei  Arbeitselemente  das  Entgelt  beeinflusst.  Und 
darin  liegt  denn  allerdings  auch  die  Aehnlichkeit  zwischen  dem 
Werklohn  und  dem  Zeitprämiens3rstem,  denn  auch  bei  diesem 
nimmt  die  Entgeltbemessung  auf  die  Substanziierang  der  Arbeits* 
demente  im  Arbeitsprodukt  Rücksicht. 

Allein  von  der  Bezahlung  eines  bestimmten  Stückpreises  wie 
beim  Werklohnverhältnis  kann  beim  Zeitprämiensystem  wohl  nicht 
die  Rede  sein,  denn  das  Entgelt,  das  tatsächlich  für  ein  Stuck 
oder  Werk,  also  für  ein  bestimmtes  Quantum  substanziierter  Kraft, 
Geschicklichkeit  und  Intelligenz  gezahlt  wird,  ist  !)eim  Zeitprämien- 
system nichts  weni.:;er  als  konstant,  sondern  scinsankt,  und  /war 
seltsamerweise  verkehrt  proportU)nierL  zu  der  .Steigerung  der  Kiu  r- 
gie,  mit  der  die  drei  Faktoren  eingesetzt  werden,  d.  h.  je  ener- 
gischer der  Arbeiter  seine  Potenzen  ein.setzt,  je  rase  Ii  er  de  m- 
zufolge  die  Verkörperung  derselben  im  Arbeit  s- 
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Produkt  vor  sich  geht,  um  so  geringer  wird  der 
Einheitssatz  für  das  in  der  Produkteinheit  sub* 
stanziierte  Quantum  dieser  Potenzen.  Je  rascher 
und  geschickter  der  Arbeiter,  um  so  niedriger  der  Preis  für  die  Arbeit. 

Konkret  gesprochen  an  der  lland  eines  Beispieles: 
I'"in;:^craiunte  Grundzeit  lo  Stunden,  Stundenlohn  0,30  Mk. 
Pramienausniass  50  Proz.  des  ersparten  Lohnes.  —  Bei  tatsäch- 
liciicr  Arbeitszeit  von  10  Stunden  lieträgt  der  Lohn  für  das  ver- 
körperte Ouantum  Kralt,  hiteliij^enz  und  Geschicküchkeit  3  Mk., 
bei  tatsächlicher  Arbeitszeit  von  5  Stunden  also  bei  wescnilicii 
intensiver  eingesetzten  Arbeitselenienlen  betra^jt  der  Lohn  2,25  Mk. 

Ls  trittt  also  auch  nicht  zu,  wie  llV/u'/  und  Bernsttin  an- 
nehmen, dass  hier  für  die  gleiche  Arbeitsleistung  auch  gleiche 
Preise  gezahlt  werden,  oder  um  mit  Marx  zu  reden:  »gleichviel 
Arbeit  in  einer  Form  gegen  gleichviel  Arbeit  in  einer  anderen 
Form.« 

Es  liegt  Bezahlung  für  das  Verfügen  über  eine  Arbeitskraft 
vor.  Massstab  für  die  Bemessung  des  Entgeltes  bildet  die  Zeit, 
aber  nicht  die  Dauer,  während  der  das  Verfügen  eingeräumt 
istt  nicht  die  Arbeitszeit  an  sich.  Da  sie  keinen  vollkommen  ge- 
rechten Anhaltspunkt  für  die  Bemessung  des  Vertragsinhaltes,  das 
ist  das  Quantum  Kraft,  Geschicklichkeit  und  Intelligenz  im  Vergleich 
mit  einem  anderen  abgibt,  so  gilt  es,  die  Intensität,  auf  die  Zeit- 
oder die  Produkteinheit  projiziert,  mit  zu  berücksichtigen.  Bleibt 
also  die  Grundlage  der  Entgeltbemessung  die  Dauer  der  Arbeits- 
tätigkeit, so  kommt  doch  nicht  diese  allein,  sondern  auch  die  In*  • 
tensität  mit  in  Rechnung  dadurch,  dass  die  Leistungsmengen  in 
der  Zeiteinheit  gemessen  werden,  und  dass  darnach  der  Preis  für 
die  Zeiteinheit  verschieden  abc^estvift  wird.  —  Von  dieser  Seite 
betrachtet  ist  ei<,'entlich  das  Pramiensystem  scheinbar  überaus 
rationell,  aber  jedenfalls  ein  Zeit-,  kein  Werlclohnsystem. 

Mit  dem  Werklohnsystem  verglichen  hat  es  eben  den  Vor- 
teil voraus,  dass  die  Zahlung  des  Zeileinheitslohnsatzes  gesichert 
ist.  Andere  V  orzüge  aber,  die  an^^eblich  auch  mit  dem  Prämien- 
system auftreten,  wie  z.  B.  die  Zusicherung,  dass  die  Grundzeiten 
(ailowed  times)  nur  geändert  werden  durlen  im  Zusammenhang 
mit  einer  Aenderung  in  der  Arbeitsmethode,  sind  keine  im  Wesen 
des  Systems  liegende  Eigentümlichkeiten,  sie  sind  beim  einfachen 
Werklohnsystem  ebensowohl  zu  erreichen ,  es  kommt  dabei  nur 
auf  die  Kraft  der  Arbeiterschaft  an. 
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Will  man  sich  das  Eingehen  der  Arbeiterschaft  auf  das  Zeit- 
lohnprämtensystem  erklären  —  und  einer  solchen  Erklärung  be- 
bedarf  es  wohl  im  Hinblicke  auf  das  bezüglich  des  Fallens  der  Lohn« 
quote  gesagte  —  so  ist  in  dieser  Mindestlohnmsicherung  jedenfalls 
ein  Hauptmotiv  zu  erkennen.  Das  Wachsen  des  Zeiteinheits- 
verdienstes mit  steigender  Arbeitsintensität  ist  der  Unterschied 
vom  reinen  Zeitlohnsystem  und  gibt  ihm  gegenüber  diesem  den 
Vorzug^).  Insofern  also  die  Arbeiterschaft  vom  Werklohn-  zum 
Zeitlohnsystem  übergehen  will,  geht  ,  sie  daher  einen  ganz  rich- 
tigen Weg,  wenn  sie  den  Uebergang  mit  diesem  Zeitprämien- 
S3^tem  annimmt.  Vielleicht  entspricht  es  den  Wünschen  einer 
grossen  Vielheit  von  Arbeitern  wohl  auch ,  wenn  dabei  der  we- 
sentlichste Missstand  des  Zeitlohnsystems  auch  hier  zur  Geltung 
kommt,  nämlich  der,  dass  der  energische,  rasche  und  geschickte 
Arbeiter  im  Verj^lL-icli  zu  den  minder  tiichtii^cn  Arbeitern  beim 
Prämiensysteni  zwar  mehr  verdient,  aber  doch  um  so  schlechter 
gezahlt  ist,  je  mehr  Energie,  Schnelligkeit  und  Geschicklichkeit 
er  aufwendet.  Das  heisst  also  dann  talsachlich ,  mit  einer  ge- 
ringen Abschwächung  gegenüber  dem  reinen  Zeillohnsystem,  B  e- 
g  ü  n  s  t  i  g  u  n  g  und  Schutz  der  Leistungsschwachen 
und  Förderung  des  Sclilei;di ian>,  also  gerade  dasjenige,  wo- 
gegen die  gesunde  imd  logisch  konsequente  Denkweise r//jY<7//  s 
sich  wendet.  Diesen  für  das  Zeitlohnsystem  charakteristischen 
Mangel  des  Zeitprämiensystems  hat  Bernstein^  wenn  nicht  Über- 
sehen, so  doch  zu  wenig  gewürdigt,  als  er  von  diesem  schrieb: 
•die  Form  des  Zeitlohnes  wird  festgehalten,  aber  dem  Wesen 
nach  ist  der  Lohn  bereits  Stücklohn*). 

Noch  entschiedener  muss  widersprochen  werden,  wenn  man, 
wie  Bernstein  dies  im  selben  Zusammenhange  zu  tun  geneigt 
scheint,  auch  das  amerikanisch-englische  Zeitpramiensystem  be- 
zeichnet als  »Lohnform,  die  in  ihren  Hauptpunkten  grosse  Aehn- 
lichkeit  mit  dem  Rodbertus^sx^^xx  Werkarbeitstag  aufweistt.  Für 
die  Vereinbarung  der  Schuhmacher  in  Leicester  trifft  es  viel- 
leicht zu.  Gerade  das  eigentliche  Zeitprämiensystem  ist  aber  da- 
von weit  entfernt. 

Das  Werklohnsystem  soll  nach  der  Meinung  der  Mehrzahl 
der  Unternehmer  die  Schwäche  haben,  dass  der  Arbeiter  bei 
dieser  Lohnbemessung  zu  viel  verdienen  kann.   Diesem  Uebel 

i)  Vgl.  oben  die  Zusammenstellutig  S.  50  letzte  Spalte, 
a)  Iin  erwiihnten  Aufsätze  ia  Brauns  ,\rchiv,  Bd.  XVII.  S.  311, 
ZctUchrifi  für  die  gu.  Staatawis««ii»ch.   Ergaiuuogshcft  14.  C 
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beugt  nun  in  der  Tat  das  Prämtensystem  vor.  Um  dies  ganz  an- 
schaulich zu  vei^egenwärtigen,  verweise  ich  nochmals  auf  die  gra» 
phische  Darstellung  der  Lohnbewegung  durch  Kurven,  die  ich  im  An- 
hang in  zur  Erläuterung  beigegeben  habe.  In  der  Figur  ist  deutlich 
zu  erkennen,  wie  die  Differenz  zwischen  dem  Werklohnsatz  für 
die  betreffende  Arbeit  einerseits  und  zwischen  dem  Lohnbetrag, 
der  beim  System  //tj/sry'^)  auf  die  Arbeit  entfallt,  anderseits  mit 
jeder  Verminderung  in  der  aufgewendeten  Zeit  grösser  wird.  Die 
mit  Schraffen  versehene  Dreiecksfläche  (AWX)  beschreibt  dieses 
Wachstum.  Sobald  die  verwendete  Zeit  nahe  an  ^lo  der  eincje- 
räumten  Grundzeit  kommt,  ist  der  Lohn  für  die  betrcft'ende  Ar- 
beit bereits  fast  auf  ^/s  der  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen 
Hohe,  auf  '/a  der  Höhe  des  Werklohnsatzes  herabgesunken.  Oder 
um  einen  konkreteren  h'all  zu  wählen :  bei  Abnahme  der  gebrauch- 
ten Zeit  um  die  Hällle  (also  auf  5  Stunden)  ist  der  Betrag,  der 
für  die  Arbeit  entfällt,  auch  schon  auf  ^/a  des  Werklohnsatzes  ge- 
fallen. 

Es  kann  also  gar  keine  Rede  davon  sein,  dass  hier  der  Lohn 
trotz  der  Veränderung  der  Produktivität  in  einem  konstanten  Quo- 
tienten des  Produktes  besteht,  wie  dies  Rodberti^  fordert  *j ;  denn 
ist  z.  B.  der  Lohn  bei  Herstellung  der  Arbeit  innerhalb  lo  Stun- 
den P/n  etwa  =  des  Produktwertes,  so  ist  er  im  System  Halsey 
nach  dem  Gesagten  bei  bloss  5  stundiger  Arbeitsdauer  nur  noch 
%  .  P/n  also  Vielmehr  ergibt  die  Analyse  des  Zettprämien- 
systems, dass  der  Arbeiter  ganz  offenkundig  den  Erfolg  jener 
Produktivitätssteigerung,  die  ausschliesslich  auf  die 
Entwicklung  seiner  Potenzen  zurückzuführen  ist*  nur  zu  einem 
Bruchteil  für  sich  selbst  erringt,  dass  also  mit  wachsender 
Produktivität  der  Arbeit  speziell  die  Quote  des 
Produktionsertrages,  die  auf  die  Arbeit  ent- 
fällt, abnimmt;  also  gerade  jenes  Verhältnis,  das  Rodburtus 
als  bekämf)fenswert  ausdrücklich  erklärt  hat,  greift  Platz. 

Die  Unternehmer  suchen  es  zu  rechtfertigen,  dass  von 
dieser  ausschliesslich  auf  die  Potenzen  des  Arbeiters  zurückzu- 
führenden Erhöhung  der  Produktivität  und  des  Ertrages  ihnen 


1)  Mit  der  Prämienquote  =  '/a.  Inwieweit  das  System  Rffxvan  als  vorteilhafter 
ittr  dcD  Arbdt«r  angesehen  werden  kann  &  S.  50  f. 

2)  RodbtrHts'  liieranscher  Nachla»  Bd.  IIL  8.  Fragment,  soirie  Roi^tuf 
Briefe  und  sozialpolitische  An.sichten  (hrsg.  V.  Meyer)  Bd.  IL  S.  555;  vgl.  auch  meine 
Lohnpolitik  und  Lohntheorie  S.  180. 
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ein  ansehnlicher  Teil  zufalle.  Dass  sie  solches  versuchen,  ist  nur 
begreiflich,  die  auffallende  Unnatfirlichkeit  dieses  Anteiles  wird 
eben  empfunden.  Man  weist  hier  auf  die  grössere  Abnutzung  der 
Maschine  bei  grösserer  Leistung  und  auf  das  Wachsen  des  Kraft- 
verbrauches mit  der  Stetgerung  der  Leistung.  ^Vermuten  lässt 
sich  allerdings»  dass  diese  Abnutzung  weit  mehr  als  proportional 
wachse,  so  bemerkt  hiezu  ein  Vertreter  des  Untemehmerstand* 
punktes,  weil  die  Maschine  leicht  überanstrengt  wird,  wenn  dem 
Arbeiter  nur  daran  Hegt,  viel  fertig  zu  stellen«.  Positive  Aufzeich* 
nungen  darüber  fehlen,  und  von  fachmännischer  Seite  wird  doch 
schliesslich  eingeräumt,  dass  die  Abnutzung  nur  proportional  der 
Produktionserhöhung  sein  dürfte^).  Dass  von  der  Notwendigkeit 
einer  kostspieligeren  Prüfung  der  fertigen  Arbeitsstücke  und  grös- 
seren Auslagen  für  die  verwickcltere  Lohnberechnung  geredet  wird, 
wurde  schon  an  anderer  Stclic  hervorgehoben  (oben  S.  53).  Etwas 
nit-'hr  Hintergrund  hat  vielleicht  die  Behauptung,  dass  die  Aus- 
stattung des  Betriebes  euie  reichere  sein  müsse ;  eine  Vermehrung 
der  Werkzeuge  sei  notwi  ndi«^«.  namentlich  für  die  Arbeiter  der 
Nachtschichte  doppelte  Garnituren,  da  keiner  Zeit  \erlieren  wolle 
mit  der  VViedcrherstelhuig  der  vielleicht  etwas  ausbesserungsbe- 
dürftigen Werkzeuge  der  Arbeiter  einer  anderen  Schicht. 

All  das  trifft  aber  ebenso  auf  die  Wcrklohnung  zu,  die  von 
den  Unternehmern  eingerichtet  war,  ohne  dass  die  Notwendig- 
keit eines  Abzuges  von  dem  Lohne  des  rascheren  Arbeiters  er- 
kannt worden  ist.  Ingenieur  Jl!fö//rr,  der  über  die  Verhältnisse  in  Ame- 
rika berichtet,  meint  denn  auch  selbst,  in  Zweifel  ziehen  zu  müssen, 
ob  alle  diese  Aufwendungen  50  Proz.  des  Mehrverdienstes  des 
Arbeiters  *)  ausmachen,  zumal  z.  B.  die  Kontrolle  der  Arbeiter 
zum  Teil  gegenseitig  durchgeführt  werde,  da  einer  dem  anderen 
nacharbeitet  und  sich  selbst  schädigt,  wenn  er  ein  schlecht  vor- 
gearbeites  Stück  ausarbeitet,  ohne  es  zu  beanstanden,  da  ihn  ja 
die  volle  Ersatzpflicht  mit  dem  Verlust  seines  Lohnes  treffe.  Diese 
Kontrolle  ist  wohl  gerade  bei  Maschinenbauarbeit  eine  besonders 
scharfe  und  hat  gerade  dort  das  Bedenken  vom  Arbeiterstand- 
punkt laut  werden  lassen,  dass  das  Verhalten  der  Arbeiter  unter 
der  Herrschaft  des  Zeitprämiensystems  ein  unkollegiales  werde. 
Es  mag  in  anderen  Industrien  diese  gegenseitit^e  Kontrolle  der 
Arbeiter  vielleicht  weniger  wirksam  sein;  vorläufig  handelt  es  sich 

1)  Zeitschr.  d.  Vereins  deutscher  Ingcniciire,  47.  I5rl.  S.  If55. 

2)  50%  betragt  der  Abzug  bei  dem  für  den  Arbeiter  günstigsten  System  Weir. 
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aber  gerade  um  die  Maschinenbauindustrie,  in  der  der  Unter- 
nehmer  angeblich  gezwungen  sein  soll,  vom  Lohn  des  rascher 
Arbeitenden  einen  Teil  für  die  durch  Steigerung  der  Produktion 
stärker  belasteten  Betriebskosten  zurückzubehalten. 

Es  ist  zu  seltsam,  dass  man  vom  einfachen  Werklohnsystem 
immer  gerühmt  hat,  es  sei  ökonomisch  so  vorteilhaft,  weil  der  b  e- 
sc  Ii  leunigte  Kapttalumsatz  dank  der  rascheren  Arbeit 
für  den  Unternehmer  eine  wesentliche  Verbilhgung  der  Produk- 
tion bedeute,  also  Steigerunqf  der  Produktivität,  und  dass  man 
nun  davon  kein  Wort  spricht  oder  schreibt !  Uebrigens  sei  es 
ii;estattet,  ein  Argument  vom  Standpunkt  rein  kaufmännischer  Be- 
irachtun<;sweise  sj>czicll  gegen  das  Herabsetzen  der  Werklohn- 
salze geltend  /.u  ir.achcn.  Man  braucht  doch  nur  die  Fra^^e  auf- 
zuwerfen, wie  (  s  denn  mit  dem  Lohnaufwand  steht,  wenn  die  auf 
eine  bcstinmitc  ArbeitsverrichtuuL^  so  gut  eingearbeitete  Arbeits- 
kraft aus  dem  Betrieb  ausscheidet  und  die  Betriebsieitun./  s^e- 
/.wuni;en  ist,  die  Arbeit  an  Arbeiter  /.u  ubertragen,  die  bisher  mit 
der  Arbeit  nicht  vertraut  waren  ' ).  Kann  man  von  einem  »Markt- 
preis« der  Arbeit  reden,  wenn  ein  Arbeitgeber  für  eine  Arbeit 
vielleicht  30 — 40  Proz.  jenes  Lohnes  nur  zahlen  will,  den  er  zahlen 
müsste,  wenn  er  neue,  wenig  eingearbeitete  Kräfte  auf  dem 
Arbeitsmarkte  sich  zu  beschafiim  hätte?  —  Gewiss  nicht!  Also 
nicht  einmal  Marktpreis,  wo  der  Arbeiter  Monopolpreis  fordern« 
könnte! 

Selbst  nicht  vom  individualwirtschaftlichen  Standpunkt  aus 
ist  also  diese  zunehmende  Verkürzung  des  Lohnes  zu  Gunsten 
der  Unternehmer  zu  rechtfertigen.  Um  wie  viel  weniger  vom 
volkswirtschaftlichen,  vom  sozialökonomischen  Standpunkt  aus  1  In 
dieser  Hinsicht  braucht  man  sich  nur  die  Wirkungen  des  Systemes 
klar  zu  machen: 

1.  Erhöhung  des  Arbeitseinkommens  des  einzelnen  Arbeiters  in 
der  Zeiteinheit,  jedoch  bei  sinkendem  Lohnanteil  auf  die  Pro- 
dukteinheit,  auf  alle  Fälle  daher 

2.  Produktionsverbilligung  mindestens  wegen  der  Lohnaufwand- 
verminderungf  wahrscheinlich  aber  auch  tm  Hinblicke  auf 
grössere  und  raschere  Kapitalausnutzung, 

3.  als  mögliche  Wirkung  bezüglich  des  Froduktionsumtanges  ent- 
weder : 

I)  Vgl.  den  FaU  bei  ßed,  üercchler  Arbeiulohn.  1903.  Dresden.  S.  37. 
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a)  bei  gleichbleibendem  Aufwand  an  Betriebskapital  (Lohn- 
aufwand) Vermehrung  der  Produktion  oder 

b)  bei  gleichbleibendem  Produktionsumfang  Verminderung 
der  Arbeiterzahl  (da  ja  die  Steigerung  der  Arbeitsleistung 
des  einzelnen  die  Entlassung  eines  Bruchteiles  ermöglicht) 
und  damit  Ersparung  an  Betriebskapital  (Lohnaufwand). 

Es  ist  genau  der  gleiche  Kausalzusammenhang  beim  Zeit« 
prSmiensystem  festzustellen  wie  beim  »Akkordreissen«,  beim  >cut> 
ting-ratesc  im  Werklohnsystem.  Es  ist  natürlich,  wenn  man  die 
verschiedenen  Abarten  des  besprochenen  Zeitprämiens\  sii  ms  ver- 
gleicht, auch  zu  unterscheiden,  ob  die  Prämie  sich  auf  30  oder 
50  oder  70  Proz.  des  Lohn  wertes  der  ersjiarten  Zeit  stellt,  oder 
gar  auf  90  Proz. ;  denn  in  dem  Masse,  als  dif  Prämie  prozentuell 
wächst,  nähert  sich  das  S}-stem  in  seinem  Erfolg  bezüglich  des 
Lohnantciles  an  der  Produkteinheit  dem  reinen  Werklohnsystem 
mit  konstantem  Werklohnsatz.  Der  UnitMsrhied  der  Abarten  ist 
aber  nur  ein  gradueller  (d.  h.  betritVt  nur  die  Quantität)  nicht  ein 
virtueller,  luid  es  gilt  gegen  das  l^rin/.ip,  t^e^en  den  beim  Zeit- 
prämiensystem wie  beim  cuttini;  rates  tatsaciilich  realisierten  Ge- 
danken der  Verminderung  des  auf  die  Produkteinheit  entfallenden 
Lohnbelrages  Stellung  zu  nehmen. 

Was  man  vor  sich  hat,  ist  in  allen  h'allen  Steigerung;  der  Pro- 
duktivität aus  der  Entwicklung  der  Arbeitspotenzen  allein,  mit  der 
Wirkung,  dass  der  Ertrag  dieser  Steigerung  zum  grossen  Teil 
nicht  dem  Arbeiter,  sondern  dem  Arbeitgeber  zur  freien  Verfü- 
gung zufallt.  Die  Beurteilung  des  ganzen  Erscheinungskomplexes 
hat  daher  zwei  Eventualitäten  im  Auge  zu  behalten: 
'  X.  Verbilligung  der  Produkte  im  freien  Verkehr  und  damit 
Erhöhung  der  Kaufmöglichkeit  für  einen  grösseren  Kreis 
von  Käufern, 

2.  Erhöhung  des  Einkommens  des  Unternehmers. 

Ein  drittes  ist  natürlich  die  Verbindung  beider  Eventualitäten. 
Der  Fall  kommt  aber  für  die  Beurteilung  nicht  besonders  in  Be- 
tracht, da,  wie  zu  zeigen  sein  wird,  die  Kritik  jeder  der  beiden 
Eventualitäten  auch  die  Kombination  beider  sozialökonomisch  in 
das  richtige  Licht  setzt. 

I.  Was  die  W  a  r  e  n  v  e  r  b  i  1  1  i  g  u  n  g  anlauL^t,  ist  zu  fragen  : 
»wie  weit  geh.t  sie?*   und  welche  Wirkungen  sind  zu  erwarten? 

Die  F.rsparuHL;  am  Arbeitslohn  kann  vollständig  in  der  Rr- 
mässigung  der  Warcupreise  aufgehen,  entscheidend  hiefür  kann 
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die  Marktlage  sein,  aber  gewiss  auch  unter  Umständen  das  Be> 
lieben  des  Unternehmers:  dann  sind  die  Wirkungen  verschie- 
den  zu  beurteilen  nach  der  Kategorie  von  Waren,  um  die  es  sich 
handelt   Sind  es 

a)  Produktionsmittel  (Werkzeuge ,  Maschinen,  Roh- 
stoffe, Produktioiisstätten  u.  dgl.),  dann  kommt  es  darauf  an,  ob- 
die  Verwendung  dieser  Produktionsmittel  für  eine  Gütererseugung 
erfolf^t,  deren  Erleichterung  und  Verbilligung  im  Interesse  der 
Allij^emcinheit  oder  nur  zum  Vorteile  eines  sehr  beschränkten 
Kreises  von  Konsumenten  erreicht  wird,  weiche  Alternative  in  b) 
und  c)  auseinandergehalten  ist. 

b)  Konsumgüter  eines  weiten,  umfassenden 
K  o  n  s  u  m  e  n  t  e  n  k  r  c  i  s  e  s  ,  so7Aisagen  Konsum-^ iiter  für  die  All- 
gcineinheiL ;  dann  wird  /.weifellos  eine  Erleichterung  der  Daseins- 
führung für  die  Arbeiter,  also  auch  für  die  im  Lohn  verkürzten 
Arbeiter  die  Folge  sein  und  zwar  um  so  sicherer  dann,  wenn 
die  oben  erwähnte  Wirkung  auf  den  Produklionsumfang  in  einer 
Vermehrung  der  Produktion  besteht  (vgl.  oben  S.  6S/69  3a).  Allein 
jedenfalls  darf  dabei  nicht  übersehen  werden ,  dass  dann  doch 
auf  Kosten  der  betreffenden  verkürzten  Arbeiter  auch  solche  Be- 
voikeningskretse  einen  Nutzen  ziehen,  die  auch  Konsumenten  der 
Ware  sind,  die  aber  dieser  Erleichterung  in  der  Warenbeschaifung 
bezw.  Lebensführung  ganz  und  gar  nicht  bedürftig  sind,  dass  also 
teilweise  wenigstens  eine  Verteilung  bewirkt  werden  kann,  die 
sozialökonomisch  nicht  anzustreben  ist.  Tritt  aber  dann  etwa  hin- 
sichtlich des  Prodüktionsumfanges  die  andere  Wirkung  ein,  dass  die 
erhöhte  Leistung  der  Arbeiter  zu  einer  Verminderung  der 
Arbeiterzahl  bei  der  Produktion  ausgenützt  wird,  dann  kann 
mit  einer  günstigen  Wirkung  jedenfalls  nur  unter  der  Voraus- 
setzung gerechnet  werden,  dass  das  dadurch  ersparte  Betriebs- 
kapital einem  anderen,  gleichfalls  Allgemeinbedürfnissen  dienen- 
den Produktionszweig  zugewendet  wird  und  der  \'erminderung 
des  Arbeits  I  hc  darfes  auf  der  einen  Seite  eine  Nachfrage  auf  an- 
derem Gebiete  kompensierend  gegenübertritt.  Damit  kommen  wir 
übrigens  zu  jenen  Wirkungen,  die  nus  der  Erhöhung  des  Unter- 
neimiereinkommens  zu  gewärtigen  sind,  die  unter  2.  zu  bespre- 
chen sind. 

c)  Konsum  guter,  die  den  Arbeitern  in  einem  geringen 
Ausmass  oder  gar  nicht  zugänglich  sind,  also  Konsumgüter  der 
wirtschaftlich  besser  situierten  Kreise:  dann  kann 
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für  eine  Erhöhung  der  Lebensführung  der  Arbeiter  und  nament- 
lich natQrlich  auch  der  in  ihrem  Lohn  verkürzten  Arbeiter  keine 
Hoffnung  genährt  werden.  Es  kommen,  abgesehen  davon«  analoge 
Möglichkeiten  in  Betracht  wie  bei  den  Konsumgütern  für  die  All- 
gemeinheit (b).  und  es  muss  als  günstigste  Wirkung  der  Verbilli- 
.  gung  betrachtet  werden,  wenn  der  Arbeitsmarkt  dadurch  eine 
Vermehrung  der  Nachfrage  erfährt. 

d)  Aehnlich  alK-r  liegen  die  Dinge  dann,  wenn  es  sich 
um  Leist  11  njj  handelt,  die  der  Allgemeinheit  zugute  kommen, 
weil  sie  öffentlichen  Zwecken  dienen  ,  allgemeiner 
Nutzung  zur  Verfügung  stehen,  wie  alle  Produktionen,  die  ein 
örtentliches  Gemeinwesen  belasten,  Strassen-  und  Bruckenbau, 
Bau  olientlicher  Anstalten,  auch  \'ei  kehrsanstallen  und  Verkehrs- 
mittel, sofern  zur  Deckung  der  Kosten  Steuernlittel  ver- 
wendet werden.  Denn  dann  bedeutet  auch  jede  T.ohnkiirz.ung 
eine  Krleiclueriuig  für  die  zu  den  Produktionskosten  I  leranzu/iehen- 
den.  also  die  Steuerträger,  das  sind  mutmasslich  in  aller  Regel 
die  Leistungstähigeren. 

Zusammenfassend  darf  daher  wohl  bezüglich  der  Warenver- 
billigung  das  Urteil  dahin  gefällt  werden,  dass  dieselbe,  sofern  sie 
aus  einer  Verkürzung  des  Arbeitslohnes  ftir  die  Produktionsein' 
heit  hervorgeht,  nur  in  sehr  beschränktem  Ausmasse  die  Güter- 
verteilung in  einem  für  die  wirtschaftlich  Schwächeren  günstigen 
Sinne  beetnflusst.  Die  Warenverbilligung  hat  sozialökonomisch 
nur  dann  inneren  Wert,  wenn  sie  die  Güterverteilung  in  solcher 
Weise  beeinflusst,  dass  die  Konsumtionsbasis  der  breiten  Massen 
eine  Erweiterung  erfahrt,  und  das  ist  nur  sehr  bedingt  im  vor- 
liegenden Fall  zu  gewärtigen.  Es  ist  das  wünschenswertere 
für  die  Gesamtheit,  die  Kaufkraft  der  Schwächeren  unmittelbar 
zu  kräftigen  —  und  das  geschieht  durch  Ermöglichung  mindestens 
einer  Parallelbewegung  zwischen  Lohneinkomnien  und  Arbeits- 
produktivität —  als  dies  mittelbar  im  Wege  der  Ermässigung  von 
Warenpreisen  herbeiführen  zu  wollen. 

2.  Die  E  !•  h  ö  h  u  n  de?  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  e  i  n  k  o  m  m  e  n  s 
muss  zunächst  unmittelbar  ais  Abzu;^  von  jener  Onote  des  Produkt- 
wertes  emplunden  luul  wirksam  werden,  die  vorher  dem  .Arbeiter 
zugefallen  war,  ehe  er  duich  Steigerung  seiner  Ariuitsintensität 
Arbeitszeit  erspart  hatte,  bezw.  ehe  der  Werklohnsatz  gekürzt 
worden  war.    Die  Wirkung  kann  gipfeln : 

a)  in  einer  Steigerung  der  Kapitalbildung  inncr- 
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halb  der  ünternehmerUIasse  :  es  ist  zu  oft  schon  nachgewiesen 
worden,  dass  die  absolute  Kapitalvermehrun^  der  Gesamtheit  we- 
nig Nutzen  brin^::t,  wenn  die  Kapitalveru  eniltuif,'  nicht  auch  zur  He- 
bung der  Lebensführung'  der  unteren  Sciuciilenc  zu  einer  >h'nderunq 
der  wirtschaillichen  Diflerenzierun'^  führt.  Weichen  Zweck  kann 
die  Erweiterung,^  der  Kapitalbildung  und  im  Gefolge  derselben 
eine  I'roduktionscrweiicrun;^  haben,  wenn  ihr  nicht  auch  eine  Er- 
höhung der  Kaufkraft  breiter  Schichten  zur  Seite  t^eht? 

Micht  als  ob  die  Bedeutung  der  Kapit.iliMldung  für  die  Ent- 
wicklung der  Produktion  und  die  Bedeutung  dieser  für  die  Ent- 
wicklung der  Lebensführung  im  allgemeinen  unterschätzt  werden 
sollte.  Aber  im  Interesse  einer  gesunden  und  «cheren  Fundierung 
des  gesamten  Wirtschaftslebens  eines  Volkes  muss  es  für  wert- 
voller erkannt  werden,  dass  Arbeiter  dank  der  besseren  Entfal* 
tung  ihrer  Potenzen  Lohneinkommen  beziehen,  die  vielleicht  ein 
Mehrfaches  des  Durchschnittstaglohnes  ausmachen,  als  wenn  der 
Wert  dieses  Mehrertrags  der  Arbeit  in  Kapitalform  beim  Unter« 
nehmer  auftritt.  Die  Erweiterung  der  objektiven  Konsumtionsmög- 
lichkeit in  Arbeiterkreisen  ist  und  wird  immer  mehr  Voraussetzung 
für  die  Fruchtbarkeit  des  Kapitales. 

Immer  eine  gesunde  ,  dem  Individuum  wie  der  Gesamtheit 
förderliche  Richtung  der  Konsumtionsentwicklung  beim  Arbeiter 
vorausgesetzt!  Das  ist  selbstverständlich.  Aber  das  gehört  auf 
das  Gebiet  ökonomischer  und  sittlicher  Erzit  hung  und  kann  hier 
nicht  weiter  in  Betracht  kommen.  Aber  Erfolg  ist  von  solcher 
Erziehungstktigkeit  doch  auch  erst  zu  erwarten,  wenn  die  objek- 
tiven Yoraussctziuigcn  —  und  dazu  gehört  auch  die  Mögliciikcit 
der  Kapitalbildung  in  weiteren  Kreisen  —  durch  die  Lohnpolitik 
mitgeschaffen  werden. 

b)  in  der  Ausgestaltung  der  Konsumtion  der 
U  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  k  1  a  s  s  e  :  sie  geht  jedenfalls  in  einer  anderen 
Richtiuig  \or  sich  als  bei  den  Arbeitern.  Auch  sie  kann  ge- 
wis.s  unter  Umstanden  der  Entwicklung  produktiver  Kräfte  in  der 
Volkswirtschaft  günstig  sein,  Entwicklung  und  Intensivierung 
der  Bodenkultur,  Viehzucht  u.  dgl.  m.  kann  veranlasst  und  da- 
mit auch  die  Produktivitätssteigerung  für  andere  ßevölkerungs 
schichten  wirksam  werden.  W^enn  von  einer  Steigerung  oder  Ent« 
Wicklung  des  Konsums  der  Unternehmerklasse  geredet  wird,  so 
ist  aber  überwiegend  an  qualifizierten  Luxuskonsum  zu  denken, 
der  die  wirtschaftliche  Differenzierung  der  Gesellschaftsklassen  ver* 
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schärft  und  die  Grundpfeiler  eines  gleichmässig  gesicherten  Wirt- 
schaftsverlaufes untei^räbt,  welcher  volkswirtschaftlichen  oder  loka- 
len oder  auch  speziell  einzelne  Industrien  erfassenden  Kreisen  Tür 
und  Tor  öffnen  hilft,  ohne  dass  die  durch  solche  Konsamtions- 
erweiterung  verursachte  Vermehrung  der  Nachfrage  auf  dem  Ar- 
beitsmarkte von  irgend  grösserem  Belang  werden  könnte. 

Also  auch  von  der  Krhöhun^j  des  Arbeitgebereinkommens  aus 
Mitteln,  die  im  Falle  einer  anderen  Lohnbemessung  den  Arbeitern 
kraft  ihrer  Leistungserhöhung  zukommen  würden,  ist  keine  Wir- 
kunf^  zu  erwarten,  die  auch  nur  annähernd  Anhaltspunkte  dafür 
böte,  dass  die  Verkürzung  der  auf  die  Produkteinheit  entfallenden 
Lobnquote  der  Gesamtheit  irgendwie  förderlich  sein  könnte. 

Die  vorstehenden  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  sind  frei- 
lich nur  aphoristisch  angedeutet,  aber  nur  auf  diesem  Wege  ana- 
lytischer Behandlung  der  Kausalzusammenhänge  ist  m.  E.  der  rich- 
tige objektive  Standpunkt  für  die  Beurteilung  der  vorliegenden 
Frage  zu  gewinnen. 

Die  Lohnbildung  gilt  bekanntlich  sowohl  als  ein  Einkommens« 
Problem  als  auch  als  Produktionsproblem,  und  zwar  letetercs,  so* 
weit  es  sich  darum  handelt,  bei  der  Produktion  das  Ausmass  der 
Opfer,  die  zur  Herstellung  neuer  Güterwerte  erforderlich  sind,  tun- 
lichst zu  vermindern.  Diese  bisherige  Betrachtungsweise  ist  je- 
doch nur  sehr  beschränkt  richtig  *).  Sieht  man  näher  zu,  so  wird 
man  gewahr,  dass  die  Lohnbildung  nur  insofern  ein  Produktions- 
problem wird  und  werden  kann,  als  die  Lohnhöhe  die  Höhe  des 
Produktionsertrages  beeinflusst.  Auch  hier  kommt  der  ökonomi* 
sehe  Faktor  nicht  seiner  absoluten  Höhe  nach,  sondern  nur  nach 
seinem  Verhältnis  zum  Erfolge,  der  mit  dem  Aufwände  erreicht 
werden  soll,  in  Betracht.  Während  wohl  das  individuelle  Interesse 
des  Unternehmers  auf  die  absolute  Niedrigkeit  des  Lohnes  fürs 
erste  scheinbar  insoweit  gerichtet  ist,  als  der  tunlichst  geringe 
Lohnautwand  die  Herstellungskosten  für  ihn  verbilligt  und  so  die 
Differenz  zwischen  Erlös  und  Aufwand  möglicherweise  grösser 
werden  kann,  ist  das  Froduktionsinteresse  einer  ganzen  N'olks- 
wirtschaft  an  der  Lohnbildung  durchaus  nicht  zu  identilizieren 
mit  einer  absoluten  Verminderung  des  Lohnaufwandcs,  vielmehr 
hat  die  Volkswirtschaft  hinsichtlich  ihres  Produktionslcbcns  nur 
das  Interesse,  dass  die  Produktion  in  solcher  Weise  vor  sich  geht, 

I)  Den  Satz  habe  ich  selbst  wiederholt  uneingeschränkt  geäussert  in  meiner  Lohn- 
politik und  Lohntheorie. 
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dass  die  erzeugten  neuen  Güter  höhere  Werte  sind  als  die  dar- 
auf verwendeten  Kräfte.  Der  Arbeitslohn  darf  daher  nicht  als 
eine  absolute  Grösse  beurteilt  werden,  eine  richtige  ökonomische 
Beurteilung '  h.tt  von  der  Beziehung  des  gesamten  Lohneinkom- 
mens  zum  GcsanUwert  der  Produkte  auszugehen. 

Hängt  die  Bildung  von  Werten  bei  der  Produktion  zum  min- 
desten nach  einer  Seite  davon  ab,  in  welcher  Weise  die  Produkte 
gewertet  werden,  so  liandelt  es  sich  also  wesentlich  darum,  die 
Entwicklung  des  Marktes  nach  der  Seite  der 
Nachfrage  zu  fördern,  cialua  zu  wirken,  dass  die  Produkte  in 
Hände  gelangen  können,  in  denen  sie  einen  hohen  Grenzwert  er- 
reichen können. 

Dann  ist  also  nicht  »Mitleidschwärmereic  und 
»Gerechtigkeitsduselei«  der  Ausgangspunkt  einer  Lohn- 
politik, die  die  Arbeiterschaft  mindestens  vor  Verkürzungen  ihres 
Lohnes  schützen  will,  sondern  eine  solche  Lohnpolitik  wird  durch 
rein  ökonomisch-theoretische  Erwägung  notwendig. 

Und  mag  man  selbst  zugeben  müssen,  dass  bei  unserer  Rechts^ 
und  Wirtschaftsordnung  die  Fortdauer  des  produktiven  Lebens 
von  individuellen  Produktionserträgen  abhängig  ist,  so  ist  gegen- 
über dem  individualwirtschaftlicben  Standpunkt  zu  bemerken,  dass 
nicht  bloss  die  Differenz  von  Erlös  und  Kosten  den  Er- 
trag bestimmen,  sondern  auch  eine  M  u  1 1  i  p  1  i  k  a  t  i  o  n  s  o  p  e- 
ration.  Das  Multiplikationsproblem  besteht  darin,  dass  man 
sich  die  Möglichkeit  klar  macht,  wie  vielfach  diese  auf  die  Pro- 
dukteinheit entfallende  Differenzgrösse  zu  realisieren  ist*). 

Und  nun  nach  dieser  lohntheoretischen  Erwägung  noch  ein 
Wort  zu  unserem  spezielieu  Problem. 


Diese  T.ilsaclic  ist  vielen  Unternehmern  nichts  Fremdes.  Dcsh.ilb  knüpft  gar 
manclicr  seine  Gcschaftspraxts  Ua  an.  Eine  charakteriäli.«tche  Erscheinung  hictur 
ist  es,  da»  uif  die  Sigmcrang  dar  Arbeitoprodukte,  die  von  Arbeitern  unter  Gewerk« 
vereins-Lobnbedingungen  bcfgestellt  sind,  ($tttiaH-/aif/  beisst  diese  Marke),  vm  den 
Unteroebmern  selbst  angestrebt  wird,  nur  um  in  den  Arbeiterkreisen,  wenn  nuch  nur 
mit  mn.s>:f^eni  Finlicittljewinn  Aiis.it?.  7.u  haben.  In  Amerika  sind  Unternehmer  so  weit 
gegangen,  lokale  Gcwerkvereinc  unter  ihren  Arbeitern  zu  errichten,  nur  um  der  Vor- 
teile tülbaftig  zu  werden,  anch  ibre  Waren  mit  der  Gewerkvereinsmarke  auf  den  Markt 
bringen  und  mit  grossem  Umsatz  arbeiten  za  kfinnen.  Ancb  da  Zeicben  von  der  Be> 
dcutung ,  die  der  Konsumkraft  der  Arbeiter  beigemessen  wird.  Vgl. 
Willett,  Mahel  Ilurd  The  employment  of  women  in  the  clothing  trade,  vol.  XVI, 
Nr.  2  der  .Studie.>  in  history  econoinics  and  public  law»  der  Columbia  L'nivcrsiiy  New- 
York,  1902.  p.  iSo.) 
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Ist  es  gerechtfertigt,  dass  sicli  die  Arbeiter  mit  einer  Stei- 
gerung des  Zeitlohnverdienstes  zuiriedcn  geben,  wenn  die  Produk- 
tivität ihrer  Arbeitskraft  ohne  jedes  Zutun  der  Kapitalelemente 
(Werkzeug,  Maschinen  u.  dgl.)  in  einem  weit  höheren  Ausmasse 
gestiegen  ist?  Ist  es  gerechtfertigt,  dass  die  Arbeiter  sich  be- 
gnügen, dass  ihr  Lohneinkommen,  auf  die  Zeiteinheit  bezogen, 
steigt,  während  die  Steigerung  der  Produktivität  ihrer  Arbeits- 
kraft günstigsten  Falles  der  Gesamtheit  in  Gestalt  verbilligter 
Warenpreise  zukommt,  und  während  das  Verhältnis  ihres  Lohnes 
zum  gesamten  Produktionswert  im  Rückgang  begriffen  ist?  —  Die 
Antwort  lautet  nach  dem  Gesagten  dreimal  Neinl 

Das  ist  der  Punkt,  an  dem,  wie  ich  meine,  wir,  obgleich  so 
viele  Dezennien  später,  immer  noch  auf  den  genialen  einzig  rich- 
tigen Gedanken  Rodbertus"  zurückgreifen  müssen.  Rodhertns  hat 
1862  in  ganz  klarer  Weise  das  Postulat  formuliert,  dass  der  Arbeits- 
lohn mit  der  Produktivität  wachsen  müsse.  Mr  hat  dabei  noch 
die  Produktivität«  allgemein  Ncrstanden  wissen  wollen;  darum 
handelt  es  sich  in  unserem  Falle  /.unachst  nicht  einmal,  sondern 
nur  darum,  dass  die  Frhohung  der  Produktivität  ausscliliesslich 
auf  Grund  der  P'ntwicklutig  der  (jcschicklichkeit  und  Intelligenz 
auch  gan?:  ausschliesslich  eine  uneingeschränkte  propor- 
tionale Lohnerhöhung  fordert ;  damit  kommt  diese  Pro- 
duktivitätssteigerung auch  schon  der  Gesamtheit  zu  gute. 

An  der  Produktionsverbilligung  hat  allerdings  auch  die  Ar- 
beiterschaft in  gewissem  Ausmasse  Interesse,  aber  nur,  wenn  jene 
nicht  in  der  Herabsetzung  der  Werklöhne  ihre  Wurzel  hat; 
vor  allem  gewiss  an  der  Verbiltigung  infolge  Rückganges  des 
Kapitalzinses.  Bei  Fortschritten  in  der  Technik  liegen  die  Dinge 
schon  anders.  Hier  liegt  eine  Produktivitätssteigerung  vor,  an 
der  die  Arbeiter  keinen  Anteil  haben,  aber  die  Verbiltigung,  die 
daraus  resultiert,  kommt  ihnen  zu  gute,  sofern  die  technische  Pro- 
duktivitätserhöhung nicht  in  der  Ausschaltung  von  Arbeitskräften 
gipfelt,  deren  Klasse  dadurch  eine  Schwächung  ihrer  Kaufkraft 
erfahrt.  Denn  obgleich  die  Erreichung  der  Produktivitätsteigerung 
(z.  B.  maschinelle  Ausgestaltung  des  Produktionsprozesses)  eine 
anderweitige  Bindung  von  Arbeitskräften  vielfach  voraussetzen 
wird,  so  kann  trotzdem  eine  Verdrängung  von  solchen  als  Saldo 
dieser  Bilanz  sicli  herausstellen. 

Gerade  im  Plinblicke  auf  derartige  Fälle  einer  Produktivitäts- 
steigerung, in  denen  ohnehin  der  Anteil  des  Arbeitslohnes  am 
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Produktwert  immer  geringer  wird,  muss  eine  gesunde  Lohnpolitik 
ilire  Kräfte  ganz  besonders  darauf  konzentrieren,  dass  mindestens 
jene  Produktivitätssteigerungen,  die  ausschliessiicb  der  Entwick- 
lung der  Potenzen  der  menschlichen  Arbeit  zuzuschreiben  sind, 

auch  mit  einer  proportionalen  Lohnerhöhung  entgeltet  werden. 
Auch  die  Lohnbcmessunf^snicthodcn  sind  ein  IVoblem  der  Lolin- 
politik,  und  ganz  besonders  crc>rfnet  sich  der  Lohnpolitik  hier  in 
der  Bekämpfung  einerseits  des  Zeitpramiensy- 
stemes  und  in  dem  Widerstände  gegen  die  Herab- 
setzung von  W  e  r  k  1  o  h  n  s  ä  t  z  e  n,  anderseits  in  der  Reform 
der  Werklohnsysteme  und  in  der  Forderung  ihrer  l'>ganzung  durch 
die  Zusicherung  des  Zeitlohnniindeslverdienstes,  vielleicht  in  Ge- 
stalt des  Wcrk/.eillolines  im  Sinne  des  Aihä'iTtns' sehen  Normal- 
arbeitstagcs,  eine  Reihe  wichtiger  Aufgaben. 
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VIL 

Zur  Stabilisierung  gemeinwirtschaftlicher  Arbeitsver- 
hältnisse. 

I.  Theoretisches  zum  Grundgedanken  des  Stabilisierungs- 

problemes. 

In  den  vorstehenden  Abschnitten  wurde  bei  allen  Erörterungen 
über  das  Problem  der  Lohnbcinessungsmcthode  von  der  Voraus- 
setzung ausgegangen,  dass  das  Arbeitsverhältnis  die  Grundlage 
bildet  für  die  spekulativen  £  r  w  e  rb  s  z  w  e  c  k  e  n  dien« 
ende  Privatunternehmung.  Es  war  mithin  damit  zu 
rechnen,  dass  sich  zwei  individualwirtschaftliche  Interessensphären 
scheinbar  ausschliesslich  antagonistisch  gegenüberstehen.  Dass 
und  inwieweit  dies  nur  ^scheinbar«  angenommen  werden  kann,  dass 
tatsächlich  die  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Interessenkretsen 
durch  die  Erkenntnis  der  wechselseitigen  Abhängigkeit  eine  För- 
derung erfahren  müssten,  weil  die  Interessen  weit  harmonischer 
zusammenstehen,  als  es  eben  nur  den  Anschein  hat,  dass  nicht 
Uebervorteilung  des  einen  Teiles  Nutzen  des  andern  ist,  das  alles 
dürfte  aus  den  Ausführungen  des  letzten  Abschnittes  wohl  auch 
■genugsam  hervorgehen. 

Mit  der  Betrachtung  der  eigentümlichen  Rolle,  die  der  Lohn- 
bemessung bei  solchen  Arbeitsverhältnissen  zukommt,  würde  na- 
türlich der  Wirkungskreis  des  Lohnbemcssungsproblcmes  nur  un- 
vollkommen erfasst  werden,  denn  man  hat  es  nicht  mehr  bloss 
mit  Arbeitsverhältnissen  zu  tun,  in  denen  kapitalistische  Ervverbs- 
unternehmungen  die  Arbeitgeber  sind,  sondern,  und  zwar  nament- 
lich dank  einer  veränderten  .Vuffassung  von  den  wirtschaftlichen 
Aufgaben  des  politischen  Gemeuiwesens,  mit  einer  wachsenden 
Zahl  grosser  Betriebe  auf  öffentlichrechtlieher  Grundlage.  Auch 
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auf  sie  ist  die  Aufmerksamkeit  bL/Ai.;lich  i'.cs  in  Rede  stehenden 
Problenies  der  Lohnbemessungsmethode  noch  besonders  zu  lenken, 
denn  es  wären  mindestens  die  VoraussetzunLjen  dafür ,  dass  die 
Dinge  hier  anders  he^cn ,  »gegeben.  Zunächst  gilt  es  aber  aller- 
dings, die  Besonderheit  dieser  staatlichen,  kommunalen  und  sonsti- 
gen gebietskörperschafllichen  Arbeitsverhältnisse  ins  klare  zu  stellen. 

Die  mindestens  sehr  beaclilcnswerte  Ausdehnung  der  Tätig- 
keit üfTentiicher  Gemeinwesen  auf  dem  Gebiete  der  Bedarfsbe- 
friediguny  ihrer  Glieder  in  Produktion  und  Verkehr,  hat  zunächst 
die  Folge  gehabt,  dass  in  den  letzten  Jahren  das  Interesse  dieser 
Arbeitgeber  an  der  Lohngestaltung,  wie  auch  das  Interesse  der 
Arbeiter  an  einem  entsprechenden  Verhalten  der  betreffenden 
Verwaltungskörpcr  ganz  bedeutend  gewachsen  ist.  Es  ist  unver- 
kennbar bereits  in  das  Bewusstsein  der  Menge  gedrungen,  dass 
man  es  mit  einem  neuen  Problem  zu  tun  hat:  wie  soll  dieses 
Arbeitsverhältnis  bei  Gemeinwirtschaften  speziell  gestaltet  werden? 
Das  GefQhl  daffir,  dass  es  sich  nicht  um  ein  gleichartiges  Ver* 
hältnis  wie  im  Falle  eines  privaten  Unternehmers  handeln  könne, 
dieses  GeßihI  hat  sich  sehr  bald  da  und  dort  bemerkbar  gemacht. 
Aber  die  Frage,  ob  das  Verhältnis  zu  einer  förmlichen  Beamtung 
ausgestaltet  werden  kann  und  soll,  ist  zwar  neuestens  mehrfach 
erörtert  worden  aber  gerade  in  kompetenten  Kreisen  der  ver- 
waltenden Organe  dieser  Gemeinwesen  geht  man  mit  einer  Aengst- 
lichkcit  sondergleichen  zumeist  um  die  Lösung  des  Problems 
herum  und  schafft  Verhältnisse ,  nicht  Fisch  und  nicht  Fleisch, 
die  jedenfalls  nur  das  eine  klar  beweisen,  dass  man  eigentlich 
die  Besonderheit  des  Rechtsverhältnisses  ganz  und  gar  nicht  er- 

l)  So  neucslcns  auch  niil  ziemlich  eingeschränkter  Bejahung  bei  ^Al*«//^/'  (Grund- 
ris»-,  II.  S.  7*^6  f.)  und  ciiv.;cticii(lcr  7\  P/'tit'ipf'LK'iih  in  der  neuesten  {5.)  Aullaj^e 
seines  Grundrisses  I.  Ph.  stellt  das  Arbeitsverhältnis  der  Staats-,  Landes-,  (jcmcin<ic- 
beamten,  der  Seeleule,  EisenbahnangesteUlen  als  besonderes  Arbettssystem  »der  Ge- 
bundenheit dafcb  bensdiaftliche  Gewalt«  den  flbrtgen  Systemen  gegenüber  (Systeme  der 
Unfreiheit,  individuellen  Freiheit  und  korporaiivcn  Citliundcnheii),  indem  er  als  Charakte» 
ristikcn  des-iclben  einerseits  die  Enlstclmn";  durch  Vertraj^,  also  «hirch  freie  Willcnseni- 
schliessung,  anderseits  die  Unabhängigkeit  des  Inhaltes  von  der  Willensentschliebsung 
des  Arbeiters  hervorhebt  Unterwerfung  der  Arbeiter  unter  die  Befehlsgewall  des 
»Dienst«-Geber8.  Ob  darin  wirklich  ein  so  tief  einschneidendes  Unterscbddnngimcik« 
mal  erfasst  ist?  Ich  glaube  im  nachfolgenden  das  wirtschaftliche  Problem  der  Exi- 
stenzsicherung gegenüber  dieser  rechtlichen  Eipeiitümljchkcit  herauiarl)ciceti  i\\  sollen, 
zumal  da  diese  auch  anderen  Systemen  nicht  fehlt  (^System  der  Unheihcu!)  und  ge- 
rade noch  das  rein  privmtrechtliche  Arbeitsverliälinis  mil  Befehlgebungsrecht  des  Ar- 
beilgebecs  im  weitesten  Umfiuig  vorkommt. 
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kennt  Mit  wenigen  Ausnahmen  rauss  gesagt  werden,  dass  — 
und  vor  allem  gilt  das  von  den  deutschen  Stadtverwaltungen  — 
dass  man  sich  noch  zu  keinem  Standpunkt  aufgeschwungen  hat, 
der  gewissermassen  als  Lösung  der  Vorfrage  für  eine  Reihe  wich- 
tigster Erscheinungen  eingenommen  werden  muss.  Der  Grund 
dafür  ist  zunächst  gewiss  auch  in  dem  Umstand  zu  suchen,  dass 
man  über  die  Vorstellung  einer  ^anz  bestimmten  Relation  zwi> 
sehen  den  Einkommensverhältnissen  der  Arbeiter  zu  denen  der 
übrigen  Klassen  nicht  hinauskommt.  Noch  mehr  aber  fehlt  es 
m.  E.  wohl  an  Einsicht  gegenüber  Veränderlichkeit,  sowie  am 
Blick  für  den  tatsachliclu-n  Wandel,  denen  das  Arbeitsverhältnis 
in  seinen  Grundlagen  unterliegt. 

Es  können  in  diesem  Zusannnenhang  nur  in  aller  Kürze  die 
Tendenzen  des  Entwicklungsganges  angedeutet  werden ;  da  ich 
aber  den  Einblick  in  dieselben  für  eine  wichtige  Voraussetzung 
einer  vorurteilslosen  Stellungnahme  zu  den  Enianzipationsfragen 
der  Arbeiterschaft  halte,  so  kann  ich  nicht  verzichten,  hier  darauf 
einzugehen. 

Die  Entwicklung  der  Individualwirtschaft  lässt  zwei  das  Prin* 
zip  der  Arbeitslast  durchdringende  Tendenzen  zum  Durchbruch 
kommen,  die  sich  bemerld>ar  machen,  sobald  und  insoweit  eine 
Arbettsaufgabe  auch  tatsächlich  als  Last  empfunden  wird^).  Die 
beiden  Tendenzen  sind:  i.  Abwälzung  der  Arbeit  auf  andere, 
2.  Verminderung  der  Arbeitslast  durch  und  fUr  den  einzelnen  Ar- 
beitenden selbst.  Führt  die  zweite  Tendenz  in  der  Hauptsache 
zur  technischen  Vervollkommnung  der  Arbeitsprozesse,  so  bildet 
die  erste  das  treibende  Element  für  die  Ausgestaltung  der  ver- 
schiedenen Formen  von  Organisation  der  Arbeitskräfte  und  da- 
mit auch  der  verschiedenen  Grundlagen  des  Arbeitsverhältnisses 
schlechthin. 

Das  Ziel  der  Arbeitsabwhizung  wird  nämlich  erreicht:  i.  zu- 
nächst durch  reine  G  e  w  a  1 1  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  ,  unter  denen  die 
väterliche  Gewalt  wohl  eine  besondere  Stellung  einnimmt;  dass 
auch  der  natürlichen  IJebermacht  des  Mannen  gegenüber  der 
Frau  eine  grosse  Bedeutung  zukommt,  wird  nicht  ganz  in  Abrede 
zu  stellen  sein.    Vor  allem  aber  ist  an  die  Sklaverei  zu  denken; 

l)  Es  toll  aber  mit  diesem  Satz  und  deti  folgenden  Gedanken  keineswegs  der 
Theorie  vom  Horror  lahorh  die  Reverenz  bezeugt  werden.  Nach  den  Btttlur%<:\\MX\ 
Forschungen  (vgl.  Arbeil  und  Rhythmus,  insbcs.  I.  Kapitel)  kaan  die  Unrichtigkeit 
diews  StudietMabcnproditkt«!  wohl  mcbt  mehr  angezweifelt  werden. 
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wenigstens  in  den  primitiven  Erscheinun,£^sformen  erhält  sie  doch 
weitaus  vor  allem  anderen  durch  die  Arbeitsabwälzung  den  haupt- 
sächlichsten Inhalt. 

2.  Die  nächste  Stufe  ist  gekennzeichnet  durch  ein  patriar- 

chales  Verhältnis  Ii  oberer  Ordnung,  kratt  dessen  der 
Herr  eine  rechtliche  Verfüc^nngsgewalt  über  den  in  seiner  p  o- 
t  e  s  t  a  s  stehenden  Arbeitstahigcn  besitzt.  Auch  hier  bildet  viel- 
fach CUM-  natürliche  Blutszusanimenlian<^  die  Grundlat^e  für  das 
I  lerrschatisvcrhältnis,  aber  erweitert  ist  der  Kreis  der  Abhan^ii^fen, 
auf  die  die  Arbeit  überlastet  wird,  tlurch  ein  nach  unsert^i  Kcchts- 
beL;riffcn  auf  ( »ffcnilichrcchf lieber  Grundlage  fussendes  Unicitanig- 
keitsverhähnis  Das  Individuum,  auf  das  die  Arbeit  überwälzt 
wird,  ist  nicht  mehr  bloss  »Sache«,  also  gcwissermassen  Werk- 
zeug, sondern  es  sind  schon  Rechtsnoraoen»  die  die  Verfügungs- 
gewalt des  Herrn  beschränken,  aber  es  ist  die  beschränktere 
Rechtssphäre  des  Arbeitubemehmers,  die  die  Grundlage  der 
Ueberwälzung  bildet.  —  (Leibeigenschaft,  Hörigkeit  des  abend- 
ländischen  Mittelalters,  Erbuntertänigkeit,  auch  die  einigermassen 
fortgeschrittenen  Sklavereiverhältnisse)  *). 

3.  Als  dritte  Stufe  erst  erkennen  wir  die  Abwälzung  der  Arbeit 
im  Wege  privatrechtlicher  Beziehungen,  also  grundsätz- 
lich auf  der  Basis  freiwilliger  Vertragsschliessung  zwischen  zwei 
ihrer  Persönlichkeit  nach  dem  positiven  Recht  gegenüber  gleich- 
Stehenden  Subjekten.  Die  Arbeitsüberwälzung  erfolgt  also  der  Reihe 
nach  erst  auf  Grund  der  Verschiedenheit  physischer  Machtmittel, 
dann  derjenigen  rechtlicher  Persönlichkeit,  endlich  auf  Grund  der 
Differenz  in  der  Verfügungsgewalt  über  materielle  Güter. 

Die  Arbeitsüberwälzung  ^eht  grundsätzlich  durchweg  mit  einer 
U  e  b  e  r  V  o  r  t  e  i  1  u  n  g  dessen  ,  der  die  Arbeit  übernimmt,  vor 
sich^).  Jedoch,  und  darin  lie^t  die  grosse  Errungenschaft  aller  so- 
zialen und  wirtschaftlichen  Kämpfe,  die  diese  Emanzipation  ge- 

1)  Vor  allem  das  auf  der  potestas  doininica  und  dem  Maocipiiim  des  Torjusd- 

ninnUchen  rumischen  Rpcht<^  fussende  Verhältnis.  Nicht  nur  capitis  dimtlklltio  maxiina, 
aucl)  nu-i!  a  fuhrt«-  7U  diu-ser  Kategorie  von  Arbcitsvcrh.'iltnis«ten. 

2)  Hichcr  gciiuri  naturhch  auch  das  .il(iuini»d)e  Kolonat,  die  glebae  adheren- 
tes,  adscriptidi  cemiti;  Kolomt  der  spiteren  SEeit  wurde  freilich  such  schon  durch 
Vertrag  begründet  (VgL  i.  B.  Pttehta,  Kursus  der  Institutionen  II.  S.  459)1 

3)  Dass  auch  die  Arbeitsverhältnisse  auf  der  Grundlage  des  privatrechllichen  Ver- 
traj;cs  in  grösstcni  Umfange  auf  L'chcrvorteilung  ahrielcn  ,  ist  hier  nicht  erst  zu  he- 
weiseu.  Da»  blelit  a  priori  fest  auch  für  den ,  der  nicht  icommunistischen  Idealen 
buldigL 
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zeitii^t  haben,  d  i  e  s  e  U  e  b  e  r  v  o  r  t  e  i  1  u  n  nimmt  h  e  s  t  a  n- 
d  i  ^  ab.  nicht  unbedingt  in  dem  Sinne,  ua^s  nllc  Arl)cits\crliält- 
nisse  einer  sfiatcren  ürundlage  mit  weniger  Uebei  vorleilung  und 
Ausbeutung  sich  abspielen  als  diejenigen  einer  vorhergegangenen, 
aber  die  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Läuterungsprozesse 
gehen  vorwiegend  unter  dem  Einlluss  der  Agglomeration  der  Ueber- 
vorteilten  vor  sich  und  fördern  schon  um  dessentwillen  die  In- 
teressen  dieser.  Und  es  kann  dies  auch  gar  nicht  anders  sein« 
nicht  der  äusseren  Ereignisse  wegen,  sondern  aus  einem  inneren 
Grunde. 

Die  Entwicklung  des  Verkehrs,  ganz  objektiv  aufgefasst,  und 
die  Emanzipation  der  Arbeitenden  zu  selbständigen  Gliedern  in 

diesem  Verkehrslebcn,  von  deren  ökonomischer  Kraft  die  Inten- 
sität, Lebhaftigkeit  und  Regelmässigkeit  des  Verkehrslebcn s  wesent- 
lich und  immer  mehr  abhängt,  führen  zu  einem  Ichcn  Kausal- 
zusammenhang zwischen  dem  wirtschaftlichen  Gedeihen  der  bei- 
den I'artcien  des  Arbeitsverhältnisses,  dass  die  Uebervor- 
t  e  i  1  u  n  g  des  Arbeitenden  immer  weniger  ein  tat- 
sächlicher dauernder  Vorteil  bleiben  kann  u  n  d 
bleibt,  und  zwar  nicht  nur  für  die  Gesamtheit,  sondern  für 
jedes  Glied  derselben. 

Es  ist  dies  eine  Tatsache,  ilie  dem  wirtschalishistorisch  cfe- 
schulten  Auge  nicht  entgehen  kann,  die  aber  k-itler  ncjch  viel 
zu  wenig  erkannt  wird  in  denjenigen  Kreisen,  die  \  or  allem  lu - 
rufen  wären,  die  Nutzanwendung  aus  dieser  Erkenntnis  zu  ziehen; 
es  ist  dies  eine  Tatsache,  die  in  der  Krisenverursachung  keine 
kleine  Rolle  spielt,  wenn  nach  den  wichtigsten  causae  stag- 
nantes  der  Absatzstockungen  gefragt  wird*);  es  ist  dies  eine 
Tatsache,  die  dazu  fuhrt,  vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkt, 
nicht  von  dem  einer  sentimentalen  Gerecht^keitsschwärmerei  aus, 
eine  Korrektur  der  Güterverteilung  im  Rahmen  der  herrschenden 
Rechtsordnung  und  eventuell  über  diese  hinaus  zu  fordern;  eine 
Tatsache,  die  die  absolute  Wirksamkeit  des  Gesetzes  der  Güter- 

i)  Von  den  Krncntbeoretikeni,  vor  allem  von  Htrhuxr  berQdcsichtigt ,  so  «neb 

neuestem  in  seinen  Ausführungen  hei  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sosialpolttik. 
Hnmbiirp  loc;;  C^cliriftcn  d.  V.  f.  S.  CXIII.  S.  iS.^).  Von  Somhart  in  seinem  »Ver- 
such einer  i?ystematik  der  Wirtichaftskrisen  (Archiv  f.  Soiialw.  u.  So/ialpol.  XIX.  I{>i.i, 
wohl  vermutlich  innerhalb  der  «primSren  KapiUlkrisen«  berQckMchiigt,  aber  vorläufig, 
und  so  audi  im  Hamburger  Refenrt  (Schriften  d.  V.  f.  &  a.  a.  O.)  zu  wenig  ge- 
trUrdigt. 

Zeltichrift  iiir  die  g«i.  StMUmriweNcli.   Ergtomgshcft  14.  6 
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konzentration  ^)  gevvisscrniassen  als  einen  Geist,  der  stets  ver- 
neint, erscheinen  lässt,  insolern  dicsci  Gesetz  in  seinen  letzten 
Konsequenzen  einen  Zustand  herbeiführen  muss,  der  eine  Be- 
reicherung unmöglich  macht. 

Die  Bedingungen  des  Arbeitsverhältnisses  so  m  gestalten, 
dass  die  Uebervorteiiung  des  Arbeiters  einem  ideellen  Minimum 
sich  nähert»  ist  eines  der  wichtigsten  Ziele  jeder  fortschrittlichen 
GesellschaftspoHtik  und  spesieU  Lohnpolitik  als  eines  Zweiges 
dieser»  die  nicht  radikalen  oder  utopischen  Idealen  folgt 

Es  kann  nun  für  die  Ausgestaltung  des  Arbeitsverhältnisses, 
durch  welches  die  Haushaltungen  grösserer  öffentlicher  Ge- 
meinwesen,  namentlich  öffentlichrechtlicher  Gebietskörper- 
schaften sich  Arbeitskräfte  dienstbar  machen,  nicht  gleichgültig 
sein,  einen  Weg  zu  finden,  auf  dem  bereits  anch  nvn-  der  Schein 
einer  Uebervorteiiung  vermieden  wird.  Das  ist  freilich  an  und 
für  sich  ein  unklares,  zum  mindesten  strittiges  Problem,  da  die 
Anschauungen  darüber,  wo  die  Uebervorteiiung  beginnt,  von  der 
c,fnindsät/.lichcn  Stellung  zum  Wesen  des  Arbeitsverhältnisses  ab- 
hangen und  deshalb  stark  auseinandergehen.  Am  wenigsten  kann 
natürlich  Männern  der  Praxis,  wie  sie  z.  B.  in  Sta(llver\\altun<'s- 
körpern  sitzen,  zugemutet  werden,  diese  theorelisciien  I'rngen 
praktisch  richtig  zu  lösen.  Aber  auch  ganz  abgesehen  da\()n, 
gilt  es  dabei  zunächst,  negativ  vorzugehen.  Und  das  ist  in  einer 
Hinsicht  naheliegend  und  leicht.  13enn  es  muss  von  vornher- 
ein auf  alle  Fälle  sehr  fraglich  erscheinen,  ob  ku  diese  Ge- 
meinwesen die  privatrechtliche  Begründung  ihrer  Arbeitsverhält- 
nisse in  freier  Konkurrenz  mit  allen  privaten  Unternehmern  auf 
dem  Arbeitsmarkte  angemessen  ist. 

Die  endgültige  Verneinung  dieser  fraglichen  Angemessenheit 
wurzelt  freilich  in  der  Hauptsache  in  dem  vorhin  aprioristisch 
hingestellten  Grundsatz,  dass  diese  öffentlichen  Gemeinwesen  bei 
ihren  Arbeitsverhältnissen  jede  Uebervorteiiung,  soweit  irgend 
möglich,  zu  vermeiden  haben.  Worin  tritt  nun  aber  Uebervor- 
teiiung am  stärksten  hervor?  Welche  Bedingungen  des  Arbeits- 
verhältnisses bedürfen  in  erster  Linie  einer  Aus-  oder  Umgestal- 

l)  Dns  Gesetz  in  «lern  Sinne  aufgcfas>.t ,  wie  IVorms  im  gleichnamigen  Werk 
entwickcll  Itat  (Jena  1901,  Ikl.  1),  ali»o  als  Zusammenslrumcn  stets  wachsenilcr  (jüicr- 
massen  in  den  Hfindcn  der  Reidieren  za  Ungunsten  der  «mea  lofliTiduen,  analog  m 
den  Händen  der  Monopolisten  zu  Ungumten  der  Xicht-Monopolisten.  VgL  htecu  auch 
/tobtrt  Mtyir,  Artikel  ßnkororoen,  Hdwb.  d.  St.  a.  Aufl.,  S.  378. 
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tung,  durch  die  die  Uebervorteilung  vermieden  oder  aber  para- 
lysiert werden  könnte? 

Soll  sich  die  Beantwortung  dieser  Fragen  nicht  in  Einzel- 
heiten verlieren,  so  wird  man  sich  zunächst  daran  halten  müssen, 
dass  eine  der  Grundursachen  ungünstiger  zerrütteter  Lebensver- 
hältnisse der  Arbeiter  ist:  die  Bildung  des  Arbeitsentgeltes  im 
freien  Arbeitsmarktverkehr  mit  geringer  oder  gar  keiner 
Berücksichtigung'  der  E  x  i  s  t  e  n  z  s  i  c  h  e  r  u  n  g ,  mit  an- 
deren Worten  die  völlige  Haltlosigkeit  des  Arbeiter- 
einkommens unter  dem  Einflüsse  der  nächsten  wie  auch  der 
fernsten  Konjunkturschwankungen. 

Der  Be^'ritT  Kxistcn/S!chcrun<j[  umfasst  aber  \'crschiedcnc.s ; 
verschiedene  Voraussctzuni^en  müssen  durch  den  hihalt  des  At- 
beitsverhaltnisses  erfüllt  sein,  wenn  es  die  Grundlage  einer  ge- 
sicherten Exislen/.  hiKlen  ^oll. 

In  erster  Linie  konmien  die  Gegenwartbedurinisse  in  Betracht, 
es  muss  das  Arbcitscntf^elt  ein  gewisses  AuMiiass  von  F,iiikoniinen 
schaffen  und  damit  eine  gewisse  Lebensführung  ermtjghchen.  I)ic 
Höhe  des  Lohnes,  selbstverständlich  ein  Problem  an  und 
für  sich,  ist  also  vom  Gesichtspunkte  der  Existenzsicherung  ein 
qualifiziertes  Problem  für  die  Gemeinwirtschaften  als  Arbeitgeber^). 
Diese  sind  in  erster  Reihe  berufen,  Träger  des  Minimallohnge- 
dankens zu  werden. 

Aber  fast  noch  wichtiger  als  diese  Seite  der  Existenzsicherung 
ist  die  Sicherung  einer  gewissen  Dauer  des  Arbeitsein- 
kommens, beziehungsweise  des  Arbeitsverhältnisses.  Und  da 
muss  nun  gesagt  werden,  dass  bei  wenigen  Arbeitsverhältnissen 
so  wie  bei  denjenigen  öffentlicher  Gemeinwirtschaften  die  Grund- 
lage des  Arbeitsverhältnisses,  das  ist  der  Bestand  einer  Produktions- 
oder Verkehrsanstalt  oder  einer  sonstigen  Bedarfsbefriedigungsunter- 
nchmung,  auf  lange  Dauer  gesichert  ist.  Darnach  steht  also  auch 
ausser  Frage,  dass  die  Gemein  wirtschaften  wie  kein  anderer 
Arbeitgeber  die  Voraussetzung  erfiiüen,  die  eine  vollstrindif^ere 
Sicherung  der  Existenz  des  Arbeiters  ermt)gliclit :  die  Konti- 
nuität des  Betriebes  einer  gemeinwirtschaftliclien  Unternelunung 
oder  eines  VerwaltunL,fs/uci<^fes,  der  Zeit  nach  und  in  der  Regel 
auch  hinsichtlieh  des  Umtan^^'cs.  in  dem  Arbeilsiaafte  beschäftigt 
werden,  wenii^stens  insoweit  keine  Verminderung  in  diesem  Um- 

I)  \'gl.  darüber  meine  Lohnpolitik  und  Lohnllteoiie,  III.  Abschnitt  und  V.  Ab- 
schniu,  S.  377~397' 

6* 
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fang  zu  gewärtigen  ist.  Jeder  Arbeitgeber,  der  insoweit  io  der 
Lage  ist,  die  Beschäftigung  seiner  Arbeiter  auf  grosse  Zeiträume, 
gegebenenfalls  ohne  Begrenzun^^,  in  der  Weise  zu  sichern,  dass  die 

Arbeiter  ihre  Lebensführung  und  überhaupt  ihre  ganze  Wirtscbafts* 
führung  mit  Rücksicht  auf  diese  Sicherheit  ausgestalten  könnten 
hat  genau  genommen  diese  gesellschaftliche  Pflicht ;  jeder  solche 
Arbeitgeber,  der  nicht  in  dieser  Weise  verfährt,  kann  vernünf- 
tigerweise nur  ein  ökonomisches  Interesse,  eine  grössere  Vorteil- 
haftigkcit  der  Unbeständigkeit  des  Arbeitsverhältnisses  für  sich 
geltend  machen.  Ob  diese  ökonomische  Ar^^unientation  unter 
allen  UiiT^tniKlen  zutreffend  ist,  ob  ein  solcher  .Arbeitgeber  ge- 
gcbc!icnt;Jls  nicht  auch  besser  daran  wäre,  gerade  wenn  er  init 
einem  \  crlabslichcn  Statrim  langjähriger  Arbeiter  rechnen  kann, 
ist  freilich  auch  mindestens  arg  hypothetisch.  Wie  dem  aber 
auch  sei,  es  gcnÜL^i,  sich  darüber  klar  zu  sein,  dass  der  Vorteil 
des  Arbeitgebers  das  Uebergewicht  erlangt  gegenüber  dem  dringen- 
deren Interesse  der  Arbeiter,  einer  gewissen  Sicherheit  in  der  Ver- 
wendung ihrer  Arbeitskraft  teilhaftig  zu  werden 

Mag  dies  nun  aber  immerhin  der  einzelne  private  Unter- 
nehmer, der  mit  schwankender  Nachfrage,  vielleicht  auf  dem 
Weltmarkte  zu  kalkulieren  hat,  für  seine  Geschäftspraktiken  in 
Anspruch  nehmen:  der  Gemeinwirtschaft,  die  überhaupt  auf  die* 
sem  oder  jenem  Gebiete  der  Bedarfsdeckung  nur  funktioniert,  da- 
mit die  Gesamtheit  —  und  das  sind  zum  grösseren  Teil  Wirtschaft* 
lieh  Unselbständige,  minder  Leistungsfähige  —  eine  Erleichterung 
in  ihrer  Bedarfsdeckung  erfahre,  damit  sie  nicht  zu  Gunsten  eines 
Wirtschaft Hc!i  Kräftigeren,  eines  privaten  Unternehmers  geschädigt 
werde,  der  Gemeinwirtschaft  steht  die  Ausnützung  des  Vorteiles, 


1)  Alle  juristtsclicn  Personen  kommen  in  diesem  Sinne  als  Arbdtgeber  in  Betiacbt, 
sofern  sie  nicht  auf  best;iirriii1af  Zeit  <p;t_"^clmtTl•Il  sind. 

2)  Unverkennbar  iät  ,  dab&  sulche  Zusiclierunj^cn  dauernder  Beschäftigung  durch- 
«11  niclit  immer  im  Interesse  des  Arbeitern  gclct;eii  sind ;  der  Arbeiter  hat  nament- 
lieb  in  jungen  Jahren  das  Bedfirfhts  und  auch  eine  gewisse  Verpflichtung  sdner  Zu- 
kunft f;c!;cnub<ir,  an  verschiedenen  Orten  sich  in  seinem  Arbeitsgebiete  umzutun,  und 
gnn.T  al>j;eselien  von»  W.inilorlticb ,  vom  Zag  in  die  Krem  le ,  Ivnnn  und  wird  die  In- 
dividualität des  Ai beilers  allein  schon  die  Unsiethcit  wenigstens  geraume  Zeit  hin- 
durch ihm  entschieden  wünsclienswerter  erscheinen  lassen.  Gar  mancher  wird  die 
lüngste  Zeit  hindurch  der  gesicherten  Verwendung  in  einem  Betrieb  so  gut  vde  gar 
keinen  Wert  I.  il  i^en.  Darauf  al)er  eine  Argumentation  gegen  das  Interesse  an  der 
Kontiniiii.it  dus  Arbeitsverhältnisses  konstruieren  tu  wollen,  entbehrt  natürlich  jedes 
inneren  Haltei. 
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der  in  der  Unbeständi^4-:eit  der  Arbeitsverhältnisse  vielleicht  liegen 
mag,  schlecht  an.  Ja  man  möchte  geradezu  sagen,  es  liege  ein 
logischer  Widersprach  in  solchem  Verhalten  bei  Gemeinwirtschaften. 

Das  spezifische  Streben  nach  einer  Kontinuität  des  Einkom- 
mens ist  natürlich  eigentlich  erst  ein  Produkt  der  modernen  Wirt- 
schaftsorganisatton,  es  wird  erst  notwendig  auf  jener  Stufe  wirt- 
schaftlicher Entwicklung«  auf  der  die  Bedarfsbefriedigung  grosser 
Teile  der  Bevölkerung  ausschliesslich  im  Wege  Verkehrswirtschaft- 
lieber  Guterbeschaffung  erfolgt.  Denn  die  Unsicherheit  des  Ein- 
kommens ist  in  jenen  Perioden,  in  denen  die  einzelne  I  lausvi  irt- 
schaft  noch  in  grösserem  Ausmasse  Produktions-,  nicht  bloss  Kon- 
sumttonswirtschatt  war,  nur  für  einen  kleinen  Bruchteil  der  Be- 
völkerung eines  Wirtschaftskreises  in  Fraise  gekommen  und  hat 
vor  allem  nicht  die  Gesamtheit  der  unselbständig  Arbeitenden 
bedroht;  und  zwar  schon  deshalb  nicht,  weil  die  älteren  Grund- 
lagen der  .A.rbeitsütj(  i\valzuii'^,  beziehungsweise  des  Arbeits\or- 
hältnisses.  v<m  (ienen  oben  die  Rede  war,  von  vorneherein  L'ir.c 
ungleich  grossere  15  s; andigkeit  der  Be/.iehun'.;t  n  /wi^rhcn  dem 
»Merrnt  und  dem  Sklaven-,  ^Diener  oder  -  Knichi  oder  »Un- 
tenan- u.  s.  f.  schulen,  und  weil,  wo  diese  Hestandi;^keit  vielleicht 
lehlte,  wie  im  stadlischen  Handwerk,  das  Gespenst  der  Kinkoin- 
mensunsicherheit  nur  verhältnismässig  wenige  einzelne  Individuen, 
nicht  aber  ganze  Familienhaushaltungen  gefährdete.  Freilich  spielen 
dabei  noch  andere  rechtliche  Tatsachen  mit,  vor  allem  die  ganze 
Handwerksordnung,  darunter  auch  manche  Härte  individueller 
Freiheitseinschränkung  wie  z.  B.  Radizierung  der  Gewerbe,  das 
Eheverbot  für  Gesellen  u.  dgl.  m. 

Ein  anderes  primäres  Element,  dem  die  Steigerung  in 
der  Unsicherheit  des  Einkommens  der  unselbständigen  Arbeiter 
vor  allem  zuzuschreiben  ist,  ist  in  der  Letchtbeweglichkeit  des 
Kapitales  und  der  damit  zusammenhängenden  Unbeständigkeit 
und  Kurzlebigkeit  der  einzelnen  Unternelimung  zu  suchen,  Er- 
scheinungen, die,  man  mag  die  Dinge  drehen,  wie  man  will,  nur 
auf  dem  Boden  völliger  Gewerbefreiheit  in  solcher  Stärke  auf- 
tauchen und  so  grosse  Bedeutung  erlangen  konnten.  Das  s  e- 
kundäre  ist  dann  die  Tatsache,  dass  heute  auf  der  schv.an- 
kenden  Grundlage  ein»  s  jederzeit  kündbaren  Arl>i'its\ ei haltnisses 
die  Einkommen  der  breitesten  Schichten  der  Bevölkerung  sich 
aufbauen. 

Wo  immer  diesem  Keime  so  vieler  Krankheiten  des  sozialen 
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und  wirtschaftlichen  Organismus  entgegengearbeitet  werden  kann, 
wo  immer  auch  nur  einigermassen  zur  Korrektur  dieser  Schwä- 
chen des  freien  Arbeitsverhältnisses  etwas  geschehen  kann,  dort 
muss  der  Hebel  auch  wirklich  eingesetzt  werden.  Dies  ist  um 
so  notwendiger,  als  immer  noch  auch  in  unseren  Tagen  zu  be- 
obachten ist,  dass  auf  manchen  Wirtschaftsgebieten  die  Tendenz 
herrscht,  langperiodische  Arbeitsverhältnisse  in  kurzfristige  zu  ver- 
wandeln (Verdrängung  des  Gesindes  durch  Ta<^löhner  im  land- 
wirtschaftlichen Betrieb).  Perpetuierung  des  Arbeitsverhältnisses 
auf  rechtlicher  Grundlage,  die  Einräumung  eines  gewissen  Rechtes 
auf  einen  einmal  übertragenen  Wirkungskreis  als  Arbeiter  überall 
dort,  wo  soIcIk's  iTiöiriich  ist,  muss  als  ein  therapeutisches  Mittel 
AnerkcnnunL:  tiiuieii  '). 

Durch  ein  sehr  einfaciu  s  Raisonncment  ijelangt  man  im  An- 
schluss  an  (K-n  (irdanken  der  Existenzsichcrung  zu  einem  anderen 
Postulat  dcM  Stab;lihierun^;sproblenie.s,  das  gewisseruKissen  gleich- 
falls dem  Prinzip  cnl-pricht,  Uebervorteiluncfen  seitens  des  Arbeit- 
gebers Innt.in/.iilialu.n.  Man  kann  niuiilich  noch  ui'iier  ^^cltend 
machen,  dass,  um  UeLervorleiIun;;eii  vor/ubenj^ep.,  berijcksicht.ij;t 
werden  muss,  dass  der  Arbeiter,  der  länLjere  Zeit  hindurch  seiner 
bestimmten  Arbeitsaufgabe  in  gleichmässiger,  vollständig  zufrieden- 
stellender Weise  obgelegen  ist,  dann  eine  immer  grössere  Fertig- 
keit, aber  auch  Verlässlichkeit  entwickeln  wird,  die  nicht  nur  in 
seinem  Interesse,  sondern  auch  zum  Nutzen  des  Arbeitgebers  wirksam 
werden.  Man  wird  ferner  sagen  müssen,  dass  die  Sicherstellung  der 
Existenz  den  wechselnden  Lebensverhältnissen  des  Arbeiters,  der 
Steigerung  der  Aufwandsansprüche,  die  an  ihn  herantreten,  Rech- 
nung tragen  muss,  dass  also  diese  Sicherung  sich  nicht  in  der  Zu- 
sicherung eines  absoluten,  fixen  Arbeitsentgeltes  erschöpfen  darf, 
sondern  dass  das  Arbeitseinkommen  auch  einer  Entwicklung  unter- 
liegt, die  eine  Ausgestaltung  der  Lebensführung  in  materieller  wie 
immaterieller  Hinsicht  ermöglicht.  Mit  der  Dauer  der  Ausübung 
einer  bestimmten  Tätigkeit  wird  ganz  überwir  M-nd  oft  e  ine  Ix  - 
sondere  Eignung  der  Arbeitskraft  für  jene  Tälii;keit  herbeigefuhi  t 
und  damit  eine  Erhöhung  des  Wertes  der  Arbeitskraft  l)euirkt, 
so  dass  die  so  entwickelte  Onalifikation  auf  dem  .Vrlieilsniarkte 
an  und  für  sich  schon  regelmässig  nur  mit  iiöhercm  Autwand 

i)  Philippoviek  betont  wohl  die  Sicherung  des  Arbeite»  »durch  u^craesseoen 
Lohn  und  Färsorge  im  Falle  der  Arbi:itäunfnhi.L;keil<,  die  rerpetuteniog  des  Arbeits- 
verhilllnisses  selbst  erwähnt  er  nicht  (Grundriss  I.,  5.  Aufl.  S.  182). 
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an  Lohn  zu  erhalten  sein  würde. 

Das  sind  die  lü  w  agungcn,  die  zu  dem  weiteren  Postulat  bei 
der  Stabilisierung  fuhren,  dass  mit  der  Kontinuität  des  Arbeits- 
verhältnisses aucii  ein  Steigen  drt;  Arbeifsentgrllcs  Hand  in  Hand 
gehen  müsse,  ähnlich  der  RegLlung  s)slenimässiger  Beamtenbe- 
züge.  Auch  hier  also  nicht  etwa  bloss  ein  Gerechtigkeitsmotiv, 
sondern  ein  ökün( musclu  s  Raisonnement  M. 

Neben  solchen  .spezifisch  ökonomisclicn  Argumenten,  die  eine 
Stabilisierung  der  Arbeitsverhältnisse  einer  Gemetnwirtschaft  schon 
aus  der  besonderen  Stellung  der  Gemeinwirtschaft  als  Arbeitgeber 
nicht  nur  Wünschenwert  oder  billig,  sondern  geradezu  notwendig 
erscheinen  lassen,  soll  aber  auch  noch  einer  anderen,  genau  ge- 
nommen rechtsphilosophischen  Gedankenreihe  Raum  gegeben 
werden. 

Auf  dem  Wege  einer  rechtsphtlosophischen  Betrachtung  ge- 
langt der  als  Soztalpolitiker  eigentlich  zu  wenig  beachtete,  aus» 
gezeichnete  Jurist  Emil  Steinbach  zur  prinzipiellen  Sonderstellung 
der  >Diener«  von  Staats-,  Kommunal-  und  dergleichen  öfTentlich- 
rechtlichen  Gemeinwirtschaftsvcrwaltungcn.  Sie  ist  fiir  die  theo- 
retische Grundlegung  des  hier  ins  Auge  gefassten  praktisch-politi- 
schen Problemes  der  Stabilisierung  von  grosser  Bedeutung.  Steinr 
back  unterscheidet  berufliche  und  erwerbliche  Organisationsformen 
der  jHoduktiven  Arbeit  und  tritt  dafür  ein,  dass  der  Gegensatz 
zwischen  beiden  immer  mehr  zum  Bewusstsein  komme.  ]'-r  kenn- 
zeichnet ilm  in  folgender  Weise:  Die  Organisation  des  gewohn- 
lichen Erwerbes  beruht  wtstntlich  auf  wirtschaftlichen, 
die  Organisation  des  licnites  wesentlich  auf  ethischen  Momenten. 
Bei  der  Organisation  des  Erwerbes  ist  der  Ausgangspunkt  das 
Recht,  und  der  Erwerbtreibende  übernimmt  die  entsprechende 
Pflicht  nur  dcshall),  weil  kein  anderes  Mittel  besteht,  um  in  den 
Genuss  des  Keclus  zu  gelangen,  und  ist  nach  der  Natur  der  Sache 
berechtigt,  die  n)ögUchste  Verringerung  dieser  Pflicht  anzustreben; 
bei  der  Organisation  des  Berufes  in  dem  dargestellten  engeren 
Sinne  tst  der  Ausgangspunkt  die  Pflicht,  deren  Umfang  in  den 
angeführten  Berufen  gar  nicht  näher  präzisiert  ist  und  begrifflich 

i)  Auf  «ndere  Bedingungen,  welche  die  ExutemiiGheraDg  mismaclien,  nunent- 

lich  Invalidenversicherung,  Altersfürsorge  u.  s.  f.,  ist  in  dieser,  eine  nndere  Seite  des 
Frohlcmes  vor  rniciti  in«;  Atige  fassenden  Aii«icinan<^crset7i!ii;;  nicht  nalier  cinnigchen. 
Vgl.  darüber  LiiiutHiann ,  Arbcitcrpolilik  und  Wirlschaltsjjtlcge ,  I.  BtU  S.  352  und 
die  onten  (S.  91)  erwähnten  BOcher  KlUn\  und  MamfiertB. 
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bis  zur  äusseisicn  Anspannung  aller  Kräfte,  ja  selbst  bis  zur  Auf- 
opferuiM^  des  Lebens  reicht.  Nur  ^e_L;en  die  Krfullun;^  dieser 
Ptlicliten  werden  die  I'"lircn  des  Berufes  und  standesgeniäbser 
Lebensunterhalt  gewährt«  '  >. 

Stcinlmc/i  weist  darauf  hin,  dass  namentlich  in  der  Ori^ani- 
sation  jener  Stande,  welchen  die  Ausübung  einer  wissensrhuliln  iu  ii 
Tätigkeit  obliegt,  berufliche  Elemente  in  grösserem  L'uiiange  seit 
jeher  vorfindlich  sind,  dass  diese  Erscheinung  aber  nichts  Zufälliges 
enthalte^  sondern  der  historischen  Entwicklung  dieser  Stände  ent- 
spreche, dass  in  der  öffentlichen  Meinung  jederzeit  und  noch  heute 
die  Ansicht  bestehe,  dass  die  Angehörigkeit  zu  einem  dieser 
Stände  nicht  allein  den  Zweck  habe,  ihrem  Inhaber  zu  einem 
mehr  oder  weniger  reichen  und  ehrenvollen  Einkommen  zu  ver- 
helfen, sondern  dass  mit  dieser  Angehörigkeit  auch  schwerwiegende 
Pflichten  der  Gesamtheit  gegenüber  verbunden  sind,  denen 
der  einzelne  lediglich  aus  Erwerbsrücksichten  sich  nicht  ohne  wei- 
teres entziehen  darf*).  Allein  die  heutige  Entwicklung  des  Staats-, 
Landes-  und  Gemeindebeamtentums  zeige,  dass  von  Mitgliedern 
solcher  Organisationen  in  sehr  vielen  Fällen  auch  Geschälte  rein 
wirtschaftlicher  Art,  und  zwar  häufig  ganz  ausschliesslich  besorgt 
werden.  Das  gehe  insbesondere  von  staalhchen  und  kommunalen 
Gewerbebetrieben,  mör,fen  dieselben  monopolisiert  sein  oder  nicht. 
In  zahlreichen  [«"ällen,  namentlich  in  Betrelif' der  sogenannten  »Die- 
ner* im  Gei,'ensatzc  zu  den  eigentlichen  Ikamten  iiandle  es  sich 
sogar  nur  \xn\  die  Verrichtung  untergeordneter,  vielfach  ganz  ma- 
nueller Dienste  ''\.  l'.beuso  zeiij^e  die  neuere  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung viele  l  alle  rein  beruflicher  Organisierung  der  Arbeiter 
grösserer  UiUernehmun ;.;en. 

Ein  charaktei isiischcs  Merkmal  dieser  »beruflichen»  (Juah- 
fikation  einer  Tätigkeit  soll  wohl  das  Zutrcflen  des  6'^/Ä»'schen 
Ausspruches  erkennen  lassen :quaedam  enim  tametsi  ho- 
neste  accipiantur,  inhoneste  tarnen  petuntur. 
Das  kann  nun  aber  wohl,  wenn  man  das  »berufliche«  Arbeitsver- 
hältnis in  dem  weiteren  Sinne  verstehen  will,  nur  cum  grano  salis 
gelten.  Die  Schaffung  beruflicher  Organisationen  seitens  solcher  in 

1)  SuinfiaeA,  Erwerb  und  Beruf.  Wien  1S96.  S.  34'  Auch  PAUippcoick  idiliesst 
^ch  ühriguiis  ilie^em  Steinbach'tchcn  Gedaokeogsng  an* 

2)  Khi-iiila  S.  42  tT. 

3)  Suini'uJi,  Die  Moral  als  Schranke  des  Rechtserwerbs  und  der  Rechtsaus» 
flbnng.  Wien  1898,  S.  6a 
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der  Ausübung  ihres  Rechtes  zufolge  ilirer  spezifischen  Tätigkeit 
Beschränkten  zur  Sicherung  der  wirtschaftlichen  Existenz  führt 
Stfifibach  selbst  an  und  anerkennt  damit  eben  gerade  docli  auch 
die  Notwendigkeit  eines  materiellen  Schutzes. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterlici,'en,  dass  —  und  darin  liegt 
der  Kern  des  bedeutsamen  Gctlanla-ngauges  Sh/n/nJi/i's  -  -  dass 
auch  in  dem  immer  mehr  verkeluswirtschaltlich  sich  zus|)ilzenden 
Gesellschatlsoryanisnuis  unserer  Zeit  durch  die  Moral  Schranken 
für  den  Rechtserwerb  und  die  ReclUsausubung  für  eine  rein  wirt- 
schaftsz.wecklicii  aus»feübte  Tatit^keit  ge/.ogen  sind.  So  sehr  auch 
das  VerwerlunL;sslrcljen  des  Kapitales  und  deshalb  auch  der  Ka- 
pitdlscrvverb  die  Wirtschaft  beherrscht,  so  steht  man  doch  auf 
verschiedenen  Gebieten  menschlicher  produktiver  Tätigkeit  einer 
antagonistischen  Tendenz  gegenüber:  einer  Loslösung  und  ge- 
radezu Befreiung  der  wirtschaftlichen  Arbeit  von  dem  Druck  der 
Erwerbshast.  Voraussetzung  fiir  diese  Entwicklung  ist  aber  selbst- 
verständlich die  Existenzsicherung,  denn  nur  auf  dem  Boden  ge- 
sicherter Daseinsbedingungen  kann  überhaupt  jenes  Mass  von 
selbstloser  Pflichterfüllung  gewährleistet  werden,  welches  das  Ge- 
meinwesen braucht^  um  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  gemein- 
wirtschaftlicher Bedarfsdeckung  fortfahren  zu  können.  Diese  Grund- 
auifassung  der  ganzen  Frage  schliesst  dann  freilich  auch  ein  Zurück- 
treten jener  vorhin  erörterten  hinge  ein,  ob  hiebei  ein  Ucbervor- 
teilen  stattfindet.  Die  Berücksichtigung  derselben  ist  aber  dann 
eben  auch  nicht  mehr  notwendig.  Ks  ;^ilt  nur,  sich  klar  zu  ma- 
chen, dass  es  Interessen  der  Gesamtiieit  sind,  dass  es  der  Egois- 
mus der  staatlichen,  kommunalen  oder  sonstigen  yebietskörper- 
schaftlichen  Gesellschaft  ist,  die  hier  eine  andere  Gestaltung  der 
rechtlichen  Seite  des  Arbeitsverhältnisses  fordern. 

Die  Erfüllung  dieser  Dienstesaufgaben,  welche 
die  (jeineinwirLschalt  sleiii,  soll,  ilas  ist  immer  wieder  hervorzu- 
heben, losgelöst  werden  von  dem  er  werbs  zw  eck- 
lichen Charakter  der  sonstigen  (eventuell  gleichartigen, 
aber  anderen,  privaten  Organisationen  geleisteten)  Arbeit.  Nur  da- 
durch kann  tatsächlich  das  PAichtmoment  breitere  Geltung  er- 
langen, gegenüber  dem  Rechts-,  beziehungsweise  Vermögensrechts- 
erwerb in  den  Vordergrund  treten.  Diese  Loslösung  ge- 
schieht aber  eben  nur  durch  eine  nicht  zu  eng- 
herzige Existenzsicherung.  Ist  diese  Aufgabe  und, 
wie  nach  all  dem  Gesagten  nicht  zu  zweifeln  ist,  diese  gesellschaft* 
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iichc  PHicht  erfüllt,  dann  kann  die  Frage,  ob  da  und  dort  eine 
Ueber\ ortcilunLi  der  Arbeiter,  der  rDicncri  der  Gemeinwirt- 
schaft, im  Verf^leich  mit  der  Ausmitznnj^  der  Arbeiter  anderer, 
privater  Arbeitsverhaltnisse  —  denn  nur  ein  solclier  Vergleich 
käme  in  Betracht  —  platzgreift,  nicht  mehr  jene  besondere  Wich- 
tigkeit haben;  denn  der  grössere  Nutzen,  der  der  Cjcmeinwirtschaft, 
also  der  Gesellschaft  zut^ute  kommt,  verliert  damit  den  Charakter 
der  Ausbeutung,  die  etwa  auf  der  Basis  der  allgemeinen  Arbcits- 
marktverhältnisse  sonst  möglich  geworden  wäre. 

So  spinnt  sich  diese  eigentümliche  Gedankenrethe  von  dem 
Zeitalter  der  Griechen,  wo  sie  in  dem  Gegensatze  der  liberalen 
und  der  banausischen  Tätigkeit  zu  erkennen  ist und  durch  die 
Vermittlung  der  römischen  Rechtsaufifassung  über  die  artes  liberales, 
insbesondere  die  Inhonestität  der  Einklagung  des  Entgeltes  ftir 
diese,  bis  in  die  modernsten  Lebensfragen  unseres  Geseltschafts- 
körpers  herein  und  gewinnt  hier  unverkennbar  gewichtigen  Ein- 
fluss  auf  die  Organisation  eines  Teiles  des  wirtschaftlichen  Lebens. 

Die  Stabilisierung  des  Arbeitsverhältnisses  der  Arbeiter  im 
Dienste  eines  Gemeinwirtschaftskörpers  ist  auch  nichts  anderes 
als  eine  der  Formen,  in  der  diese  Gedankenrichtung  konkrete  Ge- 
stalt gewinnt,  und  so  finden  wir  die  Fäden  der  Bestrebungen  wirt- 
schaftlicher l^manzipation  einer  Arbeiterklasse  und  die  Fäden  eines 
uralten  sittlichen  l'rinzipcs,  das  sich  in  Rechtsgrundsatzen  erhalten 
hat,  in  einer  vmd  derselben  kiciitung  zusammenlaufen.  Deshalb 
darf  wohl  auch  vermutet  werden,  dass  sich  die  Idee  der  Arbtiter- 
stabilisierun;;^  im  weiteren  Umfange  gegen  das  starre  W'iderhtreben 
eines  gewissen  ökonomischen  Liberalismus  ebenso  durchsetzen 
wird,  wie  manches  andere  freiwirtsciiatiliclie«  Prinzip  allmählich 
von  dem  sicheren  Gang  der  Dinge  in  den  Boden  getreten  wurde. 
Auch  die  hemmenden  Tenden/.en  der  leitenden  Verwaltungskrcise 
werden  diesen  Gang  der  Dinge  nicht  aufzuhalten  vermögen.  Gleich- 
wohl ist  es  notwendig,  diese  hemmenden  Tendenzen  auf  ihre  Fun- 
damentierung  hin  zu  prüfen. 


1)  SUiuiaeJi,  Die  Moral  ab  Schranke.  S.  55  und  62. 

2)  Soin  meiner  Lohnpolilik  und  Loltiitheorie ,  insbes.  S.  393  ff. ,  femcr  in 

r?uc1ibfsprechuu<:en  fAV.V«,  Mcvüert)  im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vcrw.  XXVI  w.  XXVII. 
uinl  in  nicinciii  Aufsätze  »iJ.xs  sogciianiUe  Arheiterlieninu  i  liim  uiul  die  nächsten  Zicie 
in  der  Lni^^cblaUung  des  suatliclicu  und  kommunalen  Arbciulohiiverhölini^ses«,  Jahrb. 
f.  Get.  II.  V.  XXVtt.  S.  1309. 
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2.  Die  Bedenken  gegen  die  Stabilisierung. 

Zu  dieser  namentlich  auch  einen  Programmpunkt  des  Munizi- 
palsozialismus  bildenden  Forderung  der  Stabilisierung  der  in  ge> 
meinwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  ist  nun  in 
jüngster  Zeit  verschiedentlich  Stellung  genommen  worden.  In  der 
Literatur  hat  man  die  positiven  lürgcbnisse  der  Bestrebungen  zu 
Gunsten  dieser  Entwicklung  verfolgt  und  ist  mit  grösserer  oder 
geringerer  L'nbefannenheit  der  Kritik  dafiir  cinL^etretcn.  Auf  die 
grosse  Bedeutung;,  die  ctiuin  sdlclien  Vor^^Mim  znl.-oniint,  habe 
ich  schon  wietlt  rliolt  hiiiL^ewicicn,  < »iinf  jedoch  aut  die  unleuijbaren, 
aufs  erste  bestechenden  GegenaiL'.Mtnentc  einzustellen.  In  der  Li- 
teratur sind  solche  aller<iin;^s  .-ük  'n  inu"  si  iir  zerstreut  geltend  <^c- 
macht  worden,  h'.s  i>t  aber  i.unnic  h!  an  der  Zeit,  denselben  ent- 
gegenzutreten, und  zwar  um  so  mehr,  als  in  der  Hallunii  der 
Verwaltungen,  die  /.u  dem  Problem  bereits  Stellung  genommen 
haben,  merkliche  Verschiedenheiten  zu  beobachten  sind,  nament- 
lieh  aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass,  gestützt  auf  diese  Gegen- 
argumente über  die  erwähnte  Forderung  ablehnende  Entschei- 
dungen von  parlamentarischen  Körperschaften  gefallt  werden. 

Die  Ausführungen  der  in  erster  Linie  zu  nennenden  Arbeiten 
Ltndemann^B  (Hugo) Momberf^  und  Klien's  die  namentlich 
deutsche  kommunale,  sowie  meine  eigenen  Darstellungen ')  die 
vorwiegend  österreichische  Stabilisierungsvorgänge  betreffen,  auch 
einzelne  Nachrichten  über  analoge  Erscheinungen  in  I^ngiand,  sie 
alle  zusammen  weisen  genügend  Tatsachenmaterial  auf,  um  erkennen 
zu  lassen,  dass  auf  der  einen  Seite  wirklich  schon  viel  in  der  cr- 
wiihnten  Richtung  von  gemeinwirtschafiiichcn  V'erwalniuijen  ge- 
schehen ist,  was  zu  citM-r  gcwi->srn  l^efriedigung  Anla^s  gil)!.  dass 
aber  anderseits  auch  eine  l^aum  glaubHche  X'erknöcheruiig,  teils 
aus  Indolenz,  teils  aus  einem  gou  is^eii  Kunservativismus  resultierend, 
in  den  Kreisen  kompetentei  \'c  i  v,  altung>.k<'>rper  zu  faulen  i>L  Mit 
der  Indolenz  ist  natüiiich  an  dieser  Stelle  nicht  zu  rechten. 
Gegen  sie  anzuk.ämpfen  ist  ja  übrigens  auch  in  erster  Linie  Sache 

l)  Namenilich  » Arbeiierpolitik  un  i  Wirtschalupoliük  in  der  deutschen  Städte- 
verwaltung. 1.  ISd.  Stuttgart  I904,  m»bes.  S.  353. 

3)  Atcmiert,  IMe  deutschen  Stadlgemeinden  und  ihre  Arbeiter  (Münch.  Tolkaw. 
Studien,  50  St.),  Stuttgart  und  Berlin,  1903,  passim. 

h'iifit.   Minimallohn  und  Arbeiierbeamtentum  Jena  1902,  insbcs.  S.  36 — 7S 
und  151— iSo. 

4)  Vgl.  S.  90,  Nuic  2. 
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(1er  wirtschaftlichen  Parteien«  also  Sache  der  praktischen  Politik. 
Die  berufliche  interessenorgam'sation  ist  doch  wohl  so  weit  er- 
starkt, (lass  es  als  die  Anf<:;al)e  der  Interessenten  selbst  bezeichnet 
werdo'i  darf,  die  Initiative  aiicii  auf  diesem  Gebiete  zu  ergreifen, 
um  (iic  ;4cdankenl()s  in  den  Ta<^  hinein  wirtschaftenden  staatlichen, 
vor  allem  aber  kommvuialcn  Aemter  und  Verwaltunj^skonnnis- 
sionen  auf  ihre  Aufi^aln  n  hinsichtlich  der  Ausgestaltung  des  Ar- 
beitsverhältnisses aufmerksam  zu  niachcii. 

Wohl  aber  gilt  CS  hier,  die  Stellungnahme  jener  ^cmeuiwirt- 
schaftlichcn  Verwaltungen  kennen  zu  lernen,  deren  ablehnende  Hai- 
tung  gegenüber  dem  Stabüisierungsproblem  sich  auf  wirklich  ernste 
Ai^umente  glaubt  stützen  zu  können.  Die  eingehendste  Erörterung 
dieses  Fragenkomplexes  dürfte  sich,  so  weit  ich  sehe,  in  den  Kom- 
missionsverhandlungen der  zweiten  Kammer  des  badischen  Land- 
tages Uber  das  Budget  der  Verkehrsanstalten  abgespielt  haben. 
Sie  sollen  hier  in  erster  Linie  herangezogen  werden. 

Wiederholt  schon  hatten  die  Werkstätten-  und  Maschinen- 
hausarbeiter,  aber  auch  die  Güterbeyleitcr  und  Bremser  ')  der  ba- 
dischen Staatseisenbahnen  sow'ohl  an  die  grossherzogliche  Generai- 
direktion  der  Staatsbahnen  als  auch  an  den  Landtag  die  Bitte 
um  Anstellung  und  Regelung  ihrer  Einkommensverhältnisse  ge- 
richtet, ohne  dass  sie  einen  Erfol;^  erzielen  konnten.  Sic  glaubten 
ihre  Bitte  mit  um  so  ^'rösserer  Berechtigung  auch  dem  letzten 
Landtag  (1903/4)  vorlegen  zu  kennen,  als  seitens  der  badischen 
Staatsbahnverwaltung  bereits  seit  L,^eraunier  Zeit,  ahnlich  wie  bei 
anderen  deutschen  StaatsbahnverwallunL,^cn,  für  eine  Reihe  von 
BetlienstctiMikatcgorien  des  Bahnbetriebes  systemisierte  (etatmäs- 
sij^e)  Stellea  geschatten  sind  mit  bc.sinuuUtni  Anfangsgehalt  und 
Dienst-  und  Alterszulagen  ^^meisl  Biennal-  und  Triennalzulagenj 
und  Wohnungsgeld,  nebst  sonstigen  Nebeneinnahmen  an  Fahrt- 
bezügen, Ersparnisprämien,  Diensticleidung  u.  s.  f.  Diese  festen 
Anstellungsverhältnisse  (i.  e.  Stabilisierung)  sind  geschaffen  fUr  das 
Bahnhofs-  und  Zugbegleitpersonal,  fUr  das  Personal  des  Abferti- 
gungs*  und  Zugförderungsdienstes,  also  Schaffner,  Portiers,  Wagen- 
wärter. Weichen-  und  Stationswärter,  Lokomotivführer  und  -Heizer. 


1)  Du  Petit  d<!r  Arbeiter  geht  u.  a:  auf:  i.  Anstellung  aller  Sb»  10  Jahre  bd 

<lcr  I'.ahn  bcscl):iftti;tcii  ArScItcr,  2.  Verbc^.-.eiun};  der  Invaliden-  und  Ilintcrbücbcncn- 
vf rsDr^niii;,  3.  Lol-.iicrlioliunj;,  4.  Bezahlunj^  der  i;t'srt/!irhcti  Feiertage,  rcsp.  Hczah- 
lung  von  Munatsgcliultcrn ,  5.  trtncn  genügenden,  den  * veruagsniä!.sig  Augestelllen« 
gleichkoniiiieiiden  Urlaub  mit  Bezahlung,  6.  Gewährung  von  Wohnungsgeldinschuss. 
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Gerade  im  Hinblicke  auf  diese  teilweise  Dorchfüliruiig  der 
Stabilisierung;  lic^t  die  Annahme  auf  der  Hand,  dass  die.  von  den 
Arbeitern  sogar  als  überaus  loyaler  Arbeitgeber  gerühmte  Staats- 
bahnverwaltung entweder  bezüglich  der  durchgeführten  Stabili- 
sierungen üble  Erfahrungen  gemacht  hat,  oder  aber  dass  bei  den 
nicht  stabilisierten  Arbeiterkategorien  besondere  Gründe  gegen 
die  Stabilisierung  vorliegen.  Die  Einwendungen,  die  von  Seite 
der  Verwaltung  geltend  gemacht  werden,  berühren  mit  keinem 
Worte  die  bisher  schon  stabilisierten  Verhältnisse,  also  können 
wohl  auch  nicht  auf  l'>fahrungen  gestützte  Bedenken  prinzipieller 
Natur  eigentlich  in  Frage  kommen,  sondern  nur  Bedenken  im 
Hinblicke  auf  die  betreffenden  Kategorien  von  Arbeitern,  um 
deren  Stahiüsierung  es  sich  handelt.  Ks  wird  dies  denn  auch 
klar  ausnesprochen  und  geht  überdies  aus  dem  ganzen  Zusanmicn- 
hang  hervor,  dass  sich  die  Einwendungen  nur  gegen  die  Stabili- 
sierung von  Werkstättenarbeitern  richtet.  Geltend  gemacht  wird 
im  wesentlichen  folgemies  ' ) : 

1.  Es  sei  nicht  bekannt,  dass  private  Unternehmer 
oder  Aktiengesellschaften  ihre  Arbeiter  in  dem  Sinne 
einer  Stabilisierung  angestellt  hätten,  solches  sei  auch  nicht  wahr- 
scheinlich. 

2.  Wenn  aber  bei  gemeindlichen  Verwaltungen 
solche  Anstellungen  stattgefunden  haben,  so  handle  es  sich  dort 
in  der  Regel  um  Arbeitsgebiete,  die  mit  der  unmittelbaren  Er- 
zeugung von  Werten,  wie  dies  in  den  Werkstätten  in  grossem 
Umfange  geschehe,  wenig  oder  nichts  zu  tun  haben  und  bei  denen 
man  das  möglich  höchste  Mass  der  Leistung  des  einzelnen  von  vorn- 
herein leichter  beurteilen  kann  als  in  den  Werkstätten.  Es  kämen 
in  den  Gemeinden  zumeist  Arbeitsgebiete  in  Betracht  (Gasfabriken, 
elektrische  Zentralen,  Pumpwerke),  wo  die  Arbeitsleistung  im  we- 
sentlichen durch  die  Maschine  vollführt  werde  und  die  Menschen- 
hand nur  einen  verhältnismässig  geringen  Einfluss  auf  das  Mehr 
oder  Weniger  der  Leist nn-_|  habe.  In  Werkstattenl^etrieben  wür- 
den auch  Gemeinden  kaum  eine  derartige  Stabilisierung  durch- 
führen. 

3.  Daran  wird  im  Hinblicke  auf  die  darnach  zu  erwartende, 
übrigens  ja  auch  geforderte  Lohnerhiihung  die  allgemeine  Er- 
wägung geknüpft,   dass  der  Staat   allerdings   die  i'llicht  habe, 

l)  Vgl.  lk-i!:ii^en  z.  Protokoll  <ler  120.  .Sitzung  der  II.  Kasumer  1901/2  (Nr.  70) 
und  Beilage  z.  Protokoll  der  52.  Sitzung  d.  II.  Kaiunicr  1903/4  (Nr.  17). 
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soweit  irgend  tuntich  als  Muster  Air  die  private  Industrie  seine 
Betriebe  einzurichten,  und  der  Staat  (Baden),  habe  sich  dieser 
Pflicht  nie  und  auf  keinem  Gebiete  entzogen.  Dazu  gehöre 
aber,  dass  er  seine  Erzeugnisse,  das  ist  in  letzter  Linie  die  Ar* 
beit  seiner  Angestellten  nicht  teurer  bezahlt  als  ange- 
messen  ist,  sonst  höre  der  Staatsbetrieb  auf,  auf  diesem  Gebiete 
eine  Musteranstait  zu  sein  und  wirtschafte  schlecht  auf  Kosten 
der  AUtjemeinheit.  Da  nun  der  Staatsbetrieb  seine  Eraeuiv  i  se 
nicht  verkaufe,  sondern  für  sich  verwerte,  so  fehle  in  seinem  Kal- 
kül die  Regflunj»;,  die  in  der  privaten  Industrie  durch  den  Wett- 
bewerb, durch  das  GrundL;cs(  tz  von  AuL^chot  und  Xachfrri;:^c  (seil, 
in  den  Waren  und  insofern  fchU.-  wohl  die  RückwirkuiiL;  des  I'icises 
auf  Bej^ren/.ung  der  Kosten)  sich  ergebe.  Der  Staat  könne  und 
dürfe  nicht  auf  ei<jene  Faust  die  Arbeitslöhne  erhöhen,  sondern 
auch  er  werde  stets  mit  der  einschläfrigen  l'nvalindustrie  in  Füh- 
lung bleiben  müssen.  Andernfalls,  wenn  nämlich  der  Staat  als 
Lohntreiber  auftrete,  werde  ja  auch  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
privaten  Industrie  geschädigt  und  damit  wieder  das  Interesse  der 
Arbeiter  selbst. 

Zur  Abwehr  des  Schreckgespenstes  einer  Lohnerhöhung  wird 
das  Argument  der  Arbeiter  zurückgewiesen,  dass  der  in  privaten 
Unternehmungen  Beschäftigte  höheren  Lohn  vor  dem  im  Staats- 
betrieb Arbeitenden,  und  zwar  auch  bei  Berücksichtigung  der 
schlechten  Zeiten  voraus  habe.  Dort  helfe  man  sich,  so  (lihrt 
der  Bericht  der  Generaldirektion  aus,  wenn  nötig  mit  Entlassung, 
Einlegen  von  Feierschichten,  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  wodurch 
auch  die  älteren  Arbeiter  getroffen  werden.  Die  Bahnverwaltung 
dagegen  suche  ihre  Arbeiter,  solange  es  geht,  voll  fortzuheschäf- 
tigen  und  eine  Verminderung  in  der  Arbeiterzahl  nur  durch  Un- 
terlassung des  Ersatzes,  nicht  aber  durch  Entlassung  herbeizu- 
fuhren, r^osliall)  könne  die  Verwaltung  aber  auch  nicht  den 
s]'runL;haIten  i'^iiohungen  folgen,  sondern  müsse  die  Eohne  auf 
einer  Hohe  iialtcn,  die  auch  in  schlechten  Zeiten,  d.  h.  wenn  die 
Privatiudustrie  die  Löhne  herabsetzt,  festgehalten  werden  könne. 
Der  im  Staatsbetrieb  stehende  Arbeiter  müsse  sich  eben  genau 
wie  der  Beamte  {'.)  darüber  cntscheitlcn,  ob  er  die  bisweilen  ge- 
ringer als  in  der  rrivatindustrie  gezahlte,  aber  sichere  Stellung  im 
Staatsbetriebe  oder  die  höhere  Bezahlung  der  privaten  Industrie 
und  deren  Risiko  vorzieht 

4.  Bei  aussergewöhnlichen  Vorkommnissen, 
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Unfällen  u.  d^L,  bei  denen  besondere  Anstrengung  der  Arbeiter 
eintrete,  erhalten  sie  auch  einen  wesentlich  höheren  Lohn, 
in  der  Regel  das  Doppelte  des  regehnässigen  Taglohnes. 

5.  Der  Einfluss  der  Feiertage  auf  die  Verdiensthöhe 
könnte  nicht  als  Argument  für  die  Gewährung  des  Monatstohnes 
gelten,  da  Feiertage  nicht  mit  unvorhergesehener  Plötzlichkeit  (I) 
eintreten,  sondern  monatelang  vorhergesehen  werden  könnten  so 
gut  wie  andere  grössere  einmalige  Ausgaben,  Anschaffung  von 
Wintervorräten;  ebenso  wie  vom  Beamten  müsse  auch  von  den 
Arbeitern  darauf  Rücksicht  genommen  werden.  Monatstohn  könne 
daran  nichts  ändern*). 

6.  Die  Forderung  von  Monatslohn  sei  um  so  merkwür- 
diger, da  die  Arbeiter  doch  Verkürzung  der  Lohnzahlungsperioden 
mit  ErfolcT  angestrebt  hätten.  Die  Zahlung  von  Monatslöhnen 
mache  auch  die  Akkordiöhnung  unmöglich,  auf  die  nicht  ver- 
zichtet werden  könne. 

7.  Hcfleutende  Verhesseruni^en  und  Fortschritte  in  der  Pro- 
duktion würden  durch  Arbeiter  doch  recht  selten  veranlasst,  diese 
Fortschritte  bezogen  sich  in  der  Regel  auf  recht  untergeordnete 
Dinge;  für  wichtigere  Veriie.-iserungen  fehlten  den  Arbeitern  die 
Kenntnisse.  Zudem  seien  die  Arbeitskräfte  teils  Handwerker,  teils 
Taglöhner,  von  denen  wenige  Spezialkenntnisse  gefordert  werden. 
Die  Hilfsarbeiter  und  Handlanger  in  den  Werkstätten  seien  dem- 
nach jederzeit  durch  Zuzug  von  aussen  leicht  zu  ersetzen. 

Diese  sehr  ernstgemeinten  Ausführungen  lassen  da  und  dort 
geradezu  die  nötige  Vertiefung,  die  die  Schwierigkeit  des  Problems 
fordert,  vermissen. 

Ad  I.  Was  den  ersten  Einwand  anlangt,  dass  die  privaten 
Unternehmer  gleichfalls  nicht  an  eine  Stabilisierung  ihrer 
Arbeitskräfte  dächten,  darf  wohl  auf  eine  spezielle  Widerlegung 
im  Hinblicke  auf  das  im  vorstehenden  Kapitel  über  die  spezielle 
Eignung  der  öffentlichen  Gemeinwirtschaften  zur  Stabilisierung 

i)  Bez&gUeb  d«r  Feiertage  als  Ursache  der  Lobnverkftnting  wird  noch  bemerkt: 
der  Werkstittenarbeiter  vollbringe  bestimmte  Leistungen  und  werde  darnach  gesahlt ; 

also  sei  selbstverstrüi  11!,  Ii,  d.i-s>  für  eine  7.c.t,  in  der  er  nichts  leiste,  auch  nichts  ge- 
znlilt  werde.  Ein  V  <.■  r  1  e  i  c  h  mit  dem  1!  e  a  m  t  e  n  sei  unzulässig, 
dieser  nicht  lediglich  von  der  Länge  der  Arbeitszeit  abhängige  Leistungen  vüll/:ehe 
(Alckovd),  soodem  den  aut  seinem  Amt  znsammcnhibigenden  Verpflichtungen  gerecht 
SU  werden  habe,  die  ihn  oft  genug  zwingen,  fiber  die  üblichen  Bureaustunden  hinau 
ohne  jede  Vergütung  zu  arbeiten,  w.ihrend  Ueberstun  lcn  des  Arbei  t : ,  mit  ^O^/ffZo.- 
schlag  bezahlt  würden.  Zudem  seien  Feiertage  nicht  von  der  Verwaltung  eingesetzt  (! !]. 
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Gesagte  verzichtet  werden.  Eine  Sicherung  der  Kontinuität  des 
Arbeitsverhältnisses  zu  geben,  wie  die  öffentlichen  Gemeinwesen 
dies  können,  vermag  der  private  Unternehmer  eben  nicht. 

Ad  2.  Dass  kommunale  Unternehmungen  nicht  mit  der 
>iinmittelbaren  Erzeugung  von  Werten«  beschäftigt  seien,  trifft 
vielfach,  aber  durchaus  nicht  so  uneingeschränkt  zu«  wie  dies  be- 
hauptet wird.  Die  Gewinnung  von  Heiz-  und  Leuchtgas  zur  Ab- 
gabe an  die  Kcwolincr  einer  Stadt  gegen  liestinimtc  Preise,  die 
Herstellung  elektrischer  Kraft  u.  s.  w.  sind  mindestens  ebenso  als 
>  Werte  ,  die  erzeugt  werden  müssen,  zu  betrachten  wir  die  Aus- 
stattung einer  Lok-omf)tive  mit  neuen  Kesseln,  Feuerbüchsen,  Re- 
paraturen an  Langkesseln,  Erneuerung  von  irgend  welchen  Wän- 
den (Tür-,  Gabel-,  Seilenwänden),  Ersetzung  von  Dampfcylindern, 
Anstücken  von  Siederoiiren  u.  s.  f.,  welche  all  die  Leistungen  sein 
mögen,  die  für  die  Staatseisenbalinwcrksiatten  ausgewiesen  wer- 
den. Jedenfalls  ist  es  aber  völlig  unzutreffend,  wenn  behauptet 
wird,  es  sei  das  möglich  höchste  Mass  der  Leistung  des  einzelnen 
in  den  kommunalen  Betrieben  von  vornherein  leichter  zu  beur- 
teilen als  z.  B.  bei  Bedienung  irgend  einer  Maschine  oder  bei  der 
Herstellung  von  z.  B.  6000 — 8000  Siederöhren ,  wie  sie  der  Ver* 
waltungsbericht  der  badischen  Staatseisenbahnen  einmal  ausweist. 
Man  denke  doch  nur  z.  B.  an  die  Bedienung  der  Oefen  in  den 
Gaswerken,  an  die  Leistung  der  Feuerhausarbeiter.  Ob  für  den 
einzelnen  Arbeiter  20  oder  40  Minuten  Pause  zwischen  dem  Nach- 
füllen der  Kohlenöfen  abfallen,  i^t  Sache  der  Betriebsleitung; 
meiner  Beobachtung  nach  bestehen  hierin  sehr  erhebliche  Unter- 
schiede zwischen  den  verschiedenen  stadtischen  Gaswerken,  die 
schon  durch  Verscliiedenheit  der  Ofensysteme  verursacht  werden; 
niemand  wird  In  haupten  können,  dass  das  »möglich  höchste  Lei- 
stun^smass«  dabei  für  die  Lohnbestimmung  von  Bedeutung  sei. 
Auch  ist  es  imxuf reffend,  dass  in  den  kommunalen  Betrieben  die 
Arbeiten  w  t-scriilK  Ii  durch  die  Masclünen  vollfuhrt  werden,  dass 
also  gewisserniassen  die  Maschinenleistung  auch  das  Arbeits- 
tempo bestimme.  Unter  den  stabilisierten  Arbeitern  städtischer 
Vcrwaltungszweii^e  sind  genug  zu  finden  ,  die  mit  .Maschinen 
gar  nichts  zu  tun  haben,  deren  Arbeitsintensität  ganz  ebenso  unkon- 
trolliert ist  wie  die  von  Arbeitern  in  den  Bahnwerkstätten.  Schmiede, 
Schlosser,  Monteure  sind  im  Aussendienste  jedes  Gaswerks,  Was- 
serwerks  und  jeder  elektrischen  Kraftzentrale  erforderliche  Arbeits- 
kräfte. Aber  daneben  auch  für  den  Innendienst  eben  solche  Pro- 
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fessionisten,  die  wesentlich  in  gleicher  Weise  hinsichtitch  ihres 
Leistungsmaximums  unbekannte  Faktoren  sind  wie  im  Babnwerk- 
Stättenbetrieb.  Uebrigens  ergibt  sich  aus  einfachen  wirtschaft- 
lichen Prinzipien,  dass  eine  Stadtverwaltung,  die  etwa  wie  Karls- 
ruhe zwei  Gaswerke,  eine  elektrische  Kraftzentrale,  ein  Wasser- 
werk, den  elektrischen  Strassenbahnbetrieb,  einen  Lagerhausbetrieb 
mit  Hafenanlage  in  eigener  Regie  betreibt  auch  eine  eigene  Werk- 
stätte einrichtet,  und  doch  sind  auch  die  Arbeiter  dieser  Werk- 
statlc  »stabilisiert«,  die  ganz  ;.;Ieichartige  Arbeiten  wie  in  einer 
Eisenbahn  Werks  tätte  zu  verricliten  haben.  Der  kommunale  »Wcrk- 
stättenbetrieb«  mit  stabilisierten  Arbeiten  ist  also  doch  auch  schon 
Tatsache  geworden. 

üie  eigentliche  Grundlage  dieses  Einwandes  ist  aber  wohl 
weit  mehr  in  dem  Gedanken  zu  suchen,  dass  die  Werkstätten- 
verwaltung von  jedem  Arbeiter  das  möglich  höchste  Lcistungs- 
ausniass  dadurch  zu  erreichen  glaubt,  dass  sie  ihm  mit  cU  r  jeder- 
-/eitigen  lüitlas.sung  drolu-n  !<ann.  Sie  verzichtet  also  voilkdinmcn 
auf  die  Miiwukung  des  l'flichtgelühles  des  Arbeiicrs!  Au{  die^e 
Art  wird  man  allerdings  in  der  so  notwendigen  Entwicklung  der 
ethischen  Elemente  in  den  Arbeiterkreisen  kaum  Fortschritte  ma* 
eben.  Vertrauen  nur  weckt  ethische  Potenzen  im  Individuum. 
Vertrauensbruch  kann  und  soll  bestraft  werden.  Dafür  Diszipli- 
narmassregelung !  Aber  es  darf  Vertrauensbruch  und  PfUchtver- 
gessenheit  nicht  schon  so  weit  vorausgesetzt  werden,  dass  die  Ge- 
fahren desselben  zur  Argumentation  gegen  die  Herstellung  eines 
rechtlich  begründeten  Dauer  Verhältnisses  benutzt  werden. 

Ad  3.  Die  Ausführungen  betreffend  die  Lohnhöhe  sind  wohl 
von  der  aprioristischen  Ueberzeugung  diktiert,  dass  die  in  der  Pri- 
vaiindustrie  unter  dem  Einflüsse  von  Angebot  und  Nachfrage  zu- 
stande kommenden  Löhne  abs(»lut  die  angemessenen  seien,  dass 
unter  allen  Umstanden  die  Tuihbiidung  für  eine  Ware  auf  dem 
Markte  auch  auf  die  Lohngest^i't :;ii<^  hei  der  ller>u  llung  flerWare 
einwirke.  Ebenso  halllos  wie  diese  i'ranüsse  ist  liic  weitere,  dass 
die  Lohne,  die  der  Staat  in  seinen  Hetriel)en  /.ihle,  unter  allen 
Umstanden  für  die  Privatuidusti ie  ma>i,-t  [»cnd  wurden.  L)ie  Tat- 
saciien  zeigen  absolut  keinen  solchen  zwii:; -enden  Kau.^alnexus, 
an  den  wohl  die  VcrWiiilung  selbi,t  oiit.:nbar  niclu  giaubt,  .-^onst 
könnte  sie  unmöglich  wenige  Zeilen  später  bemerken,  die  Staats- 
verwaltung müsse  ihre  Löhne  selbständig  regeln  und  auf  solcher 
Höhe  halten,  die  auch  gehalten  werden  können  in  schlechten 
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Zeiten,  wenn  die  Privatindustrie  —  hier  offenbar  unabhängig  von 
den  Löhnen  der  Staatsbetriebe !  —  die  Löhne  herabsetze. 

Und  noch  ein  Widerspruch  !  Wenn  der  Arbeiter  e  n  a  ii 
so  wie  der  Beamte«  überleiten  muss,  ob  er  sich  den  Staats- 
dienst mit  sicherem  aber  nicdrifjcrcm  Einkommen  oder  den  Pri- 
vatdionst  mit  unsicherem  höherem  Iviiikommen  wählen  soll,  dann 
muss  dem  Arbeiter  auch  f^^ciiau  die  «gleich  sichere  Grundlage  «ge- 
schaffen werden,  so  dass  er  wirklich  wie  der  Beamte  der  Alter- 
native «gegenübersteht,  also  jene  Sicherheit  der  Dicnstesverv, en- 
dunci,  wie  sie  eben  in  Privatstellungen  niciit  zu  fui<!cn  ist,  und 
diese  Sicherheit  soll  nicht  auf  das  Wohlwollen,  sondern  mindestens 
auf  die  Disziplinarvorschriften  gegründet  sein.  Daran  knüpft  sich 
übrigens  von  selbst  auch  das  weitere  Moment,  dass  der  tatsäch« 
liehe  Zustand,  das  tatsächliche  Behalten  der  Arbeiter,  auch  dort, 
wo  die  Tradition  ein  starkes  Element  ist,  niemals  gleiche  Sicher- 
heit i^bt  wie  die  eingeräumte  rechtliche  Basis  eines  dauernden 
Arbeitsverhältnisses. 

Ad  4.  Ueber  die  besondere  Zahlung  von  Ueberleistungen, 
Ueberstunden  u.  dgl.  als  ein  angebliches  Hindernis  gegen  die  Sta- 
bilisierung ist  kaum  ernst  zu  diskutieren,  denn  dass  für  solche 
besondere  Leistungen  besondere  Zahlungen  auch  an  die  stabili- 
sierten Arbeiter  gemacht  werden  können,  bedarf  wohl  keines  Be- 
weises. Warum  wird  nicht  in  diesem  Gedanken  die  Analogie  zum 
Beamten  herangezogfen,  der  bei  wiederholten  oder  dauernden  ausser- 
gewöhnlichen  Dienstleistunj^en  durch  raschere  Beförderunf^,  wenig- 
stens Aufstei<jen  in  eine  höhere  Gehaltsklasse  gar  nicht  selten, 
aber  auch  durch  tallweise  Reinunerationen  speziell  entlohnt  wird  ? 
—  Ein  Unterschied  zwischen  physischer  und  Ljeisli^er  Arbeil  muss 
freilich  bei  ausserL;ew<iimlicher  Inanspruchnahme  berucksiciitigt 
werden.  l)ie  i)h)-sischen  Kräfte  versa'^en  in  solchen  Fallen  rascher, 
mindestens  muss  die  ausscri^ewohnliche  Inanspruchnahme  duich 
ausser^ewühnliche  Nahiungszuluhr  untel^t^ll/t  werden:  was  aber 
alles  nur  die  raschere  und  unmittelbarere  Entlohnung  des  phy- 
sisch Arbeitenden  auch  im  Falle  eines  stabilisierten  Arbeitsver- 
hältnisses motiviert.  Und  schliesslich:  erhält  nicht  gerade  der 
Beamte  bei  Erhöhung  seiner  Wii  ilegungskosten  wegen  auswär- 
tiger Dienstesverwendung  (ausserhalb  des  Wohnsitzes)  ganz  fix 
geregelte  Taggelder?  Solche  Dinge  sind  bei  den  Einwendungen 
gegen  die  Stabilisierung  völlig  vergessen,  die  Parallele  zum  Be- 
amten ist  nur  einseitig  verwendet  worden. 
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Ad  5.  Bei  einer  wirklich  durcli<:fcfuhrten  Stabilisierunt^ ,  die 
von  dem  Gedauiccn  gctrajjc-n  ist,  da^s  nicht  erwcrbiiche  'rrndcnzcn 
Grundlai^^c  dos  staatlichen  oder  kommunalen  Arbeitsverhaitnisses 
sind,  sondern  dnss  es  sich  um  Existen/.sicherung  für  diejenigen, 
die  eine  Pflichli  i  luilung  ül)erni  luiincn  haben,  handle,  da  kann  auch 
die  Fra^c,  ob  die  Feiertage  mit  cin/ubczichcn  sind  in  die  Grund- 
lage für  die  Lohnbemessung,  wohl  nicht  schwer  ins  Gewicht  fallen. 
Nimmt  man  auf  die  Idee  der  Existenzsicherung  Rücksichti  dann 
wird  das  Ergebnis  der  Erwägung  wohl  zur  Bejahung  der  Frage 
führen  müssen.  Demgegenüber  spielt  die  mahnende  Argumen- 
tation der  Verwaltung,  der  Arbeiter  solle  rechtzeitig  für  den  Ver- 
dienstausfall wegen  eines  Feiertages  Vorsorgen,  eine  wenig  be- 
deutsame Rolle.  Der  Lohn  des  stabilisierten  Arbeiters  ist  in  der 
Hauptsache,  soweit  er  als  Existenzsicherung  fungiert,  ein  einheit- 
liches Ganzes,  genau  ebenso  wie  die  Leistungen  des  Arbeiters 
zunächst  als  Ganzes  anfgefasst  werden  müssen.  Auf  der  einen 
Seite  wird  Ptlichterfüllung  übernommen,  auf  der  anderen  Seite  die 
Existenzsicherung,  deshalb  ist  auch  die  ILinwendung  nicht  am  Platze, 
dass  für  eine  Zeit,  in  der  keine  Arbeit  ;:u  lcistet  werde,  auch  kein 
Entgelt  zu  zahlen  sei.  Ob  es  sich  empüciiit,  neben  einem  Grund- 
lohn, der  als  einheitliches  Entgelt  als  Existenzsicherung  zu  zahlen 
ist,  andere  ergänzende  Bezüge  nach  Massgabc  tatsächlicher  Lei- 
stung eintreten  zu  lassen,  ist  eine  andere  Frage,  die  noch  weiter 
unten  zu  err)rtern  sein  wird. 

Ad  6.  Mit  dem  Gedanken  der  Existenzsicherung  wird  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  implizite  auch  die  Vorstellung  vertreten, 
dass  die  Lohnzahlung  eine  möglichst  langperiodige  sein  muss.  Je 
entwickelter  eine  Wirtschaftsführung,  um  so  mehr  wird  sie  darauf 
ausgehen,  auf  tunlichst  grossef  künftige  Zeitabschnitte  vorzusorgen, 
und  umgekehrt  kann  eine  Wirtschaft  nur  dann  wirklich  sich  sicher 
entwickeln,  in  der  Wirtschaftlichkeit  fortschreiten,  wenn  ihr  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  mit  bestimmten  Mitteln  für  grössere 
Zeiträume  der  Zukunft  zu  rechnen.  Durch  monatliche  Lohnzu- 
sicherung kann  und  soll  die  Arbeiterschaft  über  die  Fährlichkeit 
kurzer  vorübei^ehender  Arbeitsunterbrechungen  und  Verdienst- 
entgänge hinweggehoben  werden.  —  Ein  wesentliches  Element 
der  Stabilisierung  ist  diese  Einführung  längerer  Perioden  als  Ein- 
heit der  L'  !ni1  emessung  übrigens  nicht;  aber  in  diesem  Ucber- 
gang  von  der  kürzeren  zur  längeren  Zeiteinheit  ist  ein  Zurück- 
drängen des  rein  marktmässigen  Interesses  bei  der  Lohnbildung 
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nicht  zu  verkennen.  Dass  die  Bitte  dci  Aibcilcr  um  kürzere  Lohn- 
a  u  5  z  a  h  1  u  n  g  s  Perioden  damit  nichts  zu  tun  liat,  bedarf  wohl 
keiner  besonderen  Beweisführung^). 

Inwieweit  es  richtig  ist,  dass  die  Monatlöhnung  die  Akkord« 
löbnung  unmöglich  mache,  wird  noch  in  anderem  Zusammenhange 
2U  berühren  sein« 

Ad  7.  Dem  letzten  oben  angeführten  Einwand  muss  ent» 
gegnet  werden,  dass  er  beweist,  wie  wenig  man  dem  eigentlichen 
Kern  des  Stabilisierongsproblems  zu  Leibe  gerückt  ist.  Als  ob 
es  sich  darum  handelte,  eine  Stabilisierung  der  Arbeitsverhältnisse 
vorzunehmen,  weil  die  Gefahr  besteht,  dass  die  Werkstätten  der 
Staatsbahnverwaltung  ihre  Arbeitskräfte  eines  Tages  verlieren 
können,  also  der  Arbeitskräfte  entblösst  dastehen!  Nein,  darin 
ist  das  Problem  nicht  zu  suchen.  Sondern  um  ein  besonderes 
Prinzip  der  Arbeitsorganisation  handelt  es  sich,  um  die  Ueber- 
führi'.iv^  der  gemeinwirtschaftlichoii  Arbeitsverhältnisse  auf  das 
Prinzip  der  beruflichen  Ori^anisation  mit  Pflichterfüllung  auf  der 
einen,  Existenzsicherung  auf  der  anderen  Seite. 

Diese  Argumentation  der  Verwaltung  gegen  die  Stabilisierung 
der  Werkslättenarbeiter  scheint  nun  aber  wohl  der  Verwaltung 
selbst  offenbar  nicht  ganz  ausreichend;  sie  sucht  der  Stabili- 
sierungslraL;c  ncucstens  mit  dem  Bcdcntccu  zu  begegnen,  dass  die 
Stabilisierung  zu  einer  Abnahme  der  Produktivität  der 
eingestellten,  also  stabilisierten  Arbeitskdifte  führe,  mit  einem  Wort, 
dass  für  die  Gesamtwirtschaft  notwendig  eine  Schädigung  von  der 
Stabilisierung  gewärtigt  werden  müsse.  Dieses  Bedenken  würde  aller- 
dings, wenn  es  den  Tatsachen  entspräche,  überaus  schwer  wi^en, 
und  wenn  man  einer  solchen  Wirkung  der  Stabilisierung  nicht  auf 
irgend  einem  Wege  begegnete,  wenn  sie  nicht  paralysiert  wer- 
den könnte,  wenn  also,  wie  Bernstein  sagt,  der  Schlendrian  in 
der  Fabrik  auf  die  Tagesordnui^  käme,  wenn  der  wirtschaftliche 
Geist  sozusagen  darunter  leiden  müsste,  dann  müsste  man  wohl 
auch  über  das  Organisationsprinzip  den  Stab  brechen. 


1)  Dass  der  Ucbergang  zu  >Tonatslöhnen  eine  Lohnstelgcrung  von  20%  (statt 
für  300  Tage  fiir  365  Tage)  in  sich  schliessen  müsse,  wie  die  Vcrwaltiing  der  Kam- 
mer gegenüber  geltend  macht,  tnlTt  nicht  zu.  Spricht  doch  nicht  einmal  die  Petition 
der  Arbeiter  tod  der  Lohnsahlung  für  Sonntage.  Der  Monatlohn  wSre  etwa  aaf  36- 
bis  37  fachen  bisherigen  Ti^lohn  festzuseixen.  Die  »erheblichen  Schwierigkdten»,  die 
die  Verwaltung  hiegegen  einwendet,  würden  bei  gutem  Willen  Oberwimden  werden 
können. 
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Den  Tatsachenbeweis,  um  den  es  sich  also  in  erster  Linie 
handelt,  tritt  die  badische  Eisenbahnbetriebsverwaltunij  in  der  Tat 
auch  an  und  verweist  auf  die  Ergebnisse  der  Stabilisierung^  der 
Werkstättenarbeiter  bei  der  österreichischen  Staatsbahn- 
V  c  r  w  a  1  t  u  n  ^^  Diese  Stabilisierung,  über  die  ich  erstmalig  vor 
4  Jahren ')  berichtete,  habe,  so  führt  die  badische  Betriebsver- 
waltung aus,  eine  wesentliche  Zunahme  der  Arbeiterzahl  ohne 
eine  der  Zunahme  entsprechende  Mehrleistung  zur  Folge  gehabt. 
Die  Stabilisierung  der  Arbeiter  begann  im  Laufe  des  Jahres  1895, 
ihre  Wirkung  äussere  sich  in  der  Veränderung,  welche  das  Ver- 
hältnis von  Arbeitslohn-  zu  Materialaufwand  in  den  Jahren  vor 
der  Stabilisierung  zu  der  bezüglichen  Verhältniszifier  nach  der 
Stabilisierung  aufweise. 

Im  Durchschnitte  der  4  Jahre  1892/95  sei  auf  eine  Krone 
Lohnaufwand  in  den  Werkstätten  ein  Materialaufwand  von  1,3  Kro- 
nen entfallen,  in  den  4  Jahren  1896/99  nach  der  Stabilisierung 
betrug  diese  Durchschnittsrelation  nur  noch  1,1 1.  Die  mittlere 
Arbeiterzahl  habe  im  Durchschnitte  betragen 

in  den  4  Jahren  vor  der  Stabilisierung  1892/95 :  4888 
in  den  4  Jahren  nach  der  Stabilisierung  1896/99:  69C;9, 
woraus  sich  eine  Zunahme  der  Arbeiterzahl  nach  der  Stabilisierung 
um  41  Proz,  ergebe.  Der  Verwaltungsbericht  berechnet  ferner 
eine  durchschnittliche  Zunahme  der  Arbeiterzahl  in  der  Zeit  von 
1892 — 1895  Von  einem  Jahr  aufs  andere  um  6,7  Proz.  und  in  der 
Zeit  von  189Ö  — 1899  um  fast  12  Proz.  Gegenüber  dem  Arbeiter- 
stande von  1892  mit  4385  Arbeitern  stelle  sich  der  Stand  von 
1899  mit  7701  Arbeitern  um  fast  76  Proz.  höher.  Der  Material- 
aufwand sei  aber  in  demselben  Zeitraum  nicht  im  gleichen  Ver- 
hältttis  grösser  geworden,  was  um  so  auffallender  sei,  als  die  £in> 
heitspreise  der  Materialien  nach  der  Stabilisierung  im  Mittel  we- 
sentlich höher  gewesen  seien  als  in  der  vierjährigen  Periode  vor 
der  Stabilisierung.  Es  hätte  also  schon  bei  nur  gleichbleibender, 
noch  mehr  aber  bei  gesteigerter  Leistung  der  Arbeiter  nach  der 
Stabilisierung  eine  den  Betrag  von  41  Proz.  des  Arbeiterzuwachses 
wesentlich  Übersteigende  Zunahme,  nicht  aber  eine  erhebliche  Ab- 
nahme an  Materialkosten  erwartet  werden  dürfen.  Im  Gegenteile 
aber  fallen  die  auf  einen  Arbeiter  und  eine  Krone  Lohn  bezogenen 
Materialwerte  in  den  Jahren  nach  der  Stabilisierung  gegen  die 


i)  Vgl.  neine  Lohnpolitik  u.  Lobnthcorie  S.  3948! 
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Zeit  vorher,  wie  die  oben  genannten  Verhältnisziffem  zeigen,  we* 
sentlich  ungünstiger  aus  *). 

Diesen  in  der  Tat  bedenklichen  Ziffern  gegenüber,  denen 
noch  hinzuzufügen  wäre,  dass  der  mittlere  von  einem  Arbeiter 
verarbeitete  Materialwert  in  den  4  Jahren 

vor  der  Stabilisierung      141 6  Kronen 
nach  der  Stabilisierung    1259  > 
betragen,  mithin  trotz  erhöhter  Materialpreise  um  Ii  Proz.  abge- 
nommen habe,  vermag  ich  trotzdem  nicht  zuzugeben,  dass  damit 
der  Beweis  gegen  die  Berechtigung  der  Stabilisierung  erbracht  sei. 

Was  zunächst  die  Ziftern  selbst  anlangt,  leidet  die  Exaktheit 
der  Beweisführung  in  verschiedenen  Richtungen;  bezüglich  der 
lünzelheiten,  die  in  dieser  Beweisführung  anfechtbar  sind,  ver- 
weise ich  auf  die  Ausfuhrungen  im  Anliang  IV  *).  Was,  wie  ich 
dort  genauer  zeige,  für  die  Verglcichu ng  der  Intensität  der  Ar- 
beit bezw.  Produktivität  der  Arbeit  ins  Gewicht  fällt,  aber  ganz- 
lich ausser  acht  gelassen  ist,  ist  folgendes  : 

1.  Der  Unistand,  dass  das  Arbeitsgebiet  der  österreichische!! 
Staatsbahnwerkstatlen  eine  ganz  bedeutende  Erweiterung  erfahren 
hat,  wodurch  schon  an  und  für  sich  Veränderungen  in  der 
Arbeitsorganisation  und  womit  allein  schon  die  Abnahme  der 
Durchschnitts  Produktivität  eines  Arbeiters  zur  Geniige  er- 
klärt wäre.  Dafür  spricht  schon  das  Schwanken  des  auf  einen 
Arbeiter  entfallenden  Materialwertes  von  Jahr  zu  Jahr,  z.  B.  das 
Fallen  dieser  Relation  schon  vor  der  Stabilisierung  von  1444  Kro- 
nen Materialwert  im  Jahre  1893  auf  1398  Kronen  im  Jahre  1894. 

2.  Es  handelt  sich  ganz  überwiegend  um  Reparaturarbeiten, 
bei  denen  die  Relation  zwischen  dem  Arbeitserfordemis  und  dem 
Materialerfordemis  an  sich  grossen  Schwankungen  ausgesetzt  ist. 
Aber  selbst  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  nach  dem  Gesetze  der 
grossen  Zahlen  vorausgesetzt,  kann,  ja  muss  sogar  angenommen 
werden,  dass  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  in  der  Neu- 
herstellung der  Fahrbetriebsmittcl .  um  die  es  sich  ja  in  erster 
Linie  handelt,  die  Mnterialerhaltung  eine  hervorragende  Rolle 
spielt.  Auf  die  Wie.lci\ crweininng  der  vorhandenen  gebrauchten 
Materialien  ist  das  St i  eben  der  Technik  solcher  Werkstättenbetriebe 
ganz  besonders  gerichtet. 

1)  Hcilage  Nr.  17  zum  Protolcoll  der  53.  öfTentl.  SiUang  der  II.  bad.  Kammer 

II.  April  1904.  S.  24  f. 

2)  Anliang  IV.  siehe  S.  I23. 
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BetrettiMi  diese  Bemerkungen  die  V^crmelinin^  des  Arbeiter- 
standes im  Verh.iltnis  zum  Materialwert,  so  bostcriit  «„-in  nicht  min- 
der kräftiges  Bedenken  gei,'cn  die  Geltendniachung  des  Argu- 
mentes, dass  der  Lohnaufwand  proporliunal  dem  Matcriaiautwand 
sich  bewegen  müsse. 

3.  Es  geht  die  Entwicklung  der  Ausgaben  für  Arbeitslöhne 
ganz  unabhängig  von  der  Ausdehnung  des  Betriebes  vor  sich, 
da  ja  die  Aenderung  der  Lohnsätze  schon  den  Gesamtlohnauf- 
wand beeinflusst.  Ein  Steigen  der  Lohnsätze  rousste  daher  schon 
an  und  für  steh  eine  Verschiebung  der  Verhältniszahl  (Materialauf- 
wand auf  I  Krone  Lohn)  zur  Folge  haben.  In  der  Tat  sind  nun  Er- 
höhungen in  den  Lohnsätzen  vorgenommen  worden  schon  in  den 
Jahren  vor  der  Stabilisierung.  Hieraus  ergibt  sich  im  Zusammen- 
hake mit  dem  unter  2.  gesagten  eine  entgegengesetzte  Bewegungs- 
tendenz: bei  dem  Lohnaufwand  zum  Steigen,  beim  Materialauf- 
wand zum  Abnehmen.  Unter  sr>lclicn  Umständen  kann  die  er- 
wähnte Rekition  wohl  kaum  als  Grundlage  für  die  Beurteilung  der 
Produktivität  der  Arbeit  und  die  b'nlwicklung  dieser  Produktivität 
angenommen  werden.  Dass  aber  auch  die  Stabilisierung  selbst  ' 
gleichzeitig  eine  I  .ohnregulierun^  war  und  sein  niussle,  kann  kei- 
nen Augenblick  in  Abrede  gestellt  werden ;  und  zwar  musste  eine 
Aenderung  in  den  Löhnen  schon  we^en  des  Aufijebens  der  Werk- 
löhnung eintreten,  die  gleichzeitig  mit  der  Stabilisierung  durcli- 
gefuhrt  wurde. 

Darnach  ist  freilich  die  Steigerung  des  Lohnaufwandes  im 
Verhältnis  zum  Materialaufwand  von  1S95  auf  1896  in  der  Natur 
der  Sache  begründet  gewesen.  Die  Lohnregulierung  bei  einem 
Uebergang  von  einer  Bemessungsmethode  zu  einer  anderen  geht 
bei  einem  arbeiterfreundlichen  Unternehmer  in  aller  Regel  wohl 
mit  einer  Aufi-undung  vor  sich.  Bei  der  lohnpolitischen  Tendenz 
der  österreichischen  Staatsbahnverwaltung  konnte  die  Wirkung 
der  Stabilisierung  der  Arbeitsverhältnisse  selbstverständlich  nur  in 
einer  Erhöhung  des  Lohnaufwandes  bestehen. 

Ein  Rückschluss  auf  die  Intensität  der  Arbeit  aus  den 
LohnzifTern  ist  also  von  vornherein  unzulässig,  und  es  ergibt  sich 
demnach  auch  auf  diesem  Gebiete  die  Haltlosigkeit  der  Einwen- 
dungen, die  seitens  der  Stabilisierungsgegner  vorgebracht  werden. 
Die  Behauptung,  dass  die  Arbeitsenergie  der  in 
unkündbarem  Dienstverhältnisse  stehenden  Arbeiter  gerade  wegen 
des  rechtlichen  Anspruches  auf  die  Fortdauer 
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des  Arbeitsverhältnisses  abnehmen  müsse,  ist 
unbewiesen. 

Bedenken  gegen  die  Stabilisierong  besteben  aber  durchaus 
nicht  nur  auf  seite  der  arbeitgebenden  gemeinwtrtschaftlichen  Ver- 
waltungen. Auch  in  Arbeiterkreisen  wird  das  Postulat  der 
Stabilisierung  nicht  widerspruchslos  verfochten.    Die  Alimente, 

gegen  die  Stabilisierung  von  den  Arbeitern  vorgebracht  wer- 
den, sind  in  der  Hauptsache  die  xwei  folgenden:  i.  Wird  be- 
hauptet, dass  die  wichtigste  Voraussetzung  fiir  die  Stabilisierung 
jedes  Arbeiters,  die  tadellose  oder  weni^rstens  gute  Führung  inner- 
halb einer  gewissen  Wartezeit,  die  Arbeiter  zu  willenlosen  Duck- 
mäusern mache,  auf  die  bei  einem  notwendigen  Widerstande  ge- 
gen irgend  welche  Massrcgeln  der  V'erwaltung  nicht  zu  rechnen 
sei,  so  dass  für  die  Verwaltung  die  Stabilisierungsaussicht  ge- 
ratle/.u  nur  ein  ?»Iittel  zur  1  leranziehung  charakterloser  Kreaturen 
sei;  2.  wird  auf  die  Gefahr  einer  Ivinschränkung  in  der  liewegungs- 
freiheit  hingewiesen,  die  sich  die  Verwaltungen  nicht  entgehen 
lassen  wurden,  das  Bcfehlgelnnigsrccht  würde  mindestens  zur  Hint- 
anhaltung  der  Teiinaiime  am  Gewerkschattsieben  benützt  werden; 
bei  voller  Freiheit  des  Arbeitsverhältnisses  bestünde  diese  Gefahr 
für  den  Arbeiter  nicht. 

Diesen  Bedenken  kann  ein  gewisses  Mass  von  Berechtigung 
nicht  abgesprochen  werden,  und  zwar  gerade  im  Hinblicke  auf 
das  tatsächliche  Verhalten  gemeinwirtschaftUcher  Betriebsleitungen, 
die  bekanntlich  da  und  dort  so  weit  gehen,  stabilisierten  Arbei« 
tem  sogar  die  Konsumvereinsmit^liedschaft  zu  verbieten. 

Eine  grosse  Schwierigkeit  liegt  unverkennbar  darin,  dass  die 
Inhaber  herrschaftlicher  Gewalt  (das  ist  zunächst  das  befehlgebende 
Organ  für  das  gemeinwirtschaftliche  Arbeitsverhältnis)  Verständ- 
nis für  ihre  ökonomischen  Aufgaben  als  Arbeitgeber  gewinnen  müs- 
sen und,  wenn  sie  es  besitzen,  nicht  verlieren.  Will  man  ähnlich  wie 
Atifon  AJeJig'cr  die  Befehlgebung  auf  Grund  einseitig  erlassener 
Gesetze  oder  Verordnungen  als  Ausgangspunkt  für  die  Leitung 
und  auch  für  die  Fortbildung  des  Arbeitsverhältnisses  anerkeni-e  n ' ), 
dann  ist  die  erste  Voraussetzung  hictiir,  dass  die  Gesel/.gcbungs- 
oder  Verordnungsgcwalten  sich  ihrer  sozialen  IMlicht  bcwusst  sind, 
.stets  auch  die  materielle  und  immaterielle  I'utwicklung  der  ihnen 
untergebenen  Arbeiter  im  Auge  zu  behalten  und  zu  fördern.  Wo 


l)  Neue  Staatslehre,  Jena  1903.  S.  140  f. 
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diese  Voraiissetzuntj  erfüllt  ist,  dort  würde  auch  die  Einschiän- 
kuiiEj  der  Bc\vec,fungs-,  insbesondere  Koalitionsfreiheit  platzgrciten 
können,  aber  wahrschcmlich  eben  doch  nur  in  sehr  beschränktem 
Ausmasse  (etwa  nur  soweit  zielbewusste ,  grundsätzliche  Ver- 
hetzung hintan^ehalten  werden  soll)  wirklich  vorkommen.  Wo 
aber  diese  Voraussetzung  fehlt,  gerade  dort  wird  man  den  Ar- 
heitern  die  Berechtigung  im  weitesten  Ausmass  zugestehen  müssen, 
ihre  Interessen  und  ihre  Entwicklung  im  Wege  kollektiven  Zu- 
sammenschlusses zu  fördern,  und  gerade  dort  wird  tatsächlich  die 
Koalitonsfreiheit  auf  ein  bedeutungsloses  Minimum  zugestutzt  sein. 

Aus  diesem  Dilemma  führt  ausser  der  fortschreitenden  Auf- 
klärung der  die  herrschaftliche  Gewalt  ausübenden  Oi^ane  nur  eines, 
das  ist,  so  paradox  dies  auch  klingen  mag,  die  Stabilisierung 
selbst.  Die  Verallgemeinerung  dieser  rechtlichen  Grundlegung 
des  Arbeitsverhältnisses  verm<  hrt  die  Stabilisierten  und  wird  die 
Erkenntnis  verallgemeinern,  dass  die  Stabilisierung  kein  besonderes 
Geschenk,  sondern  eine  gesellschaftliche  Pflicht  ist;  dadurch  wird 
das  Solidaritätsgefühl  gehoben,  und  die  in  ihrer  Existenz  gesicher- 
ten Angestellten  werrlcn,  nicht  antlcrs  als  es  eigentiiclie  Beamten 
tun  mussten  und  müssen,  ihr  t-instcs  Streben  auf  die  Emanzij^a- 
tion  aus  einer  rückständigen  Aiitfassung  von  einer  gcscllschatt- 
lichen  capitis  deimiuitio  richten.  Dann  werden  vielleicht  noch 
die  in  der  Warte-  oder  l'robezeit  stein-nden  ein  Minus  an  Nackca- 
und  Charakterfestigkeit  ab  und  zu  aufweisen,  die  Gefahr  allge- 
meiner VViderstandslosigkeit  auch  der  Stabilisierten  aber  wird  im- 
mer mehr  schwinden  und  durch  das  Bewusstsein,  im  Dienste  der 
Gesamtheit  zu  stehen  und  diese  fördern  zu  können,  verdrängt 
werden. 

3.  Spezielle  Aufgaben  der  Lohnbemessongsmethode  beim  sta- 
bilisierten Arbeitsverhältnis. 

Könnten  aber  schliesslich  wirklich  nachgewiesene  Rückgänge 
in  der  Produktivität  der  Arbeit,  deren  ursächliche  Abhängigkeit 
von  einem  Stabilisierungsvorgang  ausser  Zweifel  gesetzt  wäre, 
könnten,  ja  dürften  sie  das  Urteil  über  die  Stabilisierung  tatsäch- 
lich endgültig  bestimmen? 

Die  Antwort  setzt  die  Losung  der  Vorfrage  voraus,  inwieweit 
die  Gesamtheit,  das  Gemeinwesen,  für  welches  die  Gcnicinwirtschaft 
tätig  ist,  an  der  Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit  intcics- 
siert  ist,  inwieweit  sie  durch  ein  Nachlassen  der  Arbeitsintensität 
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in  Mitleidenschaft  gebogen  wird.  Dabei  dürften  aber  wieder  zwei 
grundsätzliche  Anschauungen  zu  berücksichtigen  sein,  die  in  ge- 
wissem Sinne  die  Grenzen  weisen,  innerhalb  deren  der  Weg 
abzustecken  ist.  Nach  einer  Seite  steht  fest,  dass  für  die  Gemein- 
wirtschaft durchaus  nicht  die  Erwirtschaftung  besonderer  Rein- 
gewinne eigentlich  Ziel  des  Betriebes  sein  kann,  da  in  aller  Regel 
andere  Gründe  fiir  die  Wahl  des  gemeinwirtschaftiichen  Prtnzipes 
bei  Befriedigung  irgendwelcher  Gemeinbedürfnisse  entscheidend 
sind.  Allgemein  dürfte  vielleicht  als  solcher  Grund  nur  die  Hintan» 
Stellung  eines  privaten  Unternehmergewinnes  genannt  werden  kön- 
nen, im  übrigen  variiert  die  Begründuni^  bekanntlich  schon  nach 
dem  Gebiete  wirtschaftlicher  Arbeit,  um  das  es  sich  handelt.  Nach 
der  anderen  Seite  aber  kann  auch  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
dass  das  wirtschaflHchc  Prinzip:  mit  tunlichst  ^LMinc^cm  Aufwand 
von  Mitteln  einen  ins  Au_l,'c  c^efassten  lutok;  zu  erreichen,  auch 
hier  leitend  bleiben  muss.  Das  heisst  aber  nichts  anderes,  als 
dass  wi("  im  privatwirtschailachen  Betrieb  auch  in  der  ticnu-in- 
wirt.schattlichen  Betriebsor^anisation  der  Schlendrian,  /ü  r/isu  in 
so  prä^^nant  sa^^t,  unzulässig  sein  muss ;  Stabilisierung  der  Arbeits- 
vethailnisse  auf  Kosleii  des  liner^ieausniasses,  mit  dem  die  Ar- 
beit im  gemeinwirtschaftlichen  Betrieb  durchschnittlich  unter  nor- 
malen Verhältnissen  durchgeführt  werden  kann,  kann  also  keines- 
falls als  anstrebenswert  bezeichnet  werden. 

Gestattet  danach  der  erste  Grundsatz  ein  Mass  von  Arbeitsinten- 
sität, das  jedenfalls  nicht  eine  dauernde  Maximalanspannung  der 
Kraft,  namentlich  des  Arbeitstempos  voraussetzt,  das  ^elmehr  die 
tunlichst  lange  Erhaltung  der  Arbeitskraft  — 
worin  eben  hier  das  ökononüsche  Prinzip  gipfelt!  —  ermöglicht, 
so  muss  anderseits  auch  eine  Kautel  dafür  geschaffen  werden, 
dass  Bummelei  sich  nicht  breit  machen  kann. 

Es  handelt  sich,  wie  oben  wiederholt  hervorgehoben  wurde, 
um  Pflichterfüllung;  nur  für  diese  Pflichterfüllung  wird  als 
Entgelt  die  Existenzsicherun?;  geboten.  Das  Ausmass  an  Lei- 
stung, das  den  Inhalt  der  Pflicht  ausmachen  soll,  kann  nicht  im- 
mer sciion  von  vornherein  L';enau  abgegrenzt  sein,  es  muss  ganz 
analog  dem  Zustande  im  })nvaten  Betriebe  ein  diskretionäres  Be- 
fehlgebungsreclu  tlem  leitenden  V' crwaitunLjsorLian  einqeriuunt  sein, 
durch  welches  das  Pflichtausiuass  i)estinniit  wird,  lia  genügt  aber 
bei  rechtlicher  Begrundun<.f  des  Ansju  uches  auf  die  Unkimdharkcit 
des  Arbeitsverhältnisses  das  Befchlgebungsrecht  des  Arbeitgebers 
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oder  seiner  Organe  nicht,  vielmehr  muss  diesem  Befehlgebungs- 
recht  subsidiär  die  Stütze  eines  disziplinaren  Kntlas- 
sungsrechtes  auf  Grund  von  Pflichtversäumntssen  beigegeben 
sein,  durch  welches  die  Unkündbarkeit  eine  Einschränkung  erfährt. 
Die  Art  und  Weise  der  Durchfuhrung  dieses  disziplinaren  Ver- 
fahrens ist  ein  besonderes  Problem,  dessen  Lösung  m.  E.  besser 
nicht  bloss  in  der  Heranziehung  einer  zweiten  höheren  Verwal- 
tungsinstanz, sondern  in  der  Mitwirkung  von  Vertretern  der  An« 
gestellten  in  einem  besonderen  Disziplinarausschuss  gefunden  wird 
Denn  eine  solche  über  Entlassungen  entscheidende  Instanz  hat 
natürlich  nicht  nur  als  Stütze  des  befehlgcbenden  Organes,  son- 
dern auch  als  Kontrollstelle  zum  Schutze  der  dem  »diskretio- 
nären« Befehigebungsrecht  unterstellten  Arbeiter  zu  funktio- 
nieren. 

Nun  ist  al)(T  ohne  weiteres  klar,  dass  da<^jenige  Ausmass  von 
Leistunc^,  welches  bereits  eine  Pilichtverletzun^  involviert,  r<*rht 
oft  überhaui)t  niclit  absolut  bestimmbar  ist,  vielmehr  ganz  nidivi- 
duell.  nundcftteiis  nur  lallucise  teststellbar  sein  wird,  dass  also  für 
das  Ermessen  der  h'ntlassungsinstan/-  an  und  für  sicli  ein  weiter 
Spielrauui  bi:sU:licn  wird,  dass  aber  auch  das  Interesse  der  Ge- 
nieinwirtschaft  eine  Verl<ur/un;4  schon  dadurch  erfahren  kann,  dass 
der  voll  Lcistungsfahii^e  zwar  jenes  Ausmass  von  Leistung  auf- 
weist, mit  welchem  die  Pflicht  eben  noch  als  erfüllt  wird  ange- 
sehen werden  müssen,  ohne  dass  aber  die  tatsächliche  Leistung 
der  wirklichen  Leistungsfähigkeit  des  betreffenden  Arbeiters  ent- 
spräche. Gilt  es  nun  einerseits  auch,  eine  solche  Verkürzung  hint- 
anzuhalten, so  ist  anderseits  wohl  auch  evident,  dass  es  überaus 
vorteilhaft  ist,  wenn  Mittel  und  Wege  gefunden  werden,  die  die 
Pflichterfüllung  als  gesichert  erscheinen  lassen,  ohne  dass  die  Tätig- 
keit des  Disziplinarausschusses  oder  der  sonstigen  £ntlassungs> 
instanz  allzu  oft  in  Anspruch  genommen  oder  auch  nur  als  An- 
treibemittel angedroht  werden  muss,  durch  welche  also  dem  vor- 
gebeugt werden  soll,  dass  die  Pflichterfüllung  sozusagen  erzwungen 
werden  muss. 

Um  in  dieser  Hinsicht  einige  Klarlieit  zu  gewinnen,  sind  ver- 

i)  Auf  die  Eiiutlhci'.en  ,  die  hier  wie  überhaupt  hei  der  Stabilisierung  m  I'.e- 
Uacbt  komtDen,  kann  auch  in  diesem  Zusammenbange  nicht  eingegangen  werden. 
Uebcr  Probesett,  Insianzengang  bei  Beschwerden  a.  dgl.  finden  nch  massroUe  und 
dekhftlh  nur  umso  bcac1lt<.tl^ wettere  Ausflibrungen  bei  Linäemannt  Arbeiterpoliiik  n. 
Wirtachafupflege  I.  S.  352  ff. 
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schiedene  Kategorien  von  Arbeiten  auseinanderzuhalten,  und  zwar 
zunächst: 

a)  Solche  Arbeitsgebiete,  bei  welchen  ohne  Schwierigkeit  aus 
der  Natur  der  Arbeit  für  jeden  Beschäftigten  oder  für  Gruppen 

von  mehreren  solchen  ein  bestimmtes  Arbeitspensum  für  einen 
bestimmten  Zeitraum,  etwa  für  einen  Tag,  aber  auch  für  längere  Zeit- 
räume ausgelöst  werden  kann.  Dieser  Fall  wird  in  der  Regel  zu- 
treffen für  das  grosse  Gebiet  von  Reinigungsarbeiten;  nicht  nur 
für  Reinigung  interner  Retriebs-(Bureati- »räume,  sondern  auch  die 
städtische  Strassenrcinigiing  ist  hier  lu  ranzu/.ieiien,  für  die  tag- 
weise nach  Massgabe  des  jeweiligen  Bedürfnisses  das  Arbeitspen- 
sum ausgegeben  werden  kann.  Auch  Wartedicnstleistungen  können 
hier  in  Betracht  kommen,  natürlich  weniger  die  Pförtnereien  u.  dgl. 
Dienststellen,  als  \  ic  lmchr  für  Stellen  mit  bestimmten  Tätigkeiten 
wie  z.  B.  für  Tierwartcr  in  städtischen  Stallungen,  Schlacht-  und 
Viehhöfen,  bei  denen  die  Arbeitsintensität  selbstverständlich  nach 
Massgabe  des  Bedürfnisses  unter  Umständen  auch  besonders  ge- 
steigert werden  muss. 

Hieher  gehören  aber  auch  alle  jene  Arbeitsverrichtungen,  bei 
denen  die  Arbeitsleistungen  der  verschiedenen  Arbeiter  derart 
ineinandergreifen,  dass  die  Erfüllung  der  Dienstpflicht  schon  durch 
die  Organisation  der  Arbeit  gesichert  ist;  auch  die  Abhängigkeit 
von  irgend  einer  Maschine  oder  sonstigen  Betriebseinrichtung  kann 
die  gleiche  Wirkung  haben,  dass  die  Arbeitsintensität  nur  im  ge- 
ringsten Ausmass  vom  Willen  des  Arbeiters  abhängt.  Dies  triflSt 
zu  für  die  internen  Arbeiter  in  Gaswerken  an  den  Retorten»  in 
Wasserwerken  an  den  Pumpeinrichtungen  u.  dgl.  m. 

Eine  Pflichtversäuninis  durch  Nachlassen  der  Arbeitsintensität 
wird  in  allen  diesen  Fällen  normalerweise  höchstens  in  der  Qua- 
lität dieser  Leistungen  möglich  si  in  und  in  die  lüschcinung  treten. 

b)  Es  ist  al)er  nicht  zu  verkennen,  dass  in  allen  Fällen,  wo 
die  Arbeitsinlcnsitiit  mit  dem  Bedürfnisse  schwanken  muss,  weil 
das  Arbeitspensum  eben  von  Zufälligkeiten  al)liängt,  wo  also  dem 
die  Arbeit  leitenden  Organ  die  Gelegenheit  zu  umfassenderer  An- 
wendung des  Defelilgebungsrechtes  gegeben  ist,  die  Dinge  schon 
schwieriger  liegen  können ;  vielfach  wird  hier  durch  blosse  Beauf- 
sichtigung das  zum  Nachlassen  in  der  Arbeitsintensität  neigende 
Individuum  angehalten  werden  können,  oder  es  wird  jedes  Nach- 
lassen in  der  Intensität  so  leicht  bemerkt  und  kontrolliert,  dass 
die  Versuchung  hiezu  schon  zurückgedrängt  wird. 
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c)  Es  sind  aber  endlich  auch  solche  Arbeitsgebiete  konsta- 
tierbar, die  mit  verhältnismässig  stark  differenzierter  Energie 
gepflegt  werden  können,  ohne  dass  die  Differenz  zwischen  dem 
möglichen  und  dem  tatsächlich  erzielten  Leistungsergebnisse  so 
leicht  zu  beurteilen  und  demgemäss  die  Pflichtverletzung  feststell" 
bar  wäre.  Ohne  Zweifel  sind  spe;:ifische  Werkstattarbeiten,  sowohl 
im  internen  ln:tricb  als  auch  auswärtige  Dienstleistungen,  wie  In- 
stallationsarbeiten für  Gas-,  Wasser-  oder  Elektrizitätsanschlüsse 
dieser  Kategorie  zumeist  zuzurechnen. 

Wahrend  für  die  erste  Kategorie  Kontrollen  über  die  Inten- 
sität so  i^ut  wie  <^anz  entbehrlich  sind,  können  sie  für  die  zweite 
und  namentlich  die  dritte  Kati  L^orie  uiientbehrürli  werden. 

Hier  taucht  aber  nun  die  Fraise  auf,  ob  nicht  Ljcrade  die 
Lohnbenit'sstini^^iiu'tliode  auch  für  den  ^enieinwirtschattlichen  Be- 
trieb die  H atiiln.iljc  bieten  kann,  jenes  Mass  von  Leistun<^en  zu 
sichern,  das  nicht  mein  gerade  auf  dem  Wege  disziplinarer  Straf- 
drohung ijewährlcislet  werden  kann. 

Ist  denn  die  Stabilisierung  nur  denkbar  mit  absolutem  und 
unwandelbarem  Zeitlohn }  Muss  denn  das  Prinzip  der  Entlohnung, 
wie  es  dem  Beamten  ge^^enüber  nun  schon  durch  eine  jahrhun« 
dertelange  Entwicklung  sich  fortgebildet  hat,  unbedingt  auch  dem 
manuellen  Arbeiter  gegenüber  festgehalten  werden,  sobald  das 
Arbeitsverhältnis  ein  dauerndes  geworden  ist?  Ist  denn  mit  der 
Stabilisierui^  nicht  auch  die  Werklohnbemessung  verein» 
bar?  —  Worin  liegt  wohl  das  wesentliche  und  charakteristische 
1  1  inent  des  spezifisch  gemeinwirtschaftlichen  Arbeitsentgeltes? 
In  der  Kxistenzsicherung,  und  zwar,  wie  oben  ausgeführt  WUrde, 
in  erster  Linie  durch  Perpetuierung  des  Arbeitsverhältnisses,  aber 
allerdint's  in  zweiter  Linie  auch  durch  Zusichcrun«'  t-ines  auf  eine 
Zeileinheit  bezogenen  Minimaleinkommeus.  Ist  dann  nun  aber 
dieser  Seite  der  Existenzsicherung  nicht  Genüge  getan  mit  einer 
relativ  massigen  Zeitlohn  rate,  die  grundsätzlich  nur  s  u  b- 
s  i  d  i  ä  r  tatsächlich  in  Anwendung  kommt,  während  die  normale 
Loimbemc^^un;_^  nach  Massgabe  der  Werkleistung  erfolgen  könnte  ? 

Alle  diese  Kragen  simi  zu  bejahen.  Und  zwar  uneingeschränkt 
zu  bejahen  schon  im  Hinblicke  auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse, 
denn: 

I.  besteht  für  eine  Reihe  von  in  öffentlichen  Unternehmungen 
stabil  Angestellten,  die  der  Kategorie  der  Lohnarbeiter  zuzurech- 
nen sind,  die  Einrichtung,  dass  nach  Mass  ihrer  Dienstleistung  ein 
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Zuschuss  zu  ihren  Grundgehältern  gewährt  wird;  dabei  ist  nicht 
nur  an  die  Ersparnisprämien  der  Lokomotivführer  oder  die  Ueber> 
nachtung^elder  anderen  Zugbegleitungspersonals  bei  Staatsbahnen 
zu  denken,  sondern  an  die  Kilometergelder  dieser  »Staatsdiener<; 

2.  ist  tatsächlich  in  Staatswerkstätten,  ähnlich  z.  B.  gerade 
in  den  badischen  Staatsbahnwerkstätten,  eine  Werklöhniing  ein- 
geführt und  doch  mit  der  Zusicherung  eines  Mindcstzcitlohnes 
verbunden.  Weshalb  soll  nicht  die  zugesicherte  Mindestzeitlohn- 
rate auch  im  Falle  der  Stabilisierunrr  die  Grundlac:^e  für  die  Be- 
stimmung,^ des  fixen  Arbeitsent<,'eUes  des  » Gehaltes ^  bilden  können 
und  die  Vcrdienstgcstaltung  nach  wie  vor  durch  die  W  erkleistung; 
nach  Massgabe  der  ein<;eführtcn  \Vcrklohnsäl'/i;  bcstinmit  werden? 

Dabei  ist  auf  die  Tatsache  hinzuweisen,  dass  von  den  stabi- 
lisierten Arbeitern  der  österreichischen  auf  Erziclung  von  R  e  i  n- 
erträgnissen  eingerichteten  T  a  b  a  k  p  r  o  d  u  k  t  i  o  n  im  Durch- 
schnitte mnd  85  Proz.  imGeding  und  Akkordlohn  stehen,  wobei 
der  festgesetzte  Taglohn  in  Form  einer  vorläufigen  ä  conto*Zah> 
lung  ausgezahlt  wird.  Jeder  Gedinglöhner  ist  da  in  eine  bestimmte 
Taglohnklasse  eingereiht,  deren  Höhe  nach  der  Art  der  Beschäf- 
tigung  und  nach  lokalen  Verhältnissen  verschieden  bemessen  ist 
Dadurch  ist  auch  der  Minimalverdienst  gesichert.  Den  Lohn- 
bemessungsmethoden (es  sind  ausser  dem  Zeitlohnsystem  vier 
Werklohnsysteme,  nämlich  Individualgedinglohn,  Gruppengedtng- 
lohn,  Kumulativgedinglohn  und  Akkordlohn*))  tut  es  durchaus  keinen 
Eintrag,  dass  die  ICntlassung  eines  diensttauglichen  »ständigen« 
Arbeiters  nur  im  Falle  eines  Dien  st  vergebens  im  Disziplinarwege 
erfolgen  kann.  Bei  38 000 — 40000  Arbeitern,  die  in  diesen  Staats- 
betrieben beschäftigt  sind,  verdiente  das  anstandslose  Funktionieren 
der  Werklöhnung  bei  Minimalverdienstsicherung  auf  die  Zeitein- 
heit —  im  Zusammenhang  mit  der  Ständigkeit  des  Arbeitsver- 


l)  I  n  d  i  V  i  d  u  a  I  j^cflinglohn  ist  einfacher  Stiicklohn^^ilz,  nach  dem  ein  einzelner 
Arbeiter  bczw.  Arbeiterin  entlohnt  wird;  Bemessung  erfolgt  nicht  immer  nach  der 
eigenen  Leblung.  sondern  nach  dem  Arbeit^erfulg  einer  anderen  Person  ;  Gruppen  ge- 
dinglobn  ist  LohnbCTne&snng  mcItMassgabe  der  Gesamtleistiing  einer  beftimmten  G»ppe 
von  einaader  in  die  Hand  Arbeitenden,  z.  B.  l>ei  Zig»rettenfabrikation:  Maschinenfuhreria« 
Stopferin,  Gehilfin  (Drcierjjruppe);  bei  K  u  m  n  !  n  t  i  v  pedinglohn  erfo!i;t  die  Entloh- 
nurif^  nach  Mass^alic  der  I,ci-stiin<:cn  einer  r->r;/ -n  Aliteiliinf^  von  Arbeitern,  auch  hier 
nicht  immer  nach  der  eigenen  Abtcilungslciätung,  z.  Ii.  bei  der  Zigairenvorrichtuug  nach 
dem  Arbeitserfolg  der  Zigarrenrabrilcattoosabteiliang.  Akkordlohn  kommt  lianpt- 
sächiich  für  Masclunenbauarbeiten  n.  dgl.  in  Anwendung. 


Digitized  by  Google 


III 


hältaisses  einige  Beachtung^). 

Aber  auch  ^vo  die  Arten  eicjentliclier  Wcrklohnbemessung 
sich  aus  irgend  welchen  Grimden  nicht  oder  nur  schwer  durch- 
iuhrbar  erweisen,  ist  die  Anwendung  eines  intensiveren  Lohnbe» 
mcssunt^ssystems  immer  noch  nicht  ausgeschlossen.  Die  in  neuerer 
Zeit  aufgekommene  Einrichtung  desWerk/eit-  oder  Stückzeit- 
1  o  h  n  s  y  s  t  e  m  e  .s  wiirdc  cjcrade  auch  hier,  wenn  nicht  alH^emein 
so  mindcslcii-;  subsidiär  ohne  Schwierigkeit  verwendbar  werden 
können.  Ja,  da  und  dort  sind  wicht i^i;  VoraiissetzunL^'en  dafür 
schon  erfüllt.  Das  System  besteht  darin,  dass  dem  Arbeiter  die 
Aufgabe  mit  Einh.iltnn;^  einer  bcsiinuTiten  .Arbeitszeit  aufgetrayim 
wird,  ganz  analo}^  wie  bei  den  oben  erörterten  Zeitprämiensystemen. 
Braucht  der  Arbeiter  die  ganze  Zeit  oder  darüber  hinaus  noch 
mehr  Zeit  zu  der  betreffenden  Aufgabe,  so  bleibt  der  vereinbarte 
Zeitgrundlohn  fOr  die  Entlohnung  massgebend.  Führt  der  Arbeiter 
die  Aufgabe  in  kürzerer  Zeit  durcht  so  kann  eine  entsprechende 
Erhöhung  seines  Verdienstes  erfolgen.  Die  besondere  Entlohnung 
für  die  Arbeitsbeschteunigung  kann  in  beliebigem  Ausniasse  ge- 
halten werden,  also  hier  gleichfalls  als  Prämie  zur  Intensivierung 
der  Leistungen  Verwendung  finden;  »beliebige,  denn  —  und  hierin 
gelangen  wir  zu  einer  Besonderheit  des  gemeinwirtschaft- 
lichen stabil  isiertenArbeitsverhältnisses  —  schon 
die  Existenzsicherung  durch  Ständigkeit  des  Verliältnisses  Und 
Mindestverdienstsicherur^  für  die  Zeiteinheit  würde  hier  eine  an- 
dere Beurteilung  der  oben  verurteilten  Zeitlohnpriimien  ')  gestatten. 
Dass  nur  ein  Bruchteil  des  durch  Beschleuni;.n]iv4  bezw.  hiten- 
sivierung  er'-^oarten  Zeitlohnaufwandes  dem  AtDeiier  als  Prämie 
bezahlt  würde,  müssle  bei  L,M'nuinwirtsciiafllichen  Verhältnissen 
eben  vor  allem  auch  im  Hinbhcke  auf  die  Pflichttlieorie  auf 
die  andere  rechtliche  Grundlegung  dieses  Arbeitsverhältnisses  als 
gerechtfertigt  anerkannt  werden.  Die  Schwankungen  der  Arbeits- 
intensität nach  .Massgabe  des  Bedürfnis.ses  ohne  besondere  Er- 
höhungen oder  Minderungen  des  Verdienstes  kommen  ja  bei  einer 
Reihe  von  Arbeitsverrichtungen  in  gemeinwirtschaftlichen  Ver- 
waltungsgebieten  vor.  Steigerungen  der  Intensität,  sofern  sie  etwa 
danach  als  unbezahlt  aufgefasst  werden  sollten,  kommen  dem  Ge- 

i)  Zu  Tgl.  mdn  Adiutz:  Das  aog.  .Arheiterbeamtentum,  Jabr1>.  f.  Ges.  u.  Verw. 

XXVII.  S.  I  (o  lind  dort  angcgehene  Quellen. 
21  oljcii  Abschnitt  VI  u.  .S.  89  f. 

3J  Vgl.  oben  S.  87  f.  und  106. 
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meinwesen  zugute,  eine  Wirkunf^,  der  sich  der  Arbeiter  mit  der 
Uebernahme  der  Dicnstverptlichtung  doch  wohl  \oii  vornherein 
iintcrwori'eii  hat.  Es  handelt  sich  hier  also  schlu  ^slicii  mir  um 
die  technisch  gewiss  nic-jit  leiclite,  alicr  bei  regelmässigen  Belriebs- 
verhältnissen,  wie  sie  die  gcmeinwirischaltlichen  Unternehmungen 
und  Verwaltungen  aufweisen,  durchaus  erreichbare  Aufgabe,  die 
Arbeitszeiten  zu  fixieren.  Audi  ein  dem  einfachen  VV'erklohn- 
systcm  atu  nächsten  stehendes  Verfahren,  wie  es  z.  B.  die  badi- 
schen Staatsbahnwerkstätten  zur  vollen  Zufriedenheit  der  Arbeiter 
eingeführt  haben,  erreicht  übrigens  denselben  Zweck.  Dort  wird 
für  jede  Arbeit  ein  Lohnsatz  bestimmt  und  zwar  meistens  ziem- 
lich generell  ohne  besondere  RQcksicht  auf  Schwankungen  im 
Arbeitserfordemis  (z.  B.  für  Revision  eines  einfachen  Güterwagens 
5  Mark).  Die  Arbeiter  erhalten  ihren,  in  der  Regel  schon  um 
die  Maximalprämie*)  erhöhten  Zeitlohn  ausbezahlt  und  mit  Ab- 
schluss  jedes  Monates  wird  festgestellt,  ob  nach  Massgabe  der 
geleisteten  Arbeiten  der  Arbeiter  die  gesamte  erhaltene  Lohn- 
Summe  tatsächlisch  sozusagen  »ins  Verdienen  gebracht«  hat,  oder 
ob  er  mit  einem  Defizit  in  die  nächste  Abrechnungsperiode  hin- 
übergeht. Dadurch  ist  für  den  Arbeiter  ein  grösserer  Spielraum 
geschaffen,  er  muss  nur  im  Durchsclmitte  für  seinen  Maximallohn 
eine  gewisse  Summe  von  Leistungen  aufweisen. 

Sowohl  mit  der  Zeitfixierung,  wie  auch  mit  dieser  Methode 
eine  Minimalloistung  als  Aufgabe  z-.i  st '-Heu,  bei  deren  Nichtper- 
solvierung  eine  Herabsetzung  des  Verdienstes  bis  auf  den  Mini- 
mal/.cillohn  erfolgt,  würde  der  diskretionären  Befehlgebung  wieder 
in  anderer  Richtung  eine  Schranke  gezogen  werden,  die  auto- 
matischer und  doch  individuali-^ici end  funktionieren  konnte,  so 
dass  der  immerhin  etwas  schwerlällige  Mechanismus  disziplinarer 


i)  In  den  badischen  Staatscisenbahnwerkslälten  ist,  wie  bemerkt,  die  VVcrkloh- 
nung  cinj;cruhrt,  jedoch  itt  der  Werklohnverdienst  numimiert  mit  40%  einet  ver&n- 
derlichen  Grundxeitlolines.  Nun  werden  die  WerklohnsStze  für  die  Arbdler  so  fest> 
gesetzt,  dass  so  ziemlich  regelmässig  die  »Prfimie«  von  40*"^^  tatsUchlich  erreicht 
werden  kann.  Diese  Kinrichtuiig,  die  übrigens  auch  seitens  der  Arlje  ter  so  praktiziert 
wird,  dass  .sie  ihre  Intensität  innerhalb  jener  Grenzen  halten,  welche  ihnen  die  40- 
prozentige  Erhöhung  des  Zeitlohnes  sichert,  aber  eben  auch  nicht  mehr,  diese  Ein« 
richlung  funktioniert  ähnlich  wie  ein  einfaches  Wericsdtlohnsyatem,  indem  eben  doch 
liir  einen  bestimmten  Verdi cnstbelrag  eine  ijf\vi>se  Summe  von  I,  :  iv^en  nachge- 
wiesen sein  ninss.  In  der  Iii  ^renzimg  der  Lohnerliöliuni^  nach  Mfi>-i;,ibe  der  Leistung 
liegt  ein  wescntliciier  Unterschied  vom  reinen  VVcrklahnbemu-isungisyätem  und  stellt 
sich  das  Verfahren  als  ein  Werkieitlohnsystem  dar. 
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Entscheidungen  zur  Kontrollierung  des  Befehlgebungsrechtes  sei* 
tener  in  Anspruch  genommen  würden. 

So  handelt  es  sich  also  auch  hier  nur  darum,  die  Lohnbemessung 
entsprechend  auszugestalten.  Die  Methode  der  Lohnbe- 
messttng  ist  auch  hier  ^»anz  hervorragend  berufen,  die  Stabili- 
sierung zu  ermöglichen  imd  damit  zur  Fortbildung  des 
Arbeitsverhältnisses  b  c  i  /,  n  t  r  a  e  n.  Aber  Stabilisie- 
rung und  I.ohnbemessung  sind  Uin^rc  liir  sich  und  die  erstere 
kann  realisiert  werden,  ohne  dass  damit  der  Ueber^anc(  zu  einer 
anderen  Lohi^benu'ssunj^fsmcthotlc  verbunden  werden  nuisste. 

Gerade  ini  Anschlüsse  au  dieses  Ergebnis  der  Uniersuchungen 
inass  noch  eines  J:es;i^t  werden:  es  kommt  nicht  auf  die  Ein- 
führung dieser  oder  jener  Lohnbemessungsmethode  an,  sondern 
auch  auf  das  »Wie«  der  Handhabung.  Nichts  machen  die  Ar- 
beiter einem  Arbeitgeber  so  sehr  zum  Vorwurf,  nichts  weckt  und 
steigert  ihr  Misstrauen  so  sehr,  als  wenn  sie  beobachten  können, 
dass  die  Lohnbemessungsmethode  nur  dem  Zwecke  dienen  soll, 
ihre  Leistungsfähigkeit  auszunützen,  so. weit  das  irgend  erreichbar 
ist,  ohne  dass  dabei  der  erhöhten  Leistungsfähigkeit  im  Entgelt 
voll  Rechnung  getragen  werden  muss,  mit  einem  Wort  sie  zu 
überlisten.  Soweit  meine  Erfahrungen  reichen,  geht  die  Ueber- 
zeugung  der  Arbeiter  dahin,  dass  in  gemeinwirtschaftlichen  Be- 
trieben diese  Gefahr  nicht  obwaltet.  Mit  um  so  grösserer  Sicher- 
heit wird  der  Lohnbemessungsmethode,  namentlich  wenn  sie  gleich- 
massig  durchgeführt  wird,  die  wichtige  Funktion  überlassen  wer- 
den können,  Regulator  der  Arbeitsintensität  zu  sein. 


Zniaehrilll  für  die  get.  StMiiwiswntch.  SfsäDiungaheik  14.  8 
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Anhang  I. 

Löhnungsmethoden  in  österreichisch-alpenländischen 

Sensenwerken. 

Die  Arbeit  in  der  österreichischen-alpenländischen  Sensen* 
Industrie  ist  in  der  Weise  organisiertt  dass  die  Produktion  der 
Quantität  nach  in  s<^enannte  »Tagwerke«  zerfällt.  Ein  Tagwerk 
ist  beispielsweise:  20O Stück  einer  bestimmten  Kategorie  Sensen 

mit  Durchsclinittsdimensionen.  An  ckr  Erzeugung  dieser  Pro- 
duktionseinlieit  sind  je  nach  den  Fortschritten  in  der  Zerlegung 
des  Arbeitsprozesses  und  der  Ausstattung  der  Sensen  14  bis 
20  Arbeiter  beteiligt.  Jeder  Arbeiter  hat  an  den  200  Stuck 
die  ihm  zugewiesene  Arbeit,  zu  der  er  in  fast  allen  Teilprozessen 
besonders  qualifiziert  zu  sein  pflegt,  durchzuführen.  Nach  ihren 
Arbeiten  haben  die  Arbeiter  verschiedene  Namen  (Essmeister,  Ham- 
merschmied, Abrichter,  Zeugschmied,  Heizer,  1  lämmerer,  Kram- 
richter, Kleinhämmerer,  Polierer,  Breitenheizer.  Tupfer,  Rücken- 
heizer, Warzenmacher,  Schleifer,  Anstreicher,  Färber  u.  s.  f.).  Die 
Organisation  ist,  durch  die  Produktionsweise  bedingt,  eine  so  feste, 
dass  die  Betriebe  stets  auf  ein  Tagwerk  oder  ein  vielfaches  von  »Tag- 
werken« eingerichtet  sind.  Der  einzelne  Arbeiter  ist  also  stets  auf 
ein  bestimmtes  Quantum  Arbeit  verwiesen  und  mancher  ist  verhält« 
nismässig  sehr  selbständig  in  seinem  Arbeitsgebiet,  da  auch  längere 
Unterbrechungen  oder  umgekehrt  Beschleunigungen  der  betreffen- 
den Arbeit  die  übrigen  Arbeiter  im  Fortgange  der  Arbeit  nicht  be- 
einflussen. In  manchem  Betrieb  ist  sogar  durch  örtliche  Trennung 
diese  Selbständigkeit  des  betreffenden  einzelnen  Arbeitsteilpro« 
zesses  noch  erhöht,  z.  B.  durch  Ausscheidung  der  Schleiferei  aus 
der  Hauptbetrieb sstatte  an  eine  andere  Talstelle  zwecks  besserer 
Ausnutzung  der  Wasserkraft. 

Diese  Organisntioii  ist  in  den  aus  älterer  Zeit  bestehenden 
Scnscnhcimmerwerken  noch  vorhanden ,  an  ihr  wird  aber  zum 
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grossen  Teile  auch  in  den  fabrikmässig  ausgestalteten  neueren 
Unternehmungen  festgehalten. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Entgeltbemessung  ? 

In  den  älteren  Unternehmungen  mit  einer  gewissen 
Tradition  herrscht  beute  noch  die  Zeitlohnbemessung  ganz  Über- 
wiegend, lind  zwar  ist  Monatslöhnung  üblich*),  also  im  grossen 
ganzen:  bestimmtes  Arbeitspensum,  das  aber  qualitativ  allerdings 
und  deshalb  auch  quantitativ  ab  und  zu  Veränderungen  ausge- 
setzt ist  (na^-h  der  Warengattung,  die  geradr  t  i/eugt  wird),  und 
gleichniassi^  inillaufender  Zeitlohn.  Hervorzuheben  ist  dabei,  dass 
die  vorhin  ciwuhnle  Selbständigkeit  der  Arbeitsteilprozesse  eine 
ziemliche  Freiheit  in  der  Einhaltung  der  Arbtiitszeit  ermöglicht, 
so  dass,  wer  mit  seinem  Peusum  fertig  ist,  die  Rdriebsstätte  ver- 
lassen kann.  Allerdings  ist  eine  gewisse  Alihiuigigkeit  der  Ar- 
beiter von  anderen  beti  it^l)stechnischen  Monienten  gegeben,  die 
ihre  Freiheit  ab  und  zu  etwas  ciusciu-uikt,  z.  Ji.  die  Einteilung 
der  Arbeitszeit  nach  Massgabe  des  Wasserstandes  wegen  der  Ab- 
nahme der  Wasserkraft  in  den  Nachmittagsstunden,  was  einen 
Arbeitsbeginn  um  4  und  selbst  3  Uhr  morgens  mitunter  notwen- 
dig macht. 

In  dem  fabrikmässtgen  Betrieb  hat  bereits  eine 
viel  genauere  Lohnberechnungsweise  Platz  gegriffen.  Eine  Reihe 
von  Arbeiten  wu*d,  wo  sich  dies  empfiehlt,  noch  nach  dem 
alten  Tagwerkssystem  durchgeführt,  aber  die  Arbeit  muss  fort- 
gesetzt werden  innerhalb  der  Werksarbeitszeit,  ein  vorzeitiges 
Verlassen  oder  späteres  Betreten  der  Betriebsstätte  ist  untersagt, 
damit  die  Disziplin  nicht  leide.  Die  Löhne  werden  zumeist  aller- 
dings auch  noch  als  Zeitlöhne  (Monatslöhne)  vereinbart,  für  eine 
Reihe  von  Arbeiten  aber  ist  Stitcklöhnung  aufgenommen  worden, 
was  durch  die  Hinführung  einzelner  Maschinen  (/..  B.  der  Abricht- 
maschine,  die  drei  Arbeitskräfte  erspart)  gefcirdert  w'wd.  Die 
Verschiedenheit  in  der  ,\usiiiinuiig  legt  die  Diti'erenzierung  des 
Lohnes  nahe,  was  natürlich  gleich talls  zur  Bemessung  nach  dem 
Stück  drängt.  Gleichwohl  isi  hier  der  liir  die  alten  Hamnicr- 
werksbetriebe  konstatierte  engere  Zusammenhang  zwischen  dem 


l)  So  erhalten  i.  B.  in  einem  Hammerwerk  ausser  freier  Wohiumg  oder  Quartier- 
ge!d :  Essmeistcr  130  K,,  Hammerschmied  100  K.,  .\briclitcr  90  — 100  K.,  ZcuL;.schmicd 
70  K.,  Heizer  70  K.. ,  Häramerer  64  K, ,  Kramricbtcr  6^  Kronen  u.  s.  f.  iiioualiich. 
(ftleine  Daten  stammen  aus  dem  Jäbn  iS99>) 

8* 


Digitized  by  Google 


— .    ii6  — 


Arbeiter  und  seinem  Arbeitspensum  nicht  mehr  vorhanden  trotz 
des  Ueberganges  zum  Werldohn,  der  eher  eine  Steigerung  dieses 
Zusammenhanges  vermuten  Hesse,  und  bewirkt  wird  dies  genau 
genommen  durch  die  Einzwängung  des  Arbeiters  in  die  durch  die 
Betriebsordnung  voi^eschriebene  Fabriksarbeitszeit. 


Anhang  II. 

Tatsächlicher  Vorgang  der  Lohnbemessung  und  Ver- 
rechnung in  einigen  industriellen  Grossbetrieben. 

In  c^rosscn  Schiffbau-  und  Maschincnbauanstalten  werden  die 
Arbeitskräfte  nur  auf  Giiinrl  iluer  Qualifikation  ganz  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Art  ihrer  Verwendung  zu  Zeitlohn-  oder  W'erklohn- 
arbeiten  autj^enornmen.  Dabei  werden  den  neu  aufzunehmenden 
von  vornherein  als  Entjijelt  zu^csaq;t:  bei  Verwendunc^  zu  Arbeiten, 
die  nach  Mass^ahe  der  Zeit  cnilohnt  werden,  je  nach  der  Quali- 
fikation z,  B.  3  Mark  und  im  Falle  der  Verwendung  zu  Arbeiten 
die  nach  Stückleistung  oder  im  Akkord  vergeben  werden,  gleich- 
falls sozusagen  fixer  Lohnsatz,  der,  zu  dem  obigen  Taglohnsatz 
in  entsprechendes  Verhältnis  gesetzt,  etwa  4—5  Mark  beträgt. 

Die  weitaus  überwiegende  Menge  von  Arbeiten  wird  in  Ak- 
kord  (i.  e.  5.)  vergeben,  und  zwar  herrscht  das  Akkordmeistersystem 
mit  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Akkordgewinn  vor,  obwohl,  um 
den  Tatsachen  gerecht  zu  bleiben,  zu  bemerken  ist,  dass  dieses 
Akkordmetstersystem  oft  in  gruppenakkordartige  Uebernahme  der 
Arbeit  seitens  der  Arbeiter  übergeht^)  (also  nur  durch  Vermittlung 
des  Monteurs  oder  Vorarbeiters),  eine  Unterscheidung,  die  übrigens 
hier  nicht  weiter  von  Belang  ist. 

Die  Organisation  der  Arbeit  ist  eine  derartige,  dass  der  tieu 
aufgenommene  Arbeiter  einer  der  Gruppen,  d.  h.  in  der  Regel 
wohl  zunächst  einem  Meister  und  von  diesem  einem  Monteur,  der 
wieder  einer  Gruppe  vm  steht,  zugewiesen  wird.  Die  Beschäftigung 
des  einzelnen  Arbeiters  erfolgt  also  stets  im  W'ci^e  des  betreffen- 
den Monteurs  oder  Vorarbeiters,  dessen  Grujjpe  er  angehört.  Ist 
ein  Auftrag  an  einer  Maschine  auszuführen,  so  wird  zunächst  vom 


I)  Vgl.  SemAer^f  a.  «.  O.  S.  178  ff.  Ober  die  Tenninologie,  an  der  wobl  fest- 
zuhalten ist. 


—   ii8  — 


Bureau  ein  Preis-Limito  dem  Meister  vorgeschriebeo,  und  er  ver- 
handelt dann,  in  der  Regel  das  Untemehmerinteresse  vertretend, 
mit  dem  Monteur  der  Gruppe  darüber,  zu  welchem  Preise  die  be- 
treffende Arbeit  von  der  Gruppe  durchgeführt  bezw.  übernommen 
wird.  Der  Monteur  oder  Vorarbeiter  vereinbart  schliesslich  den 
Preis  mit  dem  Meister,  beispielsweise  loo  Mark. 

Kommt  nun  die  betreffende  Maschine  in  Arbeit,  so  läuft  von 
dem  Augenblicke  an  die  Lohnzahlung  für  die  —  nehmen  wir  an 
—  5  Arbeiter  der  Gruppe  auf  Rechnung  dieser  Maschine.  Die 
Aufgabe  beansprucht  nun  beispielsweise  die  Arbeitsleistung  aller 
5  Gruppenarbeiter  (d.  i.  einschliesslich  des  Vorarbeiters)  durch 
zwei  volle  Tage  und  von  3  Arbeitern  der  Gruppe  durch  weitere 
zwei  Tage.  Unter  der  Annahme,  dass  die  Arbeiter  der  Gruppe 
z.  B.  durchwegs  mit  5  Mark  »Akkordsatz«  aufgenommen  waren, 
käme  darnach  für  die  Arbeit  eine  Lohnzahhing  von  (2x5x5) 
-f- ( 2  X  3  X  5)  =  80  Mark  in  Rechnung;  es  bliche  also  ein  auf  die 
Gruppenangehörigen  zu  verteilender  »Akkordrest«  von  20  Mark. 

Dieser  Rest  wird  nicht  sofort  zur  Verteilung  gebracht;  viel- 
mehr wird  bei  der  Verteilung  eine  bestimmte  Politik  verfolgt. 

Um  dem  Herabdrücken  von  Akkordvereinbarungen  und  schon 
mehr  oder  minder  fixeren  Akkordsätzen  (für  öfter  gleichmässig- 
wiederkehrende  Auftra^^r^  i  vorzubeugen,  ist  das  Streben  der  Vor- 
arbeiter oder  Monteure  il.irnüf  gerichtet,  eine  Ausgleichung  unter 
den  Akkordresten  hcrbeizutuhrcn,  d.  h.  keine  erheblichen  Reste 
von  einzelnen  Arbeiten  als  solche  zur  Verteilung  zu  beantragen. 
Durch  die  Schwierigkeit  der  .Vrbeitscinschätzung  seitens  des  Vor- 
arbeiters ergibt  sich  von  selbst,  dass  mitunter  für  eine  Arbeit  ein 
zu  geringer  Akkordpreis  vereinbart  wird.  Es  werden  daher  Ak- 
kordreste von  günstiger  übernommenen  Arbeiten  benützt,  um  sie 
zur  Ergänzung  der  vollen  Akkordsätze  bei  ungünstiger  verlaufenden 
Aufbrägen  zu  verwenden.  Dies  wird  dadurch  möglich,  dass  die 
Monteure  dem  Bureau  darüber  berichten  lassen,  auf  Rechnung 
welcher  Arbeitsaufträge  die  Entlohnung  der  Gruppenangehörigen 
zu  buchen  ist«  und  hierin  einen  gewissen  Spielraum  haben. 

Die  Akkordreste  finden  aber  auch  gegebenen  Falls  noch  Ver- 
wendung, wenn  Arbeiter  nach  Zeit  entlohnt  werden.  Der  Fall 
tritt  aber  allerdings  nur  selten  ein.  Der  von  vornherein  verein- 
barte Zeitlohnsatz  gilt  in  erster  Linie  für  Perioden  schwächeren 
Geschäftsganges,  in  denen  eben  mehr  Arbeitskräfte  in  Zeitlohn 
beschäftigt  werden,  zum  grossen  Teil  um  von  Entlassungen  von 
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Arbeitskräften  Uiugaiig  nehmen  zu  können. 

Die  erstere  Art  der  Akkordausgleichung  ist  in  der  Hauptsache 
wohl  nur  möglich,  wenn,  wie  dies  eben  in  Maschinenfabriken  häutig 
der  Fall  ist,  eine  Gruppe  zu  gleicher  Zeit  an  verschiedenen  Ma- 
schinen auf  Grund  getrennter  Akkord  vereinbarungen  arbeitet  oder 
wenn  die  akkordierten  Arbeiten  kleinere,  weniger  Zeit  in  Anspruch 
nehmende  sind  und  daher  zeitlich  rascher  aufeinander  folgen.  Da 
diese  Art  der  Lohnausgleichung  gewissermassen  ein  Selbsthilfs- 
mittel der  Arbeiter  ist,  ohne  dass  wenigstens  offiziell  die  Betriebs* 
Verwaltung  davon  weiss  oder  lioselbe  t^cnehmigt,  ist  die  Aus- 
gleichung auch  in  der  Regel  dann  nicht  oder  nur  schwer  mög- 
licii,  wenn  die  Akkordarbeiten  in  zu  grossen  zeitüclien  Zwischen- 
räumen vorkommen.  Sie  ist  auch  nicht  inciglich  in  W  erkstätten, 
in  denen  längere  Zeiträume  hindurch  stets  eine  und  dieselbe  .\rt 
von  Maschinen  ausj^efülirt  wird,  da  ja  in  diesem  Fall  der  akkor- 
dierte  Lohn  stets,  der  gleiclu-  bleibt,  also  sozusagen  die  Akkord- 
löhnung zur  StUcklöhnuiij^^  wud. 

Da  das  Lohnbureau  die  Kostenberechnung  nach  Fertigstellung 
der  Arbeit  durchzuführen  hat,  sind  Ausgleichungen  wohl  auch  nur 
innerhalb  verhältnismässig  kurzer  Zeit  nach  der  Fertigstellung, 
höchstens  i — 2  Wochen  hindurch  möglich.  Die  Angabe,  auf  wel- 
che Akkordarbeit  die  Akkordtaglohnsätze  (also  die  höheren)  ab- 
zuschreiben  sind,  erfolgt  täglich  oder  alle  zweiten  vielleicht  dritten 
Tage  durch  den  Arbeiter  selbst,  jedoch  stets  erst  nach  Rück- 
sprache mit  dem  Vorarbeiter  der  Gruppe,  und  zwar  entweder 
direkt  an  das  Arbeitsbureau  während  der  Arbeitszeit  oder  viel- 
fach durch  Notierung  auf  kleinen  Tafeln,  die  beim  Verlassen  der 
Fabrik  am  Ausgange  abgeliefert  werden. 

Die  eigentliche  Verrechnung  und  Akkordausgleichung  ist  da- 
her Sache  des  Monteurs  oder  Vorarbeiters,  der  auch  schliesslich 
die  Arbeit  »fertig  schreiben«  iasst.  d.h.  erklart,  dass  auf  die  Ar- 
beit kein  Lohnbetrag  mehr  in  Rechnung  /u  setzen  kommt.  Der 
dann  noch  restierendc  Betrag  \  om  \  creinbarten  Akkord  wird  bei 
der  nächsten  Lohnauszahlung  unter  die  Gruppenatbcilcr  verteilt. 
Im  allgemeinen  betragen  dank  dieser  Akkordausgleichungspolitik 
die  so  zur  Verteilung  gelangenden  Reste  nicht  mehr  als  etwa 
5  Proz.  der  vereinbarten  Akkorde^). 

I)  leb  verdanke  di«3e  MiUcilungen  vcncUedeoen  meiaer  Schflier  der  Maichiiicn- 
bombteiliii^,  die  eis  SctilMser  oder  anderweitige  Hilfsarbeiter  das  oder  die  vor  ibrem 
Hochschulstudium  erforderlichen  pralctischcn  Lehrjahre  in  grossen  Betrieben,  wie  Krapp, 
Blohm  und  Voss  u.  a.  m.  zuradtgelegt  tiaben. 
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Anhang  III. 

Zur  Erläuterung  der  Zeiflohnprämien^steme. 

Zwei  Arten  der  Prämienberechnung  sind  auseinanderzuhalten, 
entweder  wird  zum  Stundenlohn  für  die  wirklich  gebrauchte  Zeit 
eine  gleichbleibende  Quote  von  dem  ersparten  Zeitlohn 
oder  eine  variable  Quote  zugeschlagen.    Das  erstere  ist  beim 

System  Ilalsey,  Weir  und  Taylor  der  Fall,  das  letztere  beim  Sy- 
stem Roiuan^  sie  beträgt  hier  t/T,  nimmt  also  mit  abnehmen- 
dem t  ab. 


IstT  =  Grundzeit  (allowed  time) 

t  =  gebrauchte  Zeit  (i.  d.  R.  Stun- 

deiuabl) 
I  =  Stundonlolinsat/ 
q  =  die  konstante  Quote 
L  KGesamtlohn  flir  die  Arbeit 


dann  i$t  för  dM  SjMcm 

Halsey:  L=U  +  (T-t}Kq;q  =  — 

^  3 

Rowan :  L  =  tl     i  -j-  ^      weU  q  =  ^ 


Bei  gey;ebener  Grundzeit  T  =  lO  Stunden  für  eine  Arbeit 
und  Stundenlohn  1  =  0,30  Mark  erhält  man  für  die  stündlichen 
Lohnverdienste  daher  folgende  Ziffern: 


l 

ei  Arbeitsilaucr  (tj 

Zeitlohn 

Werklohn 

Halsey 

Mark 

Rowen 

i  n 

10 

Stunden  (Grundzeit j 

0,30 

0,30 

0,30 

0,30 

9 

•  • 

0,50 

•.333 

0.3" 

0.33 

8 

0,30 

0.375 

o,3«5 

0,36 

5 

0,60 

0,40 

0.45 

4 

»  » 

0,30 

0,75 

0,45 

0.4« 

a 

0.30 

1,50 

0,70 

0,54 

Die  Verdienste  stei;^en  also  aussei  beim  Zeitlohii.s\'.slcm  durch- 
ux'g,  aber  in  sehr  verschiedenem  Ausmasse,  wie  dies  die  Kurven 
des  nachstehenden  Diagrammes  I  erkennen  lassen. 
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I.  Diagmiiin  d«r  ttOndlielien  Verdienste  mit  sonehmender  2eitenp«nile. 


Für  denselben  Fall,  in  dem  also  vom  Arbeitgeber  Zeitbedarf 
von  lo  Stunden  für  Durchschnittsarbeit  und  damit  Kosten  der 
Arbeit  mit  3  Mark  angenommen  werden  konnten,  ergaben  sich 
nun  je  nach  Wahl  des  Berechnungssystemes  mit  fortschreitender 
Zeitersparnis  sehr  verschiedene  Arbeitskosten. 


II.  Diagramm  der  für  die  ganze  Arbeit  aufgewendeten  Lohnbeträge  mit  zu- 
nehmender Zeitersparnis. 
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Auf  der  Y-Achse  sind  die  Lohnbeträge  verzeichnet,  auf  der 
X-Achse  die  Zeiten. 

Die  von  A  ausgehenden  Kurven  bezeichnen  das  Ausmass  an 
Lohn,  das  bei  den  einzelnen  Systemen  für  die  Arbeit  bei  jedem  Quan> 
tum  wirklich  gebrauchter  Arbeitszeit  (innerhalb  der  Grund- 
zeit) tatsächlich  gezahlt  wird.  Also  zei^^t  l)ei  der  f^e;^u  bcnen  Grund* 
zeit  =  lO  Stunden  und  einem  zugesicherten  Stundenlohn  von  0,30 
Mark  bei  tatsächlich  gebrauchter  Zeit  von  5  Stunden   die  Kurve 

des  Zeitlohnes  AO     bei  Z'    auf  einen  Lohnbetrag  in  der  halben  Höhe  wie  bei 

lOBtönd.  Arbeit, 

»  Werklohnes  AW  >  W'  auf  denselben  I.dhti! f  rap  wie  hei  lostün  i.  Arbeit, 
»    Systems  Halsey  AH      *   H'  aaf  dnen  Lohnbeiiag  von '/s^*^  ^hnes  bei  lostünd. 

Arbeit, 

»        *        Rowtin    ARO    -    R'  auf  einen  I.olin  von  2,25  M. 

Der  Werklohnsat/  llcibl  also  kon.stant,  wie  viel  Zeit 
der  Arbeiter  auch  ersparen  inaL;  Hei  Zeitlohn  sinkt  der  auf 
diu  Arbfit  enifalU  ndi- T  ,ohn.mt\vand  proportional  mit  der  Vermin- 
derung der  tatsaclilich  ^ebrauciiten  Zeit,  so  dass  der  Arbeiter  aus 
der  Steigerung  seiner  Leistuni^.  d.  h.  Ersparung  an  Zeit  i^'ar  is'einen 
Nnt/.en  zieht.  Beim  Präniu:ns\ .-,icni  / /a/si)- sinki  der  Loluiaul  w  auu 
gleichfalls,  jedoch  langsamer:  die  Prämie  {==  '/n  des  jeweilig  gegen- 
über der  Grundzeit  ersparten  Zeitlohnbetrages)  bewirkt  die  Diffe- 
renz des  Steigungswinkels  der  Kurve  AH  gegenüber  der  Zeit- 
lohnkurve AO,  bewirkt  also,  dass  die  Kosten  der  Arbeit  nie,  auch 
nicht,  falls  die  gebrauchte  Zeit  ideell  gedacht  null  würde,  selbst  ganz 
null  werden.  Beim  Prämiensjrstem  Rowan  nimmt  der  Lohnaufwand 
gleichfalls  ab  mit  Verminderung  des  Zeitaufwandes,  anfänglich 
jedoch  in  geringerem,  -später  (bei  grösserer  Zeitersparnis  als  der 
Hälfte)  in  stärkerem  Ausmasse  als  beim  System  Halsey. 

Die  Lohnaufwendung  beträgt  also  ffhr  die  ganze  Werklei« 
stung: 


bei  Afbeitsdauer 

Werklohn 

System  Halsey 

System  Rowan 

von 

in  Mark 

10  Stunden 

300 

3,00 

9  » 

.  3.00 

2,80 

2,97 

8 

3.00 

3,60 

S.8S 

5 

3.00 

2, CO 

2,25 

4 

3,00 

1,80 

1,92 

3  » 

3.00 

1,60 

I.S3 

2  > 

3,00 

1,40 

1,08 

Anfänglich,  d.  h.  für  die  ersten  Zeitersparungen  ergibt  das 
System  RiKvan  nocii  ij'^'^'^fik'^''''^  W'erkverdienste ;  zwischen  der  6. 
uiul  7.  ersparten  Stmule  und  von  da  ab  mit  jeder  weiteren  Kr- 
sparuni^  -esLaUei  sich  die  Sachlage  für  den  Arbeiter  beim  Sy- 
stem iiaüty  j^unstiger. 
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Anhang  IV. 


Ziffernmässiges  über  die  Wirkungen  der  Stabilisierung 
in  den  österreichischen  Staatsbahnwerkstätten. 

Die  Arf^umente  der  badischen  Staatseiscnbalinverwaltung  ge- 
gen die  .Stabilisieruni^  der  in  den  Werkslälten  bescliafilL^ten  Ar- 
beiter werden  u.  a.  auf  die  Entwicklung  der  nachstehenden  ZilYern- 
reihen  gestützt,  die,  aus  den  amtUchen  Berichten  der  österreichi- 
schen Staatsbahnen  entnommen,  die  .Abnahme  der  Leistungen  der 
stabihsierten  Werksliittenarbcitcr  in  den  österreichischen  Staats- 
werkstatten  dartun  sollen. 


.\uf  1  Krone  Lolui 
cntfiillt  Material- 
wert in  Kronen 

1S92  1,^ 

1594  1,27 

1595  1.21 


Aii/;ilil  der 
Werkstattcn- 
arbeuer 

43S5 
•  4735 
5010 

54-' I 


Wert  des  vcrarhci- 
tclcn  Materinlcs  in 
Tausenden 
Kr. 

0846 
7006 

76  Li 


Durchschnitlii  ver- 
dienst pro  Arbeiter 
und  Arbeitstag 
Kr. 

i.M 

1-21 

vH2 


1897 
1S9S 
IS99 


1,12 

1,09 
I.OS 


60S6 
65S2 
7  2  68 
7701 


801 1 
8414 

897^» 
931 1 


i.Sö 


1900 
1901 
1902 


1 ,06 
1,06 
1,04 


7090 
H524 
853' 


2^902 
10  370 
10  429 


i,i8 


Der  Verwaltungsbericlit  stellt  die  durchschnittliche  jahrliche 
Zunahme  der  Arbeiterzahl  vor  der  Stabilisierung  im  Mittel  der 
4  Jahre  1892/95  mit  6,7  Prox.  fest,  nach  der  Stabilisierung  1S96/99 
mit  fast  12.  Pro/.. 

Nach  einer  einfacheren  Methode  der  Berecimung  beträgt  jedoch 
der  Zuwachs  von  1892  auf  1895  :  1036  Arbeiter,  das  macht  gegenüber 
dem  Stande  von  1S92:  23,5^  Pro/..,  also  pro  Jahr  7,8  IVoz,,  nach 
der  Stabilisierung  betrug  der  Zuwachs  von  1896 — 1S99:  1615,  ge- 
genüber dem  Stande  von  1896  eine  Vermehrung  um  26,5^  Proz., 
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also  pro  Jahr  8,8  Proz.  Fasst  man  aber  den  ganzen  Zeitraum 
1896/1902  ins  Auge,  so  stellt  sich  der  durchschnittliche  Zuwachs- 
Prozentsatz  pro  Jahr  auf  nur  6,6  Froz. 

Die  Argumentation  der  Verwaltung  stützt  sich  aber  weiter 
auch  auf  das  Verhältnis  der  Arbeiterzahl  zum  Wert  des  ver- 
brauchten Materiales.  Dieser  Beweis  leidet  an  der  Ausseracht- 
lassung  der  Entwicklung  des  Betriebsumfanges.  Damit  bleibt 
aber  auch  völlig  ausser  Betracht,  welche  Verschicbungen  in  der 
Zahl  der  Arbeiter  in  den  einzelnen  Arbeitskaiegorien  und  damit 
weiter  insbesondere  in  dem  Verhältnisse  der  Zahl  derjenigen  Ar- 
beiter, die  zum  Materialverbrauch  in  Relation  yesetzt  werden  kön- 
nen, zur  Zahl  jener  Arbeiter,  bei  denen  solches  unzulässig  ist, 
mit  der  Ausdehnung  des  Betriebes  eintreten  konnte,  vielleicht  so- 
gar inussle. 

Dazu  kommt,  dass  die  Leistungen  der  Werkstätten  spezifi- 
sche »Erhaltungsarbeit«  sind,  also  überwiegend  Reparaturarbeit. 
So  sind  1902  in  Reparatur  gestanden:  2941  Lokomotiven,  2106 
Tender,  19739  Personen-  und  Dienstwagen,  83954  Guterws^en. 
Kommen  denn  aber,  so  muss  geliagt  werden,  bei  Reparaturen 
die  Materialquanten  in  einem  so  konstanten  Verhältnisse  zur  Ar- 
beitsleistung in  Frage,  dass  nach  dem  Materialkonsum  die  Lei- 
stung bemessen  werden  kann  f  Aber  auch  angenommen,  dass  eine 
gewisse  Gleichmässigkeit  in  diesem  Verhältnisse  bei  grossen  Be> 
trieben  Platz  greifen  kann,  hat  nicht  auch  die  Zusammensetzung 
und  Beschaffenheit  des  Fahrbetriebsmateriales  Einfluss  auf  dieses 
Verhältnis?  Und  erfährt  nicht  diese  Relation  durch  die  technische 
Vervollkommnung  der  Fahrbetriebsmittel  eine  Veränderung?  Muss 
denn  nicht  Bedacht  genommen  werden,  dass  mit  der  Verbesserung 
und  den  Forlschritten  in  der  Hinrichtung,  namentlich  der  Loko- 
motiven, aber  auch  sonstiger  Fahrbetriebsniittel  eine  andere  Sach- 
lage für  die  Reparatur. irbeiien  i^escharten  ist,  dass  bei  diesen 
Reparaturen  der  vollkommeneren  h'ahri)etricbsiniltel  der  Aufwand 
für  Materialersatz  (wenn  auch  niclit  allgcmem,  so  doch  bei  vielen 
Kategorien)  veriuiltnisniassi;^  al)nitnint? 

Dass  der  von  der  badisclien  Verwaltung  präsumierte  Kau- 
salzusammenhang kein  zwin;4ender  ist,  dass  SchwankuuLjen  in  dem 
auf  einen  Arbeiter  durciischuittiich  enttallenden  Matei  ialverbrauchs- 
wcrt  bei  ziemlich  i^lcichbleibiiKieii  Materialpreisen  vorkommen, 
ohne  dass  eine  Begründung  dafür  in  der  iMitlohnungsändorung  er- 
blickt werden  kann,  zeigen  diese  Durchschnittsziflfern  in  ihrer 
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Veränderung  von  Jahr  zu  Jahr.  Der  mittlere  von  einem  Ar- 
beiter verarbeitete  Materialwert  betrug: 


Der  baiiischc  Vcrw.iltun^sbericht  sucht  diese  Srhwankun^^en  mit 
den  Materialpreisschwankungen  zu  erklären,  fuhrt  aber  für  die  öster- 
reichischen Staatsbahnwerkstätten  die  deutschen  Marktpreise  der 
betreffenden  Jahre  an,  ohne  Rücksicht  darauf,  mit  welchen  Ma- 
terialpreisen die  österreichische  Verwaltung  tatsächlich  zu 
rechnen  hatte.  Mag  der  Kupferpreis  immerhin  als  international 
gelten,  für  Walzeisen  und  Schwarzblech  können  deutsche  Markt- 
preise  für  österreichische  Unternehmungen  sehr  gleichgültig  ge- 
wesen sein.  Keinesfalls  trifft  die  Argumentation  betreffs  der  Ma- 
terialpreise für  die  Schwankungen  in  der  Periode  1892/94  zu^).  Hier 
wäre  übrigens  noch  darauf  aufmerksam  zu  machen«  dass  in  grosser 
Zahl  minder  leistungsfähige  Arbeitskräfte  eingestellt  worden  sind, 
dass  der  Nachwuchs  also  den  Durchschnitt  ^gleichfalls  drücken 
musste.  Unter  dem  Einflüsse  dieses  Rückganges  der  Durchschnitts^ 
leistungsfühigkeit  steht  die  Bewegung  des  Durchschnittsverdienstes 
gerade  nach  der  Stabilisierung  (1896  auf  1898!) 

Noch  weniger  slichh;!lti'_;  ist  der  Hinweis  auf  die  Vorhältnis- 
ziffern  :  Materi.ilautwand  zu  I  .ohnaufwand.  \'or  allein  aus  den  oben 
\m  Text  aiii^i  inlirten  (iründen;  der  W  raiulerung  in  den  T.olmsat/en 
bemi  Ucbergau_L;c  vom  W'erklohn-  zum  ZeitloiinbeinessunL;^s\'stem. 
Will  mau  iibrigens  derartige  Verhaltnisi^iftern  \  t  rwendcn,  so  darf 
man  sich  nicht  mit  den  aii^emeincn  Hauptziffern  begnügen,  son- 
dern nniss   in  die  Details  eindringen.    Ks  ist  dann  festzustellen, 

l)  Die  Fret*h'c\'.  ei;uTip;;  am  österrcithi'ichcn  Elscimiarkt  ist  sulbsivcr^iändlich  nicht 
unabhängig  von  den  Konjunkturen  aut  aubläncUhciten  Märkten,  aber  gleichwohl  ist  die 
PretsgeBtaltung  im  Laufe  der  letzten  lo  bis  15  Jahre  in  erster  Linie  foa  den  Wir- 
kungen des  Umgcstaltnngsprozessea  beherrscht  gewesen,  der  sich  in  der  Produktions- 
technik in  den  ö.stcrrrichM  heii  Werken  etwas  vcrs|iätL>t  voll/oj^en  hat.  iJie  Preise 
bincl  (i.ihcr  Iva  j^'cnannieii  Zcitr.uini  mit  ^er;ni;cn  L  ntcrbrcchuny;en  f;ef.\llen.  Manche 
Artikel  haben  im  f'ruisu  50  *^/^  eingcbusist.  Die  i'rcis^lcigciung ,  die  in  Deutschland 
1894 — 1897  sich  benierltbar  machte,  ist  in  Oesterreich  erst  von  1898  auf  1899,  nnd 
auch  da  in  wesentlich  Bcbwftcherem  Aasmasse  in  beobachten  gewesen.  Der  Frisch- 
Kohcisenpreis  ist  von  1890  bis  1896  Überhaupt  konstant  gefallen,  von  1S96  auf  1898 
um  3%  gestiegen. 


vor  der  Stabilisierung 


nach  derStabilisierung 


i!>92  1431  Kronen 


1896  13 16  Kronen 


1893  »444  » 

1894  1398  > 

1895  1405  » 


1897  127S  > 

1898  1235 

1899  1209  > 

1900  1238  » 

1901  1346  > 
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in  welcher  Weise  sich  die  Lt)iinaul\vendungt'n  auf  die  einz(;lnen 
Katei,forien  von  Arbeiten  verteilen.  Die  Steigeriini;  uder  Abnahme 
lies  Maldialwcrles,  der  auf  die  Einheit  des  Arbcitslolnics  enltailt, 
kann  B.  auch  darin  ihren  Grvind  haben,  (ia>s  bei  einem  be- 
sliuiinien  Stiick  (Maschinenbestandlcil  oder  dy,l.j  eine  solche  \'tr- 
änderung  in  der  Ausgestaltung  eingetreten  ist,  dass  zur  Erhaltung 
desselben  ein  grösserer  Arbeitsaufwand  ohne  Steigerung  des  Ma- 
terialaufwandes notwendig  geworden  ist.  Dass  eine  gewisse  Un- 
gleichheit in  dem  Verhältnisse  zwischen  Arbeitslohn-  und  Material- 
aufwand unter  den  verschiedenen  Erhaltungsarbeiten  besteht,  geht 
aus  folgenden  Ziffern  hervor. 

In  den  Werkstätten  wurden  verausgabt  bei  den  die  Haupt- 
ausgabeposten bildenden  Arbeitskategorien  für  Erhaltung 

I.  der  Lokuinotiven       2.  der  Gepick-  and  ,  ..... 

und   leiider  I'iTsorn-nwai'cn 


vom 

gesanUen 

voin 

gesamten 

vom 

gesamten 

Lohn- 

Material- 

Lohn- 

.Material- 

Lohn- 

Material* 

aufwand 

aufwand 

aufwand 

aufwand 

aufwand 

aufwand 

1894 

34,«9% 

3«.93"/o 

»».52% 

20,69% 

20,57% 

1895 

3».79  » 

30.19  » 

»9.93  » 

10,67  * 

22,17  ■ 

23.88  » 

1896 

33-2 1  • 

29,48  » 

19.02  - 

10,08  » 

21.57  • 

22,92 

1S97 

30,62  » 

iS.äi  > 

»o,34  » 

21,79  • 

32»43  ' 

1898 

38.18  . 

32.39  » 

19,20  • 

10.73  • 

ai,97  » 

«5.59  » 

I.S99 

36,96  > 

2S,75  » 

19,58  * 

10,68  . 

22,07 

24,90  » 

1900 

35.74  • 

28,72  . 

19,27  » 

10,76  » 

22,07  . 

23.4t>  • 

I90I 

37.88  * 

3«.4S  » 

19,29  » 

11,12  • 

23.24  » 

22.94  * 

190a 

38,79  • 

3«.94  » 

19*46  • 

10,78  • 

22,84  * 

«1,42  » 

Die  vorstehenden  Ziffern  zeigen,  dass  ein  Parallelismu-s  in  der 
Bewegung  zwischen  Lohn-  und  Materialaufwand  bei  den  einzelnen 
Arbeitskategorien  nicht  angenommen  werden  darf.  Die  Differenz 
des  prozentuellen  Anteiles  beider  Kostenfaktoren  vom  Gesamt- 
aufwand betrug  bei  der  Lokomotiverhaltung  1894  :  2,36  und  1S08: 
8,21  zu  Uiv^un.sten  des  Arbeitslohnanteilcs,  während  gleichzciti;..]^ 
bei  der  t jutcrw.iLrcncrhaltung  die  Differenz  von  0,12  zu  Ungun- 
sten des  Arbcitsantcilcs,  zu  3,62  zu  Gunsten  des  Arbt-itsanteiles 
sich  verändert  hat.  Wir  dürfen  daher  chci  allfj^emein  sa;j;cn:  der  Ma- 
terialverbrauch für  die  \\'erksiättenarl)eiten  mit  den  vei  haliiu.sinassig 
Wertvolleren  Materialien  ist  relativ  zurückgegangen,  während  der 
Materialverbrauch  für  Arbeiten,  bei  denen  weniger  wertvolle  Ma- 
terialien in  Betracht  kommen,  relativ  merklich  gestiegen  ist 

Alle  diese  Tatsachen  sind  in  der  Beweisführung  der  badischen 
Staatsbahnverwaltung  unberücksichtigt  geblieben,  und  deshalb  kann 
die  Behauptung,  dass  die  Produktivität  der  Arbeiter  durch  Ab- 
nahme der  Arbeitsintensität  infolge  der  Stabilisierung  gelitten  habe, 
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nicht  als  erwiesen  angenommen  werden.  Gegenüber  dieser  ab- 
lehnenden Haltunt;  der  badischen  Staatsbahnverwaltung  liegt  es 
übrigens  nahe,  auf  die  be/.üglicben  Verbältnisse  in  den  badischen 
Eisenbahnwerkstätten  das  Augenmerk  zu  richten.  Da  ergibt  sich, 
dass  in  den  Hauptwerkstätten  einer  Lohnsteigerung  von  iSy4  auf 
1902  um  30  Pro/.,  eine  Steigerung  des  Materialverbrauches  um  nur 
15  Pro/,  zur  Seite  steht.  Berücksichtigt  man  die  Niedrigkeil  der 
Materiaipreisc  1902  und  stellt  man  die  fünfjährigen  Durchschnitte 
von  1H93  — 1897  denen  von  1898  — 1902  tiir  die  gesamten  Werk- 
stätten (Haupt-  und  BetriebswerkstatLeii)  gegenüber,  so  ergeben 
sich  folgende  Resultate : 

180  V97  kSuS,902  .^.«^"L 

'  ■  •  ■'  in  Pro/.enteo 

DurchschnitU-Arbeitmtand :  2422  Arbeiter  3145  Arbeiter  35.3 
DurcbschnittsTnateriiiliuifWand:      1,782  Mill.M.       1,981  Mill.  M.  11,3 

Die  Arbeiterzahl  ist  also  relativ  mehr  als  dreimal  so  stark 
gewachsen  als  der  Materialaufwand !  Auch  der  Lohnaufwand 
erfuhr  in  den  Duk  h schnitten  der  beiden  fünfjährigen  Perioden 
von  2408  aul  3176  .Millionen  Mark  eine  Steigerung  um  fast  32  Proz. 
In  der  ersten  Periode  entfallen  aul  einen  Arbeiter  735,8  Mark,  in 
der  zweiten  nur  noch  629,8  Mark  Materialaufwand.  All  dies  ohne 
Stabilisierung  I 
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Die  holländisclieii  Arbeitskammern. 

Ihre  Entstehung,  Organisation  und  Wirksamkeit. 

Von  Dr.  Bernhard  Harms, 

PrtvktdoMBt  »II  d«r  ÜntTcraftKl  Tttbimgen. 

Gross  8.   1903.   H.  6.—. 

 Verlag  der  H.  Laupp'schex  Buchhandlung  in  Titiiixokn.  

Die  Landarbeiter  in  den  evangelischen  Gebieten  Nord- 
dentschlands.  In  Binseldarstellongen  nach  Erhebungen  des 
Evangeliech'Soziftlen  Kongresses  herausgegeben  von  Dr.  Hax 
Weber,  Professor  der  Politischen  Oekonomie  an  der  ünivereitftt 

Heidelberg. 

Die  ,,LaodarbeIter*^  ersebelnen  in  acwangloüen  Heften.  Preis  pro  liegen 
ta  der  HnbsertptloB  SO-SS  Pf.,  Im  EluelTerkanf  40-&0  Pf. 

Zur  Ausgabe  gt-hingten : 

Erstes  Heft:  Die  Landarbeiter  in  der  Provinz  Sachsen,  so- 

wie  den  Herzoiftilniorn  Hrauuschwti*;  und  Anlialt  diirüfcstellt 
von  Dr.  S.  Goldschuiidt.  Mit  einer  Vorbemerkung  von 
Max  Weber. 

Gross  8.   1899.  Im  Abonnement  M.  3..S0.   Im  Kinzelverkauf  M  5.  . 

Zweites  Heft:  Die  Landarbeiter  in  den  Provinzen  Schleswig" 

Holstein  und  Hannover  »"»srlidi         We.ser,  sowi<^  in  dem  He- 
biete  des  Fürstentums  Lübeck,  der  freien  Städte  Lübeck,  Ham- 
burg und  Bremen.    Von  Dr.  A.  Grnnenberg. 
Oroes  8.   1899.  Im  Abonnement  M.  4  SO.   Im  Einxelverkuuf  M.  G.CO. 
Drittes  Heft:  Die  Landarbeiter  in  Nieder-  nnd  Mittelschlesien 
^    Von  Dr.  A.  Klee. 
Gross  8.    1902.   Im  Abonnement  M.  3.80.  Im  Einzelverkauf  M.  5.50. 


Digitized  by  Google 


X  C  B.  fflo b r  (paul  Siibtdi)  in  CfiUngm.  «f» 


Preisermässigmig« 

Den  Prcb  der 

6vaiij)elUd>-j$0|UUii  Zeitfra^en 
berausgegeben  mit  Unterstutjung  des  evangellHh-sojUilen  Kongresses 
>on  Professor  Otto  BurmgftHtn 

set|c  id)  bis  auf  weiteres  auf  20  pf.^ro  Dr  «mer  fest. 
'JnbAlt  der  erschi»«*«*^^'^'* 

erste  f  -.^l^.'      «{817  » 

afatn  sif.  1891.  — .50  ^y30 
„  3.  BaurogartCB,  D«r  Seelsorger  unsrer  Cag«.  1891.  —.50  ^  '^JO 
«    4-  COtX»  Cbiisttntvm  und  Hrb«it(rb<we9un9.  6tn  Zwif- 

9«»prSd>.  1891.                                          —.SO  —.10 

m     5.  $t$Ckcr,  So}taldemohratie  und  $0|ialmönarchie.  1891.  — JS^  —JO 

I»  6.  POn  SOdet,  Reformation  und  sojialc  frage.  1891.  — .50  —M 
»     7-  V.  d.  60|tS,  Die  Hufgaben  der  Kirche  gegenüber  dem 

Hrbcitcrstande  tn  Stadt  und  Cand.  189t.  —.50  — m 
m  B/9.  Oldtttaff»  DIt  ZUU  4fr  dcatsdHii  SofUMtmokratte. 

1891.  I.—  — 40 
»    10.  QuiStorp,  Die  sojiale  Dot  der  Uindtid}«n  Hrbctttr  und 

ihre  Hbbilfe.   1881.                                         —.50  -  ^ 

Zweite  Reibe. 

Q«ft  1.  Kade,  Unm  Cand^emeindm  und  das  Stmiindcidcal. 

1891.  —.50  — Jo 

»     2.  nUyer,  Die  ländlid)en  6enossen$d)aftcn  als  (Qittel  }ur 

Organisation  des  Bauernstandes.  1891.  -*«90 

•  s.  H>n9*6<^*^**ndinirtsd)aft*ffibnm9imHrbelt«rbaiis- 

l^alt.    1892.  —.SO  — JO 

•  4/5-  Wrfcb-inöllcr,  6ewfrbcgcrid)tc  und  6inigung$ämttr 

in  Deutsd>land  und  6ngland.    1Ö92.  1.—  —40 

„    t,  JIrMtt»  Di«  Religion  der  Sojialdcmokratie.  1892.  —»so  —«so 

„     7,  ©elW»  frauenberuf.  ein  Beitrag  f«r  frauenfrage.  189a.  —.50  — JO 
n     8.  Cranb,  Kürjcrc  Hrbcitsjfit.  (ti\t  besonderer  Rcrüd^id)- 
tigung  des  Programms  der  cvangelisd>cn  Hrbcitervir- 

eine.   1893.  —  J>o  — %ao 
w    9.  f «fttt»  VcrridMfung  gegen  unversdiutdete  Hrbritslosig- 
hiit.  Zur  Orientierung  und  Bespredinng,  spqiell  Kr 

evangelisd)«  Hrbeitervtrelne.   1894.  —.80  —.«0 


DrmA  Ytm  H.  I^opp  jt  im 
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